Biblioteka Glöwna i OINT 
Politechniki Wroctawskie) 


I) 


100100239030 


Handbuch des Deutſchtums 
in Polniſch⸗Oberſchleſien 


Eine Sammlung 
der im Abtretungsgebiete geltenden Grundgeſetze 
für die nationale Minderheit 


Herausgegeben vom Deutſch⸗Oberſchleſiſchen Volksbund für 
Polniſch⸗Schleſien zur Wahrung der Minderheitsrechte E. V. 


Mit einer Karte von Polniſch⸗Oberſchleſien. 


Kattowitz 1922 


Verlag der Kattowitzer Buchdruckerei⸗ und Verlags⸗A.⸗G. 
vorm. G. Siwinna. ; 


* 2 9 
2 2 va er „ # 8 ERP 
— Ci À LAN re u De € = 5: 
er 2 — 
— — . 
3 “ 5 


Handbuch des Deutſchtums 
in Polniſch⸗ een 


Eine e 
der im Abtretungsgebiete geltenden Grundgeſetze 
* ne > für die nationale Minderheit 


Herausgegeben vom Deutſch⸗ Oberſchleſiſchen Volksbund für 
Polniſch⸗ Se zur Wahrung der Minderheitsrechte E. V. 


Mit einer Karte von Polniſch-Oberſchleſien. 


Kattowitz 1922 
Verlag der Kattowitzer Buchdruckerei⸗ und Verlags⸗A.⸗G. 


, 8 Ze ; 
u — sf wit > « "a 
Fe k DA u Dig 2 il re PRE, 8 r + BE en 
1 AT a | Re r NT RESTES PR AR CERN DE 


+ 
ë 
5 
S 
72 
2 
8 
8 
3 
. 
— 
= 
8 


Zum Geleit. 


Die Abtretung oberſchleſiſchen Gebiets an die Republik Polen ſtellt uns Deutſche 
vor völlig veränderte Verhältniſſe. 

Wir müſſen unſere Pflichten als vans Staatsbürger gewiſſenhaft er⸗ 
füllen. — 
Wir haben als polniſche Staatsbürger. deutſcher Nationalität das Recht und 
die ſittliche Pflicht, einzutreten für die Erfüllu der von der Republik Polen 
gegenüber der deutſchen Minderheit übernommenen Verpflichtungen. 


Handbuch des Deutſchtums in Polniſch⸗Oberſchleſien 


ſoll jedem Deutſchen die Kenntnis der ihm obliegenden Pflichten und der ihm 3u- 
ſtehenden Rechte vermitteln. 

Durch gewiſſenhafte Erfüllung unſerer Pflichten und durch die vollkommene 
Wahrung unſerer Rechte werden wir im Zuſammenſchluß aller Deutſchen unſer 
Ziel erreichen: 

Bewahrung unſeres Volkstums in der Republik Polen. 


Kattowitz, Ende Mai 1922. 


Deutſch⸗Oberſchleſiſcher Volksbund für Polniſch⸗Schleſien 
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Vorbemerkung. 


Die vorliegende Textausgabe der wichtigſten Grundgeſetze für die deutſche 
Minderheit in Polniſch-Schleſien findet ihre Rechtfertigung darin, daß unmittel- 
bar beim Übergange der Staatshoheit an die Republik Polen zahlreiche Exiſtenz— 
fragen wirtſchaftlicher und kultureller Art auftauchen werden, die den deutſchen 
Bewohner Polniſch-Schleſiens zwingen, ſich mit dem neuen Rechte ſeiner Heimat 
vertraut zu machen. An Stelle der in mannigfachen Geſetzblättern und Einzel: 
ausgaben verſtreuten Texte werden die grundlegenden Vorſchriften in einem Bande 
geſammelt geboten. 

Die Auswahl der abzudruckenden Geſetze ergab ſich von ſelbſt aus dem 
Zweck der Zuſammenſtellung. Sie will dasjenige bringen, was die Grundlagen 
des ſtaatlichen, völkiſchen und wirtſchaftlichen Lebens für die Deutſchen Polniſch— 
Schleſiens enthält. | 

Der Friedensvertrag von Verſailles, auf deſſen Machtſpruch mittel- 
bar der Wechſel der Staatshoheit beruht, beſchäftigt ſich mit Polen im 8. Ab— 
ſchnitt des III. Teiles, enthaltend die Artikel 87 bis 93. Aus den »Finanziellen 
Beſtimmungen« des IX. Teiles waren Stellen abzudrucken, die ſich auf die Über— 
nahme deutſcher Reichsſchulden durch die Erwerberſtaaten ſowie auf den Übergang 
des Staatseigentums an Polen beziehen. Die »Wirtſchaftlichen Beſtimmungen« 
des X. Teiles bringen im Art. 268 eine grundlegende Vorſchrift über die Zoll- 
freiheit der Roh- oder Fertigerzeugniſſe aus dem abgetretenen Gebiete beim Über— 
gange in den deutſchen Zollbereich, im Art. 278 die Verpflichtung des Deutſchen 
Reiches zur Anerkennung der von ſeinen bisherigen Bürgern infolge der Abtretung 
erworbenen neuen Staatsangehörigkeit und endlich im Art. 297 einige Grund— 
ſätze über die Liquidation. 

Der Minderheitenſchutzvertrag, durch Art. 93 des Friedensvertrages 
vorbereitet, iſt zwiſchen den alliierten und aſſoziierten Hauptmächten (Vereinigte 
Staaten, England, Frankreich, Italien und Japan) und der polniſchen Republik 
gleichzeitig mit dem Friedensvertrage geſchloſſen und in ſeinem Art. 12 unter 
die Garantie des Völkerbundes geſtellt worden. Er enthält geltendes polniſches 
Recht, verpflichtet aber auch als völkerrechtliches Abkommen Polen, alle in ſeinem 
Bereiche beſtehenden und noch zu erlaſſenden Geſetze mit ſeinen Vorſchriften in 
Einklang zu bringen. 

Die Genfer Note vom 20. Oktober 1921 ſetzt im Zuſammenhange mit 
der am 20. März 1921 erfolgten Abſtimmung die neue Grenze feſt, zeichnet 
die Grundlinien für die künftige Wirtſchaftsgeſtaltung in Oberſchleſien und be— 
reitet das deutjch-polnifche Abkommen vor. 

Das polniſche Autonomiegeſetz, ein Beſtandteil der polniſchen Verfaſſung, 
enthält die Vorſchriften über die Organiſation der Wojewodſchaft Schleſien, über 
die Rechtsgebiete, die der freien Selbſtbeſtimmung des Schleſiſchen Landtages 
vorbehalten ſind und die wichtigſten 5 der Verwaltung im polniſch— 
ſchleſiſchen Teilgebiet. 
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Im engen Zuſammenhange mit ihm ſteht die Verfaſſung der pol- 
niſchen Republik, die jeder Bewohner Polniſch⸗Schleſiens kennen muß. Sie 
geſteht den nationalen, konfeſſionellen und ſprachlichen Minderheiten die freie 
Entwicklung ihrer völkiſchen Eigentümlichkeiten zu und verbürgt allen Bewohnern 
der polniſchen Republik die Freiheit des Glaubensbekenntniſſes und der Reli— 
gionsübung. 

Es folgt das große deutſch-polniſche Abkommen über Ober— 
ſchleſien vom 15. Mai 1922, das den größten Teil des Bandes einnimmt 
und für lange Zeit unſer wichtigſtes Geſetzbuch auf wirtſchaftlichem, ſozialem 
und kulturellem Gebiete bilden wird. Das Abkommen behandelt in ſechs Teilen 
und 606 Artikeln die Allgemeinen Fragen, Staatsangehörigkeit und Wohnrecht, 
den Schutz der Minderheiten, Soziale Angelegenheiten (Arbeitgeber- und Arbeit— 
nehmerorganiſationen, ſoziale Verſicherung), Wirtſchaftliche Fragen und die Ge— 
miſchte Kommiſſion und den Schiedsgerichtshof. 

Das Rechtspflege-ÜUberleitungsabkommen ſoll dazu dienen, im Intereſſe 
der beiderſeitigen Bevölkerung die Fortführung der anhängigen Rechtsangelegenheiten 
zu erleichtern und trifft Beſtimmungen insbeſondere über die Zuſtändigkeit der 
deutſchen und polniſchen Gerichte nach dem Übergange der Staatshoheit ſowie 
über die Vollſtreckung der beiderſeitigen Entſcheidungen im anderen Staatsgebiete. 

Das Poſtſcheckabkommen ſucht den bisher zwiſchen Polniſch-Schleſien 
und dem Deutſchen Reiche beſtehenden Poſtſcheckverkehr aufrechtzuerhalten und 
bringt die erforderlichen wirtſchaftlichen, techniſchen und finanziellen Vereinbarungen. 

Der maßgebende amtliche Text iſt beim Minderheitenſchutzvertrage und dem 
Genfer Abkommen vom 15. Mai 1922 der franzöſiſche, er mußte deshalb unter 
Beifügung einer deutſchen Überſetzung mit abgedruckt werden. 


Kattowitz, im Mai 1922, 


Der Herausgeber. 


1: 


Auszug aus dem Friedensvertrage von Berfailles 
vom 28. Juni 1919. 


Artikel 88, letzter Abſatz 
Deutſchland verzichtet bereits jetzt zugunſten Po⸗ 
lens auf alle Rechte und Anſprüche auf den Teil Ober- 
ſchleſiens, der jenſeits der auf Grund der Volksab⸗ 
ſtimmung von den alliierten und aſſoziierten Haupt⸗ 
mächten feſtgeſetzten Grenzlinie gelegen iſt. 


Artikel 90 

Polen verpflichtet ſich, während eines Zeitraumes 
von fünfzehn Jahren die Ausfuhr der Bergwerkser— 
zeugniſſe nach Deutſchland aus allen denjenigen 
Teilen Oberſchleſiens zu geſtatten, die auf Grund des 
gegenwärtigen Vertrags an Polen übergehen. 

Dieſe Erzeugniſſe bleiben von allen Ausfuhrab— 
gaben ſowie allen auf ihrer Ausfuhr laſtenden Gebüh- 
ren oder Beſchränkungen frei. 

Polen verpflichtet ſich desgleichen, alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, damit der Verkauf der ver⸗ 
fügbaren Erzeugniſſe dieſer Gruben an Käufer in 
Deutſchland unter ebenſo günſtigen Bedingungen er— 
folgt, wie der Verkauf gleichartiger Erzeugniſſe, die 
unter entſprechenden Verhältniſſen an Käufer in Polen 
oder in irgend einem anderen Lande verkauft werden 


Artikel 91 

Die deutſchen Reichsangehörigen, die ihren Wohn— 
ſitz in den endgültig als Beſtandteil Polens anerkann— 
ten Gebieten haben, erwerben von Rechts wegen die 
polniſche Staatsangehörigkeit unter Verluſt der 
deutſchen. 

Indes können deutſche Reichsangehörige und ihre 
Nachkommen, die ſich nach dem 1. Januar 1908 in 
jenen Gebieten niedergelaſſen haben, die polniſche 
Staatsangehörigkeit nur mit beſonderer Genehmigung 
des polniſchen Staates erwerben. 

Zwei Jahre lang nach Inkrafttreten des gegenwär— 
tigen Vertrags ſind die über achtzehn Jahre alten 
deutſchen Reichsangehörigen, die in einem der als 
Beſtandteil Polens anerkannten Gebiete ihren Wohn⸗ 
ſitz haben, berechtigt, für die deutſche Reichsangehörig— 
keit zu optieren. 

Polen deutſcher Reichsangehörigkeit im Alter von 
über achtzehn Jahren, die in Deutſchland ihren Wohn⸗ 
ſitz haben, find ebenſo“) berechtigt, für die polniſche 
Staatsangehörigkeit zu optieren. 

Die Option des Ehemannes erſtreckt ihre Wirkung 
auf die Ehefrau, die Option der Eltern erſtreckt ihre 
Wirkung auf Kinder unter achtzehn Jahren. 

Allen Perſonen, die von dem oben vorgeſehenen 
Optionsrecht Gebrauch machen, ſteht es frei, in den 
nächſten zwölf Monaten ihren Wohnſitz in den Staat 
zu verlegen, für den ſie optiert haben. 


Die Aberſetzung folgt hier dem engliſchen Text; im franzs⸗ 
ſiſchen Text heißt es (abweichend von der ſonſt gleichliegenden Be. 
ſtimmung im Art. 85) ſtatt »ebenſos: »jelbit«. 


Es ſteht ihnen frei, das unbewegliche Gut zu be- 
halten, das ſie im Gebiete des anderen Staates be— 
ſitzen, in dem ſie vor der Option wohnten. 

Sie dürfen ihr geſamtes bewegliches Gut zollfrei 
in das Land mitnehmen, für das ſie optiert haben. 
Die etwa beſtehenden Ausfuhrzölle oder gebühren 
werden dafür von ihnen nicht erhoben. 

Innerhalb derſelben Friſt haben die Polen, die 
deutſche Reichsangehörige ſind und ſich im Ausland 
befinden, das Recht — falls dies den Beſtimmungen 
des fremden Geſetzes nicht zuwiderläuft und falls ſie 
nicht die fremde Staatsangehörigkeit erworben haben 
— die polniſche Staatsangehörigkeit unter Verluſt der 
deutſchen auf Grund der von dem polniſchen Staat 
zu erlaſſenden Vorſchriften zu erwerben. 

In dem Teile Oberſchleſiens, in dem die Volksab— 
ſtimmung ſtattfindet, treten die Beſtimmungen dieſes 
Artikels erſt nach der endgültigen Zuteilung dieſes 
Gebietes in Kraft. 


Artikel 92 

Umfang und Art der finanziellen Laſten, die Polen 
vom Deutſchen Reiche und von Preußen zu über- 
nehmen hat, werden nach Artikel 254, Teil IX (Finan⸗ 
er Beſtimmungen) des gegenwärtigen Vertrags feft- 
geſetzt. 

Der Teil der Staatsſchuld, der nach der Entſchei⸗ 
dung des im genannten Artikel erwähnten Wiedergut⸗ 
machungsausſchuſſes auf die von der deutſchen und 
preußiſchen Regierung für die deutſche Beſiedlung Ro- 
lens getroffenen Maßnahmen entfällt, bleibt bei der 
Berechnung des Polen aufzuerlegenden Anteils außer 
Betracht. 

Die gemäß Artikel 256 des gegenwärtigen Vertrags 
von dem Wiedergutmachungsausſchuß vorzunehmende 
Abſchätzung des gleichzeitig mit den abzutretenden Ge- 
bieten an Polen fallenden Guts und Eigentums des 
Reichs und der deutſchen Staaten erſtreckt ſich nicht auf 
Gebäude, Wälder und ſonſtiges Staatseigentum, das 
dem ehemaligen Königreich Polen gehörte. Dieſe er- 
wirbt Polen frei und ledig von allen Laſten. 

In allen deutſchen Gebieten, die auf Grund des 
gegenwärtigen Vertrags übergehen und endgültig als 
Beſtandteil Polens anerkannt werden, dürfen die Gü⸗ 
ter, Rechte und Intereſſen der deutſchen Reichsangehö⸗ 
rigen auf Grund des Artikels 297 von der polniſchen 
Regierung nur nach Maßgabe nachſtehender Beſtim⸗ 
mungen liquidiert werden: 

1. Der Liquidationserlös muß unmittelbar an den 

Berechtigten ausbezahlt werden; 

2. falls letzterer vor dem in Abſchnitt VI. Teil X 
(ꝰVirtſchaftliche Beſtimmungen) des gegenwärti⸗ 
gen Vertrags vorgeſehenen Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshof oder vor einem von dieſem Gericht be- 
zeichneten Schiedsrichter nachweiſt, daß die Ver⸗ 


dergutmachungsausſchuß feſtgeſetzt. 


kaufsbedingungen oder daß von der polniſchen 
Regierung außerhalb ihrer allgemeinen Geſetz⸗ 
gebung ergriffene Maßnahmen den Preis un- 
billig beeinflußt haben, iſt der Gerichtshof oder 
der Schiedsrichter befugt, dem Berechtigten eine 
angemeſſene Entſchädigung zuzuſprechen, die von 
der polniſchen Regierung bezahlt werden muß. 
Alle in dem gegenwärtigen Vertrag nicht geregelten 
Fragen, die anläßlich der Abtretung der bezeichneten 
Gebiete entſtehen, werden in ſpäteren Übereinkommen 
geordnet. 
Artikel 93 


Polen iſt damit einverſtanden, daß die alliierten 
und aſſoziierten Hauptmächte in einen mit ihm zu 
ſchließenden Vertrag die Beſtimmungen aufnehmen, 
die ſie zum Schutz der Intereſſen der nationalen, 
ſprachlichen und religiöſen Minderheiten in Polen für 
notwendig erachten, und genehmigt damit dieſe Be— 
ſtimmungen. 

Auch iſt Polen damit einverſtanden, daß die alli⸗ 
ierten und aſſoziierten Hauptmächte in einen mit ihm 
zu ſchließenden Vertrag die Beſtimmungen aufnehmen, 
die ſie zum Schutz der freien Durchfuhr und einer ge— 
rechten Regelung des Handelsverkehrs der anderen 
Völker für notwendig erachten. 


Artikel 254 


Die Mächte, denen deutſche Gebietsteile abgetreten 
werden, übernehmen vorbehaltlich der Beſtimmungen 
des Artikels 255 die Verpflichtung zur Zahlung: 


1. eines Teiles der Schuld des Deutſchen Reichs 
nach ihrem Stande vom 1. Auguſt 1914. Der Wieder⸗ 
gutmachungsausſchuß bezeichnet eine beſtimmte Gat⸗ 
tung von Einkünften, die nach ſeinem Urteil das rechte 
Bild von der Zahlungsfähigkeit der abgetretenen Ge- 
bietsteile ergeben. Der zu übernehmende Anteil wird 
alsdann nach dem Durchſchnitt der drei Rechnungs⸗ 
jahre 1911, 1912 und 1913 auf Grund des Verhält⸗ 
niſſes berechnet, in dem dieſe Einkünfte in dem abge⸗ 
tretenen Gebietsteil zu den entſprechenden Einkünften 
des geſamten Deutſchen Reichs ſtehen. 

2. eines Teiles der am 1. Auguſt 1914 beſtehenden 
Schuld des deutſchen Staates, dem das abgetretene 
Gebiet angehörte. Die Berechnung erfolgt nach dem 
gleichen Grundſatz wie oben. 

Dieſe Anteile werden von dem Wiedergutmachungs— 
ausſchuß feſtgeſetzt. 


Die Art der Erfüllung der ſo übernommenen Ver⸗ 


pflichtung an Kapital und Zinſen wird von dem Wie- 


Sie kann unter 
anderem die Form haben, daß die erwerbende Regie— 
rung die Verpflichtungen Deutſchlands aus den deut⸗ 
ſchen Schuldverſchreibungen, die ſich in Händen ihrer 
eigenen Staatsangehörigen befinden, übernimmt. 
Falls aber die angewandte Methode Zahlungen an die 
deutſche Regierung ſelbſt mit ſich brächte, erfolgen 
dieſe Zahlungen ſtatt deſſen an den Wiedergut- 
machungsausſchuß in Anrechnung auf die deutſche 
Wiedergutmachungsſchuld, ſolange auf dieſe noch 
irgendein Betrag rückſtändig iſt. 


Aus Artikel 255 


2. Soweit Polen in Betracht kommt, wird derjenige 
Anteil der Schuld, deſſen Urſprung der Wiedergut- 


machungsausſchuß auf Maßnahmen der deutſchen und 
preußiſchen Regierung zur deutſchen Beſiedlung Po⸗ 
lens zurückführt, von der teilweiſen Schuldenüber⸗ 
nahme im Sinne des Artikels 254 ausgenommen. 

3. Soweit andere abgetretene Gebietsteile als Elſaß⸗ 
Lothringen in Betracht kommen, wird derjenige An— 
teil der Schuld des Deutſchen Reiches oder der deut— 
ſchen Staaten, deſſen Betrag nach dem Urteil des 
Wiedergutmachungsausſchuſſes den Aufwendungen 
des Deutſchen Reichs oder der deutſchen Staaten für 
das im Artikel 256 erwähnte Gut und Eigentum ent⸗ 
ſpricht, von der teilweiſen Schuldenübernahme im 
Sinne des Artikels 254 ausgenommen. 


Artikel 256 

Die Mächte, in deren Beſitz deutſches Gebiet über- 
geht, erwerben gleichzeitig alles Gut und Eigentum des 
Deutſchen Reichs oder der deutſchen Staaten, das in 
dieſen Gebieten gelegen iſt. Der Wert dieſer Erwer— 
bungen wird von dem Wiedergutmachungsausſchuß 
feſtgeſtellt und von dem erwerbenden Staate an dieſen 
bezahlt, um der deutſchen Regierung auf die Wieder⸗ 
gutmachungsſchuld gutgeſchrieben zu werden. 

Im Sinne dieſes Artikels gilt das geſamte Eigen— 
tum der Krone, des Deutſchen Reichs und der deut— 
ſchen Staaten ſowie das Privateigentum des vormali- 
gen deutſchen Kaiſers und der anderen königlichen 
Perſonen als zum Gut und Eigentum des Deutſchen 
Reichs und der deutſchen Staaten gehörig. 


Aus Artikel 268 

b) Während eines Zeitraums von drei Jahren nach 
Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrags ge— 
nießen die Roh- oder Fertigerzeugniſſe, die aus 
den vor dem Kriege zu Deutſchland gehörigen 
polniſchen Gebieten ſtammen und herkommen, bei 
ihrem Eingang in das deutſche Zollgebiet voll- 
ſtändige Zollfreiheit. 

Die polniſche Regierung wird alljährlich durch 
einen der deutſchen Regierung mitzuteilenden Be: 
ſchluß die Art und Menge der Erzeugniſſe feſt⸗ 
ſetzen, denen dieſe Befreiung zuſtatten kommt. 

Die Mengen jedes Erzeugniſſes, die ſo jährlich 
nach Deutſchland geſandt werden können, dürfen 
den Jahresdurchſchnitt der im Laufe der Jahre 
1911 bis 1913 verſandten Mengen nicht über⸗ 
ſchreiten. 


Artikel 278 

Deutſchland verpflichtet ſich, die neue Staatsangehö⸗ 
rigkeit, die von ſeinen Angehörigen gemäß den Geſetzen 
der alliierten und aſſoziierten Mächte und gemäß den 
Entſcheidungen der zuſtändigen Behörden dieſer 
Mächte, ſei es auf dem Wege der Einbürgerung, ſei 
es auf Grund einer Vertragsbeſtimmung etwa er⸗ 
worben iſt oder erworben wird, anzuerkennen und auf 
Grund der neuerworbenen Staatsangehörigkeit dieſe 
Reichsangehörigen in jeder Richtung von jeder Pflicht 
gegenüber ihrem Heimatſtaate zu entbinden. 


Aus Artikel 297 
Die Frage der privaten Güter, Rechte und 
Intereſſen in Feindesland findet ihre Löſung gemäß 
den Grundſätzen dieſes Abſchnittes und den Beſtim⸗ 
mungen der beigefügten Anlage. 


b) Soweit der gegenwärtige Vertrag nicht ein an⸗ 
deres beſtimmt, behalten ſich die alliierten oder 
aſſoziierten Mächte das Recht vor, alle den deutſchen 
Reichsangehörigen oder den von ihnen abhängigen 
Geſellſchaften bei Inkrafttreten des gegenwärtigen 
Vertrags gehörenden Güter, Rechte und Intereſſen 
innerhalb ihrer Gebiete, Kolonien, Beſitzungen und 
Protektoratsländer, einſchließlich der Gebiete, die 
ihnen durch den gegenwärtigen Vertrag abgetreten 
werden, zurückzubehalten und zu liquidieren. 
Die Liquidation erfolgt nach den Geſetzen des be⸗ 
teiligten alliierten oder aſſoziierten Staates, ohne 
deſſen Zuſtimmung der deutſche Eigentümer auch 
weder über dieſe Güter, Rechte und Intereſſen ver- 
fügen, noch ſie belaſten darf. 


2 RE QE 
Deutſche Reichsangehörige, die auf Grund 
gegenwärtigen Vertrags von Rechts wegen die Staats 
angehörigkeit einer alliierten oder aſſoziierten Macht 
erwerben, gelten nicht als deutſche Reichsangehörige 
im Sinne dieſes Abſatzes. 5 

e) Der Kaufpreis oder der Betrag der Entſchädi⸗ 
gung für die Ausübung des in Abſatz b beſtimmten 
Rechtes wird gemäß den Abſchätzungs⸗ und Liquida- 
tionsgrundſätzen der Geſetzgebung desjenigen Landes 
feſtgeſtellt, in welchem das Gut zurückbehalten oder 
liquidiert worden iſt. 2 

i) Deutſchland verpflichtet ſich, ſeine Angehörigen 
wegen der Liquidation oder Einbehaltung ihrer Güter, 
Rechte oder Intereſſen in den alliierten oder aſſoziier⸗ 
ten Ländern zu entſchädigen. a f 
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Vertrag zwiſchen den alliierten und afyoziierten Hauptmächten 
und Polen vom 28. Juni 1919 (Minderheitenſchutzvertrag). 


Artikel 1 
Polen verpflichtet ſich, daß die in den Artikeln 2 
bis 8 dieſes Kapitels enthaltenen Beſtimmungen als 
fundamentale Geſetze anerkannt werden, daß kein Ge— 
ſetz, keine Verordnung und keine öffentliche Handlung 
im Gegenſatz oder im Widerſpruch zu dieſen Beſtim— 
mungen ſtehen und daß kein Geſetz, keine Verordnung 
und keine öffentliche Handlung ihnen zuwiderlaufen 
darf. 
Apfi kei 2 
Die polniſche Regierung verpflichtet ſich, allen Ein— 
wohnern ohne Unterſchied der Geburt, Nationalität, 
Sprache, Raſſe oder Religion vollen und ganzen 
Schutz ihrer Freiheit zu gewähren. Alle Einwohner 
Polens ſollen ein Recht haben auf freie, öffentliche 
und private Ausübung jedes Bekenntniſſes, jeder Re— 
ligion oder jedes Glaubens, deren Betätigung mit 
der öffentlichen Ordnung und den guten Sitten nicht 
unvereinbar iſt. 


Artikel >? 

Polen erkennt als polniſche Staatsangehörige von 
Rechts wegen und ohne weitere Förmlichkeit die deut— 
ſchen, öſterreichiſchen, ungariſchen oder ruſſiſchen 
Staatsangehörigen an, die am Tage des Inkrafttre— 
tens dieſes Vertrages in dem Gebiete wohnen, das 
auf Grund der Verträge mit Deutſchland bzw. Sſter— 
reich, Ungarn und Rußland zu Teilen Polens ge— 
worden iſt oder wird, unbeſchadet der Beſtimmungen 
dieſer Verträge, die ſich auf Perſonen beziehen, die 
ihren Wohnſitz in dieſem Gebiet nach einem beſtimm— 
ten Zeitpunkt begründet haben. Jedoch ſollen die 
genannten Perſonen, die über 18 Jahre alt ſind, be— 
rechtigt ſein, unter den in dieſen Verträgen geregelten 
Vorausſetzungen für jede andere Staatsangehörigkeit 
zu optieren, die ſie ihnen eröffnen. Die Option des 
Ehemannes erſtreckt ihre Wirkung auf die Ehefrau, 
die Option der Eltern auf ihre Kinder unter 18 Jah— 
ren. Die Perſonen, die von dem Optionsrecht Ge— 
brauch machen, müſſen, ſofern der Friedensvertrag 
mit Deutſchland nichts Abweichendes beſtimmt, in 
den nächſten zwölf Monaten ihren Wohnſitz in den 
Staat verlegen, für den ſie optiert haben. Es ſteht 
ihnen frei, das unbewegliche Vermögen zu behalten, 
das ſie im polniſchen Gebiete beſitzen. Sie dürfen ihr 
bewegliches Vermögen jeder Art mitnehmen. Es darf 
ihnen hierbei kein Ausfuhrzoll auferlegt werden. 


Artikel 4 
Polen erkennt als polniſche Staatsangehörige von 
Rechts wegen und ohne weitere Förmlichkeit die Per— 
ſonen deutſcher, öſterreichiſcher, ungariſcher oder ruſſi— 
ſcher Staatsangehörigkeit an, die in dem genannten 


Article Premier 

La Pologne s'engage à ce que les stipulations 
contenues dans les articles 2 à 8 du présent Cha- 
pitre soient reconnues comme lois fondamentales, 
à ce qu'aucune loi, aucun règlement ni aucune 
action officielle ne soient en contradiction ou en 
opposition avec ces stipulations et à ce qu’auenne 
loi, aucun règlement ni aucune action officielle ne 
prévalent d’elles. 


Article 2 

Le Gouvernement polonais s'engage à accorder à 
tous les habitants pleine et entière protection de 
leur vie et de leur liberté sans distinetion de nais- 
sance, de nationalité, de langage, de race ou de 
religion. 

Tous les habitants de la Pologne auront droit 
au libre exercice, tant public que privée, de toute 
foi, religion ou croyance, dont la pratique ne sera 
pas incompatible avec l’ordre public et les bonnes 
mœurs. 

Article 3 

La Pologne reconnaît comme ressortissants po- 
lonais, de plein droit et sans aucune formalité, les 
ressortissants allemands, autrichiens, hongrois ou 
russes domiciliés, à la date de la mise en vigueut 
du présent Traité sur le territoire qui est ou sera 
reconnu comme faisant partie de la Pologne, mais 
sous réserve de toute disposition des Traités de 
paix avec l'Allemagne ou l'Autriche, respective- 
ment, relativement aux personnes domiciliés sur ce 
territoire postérieurement à une date déterminée. 

Toutefois, les personnes ci-dessus visées, agées 
du plus de dix-huit ans, auront la faculté, dans les 
conditions prévues par lesdits Traités, d'opter 
pour toute autre nationalité qui leurserait ouverte. 
L'option du mari entraînera celle de la femme et 
l’option des parents entraînera celle de leurs en- 
fants âgés de moins de dix-huit ans. 

Les personnes ayant exercé le droit de l'option 
ci-dessus devront, dans les douze mois qui suivront 
et à moins de dispositions contraires du Traité de 
Paix avec l’Allemagne, transporter leur domicile 
dans l'Etat en faveur duquel elles auront opté. 
Elles seront libres de conserver les biens immo- 
biliers qu’elles possèdent sur le territoire polo- 
nais. Elles pourront emporter leurs biens meubles 
de toute nature. Il ne leur sera imposé de ce chef 
aucun droit de sortie. 


Article 4 
La Pologne reconnait comme ressortissants po- 
lonais, de plein droit et sans aucune formalité, les 
personnes de nationalité allemande, autrichienne, 
hongroise ou russe qui sont nées sur ledit territoire 


Gebiete von dort wohnhaften Eltern geboren find, 
ſelbſt wenn fie ſelbſt bei Inkrafttreten dieſes Vertrages 
dort nicht mehr ihren Wohnſitz haben. Jedoch können 
dieſe Perſonen während der dem Inkrafttreten dieſes 
Vertrags folgenden zwei Jahre vor den zuſtändigen 
polniſchen Behörden in dem Lande, in dem ſie ihren 
Wohnſitz haben, erklären, daß ſie auf die polniſche 
Staatsangehörigkeit verzichten; und ſie hören damit 
auf, als polniſche Staatsangehörige angeſehen zu 
werden. Hierbei erſtreckt die Erklärung des Ehe— 
mannes ihre Wirkung auf die Ehefrau und die der 
Eltern auf die Kinder unter 18 Jahren. 


Artikel 5 
Polen verpflichtet ſich, keine Schwierigkeiten bei der 
Ausübung des Optionsrechtes zu machen, welches in 
den zwiſchen den alliierten und aſſoziierten Mächten 
einerſeits und Deutſchland, Oſterreich, Ungarn oder 
Rußland andererſeits bereits geſchloſſenen oder noch 
zu ſchließenden Verträgen vorgeſehen iſt, ſoweit dieſe 
Verträge den Beteiligten geſtatten, die polniſche 
Staatsangehörigkeit zu erwerben oder nicht zu er— 
werben. 
Artikel 6 
Die polniſche Staatsangehörigkeit ſoll von Rechts 
wegen durch die bloße Tatſache der Geburt auf pol— 
niſchem Gebiet von jeder Perſon erworben werden, 
die keine Staatsangehörigkeit geltend machen kann. 


> Artikel 7 


Alle polniſchen Staatsangehörigen ſind vor dem 
Geſetze gleich und genießen die gleichen bürgerlichen 
und politiſchen Rechte, ohne Unterſchied der Raſſe, 
Sprache oder Religion. Der Unterſchied der Religion, 
des Glaubens oder des Bekenntniſſes darf keinem pol— 
niſchen Staatsangehörigen hinderlich ſein, im Hinblick 
auf den Genuß der bürgerlichen und politiſchen Rechte, 
insbeſondere auf die Zulaſſung zu öffentlichen Am— 
tern, öffentlichen Dienſtſtellen und Ehren oder auf die 
Ausübung der verſchiedenen Berufe und Gewerbe. Es 
darf keine Beſtimmung erlaſſen werden, die die pol⸗ 
niſchen Staatsangehörigen im freien Gebrauch irgenb- 
einer Sprache beſchränkt, weder in ihren privaten oder 
Handelsbeziehungen, noch in Angelegenheiten der 
Religion, der Preſſe oder der Veröffentlichungen aller 
Art, noch in öffentlichen Verſammlungen. Unbeſchadet 
der Feſtſetzung einer öffentlichen Sprache durch die 
polniſche Regierung ſollen den polniſchen Staatsange— 
hörigen mit einer anderen Sprache als der polniſchen 
vernünftige Erleichterungen für den mündlichen oder 
ſchriftlichen Gebrauch ihrer Sprache vor den Gerichten 
gewährt werden. 

, Artikel 8 

Die polniſchen Staatsangehörigen, die einer völ— 
kiſchen, religiöſen oder ſprachlichen Minderheit ange— 
hören, genießen die gleiche Behandlung und die glei— 
chen rechtlichen und tatſächlichen Garantieen wie die 
anderen polniſchen Staatsangehörigen. Sie haben 
insbeſondere das gleiche Recht, auf ihre Koſten Wohl- 
ſahrts⸗, religiöſe oder ſoziale Einrichtungen, Schulen 
und andere Erziehungsanſtalten zu gründen, zu leiten 
und zu beaufſichtigen mit dem Rechte, hier ihre eigene 
Sprache frei zu gebrauchen und ihre Religion frei zu 
betätigen. 


de parents y étant domiciliés, encore qu’à la date 
de la mise en vigueur du présent Traité elles n'y 
soient pas elles-mêmes domiciliées. Toutefois, dans 
les deux ans qui suivront la mise en vigueur du 
présent Traité, ces personnes pourront déclarer 
devant les autorités polonaises compétantes dans 
les pays de leur résidence, qu’elles renoncent à la 
nationalité polonaise et elles cesseront alors d’être 
considérées comme ressortissants polonais. A cet 
égard, la déclaration du mari sera réputée valoir 
pour la femme et celle des parents sera réputée 
valoir pour les enfants âgés de moins de dix-huit 
ans. 
Article 5 


La Pologne s'engage à n’apporter aucune en- 
trave à l'exercice du droit d'option, prévu par les 
Traités conclus ou à conclure par les Puissances 
alliées et associées avec l'Allemagne, l'Autriche, 
la Hongrie ou la Russie et permettant aux in- 
téressés d'acquérir on non la nationalité polonaise. 


Article 6 


La nationalité polonaise sera acquise de plein 
droit, par le seul fait de la naissance sur le terri- 
toire polonais à toute personne ne pouvant se pré- 
valoir d’une autre nationalité. 


Article 7 

Tous les ressortissants polonais seront égaux 
devant la loi et jouiront des mêmes droits civiles 
et politiques sans distinction de race, de langage 
ou de religion. 

La différence de la religion, de croyance ou de 
confession ne devra nuire à aucun ressortissant 
polonais en ce qui concerne la jouissance des 
droits civils et politiques notamment pour 
admission aux emplois publics, fonctions et 
honneurs ou l'exercice des différentes professions 
et industries. 

Il ne sera édicté aucune restriction contre le libre 
usage par tout ressortissant polonais d’une langue 
quelconque soit dans les relations privées ou de 
commerce, soit en matière, de religion, de presse, 
ou de publications de toute nature, soit dans les 
réunions publiques. j 


Article 8 


Les ressortissants polonais, appartenant à des 
minorités ethniques, de religion ou de langue, 
jouiront du même traitement et de mêmes garan- 
ties en droit et en fait que les autres ressortissants 
polonais. Ils auront notamment un droit égal à 
créer, diriger et contrôler à leurs frais des insti- 
tutions charitables, religieuses ou sociales, des 
écoles et autres établissements d'éducation, avec 
le droit d’y faire librement usage de leur propre 
langue et d’y exercer librement leur religion. 


Artikel 9 


In bezug auf das öffentliche Unterrichtsweſen ſoll 
die polniſche Regierung in den Städten und Bezirken, 
wo in beträchtlichem Verhältnis polniſche Staatsange— 
hörige mit einer anderen Sprache als der polniſchen 
wohnen, angemeſſene Erleichterungen gewähren, um 
ſicherzuſtellen, daß in den Elementarſchulen den Kin— 
dern dieſer polniſchen Staatsangehörigen der Unter— 
richt in ihrer eigenen Sprache erteilt wird. Dieſe Be— 
ſtimmung ſoll die polniſche Regierung nicht hindern, 
in dieſen Schulen obligatoriſchen Unterricht in der 
polniſchen Sprache einzuführen. In den Städten und 
Bezirken, wo in beträchtlichem Verhältnis polniſche 
Staatsangehörige wohnen, die einer völkiſchen, reli— 
giöſen oder ſprachlichen Minderheit angehören, ſind 
dieſe Minderheiten berechtigt, einen gerechten Anteil 
an dem Genuß und an der Verwendung der Summen 
ſicherzuſtellen, die in den öffentlichen Fonds der 
ſtädtiſchen oder anderer Budgets für die Zwecke der 
Erziehung, der Religion oder der Wohltätigkeit aus- 
geſetzt werden. Die Beſtimmungen dieſes Artikels 
finden auf die polniſchen Staatsangehörigen deutſcher 
Sprache nur in den Teilen Polens Anwendung, die 
am 1. Auguſt 1914 deutſches Gebiet waren. 


Artikel 10 

Von den jüdiſchen Gemeinſchaften in Polen einge— 
ſetzte örtliche Schulausſchüſſe ſollen unter der allge— 
meinen Aufſicht des Staates die Verteilung des ver— 
hältnismäßigen Teiles der Gelder, die aus öffentlichen 
Mitteln nach Artikel 9 den jüdiſchen Schulen zuge— 
wieſen werden, ſicherſtellen, ebenſo die Organiſation 
und die Leitung dieſer Schulen. Die Beſtimmungen 
des Artikels 9 bezüglich des Gebrauchs der Sprachen 
in den Schulen finden auf dieſe Schulen Anwendung. 


Artikel 11 
Die Juden können nicht zu irgendwelchen Hand— 
lungen gezwungen werden, die ihren Sabbath ver- 
letzen, und dürfen nicht irgendeinen Rechtsnachteil er- 
leiden, wenn ſie es ablehnen, am Sabbath vor Gericht 
zu erſcheinen oder Rechtshandlungen vorzunehmen. 
Jedoch befreit dieſe Beſtimmung die Juden nicht von 
den allen polniſchen Staatsangehörigen auferlegten 
Verpflichtungen in bezug auf die Erforderniſſe des 
Militärdienſtes, der nationalen Verteidigung oder der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung. Polen 
erklärt ſeine Abſicht, davon abſehen zu wollen, allge— 
meine oder lokale Wahlen auf einen Sonnabend aus— 
zuſchreiben oder gutzuheißen. Keine Einſchreibungen 
für Wahlen oder andere Zwecke dürfen obligatorisch 

an einem Sonnabend ſtattfinden. 


Artikel 12 


Polen iſt damit einverſtanden, daß in dem Um— 
fange, in dem die Beſtimmungen der vorſtehenden Ar— 
tikel Perſonen betreffen, die Minderheiten der Raſſe, 
der Religion oder der Sprache angehören, dieſe Be— 
ſtimmungen Verpflichtungen von internationalem 
Intereſſe bilden, und daß ſie unter die Garantie des 
Völkerbundes geſtellt werden. Sie können nur mit 
der Zuſtimmung der Mehrheit des Rates des Völker— 
bundes geändert werden. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika, das Bri- 
tiſche Reich, Frankreich, Italien und Japan verpflich⸗ 
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Article 9 


En matière d'enseignement publie, le Gouverne- 
ment polonais accordera dans les villes et districts 
où réside une proportion considérable de ressor- 
tissants polonais de langue autre que la langue 
polonaise, des facilités appropriées pour assurer 
que dans les écoles primaires, l’instruction sera 
donnée dans leur propre langue, aux enfants de ces 
ressortissants polonais. Cette stipulation n’em- 
pêchera pas le Gouvernement polonais de rendre 
obligatoire l’enseignement de la langue polonaise 
dans lesdites écoles. 

Dans les villes et districts, où réside une pro- 
portion considérable de ressortissants polonais 
appartenant à des minorités ethniques, de religion 
ou de langue, ces minorités se verront assuré une 
part équitable dans le bénéfice et l'affection des 
sommes qui pourraient être attribuées sur le fonds 
publics par le budget de l'Etat, les budgets munici- 
paux ou autres, dans un but d'éducation, de reli- 
gion ou de charité. 

Les dispositions du présent article ne seront 
applicables aux ressortissants polonais de langue 
allemande que dans les parties de la Pologne qui 
étaient territoire allemand au ler août 1914. 


Article 10 

Des comités scolaires désignées sur place par les 
communautés juives de Pologne, assureront, sous 
le contrôle général de l'Etat, la répartition de la 
part proportionnelle des fonds publics assignés aux 
écoles juives en conformité de l’article 9, ainsi que 
l’organisation et la direction de ces écoles. 

Les dispositions de l’article 9 concernant 
l'emploi des langues dans les écoles seront appli- 
cables auxdites écoles. 


Article 11 


Les juifs ne seront pas astreints à accomplir des 
actes quelconques constituant une violation de leur 
Sabbat, et ne devront être frappés d’aucune incapa- 
cité s’ils refusent de se rendre devant les tribunaux 
ou d’accomplir des actes légaux le jour du Sabbat. 
Toutefois, cette disposition ne dispensera pas les 
juifs des obligations imposées à tous les ressor- 
tissants polonais en vue des nécessités du service 
militaire, de la défense nationale ou du maintien de 
l’ordre public. 

La Pologne déclare son intention de s'abstenir 
de prescrire ou d'autoriser des élections, soit géné- 
rales, soit locales, qui auraient lieu un samedi; 
aucune inscription électorale ou autre ne devra 
obligatoirement se faire un samedi. 


Article 12 

La Pologne agrée que, dans la mesure ou les 
stipulations des articles précédents affectent des 
personnes appartenant à des minorités de race, de 
religion ou de langue, ces stipulations constituent 
des obligations d'intérêt international et seront 
placées sous la garantie de la Société des Nations. 
Elles ne pourront être modifiées sans l’assentiment 
de la majorité du Conseil de la Société des Nations. 
Les Etats-Unis d'Amérique, l’Empire britannique, 
la France, l'Italie et le Japon s'engagent à ne pas 
refuser leur assentiment à toute modification des- 


"2 


éd 
LR 


ten ſich, ihre Zuſtimmung zu jeder Anderung der er- 
wähnten Artikel, die in gehöriger Form von der 
Mehrheit des Rates des Völkerbundes beſchloſſen 
worden iſt, nicht zu verweigern. Polen iſt damit ein⸗ 
verſtanden, daß jedes Mitglied des Rates des Völker⸗ 
bundes das Recht hat, dem Rate jede Übertretung oder 
die Gefahr einer Übertretung irgendeiner dieſer Ver⸗ 
pflichtungen zur Kenntnis zu bringen, und daß der 
Rat dann in einer Weiſe einſchreitet und Anweiſungen 
gibt, die den Umſtänden nach angemeſſen und wikk⸗ 
ſam ſind. Polen erklärt ſich außerdem damit einver⸗ 
ſtanden, daß im Falle einer Meinungsverſchiedenheit, 
die ſich über die dieſe Artikel betreffenden Rechts⸗ und 
Tatfragen zwiſchen der polniſchen Regierung und den 
alliierten und aſſoziierten Hauptmächten oder jeder 
anderen Macht, die Mitglied des Rates des Völker⸗ 
bundes iſt, ergibt, dieſe Meinungsverſchiedenheit als 
eine Streitfrage von internationalem Charakter nach 
den Beſtimmungen des Artikels 14 der Satzung des 
Völkerbundes betrachtet werden ſoll. Die polniſche 


„Regierung iſt damit einverſtanden, daß jede Streit⸗ 


frage dieſer Art, wenn die Gegenpartei es verlangt, 
vor den Ständigen Gerichtshof gebracht wird. Die 
Entſcheidung des Ständigen Gerichtshofes ſoll keiner 
Berufung unterliegen und dieſelbe Rechtskraft und 
Geltung haben wie eine Entſcheidung, die nach Ar⸗ 
tikel 12 der Völkerbundsſatzung getroffen iſt. 
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dits artieles, qui serait consentie en due forme par 
une majorité du Conseil de la Société des Nations. 

La Pologne agrée que tout Membre du Conseil 
de la Société des Nations aura le droit de signaler 
à l’attention du Conseil toute infraction ou danger 
d'infraction à l’une quelconque de ces obligations, 
et que le Conseil pourra procéder de telle façon et 
donner telles instructions qui paraîtront appro- 
priées et efficaces dans la circonstance. , 

La Pologne agrée en outre qu’en cas de diver- 
gance d'opinion, sur des questions de droit ou de 
fait concernant ces articles, entre le Gouvernement 
polonais et l’une quelconque des principales 
Puissances alliées et associées ou toute autre 
Puissance, Membre du Conseil de la Société des 
Nations, cette divergence sera considérée comme 
un différend ayant un caractère international selon 
les termes de l’article 14 du Pacte de la Société des 
Nations. Les Gouvernement polonais agrée que 
tout différend de ce genre sera, si l’autre partie le 
demande, déféré à la Cour permanente de Justice. 
La décision de la Cour permanente sera sans appel 
et aura la même force et valeur qu’une décision 
rendue en vertu de l’article 13 du Pacte. 


* 


P 


Botſchafterbeſchluß vom 20. Oktober 1921 
(Genfer Note). 


Berlin, den 20. Oktober 1921. 


Die Botſchafterkonferenz übermittelte heute nach— 
mittag dem deutſchen Botſchafter in Paris nad- 
ſtehende Note über die oberſchleſiſche Entſcheidung: 


Herr Botſchafter! 


Ich habe die Ehre, Ihnen anbei den Text der Ent⸗ 
ſcheidung zu übermitteln, die die Botſchafterkonferenz 
am 20. Oktober d. J. namens und in ausdrücklicher 
Vollmacht der Regierungen des Britiſchen Reichs, 
Frankreichs, Italiens und Japans getroffen hat, die 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika als alliierte 
und aſſoziierte Hauptmächte den Friedensvertrag von 
Verſailles unterzeichnet haben. 

Die genannten Mächte haben gemäß dem Friedens— 
vertrag eine Löſung geſucht, die dem Wunſche der Be— 
völkerung, wie er in der gemeindeweiſen Abſtimmung 
zum Ausdruck gekommen iſt, entſpricht und die geo- 
graphiſche und wirtſchaftliche Lage der Ortſchaften be- 
rückſichtigt. Sie haben ſich deshalb nach Einholung 
des Gutachtens des Völkerbundsrats veranlaßt ge— 
ſehen, den Induſtriebezirk Oberſchleſiens zu teilen. In 
Anbetracht der Tatſache, daß die verſchiedenen Volks— 
teile geographiſch zerſtreut liegen, andererſeits aber 
ſtark untereinander vermengt ſind, mußte jede Teilung 
dieſes Gebiets dazu führen, daß auf beiden Seiten 
der Grenzlinie ziemlich beträchtliche Minderheiten ver⸗ 
blieben und daß wichtige Intereſſengebiete ausein— 
andergeriſſen wurden. 

In Berückſichtigung dieſer Umſtände enthält die 
getroffene Entſcheidung Maßnahmen, um im Nnter- 
eſſe der Allgemeinheit die Fortdauer des Wirtſchafts— 
lebens ebenſo wie den Schutz der Minderheiten in 
Oberſchleſien zu gewährleiſten. 

Die Deutſche Regierung muß ſich auch voll deſſen 
bewußt werden, daß die Alliierten Mächte ihre Ent— 
ſcheidung als ein einheitliches Ganzes betrachten und 
daß ſie feſt entſchloſſen ſind, ſeinen verſchiedenen 
Teilen Geltung zu verſchaffen. 

In dem Falle, daß die beteiligten Regierungen 
oder eine von ihnen ſich aus irgendeinem Grunde 
weigern ſollte, die Entſcheidung insgeſamt oder zu 
einem Teile anzunehmen, oder durch ihre Haltung zu 
erkennen geben würde, daß ſie der loyalen Durch— 
führung der Entſcheidung Hinderniſſe in den Weg zu 
legen beſtrebt iſt, behalten ſich die Alliierten Mächte, 
in der Erwägung, daß es im Intereſſe des allgemeinen 
Friedens notwendig iſt, die vorgeſehene Regelung ſo 
ſchnell wie möglich durchzuführen, ſolche Maßnahmen 
vor, die ſie für geeignet halten, um die völlige Durch— 
führung ihrer Entſcheidung ſicherzuſtellen. 

Genehmigen Sie, Herr Botſchafter, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetſten Hochachtung. 


gez. A. Briand 


Anlage. 


In Erwägung, daß nach dem Wortlaut des Ar⸗ 
tikels 88, letzter Abſatz des Friedensvertrags von Ver⸗ 
ſailles, es ihre Aufgabe iſt, in dem der Volksabſtim⸗ 
mung unterworfenen Teile Oberſchleſiens die Grenz⸗ 
linie zwiſchen Deutſchland und Polen auf Grund der 
Volksabſtimmung feſtzuſetzen, in Erwägung, daß am 
20. März 1921 die Volksabſtimmung unter den im 
Anhang des obenerwähnten Artikels feſtgeſetzten Be⸗ 
dingungen ſtattgefunden hat, und in Erwägung, daß 
ſowohl nach dem Ergebnis der gemeindeweiſen Ab- 
ſtimmung als auch nach der geographiſchen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage der Ortſchaften die in Betracht kom⸗ 
mende Abtretung von Gebieten gewiſſe Fragen auf— 
wirft, die geregelt werden müſſen, beſchließen das 
Britiſche Reich, Frankreich, Italien und Japan, die 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika als alliierte 
und aſſoziierte Hauptmächte den Friedensvertrag von 
Verſailles unterzeichnet haben, nach Einholung des 
Gutachtens des Völkerbundsrats folgendes: 


. Die Grenze zwiſchen Deutſchland und Polen 
in dem im Artikel 88 des Friedensvertrags von 
Verſailles bezeichneten Teile Oberſchleſiens wird 
folgendermaßen beſtimmt: 

Die Grenze folgt der Oder von ihrem Eintritt in 
das oberſchleſiſche Abſtimmungsgebiet bis zur Höhe 
von Niebotſchau, von dort ab verläuft fie nordoft- , 
wärts, wobei an Polen fallen: die Gemeinden Hohen- 
birken, Wilhelmstal, Raſchütz, Adamowitz, Bogunitz, 
Liſſek, Summin, Zwonowit, Chwallentzitz, Ochojetz, 
Ober⸗ und Nieder-Wilcza, Kriewald, Knurow, Gie— 
raltowitz, Preiswitz, Makoſchau, Kunzendorf, Pauls⸗ 
dorf, Ruda, Orzegow, Schleſiengrube, Hohenlinde, 
während bei Deutſchland verbleiben: die Gemeinden 
Oſtrog, Markowitz, Babitz, Gurek, Stodoll, Nieder: 
dorf, Pilchowitz, Nieborowitzer Hammer, Nieborowitz, 
Schönwald, Ellguth⸗Zabrze, Sosnitza, Mathesdorf, 
Zaborze, Biskupitz, Bobrek, Schomberg; von da aus 
läuft die Grenze zwiſchen Roßberg (an Deutſchland 
und Birkenhain (an Polen); dann wendet ſie ſich nach 
Nordweſt, wobei auf deutſcher Seite verbleiben: die 
Gemeinden Karf, Miechowitz, Stollarzowitz, Fried- 
richswille, Ptakowitz, Lariſchhof, Miedar, Hanuſſek, 
Neudorf-Tworog, Kottenluſt, Potempa, Keltſch, Za— 
wadzki, Petershof-Pluder, Klein-Lagiewnik, Skrzidlo⸗ 
witz, Gwodzian, Dzielna, Czieasnau, Sorowski, wäh⸗ 
rend auf polniſcher Seite verbleiben: Scharley, Rad⸗ 
zionfau, Trockenberg, Neu-Repten, Alt⸗Repten, Alt⸗ 
Tarnowitz, Rybna, Piaſſetzna, Boruſchowitz, Miko⸗ 
leska, Drahthammer, Bruſchiek, Wüſtenhammer, Ko⸗ 
kottek, Koſchmieder, Pawonkau, Spiegelhof (Guts⸗ 
bezirk), Groß-Lagiewnik, Glinitz, Kochtſchütz, Liſſau, 
— von da ab fällt die Grenze nordweſtwärts mit der 
alten deutſch-ruſſiſchen Grenze zuſammen, bis zu dem 
Punkt, wo ſie mit der deutſch-polniſchen Grenze zu— 


* 


ſammentrifft, wie ſie im Artikel 87“) des Vertrags 
von Verſailles beſchrieben iſt. 

Die im Artikel 87 des Verſailler Vertrags vor⸗ 
geſehene Grenzfeſtſetzungskommiſſion wird die Grenze 
an Ort und Stelle ziehen. Sie wird ihre Arbeiten 
unverzüglich beginnen. 

II. Die deutſche und polniſche Regierung werden 
in möglichſt kurzer Friſt gemäß Artikel 92, letzter Ab⸗ 
ſatz des Friedensvertrags ein Abkommen zum Zwecke 
der Inkraftſetzung der folgenden Beſtimmungen 
treffen: 

a. Eiſen bahnen 

Die Rechte und Pflichten der Eiſenbahnen und 
Straßenbahnen, ſoweit fie ſich in Privat- oder Kom⸗ 
munalbeſitz befinden, bleiben durch ihre Rongeffionen 
geregelt: die Betriebseinheit des Netzes der ſchleſiſchen 
Kleibahnaktiengeſellſchaft bleibt für die Dauer von 
15 Jahren aufrechterhalten. 

Der Betrieb der deutſchen Normal- und ſchmal⸗ 
ſpurigen Staatseiſenbahnen wird im Abſtimmungs⸗ 
gebiete für die Dauer von 15 Jahren einer gemiſchten 
Verwaltung unterſtellt. Die Mengen rollenden Ma- 
terials, die auf das Abſtimmungsgebiet entfallen, wer⸗ 
den gemäß Artikel 3717) des Verſailler Vertrags 
beſtimmt werden. a 

Die Tarife werden einheitlich geregelt. Gemäß Ar- 
tikel 365“) des Friedensvertrags von Verſailles wird 
jeder Spezialtarif, der zwiſchen dem deutſchen Gebiet 
und einem Punkte des Abſtimmungsgebiets in Kraft 
iſt, auf das geſamte Abſtimmungsgebiet Anwendung 
finden. Der Vorteil jedes Spezialtarifs, der im Ab— 
ſtimmungsgebiete Geltung hat, wird den Waren der 
gleichen Art zugute kommen, die aus Polen, Deutſch— 
land oder aus irgendeinem anderen Lande ausgeführt 
oder dorthin eingeführt werden. 

Die Fahrpläne werden nach den Bedürfniſſen der 
Induſtrie geregelt, und der Aufenthalt der Arbeiter— 
züge, die über die Grenze fahren, wird nach Möglich— 
keit beſchränkt werden. 


*) Artikel 87 VV lautet: 

Artikel 87. 

Deutſchland erkennt, wie die alliierten und aſſoziierten 
Mächte es bereits getan haben, die völlige Unabhängigkeit 
Polens an und verzichtet zugunſten Polens auf alle Rechte 
und Anſprüche auf das Gebiet, das begrenzt wird durch die 
Oſtſee, die Oſtgrenze Deutſchlands, wie ſie im Artikel 27 
Teil II n Grenzen) des gegenwärtigen Vertrags 
ſeſtgelegt iſt, bis zu einem Punkte etwa 2 km öſtlich von 
Lorzendorf, dann durch eine Linie bis zu dem von der Nord- 
grenze Oberſchleſiens gebildeten JE a Winkel etwa 3km 
nordweſtlich von Simmenau, dann durch die Grenze Ober- 
ſchleſiens bis zu ihrem Treffpunkt mit der alten deutſch⸗ruſſi⸗ 
Fi Grenze, dann durch dieſe Grenze bis zu ihrem Schnitt⸗ 
punkt mit der Memel, dann durch die Nordgrenze von Oſt⸗ 
preußen, wie fie im Artikel 28 des angeführten Teiles II feſt⸗ 
gelegt iſt. ; 

Soweit die Grenzen Polens in dem gegenwärtigen Vertrag 
nicht näher feſtgelegt find, werden fie don den alliierten und 
aſſoziierten Hauptmächten ſpäter beſtimmt. Re 

Ein aus ficher Mitgliedern zuſammengeſetzter Ausſchuß, 
von denen fünf durch die alliierten und aſſoziierten Haupt- 
mächte, eines von Deutſchlaud und eines von Polen ernannt 
werden, tritt zwei Wochen nach dem Inkrafttreten des gegen- 
wärtigen Vertrags 3 um an Ort und Stelle die 
Grenzen zwiſchen Polen und Deutjchland feſtzulegen. 5 

Dieſer Ausſchuß entfheidei mit Stimmenmehrheit. Seine 
Eutſcheidungen find für die Beteiligten bindend. 


) Artikel 371 VV lautet: 
Artikel 371. 


Unter Vorbehalt beſonderer Beſtimmungen über die Ab- 
tretung der Häfen, Waſſerſtraßen und Eiſenbahnen in den 


Die Koſten der ſozialen und ſtaatlichen Verſiche— 
rungen zugunſten der Angeſtellten der ſchleſiſchen 
Eiſenbahnen werden der Verwaltung dieſer Eifen- 
Fa zur Laſt fallen. 

Für den Betrieb der Eiſenbahnen wird eine ein- 
heitliche Verrechnung eingeführt werden, die alle Ein- 
nahmen und Ausgaben einſchließlich der Unterhal— 
tungskoſten der Gleiſe und des Eiſenbahnmaterials 
und die Einzahlungen in die Fonds für Erneuerungs⸗ 
arbeiten umfaßt. Die Ausgaben für Neuarbeiten 
werden beſonders verrechnet werden; ſie werden von 
dem Staate getragen, auf deſſen Gebiet ſie ausgeführt 
werden. Gewinn oder Verluſt werden unter beide 
Länder je nach der Länge der ihnen gehörenden Eiſen— 
bahnlinien und nach der Bedeutung des Verkehrs ver— 
teilt werden. 


Gebieten, über die Deutſchland ſeine Souveränität aufgibt, 
und unter Vorbehalt der finanziellen Beſtimmungen bezüglich 
der Konzeſſionsinhaber und der Ruhegehaltsbezüge der Bähn⸗ 
angeſtellten erfolgt die Abtretung der Eiſenbahnen unter 
folgenden Bedingungen: 


1. Sämtliche Eiſenbahnanlagen und »einrichtungen müſſen 
vollſtändig und in gutem Zuſtand übergeben werden; 

2. wird ein Eiſenbahnnetz mit eigenem Wagenpark als 
ganzes von Deutſchland an eine der alliierten und 
aſſoziierten Mächte abgetreten, ſo iſt dieſer Wagenpark 
vollſtändig nach der letzten Beſtandaufnahme vor dem 
11. November 1918, und zwar in normalem Zuſtand 
abzuliefern; 

3. für Strecken ohne eigenen Wagenpark wird der ab- 
zuliefernde Bruchteil des Wagenparks des Eiſenbahn⸗ 
netzes, zu dem dieſe Strecken gehören, von Sachver⸗ 
ſtändigenausſchüſſen beſtimmt, die durch die alliierten 
und aſſoziierten Mächte ernannt werden und in denen 
Deutſchland vertreten iſt. Dieſe Ausſchüſſe haben dabei 
die Größe des für dieſe Strecken bei der letzten Be⸗ 
ſtandaufnahme vor dem 11. November 1918 verzeich⸗ 
neten Wagenparks, die Länge der Strecken einſchließ⸗ 
lich der Nebengleiſe, die Art und den Umfang des 
Verkehrs zu berückſichtigen. Desgleichen haben ſie die 
Lokomotiven, Perſonen- und Güterwagen zu beſtimmen, 
die in jedem einzelnen Falle abzutreten find, die Über⸗ 
nahmebedingungen feſtzuſetzen und die einſtweiligen 
Anſtalten zu ihrer Inſtandſetzung in den deutſchen 
Werkſtätten zu treffen; 

4. Vorräte, bewegliche Einrichtungsgegenſtände und Werk- 
zeuge find unter denſelben Bedingungen wie der Wagen 
park abzuliefern. 

Die Beſtimmungen der obigen Nummern 3 und 4 finden 
Anwendung auf die Strecken des ehemaligen Ruſſiſch-Polen, 
die von Deutſchland auf deutſche Spurweite umgenagelt find; 
dieſe Strecken gelten als abgezweigter Teil des preußiſchen 
Staatseiſenbahnnetzes. 


) Artikel 365 VV lautet: 


Artikel 365. 

Die aus den Gebieten der alliierten oder aſſoztierten Mächte 
kommenden und für Deutſchland beſtimmten Güter ſowie die 
durch Deutſchland aus oder nach den Gebieten der alliierten 
oder aſſoziierten Mächte durchgeführten Güter genießen von 
Rechts wegen auf den deutſchen Eiſenbahnen bezüglich der 
Gebühren (unter Berückſichtigung aller Vergütungen und 
Rückvergütungen), bezüglich der Verkehrserleichterungen und 
in jeder andern Hinſicht die günſtigſte Behandlung, die für 
Güter gleicher Art gilt, welche auf irgendeiner deutſchen 
Strecke im Binnenverkehr oder zum Zweck der Aus-, Ein- oder 
Durchfuhr unter ähnlichen Beförderungsverhältniſſen, ins⸗ 
beſondere bezüglich der Länge der durchlaufenen Strecken, be- 
fördert werden. Das gleiche gilt auf Verlangen einer oder 
mehrerer alliierter oder aſſoziierter Mächte für alle von ihnen 
namentlich . Güter, die aus Deutſchland kommen 
und für ihre Gebiete beſtimmt ſind. 

Auf ein an Deutſchland gerichtetes Erſuchen einer alliierten 
oder aſſoziierten Macht müſſen internationale, 175 den Sätzen 
des vorigen Abſatzes aufgeſtellte Tarife mit Durchgangsfracht⸗ 
briefen geſchaffen werden. 5 


. 
5 


b. Waſſerx und Elektrizität 


Soweit das Gebiet, in dem ſich die Waſſerleitungen 
befinden, nicht ganz einem der beiden Länder zu— 
geſprochen wird, bleiben mangels beſonderer Ab— 
machung zwiſchen den Parteien die vorhandenen Lei— 
tungen beſtehen. Zu dieſem Zwecke wird eine gegen— 
ſeitige Grunddienſtbarkeit geſchaffen werden. Die 
Waſſerkräfte der Gegend von Tarnowitz und Olkucz 
werden unter Bedingungen, die den Intereſſen beider 
Länder entſprechen, zur Verfügung des ganzen ober— 
ſchleſiſchen Gebietes geſtellt. 

Der gegenwärtige Betrieb der »Oberſchleſiſchen 
Elektrizitätswerke« bleibt für drei Jahre aufrecht⸗ 
erhalten. Der polniſche Staat wird ſodann die Zen— 
trale in Chorzow und das daran angeſchloſſene Netz 
käuflich erwerben können. Solange ein polniſches 
Unternehmen nicht errichtet iſt, muß die Geſellſchaft 
die Elektrizität in beiden Teilen des Gebietes zu 
gleichen Bedingungen liefern. 


c. Geldweſen 


Während eines Zeitraums, der 15 Jahre nicht über— 
ſchreiten wird, wird die deutſche Mark die einzige ge— 
ſetzliche Münzeinheit in dem Abſtimmungsgebiete 
bleiben. 

Die beiden Regierungen werden durch Vereinba— 
rung beſchließen können, dieſes Regime vor Ablauf 
dieſes Zeitraums abzuändern. Mangels einer Eini— 
gung zwiſchen den beiden Regierungen und für den 
Fall, daß eine Abänderung des Münzſyſtems nötig 
werden ſollte, wird es der gemiſchten Kommiſſion, die 
unten vorgeſehen iſt, obliegen, den Zeitpunkt zu be— 
ſtimmen, von dem an die deutſche Mark aufhört, die 
einzige geſetzliche Münzeinheit zu ſein. 


d. Po ſt 


Für die Dauer des Umlaufs deutſchen Geldes in 
der polniſchen Zone werden die Poſt-, Telegraphen- 
und Telephongebühren in deutſcher Währung erhoben. 


e. Zollweſen 
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Die Zollgrenze wird an der neuen politiſchen i 


Grenze errichtet werden, ſobald dieſe gezogen iſt. Die 
deutſche und polniſche Zollgeſetzgebung und ihre Zoll— 
tarife finden mit folgenden Ausnahmen Anwendung: 

1. Während eines Zeitraums von ſechs Monaten 
werden die Waren, die von anderen Ländern nach 
dem Abſtimmungsgebiete gehen, und die die Einfuhr- 
zölle an der deutſchen oder polniſchen Grenze vor der 
Teilung Oberſchleſiens bezahlt haben, zollfrei die 
Grenze überſchreiten. 

2. Während eines Zeitraums von 15 Jahren wer- 
den die natürlichen Erzeugniſſe, die ihren Urſprung 
und ihre Herkunft in einer der beiden Zonen des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets haben, und die dazu beſtimmt find, 
in der anderen Zone verbraucht oder verwendet zu 
werden, zollfrei über die Grenze gehen. 

3a. Während eines Zeitraums von 6 Monaten 
werden die Rohſtoffe und Halbfabrikate der inbuftriel- 
len Betriebe der einen der beiden Zonen des Abftim- 
mungsgebiets, die dazu beſtimmt ſind, in den indu⸗ 
ſtriellen Betrieben der anderen Zone verbraucht oder 
verarbeitet zu werden, zollfrei über die Grenze gehen. 
Die Zulaſſungsſcheine für Einfuhr dieſer Erzeugniſſe 


müſſen die Abſende- und Empfangsſtellen namhaft 
machen. 


3 b. Während eines Zeitraums von 15 Jahren 
werden die Rohſtoffe und Halbfabrikate, die ihren 
Urſprung und ihre Herkunft aus den induſtriellen 
Betrieben der einen der beiden Zonen des Abſtim⸗ 
mungsgebiets haben und die dazu beſtimmt ſind, in 
den Betrieben der anderen Zone verarbeitet zu wer⸗ 
den, zollfrei über die Grenze gehen, wenn ſie wieder 
in ihr Urſprungsland eingeführt werden müſſen. Die 
Zulaſſungsſcheine für die Einfuhr dieſer Erzeugniſſe 
müſſen die Abſende- und Empfangsſtellen namhaft 
machen. 

4. Gemäß Artikel 268 des Vertrags von Verſailles 
werden die natürlichen Erzeugniſſe oder die Fabrikate, 
die ihren Urſprung und ihre Herkunft in der pol⸗ 
niſchen Zone des Abſtimmungsgebiets haben, bei 
ihrem Eingang in das deutſche Gebiet während eines 
Zeitraums von 3 Jahren von jeder Zollabgabe befreit. 
Die Friſt von 3 Jahren wird mit der Bekanntgabe 
der neuen Grenze an Deutſchland und Polen zu 
laufen beginnen. 

Für die Regelung der Ausfuhr werden beide Länder 
ſich verpflichten, während eines Zeitraums von 
15 Jahren die Ausfuhr von Erzeugniſſen aus ihren 
Gebieten zu erleichtern, die für die Induſtrie des einen 
oder anderen Teiles des Abſtimmungsgebiets unent— 
behrlich ſind. Sie werden hierfür die notwendigen 
Ausfuhrgenehmigungen erteilen und die Ausführung 
der Verträge, die zwiſchen Privatperſonen geſchloſſen 
werden, geſtatten, unter der Vorausſetzung, daß die 
Einfuhrabgaben von dieſen Erzeugniſſen bei ihrer 
Einfuhr in deutſches bzw. polniſches Gebiet gezahlt 
werden, ſoweit nicht in den vorhergehenden Para— 
graphen Ausnahmen vorgeſehen ſind. 

Alle Beſtimmungen über das Zollweſen an der 
neuen deutſch-polniſchen Grenze in Oberſchleſien, die 
nicht eine Anwendung der obigen Grundſätze ſind, 
werden als ein gewöhnliches Wirtſchaftsabkommen 
zwiſchen Polen und Deutſchland angeſehen. 


fk. Kohle, Bergwerkserzeugniſſe 


Gemäß Artikel 90 des Friedensvertrags von Ver— 
ſailles wird Polen während eines Zeitraums von 
15 Jahren von der endgültigen Zuteilung des Gebiets 
ab die Ausfuhr von Bergwerkserzeugniſſen der pol- 
niſchen Zone des Abſtimmungsgebiets nach Deutſch— 
land geſtatten. 

Bezüglich der Kohle werden bei Anwendung dieſes 
Artikels die Beſtimmungen der verſchiedenen Frie— 
densverträge, Entſcheidungen und internationalen 
Abmachungen zwiſchen Deutſchland, Polen und den 
Ländern in Betracht gezogen werden, die unmittelbar 
oder mittelbar an der Einfuhr oberſchleſiſcher Kohle 
intereſſiert ſind, ſoweit die Verträge für Deutſchland 
und Polen Verpflichtungen an Kohlenlieferungen ent- 
halteu. Deutſchland wird während eines Zeitraums 
von 15 Jahren die Ausfuhr der Bergwerkserzeugniſſe 
ſeines Gebiets in die polniſche Zone des Abſtim— 
mungsgebietes zu den in Artikel 90 des Verſailler 
Vertrags vorgeſehenen Bedingungen geſtatten. Die 
Ausfuhrziffer der Bergbauerzeugniſſe, auf die dieſe 
Beſtimmung Anwendung findet, wird nach dem Durd- 
ſchnitt des Umſatzes der Jahre 1911 bis 1913 be⸗ 
rechnet werden. 
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g. Arbeitgeber⸗ und Arbeitnehmer⸗ 
verbände 

Die deutſche und polniſche Regierung werden für 
die Dauer von 15 Jahren die Arbeitgeber- und Arbeit⸗ 
nehmerverbände, die im Abſtimmungsgebiete tätig 
ſind, anerkennen. Dieſe Verbände werden in der 
Lage ſein, Kollektivverträge für das geſamte Abſtim⸗ 
mungsgebiet abzuſchließen. 


h. Soziale Verſicherungen 

Die Überweiſung der Beſtände der deutſchen ſozialen 
und ſtaatlichen Verſicherungsanſtalten an Polen für 
den ihm zugeſprochenen Teil von Oberſchleſien wird 
gemäß den Vorſchriften und Bedingungen des 
Artikel 312“) des Verſailler Vertrags ſtattzufinden 
haben. Die Rentenempfänger der ſozialen und ſtaat⸗ 
lichen Verſicherungsanſtalten werden alle Entſchädi⸗ 


gungen und Penſionen empfangen, die ihnen zu⸗ 


geſichert worden ſind. 7 

Die polniſche Regierung wird in kürzeſter Friſt in 
der polniſchen Zone beſondere Behörden für das Ver⸗ 
ſicherungsweſen ſowie für die Verwaltungs- und die 
ſtreitige Gerichtsbarkeit ſchaffen. ; 

Die örtlichen Kaſſen, ſei es in der polniſchen Zone, 
ſei es im geſamten Abſtimmungsgebiet (Oberſchle⸗ 
ſiſcher Knappſchaftsverein, Oberſchleſiſche Bergbau⸗ 
hilfskaſſe uſw.), werden für die Dauer von 15 Jahren 
aufrechterhalten werden, es ſei denn, daß die beiden 
Regierungen nicht früher dahin übereinkommen, eine 
Teilung vorzunehmen. 


i. Verkehr 
Für die Dauer von 15 Jahren wird jeder, der in 
dem Abſtimmungsgebiete einen ordnungsgemäßen 
Wohnſitz hat oder dort einer regelmäßigen oder beruf- 
lichen Tätigkeit nachgeht, koſtenlos eine Verkehrskarte 
erhalten, die es ihm geſtattet, ohne weiteres die Grenze 
zu überſchreiten. 


*) Artikel 312 VV lautet: 


Artikel 312. 

Unbeſchadet der in anderen Beſtimmungen des 
wärtigen Vertrags enthaltenen Abreden verpflichtet ſi 
deutſche Regierung, derjenigen Macht, an die deutſche Gebiete 
in Europa abgetreten werden, oder der Macht, die frühere 
deutſche Gebiete kraft Artikel 22 Teil] (Völkerbundsſatzung) 
als Mandatar verwaltet, einen entſprechenden Anteil der von 
der Reichsregierung oder den Regierungen der fentlichen 
Staaten oder von den unter ihrer Auſſicht tätigen öffentlichen 
oder privaten Körperſchaften gr Rücklagen ab- 
zutreten, die für den Dienſt der geſamten ſozialen und ftaat- 
lichen Verſicherungen in dieſen Gebieten Als find, 

Die Mächte, auf welche dieſe Gelder übertragen werden, 
ſind gehalten, ſie zur Erfüllung der aus den Verſicherungen 
entſpringenden Verpflichtungen zu verwenden. 

ie Bedingungen dieſer Übertragung werden durch be- 
ſondere Übereinkommen zwiſchen der deutſchen Regierung und 
den beteiligten Regierungen geregelt. 

Falls dieſe beſonderen Übereinkommen nicht nach Maßgabe 
des vorſtehenden Abſaßzes binnen drei Monaten nach Inkraft⸗ 
treten des gegenwärtigen Vertrags geſchloſſen ſind, werden 
die Übertragungsbedingungen in jedem Einzelfall einem aus 
fünf Mitgliedern gebildeten Ausſchuß unterbreitet, von denen 
eines von der deulſchen Regierung, eines von der anderen be- 
teiligten Regierung und drei von dem Verwaltungsrat des 
internationalen Arbeitsamtes unter den Staatsangehörigen 
anderer Staaten ausgewählt werden. Dieſer Ausſchuß hat 
mit Stimmenmehrheit innerhalb einer Friſt von drei Monaten 
nach ſeiner Bildung Vorſchläge aufzuſtellen, die dem Rat des 
Völkerbundes zu unterbreiten fab; die Entſcheidungen des 
Rates ſind von Deutſchland und von dem anderen beteiligten 
Land mit ſofortiger Wirkung als endgültig anzufehen. 


egen- 


die 


ge 


1. Allgemeine Beſtim mungen 


Die im Abſtimmungsgebiete geltenden Beſtim⸗ 
mungen, insbeſondere die auf dem Gebiete des Berg⸗ 
baues, der Induſtrie oder des Handels oder auf dem 
Gebiete der Arbeitsgeſetzgebung beſtehenden Vorſchrif— 
ten einſchließlich der Überwachungsvorſchriften, bleiben 
in dem an Polen fallenden Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebietes in Kraft, bis Polen auf dieſem Gebiete Be⸗ 
ſtimmungen erlaſſen hat, die in ſeinem ganzen Lande 
zur Anwendung kommen und an die Stelle der be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften treten können. Hierbei verſteht 
es ſich jedoch, daß Polen das Recht haben wird, in 
der ſchleſiſch⸗polniſchen Zone die Anderungen einzu⸗ 
führen, die Deutſchland auf ſeinem Gebiete zu treffen 
für gut befinden wird. 

Unbeſchadet der Beſtimmungen des Artikel 256 des 
Friedensvertrags werden dieſe beiden Länder alle 
Rechte und beſonders die Konzeſſionen und Privi⸗ 
legien, die vor der Teilung von Privatperſonen und 
Geſellſchaften oder anderen juriſtiſchen Perſonen er⸗ 
worben worden ſind, auf dem ihnen zugeteilten Gebiet 
anerkennen und achten. 

Polen wird auf die Dauer von 15 Jahren auf die 
Vorteile aus den Artikeln 92 und 297, betreffend die 
Enteignung von induſtriellen Anlagen, Bergwerken 
oder Lagerungen verzichten, außer wenn nach Anſicht 
der gemiſchten Kommiſſion die Enteignung für die 
Aufrechterhaltung des Betriebs unumgänglich not⸗ 
wendig iſt. 

Alle Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen der beut- 
ſchen und polniſchen Regierung, die ſich während eines 
Zeitraums von 15 Jahren über eine geſetzgeberiſche 
Maßnahme eines der beiden Länder ergeben, die den 
Betrieb von Geſellſchaften oder induſtriellen und Han⸗ 
delsunternehmungen betrifft und in unbilliger Weiſe 
die Freiheit dieſer Geſellſchaften und Unternehmun⸗ 
gen in bezug auf die Nationalität ihres Perſonals, 


ihrer Adminiſtratoren oder ihrer Kapitalien beein⸗ 


trächtigt, können von der intereſſierten Regierung 
dem Völkerbundsrat überwieſen werden, deſſen Ent⸗ 
ſcheidung beide Regierungen anzunehmen ſich ver⸗ 
pflichten. 

Die beiden Länder können alle Beſtimmungen der 
Übergangsverwaltung im Einverſtändnis miteinander 
abändern oder aufheben. 


k. Nationalitätsrecht, Recht des 
Wohnſitzes und Schutz der Minder⸗ 
heiten in Oberſchleſien 


Die Fragen, die ſich aus der Nationalität der Per⸗ 
ſonen ergeben, die bei der endgültigen Zuteilung des 
oberſchleſiſchen Gebiets in dem Polen zugeſprochenen 
Teile ihren Wohnſitz haben, werden gemäß Artikel 91 
des Friedensvertrags von Verſailles und den Ar- 
tikeln 3, 4, 5 und 6 des Vertrags vom 28. Juni 1919 
zwiſchen den Vereinigten Staaten von Amerika, dem 
Britiſchen Reiche, Frankreich, Italien und Japan 
einerſeits und Polen anderſeits geregelt. 

Alle Perſonen, die zu derſelben Zeit in dieſem Teil 
des Gebiets ihren Wohnſitz haben und die gemäß Ar⸗ 
tikel 91 des Friedensvertrags von Verſailles das 
Recht der Option für die deutſche Staatsangehörig⸗ 
keit ausgeübt haben, ohne ſich der Möglichkeit zu be⸗ 
dienen, während der 12 Monate, die der Ausübung 
ihres Wahlrechts folgen, ihren Wohnſitz nach Deutſch⸗ 
land zu verlegen, müſſen ebenſo wie die Perſonen, die 


3 


e 


M CAP PEL. 
ren 


im 8 2 des Artikel 91 des Friedensvertrags von Ver: 
ſailles erwähnt find, das Recht haben, ihren Wohnfit 
15 Jahre lang vom Tage der endgültigen Zuteilung 
des Gebiets an gerechnet, in Polen zu behalten. 


Die Polen deutſcher Staatsangehörigkeit, die über 
18 Jahre alt ſind und am Tage der endgültigen Zu— 
teilung des Gebiets ihren Wohnſitz in dem Deutſch— 
land zugeſprochenen Teile haben, ſind berechtigt, in⸗ 
nerhalb der beiden folgenden Jahre gemäß Artikel 91 
des Vertrags von Verſailles für die polniſche Staats⸗ 
angehörigkeit zu optieren. 

Die Polen, die zu dem gleichen Zeitpunkte ihren 
Wohnſitz in den Teilen Oberſchleſiens haben, die end— 
gültig Deutſchland zuerkannt ſind, müſſen das Recht 
haben, ihren Wohnſitz in Deutſchland 15 Jahre lang 
von dieſem Zeitpunkt an gerechnet, zu behalten. Dieſe 
Regel muß auch auf die Polen deutſcher Staats⸗ 
angehörigkeit, die für die polniſche Staatsangehörig⸗ 
keit gemäß des Artikel 91 des Friedensvertrags von 
Verſailles optiert haben, ebenſo wie auf polniſche 
Staatsangehörige, die nicht deutſche Reichsangehörige 
ſind, Anwendung finden. 

Der Vertrag über den Schutz der Minderheiten, der 
am 28. Juni 1919 zwiſchen den Vereinigten Staaten 
von Amerika, dem Britiſchen Reiche, Frankreich, 
Italien und Japan einerſeits und Polen anderſeits 
abgeſchloſſen wurde, findet Anwendung auf den Teil 
Oberſchleſiens, der endgültig Polen zuerkannt worden 
iſt. Die Billigkeit ebenſo wie die Aufrechterhaltung 
der Wirtſchaft in Oberſchleſien erfordert, daß die 
deutſche Regierung verpflichtet wird, mindeſtens für 
die Übergangszeit von 15 Jahren, vom Zeitpunkt der 
endgültigen Zuteilung des Gebiets an gerechnet, Be— 
ſtimmungen entſprechend den Artikeln 1, 2, 7, 8, 9 
(Abſ. 1 und 2), 10, 11 und 12 des genannten Ver— 
trags anzunehmen, ſoweit es ſich um den Teil Ober⸗ 
ſchleſiens handelt, der endgültig Deutſchland zuerkannt 


worden iſt. 


Die Beſtimmungen des Abkommens, das zwiſchen 
der deutſchen und der polniſchen Regierung geſchloſſen 
wird, um die oben zum Ausdruck gebrachten Grund- 
ſätze in die Tat umzuſetzen, begründen ſowohl für 
Deutſchland als auch für Polen Verpflichtungen von 
internationaler Tragweite und werden daher in der— 
ſelben Weiſe wie die Beſtimmungen des Vertrags vom 
28. Juni 1919 unter die Garantie des Völkerbundes 
geſtellt. 

Jede Einzel⸗ oder Sammeleingabe von Bewohnern 
Oberſchleſiens an den Völkerbundsrat wegen dieſer 
Beſtimmungen oder wegen der Ausführung der Be— 
ſtimmungen des Vertrags vom 28. Juni 1919 wird, 
ſoweit dieſe Beſtimmungen Leute betreffen, die einer 
nationalen, religiöſen oder ſprachlichen Minderheit 
angehören, derjenigen Regierung eingeſchickt werden, 
in deren Gebiet die Antragſteller ihren Wohnſitz 
haben. Dieſe Regierung iſt verpflichtet, die Eingabe 
mit oder ohne Stellungnahme dem Völkerbundsrat 
zur Prüfung zu überſenden.“ 

Für die Überwachung der Ausführung dieſer Maß— 
nahmen werden eingeſetzt: 
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1. Eine gemiſche Kommiſſion für Oberſchleſien, be 
ſtehend aus zwei Deutſchen und zwei Polen, die aus 
Oberſchleſien gebürtig ſind, und aus einem Präſidenten 
fremder Nationalität, der von dem Völkerbundsrat 
beſtimmt wird. 

2. Ein Schiedsgericht zwecks Entſcheidung aller 
Streitigkeiten privater Natur, die aus der Anwendung 
des obenerwähnten Abkommens ſich ergeben können. 
Dieſer Gerichtshof wird ſich aus einem von der deut- 
ſchen Regierung und einem von der polniſchen Re— 
gierung ernannten Schiedsrichter zuſammenſetzen. 
Der Völkerbundsrat wird gebeten werden, den Prä— 
ſidenten dieſes Gerichtshofs zu beſtimmen. Alle 
Meinungsverſchiedenheiten über die Ausführung und 
die Auslegung des Abkommens müſſen nach den Be— 
ſtimmungen dieſer Übereinkunft getroffen werden. 


3. Die in dem Artikel 2 vorgeſehene vertragliche 
Regelung wird durch einen deutſchen und einen pol⸗ 
niſchen Bevollmächtigten unter dem Vorſitz einer vom 
Völkerbundsrat beſtimmten Perſönlichkeit verhandelt 
werden, die bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen 
den Parteien die Entſcheidung fällt. 

Die deutſche und die polniſche Regierung werden 
aufgefordert, den alliierten Hauptmächten innerhalb 
acht Tagen nach der gegenwärtigen Entſcheidung den 
Namen des Bevollmächtigten mitzuteilen, den jede 
von ihnen bezeichnet hat, um unter den oben⸗ 
benannten Bedingungen das Abkommen über die 
wirtſchaftlichen Fragen und über den Schutz der 
Minderheiten zu verhandeln, das auf der Grundlage 
des Artikel 2 beſchloſſen werden ſoll. Sowie die Be— 
vollmächtigten namhaft gemacht ſind, wird der Prä— 
ſident ſie an einen ihm geeignet erſcheinenden 
Ort laden. N 

4. Sobald die alliierten Hauptmächte der Anſicht 
ſind, daß die Grenzkommiſſion die im Artikel 1 be⸗ 
ſchriebene Grenze an Ort und Stelle hinreichend feſt⸗ 
geſetzt hat, und daß die im Artikel 3 vorgeſehenen 
. zur Annahme einer vertraglichen 
Regelung nach Artikel 2 geführt haben, wird die Ab- 
ſtimmungskommiſſion der deutſchen und der polniſchen 
Regierung die in den Abſätzen 1 und 2 des § 6 der 
Anlage zu Artikel 88 des Verſailler Vertrages vor— 
geſehenen amtlichen Mitteilungen zugehen laſſen. 

5. Die deutſche und polniſche Regierung werden 
aufgefordert, innerhalb der nächſten acht Tage ihre 
Delegierten für die in Artikel 2,1 vorgeſehene ge— 
miſchte Kommiſſion zu beſtimmen. Die gemiſchte 
Kommiſſion wird ſogleich zuſammentreten, um der 
Interalliierten Kommiſſion bei den Maßnahmen ihren 
Beiſtand zu leiſten, die die Überleitung des augen⸗ 
blicklichen Zuſtandes in die Übergangsverwaltung vor⸗ 
bereiten ſollen. 

6. Die vorliegende Entſcheidung wird der Yb- 
ſtimmungskommiſſion wie auch der deutſchen und 
polniſchen Regierung offiziell mitgeteilt werden. 


gez. Hardinge of Penshurſt, Jules 
Cambon, Bonin, K. Iſhii. 
Paris, den 20. Oktober 1921. 


Polniſches Verfaſſungsgeſetz vom 15. Juli 1920, betreffend 
das organiſche Statut der Wojewodſchaft Schleſien 
(Polniſches Autonomiegeſetz). 


Artikel ! 

Die Wojewodſchaft Schleſien wird ſämtliche Polen 
zugeſprochenen ſchleſiſchen Gebiete umfaſſen, ſei es von 
Oſterreich⸗Schleſien, ſei es auf Grund des Artikels 88 
des Verſailler Vertrages mit Deutſchland vom 
28. Juni 1919 (Reichs⸗Geſetzbl. vom 26. April 1920, 
Nr. 35, Poſition 200). 

Die Wojewodihaft Schleſien wird ein untrenn⸗ 
barer Beſtandteil der polniſchen Republik ſein und 
autonome Rechte beſitzen, entſprechend den Vor⸗ 
ſchriften des vorliegenden organiſchen Statuts.“ 


Artikel 2 
Die bisherigen Geſetze und Verordnungen, die am 
Tage der Inkrafttretung des vorliegenden Statuts 
innerhalb der Grenzen Schleſiens verpflichteten, 
Uleiben weiter in Kraft, ſofern fie nicht in Überein⸗ 
mmung mit den Vorſchriften dieſes Statuts ab- 
Aeändert werden. 
Artikel 3 


Alle Einwohner der Wojewodſchaft Schleſien, die 
das Bürgerrecht der polniſchen Republik beſitzen, ſind 
gleichberechtigt, und alle Ausnahmegeſetze werden mit 
dem Inkrafttreten des vorliegenden Statuts auf- 
gehoben. 
Artikel 4 
Der Geſetzgebung des ſchleſiſchen Landtages find 
folgende Angelegenheiten vorbehalten: 

1. Die Geſetzgebung über den Gebrauch der pol- 
niſchen und deutſchen Sprache im Außendienſt 
aller Zivilbehörden und Amter im Gebiete 
Schleſiens, 

2. die Geſetzgebung über die Verfaſſung der ſchle— 
ſiſchen Verwaltungsbehörden und über die Selbſt⸗ 
verwaltung der Kreiſe und Gemeinden ſowie die 
verwaltungstechniſche Einteilung Schleſiens, 

3. die ſanitäre Geſetzgebung im Bereich der öffent⸗ 
lichen Geſundheitspflege und der autonomen 
ſanitären Einrichtungen mit Ausnahme der Vor⸗ 
ſchriften über die Bekämpfung der anſteckenden 
Krankheiten und der Tierſeuchen, 

die Geſetzgebung über die Organiſation der Roli- 
zei und der Gendarmerie, 


5. die Geſetzgebung über die Bau⸗, Wege⸗, Feuer⸗ 


polizei und die Unterhaltung der Landwege, 

6. die Geſetzgebung über das allgemeine Schul— 
weſen ſowie das Fachſchulweſen aller Typen und 
Grade, 

7. die Geſetzgebung über die konfeſſionellen An⸗ 
Sage unter Ausſchluß der kirchlichen An⸗ 
gelegenheiten, die in den Bereich der auswärtigen 
Politik fallen (Konkordat), 


8. 


9. 


10. 


11; 


17. 


die Geſetzgebung über die Armenpflege und die 
Bekämpfung der Bettelei und Landſtreicherei, 
die Geſetzgebung in allen Angelegenheiten, deren 
Gegenſtand die geſetzmäßige Berufsorganiſation 
der Landwirtſchaft, die Organiſation des land⸗ 
wirtſchaftlichen Kredits, die Zuſammenlegung 
des Beſitzes, die landwirtſchaftliche Produktion 
und die Forſtproduktion ſowie die Bebauung und 
Urbarmachung der dafür beſtimmten Flächen iſt, 
wie z. B. das Forſtweſen, die Jagd, der Fiſch⸗ 
fang, die Viehzucht, der Feldſchutz (Feldpolizei) 
und die Ausrottung der landwirtſchaftlichen und 
Forſtſchädlinge ſind, 

die Geſetzgebung über die landwirtſchaftlichen 
Meliorationen, 

die Waſſerbaugeſetzgebung einſchließlich der Ge— 
ſetzgebung über die Waſſerbauten, mit Ausnahme 
der Geſetzgebung über die künſtlichen Waſſerwege 
ſowie die Regulierung der ſchiffbaren und der 
Grenzflüſſe, 


. die Geſetzgebung über die Verſorgung der ſchle⸗ 


ſiſchen Bevölkerung mit elektriſcher Kraft für pri⸗ 
vate und öffentliche Zwecke, 


die Geſetzgebung für die Sekundärbahnen und 


Lokalbahnen ſowie über den elektriſchen und Mo⸗ 
torverkehr, 


. die Geſetze gegen den Wucher ſowie die Geſetz⸗ 


gebung zur Bekämpfung der Spekulation auf 
jedem Gebiete (der Spekulation mit Immobilien, 
der Zuſammenkauf von Waren, die Wohnungs⸗ 
frage uſw.), 


die Geſetzgebung über die gemeinnützigen Ein⸗ 


richtungen bzw. über die öffentlichen Arbeiten, 
die auf Koſten des ſchleſiſchen Schatzes ausgeführt 
werden ſollen, ſowie über die Aktiengeſellſchaften 
und Genoſſenſchaften, die aus dem ſchleſiſchen 
Schatze unterſtützt werden ſollen, 


„die Feſtſetzung des alljährlichen ſchleſiſchen Haus⸗ 


halts und die Beſtätigung der Rechnungs⸗ 
abſchlüſſe, die Einziehung der Wojewodſchafts⸗ 


anleihen, der Verkauf, der Tauſch und die Be- 


laſtung des unbeweglichen Wojewodſchaftsver⸗ 
mögens und die Übernahme der finanziellen 
Garantie durch den ſchleſiſchen Schatz. 

Der öffentliche Verkauf von Renten und 
anderen ſchleſiſchen Wojewodſchaftsobligationen 
kann außerhalb der Grenzen Schleſiens nur unter 
15 5 des Finanzminiſteriums ſtatt⸗ 
nden; 


die Auferlegung von Steuern und öffentlichen 
ſchleſiſchen Abgaben entſprechend den chen d 
des Geſetzes, die im Artikel 5 vorgeſehen ſind. 
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Artikef 5 

Der Umfang der Angelegenheiten des ſchleſiſchen 
Landtages im Gebiete des Finanzweſens und ins⸗ 
beſondere das Verhältnis des ſchleſiſchen Steuerſyſtems 
zum Staatsſteuerſyſtem und das gegenſeitige Verhält— 
nis der Staatsfinanzverwaltung und der ſchleſiſchen 
Finanzverwaltung werden in gleichlautenden Geſetzen, 
einem Staatsgeſetze und einem ſchleſiſchen Geſetze, feft- 
gelegt. Der Entwurf dieſer Geſetze wird durch den 
Miniſterrat im Einvernehmen mit dem Wojewod— 
ſchaftsrate feſtgeſetzt. 

Bis zu dieſer Zeit gelten im Gebiete der Wojewod— 
ſchaft Schleſien: 

1. Die Geſetze über Steuern und Leiſtungen, die in 
Schleſien am 1. Januar 1919 rechtsverbindlich 
geweſen ſind, 

2. die Geſetze über Steuern und Leiſtungen, die 
ſpäter durch die deutſche, preußiſche oder tſchechiſche 
Regierung und die interalliierten Kommiſſionen 
eingeführt worden ſind, ſofern ihre Gültigkeit 
durch ein Geſetz des ſchleſiſchen Landtages auf— 
rechterhalten wird, 

3. die Geſetze über Zuſatzſteuern zu den unmittel- 

baren Steuern, die für die Bedürfniſſe der 
Wojewodſchaft durch den ſchleſiſchen Landtag be— 
ſchloſſen worden ſind und die ohne Zuſtimmung 
des Finanzminiſters 100 Prozent nicht über- 
ſchreiten dürfen, 

4. es werden endlich auch dieſe Steuern und Ab— 
gaben rechtsverbindlich ſein, die durch Staats: 
geſetze im ganzen Gebiete der Republik einheit— 
lich geregelt worden ſind, und deren Gültigkeit 
ſich auch auf das Gebiet der Wojewodſchaft Schle— 
ſien erſtreckt. In dieſem Falle treten dieſe Steu⸗ 
ern auf Abgaben an die Stelle der ähnlichen 
Steuern und Abgaben, die vorher rechtsverbind— 
lich geweſen ſind. 

Der ſchleſiſche Landtag wird berechtigt fein, die bis- 
her in den ſchleſiſchen Gebieten erhobenen Steuern zu 
vereinheitlichen und diejenigen Syſteme beizuhalten, 
die zur Zeit der Übernahme der Regierungsgewalt 
durch Polen in dieſen Gebieten gegolten haben, ſoweit 
dies nicht dem oben angeführten Punkt 4 wider⸗ 
ſprechen ſollte. 

Die Einnahme aus den Steuern und Abgaben, die 
in Schleſien erhoben werden, wird in den ſchleſiſchen 
cut fließen, der auch die Steuerverwaltung führen 
wird. 

Aus dieſen Einnahmen gibt der ſchleſiſche Schatz für 
die allgemein ſtaatlichen Bedürfniſſe einen Teil ab, 
der der Einwohnerzahl und der Steuerkraft Schleſiens 
entſpricht, und in der in der Beilage angegebenen 
Weiſe berechnet wird. 

Den betreffenden Betrag ſtellt jedes Jahr der Mi⸗ 
niſterrat auf Grund von Anträgen des Wojewod— 
ſchaftsrates feſt und veröffentlicht ſeinen Beſchluß ſo— 
gleich mit einer ausführlichen Begründung. 

Es iſt jedes Jahr zu berechnen: 

L EN Zivilbevölkerung der Wojewodſchaft Schle- 

ten. $ , 

2. die Zivilbevölkerung der polniſchen Republik mit 
der Wojewodſchaft Schleſien zuſammen — b, 

3. die Geſamteinnahmen des ſchleſiſchen Schatzes 
aus den in Schleſien erhobenen Steuern und Ab- 
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gaben, aber ohne die Einnahme aus der Zuſatz⸗ 
ſteuer (Punkt 3 Artikel 5) e, 

4. die Geſamteinnahme des Schatzes der Republik 
und des ſchleſiſchen Schatzes aus den Steuern und 
Abgaben aller Art (ohne Zuſatzſteuer) — d, 

5. der ſchleſiſche Schatz behält für ſeine eigenen Be- 
dürfniſſe einen Teil, der der 


> dise 
5 4 (5: b Formel 
gleichkommt, 
6. der ſchleſiſche Schatz gibt für die allgemeinen Be— 


dürfniſſe des Staates einen Teil ab, der folgen- 
der Formel gleichkommt: 


0 d a 
2 +} 
Artikel 6 
In allen für Schleſien nicht vorbehaltenen Ange— 
legenheiten iſt die ſchleſiſche Geſetzgebung zuſtändig, 
ſoweit die Wojewodſchaft Schleſien ausdrücklich vom 
Wirkungsbereich des diesbezüglichen Staatsgeſetzes 
ausgeſchloſſen iſt. - 
Die ſchleſiſche Geſetzgebung wird jedoch immer zur 
Herausgabe von zivilrechtlichen und ſtrafrechtlichen 


Vorſchriften berechtigt ſein in Angelegenheiten, die 
für die ſchleſiſche Geſetzgebung vorbehalten ſind. 


Artikel 7 
Die Geſetzgebung über die Sozialverſicherung und 


die Kriegsbeſchädigtenfürſorge ſowie die Kriegs- 


witwen⸗ und Kriegswaiſenfürſorge iſt fo lange Sache 
des ſchleſiſchen Landtages, als die Geſetzgebung der 
Arbeiterklaſſe bzw. den Kriegsbeſchädigten, den Kriegs⸗ 
witwen und den Kriegswaiſen in der ganzen Republik 
Polen eine beſſere oder wenigſtens eine ebenſolche Für⸗ 
ſorge ſichert, wie die in Schleſien geltenden Geſetze. 


Artikel 8 
2 Die Zuſtimmung des ſchleſiſchen Landtages erfor- 
ert: 

1. jede quantitative Einſchränkung der Produktion 
der ſchleſiſchen Unternehmen im Gebiete der 
Kohlenproduktion, des Hüttenweſens, der demi- 
ſchen Erzeugniſſe, des Zements und anderer Pro— 
duktionszweige, in denen in Schleſien mindeſtens 
ebenſo viele Arbeiter beſchäftigt werden als in 
den diesbezüglichen Unternehmungen in anderen 
Teilgebieten Polens zuſammengenommen, 

2. die Einführung von Produktionsſteuern oder 
Monopolen für Kohle, Hüttenerzeugniſſe, che— 
miſche Erzeugniſſe, Zement und andere Produk⸗ 
tionszweige, die in Schleſien mindeſtens ebenſo 
viele Arbeiter beſchäftigen als die diesbezüglichen 
Unternehmungen in anderen Teilgebieten Polens 
zuſammengenommen. 

Die Handelsſteuer oder die Verbrauchsſteuer wird 

nicht als Produktionsſteuer angeſehen. 


Artikel 9 
Die Einführung der polniſchen Valuta als des ein- 
zigen geſetzmäßigen Zahlungsmittels in der Wojewod⸗ 
ſchaft Schleſien wird im Wege der Verſtändigung des 
Finanzminiſteriums mit dem Wojewodſchaftsrat er⸗ 


folgen. In der oben angegebenen Weiſe wird die 
Art des Überganges zur polniſchen Valuta feſtgeſetzt, 
wobei die Vorſchriften des Artikels 10 gelten werden. 


Artikel 10 

Die Geldwertzeichen in deutſcher Valuta, die ſich 
im Beſitze der Bevölkerung der Wojewodſchaft Schle- 
ſien befinden, werden nicht dem Zwangsankauf zu⸗ 
gunſten des Staatsſchatzes unterworfen ſein, ſie wer⸗ 
den dagegen auf gleicher Stufe mit den anderen aus⸗ 
ländiſchen Valuten behandelt werden und als ſolche 
zu den Transaktionen der Banken und Börſen zuge- 
laſſen werden. 

Die Vorſchriften des Artikels 2 des Geſetzes vom 
20. November 1919 über die Valuta im Umfange 
des früheren preußiſchen Teilgebietes, nach der alle 
Verbindlichkeiten in deutſcher Mark in polniſcher 
Mark eingelöſt werden ſollen unter Einhaltung der 
gleichen nominellen Summe, finden in der Wojewod⸗ 
ſchaft Schleſien keine Anwendung. 


Artikel 11 
Die Vereinigung der Eiſenbahnverwaltung im Ge⸗ 
biete der Wojewodſchaft Schleſien mit der Staats⸗ 
eiſenbahnverwaltung wird ſtufenweiſe im Einverneh— 
men der Regierung der Republik mit dem Wojewod⸗ 
ſchaftsrate bzw. mit dem vorläufigen Wojewodſchafts⸗ 
rate durchgeführt. 
Artikel 12 


Auf das Eigentum des ſchleſiſchen Schatzes geht das 
Eigentum des früheren Provinzialkommunalverban⸗ 
des von Schleſien über bzw. das Eigentum der Stif⸗ 
tungen und Inſtitute, die fi unter der Oberverwal⸗ 
tung des Provinziallandtages und Provinzialaus— 
ſchuſſes befinden, ſowie das Eigentum des früheren 
ſchleſiſchen Landesfonds und anderer Stiftungen und 
Inſtitute, die ſich unter der Oberverwaltung des 
Landtages und des Landesausſchuſſes in Troppau 
(Opawa) befinden. 

Artikel 13 


Der erſte ſchleſiſche Landtag wird in allgemeiner, 
unmittelbarer, gleicher, geheimer und proportionaler 
Abſtimmung gewählt. Auf je 25 000 Einwohner 
kommt ein Abgeordneter. 

Die Einteilung in Wahlkreiſe wird vom Miniſter⸗ 
rat auf Antrag des vorläufigen Wojewodſchaftsrates 
feſtgeſetzt. Die Wahlen zum ſchleſiſchen Landtage 
müſſen ſpäteſtens 80 Tage nach der Übergabe des 
Landes durch die polniſchen Behörden ſtattfinden. 

Die Wahlen werden nach der bei den Wahlen zum 
Landtage der polniſchen Republik gültigen Wahlord⸗ 
nung abgehalten, mit dem Vorbehalt, daß das aktive 
Wahlrecht jeder Perſon zuſteht, die das polniſche Bür⸗ 
gerrecht beſitzt und am Tage der Übernahme des Lan⸗ 
des durch die polniſchen Behörden in Schleſien wohnt. 
Wenn mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe 
Schleſiens manche Vorſchriften dieſer Wohlordnung 
keine Anwendung finden können, werden ſie durch den 
Miniſterrat auf Antrag des vorläufigen Wojewod⸗ 
ſchaftsrates durch andere Vorſchriften erſetzt. 


Artikel 14 
Der ſchleſiſche Landtag wird ein Geſetz über die 
innere Verfaſſung der Wojewodſchaft Schleſien be- 
ſchließen. à 
Dieſes Geſetz wird im einzelnen die Zufammen- 
ſetzung des ſchleſiſchen Wojewodſchaftslandtages, die 
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Wahlordnung und das Wahlrecht zu dieſem Landtage, 
die Art und Weiſe des Beſchließens und der Bekannt⸗ 
machung der ſchleſiſchen Geſetze evtl. die Einführung 
des Volksreferendums, das Recht des Landtages auf 
Ausübung der Kontrolle über die Wirkſamkeit des 
Wojewodſchaftsrates, namentlich aber das Recht des 
Landtages auf Einbringung von Interpellationen an 
den Wojewoden und den Wojewodſchaftsrat, das Recht 
des Landtages auf Veranſtaltung von Enqueten oder 
auf Entſendung von Sonderkommiſſionen im Bereiche 
der ſchleſiſchen Geſetzgebung und der ſchleſiſchen Ver⸗ 
waltung, die Zeitdauer der Mandate der wählbaren 
Mitglieder des Wojewodſchaftsrates, den Verwaltungs⸗ 
bereich und die Verfaſſung der ſchleſiſchen Rechnungs⸗ 
kammer und andere wichtigere Fragen der Verfaſſung 
des ſchleſiſchen Landtages, des Wojewodſchaftsrates 
und ſeiner Verwaltungsabteilungen, des ſchleſiſchen 
Wojewodſchaftsamtes und anderer ſchleſiſcher Einrich⸗ 
tungen beſtimmen. 
Artikel 15 

Das Geſetz über die innere Verfaſſung der Woje⸗ 
wodſchaft Schleſien wird in dem Staatsgeſetzblatt der 
Republik und im ſchleſiſchen Geſetzblatt nach ſeiner 
Unterzeichnung durch das Staatsoberhaupt bekannt⸗ 
gegeben werden. Das Staatsoberhaupt kann ſeine 
Unterſchrift verweigern, wenn das betreffende Geſetz 
120 Vorſchriften des vorliegenden Statuts verletzen 
ollte. 

Der Beſchluß des Staatsoberhauptes muß 45 Tage 
vom Tage der Zuſtellung des Geſetzes an erfolgen. Die 
Abänderung des in dieſer Weiſe veröffentlichten Ge⸗ 
ſetzes über die innere Verfaſſung der Wojewodſchaft 
Schleſien kann unter Einhaltung der im vorliegenden 
Artikel aufgeführten Bedingungen erfolgen. 


Artikel 16 
Der Landtag prüft die Gültigkeit der Wahlen, wenn 
gegen dieſe kein Einſpruch erfolgt. Über die Gültig⸗ 
keit der Wahlen im Falle eines Einſpruchs entſcheidet 
ein Gericht, das durch ein ſchleſiſches Geſetz bzw. hin⸗ 
ſichtlich des erſten ſchleſiſchen Landtages durch den 
ſchleſiſchen Landtag eingeſetzt wird. 


Artikel 17 
Die Mitglieder des ſchleſiſchen Landtages genießen 
dieſelben Rechte der Abgeordnetenimmunität wie die 
Abgeordneten des Landtages der polniſchen Republik. 


Artikel 18 
Die Abgeordneten erhalten Tagegelder in einer 
Höhe, die durch Landtagsbeſchluß beſtimmt wird. 
Außerdem ſteht ihnen das Recht der unentgeltlichen 
Fahrt auf den Eiſenbahnen innerhalb Schleſiens zu. 


Artikel 19 
Niemand kann für einen der Wahrheit entſprechen⸗ 
den Bericht über eine öffentliche Landtagsſitzung zur 
Verantwortung gezogen werden. 


Artikel 20 

Der Landtag wählt aus ſich heraus den Marſchall 
und ſeine Vertreter. Die Geſchäftsordnung des Land⸗ 
tages beſtimmt die Rechte und Pflichten des Mar⸗ 
ſchalls, die Wahl der Vizemarſchälle und Schriftführer, 
die Art und Weiſe und die Zahl der Landtagskommiſ⸗ 
ſionen ſowie die Art und die Ordnung der Landtags⸗ 
beratungen. 
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Artikel 21 

Das Staatsoberhaupt beruft den ſchleſiſchen Land- 
tag ein, vertagt und ſchließt ihn. Der Landtag muß 
zur erſten Sitzung am dritten Dienstag nach dem 
Wahltage und jedes Jahr im September zu einer 
ordentlichen Sitzung einberufen werden. Dieſe 
Sitzung darf vor der Bewilligung des Haushalts 
weder vertagt noch geſchloſſen werden. 


Artikel 22 

Das Geſetz über die innere Verfaſſung der Wojewod⸗ 
ſchaft Schleſien wird die Wahlperiode des ſchleſiſchen 
Landtages beſtimmen. Dieſe Periode darf nicht län— 
ger als fünf Jahre dauern, vom Eröffnungstage des 
Landtages an gerechnet. 

Das Staatsoberhaupt kann den ſchleſiſchen Landtag 
auflöſen, in dieſem Falle muß es jedoch Neuwahlen 
ausſchreiben, die im Laufe von 75 Tagen vom Auf- 
löſungstage ab ſtattfinden müſſen. 


ÿ Artikel 23 

Die geſetzgebende Initiative im ſchleſiſchen Land» 
tage ſteht im Auftrage der Regierung der Republik 
dem Wojewoden, dem Wojewodſchaftsrate und den 
Landtagsabgeordneten gemäß den Vorſchriften der Ge— 
ſchäftsordnung des Landtages zu. 

Der Wojewode, der ſtellvertretende Wojewode, die 
Mitglieder des Wojewodſchaftsrates ſowie die durch 
die Genannten abgeordneten Beamten haben das 
Recht, im Landtage außer der Reihenfolge der ein— 
getragenen Redner zu ſprechen. Dasſelbe Recht ſteht 
dem Miniſter der Republik zu. 

Die ſchleſiſchen Geſetze dürfen das vorliegende 
Statut nicht verletzen, ebenſowenig die in dem Ver⸗ 
faſſungsgeſetz der polniſchen Republik verbürgten 
Bürgerrechte, ferner die Vorſchriften internationaler 
in der polniſchen Republik geltender Verträge, ſowie 
die Vorſchriften anderer Staatsgeſetze, die in einem für 
die ſchleſiſche Geſetzgebung nicht vorbehaltenen Gebiete 
Gültigkeit haben. 

Artikel 24 


Die oberſten Verwaltungsorgane der Wojewod— 
ſchaft Schleſien ſind: der Wojewode und der Wojewod— 
ſchaftsrat. 

Artikel 25 

Der Wojewodſchaftsrat beſteht aus dem ſchleſiſchen 
Wojewoden, aus ſeinen Stellvertretern und aus fünf 
Mitgliedern, die in proportionaler Abſtimmung durch 
den ſchleſiſchen Landtag gewählt werden. Die Vor⸗ 
ſchriften über die Art und Weiſe der Wahl dieſer Mit⸗ 
glieder wird der ſchleſiſche Landtag beſchließen. 

Den Wojewoden und ſeinen Stellvertreter ernennt 
das Staatsoberhaupt auf Antrag des Miniſterrates. 

Das Staatsoberhaupt kann auf Antrag des Mi⸗ 
niſterrates den Wojewoden und ſeinen Stellvertreter 
mit Penſionsrecht von ihren Amtern entbinden. 


Artikel 26 

Soweit die Staatsgeſetze oder die ſchleſiſchen Ge- 
ſetze hinſichtlich ihrer Kompetenzen nichts anderes vor⸗ 
5 vereinigt der Wojewode in ſich die Zuſtän⸗ 
igkeit des Oberpräſidenten der Regierung bzw. des 
Landpräſidenten. 

Der Wojewode ernennt, verabſchiedet und verſetzt 
ſämtliche niederen und mittleren Beamten der ihm 
unterſtehenden Staatsbehörden in Schleſien und 
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ſchlägt dem Staatsoberhaupte durch den Miniſter⸗ 
präſidenten bzw. den diesbezüglichen Miniſtern, die 
Ernennung oder die Abberufung der höheren Be— 
amten dieſer Behörden vor. 


Artikel 27 
Der Wojewodſchaftsrat genießt die ihm durch das 
vorliegende Geſetz ſowie durch die ſpäteren Staats- 
oder ſchleſiſchen Geſetze verliehenen Rechte, ſowie die- 
jenigen Rechte, die durch preußiſche Geſetze dem Pro— 
vinzialausſchuß verliehen ſind. 


Artikel 28 


Soweit die ſchleſiſchen Geſetze nichts anderes vor— 
ſchreiben, vertritt der Wojewodſchaftsrat im ganzen 
Umfange der ſchleſiſchen Geſetzgebung das durch die 
bisherige Geſetzgebung für die Beſtätigung der Ver⸗ 
ordnungen des Oberpräſidenten oder des Regierungs- 
präſidenten vorgeſehene Organ. 


Artikel 29 
Bis zum Erlaß der Geſetze durch den ſchleſiſchen 
Landtag wird der Wojewodſchaftsrat unter Zuſtim⸗ 
mung des Wojewoden Übergangsvorſchriften über die 
Anwendung der polniſchen Sprache in den Behörden, 
Amtern, Schulen uſw. erlaſſen. 


Artikel 30 

Der Wojewodſchaftsrat verſieht bis zu einer ander- 
weitigen Regelung der Angelegenheit durch ein Geſetz 
oder in dem in Artikel 39 vorgeſehenen Wege die 
Funktionen des Regierungsausſchuſſes, ſoweit er ein 
Verwaltungsgericht ſein ſollte, genügt die Anweſenheit 
von vier Mitgliedern des Rates und eines durch das 
Staatsoberhaupt ernannten Richters. In dieſem 
Falle beteiligen ſich der Wojewode und ſein Stellver— 
treter nicht an dem Rate. 


Artikel 31 
Den Wojewodſchaftsrat beruft der Wojewode ein; 
er muß ihn aber einberufen auf Verlangen von drei 
Mitgliedern des Rates. Der Rat entſcheidet mit 
Stimmenmehrheit in Gegenwart von mindeſtens drei 
Mitgliedern, ohne den Wojewoden bzw. ſeinen Stell- 
vertreter mitzurechnen. 


Artikel 32 
Dem Wojewoden fteht das Recht zu, die Beſchlüſſe 
des Rates zu ſuſpendieren, wenn ſie ſich gegen die 
Geſetze richten oder die Zuſtändigkeit des Rates über⸗ 
ſchreiten. In ſolchen Fällen übergibt der Wojewode 
die Sache dem oberſten Gericht in Warſchau. 


Artikel 33 

Die für die Staatsverwaltungsangelegenheiten be⸗ 
ſtimmten höheren Beamten des Wojewodſchaftsrates, 
von Klaſſe 8 angefangen, ernennt das Staatsober⸗ 
haupt auf Antrag des Miniſterrates nach Anhörung 
des Wojewoden. 

Dieſe Beamten verſetzt das Staatsoberhaupt auf 
Antrag des Wojewoden; er kann ſie aber im Laufe 
der erſten beiden Jahre ſeit der Übernahme des Landes 
durch Polen auf Antrag des Wojewodſchaftsrates mit 
dem Recht auf Penſion aus dem Amte entfernen. 


Artikel 34 

Die ſchleſiſchen Beamten, Lehrer und Kommunal⸗ 
beamten leiſten den Dienſteid nach der Eidesformel 
und in der für die Beamten der Republik vorgeſchrie— 
benen Art und Weiſe. 2 

Die Mitglieder des Wojewodſchaftsrates ſchwören, 
daß ſie ihre Verpflichtungen gewiſſenhaft, in Überein⸗ 
ſtimmung mit dem Geſetze und in der Abſicht, der 
polniſchen Republik zu dienen, erfüllen werden. 


Artikel 35 
Alle Gerichte fällen ihre Urteile im Namen der 
polniſchen Republik. 


Artikel 36 


Der Juſtizminiſter wird im Einvernehmen mit 
dem Wojewodſchaftsrate ein Apellationsgericht für die 
Wojewodſchaft Schleſien bilden, ſeinen Sitz beſtim⸗ 
men und im Wege der Verordnung die Veränderun⸗ 
gen des deutſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und des 
öſterreichiſchen Geſetzes über die Organiſation der 
Gerichte einführen, ſowie eine Anderung der Einfüh⸗ 
rungsgeſetze zu dieſen Geſetzen, die zwecks einer völli— 

en Loslöſung der Gerichte von Deutſchland und der 

Anpaſſung ihrer Verfaſſung an die in der polniſchen 

Republik geltende Verfaſſung notwendig ſind. 
Soweit das Staatsgeſetz nichts anderes vorſchreibt, 

unterſtehen: 

1. Dem im Abſchnitt 1 bezeichneten Apellations⸗ 

gericht die Kompetenz des Apellationsgerichts in 

Breslau und des Kammergerichts in Berlin hin⸗ 

ſichtlich der Gebiete von Preußiſch-Schleſien jo- 

wie des Apellationsgerichts in Krakau und in 

Brünn hinſichtlich der Gebiete von Sſterreich— 

Schleſien. 

Dem oberſten Gericht in Warſchau die Zuſtändig⸗ 
keit des deutſchen Reichsgerichts in Leipzig als 
Reviſions⸗ und Beſchwerdeinſtanz mit Aus⸗ 
nahme der Übertretungsſachen, die durch die An⸗ 
klageſchrift nicht als Verbrechen gekennzeichnet 
werden. In dieſen Sachen wird das in Ab⸗ 
ſchnitt 1 bezeichnete Apellationsgericht die zu⸗ 
ſtändige Inſtanz zur Entſcheidung der gegen die 
Beſchlüſſe der Bezirksgerichte eingelegten Be⸗ 
ſchwerden oder Reviſionen bzw. der durch ſie als 
Gerichte der erſten Inſtanz gefällten Urteile ſein. 

Dem oberſten Gericht in Warſchau die Zuſtändig⸗ 
keit des oberſten Gerichtes in Wien hinſichtlich 
der Gebiete Sſterreich-Schleſiens. 


Artikel 37 
Die Aufſicht über alle ordentlichen Gerichte ſteht 
dem Juſtizminiſter zu. 


Artikel 38 
Die Ernennung der Recht ſprechenden Beamten er⸗ 
folgt nach den in der polniſchen Republik geltenden 
Grundlagen, und zwar in den erſten fünf Jahren 
nach Anhörung des Wojewoden. 


[54] 


Artikel 39 
Das ſchleſiſche Geſetz wird an Stelle der deutſchen 
und preußiſchen bzw. der öſterreichiſchen Gerichte, die 
keine ordentlichen Gerichte find, entſprechende Ver⸗ 
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waltungsgerichte bis zur Vereinheitlichung der be- 
treffenden Geſetzgebung für ganz Polen feſtſetzen. 
Zwecks unverzüglicher Bildung des ſchleſiſchen Ver- 
waltungstribunals wird der vorläufige Wojewod⸗ 
ſchaftsrat entſprechende Übergangsvorſchriften erlaſſen. 


Artikel 40 


Vom Augenblick der Zuerkennung von Sſterreichiſch⸗ 
Schleſien an Polen bis zur Übernahme des Landes in 
Oberſchleſien durch Polen wird in Oſterreichiſch-Schle⸗ 
ſien eine vorläufige Kommiſſion regieren, die aus dem 
Regierungskommiſſar, ſeinem Stellvertreter und aus 
fünf durch den Miniſterrat ernannten Mitgliedern be⸗ 
ſtehen wird. Den Kommiſſar und feinen Stellver- 
treter ernennt das Staatsoberhaupt auf Antrag des 
Miniſterrates. 

Mit der Übernahme der Regierung in Oberſchleſien 
durch die Republik werden die Verwaltung der Woje⸗ 
wodſchaft Schleſien der auf Antrag des Miniſterrates 
durch das Staatsoberhaupt ernannte Wojewode 
und ſein Stellvertreter übernehmen ſowie ein vor⸗ 
läufiger aus 20 Mitgliedern beſtehender Wojewod⸗ 
ſchaftsrat, die durch den Miniſterrat ernannt werden. 
Von dieſen 20 Mitgliedern werden drei Viertel aus 
Oberſchleſien und ein Viertel aus Sſterreichiſch-Schle⸗ 
ſien ſtammen. Die Ernennung erfolgt auf Antrag des 
Wojewoden unter Berückſichtigung der örtlichen Ver⸗ 
waltungsbedürfniſſe ſowie der wirtſchaftlichen und 
nationalen Bedürfniſſe, ſowohl der polniſchen als auch 
der deutſchen. 

Die Tätigkeit des vorläuſigen Wojewodſchaftsrates 
hört mit dem Augenblick der Konſtituierung des Woje⸗ 
wodſchaftsrates auf, die ſpäteſtens zwei Wochen nach 
dem Zuſammentreten des ſchleſiſchen Landtages er⸗ 


folgen muß. 
Artikel 41 


In den erſten zehn Jahren nach der Übernahme 
Schleſiens durch Polen darf die Ernennung ſämtlicher 
Beamten, die nicht durch die ſchleſiſchen Behörden und 
Inſtitutionen ernannt oder gewählt worden ſind, nicht 
ohne Anhören des Wojewoden erfolgen. 


Artikel 42 


Das vorliegende Verfaſſungsgeſetz hebt alle bis⸗ 
herigen, ſeinen Beſchlüſſen widerſprechenden Vorſchrif— 


ten auf. 
Artikel 43 


Die Ausführung des vorliegenden Geſetzes wird 
dem Miniſterpräſidenten übertragen. 


Artikel 44 


Ein Geſetz, durch das das vorliegende Verfaſſungs⸗ 
geſetz abgeändert und die Rechte der ſchleſiſchen Geſetz⸗ 
gebung oder der ſchleſiſchen Selbſtverwaltung einge⸗ 
ſchränkt werden ſollen (Artikel 1, 4 bis 12, 13 bis 33, 
35 bis 42 und 44), erfordert die Zuſtimmung des 
ſchleſiſchen Landtages. 


Artikel 45 


Das vorliegende Geſetz tritt mit dem Tage der 
Übernahme der Wojewodſchaft Schleſien durch die pol⸗ 
niſche Republik in Kraft. 


Der Miniſterpräſident 
Witos. 


Der Marſchall 
Unterſchrift: 


Verfaſſung der polnischen Republik vom 17. März 1921. 


Im Namen Gottes des Allmächtigen! 


Wir, das polniſche Volk, danken der Vorſehung für 
die Befreiung aus einundeinhalbhundertjähriger 
Knechtſchaft und gedenken mit Dankbarkeit des Muts 
und der in opferreichem Kampf erprobten Ausdauer 
unſerer Vorfahren, die ihre beſten Kräfte ohne Unter⸗ 
laß der Sache der Unabhängigkeit weihten. Anknüp⸗ 
fend an die glänzende Überlieferung der unvergeßlichen 
Konſtitution vom 3. Mai — das Wohl des ganzen 
geeinigten und unabhängigen Vaterlandes vor Au- 
gen, und vom Wunſche beſeelt, ſeine unabhängige 
Exiſtenz, Macht und Sicherheit ſowie die geſellſchaft— 
liche Ordnung nach den ewigen Grundſätzen des Rech— 
tes und der Freiheit zu befeſtigen und zugleich die 
Entwicklung aller ſeiner moraliſchen und materiellen 
Kräfte zum Wohle der geſamten wiederauferſtehenden 
Bevölkerung zu gewährleiſten, Gleichheit, Achtung der 
Arbeit, gehörige Geſetze und den beſonderen Schutz des 
Staates allen Bürgern der Republik zu ſichern — 
haben wir hiermit auf dem geſetzgebenden Landtag der 
polniſchen Republik dies Verfaſſungsgeſetz beſchloſſen 
und feſtgeſetzt. 


Teil 1 


Artikel 1 
Der polniſche Staat iſt eine Republik. 


Artikel 2 

Die höchſte Gewalt in der polniſchen Republik ge- 
hört dem Volke. Die Organe des Volkes ſind auf dem 
Gebiet der Geſetzgebung Sejm und Senat, auf dem 
Gebiet der vollziehenden Gewalt — der Präſident der 
Republik gemeinſam mit den verantwortlichen Mi- 
niſtern, auf dem Gebiet der Rechtſprechung — die un— 
abhängigen Gerichte. 


Teil II 
Artikel 3 
Der Bereich der ſtaatlichen Geſetzgebung umfaßt die 
Feſtſetzung der geſamten öffentlichen und privaten 
Rechte und die Feſtſetzung der Art ihrer Durchfüh— 


rung. 

Es gibt kein Geſetz ohne die in der reglementsmäßi⸗ 
2 Form zum Ausdruck gekommene Einwilligung des 
Sejm. i 
Ein vom Sejm beſchloſſenes Geſetz erhält bindende 
Kraft von dem in ihm ſelbſt feſtgeſetzten Zeitpunkt an. 

Die polniſche Republik baut ihre Organiſation auf 
dem Grundſatz breiter territorialer Selbſtverwaltung 
auf und überweiſt den Vertretungen dieſer Selbſtver⸗ 
waltung einen eigenen, durch ſtaatliche Geſetze näher 
zu begrenzenden Bereich der Geſetzgebung, insbeſon⸗ 
dere aus dem Gebiet der Verwaltung der Kultur und 
der Wirtſchaft. 

Obrigkeitliche Verordnungen (Rozporzadzenia 
wladzy), aus denen Rechte und Pflichten der Bürger 
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hervorgehen, haben bindende Kraft nur dann, wenn fie 
auf Grund geſetzlicher Ermächtigung und unter Be— 
rufung auf das Geſetz erlaſſen wurden. 


Artikel 4 
Ein Staatsgeſetz ſetzt alljährlich den Staatshaus⸗ 
haltsplan für das nächſte Jahr feſt. 


Artikel 5 

Die Feſtſetzung des zahlenmäßigen Heeresbeſtandes 
(Präſenzſtärke) und die Bewilligung der alljährlichen 
Rekrutenaushebung kann nur im Wege der Geſetz⸗ 
gebung erfolgen. 

Artitel 8 

Die Aufnahme einer Staatsanleihe, Veräußerung, 
Vertauſch und Belaſtung unbeweglichen Staatseigen⸗ 
tums, die Auflage von Steuern und öffentlichen Ab⸗ 
gaben, die Einführung von Zöllen und Monopolen, 
die Feſtſetzung des Münzſyſtems ſowie die Übernahme 
einer Finanzgarantie durch den Staat kann nur kraft 
Geſetzes erfolgen. 

Artikel 7 

Die Regierung legt alljährlich den Rechnungs⸗ 
abſchluß des Staatshaushalts zur parlamentariſchen 
Beſtätigung vor. 

Artikel 8 

Die Art der Ausführung der parlamentariſchen 
Staatsſchuldenkontrolle beſtimmt ein beſonderes 
Geſetz. 

Artikel 9 

Zur Kontrolle der geſamten Staatsverwaltung in 
finanzieller Hinſicht, zur Prüfung der Rechnungs⸗ 
abſchlüſſe des Staates und zur alljährlichen Vorlage 
des Antrags an den Sejm auf Entlaſtung oder Nicht⸗ 
entlaſtung der Regierung iſt die oberſte Kontrollkam⸗ 
mer (Najwyzsza Izba Kontroli) berufen; dieſe ſtützt 
ſich auf den Grundſatz der Kollegialität und richter⸗ 
lichen Unabhängigkeit ihrer Kollegiumsmitglieder, die 
nur durch einen mit Drei-Fünftel-Mehrheit der Stim⸗ 
men gefaßten Sejmbeſchluß ihres Amtes enthoben 
werden können. Die Organiſation der oberſten Kon⸗ 
trollkammer und die Art ihrer Wirkſamkeit wird im 
einzelnen durch ein beſonderes Geſetz beſtimmt. 

Der Präſident der oberſten Kontrollkammer nimmt 
eine Stellung ein im Rang der Miniſter, tritt jedoch 
nicht in den Miniſterrat ein; er iſt für ſeine Amtsfüh⸗ 
rung und die der ihm unterſtellten Beamten dem Sejm 
unmittelbar verantwortlich. 


Artikel 10 . 

Das Recht der Geſetzesinitiative ſteht der Regie— 
rung und dem Sejm zu. Geſetzesanträge und Ge— 
ſetzesentwürfe, die Ausgaben aus dem Staatsſchatz zur 
Folge haben, müſſen Angaben über die Art ihrer Ver⸗ 
wendung und Deckung enthalten. 


Artikel 11 
Der Sejm jebt ſich aus Abgeordneten zuſammen, 
die auf fünf Jahre, vom Tage der Eröffnung des 
Sejms an gerechnet, im allgemeinen, geheimen, un⸗ 
mittelbaren, gleichen Verhältniswahlverfahren gewählt 
werden. 
Artikel 12 
Das aktive Wahlrecht (prawo wybierania) hat je- 
der polniſche Bürger ohne Unterſchied des Geſchlechts, 
der am Tage der Ausſchreibung (ogloszenie) der 
Wahlen das 21. Lebensjahr vollendet hat, im Beſitz 
aller bürgerlichen Rechte iſt und im Wahlbezirk min⸗ 
deſtens ſeit dem Tage vor Ausſchreibung der Wahlen 
im Geſetzblatt (Dziennik Ustaw) ſeinen Wohnſitz hat. 
Das Wahlrecht kann nur perſönlich ausgeübt werden. 
Aktive Militärperſonen ſind nicht wahlberechtigt. 


Artikel 13 
Das paſſive Wahlrecht (prawo wybieralnosci) hat 
jeder aktiv wahlberechtigte Bürger, aktive Militär⸗ 
perſonen nicht ausgenommen, ohne Rückſicht auf feinen 
Wohnſitz, ſofern er das 25. Lebensjahr vollendet hat. 


Artikel 14 


Vom Wahlrecht (prawo wyboreze) dürfen die— 
jenigen Bürger nicht Gebrauch machen, die verurteilt 
worden ſind wegen Vergehen, die nach den Beſtim— 
mungen der Wahlordnung den zeitweiſen oder dauern— 
den Verluſt des aktiven oder paſſiven Wahlrechts oder 
auch der Ausübung des Abgeordnetenmandats nach 
ſich ziehen. a 

Artikel 15 

Staatliche Verwaltungs⸗, Finanz⸗ und Gerichts- 
beamte ſind nicht wählbar in den Bezirken, in denen 
ſie ihren Dienſt verſehen. Dieſe Vorſchrift betrifft 
nicht Beamte, die ihren Dienſt bei Zentralbehörden 
verſehen. 

Artikel 16 

Im Staats- oder Selbſtverwaltungsdienſt beſchäf⸗ 
tigte Perſonen erhalten mit dem Augenblick ihrer 
Wahl zum Abgeordneten für die Dauer ihres Abge⸗ 
ordnetenmandats Urlaub. Die in Ausübung ihres 
Abgeordnetenmandats verbrachten Jahre zählen zu 
den Dienſtjahren. 

Dieſe Vorſchrift betrifft nicht Miniſter, Unter⸗ 
ſtaatsſekretäre und Profeſſoren der höheren Lehran— 
ſtalten (wyäsze uczelnie, Hochſchulen). 


Artikel 17 
Ein Abgeordneter verliert mit ſeiner Berufung zu 
einer beſoldeten Stellung des Staatsdienſtes ſein 
Mandat. Dieſe Vorſchrift betrifft nicht die Berufung 
eines Miniſters, Unterſtaatsſekretärs oder Profeſſors 
der höheren Lehranſtalten. 


Artikel 18 
Eine Wahlordnung wird die Art und Weiſe der 
Wahl der Sejmabgeordneten näher beſtimmen. 


Artikel 19 
Der Seſm prüft die Gültigkeit der nichtbeanſtan⸗ 
deten Wahlen. Über die Gültigkeit der beanſtandeten 
Wahlen (Wahlproteſte) entſcheidet das oberſte Gericht 
(Sad Najwyiszy). 


Artikel 20 


Die Abgeordneten find Vertreter des ganzen Vol⸗ 
kes und an Inſtruktionen ihrer Wähler nicht gebunden. 

Die Abgeordneten legen in die Hand des Marſchalls 
vor verſammelter Kammer folgendes Gelöbnis ab: 

»Ich gelobe feierlich als Sejmabgeordneter der pol⸗ 
niſchen Republik nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen 
ausſchließlich zum Wohl des polniſchen Staates als 
Ganzes redlich zu wirken.“ 


Artikel 21 

Kein Abgeordneter darf wegen ſeiner in das Ge— 
biet der Ausübung des Abgeordnetenmandates fallen⸗ 
den Tätigkeit im Sejm oder außerhalb desſelben zur 
Verantwortung gezogen werden, weder für die Dauer 
ſeines Mandats noch nach deſſen Erlöſchen. Für ſeine 
Reden und Außerungen ſowie auch Kundgebungen im 
Sejm iſt er nur dem Sejm gegenüber verantwortlich. 
Wegen Verletzung der Rechte dritter Perſonen darf 
er zur gerichtlichen Verantwortung gezogen werden, 
ſofern die Gerichtsbehörde dazu die Einwilligung des 
Sejm erlangt. 

Ein gegen einen Abgeordneten vor Erlangung des 
Abgeordnetenmandats eingeleitetes ſtrafgerichtliches, 
verwaltungsſtrafrechtliches oder Diſziplinarverfahren 
iſt auf Verlangen des Sejm bis zum Erlöſchen des 
Mandats auszuſetzen. 

Die Verjährung gegen einen Abgeordneten im 
Strafverfahren wird für die Dauer des Abgeordneten- 
mandats gehemmt. 

Während der ganzen Dauer des Mandats darf ein 
Abgeordneter ohne Einwräligung des Sejm weder zur 
ſtrafgerichtlichen, verwaltungsſtrafrechtlichen oder diſzi⸗ 
plinaren Verantwortung gezogen noch in Haft ge⸗ 
nommen werden. Wird ein Abgeordneter bei Ver⸗ 
übung eines gemeinen Verbrechens auf friſcher Tat 
ergriffen und iſt ſeine Feſtnahme zur Sicherung der 
Aburteilung bzw. zur Unſchädlichmachung der Folgen 
des Vergehens durchaus erforderlich, ſo iſt die Gerichts⸗ 
behörde verpflichtet, den Sejmmarſchall davon unver⸗ 
züglich zwecks Erlangung der Einwilligung des Sejms 
zur Inhafthaltung und zur Fortſetzung des Strafver⸗ 
fahrens in Kenntnis zu ſetzen. Auf Verlangen des 
Marſchalls muß der Feſtgenommene unverzüglich 
in Freiheit geſetzt werden. 


Artikel 22 

Kein Abgeordneter darf weder auf eigenen noch auf 
fremden Namen ſtaatliche Güter kaufen oder pachten, 
öffentliche Lieferungen oder Regierungsarbeiten über⸗ 
nehmen oder von der Regierung Konzeſſionen oder 
andere perſönliche Vorteile annehmen. 

Auch darf kein Abgeordneter von der Regierung 
Auszeichnungen, mit Ausnahme von militäriſchen, 
erhalten. 


Artikel 23 
Ein Abgeordneter darf nicht verantwortlicher Re— 
dakteur ſein. 
Artikel 24 


Die Abgeordneten erhalten Tagegelder in der durch 
Reglement beſtimmten Höhe und haben das Recht zur 
unentgeltlichen Benutzung der ſtaatlichen Verkehrs⸗ 
mittel für Reiſen im geſamten Gebiet der Republik. 


4 


nn 
enn 


e 


Artikel 25 


Der Präſident der Republik kann den Sejm einbe- 
rufen, er vertagt und ſchließt den Sejm und Senat. 


Der Sejm muß einberufen werden zur erſten 
Sitzung auf den dritten Dienstag nach dem Wahltag 
und alljährlich ſpäteſtens im Oktober zu einer ordent- 
lichen Tagung (Seſſion) zwecks Beſchlußfaſſung über 
den Staatshaushalt, die zahlenmäßige Stärke des 
Heeres und die Aushebung zum Heer ſowie über an- 
dere laufende Sachen. 


Der Präſident der Republik kann den Sejm jeder— 
zeit zu einer außerordentlichen Tagung nach eigenem 
Ermeſſen einberufen; er muß das tun auf Verlangen 
eines Drittels der Geſamtzahl der Abgeordneten, und 
zwar binnen zwei Wochen. 

Andere Fälle, in denen ſich der Sejm zu einer 
außerordentlichen Tagung verſammelt, beſtimmt die 
Verfaſſung. 

Die Vertagung erfordert die Einwilligung des 
Sejm, wenn ſie im Laufe derſelben ordentlichen Ta⸗ 
gung wiederholt werden ſoll, oder wenn die Unter— 
brechung länger dauern ſoll als 30 Tage. 

Iſt der Sejm im Oktober zur ordentlichen Tagung 
einberufen, ſo darf er vor Beſchlußfaſſung über den 
Staatshaushalt nicht geſchloſſen werden. 


Artikel 26 

Der Sejm kann ſich durch eigenen, mit einer Mehr: 
heit von zwei Drittel der Stimmen gefaßten Beſchluß 
auflöſen. Der Präſident der Republik kann den Sejm 
mit Einwilligung von drei Fünfteln der geſetzlichen 
Anzahl der Senatsmitglieder auflöſen. 

In beiden Fällen wird gleichzeitig ſelbſttätig der 
Senat aufgelöſt. 

Neuwahlen finden innerhalb von 90 Tagen vom 
Tage der Auflöſung ab er der Wahltermin wird 
entweder im Sejmbeſchluß oder in der Botſchaft des 
Präſidenten über Auflöſung des Sejm beſtimmt. 


Artikel 27 
Die Abgeordneten üben ihre Rechte und Pflichten 
als ſolche perſönlich aus. 


Artikel 28 
Der Sejm wählt aus ſeiner Mitte den Marſchall, 
deſſen Stellvertreter, die Schriftführer (sekretarze) 
und Ausſchüſſe (komisje). 
Die Mandate des Marſchalls und ſeiner Stellver- 
treter dauern über die Auflöſung des Sejm hinaus 
bis zur Konſtituierung des neuen Sejm. 


Artikel 29 

Die Art und Weiſe und Ordnung der Sejmberatun— 
gen, die Art und Anzahl der Ausſchüſſe, die Zahl der 
Vizemarſchälle und Schriftführer, die Rechte und 
Pflichten des Marſchalls regelt das Reglement des 
Sejm (Geſchäftsordnung). 

Der Marſchall ernennt die Sejmbeamten, für deren 
Amtsführung er dem Sejm gegenüber verantwort— 


lich iſt. 
/ Artikel 30 
Die en des Sejm find öffentlich. Auf An- 
trag des Marſchalls, des Regierungsvertreters oder 
von 30 Abgeordneten kann der Sejm die Sffentlich— 
keit ausſchließen. 


Artikel 31 
Niemand darf wegen wahrheitsgetreuer Berichte 
über öffentliche Sitzungen des Sejm oder der Sejm— 
ausſchüſſe zur Verantwortung gezogen werden. 


Artikel 32 
Zur Rechtsgültigkeit der Beſchlüſſe iſt gewöhnliche 
Stimmenmehrheit bei Anweſenheit von mindeſtens 
einem Drittel der geſetzlichen Geſamtzahl der Abge— 
ordneten erforderlich, ſofern die Verfaſſung nicht ab- 
weichende Beſtimmungen enthält. 


Artikel 33 

Die Abgeordneten haben das Recht, ſich mit Inter⸗ 
pellationen in der durch das Reglement vorgeſchriebe— 
nen Art an die Regierung oder an einzelne Miniſter 
zu wenden. Der Miniſter iſt verpflichtet, mündlich 
oder ſchriftlich, ſpäteſtens binnen ſechs Wochen Ant⸗ 
wort zu erteilen oder das Ausbleiben einer ſachlichen 
Antwort in einer begründeten Erklärung zu rechtferti⸗ 
gen. Auf Verlangen der Interpellanten muß die Ant⸗ 
wort dem Sejm bekanntgegeben werden. Der Sejm 
kann die Antwort der Regierung zum Gegenſtand der 
Beſprechung und Beſchlußfaſſung machen. 


Artikel 34 
Der Sejm kann zur Unterſuchung beſonderer Ange— 
legenheiten außerordentliche Kommiſſionen ausjon- 
dern und beſtimmen mit dem Recht zur Vernehmung 
der intereſſierten Parteien und zur Ladung von Zeu⸗ 
gen und Sachverſtändigen. Den Tätigkeitsbereich und 
die Berechtigungen dieſer Kommiſſionen ſetzt ein Sejm— 

beſchluß feſt. 5 

Artikel 35 


Jeder Geſetzentwurf, der vom Sejm angenommen 
iſt, wird dem Senat zur Stellungnahme überwieſen. 
Erhebt der Senat nicht binnen 30 Tagen nach dem 
Tage des Empfangs des angenommenen Geſetzent⸗ 
wurfs gegen ihn Einwendungen, fo ordnet der Prä— 
ſident der Republik die Verkündung des Geſetzes an. 
Auf Antrag des Senats kann der Präſident der Re⸗ 
publik die Verkündung des Geſetzes vor Ablauf der 
30 Tage anordnen. f 

Beſchließt der Senat, einen vom Sejm angenomme— 
nen Entwurf zu ändern oder zu verwerfen, ſo muß er 
dies dem Sejm binnen den obigen 30 Tagen anſagen 
und alsdann im Laufe der nächſten 30 Tage den Ent⸗ 
wurf mit den vorgeſchlagenen Anderungen dem Sejm 
zurückſtellen. 

Nimmt der Sejm die vom Senat vorgeſchlagene 
Anderung mit gewöhnlicher Stimmenmehrheit an oder 
verwirft er fie mit einer Mehrheit von ½ der Ab⸗ 
ſtimmenden, ſo ordnet der Präſident der Republik die 
Verkündung des Geſetzes in dem durch den erneuten 
Beſchluß des Sejm feſtgeſetzten Wortlaut an. 


Artikel 36 

Der Senat beſteht aus von den einzelnen Wojewod⸗ 
ſchaften im allgemeinen, geheimen, unmittelbaren, 
gleichen Verhältniswahlverfahren gewählten Mitglie- 
dern. Jede Wojewodſchaft bildet einen Wahlbezirk, 
wobei die Zahl der Senatsmandate ein Viertel der 
Zahl der auf die Einwohnerzahl entfallenden Sejm- 
mandate beträgt. Das aktive Wahlrecht zum Senat 
hat jeder Wähler zum Sejm, der am Tage der Aus- 


ſchreibung der Wahlen das 30. Lebensjahr vollendet 
hat und an dieſem Tage im Wahlbezirk mindeſtens 
ſeit Jahresfriſt ſeinen Wohnſitz hat; es verlieren je- 
doch das Wahlrecht nicht die neu angeſiedelten Kolo⸗ 
niſten, die ihren früheren Wohnort unter Benutzung 
der Landreform verlaſſen haben; ebenſo verlieren dies 
Recht nicht Arbeiter, die ihren Aufenthaltsort infolge 
Anderung der Arbeitsſtätte gewechſelt haben und 
Staatsbeamte, die dienſtlich verſetzt ſind. Das paſſive 
Wahlrecht hat jeder Bürger, der das aktive Wahlrecht 
zum Senat beſitzt, aktive Militärperſonen nicht aus⸗ 
genommen, ſofern er mit dem Tage der Ausſchreibung 
der Wahlen das 40. Lebensjahr vollendet hat. 

Die Wahlperiode des Senats beginnt und endigt 
mit der Wahlperiode des Sejms. 5 

Niemand kann gleichzeitig Mitglied des Sejm und 
des Senats ſein. a 

Artikel 37 


Die Beſtimmungen der Artikel 14, 15, 16, 17, 19, 
20, 21, 22, 23, 24, 27, 28, 29, 30, 31, 32 und 33 
finden auf den Senat bzw. ſeine Mitglieder ent- 
ſprechende Anwendung. 


Artikel 38 
Kein Geſetz darf mit dieſer Verfaſſung im Wider- 
ſpruch ſtehen, noch ihre Beſtimmungen verletzen. 


Teil III 
Artikel 39 

Der Präſident der Republik wird auf ſieben Jahre 
von dem zur Nationalverſammlung vereinigten Sejm 
und Senat mit abſoluter Stimmenmehrheit gewählt. 
Die Nationalverſammlung beruft der Präſident der 
Republik im letzten Vierteljahr ſeiner ſiebenjährigen 
Amtsführung. 

Erfolgt die Berufung nicht 30 Tage vor Ablauf der 
ſieben Jahre, ſo vereinigen ſich Seim und Senat un⸗ 
mittelbar kraft Geſetzes (2 samego prawa) zur Natio- 
nalverſammlung auf Einladung des Sejmmarſchalls 
und unter ſeinem Vorſitz. 


Artikel 40 

Iſt der Präſident der Republik nicht imſtande, ſein 
Amt zu führen, oder iſt das Amt des Präſidenten der 
Republik infolge Todes, Verzichts oder aus einem 
anderen Anlaß verwaiſt, ſo vertritt ihn der Sejm— 
marſchall. 

Artikel 41 

Im Fall der Erledigung des Amts des Präſidenten 
der Republik vereinigen ſich Sejm und Senat ſofort 
auf Einladung des Sejmmarſchalls und unter ſeinem 
AUS unmittelbar kraft Geſetzes (z samego prawa) 
zur Nationalverſammlung auf Einladung des Prä- 
ſidenten. 

War der Sejm im Augenblick der Erledigung des 
Amts des Präſidenten der Republik aufgelöſt, ſo 
ordnet der Sejmmarſchall unverzüglich Neuwahlen zu 
Sejm und Senat an. 


Artikel 42 
Übt der Präſident der Republik drei Monate hin⸗ 
durch ſein Amt nicht aus, ſo ruft der Marſchall un⸗ 
verzüglich den Sejm zuſammen und unterbreitet ihm 
einen Antrag zur Beſchlußfaſſung, ob das Amt des 


Präſidenten der Republik als erledigt angeſehen wer⸗ 
den ſoll. 

Der Beſchluß, daß das Amt als erledigt angeſehen 
wird, ergeht mit einer Mehrheit von Dreifünftel der 
Stimmen in Anweſenheit von mindeſtens der Hälfte 
der geſetzlichen, d. h. der durch die Wahlordnung feſt⸗ 
geſetzten Anzahl der Abgeordneten. 


Artikel 43 

Der Präſident der Republik übt die vollziehende 
Gewalt aus durch die dem Sejm verantwortlichen 
Miniſter und die dieſen unterſtellten Beamten. 

Jeder Beamte der Republik muß einem Miniſter 
unterſtehen, der für deſſen Tätigkeit dem Sejm ge— 
genüber die Verantwortung trägt. 

Die Ernennungen der Beamten der Zivilkanzlei 
des Präſidenten der Republik erfolgen unter Gegen— 
zeichnung des Präſidenten des Miniſterrates, der für 
deren Tätigkeit dem Sejm gegenüber verantwort⸗ 
lich iſt. 

Artikel 44 ; 

Der Präſident der Republik unterfertigt die Geſetz 
zuſammen mit den verantwortlichen Miniſtern und 
ordnet die Verkündung im Dziennik Ustaw Rzeczy- 
pospolitej (Geſetzblatt der Republik) an. 

Der Präſident der Republik hat das Recht, zwecks 
Ausführung der Geſetze und unter Berufung auf ge⸗ 
ſetzliche Ermächtigung Ausführungsverordnungen, 
Verfügungen, Befehle und Verbote zu erlaſſen und die 
Durchführung der Geſetze durch Anwendung von 
Zwang zu ſichern. 

Das gleiche Recht ſteht in ihrem Zuſtändigkeits⸗ 
kreis auch den Miniſtern und den ihnen unterſtellten 
Behörden zu. 

Jeder Regierungsakt des Präſidenten der Republik 
erfordert zu ſeiner Gültigkeit die Unterſchrift des Prä⸗ 
ſidenten des Miniſterrats und des zuſtändigen Mi⸗ 
niſters, die durch die Unterzeichnung des Akts die 
Verantwortung für ihn übernehmen. 


Artikel 45 

Der Präſident der Republik ernennt und entläßt 
den Präſidenten des Miniſterrats und auf deſſen An⸗ 
trag die Miniſter; auf Antrag des Miniſterrats beſetzt 
er die in den Geſetzen vorbehaltenen Zivil- und Mili⸗ 
tärämter. 

Artikel 46 

Der Präſident der Republik iſt zugleich oberſter 
Kriegsherr (zwierzehnik) der bewaffneten Macht des 
Staates, darf jedoch den Oberbefehl in Kriegszeiten 
nicht führen. 

Den Oberbefehlshaber der bewaffneten Macht des 
Staates im Kriegsfalle ernennt der Präſident der 
Republik auf durch den Kriegsminiſter vorzulegenden 
Antrag des Miniſterrats, der für die mit der Kom⸗ 
mandogewalt in Kriegszeiten verknüpften Akte wie 
auch für alle Angelegenheiten der Heeresleitung dem 
Sejm gegenüber die Verantwortung trägt. | 


Artifel 47 
Das Recht des Erlaſſes und der Milderung von 
Strafen ſowie des Erlaſſes der Folgen einer ftrafge- 
richtlichen Verurteilung (Gnadenrecht) im Einzelfall 
ſteht dem Präſidenten der Republik zu. 
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Der Präſident darf dies Recht nicht in Anwendung 
bringen gegenüber Miniſtern, die, nachdem ſie durch 
den Sejm in den Anklagezuſtand verſetzt waren, ber- 
urteilt worden ſind. 

Amneſtien dürfen nur im Wege der Geſetzgebung 
gewährt werden. 

Artikel 48 

Der Präſident der Republik vertritt den Staat nach 
außen, empfängt die diplomatiſchen Vertreter fremder 
Staaten und entſendet die diplomatiſchen Vertreter 
des polniſchen Staates nach fremden Staaten. 


Artikel 49 

Der Präſident der Republik ſchließt Verträge mit 
e Staaten und bringt ſie zur Kenntnis des 
Sejm. 

Handels- und Zollverträge ſowie Verträge, die den 
Staat finanziell dauernd belaſten oder die Bürger 
verpflichtende Rechtsvorſchriften enthalten oder auch 
eine Anderung der Grenzen des Staates herbeiführen, 
ebenſo Bündniſſe erfordern die Einwilligung des 
Sejm. 

Artikel 50 

Krieg erklären und Frieden ſchließen kann der 
Präſident nur nach vorgängiger Zuſtimmung des 
Sejm. 

Artikel 51 

Für ſeine amtlichen Handlungen iſt der Präſident 
der Republik weder parlamentariſch noch zivil verant— 
wortlich. 

Wegen Landesverrats, Verfaſſungsbruchs oder 
wegen ſtrafbarer Vergehen kann der Präſident der Re— 
publik nur durch den Sejm auf Grund eines mit einer 
Mehrheit von Dreifünftel der Stimmen bei Anweſen— 
heit von mindeſtens der Hälfte der geſetzlichen Anzahl 
der Abgeordneten gefaßten Beſchluſſes zur Verant- 
wortung gezogen werden. Zur Verhandlung und 
Urteilsfällung in ſolchen Sachen iſt das Staatstribu⸗ 
nal (tribunal stanu) nach den Beſtimmungen eines 
beſonderen Geſetzes berufen. Mit dem Augenblick der 
Verſetzung in den Anklagezuſtand durch das Staats⸗ 
tribunal iſt der Präſident der Republik vom Amte 
ſuspendiert. 

Artikel 52 

Der Präſident der Republik erhält Beſoldung (Zi- 
villiſte, uposazenie) nach den Vorſchriften eines be— 
ſonderen Geſetzes. 

Artikel 53 


Der Präſident der Republik darf kein anderes Amt 
bekleiden noch auch dem Sejm oder Senat angehören. 


Artikel 54 

Vor Übernahme des Amtes leiſtet der Präſident der 
Republik in der Nationalverſammlung folgenden Eid: 

»Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Drei- 
einigen und gelobe Dir, polniſches Volk, im Amte 
eines Präſidenten der Republik, das ich übernehme: 
die Rechte der Republik und vor allem die Verfaſſungs⸗ 
geſetze heilig zu bewahren und zu ſchirmen; dem allge— 
meinen Wohl des Volkes mit allen Kräften treu zu 
dienen, alles Übel und Gefahr vom Staate wachſam 
abzuwenden; die Würde des polniſchen Namens un- 
entwegt zu ſchützen; Gerechtigkeit gegen alle Bürger 
ohne Unterſchied als erſte Tugend zu betrachten; den 


Pflichten des Amtes und des Dienſtes mich ganz und 
ungeteilt zu weihen. So wahr mir Gott helfe und 
ſeines Sohnes heilige Marter. Amen.« 


Artikel 55 


Die Miniſter bilden den Miniſterrat unter Vorſitz 
des Präſidenten des Miniſterrats. 


Artikel 56 

Der Miniſterrat trägt ſolidariſch die konſtitutionelle 
und parlamentariſche Verantwortung für die allge— 
meine Richtung der Regierungspolitik. 

Außerdem tragen ſie die einzelnen Miniſter für ſich, 
jeder in ſeinem Geſchäftsbereich für ſeine Tätigkeit im 
Amt, und zwar gleichermaßen für die Übereinſtim⸗ 
mung dieſer Tätigkeit mit der Verfaſſung und den 
anderen Staatsgeſetzen, für die Tätigkeit der unterſtell⸗ 
ten Organe und für die Richtung ſeiner Politik. 


Artikel 57 
In demſelben Umfang tragen die Miniſter die Ge— 
jamt- bzw. Einzelverantwortung für Regierungsakte 
des Präſidenten der Republik. 


Artikel 58 
Zur parlamentariſchen Verantwortung zieht der 
Seſm die Miniſter mit einfacher Mehrheit. Der Mi- 
niſterrat und jeder einzelne Miniſter treten auf Vex- 
langen des Sejm zurück. 


Artikel 59 

Die konſtitutionelle Verantwortung der Miniſter 
und die Art ihrer Verwirklichung regelt ein beſonderes 
Geſetz. 

Der Beſchluß, der einen Miniſter in den Anklage⸗ 
zuſtand verſetzt, muß bei Anweſenheit von mindeſtens 
der Hälfte der geſetzlichen Anzahl der Abgeordneten 
mit einer Mehrheit von drei Fünfteln der abgegebenen 
Stimmen gefaßt ſein. 

Die Verhandlung und Urteilsfällung gebührt dem 
Staatstribunal. Ein Miniſter kann ſich der konſtitutio⸗ 
nellen Verantwortung nicht durch Verzicht auf ſein 
Amt entziehen. Mit dem Augenblick der Verſetzung 
in den Anklagezuſtand iſt der Miniſter von ſeinem 
Amt ſuspendiert. 

Artikel 60 

Die Miniſter und die durch dieſe abgeordneten Be⸗ 
amten haben das Recht, an den Sejmſitzungen teilzu⸗ 
nehmen und außerhalb der Rednerliſte das Wort zu 
ergreifen; an den Abſtimmungen können ſie teilneh— 
men, ſofern ſie Abgeordnete ſind. 


Artikel 61 
Die Miniſter dürfen kein anderes Amt bekleiden, 
auch nicht im Vorſtand oder in Auſſichtsorganen auf 
Gewinn berechneter Geſellſchaften und Inſtitutionen 
ſitzen. 
Artikel 62 
Soweit das Amt eines Miniſters von einem einſt⸗ 
weiligen Leiter des Miniſteriums verwaltet wird, fin- 
den alle Vorſchriften über das Miniſteramt auch auf 
dieſen Anwendung. 
Der Präſident des Miniſterrats überträgt im Be⸗ 
darfsfalle ſeine Vertretung einem der Minifter. 
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Artikel 63 
Die Anzahl, den Tätigkeitsbereich und das gegen- 
ſeitige Verhältnis der Miniſter zueinander ſowie die 
Zuſtändigkeit des Miniſterrats, regelt ein beſonderes 
Geſetz. 
Artikel 64 
Das Staatstribunal ſetzt ſich zuſammen aus dem 
erſten Präſidenten des Oberſten Gerichtshofs (Sad 
najwyzszy) als Vorſitzenden und aus zwölf Mitglie- 
dern, die zu acht vom Sejm, zu vier vom Senat außer⸗ 
halb des Kreiſes dieſer Körperſchaften gewählt werden. 
Wählbar zu Mitgliedern des Staatstribunals ſind 
Perſonen, die kein Staatsamt bekleiden und im Voll⸗ 
beſitz der Bürgerrechte ſind. 
Die Wahl der Mitglieder zum Staatstribunal neh⸗ 
men Sejm und Senat ſofort nach Konſtituierung für 
die ganze Wahlperiode des Sejm vor. 


Artikel 65 

Zu Verwaltungszwecken wird der polniſche Staat 
im Wege der Geſetzgebung in Wojewodſchaften, Kreiſe 
und ſtädtiſche und ländliche Gemeinden eingeteilt; 
dieſe bilden gleichzeitig die Einheiten der territorialen 
Selbſtverwaltung. 

Die Selbſtverwaltungseinheiten können ſich zur 
Durchführung der in den Aufgabenkreis der Selbſtver— 
waltung fallenden Aufgaben zu Verbänden zuſammen⸗ 
ſchließen. 

Offentlich rechtlichen Charakter können ſolche Ver— 
bände nur auf Grund eines beſonderen Geſetzes er— 
langen. 

Artikel 66 

Bei Organiſation der ſtaatlichen Verwaltung wird 
der Grundſatz der Dezentraliſation bei möglichſter Zu⸗ 
ſammenfaſſung der Organe der ſtaatlichen Verwaltung 
in den einzelnen territorialen Einheiten zu einer Be- 
hörde unter einem Vorgeſetzten ſowie der Grundſatz 
der Beteiligung der durch Wahl dazu zu berufenden 
Bürger an der Durchführung der Aufgaben dieſer Be- 
hörden in den geſetzlich bezeichneten Grenzen befolgt 
werden. 

Artikel 67 / 

Das Recht der Beſchlußfaſſung in Angelegenheiten, 
die zum Tätigkeitsbereich der Selbſtverwaltung ge⸗ 
hören, ſteht aus Wahlen hervorgehenden Räten zu. 
Die ausführenden Tätigkeiten der wojewodſchaftlichen 
und Kreis⸗Selbſtverwaltung ſtehen Organen zu, die 
nach dem Grundſatz gebildet werden, daß durch die 
Vertretungskörperſchaften gewählte Kollegien mit den 
Vertretern der ſtaatlichen Verwaltungsbehörden unter 
deren Vorſitz zuſammenwirken. 


Artikel 68 

Neben der territorialen Selbſtverwaltung ſchafft ein 
beſonderes Geſetz eine wirtſchaftliche Selbſtverwaltung 
für die einzelnen Zweige des Wirtſchaftslebens, ins⸗ 
beſondere: Landwirtſchafts⸗, Handels-, Gewerbes, 
Handwerker-, Lohnarbeitskammern und andere In- 
ſtitutionen, die zu einer oberſten Wirtſchaftskammer 
der Republik zuſammengefaßt werden und deren Zu— 
ſammenarbeiten mit den ſtaatlichen Behörden bei der 
Leitung des Wirtſchaftslebens und auf dem Gebiet der 
geſetzgeberiſchen Entwürfe geſetzlich geregelt wird. 
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Artikel 69 
Die Einnahmequellen des Staats und der Selbſt⸗ 
verwaltungsverbände werden durch Geſetze genau ab- 


gegrenzt. 
Artikel 70 

Der Staat wird die Aufſicht über die Tätigkeit der 
Selbſtverwaltung durch Selbſtverwaltungsausſchüſſe 
höherer Ordnung ausüben; dieſe Aufficht können je⸗ 
doch die Geſetze teilweiſe der Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit überweiſen. 

Die Fälle, in denen die Beſchlüſſe der Selbftver- 
waltungsorgane ausnahmsweiſe der Beſtätigung durch 
Selbſtverwaltungsorgane höherer Ordnung oder durch 
Miniſterien bedürfen, werden durch die Geſetze be- 
zeichnet. 

Artikel 71 

Berufung gegen Beſcheide der Organe der Regie⸗ 
rung ſowohl wie der Selbſtverwaltung ſoll nur an 
eine höhere Inſtanz zuläſſig ſein, ſofern die Geſetze 
in dieſer Hinſicht nicht Ausnahmen vorſehen. 


Artikel 72 


Die Geſetze führen den Grundſatz durch, daß gegen 
erſtinſtanzliche Strafbeſcheide der Verwaltungsbehör⸗ 
den den Parteien das Recht der Berufung an das 
ordentliche Gericht zuſteht. 


Artikel 73 

Zur Entſcheidung über die Geſetzmäßigkeit von 
Verwaltungsakten im Bereich der Regierungs- wie 
der Selbſtverwaltung wird durch beſonderes Geſetz 
eine Verwaltungsgerichtsbarkeit eingeführt, die ſich in 
ihrer Organiſation auf das Zuſammenwirken von 
Laien⸗ und richterlichen Faktoren ſtützt, mit einem 
Oberſten Verwaltungstribunal an der Spitze. 


Teil IV 
Artikel 74 


Die Gerichte walten des Rechts im Namen der 
polniſchen Republik. 


Artikel 75 


Verfaſſung, Zuſtändigkeit und Verfahrensart aller 
Gerichte werden im Wege der Geſetzgebung geregelt. 


Artikel 76 

Die Richter ernennt der Präſident der Republik, 
ſofern nicht das Geſetz abweichende Beſtimmungen 
enthält, jedoch werden die Friedensrichter in der 
Regel von der Bevölkerung gewählt. 

Das Richteramt kann nur von einer Perſon über⸗ 
nommen werden, die den geſetzlichen Anforderungen 
entſpricht. 

Artikel 77 

Die Richter ſind in Ausübung ihres richterlichen 
Amtes unabhängig und nur den Geſetzen unterworfen. 

Gerichtliche Entſcheidungen dürfen weder durch die 
geſetzgebende noch durch die ausführende Gewalt um- 
geſtoßen werden. 

Artikel 78 

Ein Richter kann gegen ſeinen Willen nur kraft 
richterlicher Entſcheidung und nur in den geſetzlich be⸗ 
ſtimmten Fällen dauernd oder zeitweiſe ſeines Amtes 
enthoben oder an eine andere Stelle oder in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzt werden. 
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Dieſe Vorſchrift berührt nicht den Fall, daß die 
Verſetzung des Richters an eine andere Stelle oder in 
den Ruheſtand durch eine im Wege des Geſetzes ver— 
fügte Veränderung der Organiſation der Gerichte her— 
vorgerufen iſt. 

Artikel 79 

Richter dürfen ohne vorgängige Einwilligung des 
im Geſetz anzugebenden Gerichts nicht zur ſtrafrecht— 
lichen Verantwortung gezogen oder in Haft genommen 
werden, ſofern ſie nicht auf friſcher Tat ergriffen ſind, 
aber auch in dieſem Falle kann das Gericht die unver— 
zügliche Haftentlaſſung verlangen. 


Artikel 80 
Die Sonderſtellung der Richter, ihre Rechte, Pflich— 
ten und Beſoldung regelt ein beſonderes Geſetz. 


Artikel 81 
Die Gerichte ſind nicht berechtigt, die Gültigkeit ge— 
hörig verkündeter Geſetze zu prüfen. 


Artikel 82 
Die Verhandlungen vor dem erkennenden Gericht 
find ſowohl in Zivil- wie in Strafſachen öffentlich, 
ſofern die Geſetze in dieſer Hinſicht keine Ausnahmen 


vorſehen. 
Artikel 83 

Zur Rechtſprechung über mit ſchwereren Strafen be— 
drohte Verbrechen tund über politiſche Verbrechen wer— 
den Schwurgerichte (Sady przysieglych) eingerichtet 
werden. Die der Zuſtändigkeit der Schwurgerichte 
unterliegenden Handlungen, die Organiſation dieſer 
Gerichte und den Verfahrenszug beſtimmen beſondere 


Geſetze. 
Artikel 84 
Es wird ein oberſtes Gericht (Sad Najwyäszy) 
für zivil- und ſtrafgerichtliche Sachen gebildet. 


Artikel 85 
Die Verfaſſung der Militärgerichte, ihre Zuſtändig— 
keit und Verfahrensart, die Rechte und Pflichten der 
Mitglieder dieſer Gerichte beſtimmen beſondere 


Geſetze. 
Artikel 86 
Zur Entſcheidung von Streitigkeiten über Zuftän- 
digkeit zwiſchen Verwaltungsbehörden und Gerichten 
wird a Geſetz ein beſonderer Kompetenzgerichtshof 
(trybunal kompetencyiny) eingeſetzt. 


Reit V 
Artikel 87 
Ein polniſcher Bürger darf nicht gleichzeitig Ange— 
höriger eines fremden Staates ſein. 


Artikel 88 

Das polniſche Bürgerrecht wird erworben: 

a) durch Geburt von Eltern, die das polnische Bür- 
gerrecht beſitzen, 

b) durch Verleihung des Bürgerrechts ſeitens der 
dazu berufenen Staatsbehörde. 

Weitere Beſtimmungen hinſichtlich des polniſchen 
Bürgerrechts, ſeines Erwerbs und Verluſts treffen 
beſondere Geſetze. 

Artikel 89 


Erſte Bürgerpflicht iſt Treue gegenüber der pol- 
niſchen Republik. 
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Artikel 90 
Jeder Bürger hat die Pflicht, die Verfaſſung des 
Staats und die andern geltenden Geſetze und Ver— 
ordnungen der Staats- und Selbſtverwaltungsbehör⸗ 
den zu ehren und zu beachten. 


Artikel 91 


Alle Bürger ſind zum Heeresdienſt verpflichtet. 
Die Art und Weiſe, die Einrichtung und Dauer des 
Dienſtes, die Befreiung von dieſer Pflicht und ſämt⸗ 
liche Leiſtungen für Heereszwecke werden im Wege der 
Geſetzgebung beſtimmt. 


Artikel 92 
Alle Bürger haben die Pflicht, ſämtliche durch Geſetz 
auferlegten Laſten und öffentlichen Leiſtungen zu 
tragen. 

Artikel 93 

Alle Bürger find verpflichtet, die rechtmäßige Ge- 

walt zu achten und ihr die Erfüllung ihrer Aufgaben 
zu erleichtern ſowie gewiſſenhaft die öffentlichen Pflich— 
ten zu erfüllen, zu denen ſie das Volk oder die zuſtän⸗ 
dige Behörde aufruft. N 


Artikel 94 

Die Bürger haben die Pflicht, ihre Kinder zu red)- 
ten Bürgern des Vaterlandes zu erziehen und ihnen 
fe mindeſten die Elementarbildung angedeihen zu 
laſſen. 

Dieſe Pflicht wird durch beſonderes Geſetz näher 
geregelt. 

Artikel 95 

Die polniſche Republik ſichert auf ihrem Gebiet 
allen ohne Unterſchied der Herkunft, Nationalität, 
Sprache, Raſſe oder Religion vollen Schutz des Lebens, 
der Freiheit und des Eigentums zu. 

Ausländer genießen unter der Bedingung der 
Gegenſeitigkeit gleiche Rechte mit den Bürgern des 
polniſchen Staates und haben die gleichen Pflichten 
wie dieſe, ſofern nicht die Geſetze ausdrücklich das pol- 
niſche Bürgerrecht erfordern. 


Artikel 96 

Alle Bürger ſind vor dem Geſetz gleich. Die öffent— 
lichen Amter ſind zu den geſetzlich vorgeſchriebenen 
Bedingungen in gleichem Maße allen zugänglich. 

Die polniſche Republik erkennt Geburts- oder Stan⸗ 
desprivilegien nicht an, ebenſowenig Wappen, Ge— 
burtstitel und andere mit Ausnahme von wiſſen⸗ 
ſchaftlichen, Amts- und Berufstiteln. Die Bürger der 
Republik dürfen ohne Genehmigung des Präſidenten 
der Republik fremdländiſche Titel und Orden nicht 
annehmen. 

Artikel 97 

Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit, insbejon- 
dere perſönliche Durchſuchung und Verhaftung, ſind 
nur in den vom Geſetz vorgeſehenen Fällen und in 
der durch die Geſetze beſtimmten Art auf Grund von 
Verfügungen der Gerichtsbehörden zuläſſig. 

Konnte die gerichtliche Verfügung nicht ſofort er- 
laſſen werden, ſo muß ſie ſpäteſtens binnen 48 Stun⸗ 
den unter Angabe der Gründe der Durchſuchung oder 
Verhaftung zugeſtellt werden. 

Verhaftete, denen nicht binnen 48 Stunden die 
Gründe der Verhaftung ſchriftlich unter Unterſchrift 


der Gerichtsbehörden angegeben worden find, erlangen 
unverzüglich die Freiheit zurück. 

Die Geſetze beſtimmen die Zwangsmittel, die den 
Verwaltungsbehörden zur Durchführung ihrer Anord⸗ 
nungen zuſtehen. 

Artikel 98 

Niemand darf ſeinem geſetzmäßigen Richter entzogen 
werden. Ausnahmegerichte ſind nur in den Fällen 
ſtatthaft, die in vor Verübung der Straftat erlaſſenen 
Geſetzen beſtimmt ſind. Strafverfolgung eines Bür⸗ 
gers und Verurteilung iſt nur auf Grund eines 
gültigen Geſetzes zuläſſig. Strafen, die mit körper⸗ 
lichen Peinigungen verbunden ſind, ſind unzuläſſig, 
und niemand darf ſolchen Strafen unterworfen 
werden. 

Kein Geſetz darf einem Bürger den Gerichtsweg 
zur Unterſuchung von Unrecht und Schädigung ver⸗ 
ſchließen. 

Artikel 99 

Die polniſche Republik erkennt jegliches Eigentum, 
ſei es das perſönliche der einzelnen Bürger, ſei es das 
Geſamteigentum von Vereinigungen von Bürgern, 
von Anſtalten, von Selbſtverwaltungskörpern und 
ſchließlich das des Staates ſelbſt als eine der wichtig⸗ 
ten Grundlagen des geſellſchaftlichen Aufbaus und 

er Rechtsordnung an und verbürgt allen Bewohnern, 
Anſtalten oder Geſamtheiten den Schutz ihres Beſitzes; 
ſie läßt nur in den vom Geſetz vorgeſehenen Fällen 
eine Aufhebung (Enteignung) oder Beſchränkung des 
Eigentums, ſei es des perſönlichen (Einzel-) oder Ge- 
ſamteigentums, aus Rückſichten des höheren Nutzens 
gegen Entſchädigung zu. Nur das Geſetz kann be- 
ſtimmen, welche Güter und in welchem Umfange ſie 
mit Rückſicht auf den allgemeinen Nutzen ausſchließlich 
Eigentum des Staates bilden ſollen, und inwiefern 
die Rechte der Bürger und ihrer rechtlich anerkannten 
Vereinigungen auf freie Nutzung von Land, Ge- 
wäſſern, Mineralien und anderen Naturſchätzen aus 
en Rückſichten einer Beſchränkung unterliegen 

ürfen. 

Der Boden als einer der wichtigſten Faktoren des 
völkiſchen und ſtaatlichen Lebens darf nicht Gegenſtand 
eines unbeſchränkten Handels ſein. Geſetze regeln das 
dem Staat zuſtehende Recht auf zwangsweiſen Ankauf 
von Land ſowie den Handel mit Land unter Berück⸗ 
ſichtigung des Grundſatzes, daß die Agrarverfaſſung 
der polniſchen Republik ſich auf zur ordnungsmäßigen 
(rationellen) Produktion fähige und perſönliches 
Eigentum bildende Landwirtſchaften ſtützen ſoll. 


Artikel 100 

Die Wohnung des Bürgers iſt unantaſtbar. Die 
Verletzung dieſes Rechts durch Eindringen in die Woh⸗ 
nung, Hausſuchung, Beſchlagnahme von Papieren oder 
beweglichen Sachen darf — abgeſehen von der Not⸗ 
wendigkeit der Durchführung von Verwaltungsanord⸗ 
nungen, die ſich auf eine ausdrückliche geſetzliche Er⸗ 
mächtigung ſtützen — nur erfolgen auf Verfügung der 
Gerichtsbehörden in der Form und in den Fällen, 
die das Geſetz vorſieht. 


Artikel 101 
Jeder Bürger iſt frei, ſich ſeinen Wohnſitz und Auf⸗ 
enthaltsort im Staatsgebiet zu wählen, zu verziehen 
und auszuwandern, er iſt nicht minder frei in der 
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Wahl feines Berufs und Erwerbs ſowie in der Über⸗ 
tragung feines Eigentums. 

Eine Beſchränkung dieſer Rechte kann nur durch 
Geſetz eingeführt werden. 


Artikel 102 

Die Arbeit als Hauptgrundlage des Reichtums der 
Republick, ſoll unter dem beſonderen Schutz des 
Staates ſtehen. 

Jeder Bürger hat ein Recht auf ſtaatlichen Schutz 
ſeiner Arbeit und im Falle der Arbeitsloſigkeit, der 
Krankheit, des Unfalls und der Arbeitsuntauglichkeit 
fell note Verſicherung, die ein beſonderes Geſetz 
eſtlegt. 

Der Staat hat die Pflicht, auch moraliſche Fürſorge 
und die Tröſtungen der Religion den Bürgern an⸗ 
gedeihen zu laſſen, deren er ſich in öffentlichen An⸗ 
ſtalten, wie Erziehungsanſtalten, Kaſernen, Kranken⸗ 
häuſern, Gefängniſſen, Aſylen unmittelbar annimmt. 


Artikel 103 

Kinder ohne hinreichende elterliche Fürſorge, die 
hinſichtlich ihrer Erziehung verwahrloſt ſind, haben ein 
Anrecht auf ſtaatlichen Schutz und Hilfe in dem ge- 
ſetzlich beſtimmten Umfange. 

Die Entziehung der elterlichen Gewalt über ein 
Kind kann nur im Wege gerichtlicher Entſcheidung 
erfolgen. 

Beſondere Geſetze regeln den Mutterſchaftsſchutz. 

Die Erwerbsarbeit der Kinder unter 15 Jahren, die 
Nachtarbeit der Frauen und jugendlichen Arbeiter ur 
für ſie geſundheitsſchädlichen Gewerbezweigen iſt 
verboten. 

Die ſtändige Beſchäftigung von Kindern im ſchul⸗ 
pflichtigen Alter mit Erwerbsarbeit iſt verboten. 


Artikel 104 
Jeder Bürger hat das Recht, ſeine Gedanken und 
Überzeugungen frei auszudrücken, ſofern dadurch nicht 
Rechtsvorſchriften verletzt werden. 


Artikel 105 
Die Freiheit der Preſſe wird gewährleiſtet. Die 
Zenſur oder ein Konzeſſionsſyſtem für die Heraus⸗ 
gabe von Druckſchriften darf nicht eingeführt werden. 
Den inländiſchen Zeitungsverlegern und Druckwerken 
darf das Poſtdebit nicht entzogen, noch ihre Verbrei- 
tung im Gebiet der Republik beſchränkt werden. 
Ein beſonderes Geſetz regelt die Verantwortung 
wegen Mißbrauchs dieſer Freiheit. 


Artikel 106 


Das Brief: und Korreſpondenzgeheimnis darf nur 
in den vom Geſetz vorgeſehenen Fällen verletzt werden. 


Artikel 107 
Die Bürger haben das Recht, einzeln oder gemein⸗ 
ſam Petitionen an alle repräſentativen Körperſchaften 
und öffentlichen Staats- und Selbſtverwaltungs⸗ 
behörden zu richten. 
Artikel 108 
Die Bürger haben das Recht, ſich zu organiſieren 
(Koalitionsfreiheit), ſich zu verſammeln und ſich zu 
Geſellſchaften und Vereinen zu vereinigen. 
Die Ausführung dieſer Rechte regeln die Geſetze. 
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Artikel 109 

Jeder Bürger hat das Recht, ſeine Nationalität zu 
bewahren und ſeine Sprache und nationalen Eigen— 
tümlichkeiten zu pflegen. 

Beſondere ſtaatliche Geſetze ſichern den Minder- 
heiten im polniſchen Staat die volle freie Entwicklung 
ihrer nationalen Eigentümlichkeiten mit Hilfe von 
autonomen Minderheitsverbänden öffentlich-recht⸗ 
lichen Charakters im Umfang (W obrebie) der Ver⸗ 
bände der allgemeinen Selbſtverwaltung. 

Der Staat wird hinſichtlich ihrer Tätigkeit das 
Recht der Kontrolle und der Ergänzung ihrer finan— 
ziellen Mittel im Fall der Bedürftigkeit haben. 


Artikel 110 


Die polniſchen Bürger, die zu nationalen, kon— 
feſſionellen oder ſprachlichen Minderheiten gehören, 
haben in gleicher Weiſe wie die anderen Bürger das 
Recht zur Gründung, Beauffihtigung und Verwaltung 
von Wohltätigkeits⸗, religiöſen und ſozialen Anftalten, 
Schulen und anderen Erziehungsanſtalten auf ihre 
eigenen Koſten ſowie zum freien Gebrauch ihrer 
Sprache und zur freien Religionsübung in dieſen. 


Artikel 111 

Allen Bürgern wird Gewiſſens- und Bekenntnis— 
freiheit verbürgt. Kein Bürger darf wegen ſeines Be— 
kenntniſſes und feiner religiöſen Überzeugungen in den 
den anderen Bürgern zuſtehenden Rechten beſchränkt 
werden. 

Alle Einwohner des polniſchen Staates haben das 
Recht, ſowohl öffentlich wie privat ihren Glauben frei 
zu bekennen und die Vorſchriften ihrer Religion oder 
ihres Ritus zu üben, ſofern das nicht gegen die öffent— 
liche Ordnung und die guten Sitten verſtößt. 


Artikel 112 

Die Freiheit des Bekenntniſſes darf nicht in einer 
Art ausgeübt werden, die gegen die Geſetze verſtößt. 
Niemand darf ſich der Erfüllung der öffentlichen 
Pflichten unter Berufung auf ſeine religiöſen Über⸗ 
zeugungen entziehen. Niemand darf zur Teilnahme 
an religiöſen Handlungen und Gebräuchen gezwungen 
werden, ſofern er nicht der elterlichen oder vormund— 
ſchaftlichen Gewalt unterſteht. 


Artikel 113 

Jeder vom Staat anerkannte Religionsverband hat 
das Recht, gemeinſame und öffentliche Gottesdienſte 
abzuhalten, kann ſelbſtändig feine inneren Angelegen- 
heiten regeln, bewegliches und unbewegliches Eigen⸗ 
tum beſitzen und erwerben, es verwalten und darüber 
verfügen; er bleibt im usch und Genuſſe ſeiner Stif— 
tungen und Fonds, ebenſo ſeiner Anſtalten für reli⸗ 
giöſe, Lehr⸗ und Wohltätigkeitszwecke. Kein Reli⸗ 
gionsverband darf jedoch im Gegenſatz zu den Ge— 
ſetzen des Staates ſtehen. 5 


Artikel 114 
Das römiſch⸗katholiſche Bekenntnis als die Religion 
der überwiegenden Mehrheit des Volkes nimmt im 
Staat die Haupfſtellung unter den gleichberechtigten 
Bekenntniſſen ein. 


Die römiſch⸗katholiſche Kirche regiert ſich nach 
eigenen Geſetzen. Das Verhältnis des Staates zur 
Kirche wird auf der Grundlage eines Abkommens mit 
dem apoſtoliſchen Stuhl feſtgeſtellt, das der Rati- 
fikation durch den Sejm unterliegt. 


Artikel 115 

Die Kirchen der religiöſen Minderheiten und die 
anderen rechtlich anerkannten Religionsverbände 
regieren ſich nach eigenen Geſetzen, denen der Staat 
die Anerkennung nicht verſagen wird, ſofern ſie nicht 
Beſtimmungen enthalten, die mit dem Geſetz in 
Widerſpruch ſtehen. 

Das Verhältnis des Staates zu dieſen Kirchen und 
Bekenntniſſen wird auf geſetzlichem Wege nach Ver— 
ſtändigung mit ihren rechtmäßigen Vertretungen 
feſtgeſetzt. 

Artikel 116 

Die Anerkennung eines neuen oder bisher noch nicht 
rechtlich anerkannten Bekenntniſſes wird Religions⸗ 
verbänden, deren Einrichtung, Lehre und Verfaſſung 
nicht gegen die öffentliche Ordnung und die guten 
Sitten verſtößt, nicht verſagt werden. 


Artikel 117 
Die wiſſenſchaftliche Forſchung und die Verkündung 
ihrer Ergebniſſe ſind frei. Jeder Bürger hat das 
Recht, zu unterrichten, Schulen oder Erziehungs— 
anſtalten zu gründen und zu leiten, ſofern er bezüglich 
Lehrbefähigung, Sicherheit der ihm anvertrauten 
Kinder und ſein loyales Verhalten zum Staat den ne 
ſetzlich vorgeſchriebenen Bedingungen genügt. 
Sämtliche Schulen und Erziehungsanſtalten, öffent⸗ 
liche wie private, unterſtehen der Aufſicht der 
Staatsbehörden in dem durch die Geſetze bezeichneten 
Umfange. 
Artikel 118 
Im Rahmen der allgemeinen Schule (Volksſchule) 
iſt der Unterricht obligatoriſch für alle Staatsbürger. 
Lese Umfang und Art dieſer Schulpflicht beſtimmt ein 
Geſetz. 


À Artikel 119 

Der Unterricht in den Staats- und Kommunal⸗ 
ſchulen iſt unentgeltlich. 

Hervorragend befähigten, aber minderbemittelten 
Schülern ſichert der Staat Stipendien zum Beſuch von 
Mittel⸗ und höheren Anſtalten (zaklady Srednie i 
wyösze) zu. 

Artikel 120 

In jeder Lehranſtalt, deren Lehrplan die Ausbil⸗ 
dung der Jugend unter 18 Jahren umfaßt und die 
ganz oder teilweiſe durch den Staat oder Selbſtverwal⸗ 
tungskörper unterhalten wird, iſt der Religionsunter⸗ 
richt für alle Schüler obligatoriſch. Die Leitung oder 
Aufſicht über den Religionsunterricht in den Schulen 
ſteht dem betreffenden Religionsverband zu, vorbehalt⸗ 
lich des Oberauſſichtsrechts der ſtaatlichen Schul— 
behörden. 

Artikel 121 

Jeder Bürger hat das Recht, für Schäden, die ihm 
Organe der bürgerlichen oder militäriſchen Staats⸗ 
gewalt durch eine mit dem Geſetz oder den Dienſt⸗ 
pflichten unverträgliche amtliche Tätigkeit zugefügt 
haben, Entſchädigung zu verlangen. Verantwortlich 


für den Schaden iſt der Staat ſolidariſch mit den 
ſchuldigen Organen; die Anſtrengung der Klage gegen 
den Staat und gegen die Beamten iſt nicht abhängig 
von der Genehmigung einer öffentlichen Behörde. Die 
gleiche Verantwortung trifft Gemeinden und andere 
Selbſtverwaltungskörperſchaften ſowie deren Organe. 
Die Durchführung dieſer Beſtimmung regeln be- 
ſondere Geſetze. 
Artikel 122 
Die Beſtimmungen über die Bürgerrechte finden 
auch auf Perſonen Anwendung, die zur bewaffneten 
Macht gehören. Ausnahmen von dieſem Grundſatz 
beſtimmen beſondere Militärgeſetze. 


Artikel 123 


Die bewaffnete Macht darf nur auf Anforderung der 
Zivilbehörde unter genauer Beachtung der Geſetze zur 
Hilfeleiſtung bei der Unterdrückung von Unruhen oder 
zur zwangsweiſen Durchführung von Rechtsvor⸗ 
ſchriften herangezogen werden. Ausnahmen von 
dieſem Grundſatz find nur kraft des Geſetzes über den 
Ausnahme- und Kriegszuſtand zuläſſig. 


Artikel 124 

Die zeitweilige Außerkraftſetzung folgender Bür⸗ 
gerrechte: perſönliche Freiheit (Artikel 97), Unver⸗ 
letzlichkeit der Wohnung (Artikel 100), Preſſe⸗ 
freiheit (Artikel 105), Briefgeheimnis (Artikel 106), 
Koalitions⸗, Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit 
(Artikel 108), kann für das ganze Staatsgebiet oder 
für einzelne Ortſchaften angeordnet werden, in welchen 
es die allgemeine Sicherheit erfordert. 

Eine derartige Außerkraftſetzung kann nur der 
Miniſterrat unter Zuſtimmung des Präſidenten der 
Republik während des Krieges oder bei drohender 
Kriegsgefahr oder während innerer Unruhen oder 
bei ausgedehnten landesverräteriſchen Verſchwörungen, 
die die ee des Staates oder die Sicherheit der 
Bürger bedrohen, anordnen. 

Ergeht eine ſolche Anordnung des Miniſterrates 
während der Dauer einer Sejmtagung, ſo muß ſie dem 
Sejm ſofort zur Beſtätigung vorgelegt werden. Wird 
eine ſolche Anordnung, die für ein mehr als eine 
Wojewodſchaft umfaſſendes Gebiet gelten foll, während 
einer Unterbrechung der Sejmberatungen erlaſſen, ſo 
tritt der Sejm binnen 8 Tagen, vom Tage der Xer- 


kündung der betreffenden Anordnung automatiſch zu 
entſprechender Beſchlußfaſſung zuſammen. 

Verſagt der Sejm die Beſtätigung, ſo tritt der Aus⸗ 
nahmezuſtand ſofort außer Kraft. Verhängt der 
Miniſterrat den Ausnahmezuſtand nach Beendigung 
der Wahlperiode des Sejm (okres sejmowy) oder 
nach Auflöſung des Sejms, ſo muß die betreffende 
Anordnung dem neugewählten Sejm unverzüglich auf 
der erſten Sitzung vorgelegt werden. 

Dieſe Grundſätze regelt näher ein Geſetz über den 
Ausnahmezuſtand. 

Die Grundſätze über zeitweiſe Außerkraftſetzung der 
obengenannten Bürgerrechte zur Kriegszeit auf den 
von Kriegshandlungen betroffenen Gebieten regelt ein 
Geſetz über den Kriegszuſtand. 


Teil VI 
Artikel 125 

Eine Anderung der Verfaſſung kann nur bei An⸗ 
weſenheit von mindeſtens der Hälfte der geſetzlichen 
Anzähl der Abgeordneten bzw. der Senatsmitglieder 
mit einer Stimmenmehrheit von ¼ beſchloſſen 
werden. 

Der Antrag auf Anderung der Verfaſſung muß 
mindeſtens von ¼ der geſetzlichen Anzahl der Ab: 
geordneten unterſchrieben ſein, ſeine Einbringung 
mindeſtens 15 Tage vorher angekündigt werden. 

Der zweite auf Grund dieſer Verfaſſung zuſammen⸗ 
tretende Sejm kann ſelbſtändig eine Reviſion des Ver⸗ 
ſaſſungsgeſetzes durch einen mit / Mehrheit bei An⸗ 
weſenheit von mindeſtens der Hälfte der geſetzlichen 
Anzahl der Abgeordneten gefaßten Beſchluß vor⸗ 
nehmen. £ 

Artikel 126 

Dieſe Verfaſſung tritt mit dem Tage ihrer Ver: 
kündung bzw. ſofern die Verwirklichung ihrer ein⸗ 
zelnen Vorſchriften vom Erlaß entſprechender Geſetze 
abhängt, mit dem Tage des Inkrafttretens dieſer 
in Kraft. 

Alle gegenwärtig beſtehenden Vorſchriften und 
Rechtsverordnungen, die mit den Beſtimmungen dieſer 
ale nicht übereinftimmen, werden ſpäteſtens 
innerhalb eines Jahres nach Annahme dieſer Ver⸗ 
jaffung der geſetzgebenden Körperſchaft zur Herbei⸗ 
führung ihrer Übereinſtimmung mit dieſer im Wege 
der Geſetzgebung vorgelegt. 
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Deutſch⸗polniſches Abkommen über Oberſchleſien 
vom 15. Mai 1922. 


Préambule 
ALLEMAGNE 
d'une part, 
et LA POLOGNE 
d’autre part, 


Afin d'établir en Haute Silésie un régime con- 
ventionnel en conformité avec les dispositions 
contenues dans l’article II de la décision de la 
Conférence des Ambassadeurs en date du 20 oc- 
tobre 1921 et destinées à garantir dans l'intérêt 
commun la continuité de la vie économique en 
Haute Silésie ainsi que la protection des mino- 
rités, ont nommé pour leurs plénipotentiaires : 


l'Allemagne : Monsieur Eugen Schiffer, ancien 
Ministre du Reich allemand, 
la Pologne : Monsieur Casimir Olszowski, Mi- 
nistre plénipotentiaire, 
lesquels, après avoir échangé leurs pleins pouvoirs 
reconnus en bonne et due forme, ont, sous la 
présidence de Monsieur Félix Calonder, ancien 
Président de la Confédération suisse, désigné 
Président de la Conférence germano-polonaise 
par le Conseil de la Société des Nations, convenu 
des stipulations suivantes : 


Première Partie 
Dispositions générales 
Titre Premier 
Droit en Vigueur 


Article Premier 
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1. — Pour autant que le changement de souve- 
raineté n’entraîne pas d’autres conséquences, les 
dispositions juridiques de fond qui, à la date du 
transfert de la souveraineté, sont en vigueur dans 
la partie polonaise du territoire plébiscité, y 
resteront en vigueur pendant quinze ans, avec les 
modifications qui pourraient découler du change- 
ment de souveraineté. 

2. — Les prescriptions de l'alinéa 1 s’appli- 
quent notamment aux dispositions en matière, 
minière, industrielle ou commerciale, ou en matière 
de législation du travail, y compris le système 
d’inspection. < 

3. — Seront considérées comme faisant partie 
de la législation du travail, les dispositions 
réglant les questions de placement, les conditions 
de travail, y compris la juste répartition du 
travail disponible en vue de prévenir le chômage, 


Präambel 


Um in Oberſchleſien einen vertragsmäßigen Zu⸗ 
ſtand gemäß den in Artikel II der Entſcheidung der 
Botſchafterkonferenz vom 20. Oktober 1921 ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen mit dem Ziele herzuſtellen, 
im gemeinſamen Intereſſe die Aufrechterhaltung des 
Wirtſchaftslebens in Oberſchleſien ſowie dem Schutz 
der Minderheiten ſicherzuſtellen, haben Deutſchland 
einerſeits und Polen andererſeits zu ihren Bevoll⸗ 
mächtigten ernannt: 


Deutſchland: Herrn Reichsminiſter a. D. Schiffer, 


Polen: Herrn Bevollmächtigten 
Caſimir Olszowſki, 

die Bevollmächtigten haben, nachdem ſie ihre Voll⸗ 
machten ausgetauſcht und in guter und gehöriger 
Form befunden haben, unter dem Vorſitze des ebe- 
maligen ſchweizeriſchen Bundespräſidenten Herrn. 
Felix Calonder, der mit der Leitung der 
deutſch-polniſchen Konferenz vom Bundesrat betraut 
worden war, folgende Vereinbarungen getroffen. 


Miniſter 


Teil 1 
Allgemeine Beſtimmungen 
Sitel 1 
Das geltende Necht 


Arkikel 1 


8 1 

(1) Soweit ſich nicht aus dem Wechſel der Staats⸗ 
hoheit ein anderes ergibt, bleiben in dem an Polen 
fallenden Teile des Abſtimmungsgebiets die dort 
zur Zeit des Überganges der Staatshoheit geltenden 
materiell-rechtlichen Beſtimmungen mit den aus dem 
Wechſel der Staatshoheit folgenden Abweichungen 
5 eines Zeitraums von fünfzehn Jahren in 
Kraft. 
(2), Die Vorſchrift des Abſ. 1 gilt insbeſondere 
für die Beſtimmungen, die ſich auf das Bergweſen, 
das Gewerbe, den Handel oder das Arbeitsrecht, 
einſchließlich des Überwachungsſyſtems beziehen. 


(68) Zum Arbeitsrechte gehören die Beſtimmungen, 
die den Arbeitsnachweis, das Arbeitsverhältnis, ein⸗ 
ſchließlich der Arbeitsſtreckung und der Verbindlich⸗ 
keitserklärung für Schiedsſprüche, oder die Arbeits⸗ 
verfaſſung regeln, desgleichen die Beſtimmungen, 
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et la déclaration de force obligatoire des arbi- 
trages, ainsi que le statut ouvrier. Font aussi 
partie de la législation du travail, les dispositions 
d’après lesquelles certaines questions relevant du 
droit du travail doivent être réglées à l’aide de 
commissions paritaires composées d'employeurs 
et d'employés, ainsi que les dispositions relatives 
à la participation des invalides et mutilés au 
règlement de leurs affaires; enfin les dispositions 
relatives à l'assistance des classes ouvrières, y 
compris l'assistance aux chômeurs. 
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1. — La Pologne pourra cependant, pendant la 
période susmentionnée de quinze ans, remplacer 
les dispositions juridiques de fond en vigueur par 
d’autres dispositions applicables dans l’ensemble 
de son territoire. En matière de législation sur la 
répartition du sol et de législation du travail, les 
nouvelles dispositions devront être, par leur 
contenu, propres à être substituées aux dispo- 
sitions en vigueur. 


2. — La Pologne aura de plus le droit: 
1° d'adapter, sans préjudice des stipulations 
de l'alinéa 1, phrase 2, du présent para- 
graphe, les dispositions existantes à la situa- 
tion économique et au développement ulté- 
rieur de la Haute Silésie polonaise, tout en 
respectant les principes fondamentaux sur 
lesquels ces dispositions sont basées; 
2° de remplacer, sans préjudice des stipu- 
lations de l’alinéa 1, phrase 2, du présent 
paragraphe, les dispositions concernant l’or- 
ganisation, la compétence et la procédure 
administratives et judiciaires, ainsi que les 
dispositions du droit provincial actuel de la 
Silésie, par d’autres dispositions; 
d'introduire dans la Haute Silésie polo- 
naise les modifications que l'Allemagne 
jugera bon d’adopter dans la partie alle- 
mande du territoire plébiscité. 
83 
Les lois publiées après le 10 février 1920, de 
même que les dispositions complémentaires et 
d'exécution s’y rapportant, ne seront considérées 
en vigueur, dans le sens du paragraphe 1 du 
présent article, que si, conformément au para- 
graphe 3, alinéa 3, de l’annexe à l’article 88 du 
Traité de Paix de Versailles, elles ont obtenu le 
consentement de la Commission interalliée. Peu 
importe à cet égard que le consentement soit ex- 
près, c’est-à-dire résulte d’une décision de la Com- 
mission interalliée publiée au Journal Officiel de 
la Haute Silésie, ou qu’il soit tacite, c’est-à-dire 
résulte d’actes positifs et non équivoques de ladite 
Commission. 


E 
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8 4 

Les clauses de lois polonaises stipulant que 
ces lois entreront en vigueur dans la Haute 
Silésie polonaise à dater du transfert de la 
souveraineté, seront sans effet en tant qu’elles se 
rapportent à des dispositions dont l’entrée en 
vigueur y serait contraire aux stipulations de la 
présente Convention, et aussi longtemps qu'elles 
s’y rapporteront. 5 


wonach gewiſſe arbeitsrechtliche Angelegenheiten 
unter paritätiſcher Beteiligung von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern zu ordnen ſind, die Beſtimmun⸗ 
gen über die Beteiligung Schwerbeſchädigter bei 
der Regelung ihrer Angelegenheiten ſowie die Be⸗ 
ſtimmungen, welche die Fürſorge für die arbeitende 
Bevölkerung, einſchließlich der Erwerbsloſenfürſorge, 
betreffen. 
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(1) Polen iſt jedoch berechtigt, während des 
erwähnten Zeitraums von fünfzehn Jahren die 
geltenden materiell-rechtlichen Beſtimmungen durch 
andere Beſtimmungen zu erſetzen, wenn dieſe in 
ſeinem ganzen Lande zur Anwendung kommen. Auf 
dem Gebiete der Geſetzgebung über die Verteilung 
des Bodens ſowie auf dem Gebiete des Arbeits⸗ 
rechts müſſen die neuen Beſtimmungen ihrem 
Inhalte nach geeignet ſein, an die Stelle der be- 
ſtehenden Beſtimmungen zu treten. 

(2) Polen hat überdies das Recht, 

1. unbeſchadet der Vorſchrift des Abſ. 1 Satz 2 
dieſes Paragraphen die geltenden Beſtimmungen 
der wirtſchaftlichen Lage und Entwicklung Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſiens anzupaſſen, ohne dabei die 
Grundlagen anzutaſten, auf denen ſie beruhen; 


12 


. unbejchadet der Vorſchrift des Abſ. 1 Satz. 2 
dieſes Paragraphen die Beſtimmungen über den 
Aufbau, den Wirkungskreis und das Verfahren 
der Behörden, ſowie die Beſtimmungen des 
gegenwärtigen ſchleſiſchen Provinzialrechts durch 
andere Beſtimmungen zu erſetzen; 


3. in Polniſch-Oberſchleſien die Anderungen einzu⸗ 
führen, die Deutſchland in dem ihm verblei⸗ 
benden Teile des Abſtimmungsgebiets zu treffen 
gut finden wird. a 
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Die nach dem 10. Februar 1920 verkündeten Ge⸗ 
ſetze nebſt den Ausführungs⸗ und Ergänzungsbeſtim⸗ 
mungen werden nur dann als geltend im Sinne des 
S1 dieſes Artikels angeſehen, wenn fie gemäß 83 
Abs. 3 der Anlage zu Artikel 88 des Friedensver⸗ 
trags von Verſailles die Zuſtimmung der Inter⸗ 
alliierten Kommiſſion erhalten haben. Hierbei kommt 
es nicht darauf an, ob die Zuſtimmung ausdrücklich, 
d. h. durch eine im »Journal Officiel de la Haute- 
Silésies verkündete Entſcheidung der Interalliierten 
Kommiſſion, oder ſtillſchweigend, d. h. durch poſitive 
ſchlüſſige Handlungen der Interalliierten Kom⸗ 
miſſion, erteilt worden iſt. 


8 4 

Die Beſtimmungen polniſcher Geſetze, daß dieſe Ge⸗ 
ſetze mit dem Übergange der Staatshoheit in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien in Kraft treten, ſind inſoweit und ſo⸗ 
lange unwirkſam, als ſie ſich auf Vorſchriften beziehen, 
deren Inkrafttreten in Polniſch⸗Oberſchleſien den 
55 dieſes Abkommens widerſprechen 
würde. 


Article 2 
8 1 


1. — En cas de contestation sur le point de 
savoir si des dispositions visées au paragraphe 2, 
alinéa 1, phrase 2, de l’article 1, sont ou ne sont 
pas propres à être substituées à des dispositions en 
vigueur, l’ Agent d'Etat allemand peut, pendant les 
deux mois à dater de leur publication, demander 
que la Commission mixte décide si la contestation 
est susceptible d’être soumise à la décision de la 
Cour permanente de Justice. internationale. Le 
Gouvernement allemand pourra saisir la Cour 
permanente de l'affaire dans un délai de deux 
mois à dater de la décision de la Commission 
mixte, si cette décision est affirmative. 


2. — Si la Cour permanente de Justice inter- 
nationale décide que les dispositions contestées 
ne sont pas propres à être substituées aux dis- 
positions en vigueur, le Gouvernement polonais 
est tenu de prendre les mesures nécessaires pour 
les supprimer ou les modifier. 


3. — Tant que les dispositions en question ne 
sont pas supprimées ou modifiées, le Tribunal 
arbitral notamment n'est pas compétent pour 
examiner si elles sont en contradiction avec les 
stipulations de l’article 1. 


8 2 
Abstraction faite des stipulations du para- 
graphe 1, la question de savoir si des dispositions 
édictées par la Pologne sont conformes aux stipu- 
lations de l’article 1, ne pourra pas faire l’objet 
d'un examen par une instance internationale, 
même en cas d’évocation. 


Article 3 

Tout différend qui se produirait pendant une 
période de quinze ans entre les deux Parties con- 
tractantes au sujet d’une mesure législative de 
l’une d’elles relative au régime des sociétés ou 
entreprises industrielles ou commerciales, et limi- 
tant, d'une manière contraire à l’équité, la liberté 
de ces sociétés ou entreprises en ce qui concerne 
la nationalité de leur personnel, de leurs admini- 
strateurs ou de leurs capitaux, pourra être porté 
par le Gouvernement intéressé devant le Conseil 
de la Société des Nations, dont les deux Parties 
contractantes s'engagent, dès à présent, à accep- 
ter la décision éventuelle. 


Artikel 2 
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(1) Iſt ſtreitig, ob Beſtimmungen der im Artikel 1 
$2 Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Art geeignet find, an 
die Stelle der beſtehenden Beſtimmungen zu treten, 
ſo kann der deutſche Staatsvertreter innerhalb 
zweier Monate nach ihrer Verkündung die Entſchei⸗ 
dung der Gemiſchten Kommiſſion darüber nach⸗ 
ſuchen, ob die Streitigkeit geeignet iſt, dem Stän⸗ 
digen Internationalen Gerichtshof zur Entſcheidung 
vorgelegt zu werden. Wird dieſe Vorfrage von der 
Gemiſchten Kommiſſion bejaht, ſo kann die deutſche 
Regierung innerhalb zweier Monate nach der Ent— 
ſcheidung der Gemiſchten Kommiſſion die An⸗ 
gelegenheit dem Ständigen Internationalen Gerichts- 
hof unterbreiten. 

(2) Entſcheidet der Ständige Internationale Ge— 
richtshof, daß die angefochtenen Beſtimmungen nicht 
geeignet ſind, an die Stelle der beſtehenden Beſtim⸗ 
mungen zu treten, ſo iſt die polniſche Regierung ver⸗ 
pflichtet, die zu ihrer Aufhebung oder Abänderung 
notwendigen Maßnahmen zu treffen. 

(3) Solange die angefochtenen Beſtimmungen 
nicht aufgehoben oder abgeändert worden ſind, iſt 
auch das Schiedsgericht nicht befugt, zu prüfen, ob 
ſie mit den Vorſchriften des Artikel 1 im Wider⸗ 
ſpruche ſtehen. 


8 2 
Abgeſehen von den Vorſchrften des § 1 iſt die 
Frage, ob eine von Polen erlaſſene Beſtimmung mit 
den Vorſchriften des Artikel 1 im Einklang iſt, der 
Prüfung durch eine internationale Inſtanz entzogen, 
auch im Falle der Evokation. 


- Artikel 3 
Ergeben ſich zwiſchen den 
Teilen während eines Zeitraums 
ren Meinungsverſchiedenheiten 
riſche Maßnahme eines der 
Induſtrie⸗ oder 


vertragſchließenden 
von fünfzehn Jah 
über eine geſetzgebe⸗ 
beiden Staaten, die 
Sandeisgejelfipaften oder -unter- 
nehmungen zum Gegenſtande hat, und in unbilliger 
Weiſe die Freiheit dieſer Geſellſchaften oder Unter- 
nehmungen hinſichtlich der Staatsangehörigkeit ihres 
Perſonals, der an ihrer Verwaltung beteiligten Per⸗ 
ſonen oder ihres Vermögens beeinträchtigt, ſo können 
ſie von der Regierung des anderen Staates dem 
Völkerbundsrat unterbreitet werden, deſſen etwaige 
Entſcheidung beide Regierungen anzunehmen ſich 
verpflichten. 


Titre II 
Protection des droits acquis 
Article 4 
Se 

1. — Sans préjudice des dispositions de l’ar- 
ticle 256 du Traité de Paix de Versailles, l’Alle- 
magne et la Pologne reconnaîtront et respecteront 
les droits de toute nature, et notamment les 
concessions et privilèges acquis avant le transfert 
de la souveraineté par des particuliers, des so- 
ciétés ou des personnes morales, dans leurs parties 
respectives du territoire plébiscité, et cela en con- 


formité des lois relatives aux dits droits et des 
dispositions qui vont suivre. 


2. — La Pologne se réserve, pendant six mois 
à dater du transfert de la souveraineté, le droit 
de retirer les concessions et privilèges accordés 
après le 20 octobre 1921, dont le bénéficiaire ne 
pourrait pas démontrer à la requête des autorités 
polonaises compétentes qu’ils ont été conférés 
dans des conditions administrativement régulières. 
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La reconnaissance et le respect des droits acquis 
comportent en particulier l’observation des prin- 
cipes suivants : 


1° Des mesures prises en dehors de la légis- 
lation générale seront inadmissibles si elles 
ne sont pas applicables aux ressortissants 
de l’État qui les prend. 

2° Le droit de poursuites, c’est-à-dire le re- 
cours aux tribunaux, aux juridictions ad- 
ministratives ou aux autorités hiérarchique- 
ment compétentes, he pourra être supprimé 
par des modifications de la législation. 


3° Si des concessions ou des privilèges, autori- 
sant ou concernant des installations, ex- 
ploitations, établissements ou entreprises 
situés ou à situer sur le territoire plébiscité, 
ou ayant trait à un objet situé sur ledit 
territoire (concessions ou privilèges à in- 
cidence locale), ou bien si des droits subjec- 
tifs qui ne proviennent pas d’une concession, 
tels que des créances, dont ne füt-ce qu'un 
des lieux d’exécution mentionnés au para- 
graphe 269 du Code civil allemand se trouve 
dans le territoire plébiscité, sont supprimés 
ou diminués par l’application de lois généra- 
les ou par d’autres dispositions, l'État qui 
applique ces lois ou prend ces dispositions 
sera tenu à l'indemnisation complète. Ce qui 
précède ne s'applique pas aux restrictions 
temporaires qui, d’après le droit en vigueur, 
doivent être tolérées par tout titulaire d’un 
droit. 

Aux concessions ou privilèges à incidence 
locale appartiennent en particulier : les con- 
cessions autorisant ou concernant les instal- 
lations, exploitations, établissements ou 
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Titel II 
Schuß der erworbenen Rechte 


Artikel 4 
81 


D 


(1) Unbeſchadet der Beſtimmungen des Artikel 256 
des Friedensvertrags von Verſailles werden 
Deutſchland und Polen die Rechte aller Art und 
insbeſondere die Konzeſſionen und Privilegien, die 
vor dem Übergange der Staatshoheit von natürlichen 
Perſonen, Geſellſchaften oder juriſtiſchen Perſonen 
erworben worden ſind, auf ihrem Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets nach Maßgabe der für ſie geltenden 
Geſetze und der nachfolgenden Beſtimmungen aner- 
kennen und achten. 

(2) Polen behält ſich für die Dauer von ſechs 
Monaten nach dem Übergange der Staatshoheit das 
Recht vor, die nach dem 20. Oktober 1921 erteilten 
Konzeſſionen und Privilegien zu entziehen, falls der 
Berechtigte nicht auf Erfordern der zuſtändigen pol⸗ 
niſchen Behörde darlegen kann, daß die Erteilung 
im Rahmen einer ordnungsmäßigen Verwaltung 
erfolgt iſt. 


Die Anerkennung und Achtung der erworbenen 
Rechte ſchließt insbeſondere die Einhaltung folgender 
Grundſätze in ſich: 

1. Maßnahmen außerhalb der allgemeinen Geſetz⸗ 
gebung ſind unzuläſſig, wenn ſie nicht auch auf 
die eigenen Staatsangehörigen Anwendung 
finden. 

2. Die Rechtsverfolgung, d. h. die Anrufung der 
Gerichte, der Verwaltungsgerichte oder der im 
Inſtanzenzuge zuſtändigen Verwaltungsbehör⸗ 
den darf durch eine Anderung der Geſetzgebung 
nicht ausgeſchloſſen werden. 

3. Werden Konzeſſionen oder Privilegien, die für 
im Abſtimmungsgebiete gelegene oder zu er⸗ 
richtende Anlagen, Betriebe, Anſtalten oder 
Unternehmungen erteilt worden ſind, oder die 
ſich auf einen im Abſtimmungsgebiete belegenen 
Gegenſtand beziehen (örtlich gebundene Kon⸗ 
zeſſionen oder Privilegien), oder werden nicht 
auf Verleihung beruhende ſubjektive Rechte, ein⸗ 
ſchließlich Forderungen, bei denen auch nur einer 
der im § 269 des Deutſchen Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs genannten Erfüllungsorte im Abſtim⸗ 
mungsgebiete liegt, durch Anwendung allge- 
meiner Geſetze oder Anordnungen aufgehoben 
oder beeinträchtigt, ſo iſt der Staat, der die Ge⸗ 
ſetze anwendet oder die Anordnungen trifft, zur 
vollen Entſchädigung verpflichtet. Dies gilt nicht 
für vorübergehende Beſchränkungen, die nach dem 
geltenden Recht jeder Rechtsinhaber dulden muß. 


Zu den örtlich gebundenen Konzeſſionen oder 
Privilegien gehören insbeſondere: Konzeſſionen 
für Anlagen, Betriebe, Anſtalten oder Unter⸗ 
nehmungen, ausſchließliche Gewerbeberechtigun⸗ 


entreprises, les privilèges exclusifs d’exercer 
une profession (ausschliessliche Gewerbe- 
berechtigungen) ou les privilèges indu- 
striels attachés à un fonds (Realgewerbe- 
berechtigungen), les concessions de chemins 
de fer à voie normale ou à voie étroite, les 
concessions concernant l’utilisation des cours 
d’eau, les concessions et privilèges relatifs à 
l'exploitation de pharmacies, les droits résul- 
tant de la concession du droit d’expropriation 
ou de la propriété de mines, y compris les 
concessions régionales (Distriktsverleihun- 
gen), enfin les droits résultant de demandes 
de concessions de mines (Mutungen) ainsi 
que les privilèges d'exploitation minière 
(Bergbauprivilegien). 

L’attestation officielle de la capacité de 
médecin, de dentiste et de vétérinaire, et 
l'autorisation d'exercer la profession de sage- 
femme, ainsi que de géomètre ou topographe 
des mines, et de maréchal-ferrant, seront 
traitées de la même manière que des con- 
cessions et privilèges à incidence locale, 
pourvu que les professions en question aient 
été exercées dans le territoire plébiscité au 
moins depuis le 1° janvier 1922 et jusqu’à 
la date du transfert de la souveraineté. 
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1. — Pour autant qu’à la date du transfert de 
la souveraineté, des droits subjectifs ou des cré- 
ances dont ne fût-ce qu'un des lieux d'exécution 
mentionnés au paragraphe 269 du Code civil alle- 
mand se trouve dans le territoire plébiscité, 
auront été établis ou constatés par des jugements 
ou décisions définitifs et exécutoires des cours de 
Justice ou tribunaux allemands, des tribunaux de 
commerce, des conseils de prud'hommes, des tri- 
bunaux arbitraux des corporations de métiers, des 
offices de conciliation en matière de baux à ferme, 
ces jugements et décisions seront exécutoires tant. 
en Haute Silésie polonaise qu’en Allemagne. Il en 
est de même en ce qui concerne les autres titres 
exécutoires relatifs à des droits ou des créances 
de l'espèce susmentionnée, pourvu que, d’après 
les dispositions des lois relatives à la procédure, 
ces titres aient la même valeur que des jugements 
en ce qui concerne l'exécution forcée. Sont excep- 
tés les jugements et décisions constatant des 
droits ou des créances de l'espèce susmentionnée, 
s'ils ne sont devenus définitifs et exécutoires 
qu'après le 31 décembre 1921. On s’en tiendra dans 
ce cas aux prescriptions des lois relatives à l’exé- 
cution des jugements étrangers. 

2. — La formule exécutoire est délivrée par le 
greffier du tribunal qui conserve l'original du 
titre, ou par el notaire qui a dressé l’acte. Il faut 
que la formule exécutoire ou qu’une remarque 
complémentaire fasse ressortir que le titre est 
exécutoire tant en Haute Silésie polonaise qu’en 
Allemagne. S'il est allégué que, d’après les dis- 
positions de la présente Convention, une telle 
formule exécutoire ou remarque complémentaire 
n'aurait pas dû être accordée, le débiteur pourra, 
conformément au paragraphe 766 du Code alle- 
mand de procédure civile, faire à cet égard usage 


3 


gen oder Realgewerbeberechtigungen, Konzeſ— 
ſionen für Privateiſenbahnen oder Kleinbahnen, 
Waſſerrechtskonzeſſionen, Apothekenkonzeſſionen 
oder privilegien, Rechte aus der Verleihung 
des Enteignungsrechts oder des Bergwerkseigen⸗ 
tums, einſchließlich der Diſtriktsverleihungen, 
Rechte aus Mutungen ſowie Bergbauprivilegien. 


4. In derſelben Weiſe wie die örtlich gebundenen 
Konzeſſionen und Privilegien ſind die Appro⸗ 
bationen der Arzte, Zahnärzte und Tierärzte, 
die Berechtigungen der Hebammen, Landmeſſer 
und Markſcheider ſowie die Berechtigung zum 
Hufbeſchlaggewerbe zu behandeln, ſofern dieſe 
Berufe im Abſtimmungsgebiete ſpäteſtens ſeit 
dem 1. Januar 1922 und bis zum Tage des 
158 der Staatshoheit ausgeübt worden 
ind. 
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(1) Soweit zur Zeit des Überganges der Staats 
hoheit durch rechtskräftige Urteile oder Entſchei⸗ 
dungen von deutſchen ordentlichen Gerichten, Kauf⸗ 
manns⸗ oder Gewerbegerichten. Innungsſchieds⸗ 
gerichten oder Pachteinigungsämtern ſubjektive 
Rechte oder Forderungen, bei denen auch nur einer 
der im $ 269 des Deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
genannten Erfüllungsorte im Abſtimmungsgebiete 
liegt, begründet oder zugeſprochen worden ſind, ſind 
die Urteile und Entſcheidungen in Polniſch⸗Ober⸗ 
ſchleſien und im Deutſchen Reiche vollſtreckbar. 
Das gleiche gilt für andere vollſtreckbare Titel über 
Rechte oder Forderungen der genannten Art, ſofern 
dieſe Titel nach den Beſtimmungen der Prozeß 
geſetze hinſichtlich der Zwangsvollſtreckung Urteilen 
gleichſtehen. Ausgenommen ſind Urteile und Ent⸗ 
ſcheidungen, durch die Rechte oder Forderungen der 
genannten Art zugeſprochen worden ſind, falls die 
Rechtskraft nach dem 31. Dezember 1921 eingetreten 
iſt; inſoweit behält es bei den geſetzlichen Vorſchrif⸗ 
ten über die Vollſtreckung ausländiſcher Urteile ſein 
Bewenden. 


(2) Die Vollſtreckungsklauſel erteilt der Gerichts⸗ 
ſchreiber des Gerichts, das die Unterſchrift des Schuld⸗ 
titels verwahrt, oder der Notar, der die Urkunde auf⸗ 
genommen hat. Aus der Vollſtreckungsklauſel oder 
einem ergänzenden Vermerk muß hervorgehen, daß 
der Titel in Polniſch⸗Oberſchleſien und im Deutſchen 
Reiche vollſtreckbar iſt. Wird behauptet, daß eine 
ſolche Vollſtreckungsklauſel oder ein ſolcher Ergän⸗ 
zungsvermerk nach den Vorſchriften dieſes Ab⸗ 
kommens nicht hätte erteilt werden dürfen, fo ſteht 
dem Schuldner inſoweit die Erinnerung nach Maß⸗ 
gabe des § 766 der deutſchen Zivilprozeßordnung 


2 


du rappel auprès du tribunal dans le ressort 
duquel l’exécution est demandée. La question de 
savoir quel tribunal est compétent pour les autres 
contestations résultant de la procédure d’exécu- 
tion au cas où le tribunal auparavant compétent 
n'existe plus, sera réglée dans l’Accord spécial 
sur le traitement des affaires pendantes. 


8 4 
Les personnes juridiques dont le siège se 
trouve, par suite du transfert de la souveraineté, 
en territoire non allemand, n’en conserveront pas 
moins la personnalité juridique. 


8 5 

1. — Dans le délai de six mois à dater du trans- 
fert de la souveraineté, des négociations devront 
avoir lieu concernant la question de la continua- 
tion de l’activité des sociétés d'assurance alle- 
mandes dans la partie polonaise du territoire 
plebiseite et des sociétés polonaises dans la partie 
allemande. z 

2. — Au cas où les négociations n’aboutiraient 
pas, les deux Gouvernements pourront avoir 
recours A la décision d’un arbitre sur la question 
de savoir si les sociétés d’assurance exerçant leur 
activité dans le territoire plébiscité à la date du 
transfert de la souveraineté ont, au sens des 
paragraphes 1 et 2 du présent article, un droit 
acquis de continuer leur activité, sans restric- 
tions, dans le territoire plébiscité. M. Felix 
Calonder, ancien Président de la Confédération 
suisse, Président de la Conférence germano- polo- 
naise, sera prié dans ce cas d'assumer les fonc- 
tions d’arbitre. 

3. — Jusqu'à la clôture des négociations ou, si 
celles-ci n’aboutissent pas, jusqu’à la décision 
arbitrale, les Parties contractantes permettront 
aux sociétés d'assurance de continuer leur activité 
sans restrictions. Elles pourront entre autres 
prolonger des polices d'assurance et en faire de 
nouvelles. Les personnes envoyées pour le con- 
trôle ou pour la fixation des dommages, recevront 
sans délai leurs passeports ainsi que les visas 
nécessaires, pourvu que des raisons personnelles 
graves ne s'opposent pas à leur entrée dans le 
territoire. 
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1. — Les banques hypothécaires allemandes 
seront autorisées à acquérir des immeubles dans 
la Haute Silésie polonaise sans être tenues de 
faire une demande spéciale à ce sujet, toutes les 
fois que l'acquisition des immeubles en question 
sera nécessaire pour éviter des pertes provenant 
d’hypotheques qui, à la date du transfert de la 
souveraineté, appartenaient aux dites banques. 

2. — Les banques hypothécaires sont tenues 
de notifier officiellement au Voïvode de Silésie 
leur intention d'acquérir l'immeuble, en indiquant 
le montant de la créance, des intérêts et des frais. 
Si la vente aux enchères de l’immeuble est 
ordonnée, cette notification doit avoir lieu au 
moins un mois avant la date fixée pour les 
enchères. 


bei dem Gerichte zu, in deſſen Bezirk die Voll⸗ 
ſtreckung beantragt worden iſt. Die Frage, welches 
Gericht für die ſich im übrigen aus dem Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren ergebenden Streitigkeiten zu⸗ 
ſtändig iſt, falls das bisher zuſtändige Gericht weg⸗ 
gefallen iſt, ſoll in dem abzuſchließenden Rechts— 
pflegeüberleitungsabkommen geregelt werden. 


8 4 
Juriſtiſche Perſonen verlieren die Rechtsperſönlich⸗ 
keit nicht dadurch, daß ihr Sitz infolge des Überganges 
der Staatshoheit außerhalb des Deutſchen Reichs 
liegt. 


8 5 

(1) Binnen ſechs Monaten nach dem Übergange 
der Staatshoheit ſollen Verhandlungen über die 
Frage der Fortführung des Geſchäftsbetriebs der 
deutſchen Verſicherungsgeſellſchaften in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien und der polniſchen Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften im deutſchbleibenden Teil des Abſtimmungs⸗ 
gebiets ſtattfinden. 

(2) Für den Fall, daß die Verhandlungen zu 
keinem Ergebnis führen ſollten, ſind die Regierungen 
der vertragſchließenden Teile berechtigt, die Entſchei⸗ 
dung eines Schiedsrichters darüber anzurufen, ob die 
zur Zeit des Überganges der Staatshoheit im Ab- 
ſtimmungsgebiete tätigen Verſicherungsgeſellſchaften 
im Sinne der $$ 1, 2 dieſes Artikels ein erworbenes 
Recht auf uneingeſchränkte Fortführung ihres Ge— 
ſchäftsbetriebs im Abſtimmungsgebiete haben. Der 
Präſident der deutſch⸗polniſchen Verhandlungen, 
Herr Alt⸗Bundesrat Felix Calonder, ſoll gebeten 
werden, in dieſem Falle das Schiedsrichteramt zu 
übernehmen. 

(3) Bis zum Abſchluſſe der Verhandlungen und, 
wenn dieſe zu keinem Ergebnis führen ſollten, bis 
zur Entſcheidung des Schiedsrichters werden die ver⸗ 
tragſchließenden Teile den Verſicherungsgeſellſchaften 
die uneingeſchränkte Fortführung ihres Geſchäfts⸗ 
betriebs einſchließlich des Rechtes zur Prolongation 
und Neuafquifition geſtatten. Die zur Kontrolle 
oder zur Feſtſtellung von Schäden entſandten Per⸗ 
ſonen werden ohne Verzug die notwendigen Päſſe 
und Viſa erhalten, falls nicht wichtige, in ihrer Per⸗ 
ſon liegende Gründe ihrer Einreiſe entgegenſtehen. 
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(1) Die deutſchen Hypothekenbanken find, ohne 
daß es eines beſonderen Antrags bedarf, zum Er⸗ 
werb von Grundſtücken in Polniſch⸗Oberſchleſien be⸗ 
rechtigt, ſoweit der Erwerb des Grundſtücks zur 
Vermeidung von Verluſten aus einer Hypothek er⸗ 
forderlich ift, die zur Zeit des Überganges der Staats- 
hoheit der Hypothekenbank zuſtand. 


(2) Die Hypothekenbanken haben ihre Abſicht, das 
Grundſtück zu erwerben, dem Wojewoden von Schle⸗ 
ſien unter Angabe der Höhe der Forderung, der 
Zinſen und der Koſten förmlich mitzuteilen. Iſt 
die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks angeord- 
net, ſo muß die Mitteilung mindeſtens einen Monat 
vor dem Verſteigerungstermin erfolgen. 


Free 


3. — Pour empêcher l'acquisition d'un immeuble 
par une banque hypothécaire, le Gouvernement 
polonais pourra, dans le délai d'un mois à dater 
de la notification officielle ci-dessus mentionnée, 
lui rembourser sa créance avec intérêts et frais, 
et dans ce cas la créance et l’hypothèque pas- 
seront à l’État polonais. 


Article 5 


La question de savoir si et dans quelle mesure 
une indemnité pour la suppression ou la diminu- 
tion de droits acquis doit être payée par l’État, 
sera directement tranchée par le Tribunal arbitral 
sur plainte de l’ayant droit. 


(3) Die polniſche Regierung ift berechtigt, um 
den Erwerb des Grundſtücks durch die Hypotheken- 
bank abzuwenden, dieſe innerhalb eines Monats ſeit 
Zuſtellung der Mitteilung wegen ihrer Forderung, 
einſchließlich Zinſen und Koſten, zu befriedigen; in 
dieſem Falle gehen die Forderung und die Hypothek 
auf den polniſchen Staat über. 


b Artikel 5 

Über die Frage, ob und in welchem Umfange für 
die Aufhebung oder Beeinträchtigung erworbener 
Rechte vom Staat Entſchädigung zu leiſten iſt (Ar⸗ 
tikel 4 8 2 Ziffer 3), entſcheidet das Schiedsgericht 
unmittelbar auf Klage des Berechtigten. 


Titre Ill 
Expropriation 
Article 6 


La Pologne peut exproprier en Haute Silésie 
polonaise les entreprises appartenant à la grande 
industrie, y compris les gisements, et la grande 
propriété rurale, conformément aux dispositions 
des articles 7 à 23. Sous réserve de ces disposi- 
tions, les biens, droits et intérêts de ressor- 
tissants allemands ou de sociétés contrôlées par 
des ressortissants allemands, ne peuvent pas être 
liquidés en Haute Silésie polonaise. 


Chapitre Premier 
Grande industrie 


Article 7 


Pendant quinze ans à dater du transfert de la 
souveraineté, la Pologne pourra, en se conformant 
aux dispositions des articles 92 et 297 du Traité 
de Paix de Versailles, exproprier des entreprises 
appartenant à la grande industrie qui, à la date 
du 15 avril 1922, étaient la propriété de ressor- 
tissants allemands ou de sociétés contrôlées par 
des ressortissants allemands, si, à la demande du 
Gouvernement polonais, cette mesure a été recon- 
nue par la Commission mixte comme étant indis- 
pensable pour assurer Je maintien de l’exploi- 


tation. 
Article 8 

1. — Après l'expiration de quinze ans à dater 
du transfert de la souveraineté, la Pologne pourra, 
en se conformant aux dispositions des articles 92 
et 297 du Traité de Paix de Versailles, exproprier 
des entreprises appartenant à la grande industrie 
qui, à la date du 15 avril 1922 et au moment de 
la notification (article 10), sont la propriété de 
ressortissants allemands ou de sociétés contrôlées 
par des ressortissants allemands. 

2. — Ne sont pas soumis comme tels à l’expro- 
priation: les actions, parts sociales, parts de mine 
et autres titres analogues de participation à des 
entreprises ou gisements. 


Article 9 
8 1 


Par grande industrie on entend, au sens des 
articles 6 à 23: 
1° les mines, gisements, hauts-fourneaux, éta- 
blissements métallurgiques (Hüttenwerke), 
fabriques d’explosifs et de poudre ; 
2° les autres entreprises industrielles qui occu- 
pent une moyenne d’au moins six cents 
ouvriers. La moyenne est calculée pour 
l’année ; 
3° les entreprises industrielles suivantes, même 
si elles occupent en moyenne moins de six 
cents ouvriers, pourvu que, dans chaque cas, 
elles puissent être considérées, d’après les 
conceptions et usages du commerce, comme 


Titel III 
Enteignung 


Artikel 6 

Polen iſt berechtigt, in Polniſch⸗Oberſchleſien Un⸗ 
ternehmungen der Großinduſtrie einſchließlich Lager- 
ſtätten und ländlichen Großgrundbeſitz nach Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften der Artikel 7 bis 23 zu ent⸗ 
eignen. Im übrigen können Güter, Rechte und 
Intereſſen deutſcher Reichsangehöriger oder von 
deutſchen Reichsangehörigen kontrollierter Geſell⸗ 


ſchaften in Polniſch⸗Oberſchleſien nicht liquidiert 
werden. 
Kapitel 1 
Großinduſtrie 
Artikel 7 


Während eines Zeitraums von fünfzehn Jahren 
nach dem Übergange der Staatshoheit hat Polen das 
Recht, nach Maßgabe der Artikel 92 und 297 des 
Friedensvertrags von Verſailles Unternehmungen 
der Großinduſtrie, die am 15. April 1922 deutſchen 
Reichsangehörigen oder von deutſchen Reichsangehö⸗ 
rigen kontrollierten Geſellſchaften gehören, zu ent⸗ 
eignen, falls dieſe Maßnahme auf Antrag der pol⸗ 
niſchen Regierung von der Gemiſchten Kommiſſion 
als für die Aufrechterhaltung des Betriebs unerläß⸗ 
lich anerkannt worden iſt. 


Artikel 8 

(1) Nach Ablauf von fünfzehn Jahren ſeit dem 
Übergange der Staatshoheit hat Polen das Recht, 
nach Maßgabe der Artikel 92 und 297 des Friedens⸗ 
vertrags von Verſailles Unternehmungen der Groß⸗ 
induſtrie, die am 15. April 1922 und zur Zeit der 
Notifikation (Art. 10) deutſchen Reichsangehörigen 
oder von deutſchen Reichsangehörigen kontrollierten 
Geſellſchaften gehören, zu enteignen. 


(2) Aktien, Geſchäftsanteile, Kuxe und andere 
ähnliche Beteiligungen an Unternehmungen oder 
Lagerſtätten ſind als ſolche nicht Gegenſtand der Ent⸗ 
eignung. 


Artikel 9 
81 
Zur Großinduſtrie im Sinne der Artikel 6 bis 23 
gehören: 
1. Bergwerke, Lagerſtätten, Hochöfen und Hütten⸗ 
werke, Sprengſtoff⸗ und Pulverfabriken, 


2. andere induſtrielle Unternehmungen, die im 
Jahre durchſchnittlich mindeſtens 600 Arbeiter 
beſchäftigen, 


3. nachſtehende induſtrielle Unternehmungen, auch 
wenn ſie eine geringere Arbeiterzahl beſchäftigen, 
ſofern ſie im Einzelfalle nach den Anſchauungen 
und Gebräuchen des Verkehrs als zur Groß⸗ 
induſtrie gehörig zu betrachten ſind: Fabriken 


appartenant à la grande industrie: usines 
transformant les dérivés du charbon, usines 
fabriquant principalement le coke, fabriques 
de briquettes, fabriques d'engrais chimiques, 
fabriques et raffineries d'huiles et de graisses, 
usines travaillant et affinant les métaux, cen- 
trales électriques destinées à fournir indu- 
striellement le courant à d’autres personnes 
ou entreprises. 


1. — Pour déterminer quelles entreprises indu- 
strielles rentrent dans la notion de grande in- 
dustrie au sens des chiffres 2 et 3 du paragraphe 1 
du présent article, on se reportera aux conditions 
existant en 1921. 

2. — Les entreprises appartenant à un même 
propriétaire ne sont censées constituer une seule 
entreprise que si elles sont rattachées les unes 
aux autres non seulement financièrement, mais 
par des liens intimes d’interdépendance écono- 
mique. De telles entreprises complexes appartien- 
nent à la grande industrie 


1° lorsqu'une des entreprises qui les com- 
posent rentre dans la catégorie 1 déterminée 
au paragraphe 1, ou 

lorsque le nombre total des ouvriers de 
l'entreprise complexe dépasse une moyenne de 
six cents, ou 
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3° lorsque l’entreprise complexe rentre dans la 


catégorie 3 déterminée au paragraphe 1. 
3. — L’expropriation s'étend à l’entreprise 
complexe entière si la décision prononçant l’expro- 
priation n’en dispose pas autrement. 
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1. — L’expropriation s'étend aux accessoires 
entendus dans le sens des paragraphes 97 et 98 
du Code civil allemand. 

2. — Les propriétés rurales qui sont destinées 
Principalement à subvenir aux bésoins d’entre- 
prises appartenant à la grande industrie (fonds 
d'exploitation laitière, d'exploitation forestière, 
etc.) sont considérées, au sens du présent article, 
comme faisant partie des entreprises aux besoins 
desquelles elles subviennent. , 


Article 10 

1. — Si le Gouvernement polonais veut ex- 
Proprier une enteprise appartenant à la grande 
industrie, il est tenu de notifier son intention au 
propriétaire de l’enteprise entre le 1° juillet 1937 
et le 1° juillet 1939, 

2. — L’expropriation doit être accomplie dans 
les quatre ans à dater de la notification. 


3. — Si la notification n’est pas faite dans le 
délai prévu à l’alinéa 1, ou si l’expropriation n’est 
pas accomplie dans le délai prévu à l'alinéa 2, 
lexpropriation ne pourra plus avoir lieu. 


Article 11 
Les propriétaires d'entreprises appartenant à 
à grande industrie peuvent, jusqu'au moment de 
à notification, disposer librement de leurs pro- 
nue et les grever conformément aux lois géné- 
es, 


zur Verarbeitung von Kohlederivaten, Kokereien 
im Hauptbetriebe, Brikettfabriken, Fabriken für 
künſtliche Düngemittel, Fabriken und Raffine⸗ 
rien für Ole und Fette, Fabriken zur Verarbei⸗ 
tung und Verfeinerung von Metallen, elektriſche 
Zentralen, die dazu beſtimmt ſind, gewerbs⸗ 
mäßig elektriſchen Strom an andere Perſonen 
oder Unternehmungen zu liefern. 


8 2 
(1) Maßgebend für die Einordnung induſtrieller 
Unternehmungen unter den Begriff der Großinduſtrie 
im Sinne des § 1 Ziffer 2 und 3 find die Verhältniſſe 
des Jahres 1921. 


(2) Unternehmungen, die demſelben Eigentümer 
gehören, ſind nur dann als ein einheitliches Unter⸗ 
nehmen anzuſehen, wenn ſie nicht nur finanziell, 
ſondern durch enge wirtſchaftliche Verknüpfung mit⸗ 
einander verbunden ſind. Dieſe Geſamtunterneh⸗ 
mungen ſind der Großinduſtrie zuzurechnen, wenn 
entweder 

1. ein einzelnes zu dem Geſamtunternehmen ge⸗ 

hörendes Unternehmen unter die Ziffer 1 des 
$ 1 fällt, oder wenn 

2. die Arbeiterzahl des Geſamtunternehmens die 

Mindeſtzahl von 600 Arbeitern überſteigt, oder 
wenn 

3. das Geſamtunternehmen unter die Ziffer 3 des 

81 fällt. 

(8) Die Enteignung umfaßt das Geſamtunter⸗ 
nehmen, wenn nicht in der Enteignungsordnung ein 
anderes beſtimmt iſt. 


8 3 

(1) Die Enteignung erſtreckt ſich auf das Zubehör 
im Sinne der SS 97, 98 des Deutſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

(2) Landwirtſchaftliche Grundſtücke, deren Haupt⸗ 
beſtimmung es iſt, den Bedürfniſſen eines groß- 
induſtriellen Unternehmens zu dienen (ſog. Milch⸗ 
güter, Forſtgüter u. dgl.) find im Sinne dieſes Ar- 
tikels als Teile dieſes großinduſtriellen Unter 
nehmens anzuſehen. 


Artikel 10 

(1) Will die polniſche Regierung ein großindu⸗ 
ſtrielles Unternehmen enteignen, ſo iſt ſie verpflichtet, 
dem Eigentümer von dieſer Abſicht in der Zeit vom 
1. Juli 1937 bis zum 1. Juli 1939 Mitteilung zu 
machen (Notifikation). 

(2) Die Enteignung muß bis zum Ablaufe von 
vier Jahren ſeit der Notifikation durchgeführt 
werden. 

(3) Erfolgt die Notifikation nicht innerhalb der 
im Abſ. 1 bezeichneten Friſt, oder wird die Ent- 
eignung nicht innerhalb der im Abſ. 2 bezeichneten 
Friſt durchgeführt, ſo wird das Unternehmen von 
der Enteignung frei. 


Artikel 11 


Bis zur Notifikation können die Eigentümer der 
großinduſtriellen Unternehmungen über ihr Eigen⸗ 
tum nach Maßgabe der allgemeinen Geſetze frei ver⸗ 
fügen und es belaſten. 


6* 


Chapitre Il 
Grande propriété rurale 


Article 12 


1. — La Pologne peut exproprier les fonds 
comprenant au moins 100 hectares de terrain agri- 
cole (ci-dessous appelés grands fonds) apparte- 
nant le 15 avril 1922 et le jour de la notification 
(article 15) à des ressortissants allemands qui 
n'ont pas le droit de conserver leur domicile en 
Haute Silésie polonaise (articles 40 et 42), ou à 
des sociétés contrôlées par de tels ressortissants 
allemands. On établira l'étendue de ces fonds 
d’après leur état le 15 avril 1922. 

2. — Lorsque des forêts font partie d'un grand 
fonds, elles peuvent être expropriées avec ce fonds 
si, d’après l’opinion de la Commission mixte, leur 
expropriation est indispensable à l'exploitation 
agricole du fonds, ou si, séparées des terrains agri- 
coles expropriés, elles ne peuvent plus être utile- 
ment exploitées selon leur destination antérieure. 


Article 13 

1. — La Pologne ne pourra exproprier en tout 
qu'un tiers de l’ensemble des terrains agricoles de 
la Haute Silésie polonaise qui sont sujets à l'ex- 
propriation d’après les dispositions du présent 
titre. 

2. — En tant que des terrains agricoles doivent, 
conformément à l’article 9, paragraphe 3, alinéa 2, 
être considérés comme parties d'entreprises ap- 
partenant à la grande industrie, on n’en tiendra 
pas compte dans le caleul de la surface totale des 
terrains expropriables, et les dispositions relati- 
ves à l’expropriation de la propriété rurale ne leur 
seront pas applicables. 

3. — Sauf dans les cas d'application des dis- 
positions de l’article 12, alinéa 2, les forêts ne 
font pas partie des terrains agricoles. 

4. — En calculant la surface totale des terrains 
expropriables, on déduira la surface des terrains 
déjà expropriés depuis le transfert de la sou- 
veraineté, en vertu du Reichssiedelungsgesetz du 
11 août 1919 (Reichsgesetzblatt, page 1429). En 
calculant la surface des terrains expropriables en 
vertu du Reichssiedelungsgesetz, il sera fait ab- 
straction de la surface des terrains agricoles ex- 
propriés en vertu du présent titre. 


Article 14 

1. — L’expropriation s'étend aux accessoires 
entendus dans le sens des articles 97 et 98 du 
Code eivil allemand. 

2. — A la demande du propriétaire, les acces- 
soires qui ne sont pas absolument indispensables 
à l'exploitation ne seront pas expropriés. Il en 
sera de même des troupeaux de reproduction. 


Article 15 


1 
1. — Si le Gouvernement polonais veut expro- 
prier un grand fonds, il est tenu de notifier son 
intention au propriétaire du grand fonds avant 
le ler janvier 1925. : 


Kapitel 2 
Ländlicher Großgrundbeſitz 
Artikel 12 

(1) Polen iſt berechtigt, Landgüter von hundert 
oder mehr Hektar landwirtſchaftlicher Nutzfläche 
(große Güter) zu enteignen, ſofern ſie am 15. April 
1922 und am Tage der Notifikation (Artikel 15) im 
Eigentum deutſcher Reichsangehöriger, die nicht das 
Wohnrecht in Polniſch-Oberſchleſien haben (Artikel 
40, 42) oder von Geſellſchaften ſtehen, die von 
ſolchen deutſchen Reichsangehörigen kontrolliert wer-, 
den. Maßgebend für die Größe des Gutes iſt der 
15. April 1922. 

(2) Gehört zu einem großen Gute Waldbeſtand, 
ſo kann dieſer Waldbeſtand mit dem Gute enteignet 
werden, wenn nach Anſicht der Gemiſchten Kommiſ⸗ 
ſion ſeine Enteignung zur Aufrechterhaltung des 
landwirtſchaftlichen Betriebs unerläßlich iſt, oder der 
Waldbeſtand ohne die enteignete landwirtſchaftliche 
Nutzfläche nach ſeiner bisherigen Beſtimmung nicht 
mehr zweckmäßig benutzt werden könnte. 


Artikel 13 
(1) Polen darf im ganzen nur ein Drittel der 
nach den Beſtimmungen dieſes Titels der Enteignung 
unterliegenden landwirtſchaftlichen Nutzfläche Pol⸗ 
niſch-Oberſchleſiens enteignen. 


(2) Soweit landwirtſchaftliche Grundſtücke gemäß 
Artikel 9 § 3 Abſ. 2 als Teile großinduſtrieller 
Unternehmungen anzuſehen ſind, bleiben ſie bei der 
Berechnung der enteignungsfähigen Geſamtfläche 
außer Betracht und unterliegen ſie nicht den Be⸗ 
ſtimmungen über die Enteignung des Grundbeſitzes. 


(3) Wälder gehören vorbehaltlich der Beſtimmun⸗ 
gen des Artikel 12 Abſ. 2 nicht zu der landwirtſchaft⸗ 
lichen Nutzfläche. 

(4) Bei der Berechnung der enteignungsfähigen 
Geſamtfläche iſt die nach dem Übergange der Staats⸗ 
hoheit auf Grund des Reichsſiedlungsgeſetzes vom 
11. Auguſt 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 1429) bereits 
enteignete Fläche in Abzug zu bringen. Die auf 
Grund dieſes Titels erfolgte Enteignung landwirt⸗ 
ſchaftlicher Nutzfläche wird bei der Berechnung der 


Fläche, die auf Grund des Reichsſiedlungsgeſetzes 


enteignet werden kann, in Abzug gebracht. 


Artikel 14 

(1) Die Enteignung erſtreckt ſich auf das Zubehör 
im Sinne der 88 97, 98 des Deutſchen Bürgerlichen 
Geſetzbuchs. 

(2) Auf Verlangen des Eigentümers iſt das zur 
Bewirtſchaftung nicht unbedingt erforderliche Zubehör 
von der Enteignung auszuſchließen. Das gleiche gilt 
von Stammherden. 


Artikel 15 


8 1 
(1) Will die polniſche Regierung ein großes Gut 
enteignen, ſo iſt ſie verpflichtet, dem Eigentümer von 
dieſer Abſicht vor dem 1. Januar 1925 Mitteilung zu 
machen (Notifikation). 
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2. — L'expropriation doit être accomplie dans 
les deux ans à dater de la notification. 
3. — Si la notification n’est pas faite dans le 


délai prévu à l’alinéa 1, ou si l’expropriation n’est 
pas accomplie dans le délai prévu à l'alinéa 2, 
l’expropriation ne pourra plus avoir lieu. 


82 

Si un grand fonds sujet à expropriation est 
aliéné pendant la période qui court du 15 avril 
1922 jusqu’à l'expiration d'un mois à dater du 
transfert de la souveraineté, le Gouvernement po- 
lonais peut déclarer qu’il ne reconnaît pas le chan- 
gement de propriété. Avant le transfert de la sou- 
veraineté, cette déclaration doit être faite au Gou- 
vernement allemand ; après ce moment, à l’aliéna- 
teur ; et elle doit être faite dans un délai d’un 
mois à dater de la notification de l’aliénation. La 
notification de l’aliénation incombe, jusqu'au 
transfert de la souveraineté, au Gouvernement al- 
lemand, et, après ce transfert, à l’aliénateur. Si la 
déclaration n'est pas faite dans le délai prévu, 
le fonds en question ne peut plus être exproprié. 


Article 16 


1. — Les accessoires de grands fonds ne peu- 
vent être aliénés tant que ces fonds sont sujets à 
expropriation, si l’aliénation est incompatible 
avec les principes d’une exploitation rationnelle. 

2. — Les propriétaires peuvent grever leurs 
biens. 


Chapitre III 


Dispositions communes à la grande industrie 
et à la grande propriété rurale 


Article 17 

Ne seront pas considérés comme ressortissants 
allemands au sens des articles 6 à 23, les ressor- 
tissants allemands qui auront acquis de plein 
droit la nationalité d’une Puissance alliée ou 
associée par application du Traité de Paix de 
Versailles, ou qui acquièrent de plein droit la 
nationalité polonaise par application de la pré- 
sente Convention. 


Article 18 

L’expropriation visée à l’article 8, alinéa 1, et 
à l’article 13, pourra avoir lieu, même dans les 
cas où les biens expropriables appartiendraient à 
des ressortissants allemands différents le 15 avril 
1922 et le jour de la notification, ou seraient con- 
trôlés par des ressortissants allemands différents 
à ces deux dates. 


Article 19 
1. — A dater du transfert de la souveraineté, 
le Gouvernement polonais aura le droit d’exa- 
miner de temps à autre qui est le propriétaire réel 
d'une entreprise appartenant à la grande indu- 
strie ou d’un grand fonds, et de vérifier par qui 


(2) Die Enteignung muß bis zum Ablaufe von 
zwei Jahren ſeit der Notifikation durchgeführt 
werden. 

(3) Erfolgt die Notifikation nicht innerhalb der im 
Abſ. 1 bezeichneten Friſt oder wird die Enteignung 
nicht innerhalb der im Abſ. 2 bezeichneten Friſt 
durchgeführt, ſo wird das große Gut von der Enteig⸗ 
nung frei. 
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Wird ein der Enteignung unterliegendes großes 
Gut in der Zeit vom 15. April 1922 bis zum Ablauf 
eines Monats nach dem Übergange der Staatshoheit 
veräußert, ſo iſt die polniſche Regierung berechtigt, 


zu erklären, daß ſie den Eigentumswechſel nicht an⸗ 


erkennt. Dieſe Erklärung iſt bis zum Übergange der 
Staatshoheit gegenüber der deutſchen Regierung, 
nach dem Übergange der Staatshoheit dem Ver⸗ 
äußerer gegenüber abzugeben und muß innerhalb 
eines Monats nach der Mitteilung von der Ver⸗ 
äußerung ergehen. Die Mitteilung von der Ver⸗ 
äußerung liegt bis zum Übergange der Staatshoheit 
der deutſchen Regierung, nach dem Übergange der 
Staatshoheit dem Veräußerer ob. Wird die Er⸗ 
klärung nicht innerhalb der vorgeſchriebenen Friſt 
abgegeben, ſo wird das Gut von der Enteignung frei. 


Artikel 16 
(1) Veräußerungen des Zubehörs von Land⸗ 
gütern, die der Enteignung unterliegen, ſind, ſoweit 
ſie den Grundſätzen einer rationellen Wirtſchafts⸗ 
führung widerſprechen, unzuläſſig. 
(2) In der Belaſtung der Guͤter ſind die Eigen⸗ 
tümer nicht gehindert. i 


Kapitel 3 


Gemeinſame Beſtimmungen für die Groß⸗ 
induſtrie und den ländlichen Großgrundbeſitz 


Artikel 17 

Als deutſche Reichsangehörige im Sinne der 
Artikel 6 bis 22 gelten nicht deutſche Reichsange⸗ 
hörige, die auf Grund des Friedensvertrags von Ver⸗ 
ſailles die Staatsangehörigkeit einer alliierten oder 
aſſoziierten Macht von Rechts wegen erworben haben 
oder auf Grund dieſes Abkommens die polniſche 
Staatsangehörigkeit von Rechts wegen erwerben. 


Artikel 18 
Die Enteignung auf Grund des Artikel 8 Abſ. 1 
und des Artikel 13 iſt auch dann zuläſſig, wenn die 
deutſchen Reichsangehörigen, denen die der Enteig⸗ 
nung unterliegenden Gegenſtände am 15. April 1922 
und am Tage der Notifikation gehörten, nicht die⸗ 
ſelben Perſonen ſind, oder wenn dieſe Gegenſtände an 
dieſen Tagen von verſchiedenen deutſchen Reichs⸗ 

angehörigen kontrolliert wurden. 


Artikel 19 
(1) Vom Übergang der Staatshoheit ab iſt die 
polniſche Regierung berechtigt, von Zeit zu Zeit zu 
prüfen, wer der wirkliche Eigentümer eines groß⸗ 
induſtriellen Unternehmens oder eines großen Gutes 
iſt, oder von wem eine Geſellſchaft, der ein groß⸗ 


une société, propriétaire d’une telle entreprise ou 
d'un tel fonds, est réellement contrôlée. 


2. — Si le Gouvernement polonais arrive à la 
conclusion qu’une entreprise ou un fonds appar- 
tient réellement à un ressortissant allemand, ou 
qu'une société est contrôlée réellement par des 
ressortissants allemands, et si, après la noti- 
fication, l'intéressé prétend qu'il n’en est pas 
ainsi, l’intéressé peut, pendant un mois à dater 
de la notification, faire appel à la décision du 
Tribunal arbitral mixte germano-polonais. Le 
cas échéant, le Tribunal arbitral mixte peut sus- 


pendre provisoirement la procédure d’expro- 
priation. 
Article 20 
1. — A dater de la notification, le propriétaire 


de l’entreprise ou du fonds à exproprier ne peut 
l’aliéner, excepté mortis causa, qu'avec le con- 
sentement du Gouvernement polonais. Le con- 
sentement une fois donné, l’entreprise ne peut 
plus être expropriée. 


2. — Le consentement du Gouvernement polo- 
nais n’est pas nécessaire si la vente est aux 
enchères; dans ce cas le Gouvernement polonais 
pourra, dans les délais prévus pour la notification, 
mais au plus tard un mois avant les enchères, 
satisfaire les créanciers et se subroger à eux sans 
préjudice de son droit d’expropriation qui, la 
vente aux enchères n’ayant pas lieu, subsiste tel 
2 est établi par les dispositions qui précè- 

ent. 


Article 21 

1. — Si l’expropriation d'une partie d’une 
entreprise appartenant à la grande industrie ou 
d'un grand fonds est ordonnée en vertu des dis- 
positions précédentes, le propriétaire peut, pen- 
dant un mois à dater de la notification officielle 
de la décision prononçant l’expropriation, de- 
mander que toute l’entreprise ou que tout le fonds 
soit acquis par le Gouvernement polonais. 


2. — Cette disposition s’applique aussi au cas 
de l’expropriation d’une partie d’une entreprise 
complexe dans le sens de l’article 9, paragraphe 2, 
alinéa 2, si la partie non sujette à expropriation 
ne peut plus être utilement exploitée selon sa 
destination antérieure. En cas de divergence d’opi- 
nion sur le point de savoir s’il en est ainsi, le 
Gouvernement polonais et le propriétaire de 
l’entreprise nommeront chacun un expert pour 
éclaireir ce point. Si les experts ne peuvent pas 
se mettre d'accord, ils choisiront ensemble un tiers 
arbitre. 


Article 22 


l’aecomplissement de l’expropriation au sens de 
l’article 10, alinéa 2, et de l’article 15, para- 
graphe 1, alinéa 2, comporte entre autres le paie- 
ment de l'indemnité fixée ; elle n’implique pas la 
terminaison d’un procès engagé devant le Tribunal 
arbitral mixte germano-polonais relativement à 
une demande en dommages-intérêts plus étendue, 
ou d'une procédure relative à l'admissibilité de 
l’expropriation. 
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induftrielles Unternehmen oder ein großes Gut ge- 
hört, in Wirklichkeit kontrolliert wird. 

(2) Nimmt die polniſche Regierung an, daß ein 
Unternehmen oder ein Gut in Wirklichkeit einem 
deutſchen Reichsangehörigen oder einer in Wirklich⸗ 
keit von deutſchen Reichsangehörigen kontrollierten 
Geſellſchaft gehört, ſo kann nach der Notifikation der 
Beteiligte, wenn er dieſe Annahme beſtreitet, inner⸗ 
halb eines Monats nach der Notifikation die Ent⸗ 
ſcheidung des deutſch-polniſchen Gemiſchten Schieds⸗ 
gerichtshofs herbeiführen. Der Gemiſchte Schieds⸗ 
gerichtshof kann gegebenenfalls die einſtweilige Ein- 
ſtellung des Enteignungsverfahrens anordnen. 


Artikel 20 


(1) Von der Notifikation ab kann der Eigentümer 
das Unternehmen oder das Gut, deſſen Enteignung 
in Ausſicht genommen iſt, nur mit Zuſtim⸗ 
mung der polniſchen Regierung veräußern. Ausge⸗ 
nommen ſind Veräußerungen von Todes wegen. Iſt 
die Zuſtimmung einmal erteilt, ſo wird das Unter⸗ 
nehmen oder das Gut von der Enteignung frei. 

(2) Der Zuſtimmung der polniſchen Regierung be⸗ 
darf es nicht, wenn die Veräußerung im Wege der 
Zwangsverſteigerung erfolgt. In dieſem Falle kann 
die polniſche Regierung innerhalb der für die Noti⸗ 
fikation vorgeſehenen Friſten, jedoch ſpäteſtens einen 
Monat vor dem Verſteigerungstermin, den Gläubiger 
befriedigen und damit in die Rechte des Gläubigers 
eintreten, unbeſchadet des Rechtes zur Enteignung 
nach Maßgabe der vorſtehenden Vorſchriften für den 
Fall, daß das Zwangsverſteigerungsverfahren nicht 
durchgeführt wird. 


Artikel 21 

(1) Wird auf Grund der vorſtehenden Beftim- 
mungen die Enteignung eines Teiles eines groß— 
induſtriellen Unternehmens oder eines großen Gutes 
angeordnet, ſo kann der Eigentümer innerhalb eines 
Monats ſeit Zuſtellung der Enteignungsanordnung 
verlangen, daß die polniſche Regierung das ganze 
Unternehmen oder das ganze Gut erwirbt. 


(2) Dies gilt auch für den Fall der Enteignung 
eines Teiles eines Geſamtunternehmens im Sinne 
des Artikel 9 § 2 Abſ. 2, wenn der von der Ent⸗ 
eignung nicht betroffene Teil nach ſeiner bisherigen 
Beſtimmung nicht mehr zweckmäßig benutzt werden 
kann. Entſtehen Meinungsverſchiedenheiten darüber, 
ob dieſe Vorausſetzung zutrifft, ſo wird zur Klärung 
der Streitfrage von der polniſchen Regierung und 
von dem Eigentümer des Unternehmens je ein Sach⸗ 
verſtändiger beſtellt werden; können die Sachver⸗ 
ſtändigen ſich nicht einigen, jo wählen fie gemein- 
ſchaftlich einen Obmann. 


Artikel 22 

Zur Durchführung der Enteignung im Sinne des 
Artikel 10 Abſ. 2 und des Artikel 15 81 Abſ. 2 gehört 
auch die Auszahlung der feſtgeſtellten Entſchädigung. 
Dagegen gehört hierzu nicht die Beendigung eines 
etwaigen Rechtsſtreits vor dem Deutſch-Polniſchen 
Gemiſchten Schiedsgerichtshof über einen weiter⸗ 
gehenden Entſchädigungsanſpruch oder eines Ver— 
fahrens über die Zuläſſigkeit der Enteignung. 


Article 23 

1. — Si des divergences d' opinion résultant de 
l'interprétation et de l’application des articles 6 
à 22, s’élevaient entre le Gouvernement allemand 
et le Gouvernement polonais, elles seraient sou- 
mises à la décision de la Cour permanente de 
Justice internationale. 

2. — Il n’est porté aucune atteinte à la com- 
pétence du Tribunal arbitral mixte germano-polo- 
nais résultant des dispositions du Traité de Paix 
de Versailles. 

Article 24 

Les dispositions des articles précédents rela- 
tives à l’expropriation, ne portent en rien atteinte 
au droit de la Pologne impliqué à l’article 3. 


Artifel23 
(i) Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen der beut- 
ſchen Regierung und der polniſchen Regierung über 
die Auslegung und Anwendung der Beſtimmungen 
dieſes Titels werden dem Ständigen Internationalen 
Gerichtshof zur Entſcheidung unterbreitet werden. 


(2) Die auf den Beſtimmungen des Friedensver⸗ 
trags von Verſailles beruhende Zuſtändigkeit des 
Deutſch⸗Polniſchen Gemiſchten Schiedsgerichtshofs 
bleibt unberührt. 

Artikel 24 


Durch die vorſtehenden Beſtimmungen über die 
Enteignung wird das Recht Polens, auf das ſich der 
Artikel 3 bezieht, nicht berührt. 
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Deuxième partie 
Nationalité et domicile 


Titre premier 
Changément de nationalité 
Article 25 
8 1 


1. — Les ressortissants allemands qui, à la 
date du transfert de la souveraineté, sont domi- 
ciliés dans la partie polonaise du territoire plé- 
biscité, acquièrent de plein droit la nationalité 
polonaise et perdent la nationalité allemande. 

2. — Cependant les ressortissants allemands 
qui n’ont établi leur domicile dans les territoires 
reconnus Comme faisant définitivement partie de 
la Pologne ou dans le territoire plébiscité 
qu'après le 1° janvier 1908, n’acquerront la na- 
tionalité polonaise qu'avec l'autorisation spéciale 
du Gouvernement polonais, sous réserve de l’ar- 
ticle 26, paragraphe 1. 
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Dans le cas de ressortissants allemands domi- 
ciliés avant le 2 janvier 1908 dans les territoires 
reconnus comme faisant définitivement partie de 
la Pologne ou dans le territoire plébiscité, et 
ayant, à la date du transfert de la souverainité, 
leur domicile dans la partie polonaise du terri- 
toire plebiseite, il ne sera pas tenu compte d’un 
abandon temporaire de leur domicile avant la date 
du transfert de la souveraineté si, 

a) pendant leur absence, leurs ascendants ou 
descendants les plus proches, ou, au cas où 
ceux-si seraient décédés, leurs collatéraux les 
plus proches jusqu’au troisième degré, ont 
conservé leur domicile dans ces territoires, 
ou si 

b) ces ressortissants ont, avant l’abandon tem- 
poraire de leur domicile, habité ces terri- 
toires au moins une année et en tout au 
moins pendant douze ans depuis le premier 
établissement de leur domicile jusqu’à la 
date du transfert de la souveraineté, ou si 

e) c’est pour cause de service militaire obliga- 
toire ou de participation à la guerre, de pré- 
paration à une profession ou de maladie 
grave, que ces ressortissants avaient aban- 
donné leur domicile dans ces territoires. 


83 
1. — Le Gouvernement polonais traitera avec 
une bienveillance particulière les cas de demandes 
d'autorisation mentionnées au paragraphe 1, ali- 
naa 2, émanant de personnes rattachées aux terri- 
toires en question par d’anciens liens de famille 
5 à une époque antérieure au 2 janvier 


Zeil II 


 Gtaatsangebôrigheit und 
Wohnrecht 
Titel 1 


Staatsangehörigkeitswechſel 
Artikel 25 


81 

(1) Die deutſchen Reichsangehörigen, die am Tage 
des Überganges der Staatshoheit ihren Wohnſitz im 
polniſchen Teile des Abſtimmungsgebiets haben, er⸗ 
werben von Rechts wegen die polniſche Staatsan⸗ 
gehörigkeit unter Verluſt der deutſchen. 

(2) Jedoch werden die deutſchen Reichsangehörigen, 
die ihren Wohnſitz erſt nach dem 1. Januar 1908 in 
den endgültig als Beſtandteil Polens anerkannten 
Gebietsteilen oder im Abſtimmungsgebiete begründet 
haben, die polniſche Staatsangehörigkeit, vorbehaltlich 
der Beſtimmung des Artikel 26 8 1, nur mit beſon⸗ 
. Ermächtigung der polniſchen Regierung er⸗ 
werben. 
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Bei deutſchen Reichsangehörigen, die ihren Wohn⸗ 
ſitz vor dem 2. Januar 1908 in den endgültig als Be⸗ 
tandteil Polens anerkannten Gebietsteilen oder im 
Abſtimmungsgebiete begründet und die am Tage des 
Übergangs der Staatshoheit ihren Wohnſitz im pol⸗ 
niſchen Teile des Abſtimmungsgebiets haben, kommt 
eine vorübergehende Aufgabe ihres Wohnſitzes in 
dieſen Gebietsteilen nicht in Betracht, wenn 


a) während ihrer Abweſenheit ihre nächſten Ver⸗ 
wandten auf⸗ oder abſteigender Linie oder, falls 
dieſe nicht mehr lebten, ihre nächſten Seitenver⸗ 
wandten bis zum dritten Grade ihren Wohnſitz 
in dieſen Gebietsteilen behalten hatten; oder 
wenn 

b) dieſe deutſchen Reichsangehörigen vor der vor⸗ 
übergehenden Aufgabe ihres Wohnſitzes min⸗ 
deſtens ein Jahr und im ganzen von der erſten 
Begründung ihres Wohnſitzes bis zum Übergange 
der Staatshoheit mindeſtens zwölf Jahre in 
dieſen Gebietsteilen wohnten; oder wenn 

e) dieſe Reichsangehörigen ihren Wohnſitz in dieſen 
Gebietsteilen zum Zwecke der Militärpflicht, in⸗ 
folge Teilnahme am Kriege, zum Zwecke der 
beruflichen Ausbildung oder infolge ſchwerer 
Krankheit aufgegeben hatten. 


8 3 
(1) Die polniſche Regierung wird die Anträge auf 
Erteilung der im § 1 Abſ. 2 bezeichneten Ermäch⸗ 
tigung bei den Perſonen, die durch alte, in die Zeit vor 
dem 2. Januar 1908 zurückreichende Familien⸗ 
beziehungen mit dieſen Gebietsteilen verknüpft ſind, 
mit beſonderem Wohlwollen behandeln. 
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SB, 


2. — Seront considérés comme liens de famille 
au sens de l'alinéa 1, l'acquisition d’un bien de 
famille immobilier avant le 2 janvier 1908, 
l'acquisition d'un bien immobilier avant cette 
date par la famille de l'épouse, ou un domicile 
établi avant cette date par des ascendants. 


8 4 

Les ressortissants allemands âgés de plus de 
dix-huit ans qui ont, d’après les dispositions du 
présent article, acquis la nationalité polonaise, 
pourront opter pour la nationalité allemande 
pendant deux ans à dater du transfert de la sou- 
veraineté. 

Article 26 
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1. — Les ressortissants allemands nés dans la 
partie polonaise du territoire plébiscité de pa- 
rents qui y étaient domiciliés au moment de la 
naissance, acquièrent de plein droit la nationa- 
lité polonaise et perdent la nationalité allemande 
si, à la date du transfert de la souveraineté, ils 
sont domiciliés dans la partie polonaise du terri- 
toire plébiscité. 

2. — Pendant deux ans à dater du transfert 
de la souveraineté, ils pourront opter pour la na- 
tionalité allemande s'ils sont âgés de plus de 
dix-huit ans. 

8 2 


Les ressortissants allemands qui, à la date du 
transfert de la souveraineté, n'ont pas leur do- 
micile dans la partie polonaise du territoire plé- 
biscité, acquièrent de plein droit la nationalité 
polonaise s’ils sont nés dans la partie polonaise 
du territoire plébiscité de parents qui y étaient 
domiciliés au moment de la naissance, pourvu 
qu'eux ou leurs épouses: 

a) aient des ascendants ou descendants qui, à la 
date du transfert de la souveraineté, ont dans 
le territoire plébiscité un domicile établi 
avant le 15 avril 1921, ou 

b) aient, à la date du transfert de la souve- 
raineté, leur domicile dans la partie allemande 
du territoire plébiscité au moins depuis le 
15 avril 1921, ou 

c) aient eu, au moins pendant quinze ans, un 
domicile dans le territoire plébiscité, ou 

d) aient acquis dans la partie polonaise du terri- 
toire plébiscité, au moins deux ans avant la 
date du transfert de la souveraineté, un fonds 
ou une entreprise industrielle, à condition 
qu’ils exploitent le fonds ou dirigent l’entre- 
prise personnellement. 
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1. — Les personnes désignées au paragraphe 2 
du présent article et âgées de plus de dix-huit 
ans pourront, pendant deux ans à dater du trans- 
fert de la souveraineté, renoncer à la nationalité 
polonaise. Par cette renonciation elles perdent la 
nationalité polonaise pour conserver la nationalité 
allemande. 

2. — Si elles n’ont pas exercé leur droit de 
renonciation pendant ce délai de deux ans, elles 
gardent la nationalité allemande et perdent la 


(2) Als Familienbeziehungen im Sinne des Abſ. 1 
gelten: ein vor dem 2. Januar 1908 erworbener 
Familienbeſitz, ein vor dieſer Zeit erworbener Befit 
der Familie der Ehefrau, oder ein vor dieſer Zeit 
N Wohnſitz der Verwandten aufſteigender 

inie. 


8 4 
Binnen zwei Jahren nach dem Übergange der 
Staatshoheit können die über 18 Jahre alten 
deutſchen Reichsangehörigen, die nach den Beſtimmun⸗ 
gen dieſes Artikels die polniſche Staatsangehörigkeit 
erworben haben, für die deutſche at rige 
optieren. 


Artikel 26 
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(1) Die deutſchen Reichsangehörigen, die im 


polniſchen Teile des Abſtimmungsgebiets von Eltern 


geboren ſind, die zur Zeit der Geburt dort ihren 
Wohnſitz hatten, erwerben von Rechts wegen die 
polniſche Staatsangehörigkeit unter Verluſt der deut⸗ 
ſchen, wenn ſie am Tage des Überganges der Staats⸗ 
hoheit ihren Wohnſitz im polniſchen Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets haben. 

(2) Binnen zwei Jahren nach dem Übergange der 
Staatshoheit können ſie, wenn ſie über 18 Jahre alt 
ſind, für die deutſche Reichsangehörigkeit optieren. 


8 2 i 

Die deutſchen Reichsangehörigen, die am Tage des 
Überganges der Staatshoheit ihren Wohnſitz nicht im 
polniſchen Teile des Abſtimmungsgebiets haben, er⸗ 
werben von Rechts wegen die polniſche Staatsange⸗ 
hörigkeit, wenn ſie im polniſchen Teile des Abſtim⸗ 
mungsgebiets von Eltern geboren ſind, die zur Zeit 
der Geburt dort ihren Wohnſitz hatten. Dies gilt je⸗ 
doch nur, wenn ſie oder ihre Ehefrauen: 

a) Verwandte auf⸗ oder abſteigender Linie haben, 
die beim Übergange der Staatshoheit einen vor 
dem 15. April 1921 begründeten Wohnſitz im 
Abſtimmungsgebiete haben; oder 

b) beim Übergange der Staatshoheit mindeſtens ſeit 
dem 15. April 1921 ihren Wohnſitz im a 
Teile des Abſtimmungsgebiets haben; oder 


e) mindeſtens 15 Jahre einen Wohnſitz im Abſtim⸗ 
mungsgebiete hatten; oder 

d) mindeſtens zwei Jahre vor dem Übergange der 
Staatshoheit im polniſchen Teile des Abſtim⸗ 
mungsgebiets Grundbeſitz oder ein gewerbliches 
Unternehmen erworben haben, ſofern ſie den 
Grundbeſitz ſelbſt bewirtſchaften oder das Unter⸗ 
nehmen ſelbſt leiten. 
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(1) Die in § 2 dieſes Artikels bezeichneten Per⸗ 
ſonen können, wenn ſie über achtzehn Jahre alt ſind, 
binnen zwei Jahren nach dem Übergange der Staats⸗ 
hoheit auf die polniſche Staatsangehörigkeit verzich⸗ 
ten. Sie verlieren durch dieſen Verzicht die pol⸗ 
niſche Staatsangehörigkeit und behalten die deutſche 
Reichsangehörigkeit. 

(2) Wird dieſer Verzicht nicht innerhalb dieſer 
zwei Jahre ausgeſprochen, ſo behalten ſie die deutſche 
Reichsangehörigkeit und verlieren die polniſche 


7 


nationalité polonaise si, à l’expiration de ces deux 
ans, elles sont domiciliées en Allemagne et n’y ont 
pas demandé leur inscription aux registres du con- 
sulat polonais compétent ratione loci. Si elles ont 
demandé leur inscription aux registres du consulat 
polonais compétent ratione loci, elles gardent la 
nationalité polonaise et perdent la nationalité 
allemande. 


3. — Si elles n’ont pas exercé leur droit de 
renonciation pendant ce délai de deux ans, elles 
gardent la nationalité polonaise et perdent la 
nationalité allemande si, à l'expiration de ces deux 
ans, elles sont domiciliées en Pologne. Si elles y 
ont demandé leur inscription aux registres du con- 
sulat allemand compétent ratione loci, elles 
gardent la nationalité allemande et perdent la 
nationalité polonaise. 

4. — Les dispositions de la présente partie 
applicables à l'option, le sont également mütatis 
mutandis à la renonciation à la nationalité 
polonaise. 


Article 27 
8 1 


Les Polonais ressortissants allemands qui, à 
la date du transfert de la souveraineté, sont domi- 
ciliés dans la partie allemande du territoire plé- 
biscité, peuvent, s’ils sont âgés de plus de dix-huit 
ans, opter pour la nationalité polonaise pendant 
deux ans à dater du transfert de la souveraineté. 


$ 2 
Cette disposition est applicable aux Polonais 
ressortissants allemands qui, à la date du trans- 
fert de la souveraineté, sont domiciliés en Alle- 
magne, non compris la partie allemande du terri- 
toire plébiscité, s'ils sont nés dans le territoire 
plébiscité ou descendent de parents qui y sont nés. 


$ 3 
1. — Sont considérés comme Polonais au sens 
du présent article, les ressortissants allemands 
qui ont manifesté par leur attitude jusqu’au 
ler août 1921 qu’ils se comptaient comme Polonais. 
2. — Pour les orphelins âgés de moins de dix- 
huit ans, l'attitude du dernier survivant des père 

et mère sera déterminante. 


Article 28 
Toutes les personnes nées dans le territoire plé- 
biscité avant la date du transfert de la sou- 
véraineté et dont la nationalité ne peut être 
établie, sont considérées comme ressortissants de 
l’État auquel le lieu de leur naissance est attribué 
en raison du partage de la Haute Silésie. 


Article 29 

1. — Au sens des dispositions de la présente 
partie, on entend par domicile d’une personne le 
principal endroit de concentration de ses activités 
et intérêts, tant personnels qu'économiques. 

2. — Si cette définition s'applique également à 
plusieurs endroits, la déclaration de volonté de la 
personne en question sera décisive. Cette déclara- 
tion doit être faite dans les six mois à dater du 
transfert de la souveraineté, soit devant l'autorité 
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Staatsangehörigkeit, wenn fie bei Ablauf der zwei— 
jährigen Friſt ihren Wohnſitz in Deutſchland haben 
und dort nicht ihre Eintragung in die Regiſter des 
örtlich zuſtändigen polniſchen Konſulats beantragen. 
Wenn fie ihre Eintragung in die Regiſter des ört— 
lich zuſtändigen polniſchen Konſulats beantragen, 
behalten ſie die polniſche Staatsangehörigkeit und 
verlieren die deutſche Reichsangehörigkeit. 

(3) Wird der Verzicht nicht innerhalb dieſer zwei 
Jahre ausgeſprochen, ſo behalten ſie die polniſche 
Staatsangehörigkeit und verlieren die deutſche 
Reichsangehörigkeit, wenn fie bei Ablauf der zwei— 
jährigen Friſt ihren Wohnſitz in Polen haben. 
Wenn ſie dort ihre Eintragung in die Regiſter des 
örtlich zuſtändigen deutſchen Konſulats beantragen, 
behalten ſie die deutſche Reichsangehörigkeit und 
verlieren die polniſche Staatsangehörigkeit. 

(4) Die Beſtimmungen dieſes Teiles, die ſich auf 
die Option beziehen, gelten entſprechend für den 
Verzicht auf die polniſche Staatsangehörigkeit. 


Artikel 27 
81 

Polen deutſcher Reichsangehörigkeit, die zur Zeit 
des Überganges der Staatshoheit ihren Wohnſitz im 
deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets haben, 
können, wenn ſie über achtzehn Jahre alt ſind, binnen 
zwei Jahren nach dem Übergange der Staatshoheit 
für die polniſche Staatsangehörigkeit optieren. 


82 
Das gleiche gilt für die Polen deutſcher Reichs⸗ 
angehörigkeit, die zur Zeit des Überganges der 
Staatshoheit ihren Wohnſitz außerhalb des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets in Deutſchland haben, wenn ſie 
im Abſtimmungsgebiete geboren find oder von EI- 
tern abſtammen, die dort geboren ſind. 
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(1) Als Polen im Sinne diejes Artikels find die 
deutſchen Reichsangehörigen anzuſehen, die durch ihr 
Verhalten bis zum 1. Auguſt 1921 bekundet haben, 
daß ſie ſich dem polniſchen Volkstum zurechnen. 

(2) Bei minderjährigen Waiſen unter achtzehn 
Jahren iſt das Verhalten des zuletzt verſtorbenen 
Elternteils maßgebend. a 


Artikel 28 


Alle im Abſtimmungsgebiete vor dem Übergange 
der Staatshoheit geborenen Perſonen, deren Zu⸗ 
gehörigkeit zu einem Staate ſich nicht feſtſtellen 
läßt, gelten als Angehörige des Staates, an den 
der Geburtsort infolge der Teilung Oberſchleſiens 
fällt. 

Artikel 29 

(1) Im Sinne der Beſtimmungen dieſes Teiles 
gilt als Wohnſitz einer Perſon der Ort, an dem der 
Schwerpunkt ihrer perſönlichen und wirtſchaftlichen 
Lebensverhältniſſe liegt. 

(2) Trifft dies auf mehrere Orte zu, ſo entſcheidet 
die Willenserklärung der betreffenden Perſon. Dieſe 
Erklärung iſt binnen 6 Monaten nach dem Über⸗ 
gange der Staatshoheit wahlweiſe gegenüber der zu⸗ 
ſtändigen deutſchen oder gegenüber der polniſchen Be⸗ 


allemande compétente, soit devant l'autorité polo- 
naise compétente. Elle doit être consignée dans un 
procès-verbal ou faite sous forme d’acte légalisé. 
Elle sera portée sans retard à la connaissance du 
Gouvernement de l’autre État. 

3. — Si aucune déclaration n'est faite dans le 
délai prévu de six mois, il ne sera pas tenu compte 
d'un domicile qui ferait acquérir de plein droit la 
nationalité polonaise d’après les dispositions de la 
présente partie. 


Article 30 


1. — Si une personne établit d'une manière plau- 
sible qu’elle a abandonné après le 9 novembre 1918 
son domicile situé soit dans la partie polonaise, 
soit dans la partie allemande du territoire plébis- 
cité, à la suite d'un ordre de quitter la localité ou 
le pays, ou par suite d'une contrainte physique ou 
d'une menace directe contre sa personne ou ses 
biens, et si elle établit qu'elle a réintégré son an- 
cien domicile dans un délai de dix-huit mois à dater 
du transfert de la souveraineté, elle sera con- 
sidérée comme n'ayant jamais quitté son domicile. 

2. — Une personne qui aura transféré sa rési- 
dence de l’une des deux parties du territoire plé- 
biscité dans l’autre après le 9 novembre 1918, sera, 
en cas de doute, considérée comme n'ayant pas 
changé de domicile. 


hörde zu Protokoll oder in öffentlich beglaubigter 
Form abzugeben. Sie iſt unverzüglich der Regierung 
des anderen Staates mitzuteilen. 


(3) Wird innerhalb der Friſt von 6 Monaten keine 
Erklärung abgegeben, jo wird der Wohnſitz nicht be- 
rückſichtigt, der nach den Beſtimmungen dieſes Teiles 
den Erwerb der polniſchen Staatsangehörigkeit von 
Rechts wegen begründen würde. 


Artikel 30 

(1) Ver glaubhaft macht, daß er infolge einer An⸗ 
ordnung, den Ort oder das Land zu verlaſſen, infolge 
körperlichen Zwanges oder infolge unmittelbarer Be⸗ 
drohung ſeiner Perſon oder ſeines Vermögens nach 
dem 9. November 1918 ſeinen Wohnſitz im polniſchen 
oder im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets auf⸗ 
gegeben und ihn innerhalb 18 Monaten nach dem 
Tage des Überganges der Staatshoheit dahin zu⸗ 
rückverlegt hat, iſt ſo anzuſehen, als hätte er ſeinen 
Wohnſitz nicht verlaſſen. 


(2) Wer nach dem 9. November 1918 ſeinen Auf⸗ 
enthalt vom Orte des Wohnſitzes in dem einen Teile 
des Abſtimmungsgebiets nach dem anderen Teile 
verlegt hat, iſt im Zweifel ſo zu behandeln, als hätte 
er ſeinen Wohnſitz nicht aufgegeben. 
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Titre II 


Effets du changement de nationalité 
à l'égard de l'épouse, des enfants et 
des personnes sous tutelle 


Article 31 

1. — En cas de changement de nationalité 
intervenant de plein droit, les enfants légitimes 
âgés au moins de dix-huit ans dont les parents 
sont tous deux en vie, acquièrent la nationalité 
de celui des parents auquel revient la représen- 
tation légale. Si un seul des parents est en vie, 
l'enfant acquiert sa nationalité. Si les parents 
sont tous deux en vie, mais sont tous deux privés 
de la représentation légale, l’enfant acquiert la 
nationalité du père. 

2. — Les enfants naturels âgés de moins de dix- 
huit ans acquièrent la nationalité de la mère. 

3. — Un mineur âgé de plus de dix-huit ans, 
vivant avec son père ou sa mère, est assimilé à un 
mineur qui n’a pas encore atteint l’âge de dix-huit 
ans révolus. 


4. — L’épouse acquiert la nationalité de son 
mari. 
Article 32 
8 1 
1. — L'option du mari étend ses effets à son 


épouse ; celle des parents, à leurs enfants âgés 
de moins de dix-huit ans. 

2. — Dans le cas de mineurs orphelins âgés de 
moins de dix-huit ans, ou de personnes définitive- 
ment ou provisoirement interdites, le droit 
d'option est exercé par leur représentant légal. 
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1. — Les enfants âgés de moins de dix-huit ans 
pour lesquels les parents ont exercé leur droit 
d’option ont, pendant le delai d’option, un droit 
de révocation s’ils atteignent l’âge de dix-huit ans 
révolus avant l’expiration de ce délai. 

2. — Il en est de même des autres personnes 
au nom desquelles leur représentant légal a exercé 
le droit d'option, dans le cas où la représentation 
légale a pris fin avant l'expiration du délai 
d'option, ainsi que des femmes dont le mariage 
est dissous avant l'expiration de ce délai. 

3. — Les dispositions de la présente partie 
relatives à l'option sont applicables mutatis 
mutandis à la révocation. 


Titel I 


Wirkung des Staatsangehörigkeits⸗ 
wechſels für Ehefrau, Kinder und 
Pflegebefohlene 
Artikel 31 

(1) Beim Wechſel der Staatsangehörigkeit von 
Rechts wegen erwerben eheliche Kinder unter achtzehn 
Jahren, deren Eltern beide leben, die Staatsange⸗ 
hörigkeit des Vaters oder der Mutter, je nachdem 
dem Vater oder der Mutter die geſetzliche Vertretung 
zuſteht. Lebt nur der Vater oder nur die Mutter, ſo 
erwirbt das Kind die Staatsangehörigkeit des Vaters 
oder der Mutter. Leben beide Eltern, ohne die geſetz⸗ 
liche Vertretung zu haben, ſo erwirbt das Kind die 
Staatsangehörigkeit des Vaters. 

(2) Uneheliche Minderjährige unter achtzehn Jah⸗ 
ren erwerben die Staatsangehörigkeit der Mutter. 

(3) Ein zum Hausſtande des Vaters oder der 
Mutter gehöriger Minderjähriger über achtzehn 
Jahre ſteht einem Minderjährigen gleich, der das 
achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 

(4) Die Ehefrau erwirbt die Staatsangehörigkeit 
ihres Ehemannes. 

Artikel 32 
8 1 

(1) Die Option des Ehemanns erſtreckt ihre Wir⸗ 
kung auf die Ehefrau, die Option der Eltern auf die 
Kinder unter achtzehn Jahren. 

(2) Für elternloſe Minderjährige unter achtzehn 
Jahren ſowie für Perſonen, die entmündigt oder 
unter vorläufige Vormundſchaft geſtellt ſind, wird 
das Optionsrecht durch ihre geſetzlichen Vertreter 
ausgeübt. 8 
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(1) Kindern unter achtzehn Jahren, für die ihre 
Eltern das Optionsrecht ausgeübt haben, ſteht inner⸗ 
halb der Optionsfriſt ein Widerrufsrecht zu, wenn 
ſie vor Ablauf dieſer Friſt das achzehnte Lebensjahr 
vollenden. 

(2) Dieſe Vorſchrift findet entſprechende Anwen⸗ 
dung auf andere Perſonen, für die ihr geſetzlicher 
Vertreter das Optionsrecht ausgeübt hat, wenn die 
geſetzliche Vertretung vor Ablauf der Optionsfriſt 
fortfällt, ſowie auf Ehefrauen, deren Ehe vor Ablauf 
dieſer Friſt aufgelöſt worden iſt. 

(3) Die Beſtimmungen dieſes Teiles, die ſich auf 
die Option beziehen, finden entſprechende Anwendung 
auf den Widerruf der Option. 


— 1 Page 
Titre I Titel In 

Droits des personnes qui ont opté Rechte der Optanten 
Article 33 Artikel 33 


1. — Les personnes qui, conformément aux dis- 
positions de la présente Convention, ont opté 
pour une nationalité, peuvent, pendant douze 
mois à dater de la délivrance de leur Aete 
d'option, transférer leur domicile dans le terri- 
toire de l’État en faveur duquel elles ont opté. 

2. — Elles peuvent conserver les biens im- 
mobiliers qu’elles possèdent sur le territoire de 
l'État où elles avaient leur domicile antérieure- 
ment à leur option. 

3. — Elles peuvent, dans le délai prévu à 
l'alinéa 1, emporter leurs biens meubles de toute 
nature en franchise de douane dans le pays pour 
lequel elles ont opté, et sont exemptées à cet 
égard de tous droits de sortie ou taxes, s’il y en a. 


Article 34 

Le droit des personnes qui ont opté, de con- 
server des biens immobiliers dans l’État dont elles 
cessent d’être ressortissants en raison de leur 
option, ne peut être préjudicié d’une manière 
quelconque par des lois, ordonnances ou autres 
prescriptions, qui ne seraient pas applicables aux 
nationaux de l’État qui les édicte. Le seul fait 
que la personne qui a opté transfère son domicile 
ou sa résidence dans le territoire de l’État en 
faveur duquel elle a opté, ne permet en aucun cas 
aux Parties contractantes de le préjudicier par 
des lois, ordannances ou autres prescriptions, 
dans l’exercice de ses droits de propriété. , 


Article 35 
8 1 

1. — Aucune interdiction d'exportation, ou 
aucune autre mesure législative ou administrative, 
ne peut limiter en quoi que ce soit pour les per- 
sonnes qui, conformément à l’article 33, trans- 
fèrent leur domicile dans le territoire de l’État en 
faveur duquel elles ont opté, le droit d’exporter à 
l’occasion de ce transfert leur biens meubles, soit 
en les emportant avec elles, soit en les expédiant 
de la manière qui leur paraît la plus appropriée. 

. — Aucune taxe ne sera perçue pour les 
services rendus par les autorités dont l’interven- 
tion est requise, à l’occasion de ce transfert, par 


les lois, ordonnances ou autres prescriptions 
officielles. 
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1. — L’autorisation accordée aux personnes 
qui ont opté d’emporter leurs biens meublés, ne 
s'étend pas 

a) aux armes à feu, à l’exception des fusils de 
chasse et des revolvers que la loi permet de 
posséder; 

b) aux explosifs: 

c) aux produits agricoles qui, à la date du 
transfert de la souveraineté, étaient soumis 
au système centralisé d'exploitation et le 
sont encore au moment de l’&migration. 

2. — Le droit d’emporter les biens meubles ne 
doit pas être exercé d’une manière abusive. En 
Particulier, il ne peut avoir pour résultat de dé- 
garnir des entreprises productives de leur maté- 


(1) Den Perſonen, die von einem in dieſem Ab: 
kommen vorgeſehenen Optionsrechte Gebrauch ge⸗ 
macht haben, ſteht es frei, bis zum Ablauf von zwölf 
Monaten nach Aushändigung der Optionsurkunde 
ihren Wohnſitz in den Staat zu verlegen, für den ſie 
optiert haben. 

(2) Sie dürfen das unbewegliche Gut behalten, das 
ſie im Gebiete des Staates beſitzen, in dem ſie vor der 
Option wohnten. 


(3) Sie dürfen innerhalb der im bi. 1 bezeich⸗ 
neten Friſt ihr geſamtes bewegliches Gut zollfrei in 
das Land mitnehmen, für das ſie optiert haben. 
Etwa beſtehende Ausfuhrzölle oder -gebühren dürfen 
von ihnen nicht erhoben werden. 


Artikel 34 


Das Recht der Optanten, unbewegliches Vermögen 
in dem Lande zu behalten, deſſen Staatsangehörig⸗ 
keit ſie durch die Option verlieren, darf durch keine 
Geſetze, Verordnungen und ſonſtige Vorſchriften be⸗ 
einträchtigt werden, die nicht auf die eigenen Staats⸗ 
angehörigen Anwendung finden. Aus der Tatſache, 
daß der Optant ſeinen Wohnſitz öder Aufenthalt in 
das Gebiet des Staates verlegt, für den er optiert 
hat, darf ihm bei Ausübung ſeines Eigentumsrechts 
durch die Geſetze, Verordnungen oder ſonſtigen Vor⸗ 
ſchriften der vertragſchließenden Teile keinerlei Nach— 
teil erwachſen. 


Artikel 35 
Sd | 

(1) Keinerlei Ausfuhrverbote oder ſonſtige geſetz⸗ 
liche oder Verwaltungsmaßnahmen dürfen die Per⸗ 
ſonen, die gemäß Artikel 33 ihren Wohnſitz in das 
Gebiet des Staates verlegen, für den ſie optiert 
haben, in dem Rechte beſchränken, anläßlich ihres 
Wegzugs ihre bewegliche Habe perſönlich mitzu⸗ 
nehmen oder auf andere ihnen geeignet erſcheinende 
Weiſe auszuführen. 


(2) Für eine amtliche oder behördliche Tätigkeit, 
die nach den Geſetzen, Verordnungen oder ſonſtigen 
Vorſchriften zur Abwanderung erforderlich iſt, dürfen 
Gebühren nicht erhoben werden. 


8 2 


(1) Das Recht der Optanten, ihre bewegliche Habe 
mitzunehmen, erſtreckt ſich nicht auf: 


a) Feuerwaffen mit Ausnahme von Jagdgewehren 
und Revolvern, deren Beſitz nach den Landes⸗ 
geſetzen geſtattet iſt, 

b) Sprengſtoffe, 

e) Landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, die am Tage 
des Überganges der Staatshoheit und der Aus⸗ 
wanderung der öffentlichen Bewirtſchaftung 
unterliegen. 

(2) Das Recht zur Mitnahme der beweglichen Habe 
darf nicht mißbräuchlich ausgeübt werden. Es darf 
insbeſondere nicht zur Entblößung produktiver 
Unternehmungen von ihrem Betriebsmaterial füh⸗ 
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riel d'exploitation. Des accaparements excessifs 
en vue du déménagement sont également interdits 


8 3 

1. — Les autorités peuvent exiger que toute 
personne abandonnant, en raison de son option, 
le pays dont elle cesse d’être ressortissant, 
prouve son droit de propriété sur les objets 
qu'elle désire emporter en faisant une déclaration 
solennelle tenant lieu de serment. D’autres 
moyens de preuves peuvent être exigés si la na- 
ture ou la quantité des objets à emporter fait lé- 
gitimement soupçonner qu'ils n’appartiennent 
pas à la personne qui a opté. 

2. — La violation de serment ou d’une décla- 
ration solennelle tenant lieu de serment, est 
punissable dans l’autre État de la même manière 
que si la déclaration ou le serment avait été fait 
devant une de ses autorités. 

3. — Les tribunaux et les ministères publies 
des deux États se prêteront directement mutuelle 
assistance pour la poursuite des délits men- 
tionnés à l’alinéa 2. Le résultat des poursuites 
sera communiqué à l’État qui les a provoquées. 


Article 36 


1. — Les personnes qui ont acquis la natio- 
ualité de l’une des deux Parties contractantes 
par voie d'option et transferent leur domicile 
dans l'État en faveur duquel elles ont opté, sont 
exemptées de toute caution garantissant le paie- 
ment d'impôts futurs à l’État dont elles cessent 
d’être ressortissants, ainsi que de tous droits ou 
taxes imposés aux émigrants. 

2. — De plus, elles sont exemptées de toute 
caution garantissant le paiement du Reichsnot- 
opjer, ainsi que de la danina, dans le cas où 
celle-ci serait introduite en Haute Silésie polo- 
naise. 

3. — L’impöt est futur au sens de l’alinéa 1, 
quand les conditions requises par la loi pour la 
naissance du droit de l’État à l’impöt ne se réali- 
sent qu'après la fin du mois pendant lequel l’émi- 
gration a lieu. 

Article 37 


Les personnes ayant le droit d’opter qui, pen- 
dant le délai prévu pour l’option, perdent, pour 
une raison étrangère à l'option, leur nationalité 
au profit de la nationalité qu'elles auraient pu 
acquérir en optant, bénéficient des mêmes droits 
que ceux que les articles 33 à 36 conférent aux 
personnes qui ont opté. Le délai fixé à l’article 33, 
alinéa 1, court dans ce cas à dater de la perte de 
la nationalité. 


Article 38 
L'organisation pratique de l’émigration et de 
l'immigration des personnes qui ont opté sera 
réglée, s’il y a lieu, par voie d'accord entre les 
deux Gouvernements. 


Article 39 
Les Parties contractantes s'engagent à n’ap- 
porter aucune entrave à l'exercice du droit 
d'option prévu dans la présente Convention, per- 
mettant aux intéressés d'acquérir soit la natio- 
nalité allemande, soit la nationalité polonaise. 


ren; auch übermäßige Aufkäufe im Hinblick auf die 
Auswanderung ſind verboten. 
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(1) Die Behörden dürfen von auswandernden Op- 
tanten zum Beweiſe ihres Eigentums an den auszu⸗ 
führenden Gegenſtänden die Abgabe einer eidesftatt- 
lichen Verſicherung fordern. Es können auch andere 
Beweismittel verlangt werden, wenn wegen der Art 
oder Menge der Gegenſtände begründeter Verdacht 
12 090 daß ſie nicht im Eigentume des Optanten 
ſtehen. 


(2) Die Verletzung der Eidespflicht oder die Ab⸗ 
gabe einer falſchen eidesſtattlichen Verſicherung iſt in 
dem andern Staate ebenſo ſtrafbar, als wenn die 
Eidesleiſtung oder die Verſicherung vor einer inlän— 
diſchen Behörde erfolgt wäre. 

(3) Die Gerichte und Staatsanwaltſchaften der bei⸗ 
den Staaten leiſten ſich bei der Verfolgung der im 
Abſ. 2 bezeichneten Vergehen unmittelbar Rechts⸗ 
hilfe. Von dem Ergebnis des Verfahrens iſt dem 
antragſtellenden Staate Mitteilung zu machen. 


Artikel 36 


(1) Perſonen, die in Ausübung des Optionsrechts 
die Staatsangehörigkeit eines der vertragſchließenden 
Teile erworben haben, und ihren Wohnſitz in den 
Staat verlegen, für den ſie optiert haben, ſind von 
jeder Sicherheitsleiſtung für künftige Steueranſprüche 
des Staates, deſſen Staatsangehörigkeit ſie durch die 
Option verlieren, ſowie von der Erhebung von Steu— 
ern und Abgaben für Auswanderer befreit. 

(2) Sie ſind ferner von jeder Sicherheitsleiſtung 
für das e und für die Danina, falls 
dieſe in Polniſch⸗Oberſchleſien eingeführt werden 
ſollte, befreit. 


(3) Künftige Steueranſprüche im Sinne des Abſ. 1 
ſind Steueranſprüche, die nicht bis zum Ablaufe 
des Monats, in dem die Abwanderung erfolgt, ent⸗ 
ſtanden ſind. 


Artikel 37 

Optionsberechtigte, die innerhalb der Optionsfriſt 
ihre Staatsangehoͤrigkeit aus anderen Gründen als 
durch die Ausübung ihres Optionsrechts zu Gunſten 
der Staatsangehörigkeit verlieren, die ſie durch die 
Option erworben hätten, haben die in den Artikeln 33 
bis 36 den Optanten gegebenen Rechte. Die im Ar⸗ 
tikel 33 Abſ. 1 bezeichnete Friſt beginnt in dieſem 
Falle mit dem Tage des Verluſtes der Staatsange⸗ 
hörigkeit. 


Artikel 38 
Die techniſche Durchführung des Abzugs und Zu⸗ 
zugs der Optanten wird erforderlichenfalls durch Ver⸗ 
einbarung der beiden Regierungen geregelt werden. 


Artikel 39 
Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, die 
Ausübung des in dieſem Abkommen vorgeſehenen 
Optionsrechts, kraft deſſen es den berechtigten Per⸗ 
ſonen freiſteht, die deutſche Reichsangehörigkeit oder 
die polniſche Staatsangehörigkeit zu erwerben oder 
nicht, durch keinerlei Hinderniſſe zu beeinträchtigen. 


Titre IV 
Droit de conserver le domicile 


Article 40 

1. — Les personnes qui, à la date du transfert 
de la souveraineté, sont domiciliées dans la par- 
tie polonaise du territoire plébiscité et ont opté 
pour la nationalité allemande sans changer de 
domicile, ainsi que les ressortissants allemands 
qui ont établi leur domicile dans la partie polo- 
naise du territoire plébiscité entre le 2 janvier 
1908 et le 1” janvier 1922, ont le droit de con- 
server leur domicile en Haute Silesie polonaise 
pendant quinze ans à dater du transfert de la 
Souveraineté. 

2. — Il en est de même des personnes qui, sans 
avoir exercé leur droit d’option en faveur de 
l’Allemagne, ont, pendant le délai d'option, 
acquis d’une autre manière la nationalité alle- 
mande et perdu la nationalité polonaise, tout en 
conservant leur domicile en Haute Silésie polo- 
naise. 

Article 41 

1. — Les Polonais ressortissants allemands 
qui, à la date du transfert de la souveraineté, 
sont domiciliés dans la partie allemande du ter- 
ritoire plébiscité et ont opté pour la nationalité 
polonaise sans transférer leur domicile en Po- 
logne, ont le droit de conserver leur domicile dans 
la partie allemande du territoire plébiscité pen- 
dant quinze ans à dater du transfert de la sou- 
veraineté. 

2. — Il en est de même des personnes qui, sans 
avoir exercé leur droit d'option en faveur de la 
Pologne, ont, pendant le délai d'option, acquis 
d’une autre manière la nationalité polonaise et 
perdu la nationalité allemande, tout en conser- 
vant leur domicile dans la partie allemande du 
territoire plébiscité. 

3. — La disposition de l’alinéa 1 s'applique à 
tous les autres ressortissants polonais qui, à la 
date du transfert de la souveraineté, sont domi- 
ciliés dans la partie allemande du territoire plé- 
biscité et l’ont été au moins depuis le 1° janvier 
1922. 

Article 42 


1. — Le droit du mari de conserver son domicile 
s'étend à son épouse: celui des parents, à leurs 
enfants légitimes mineurs; celui de la mère, à ses 
enfants illégitimes mineurs; celui de leur repré- 
sentant légal, aux orphelins mineurs. 


2. — Dans les cas où le Code civil allemand 
reconnaît à des mineurs la faculté d’établir eux- 
mêmes un domicile, c’est ce domicile qu’ils 
Pourront conserver. 


3. — Ont un droit propre de conserver leur 
domicile: l'épouse, à partir du moment où son 
mariage est dissous, et les enfants, à partir du 
Moment où ils atteignent l’âge de la majorité. 


Gitel IV 
Wohnrecht 


Artikel 40 

(1) Die Perſonen, die zur Zeit des Überganges der 
Staatshoheit ihren Wohnſitz in Polniſch⸗Oberſchleſien 
haben und die für Deutſchland optiert haben, ohne 
ihren Wohnſitz nach dort zu verlegen, ſowie die deut⸗ 
ſchen Reichsangehörigen, die ihren Wohnſitz zwiſchen 
dem 2. Januar 1908 und dem 1. Januar 1922 in 
Polniſch-Oberſchleſien begründet haben, find berech⸗ 
tigt, ihren Wohnſitz in Polniſch-Oberſchleſien während 
eines Zeitraums von 15 Jahren vom Übergange der 
Staatshoheit ab zu behalten. 


(2) Das gleiche gilt für die Perſonen, die ihr 
Recht, für Deutſchland zu optieren, nicht ausgeübt, 
jedoch innerhalb der Optionsfriſt auf andere Weiſe 
die deutſche Reichsangehörigkeit unter Verluſt der 
polniſchen Staatsangehörigkeit erworben und ihren 
Wohnſitz in Polniſch⸗Oberſchleſien behalten haben. 


Artikel 41 
(1) Polen deutſcher Reichsangehörigkeit, die zur 
Zeit des Überganges der Staatshoheit ihren Wohnſitz 
im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets haben 
und die für Polen optiert haben, ohne ihren Wohnſitz 
nach Polen zu verlegen, ſind berechtigt, ihren Wohn⸗ 
fig im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets wäh⸗ 
rend eines Zeitraums von 15 Jahren vom Übergange 

der Staatshoheit ab zu behalten. 


2) Das gleiche gilt für Perſonen, die ihr Recht, 
für Polen zu optieren, nicht ausgeübt, jedoch inner⸗ 
halb der Optionsfriſt auf andere Weiſe die polniſche 
Staatsangehörigkeit unter Verluſt der deutſchen 
Reichsangehörigkeit erworben und ihren Wohnſitz im 
“Haine Teile des Abſtimmungsgebiets behalten 
aben. 

(8) Die Beſtimmung des Ab. 1 bezieht ſich auch 
auf alle anderen polniſchen Staatsangehörigen, die zur 
Zeit des Überganges der Staatshoheit ihren Wohn⸗ 
ſitz im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets 
haben und ſpäteſtens ſeit dem 1. Januar 1922 hatten. 


Artikel 42 

(1) Ehefrauen teilen das Wohnrecht des Ehe⸗ 
mannes, minderjährige En Kinder das Wohn⸗ 
recht der Eltern, minderjährige uneheliche Kinder das 
Wohnrecht der Mutter, minderjährige Waiſen das 
Wohnrecht ihres geſetzlichen Vertreters. 

(2) Inſoweit 7 AR nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs einen eigenen Wohnſtitz 
begründen können, iſt dieſer Wohnſitz für ihr Wohn⸗ 
recht maßgebend. 

(3) Wird die Ehe aufgelöſt, oder werden minder⸗ 
jährige Kinder volljährig, ſo entſteht ein eigenes 
Wohnrecht der Ehefrau oder der Kinder. 


Article 43 
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1. — En ce qui concerne l’exercice de bonne foi 
de la profession ou activité lucrative à laquelle 
elles se livraient lors du transfert de la 
souveraineté, les personnes possédant le droit de 
conserver leur domicile ne seront soumises, sans 
préjudice des dispositions spéciales de la présente 
Convention, qu'aux restrictions légales applicables 
aux étrangers conformément à la législation en 
vigueur dans le territoire plébiscité à la date du 
transfert de la souveraineté. Pour le reste, ces 
personnes seront uniquement soumises aux lois 
auxquelles sont soumis les ressortissants du pays. 
Si la profession ou activité lucrative dépend 
localement d’une entreprise quelconque, le fait 
d’une extension de bonne foi de cette entreprise 
n'empêche pas l'application de la présente dis- 
position. 

2. — Il en est de même dans le cas d’une 
entreprise nouvellement créée, à condition qu'elle 
en remplace une ancienne de la même espèce et 
qu'on puisse admettre que le remplacement est 
conforme aux principes reconnus de loyauté et de 
confiance réciproques. 


82 

Les dispositions du paragraphe 1 sont aussi 
applicables aux personnes possédant le droit de 
conserver leur domicile qui, après le transfert de 
la Souveraineté, reprennent une entreprise de 
leurs parents qui possédaient eux-mêmes le droit 
de conserver leur domicile, ainsi qu’aux personnes 
possédant le droit de conserver leur domicile qui, 


à la date du transfert de la souveraineté, avaient 


déjà commencé à se préparer à une profession 
déterminée. 
83 


Lorsque les personnes possédant le droit de 
conserver leur domicile abandonnent ce domicile 
pour s'établir dans le territoire de l’État dont 
elles sont ressortissants, elles sont soumises aux 
lois relatives à l’émigration applicables aux 
nationaux à la date du transfert de la 
Souveraineté dans le territoire plébiscité, ou 
aux lois publiées ultérieurement, si ces dernières 
leur sont plus favorables, Toutefois, une caution 
garantissant le paiement d'impôts futurs ne 
pourra être exigée de ces personnes que lorsque 
les conditions requises pour la naissance du droit 
de l’État à ces impôts se réalisent au cours du 
trimestre pendant lequel l’émigration a lieu. 


Article 44 

Le droit qu’ont des personnes de conserver leur 
domicile n’exclut pas le droit des Parties con- 
tractantes de leur interdire le séjour dans leur 
territoire pour des raisons de sécurite intérieure 
ou extérieure de l'État, ou pour toute autre raison 
de police et en particulier d'hygiène publique, de 
police des mœurs ou d’assistance publique. 


Article 45 
Le droit de conserver son domicile dans un 
territoire s'éteint par l'abandon du domicile dans 
ce territoire. 


Artikel 43 


8 1 

(1) Vorbehaltlich der beſonderen Beſtimmungen 
dieſes Abkommens unterliegen die Wohnberechtigten 
bei der redlichen Ausübung des Berufs oder der Er- 
werbstätigkeit, denen ſie beim Übergange der Staats⸗ 
hoheit nachgingen, nur den geſetzlichen Beſchränkun⸗ 
gen, die nach den zur Zeit des Überganges der Staats⸗ 
hoheit im Abſtimmungsgebiete geltenden Geſetzen auf 
Ausländer Anwendung finden. Im übrigen ſind ſie 
nur den geſetzlichen Beſtimmungen unterworfen, die 
für die eigenen Staatsangehörigen gelten. Iſt der 
Beruf oder die Erwerbstätigkeit mit einem Betriebe 
verbunden, ſo hindert die redliche Erweiterung des 
Betriebs nicht die Anwendung dieſer Beſtimmung. 


(2) Auf die Errichtung eines neuen ſelbſtändigen 
Betriebs findet die Beſtimmung des Abſ. 1 nur An⸗ 
wendung, wenn der neue Betrieb einen alten der⸗ 
ſelben Art erſetzt, und wenn anzunehmen iſt, daß der 
Erſatz den Grundſätzen von Treu und Glauben mit 
Rückſicht auf die Verkehrsſitte entſpricht. 


82 
Die Beſtimmungen des $ 1 finden auch Anwendung 
auf die Wohnberechtigten, die nach dem Übergange 
der Staatshoheit den Betrieb ihrer wohnberechtigten 
Eltern übernehmen, ſowie auf die Wohnberechtigten, 
die beim Übergange der Staatshoheit die Ausbildung 
zu einem beſtimmten Berufe bereits begonnen hatten. 


83 

Die Wohnberechtigten find bei der Auswanderung 
in den Staat, deſſen Staatsangehörigkeit ſie be⸗ 
ſitzen, nach den beim Übergange der Staatshoheit im 
Abſtimmungsgebiete für Inländer geltenden Ge⸗ 
ſetzen zu behandeln oder, falls dieſe günſtiger ſind, 
nach den ſpäter erlaſſenen Geſetzen. Es kann von 
ihnen jedoch nur eine Sicherheitsleiſtung für künftige 
Steueranſprüche verlangt werden, ſoweit dieſe Steuer 
anſprüche in dem Kalendervierteljahr entſtehen, in 
dem die Auswanderung erfolgt. 


Artikel 44 

Das Wohnrecht ſchließt das Recht der vertrag⸗ 
ſchließenden Teile nicht aus, den Wohnberechtigten 
aus Gründen der inneren oder äußeren Sicherheit 
des Staates oder aus anderen polizeilichen Gründen, 
insbeſondere aus Gründen der Geſundheits⸗, Sitten⸗ 
oder Armenpolizei, den Aufenthalt in ihrem Gebiete 
zu verſagen. 


Artikel 45 
Das Wohnrecht erliſcht, wenn der Wohnberechtigte 
ſeinen Wohnſitz aus dem Gebiete, in dem er wohnbe⸗ 
rechtigt iſt, verlegt. 


Titre V 
Procédure d'option 


Article 46 

1. — Les autorités compétentes pour recevoir 
les déclarations d'option sont appelées dans la 
présente Convention: Bureaux des options. Ces 
autorités sont désignées par l'autorité centrale 
de chacune des Parties contractantes. Les dési- 
gnations doivent être communiquées à l’autre 
Partie. 

2. — Toute déclaration d'option doit être 
remise à un Bureau des options de l’État en 
faveur duquel intervient l'option 

. — Les Bureaux sont compétents ratione loci; 
c’est le domicile de l’optant qui décide, et, à 
défaut de domicile proprement dit, sa résidence. 


4. — Si un Bureau des options incompétent re- 
çoit la déclaration d’option, il doit la transmettre 
sans délai au Bureau compétent. La déclaration 
est dans ce cas censée avoir été remise le jour où 
le premier Bureau l’a reçue. 


Article 47 

1. — La déclaration d'option doit se faire soit 
par écrit, soit par procès-verbal. Les modèles 
figurant aux annexes À et B sont recommandés. 
La signature de la déclaration d’option écrite 
doit être légalisée. 

2. — Il sera accusé réception de la déclaration 
d'option sans délai et par écrit à l'intéressé, alors 
même que le Bureau des options qui l’a reçue se- 
rait incompétent. 


Article 48 

1. — Une personne qui a fait sa déclaration 
d'option peut en demander l’annulation pendant 
deux mois si, au moment où elle a fait sa décla- 
ration, elle ne jouissait pas de toute la liberté 
de sa volonté pour cause de maladie mentale, 
d'ivresse ou de menaces, ou en raison d'une 
pression illicite de la part d’une autorité. 

2. — La demande d'annulation doit être 
adressée au Bureau qui a reçu la déclaration d’op- 
tion. 

Article 49 
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1. — Les deux Gouvernements s’aviseront réci- 
proquement de toutes les déclarations d’option 
reçues par leurs Bureaux des options, deux se- 
maines au plus après leur réception. Les détails 
seront fixés, s’il y a lieu, par voie d'accord spécial 
entre les deux Gouvernements. 

2. — Les déclarations d'option remises aux 
Bureaux allemands seront, en attendant, portées 
à la connaissance du Voivode de Silésie, et celles 
qui auront été remises aux Bureaux polonais se- 


Tont portées à la connaissance du Regierungs- 


präsident à Oppeln. 


Titel V 
Options verfahren 


Artikel 46 
(1) Die Behörden, die zur Entgegennahme der 
Optionserklärungen zuſtändig ſind, heißen in dieſem 
Abkommen Optionsbehörden. Dieſe Behörden wer⸗ 
den von der Zentralbehörde jedes vertragſchließenden 
Teiles beſtimmt und dem anderen Teile mitgeteilt. 


(2) Die Optionserklärung wird bei der Options⸗ 
behörde des Staates abgegeben, deſſen Staatsange⸗ 
hörigkeit durch die Option gewählt werden ſoll. 

(8) Die örtliche Zuſtändigkeit der Optionsbehör⸗ 
den wird durch den Wohnſitz des Optionsberechtigten 
zur Zeit der Abgabe der Optionserklärung beſtimmt; 
in Ermangelung eines Wohnſitzes iſt der Aufenthalts⸗ 
ort maßgebend. 

(4) Wird die Optionserklärung vor einer örtlich 
unzuſtändigen Optionsbehörde abgegeben, ſo iſt ſie 
von dieſer unverzüglich an die örtlich zuſtändige Op⸗ 
tionsbehörde weiterzuleiten. Sie gilt in dieſem Falle 
als an dem Zeitpunkt abgegeben, an dem die erſte 
Optionsbehörde ſie erhalten hat. 

Artikel 47 

(1) Die Optionserklärung iſt in ſchriftlicher Form 
oder zu Protokoll abzugeben. Die in Anlage A 
und B beigefügten Muſter werden empfohlen. Die 
Unterſchrift unter der ſchriftlichen Optionserklärung 
muß amtlich beglaubigt ſein. 

(2) Dem Optanten iſt die Abgabe ſeiner Options⸗ 
erklärung unverzüglich ſchriftlich zu beſtätigen, auch 
wenn die Optionsbehörde, vor der ſie abgegeben wor⸗ 
den iſt, örtlich nicht zuſtändig war. 

Artikel 48 

(1) Der Optant kann die Optionserklärung 
binnen zwei Monaten nach ihrer Abgabe anfechten, 
wenn ſeine freie Willensbeſtimmung bei Abgabe der 
Erklärung durch Geiſteskrankheit, Trunkenheit, Be⸗ 
drohung oder durch unzuläſſigen behördlichen Druck 
beeinträchtigt war. 


(2) Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegen⸗ 
über der Optionsbehörde, bei der die Options⸗ 
erklärung abgegeben worden iſt. 


Artikel 49 
8 1 

(1) Beide Regierungen werden ſich gegenſeitig von 
allen bei ihren Optionsbehörden abgegebenen Op⸗ 
tionserklärungen ſpäteſtens zwei Wochen nach ihrem 
Eingang Mitteilung machen. Das nähere wird er⸗ 
forderlichenfalls durch beſondere Vereinbarung der 
Regierungen geregelt werden. 

(2) Bis dahin werden die bei deutſchen Options⸗ 
behörden abgegebenen Optionserklärungen dem Wo⸗ 
jewoden von Schleſien, die bei polniſchen Options⸗ 
behörden abgegebenen Optionserklärungen dem Re⸗ 
gierungspräſidenten in Oppeln mitgeteilt. 
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3. — Chaque Gouvernement peut, pendant un 
mois à dater de la réception de l’avis, contester 
le droit d’option auprès du Bureau de l’autre 
Etat qui a reçu la déclaration d'option. 


82 

1. — Si les conditions requises pour la validité 
de l’option se trouvent remplies, le Bureau des 
options délivre à l’optant un Acte d'option. Le 
modèle figurant à l'annexe C est recommandé. 
L’Acte d'option doit faire mention des membres 
de la famille auxquels l’option étend ses effets. 
La date de la délivrance de l’Acte d'option doit 
être indiquée sur l’Acte lui-même par le fonction- 
naire qui le remet à l'intéressé. 

2. — L'option déploie ses effets à dater de la 
délivrance de l’Acte d'option. . 


Article 50 
- Seront suspendus pendant la période comprise 
entre la remise de la déclaration d’option et la 
délivrance de l’Acte d'option, les obligations de 
service militaire, les droits politiques, ainsi que 
la capacité d'assumer des fonctions publiques ho- 
norifiques ; toutefois, la suspension des droits po- 
litiques et l'incapacité d'assumer des fonctions 
publiques honorifiques ne datent que du jour où 


_ l'autorité compétente du pays auquel l’optant 


renonce en a avisé celui-ci. 


Article 51 
Toute l’activité des autorités et des bureaux en 
ce qui concerne les options, ainsi que les attesta- 
tions destinées à prouver le droit d'option, sont 
gratuites, sans préjudice toutefois du droit des 
notaires de percevoir des taxes. 


Article 52 


Les parties contractantes ‘donneront à leurs 
fonctionnaires les instructions nécessaires pour 
qu'ils activent autant que possible la procédure 
d'option et notamment l'établissement des pièces 
attestant la nationalité avant et après le trans- 
fert de la souveraineté. 


Article 53 

Dans le cas où la délivrance d’un Acte d'option 
aurait été obtenue par faux, par corruption, par 
violation de serment ou d’une déclaration tenant 
lieu de serment, ou par toute autre manœuvre 
dolosive, l'État en faveur duquel l’option est dé- 
clarée par cet Acte pourra l’annuler. Cette annu- 
lation aura effet rétroactif et devra être notifiée 
officiellement aux intéressés; elle sera portée à 
la connaissance de l’autre Gouvernement. 


Article 54 
Les dispositions du présent titre sont appli- 
cables mutatis mutandis à la renonciation à la 
nationalité polonaise. 


(8) Jede Regierung hat das Recht, während eines 
Monats nach Eingang der Mitteilung Einſpruch 
gegen das Optionsrecht bei der Optionsbehörde, bei 
der die Optionserklärung abgegeben worden iſt, zu 
erheben. 32 


(1) Sind die Vorausſetzungen für eine gültige 
Option erfüllt, ſo händigt die Optionsbehörde dem 
Optanten eine Optionsurkunde aus. Das Muſter in 
der Anlage O wird empfohlen. In der Urkunde ſollen 
auch die Familienmitglieder aufgeführt werden, auf 
die ſich die Wirkung der Option erſtreckt. Der Tag 
der Aushändigung ſoll von dem zuſtellenden Be⸗ 
amten auf der Optionsurkunde vermerkt werden. 


(2) Die Wirkungen der Option treten mit der 
Aushändigung der Optionsurkunde ein. 


Artikel 50 
In der Zeit zwiſchen der Abgabe der Options⸗ 
erklärung und der Aushändigung der Options⸗ 
urkunde ruhen die militäriſche Dienſtpflicht der Op⸗ 
tanten, ihre politiſchen Rechte, ſowie ihre Fähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ehrenämter; das Ruhen 
der politiſchen Rechte und der Fähigkeit zur Beklei⸗ 
dung der Ehrenämter beginnt jedoch erſt zu dem Zeit⸗ 
punkte, an dem die zuſtändige Behörde des Staates, 
deſſen Staatsangehörigkeit durch die Option ver⸗ 
loren wird, den Optanten eine entſprechende Er- 
öffnung zuſtellt. 
Artikel 51 
Die geſamte amtliche und behördliche Tätigkeit im 
Optionsverfahren, ſowie die Ausſtellung von Be⸗ 
ſcheinigungen zum Nachweiſe des Optionsrechts, wird 
unbeſchadet des Rechts der Notare zur Gebühren⸗ 
erhebung unentgeltlich geleiſtet. 


Artikel 52 
Die vertragſchließenden Teile werden die erforder- 
lichen Anweiſungen geben, daß die das Optionsver⸗ 
fahren betreffenden Amtshandlungen, insbeſondere 
auch die Ausſtellung der Beſcheinigungen über die 
Staatsangehörigkeit vor und nach dem Übergange der 
Staatshoheit, nach Möglichkeit beſchleunigt werden. 


Artikel 53 


Iſt die Ausſtellung einer Optionsurkunde durch 
Urkundenfälſchung, Beſtechung, Verletzung der Eides⸗ 
pflicht oder durch argliſtige Täuſchung erſchlichen 
worden, ſo iſt der Staat, zu deſſen Gunſten das Op⸗ 
tionsrecht ausgeübt worden iſt, berechtigt, die Op⸗ 
tionsurkunde für ungültig zu erklären. Die Un⸗ 
gültigkeitserklärung hat rückwirkende Kraft und iſt 
den beteiligten Perſonen zuzuſtellen; ſie iſt der Re⸗ 
gierung des anderen Staates mitzuteilen. 


Artikel 54 
Die Beſtimmungen dieſes Titels finden auf den 
Verzicht auf die polniſche Staatsangehörigkeit ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Titre VI 
Voies de recours 


Article 55 

1. — Pour résoudre les différends relatifs à 
l'interprétation ou à l'exécution des dispositions 
de la présente partie, on créera auprès du 
Tribunal arbitral une Commission de conciliation 
en matière de nationalité. 

2. — Cette Commission sera composée d'un 
délégué de chacun des deux Gouvernements. 


Article 56 
8 1 


Peut en appeler à la Commission de con- 
ciliation en matière de nationalité, toute personne 
qui, en vertu de dispositions de la présente partie, 

1° revendique ou nie la nationalité 
polonaise ou la nationalité allemande, si une 
autorité administrative ou militaire refuse 
de reconnaître ses allégations concernant sa 
nationalité ; 

2° revendique le droit d'option ou le droit 
de conserver son domicile, si l’autorité com- 
pétente refuse de reconnaître l’un de ces 
droits ; 

3° prétend, par suite de mesures prises par 
une autorité, être lésée dans les droits 
résultant de son, option ou de son droit de 
conserver son domicile. Cette disposition 
s'applique également aux personnes qui, 
pendant le délai prévu pour l’option, perdent 
leur nationalité au profit de la nationalité 
qu’elles auraient pu acquérir en optant ; 

4 a demandé l’annulation de sa déclara- 
tion d'option, si le Bureau des options a 
rejet& sa demande. 

5° fait valoir que sa nationalité n’a pas 
encore été déterminée par l’autorit6 com- 
pétente trois mois après que la question de 
nationalité s’est posée devant celle-ci, ou fait 
valoir qu'elle n’a pas reçu son Acte d'option 


trois mois après la remise de sa déclaration 
d'option. 2 


8 2 
. Les personnes qui, conformément aux disposi- 
tions de la présente partie, peuvent faire 
valablement des déclarations pour d’autres per- 
sonnes, peuvent également en appeler en faveur 
de ces personnes à la Commission de conciliation 
en matière de nationalité. 


Article 57 
1. — Sitôt saisie d’une affaire, la Commission 
de conciliation en matière de nationalité en 
informe les deux Agents d'Etat. Elle doit 
S employer à aplanir les difficultés et doit éclaircir 
autant que possible les circonstances de l'affaire. 


Gitel VI 
Rechtsmittel 


Artikel 55 
(1) Zur Beilegung der Streitigkeiten über die 
Auslegung und Ausführung der Beſtimmungen 
dieſes Teils wird bei dem Schiedsgericht eine Schlich⸗ 
tungsſtelle für Staatsangehörigkeitsfragen gebildet. 


(2) Die Schlichtungsſtelle beſteht aus einem Be⸗ 
auftragten jeder der beiden Regierungen. 


Artikel 56 


81 
Die Schlichtungsſtelle kann anrufen, wer auf 
Grund der Beſtimmungen dieſes Teiles: 

1. die deutſche oder die polniſche Staatsangehörig⸗ 
keit in Anſpruch nimmt oder beſtreitet, wenn 
eine Verwaltungsbehörde oder eine Militärbe⸗ 
hörde ſeine Behauptungen über die Staatsange⸗ 
hörigkeit nicht anerkennt; 

2. das Recht zu optieren oder das Wohnrecht in 
Anſpruch nimmt, wenn die zuſtändige Behörde 
dieſe Rechte nicht anerkennt; 


3. durch die Maßnahmen einer Behörde in den 
Rechten verletzt zu ſein behauptet, die ihm als 
Optanten oder Wohnberechtigten zuſtehen. Dies 
gilt auch für Perſonen, die innerhalb der 
Optionsfriſt ihre Staatsangehörigkeit zu⸗ 
gunſten der Staatsangehörigkeit verlieren, die 
Patte Ausübung des Optionsrechtes erworben 

ätten; 

4. ſeine Optionserklärung angefochten hat, wenn 
die Optionsbehörde die Anfechtung zurückge⸗ 
wieſen hat; 

5. geltend macht, daß die Feſtſtellung ſeiner 
Staatsangehörigkeit von der zuſtändigen Be⸗ 
hörde nicht binnen drei Monaten erledigt worden 
iſt, oder daß er drei Monate nach Abgabe der 
Optionserklärung die Optionsurkunde nicht er⸗ 
halten hat. 


82 
Die Perſonen, die gemäß den Beſtimmungen 
dieſes Teiles Erklärungen mit Wirkung für Dritte 
abgeben, ſind ebenfalls berechtigt, zugunſten dieſer 
Dritten die Schlichtungsſtelle anzurufen. 


a Artikel 57 

(1) Sobald die Schlichtungsſtelle angerufen 
worden iſt, teilt ſie dies den beiden Staatsvertretern 
mit. Sie hat auf eine Beilegung der Streitig⸗ 
keiten hinzuwirken und, ſoweit als möglich, den Sach⸗ 
verhalt aufzuklären. 


8* 
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2. — Si l'autorité administrative compétente 
en matière de nationalité n’a pas encore pris 
position, la Commission de conciliation lui 
soumettra l’affaire pour avis, à la demande de 
l’un de ses deux membres. 

3. — Le recours à la Commission de conciliation 
n'empêche pas les autorités compétentes du pays 
de décider sur le fond de l'affaire. 

4. — Les autorités judiciaires et adminis- 
tratives doivent assistance à la Commission de 
conciliation. 

Article 58 

1. — Si la Commission de conciliation en 
matière de nationalité déclare aux intéressés 
qu'elle ne peut aplanir les difficultés, elle sou- 
mettra, à la demande d’un des intéressés, l’affaire 
au Tribunal arbitral. 

2. — Dès qu'un des Agents d'Etat le demande, 
l'affaire doit être soumise au Tribunal arbitral. 

3. — Lorsque l'affaire aura été soumise au 
Tribunal arbitral, l’Agent d’État sera tenu 
d'informer de ce fait l'autorité qui s’oceupe de 
l'affaire. A partir de ce moment, celle-ci devra 
s’abstenir de toute décision relative à la question 
au sujet de laquelle le Tribunal arbitral aura à 


statuer. 
Article 59 


Dans les articles 55 à 58, le mot autorités ne 
comprend ni les tribunaux, ni les tribunaux 
administratifs, ni les autorités administratives 
qui ne reçoivent pas d'ordres par la voie 
hiérarchique. 

Article 60 


Si, au cas prévu à l’article 49, paragraphe 1, 
alinéa 3, Jes deux Gouvernements ne sont pas 
d'accord en ce qui concerne le droit d’option d'une 
personne, le Tribunal arbitral décidera sur la 
demande de l’un des deux Gouvernements. 


Article 61 
Si, au cas prévu à l’article 53, l'intéressé fait 
opposition à l'annulation de son Acte d’option 
trente jours au plus après que l’annulation lui 
a été notifiée, le Tribunal arbitral sera compétent 
pour décider. 


Article 62 


Les demandes en dommages-intérêts basées sur 
la violation de droits reconnus et protégés par des 
dispositions de la présente partie, ne rentrent pas 
dans la compétence du Tribunal arbitral. 


Article 63 


Lorsque la nationalité a été constatée par une 
décision, définitive et produisant ses effets erga 
omnes, d'un tribunal administratif, le Tribunal 
arbitral n’est pas compétent pour statuer sur la 
nationalité, même en cas d’évocation. 


Fe 


(2) Hat die für die Feſtſtellung der Staatsange⸗ 
hörigkeit zuſtändige Behörde zu dem Falle noch nicht 
Stellung genommen, ſo legt die Schlichtungsſtelle ihr 
auf Antrag eines ihrer Mitglieder die Angelegen⸗ 
heit zur Außerung vor. 

(3) Die zuſtändigen Landesbehörden werden 
durch die Anrufung der Schlichtungsſtelle nicht ge⸗ 
hindert, in der Sache ſelbſt zu entſcheiden. 

(4) Die Gerichte und Verwaltungsbehörden haben 
der Schlichtungsſtelle Amtshilfe zu leiſten. 


Artikel 58 
(1) Erklärt die Schlichtungsſtelle den Beteiligten, 
daß ſie die Streitigkeit nicht beilegen kann, ſo legt ſie 
die Angelegenheit auf Antrag eines Beteiligten dem 
Schiedsgerichte vor. 


(2) Die Angelegenheit iſt dem Schiedsgerichte vor: 
zulegen, ſobald ein Staatsvertreter es beantragt. 

(3) Wenn die Angelegenheit dem Schiedsgerichte 
vorgelegt worden iſt, hat der Staatsvertreter dies der 
Behörde mitzuteilen, die mit der Sache befaßt iſt. 
Dieſe hat ſich von der Mitteilung an jeder Entſchei⸗ 
dung über die Frage zu enthalten, über die das 
Schiedsgericht zu entſcheiden hat. 


Artikel 59 
In den Artikeln 55 bis 58 bezieht ſich das Wort 
Behörden weder auf die Gerichte noch auf Verwal⸗ 
tungsgerichte noch auf ſolche Verwaltungsbehörden, 
die keine Weiſungen von einer vorgeſetzten Behörde 


erhalten. 
Artikel 60 
Vermögen ſich im Falle des Artikels 49 8 1 Abſ. 3 
die beiden Regierungen über die Optionsberechtigung 
einer Perſon nicht zu einigen, ſo entſcheidet auf An⸗ 
trag einer der beiden Regierungen das Schiedsgericht. 


Artikel 61 
Wenn im Falle des Artikels 53 die beteiligte Per⸗ 
ſon der Ungültigkeitserklärung ihrer Optionsurkunde 
innerhalb dreißig Tagen nach der Zuſtellung der Un⸗ 
gültigkeitserklärung widerſpricht, iſt das Schiedsgericht 
zuſtändig zur Entſcheidung über den Widerſpruch. 


Artikel 62 
Die Klagen auf Schadenserſatz, die auf die Ver⸗ 
letzung der durch die Beſtimmungen dieſes Teiles ge- 
währten Rechte geſtützt werden, gehören nicht zur 
Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts. 3 


Artikel 63 
Wenn die Staatsangehörigkeit durch das Urteil 
eines Verwaltungsgerichts mit abſoluter Rechtskraft 
feſtgeſtellt worden iſt, kann das Schiedsgericht, auch 
nicht im Wege der Evokation, über dieſe Staatsange⸗ 
hörigkeit entſcheiden. 


Annexe À (Article 47) 


Déclaration d'option 


Conformément à la Convention germano-polo- 
naise relative à la Haute Silésie du 15 mai 1922, 
je déclare opter pour la nationalité........... 
Prénoms et nom: 
Date de naissance: 


CP 33333333 Ze Zu Ze — 


Prénoms et nom des parents: .....:.......... 
Professions" 25 tr 75 
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‚GUmꝛwHPHꝛDHꝛ H 36666663636 


La déclaration d'option étend ses effets aux per- 
sonnes suivantes: 


1. Mon épouse (prénoms et nom, ainsi que 
nom de jeune fille) 


—Pa:ymgOOnᷣ—nw „„ 


2. Les enfants? (prénoms et nom, lieu et 
date de naissance) 


Je présente à l'appui de mon droit 
d'option les documents suivants: acte de 
naissance ; le cas échéant, acte de bap- 
tême ; acte de mariage ; attestations de 
nationalité et de domicile. 


Je demande qu'un Acte d’option me soit délivré. 


‚ꝶUUHi!nxzxxzwwk mm mm 


a 8 
Signture de l’optant : 


(Légalisation). 


1) La déclaration d'option n'étend ses effets à la femme 
que si le mariage n’est pas dissous au moment de la déclara- 
tion d'option. 

) La déclaration d'option n'étend ses effets aux enfants 
mineurs qui atteignent l'âge de dix-huit ans révolus avant 
1 expiration du délai d'option, que s'ils ne contestent pas l'option, 
en ce qui les concerne, avant l'expiration de ce délai. 

3) A défaut de documents, il est permis de donuer le nom 
de témoins ou de faire une déclaration solennelle tenant lien 
de serment. 


nm 


Anlage A 
(Artitel 47) 


Optionserklärung 


Auf Grund des deutſch-polniſchen Abkommens über 
Oberſchleſien vom 15. Mai 1922 optiere ich: 


NCC 
Bor und Zune de eve 
Datum dr h sos ne RE e 
Ort der Geburt BEER 
Vor⸗ und Zuname der Eltern 
Beruf: 


> am Tage des Überganges der Staats- 
oheit: 1 


ess „„ een 


Staatsangehörigkeit am Tage vor dem Übergange 
DEI f ee 


Staatsangehörigkeit am Tage der Optionserklä⸗ 

rung: 

Die Optionserklärung erſtreckt ſich auf folgende 
Perſonen: 


1. Meine Ehefrau) (Vor⸗ und Zuname ſowie 


Dea „ ede sie Sb. 4 se Wein 


r CL ALI Ge Br 
geboren am W RS SEE 
2. folgende Kinder?) (Vor⸗ und Zuname, Ort und 
Datum der Geburt) . 


Zur Begründung meines Optionsrechts lege ich 
folgende Urkunden“) vor: 
(Geburtsſchein, gegebenenfalls Taufſchein, Hei⸗ 
ratsurkunde, Belege für die Staatsangehörig⸗ 
keit, Belege für den Wohnſitz). 


Ich bitte um Aushändigung einer Options⸗ 
urkunde. 


nn 


(Beglaubigung) 


) Die Optionserklärung erfiredt ſich auf die Ehefrau nur, 

wenn die Eve zur Zeit der Abgabe der Optionserklärung noch beſteht. 

Die Optionserklärung erſtreckt ſich auf Kinder, die bis 

zum Tage des Ablaufs der Optionsfriſt das achtzehnte Lebensjahr 

vollendet haben, nur, wenn ſie nicht vor Ablauf dieſer Friſt die 
Option für ihre Perſon widerrufen. 

) In Ermangelung von Urkunden iſt Benennung von Zeugen 

oder Abgabe einer eidesſtattlichen Verſicherung zuläſſig⸗ 


— 


— — 
Annexe B (Article 47) 
Procès-verbal 
Nom et siège de Pautorite 

Registre journalier N°......... 

Par devant le fonctionnaire soussigné, a com- 
paru 
3 (prenoms. et nom 


Nationalité à la date de la déclaration d’option : 
Nationalité à la veille du transfert de la sou- 
VÉCAITIO PO Es en ee eee Deus RENTE 


e 
NOT serres S (cerele, Etat). 
. 5 (prénoms et nom des parents) 
Fille 

Domiche Du ne anse (cercle, Etat). 
Connu personnellement — qui justifie de son 
, menace es et a déclaré : 


« Conformément à la Convention germano- 
. polonaise relative à la Haute Silésie du 15 mai 
1922, je déclare opter pour la nationalité....... 
La déclaration d'option étend ses effets aux 
personnes suivantes : 
1. Mon épouse! (prénoms et nom, ainsi que 
ends jeune , ee 


2. Les enfants? (prénoms et nom, lieu et date 
de naissance) 

Je présente à l’appui de mon droit d'option, les 
documents suivants * : acte de naissance; le cas 
échéant, acte de baptême; acte de mariage ; 
attestations de la nationalité et du domicile. 


nn 


Je demande qu'un Acte d’option me soit 
délivré. » 


ee ee ee 
Signature du fonctionnaire : ...... 5 


1) La déclaration d'option n'étend ses effets à la femme 
que si le mariage n’est pas dissous an moment de la déclara- 
tiou d'option. à 

) La déclaration d'option n’étend ses effets aux enfants 
mineurs qui atteignent l'age de dix-huit ans révolus avant 
l'expiration du délai d'option, que s’ils ne contestent pas l'option, 
en ce qui les concerne, avant, l'expiration de ce délai, 

) A défaut de documents, il est permis de donner le nom 
de témoins on de faire une déclaration solennelle tenant lien 
de serment. 


Anlage B 
(Artikel 47) 
Protokoll 
Name und Sitz der Behörde 


Tgb.⸗Nr.: 
Es erſcheint Herr — Frau (Vor- und Zuname): 


. nnꝛꝑ-nᷓnᷣ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ „„ 


[CE MꝝmVũ . 


Staatsangehörigkeit am Tage der Optionserklä⸗ 
rung: 
Staatsangehörigkeit am Tage vor dem Übergange 
DELL Saher ere Anse 
Beruf: 
geboren amn BEE 
(Kreis, Land) 
Sohn — Tochter des (Vor- und Zunahme der 
Eltern): 


‚ P P 55533 


‚—U— . 7777575753333 


‚B— : 


CR 


Verena ne ne dan), 
der Perſon nach bekannt, — der ſich über ſeine 
Perſon ür ausweiſt — vor 


dem unterzeichneten Beamten und erklärt: 

Auf Grund des deutſch-polniſchen Abkom⸗ 
mens über Oberſchleſien vom 15. Mai 1922 op⸗ 
tiere ich 


1. Meine Ehefrau‘) (Vor- und Zuname ſowie 
Mädchenname): 
geboren am Ne 18 

2. folgende Kinder?) (Vor- und Zuname und Da- 
Hit der Gurt ae 

Zur Begründung meines Optionsrechts lege ich 

folgende Urkunden?) vor: - 
(Geburtsſchein, gegebenenfalls Taufſchein, Hei- 
ratsurkunde, Belege für die Staatsangehörig⸗ 
keit, Belege für den Wohnſitz). 
Ich bitte um Aushändigung einer Options⸗ 
urkunde. 
Or und Daft CR 
Unterſchrift des Beamten. 


) Die Optionserklärung erſtreckt ſich auf die Ehefrau nur, 
wenn die Ehe zur Zeit der Abgabe noch beſteht. 


‚GPI PH * 


) Die Optionserklärung erſtreckt ſich auf ſolche Kinder, die bis 
zum Tage des Ablaufs der Optionsfriſt das achtzehnte Lebensjahr 
vollenden, nur, wenn ſie die Option nicht vor Ablauf dieſer Friſt 
für ihre Perſon widerrufen. 

) In Ermangelung von Urkunden iſt Benennung von Zeugen 
oder Abgabe einer eidesſtattlichen Verſicherung zuläſſig. 
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Annexe C Anlage € 
(Article 49, paragraphe 2) (Artikel 49 § 2) 
N° matricule Regiſternummer 
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Acte d’option 


. Conformément à la Convention germano-polo- 
naise relative à la Haute Silésie du 15 mai 1922. 


Nom. et prénoms: SR AU env 
Date de naissan es 
Bien de naisss ness Re 
Profession:z; : n ee ds 
Domicile Tre Er Vene 
par déclaration écrite remise le. 
F (datei) 
par déclaration consignée par procès - verbal 
VO ——æn auprès de (autorité) ..... 

a opté pour la nationalité ................, 


et a, par cette déclaration, à dater de la 
délivrance du présent Acte, acquis la natio- 


nalité : 
En vertu de la déclaration d’option, ont acquis 
la même nationalité : 


mm mms 


1. Son épouse........ née lo. EEE 
2. Les enfants....... nes le. N 
Cachet de lL'autoritée: Signature et 


position du fonctionnaire : 


Cet Acte a été délivré par moi 


Signature et position du fonctionnaire 
qui a notifié l’Aete d’option : 


G—Ũ rer 


Optionsurkunde 


Auf Grund des deutſch-polniſchen Abkommens 
über Oberſchleſien vom 15. Mai 1922 hat der 


ee due ee cum ec Ka 
Datum der Geburt an 
er enk a Up 
Beruf: 
Wohnſitz: 
durch die am 
hörde) 


eingegangenen Erklärung — zu Protokoll abgegebene 
Erklärung — 


A C Ke 


r ee rte satele so te 


FTC 
optiert und dadurch mit dem Tage der Aushändigung 
ccc ( ne Staats⸗ 


Auf Grund der Optiongerflärung haben die 
gleiche Staatsangehörigkeit erworben: 


Leine hh 
geboren aun TV 
2. folgende Kinderrre 
Geboren nt. wm. a er C 


Stempel der Behörde. 


Unterſchrift und Dienſtſtellung 
des Beamten. 
Dieſe Urkunde iſt 


de TT 
Am 33 RRR 
durch mich ausgehändigt worden. 


Unterſchrift und Dienſtſtellung 
des Zuſtellungsbeamten. 
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Troisième partie 
Protection des Minorités 


Titre premier 


Considérant que la Conférence des Ambassa- 
deurs a décidé, en date du 20 octobre 1921: 

1° que le Traité concernant la protection des 
minorités, etc. conclu le 28 juin 1919 entre les 
Etats-Unis d’Amerique, l’Empire britannique, la 
France, l'Italie, le Japon, d'une part, et la Po- 
logne, d'autre part, est applicable dans la partie 
de la Haute Silésie reconnue comme faisant dé- 
finitivement partie de la Pologne ; 

2° que l’équité ainsi que le maintien de la vie 
économique de la Haute Silésie demandent que le 
Gouvernement allemand soit tenu d'accepter, au 
moins pour la période transitoire de quinze ans 
à dater de l'attribution définitive du territoire, 
des stipulations correspondant aux articles 1, 2, 


7, 8, 9 (alinéas 1 et 2), 10, 11 et 12 du dit 
Traité, pour ce qui concerne la partie de la Haute 
Silésie reconnue comme faisant définitivement 
partie de l'Allemagne; 


3° que les stipulations de l’aecord qui sera 
conclu entre les Gouvernements allemand et po- 
lonais en vue de la mise en pratique des prin- 
cipes ci-dessus énoncés, constituent des obliga- 
tions d'intérêt international pour l'Allemagne et 
pour la Pologne et seront placées sous la garan- 
tie de la Société des Nations de la même façon 
que les stipulations du Traité du 28 juin 1919, 

les deux Parties contractantes ont convenu des 
stipulations suivantes: 


Article 64 


Le Gouvernement allemand accepte pour la 
période transitoire de quinze ans les stipulations 
suivantes applicables dans la partie allemande du 
territoire plébiscité. 


Le Gouvernement polonais se réfère aux stipu- 
lations suivantes du Traité du 28 juin 1919 appli- 
cables de plein droit dans la partie polonaise du 
territoire plébiscité. 


Article 65 
(Article 1 du Traité des minorités du 28 juin 1919) 


L'Allemagne s'engage à ce que les stipulations 
contenues dans les articles 66 à 68 soient recon- 
nues comme lois fondamentales, à ce qu'aucune loi, 
aucun règlement ni aucune action officielle ne 
soient en contradiction ou en opposition avec ces 
stipulations et à ce qu'aucune loi, aucun règlement 
11 aucune action officielle ne prévalent contre 
elles. 


La Pologne s'engage à ce que les stipulations 
contenues dans les articles 66 à 68 soient recon- 
nues comme lois fondamentales, à ce qu'aucune loi, 
aucun règlement ni aucune action officielle ne 
soient en contradiction ou en opposition avec ces 
stipulations et à ce qu'aucune loi, aucun règlement 
ni aucune action officielle ne prévalent contre 
elles. 


Article 66 
(Article 2 du Traité des minorités du 28 juin 1919) 


1. — Le Gouvernement allemand s'engage à 
accorder à tous les habitants pleine et entière 
protection de leur vie et de leur liberté, sans 
distinction de naissance, de nationalité, de 
langage, de race ou de religion. - 

2. — Tous les habitants auront droit au libre 
exereice, tant public que prive, de toute foi, 
religion ou croyance, dont la pratique ne sera pas 
incompatible avec l’ordre public et les bonnes 
mœurs. 


1. — Le Gouvernement polonais s'engage à 
accorder à tous les habitants pleine et entière 
protection de leur vie et de leur liberté, sans 
distinction de naissance, de nationalité, de 
langage, de race ou de religion. 

2. — Tous les habitants de la Pologne auront 
droit au libre exercice, tant public que privé, de 
toute foi, religion ou croyance, dont la pratique 
ne sera pas incompatible avec l’ordre public et les 
bonnes mœurs. 


Article 67 
(Article 7 du Traité des minorités du 28 juin 1919) 


1. — Tous les ressortissants allemands seront 


égaux devant la loi et jouiront des mêmes droits 


civils et politiques sans distinction de race, de 


_ langage ou de religion. 


1. — Tous les ressortissants polonais seront 
égaux devant la loi et jouiront des mêmes droits 


civils et politiques sans distinction de race, de 


langage ou de religion. 
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Teil III 
Schutz der Minderheiten 
Titel 1 


In der Erwägung, daß die Botſchafterkonferenz am 
20. Oktober 1921 entſchieden hat: 

1. daß der am 28. Juni 1919 zwiſchen den Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika, dem Britiſchen 
Reiche, Frankreich, Italien, Japan einerſeits 
und Polen andererſeits geſchloſſene Vertrag über 
den Schutz der Minderheiten uſw. in dem end⸗ 
gültig als Beſtandteil Polens anerkannten Teile 
Oberſchleſiens Anwendung findet; ’ 

2. daß es eine Forderung ſowohl der Billigkeit wie 
der Aufrechterhaltung des wirtſchaftlichen Lebens 
in Oberſchleſien iſt, daß die deutſche Regierung 
gehalten iſt, wenigſtens für die Übergangszeit 
von fünfzehn Jahren nach der endgültigen Zu⸗ 
teilung des Gebiets den Artikeln 1, 2, 7, 


8, 9 (Abſ. 1 und 2), 10, 11, 12 des genannten 
Vertrags entſprechende Beſtimmungen in dem 
endgültig als Beſtandteil Deutſchlands aner- 
kannten Teile Oberſchleſiens anzunehmen; 
3. daß die Beſtimmungen des Abkommens, das zum 
Zwecke der tatſächlichen Durchführung der be- 
zeichneten Grundſätze zwiſchen der deutſchen Re— 
gierung und der polniſchen Regierung zu ſchlie⸗ 
ßen iſt, für Deutſchland und Polen Ver⸗ 
pflichtungen internationalen Intereſſes begrün- 
den und ebenſo unter die Garantie des Völker⸗ 
bundes geſtellt werden ſollen wie die Beſtim— 
mungen des Vertrags vom 28. Juni 1919, 
haben die vertragſchließenden Teile folgende Beftim- 
mungen vereinbart: 


Artikel 64 


Die deutſche Regierung nimmt für die Übergangs⸗ 
zeit von fünfzehn Jahren folgende Beſtimmungen 
an, die im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets 
Anwendung finden ſollen. 


Die polniſche Regierung bezieht ſich auf die fol— 
genden Beſtimmungen des Vertrags vom 28. Juni 
1919, die von Rechts wegen im polniſchen Teile des 
Abſtimmungsgebiets Anwendung finden werden. 


Artikel 65 
(Artikel 1 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919) 


Deutſchland verpflichtet ſich, die in den Artikeln 66 
bis 68 enthaltenen Beſtimmungen als Grundgeſetze 
anzuerkennen, mit der Wirkung, daß kein Gejeß, keine 
Verordnung und keine amtliche Handlung im Gegen- 
ſatz oder Widerſpruch zu ihnen ſtehen, und daß kein 
Geſetz, keine Verordnung und keine amtliche Hand⸗ 
lung gegen ſie Geltung beanſpruchen darf. 


Polen verpflichtet ſich, die in den Artikeln 66 bis 68 
enthaltenen Beſtimmungen als Grundgeſetze anzu⸗ 
erkennen, mit der Wirkung, daß kein Geſetz, keine Ver⸗ 
ordnung und keine amtliche Handlung im Gegenſatz 
oder Widerſpruch zu ihnen ſtehen, und daß kein Geſetz, 
keine Verordnung und keine amtliche Handlung gegen 
ſie Geltung beanſpruchen darf. 


Artikel 66 
(Artikel 2 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919) 


(1) Die deutſche Regierung verpflichtet ſich, allen 
Einwohnern ohne Unterſchied der Geburt, der Staats⸗ 
angehörigkeit, der Sprache, des Volkstums und der 
Religion den umfaſſendſten Schutz ihres Lebens und 
ihrer Freiheit zu gewähren. 

(2) Alle Einwohner ſollen das Recht auf freie 
private und öffentliche Ausübung jeden Bekennt⸗ 
niſſes, jeder Religion oder Weltanſchauung haben, 
deren Betätigung nicht mit der öffentlichen Ordnung 
und den guten Sitten unvereinbar iſt. 


(1) Die polniſche Regierung verpflichtet ſich, allen 
Einwohnern ohne Unterſchied der Geburt, der Staats⸗ 
angehörigkeit, der Sprache, des Volkstums und der 
Religion den umfaſſendſten Schutz ihres Lebens und 
ihrer Freiheit zu gewähren. 

(2) Alle Einwohner Polens ſollen das Recht auf 
freie private und öffentliche Ausübung jeden Bekennt⸗ 
niſſes, jeder Religion oder Weltanſchauung haben, 
deren Betätigung nicht mit der öffentlichen Ordnung 
und den guten Sitten unvereinbar iſt. 


Artikel 67 
(Artikel 7 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919) 


(1) Alle deutſchen Reichsangehörigen find vor 
dem Geſetze gleich und genießen ohne Unterſchied des 
Volkstums, der Sprache oder der Religion die gleichen 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte. 


(1) Alle polniſchen Staatsangehörigen ſind vor 
dem Geſetze gleich und genießen ohne Unterſchied des 
Volkstums, der Sprache oder der Religion die gleichen 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte. 
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2. — La difference de religion, de croyance ou 
de confession ne devra nuire à aucun ressortissant 
allemand en ce qui concerne la jouissance des droits 
civils et politiques, notamment pour l’admission 
aux emplois publics, fonctions et honneurs, ou 
l'exercice des différentes professions et industries. 


3. — Il ne sera édicté aucune restriction contre 
le libre usage par tout ressortissant allemand 
d’une langue quelconque, soit dans les relations 
privées ou de commerce, soit en matière de reli- 
gion, de presse, ou de publication de toute nature, 
soit dans les réunions publiques. 


4. — Nonobstant l'établissement par le Gou- 
vernement allemand d’une langue officielle, des 
facilités appropriées seront données aux ressor- 
tissants allemands de langue autre que l'allemand, 
pour l’usage de leur langue, soit oralement, soit 
par écrit, devant les tribunaux. 
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2, — La différence de religion, de croyance ou 
de confession ne devra nuire à aucun ressortissant 
polonais en ce qui concerne la jouissance de droits 
civils et politiques, notamment pour l’admission 
aux emplois publics, fonctions et honneurs, ou 
l'exercice des différentes professions et industries. 


3. — Il ne sera édicté aucune restriction contre 
le libre usage par tout ressortissant polonais 
d’une langue quelconque, soit dans les relations 
privées ou de commerce, soit en matière de reli- 
gion, de presse, ou de publication de toute nature, 
soit dans les réunions publiques. 


4. — Nonobstant l'établissement par le Gou- 
vernement polonais d'une langue officielle, des 
facilités appropriées seront données aux ressor- 
tissants polonais de langue autre que le polonais, 
pour l'usage de leur langue, soit oralement, soit 
par écrit, devant les tribunaux. 


Article 68 
(Article 8 du Traité des minorités du 28 juin 1919) 


Les ressortissants allemands appartenant à des 
minorités ethniques, de religion ou de langue, 
jouiront du même traitement et des mêmes garan- 
ties en droit et en fait que les autres ressor- 
tissants allemands. Ils auront notamment un droit 
égal à créer, diriger et contrôler à leurs frais des 
institutions charitables, religieuses ou sociales, 
des écoles et autres établissements d'éducation, 
avec le droit d’y faire librement usage de leur 
propre langue et d’y exercer librement leur reli- 
gion. 


Les ressortissants polonais appartenant à des 
minorités ethniques, de religion ou de langue, 
jouiront du même traitement et des mêmes garan- 
ties en droit et en fait que les autres ressor- 
tissants polonais. Ils auront notamment un droit 
égal à créer, diriger et contrôler à leurs frais des 
institutions charitables, religieuses ou sociales, 
des écoles et autres établissements d'éducation, 
avec le droit d’y faire librement usage de leur 
propre langue et d’y exercer librement leur reli- 
gion. 


Article 69 
(Article 9, alinéas 1 et 2, du Traité des minorités du 28 juin 1919) 


1. — En matière d'enseignement publie, le Gou- 
vernement allemand accordera dans les villes et 
districts où réside une proportion considérable de 
ressortissants allemands de langue autre que la 
langue allemande, des facilités appropriées pour 
assurer que dans les écoles primaires l'instruction 
sera donnée dans leur propre langue aux enfants 
de ces ressortissants allemands. Cette stipulation 
n’empöchera pas le Gouvernement allemand de 
rendre obligatoire l'enseignement de la langue 
. allemande dans lesdites écoles. 


2. — Dans les villes et districts où réside une 
proportion considérable de ressortissants alle- 
mands appartenant à des minorités ethniques, de 
religion ou de langue, ces minorités se verront 
assurer une part équitable dans le bénéfice et 
l'affectation des sommes qui pourraient être 
attribuées sur les fonds publics par le budget de 
l'État, les budgets municipaux ou autres, dans un 
but d'éducation, de religion ou de charité. 


1. — En matière d'enseignement public, le Gou- 
vernement polonais accordera dans les villes et 
districts où réside une proportion considérable de 
ressortissants polonais de langue autre que la 
langue polonaise, des facilités appropriées pour 
assurer que dans les écoles primaires l'instruction 
sera donnée dans leur propre langue aux enfants 
de ces ressortissants polonais. Cette stipulation 
n’empöchera pas le Gouvernement polonais de 
rendre obligatoire l’enseignement de la langue 
polonaise dans lesdites écoles. 


2. — Dans les villes et districts où réside une 
proportion considérable de ressortissants polo- 
nais appartenant à des minorités ethniques, de 
religion ou de langue, ces minorités se verront 
assurer une part équitable dans le bénéfice et 
l'affectation des sommes qui pourraient être 
attribuées sur les fonds publics par le budget de 
l'État, les budgets municipaux ou autres, dans un 
but d'éducation, de religion ou de charité. 


Article 70 
(Article 10 du Traité des minorités du 28 juin 1919) 


Des comités scolaires désignés sur place par les 
communautés juives assureront, sous le contrôle 
général de l’État, la répartition de la part pro- 
portionelle des fonds publics assignée aux écoles 


Des comités scolaires désignés sur place par les 
communautés juives de Pologne assureront, sous 
le contrôle général de l’État, la répartition de la 
part proportionnelle des fonds publics assignée 


— 61 


(2) Der Unterſchied der Religion, der Weltan⸗ 
ſchauung oder des Bekenntniſſes ſoll keinem deutſchen 
Reichsangehörigen im Genuſſe der bürgerlichen oder 
ſtaatsbürgerlichen Rechte ſchaden, insbeſondere bei der 
Zulaſſung zu öffentlichen Amtern, Tätigkeiten und 
Ehrenſtellungen oder bei der Ausübung der ver⸗ 
ſchiedenen Berufe und Gewerbe. 

00) Kein deutſcher Reichsangehöriger darf in dem 
freien Gebrauch einer beliebigen Sprache irgendwie 
beſchränkt werden, weder in ſeinen perſönlichen oder 
wirtſchaftlichen Beziehungen, noch auf dem Gebiete 
der Religion, der Preſſe oder bei Veröffentlichungen 
jeder Art, noch endlich in öffentlichen Verſammlungen. 

(4) Unbeſchadet des Rechts der deutſchen Re⸗ 
gierung, eine Staats- und Amtsſprache zu beſtimmen, 
müſſen den fremdſprachigen deutſchen Reichsangehöri⸗ 
gen für den ſchriftlichen oder mündlichen Gebrauch 
ihrer Sprache vor den Gerichten angemeſſene Er- 
leichterungen gewährt werden. 


(2) Der Unterſchied der Religion, der Weltan⸗ 
ſchauung oder des Bekenntniſſes ſoll keinem polniſchen 
Staatsangehörigen im Genuſſe der bürgerlichen oder 
ſtaatsbürgerlichen Rechte ſchaden, insbeſondere bei der 
Zulaſſung zu öffentlichen Amtern, Tätigkeiten und 
Ehrenſtellungen oder bei der Ausübung der ver- 
ſchiedenen Berufe und Gewerbe. 

(3) Kein polniſcher Staatsangehöriger darf in dem 
freien Gebrauch einer beliebigen Sprache irgendwie 
beſchränkt werden, weder in ſeinen perſönlichen oder 
wirtſchaftlichen Beziehungen, noch auf dem Gebiete 
der Religion, der Preſſe oder bei Veröffentlichungen 
jeder Art, noch endlich in öffentlichen Verſammlungen. 

(4) Unbeſchadet des Rechts der polniſchen Re— 
gierung, eine Staats- und Amtsſprache zu beſtimmen, 
müſſen den fremdſprachigen polniſchen Staatsangehöri⸗ 
gen für den ſchriftlichen oder mündlichen Gebrauch 
ihrer Sprache vor den Gerichten angemeſſene Er⸗ 
leichterungen gewährt werden. 


Artikel 68 
(Artikel 8 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919) 


Die deutſchen Reichsangehörigen, die zu einer 
völkiſchen, religiöfen oder ſprachlichen Minderheit ge⸗ 
hören, ſollen die gleiche Behandlung und die gleichen 
rechtlichen und tatſächlichen Sicherheiten genießen wie 
die übrigen deutſchen Reichsangehörigen. Sie ſollen 
insbeſondere ein gleiches Recht haben, auf ihre 
Koſten Wohlfahrts-, religiöſe oder ſoziale Ein⸗ 
richtungen ſowie Schulen und andere Erziehungs⸗ 
anſtalten zu errichten, zu leiten und zu beaufſichtigen 
und in ihnen ihre Sprache frei zu gebrauchen und 
ihre Religion frei auszuüben. 


Die polniſchen Staatsangehörigen, die zu einer 
völkiſchen, religiöſen oder ſprachlichen Minderheit ge⸗ 
hören, ſollen die gleiche Behandlung und die gleichen 
rechtlichen und tatſächlichen Sicherheiten genießen wie 
die übrigen polniſchen Staatsangehörigen. Sie ſollen 
insbeſondere ein gleiches Recht haben, auf ihre 
Koſten Wohlfahrts-, religiöſe oder ſoziale Ein⸗ 
richtungen ſowie Schulen und andere Erziehungs⸗ 
anſtalten zu errichten, zu leiten und zu beaufſichtigen 
und in ihnen ihre Sprache frei zu gebrauchen und 
ihre Religion frei auszuüben. 


Artikel 69 | 
(Artikel 9 Abſ. 1 und 2 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919) 


(1) Auf dem Gebiete des öffentlichen Unterrichts 
ſoll die deutſche Regierung in den Städten und Be⸗ 
zirken, in denen fremdsprachige deutſche Reichs⸗ 
angehörige in beträchtlichem Verhältnis wohnen, an⸗ 
gemeſſene Erleichterungen ſchaffen, um ſicherzuſtellen, 
daß den Kindern dieſer deutſchen Reichsangehörigen 
in den niederen Schulen der Unterricht in ihrer 
eigenen Sprache erteilt wird. Dieſe Beſtimmung 
ſoll nicht ausſchließen, daß die deutſche Regierung 
in dieſen Schulen die deutſche Sprache zum Pflicht- 
ache macht. 

(2) In den Städten und Bezirken, in denen beut- 
ſche Reichsangehörige einer völkiſchen, religiöſen 
oder ſprachlichen Minderheit in beträchtlichem Ver⸗ 
hältnis wohnen, ſoll für dieſe Minderheiten ein ge⸗ 
rechter Anteil an dem Genuſſe und der Verwendung 
der Summen ſichergeſtellt werden, die in ftaatlichen, 
kommunalen oder anderen Haushaltsplänen für 
Zwecke der Erziehung, der Religion oder der Wohl⸗ 
fahrt ausgeworfen werden. 


(1) Auf dem Gebiete des öffentlichen Unterrichts 
jo die polniſche Regierung in den Städten und Be- 
zirken, in denen fremdſprachige polniſche Staats⸗ 
angehörige in beträchtlichem Verhältnis wohnen, an⸗ 
gemeſſene Erleichterungen ſchaffen, um ſicherzuſtellen, 
daß den Kindern dieſer polniſchen Staatsangehörigen 
in den niederen Schulen der Unterricht in ihrer 
eigenen Sprache erteilt wird. Dieſe Beſtimmung 
ſoll nicht ausſchließen, daß die polniſche Regierung 
in dieſen Schulen die polniſche Sprache zum Pflicht⸗ 
fache macht. 

(2) In den Städten und Bezirken, in denen pol⸗ 
niſche Staatsangehörige einer völkiſchen, religiöſen 
oder ſprachlichen Minderheit in beträchtlichem Ver⸗ 
hältnis wohnen, ſoll für dieſe Minderheiten ein ge— 
rechter Anteil an dem Genuſſe und der Verwendung 
der Summen ſichergeſtellt werden, die in ſtaatlichen, 
kommunalen oder anderen Haushaltsplänen für 
Zwecke der Erziehung, der Religion oder der Wohl⸗ 
fahrt ausgeworfen werden. 


Artikel 70 
(Artikel 10 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919) 


Ortliche Schulausſchüſſe, die von den jüdiſchen 
Gemeinden eingeſetzt werden, ſollen unter der all- 
gemeinen Aufſicht des Staates die Verteilung des 
verhältnismäßigen Anteils, der den jüdiſchen Schu⸗ 


Ortliche Schulausſchüſſe, die von den jüdiſchen 
Gemeinden eingeſetzt werden, ſollen unter der all⸗ 
gemeinen Aufſicht des Staates die Verteilung des 
verhältnismäßigen Anteils, der den jüdiſchen Schu⸗ 
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juives en conformité de l'article 69, ainsi que 
l’organisation et la direction de ces écoles. Les 
dispositions de l’article 69 concernant l'emploi des 
langues dans les écoles seront applicables aux 
dites écoles. 


aux écoles juives en conformité de l’article 69, 
ainsi que l’organisation et la direction de ces 
écoles. Les dispositions de l’article 69 concernant 
l'emploi des langues dans les écoles seront appli- 
cables aux dites écoles. 


Article 71 
(Article 11 du Traité des minorités du 28 juin 1919) 


1. — Les Juifs ne seront pas astreints à ac- 
complir des actes quelconques constituant une 
violation de leur Sabbat, et ne devront être 
frappés d'aucune incapacité s’ils refusent de se 
rendre devant les tribunaux ou d'accomplir des 
actes légaux le jour de Sabbat. Toutefois, cette 
disposition ne dispensera pas les Juifs des obli- 
gations imposées à tous les ressortissants alle- 
mands en vue des nécessités du service militaire, 
de la défense nationale ou du maintien de l’ordre 
public. 

2. — L'Allemagne déclare son intention de 
s'abstenir de prescrire ou d'autoriser des élections, 
soit générales, soit locales, qui auraient lieu un 
samedi ; aucune inscription électorale ou autre 
ne devra obligatoirement se faire un samedi. 


1. — Les Juifs ne seront pas astreints à ac- 
complir des actes quelconques constituant une 
violation de leur Sabbat, et ne devront être 
frappés d'aucune incapacité s'ils refusent de se 
rendre devant les tribunaux ou d'accomplir des 
actes légaux le jour de Sabbat. Toutefois, cette 
disposition ne dispensera pas les Juifs des obli- 
gations imposées à tous les ressortissants polo- 
nais en vue des nécessités du service militaire, 
de la défense nationale ou du maintien de l’ordre 
public. 

2. — La Pologne déclare son intention de 
s'abstenir de prescrire ou d'autoriser des élections, 
soit générales, soit locales, qui auraient lieu un 
samedi ; aucune inscription électorale ou autre 
ne devra obligatoirement se faire un samedi. 


Article 72 
(Article 12 du Traité des minorités du 28 juin 1919) 


1. — L’Allemagne agrée que, dans la mesure où 
les stipulations des articles précédents affectent 
des personnes appartenant à des minorités de 
race, de religion ou de langue, ces stipulations 
constituent des obligations d'intérêt international 
et seront placées sous la garantie de la Société des 
Nations. Elles ne pourront être modifiées sans 
l’assentiment de la majorité du Conseil de la 
Société des Nations. 


2, — L'Allemagne agree que tout Membre du 
Conseil de la Société des Nations aura le droit de 
signaler à l'attention du Conseil toute infraction 
ou danger d'infraction à l’une quelconque de ces 
obligations, et que le Conseil pourra procéder de 
telle façon et donner telles instructions qui 
paraîtront appropriées et efficaces dans la cir- 
constance. 


3. — L'Allemagne agrée en outre qu'en cas de 
divergence d'opinion, sur des questions de droit ou 
de fait concernant ces articles, entre le Gouverne- 
ment allemand et une Puissance quelconque, 
Membre du Conseil de la Société des Nations, cette 
divergence sera considérée comme un différend 
ayant un caractère international selon les termes 
de l’article 14 du Pacte de la Société des Nations. 
Le Gouvernement allemand agrée que tout diffe- 
rend de ce genre sera, si l’autre Partie le demande, 
déféré à la Cour permanente de Justice. La déci- 
sion de la Cour permanente sera sans appel et 
aura la même force et valeur qu'une décision 
rendue en vertu de l’article 13 du Pacte. 


1. — La Pologne agrée que, dans la mesure où 
les stipulations des articles précédents affectent 
des personnes appartenant à des minorités de 
race, de religion ou de langue, ces stipulations 
constituent des obligations d'intérêt international 
et seront placées sous la garantie de la Société des 
Nations. Elles ne pourront être modifiées sans 
l’assentiment de la majorité du Conseil de la 
Société des Nations. Les États-Unis d'Amérique, 
l'Empire britannique, la France, l'Italie et le 
Japon s'engagent à ne pas refuser leur assentiment 
à toute modification desdits articles, qui serait 
consentie en due forme par une majorité du 
Conseil de la Société des Nations. 

2, — La Pologne agrée que tout Membre du 
Conseil de la Société des Nations aura le droit de 
signaler à l'attention du Conseil toute infraction 
ou danger d'infraction à l’une quelconque de ces 
obligations, et que le Conseil pourra procéder de 
telle façon et donner telles instructions qui 
paraîtront appropriées et efficaces dans la cir- 
constance. 


3. — La Pologne agrée en outre qu'en cas de 
divergence d’opinion, sur des questions de droit ou 
de fait concernant ces articles, entre le Gouverne- 
ment polonais et l’une quelconque des Principales 
Puissances alliées et associées ou toute autre 
Puissance, Membre du Conseil de la Société des 
Nations, cette divergence sera considérée comme 
un différend ayant un caractère international selon 
les termes. de l’article 14 du Pacte de la Société 
des Nations. Le Gouvernement polonais agrée 
que tout différend de ce genre sera, si l’autre 
Partie le demande, déféré à la Cour permanente de 
Justice. La décision de la Cour permanente sera 
sans appel et aura la même force et valeur qu’une 
décision rendue en vertu de l’article 13 du Pacte. 
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len gemäß Artikel 69 zuſteht, ſowie die Einrichtung 
18 dieſer Schulen ſicherſtellen. Die Be⸗ 
ſtimmungen des Artikel 69 über den Gebrauch der 
Sprache in den Schulen finden auf dieſe Schulen 
Anwendung. 


len gemäß Artikel 69 zuſteht, ſowie die Einrichtung 
und Leitung dieſer Schulen ſicherſtellen. Die Be— 
ſtimmungen des Artikel 69 über den Gebrauch der 
Sprache in den Schulen finden auf dieſe Schulen 
Anwendung. 


b Artikel 71 
(Artikel 11 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919) 


(1) Die Juden dürfen nicht gezwungen werden, 
irgendwelche Handlungen vorzunehmen, die eine 
Verletzung ihres Sabbat in ſich ſchließen, und ſie 
dürfen keine Entrechtung erleiden, wenn fie ſich wei⸗ 
gern, am Sabbat vor den Gerichten zu erſcheinen 
oder Rechtshandlungen vorzunehmen. Dieſe Be- 
ſtimmung befreit jedoch die Juden nicht von den 
Pflichten, die allen deutſchen Reichsangehörigen im 
Hinblick auf die Notwendigkeiten des Heeresdienſtes, 
der nationalen Verteidigung oder der Aufrechterhal⸗ 
tung der öffentlichen Ordnung obliegen. i 

(2) Deutſchland erklärt, daß es nicht beabſichtigt, 
allgemeine oder örtliche Wahlen an einem Sonn⸗ 
abend vorzuſchreiben oder zu geſtatten; es darf keine 
obligatoriſche Einſchreibung in Wählerliſten und 
dergleichen an einem Sonnabend ſtattfinden. 


(1) Die Juden dürfen nicht gezwungen werden, 
irgendwelche Handlungen vorzunehmen, die eine 
Verletzung ihres Sabbat in ſich ſchließen, und ſie 
dürfen keine Entrechtung erleiden, wenn ſie ſich wei— 
gern, am Sabbat vor den Gerichten zu erſcheinen 
oder Rechtshandlungen vorzunehmen. Dieſe Be- 
ſtimmung befreit jedoch die Juden nicht von den 
Pflichten, die allen polniſchen Staatsangehörigen im 
Hinblick auf die Notwendigkeiten des Heeresdienſtes, 
der nationalen Verteidigung oder der Aufrechterhal— 
tung der öffentlichen Ordnung obliegen. 

(2) Polen erklärt, daß es nicht beabſichtigt, 
allgemeine oder örtliche Wahlen an einem Sonn⸗ 
abend vorzuſchreiben oder zu geſtatten; es darf keine 
obligatoriſche Einſchreibung in Wählerliſten und 
dergleichen an einem Sonnabend ſtattſinden. 


Artikel 72 
(Artikel 12 des Minderheitsvertrags vom 28. Juni 1919) 


(1) Deutſchland iſt damit einverſtanden, daß, inſo⸗ 
weit die Beſtimmungen der vorſtehenden Artikel 
Perſonen einer völkiſchen, religiöſen oder ſprach⸗ 
lichen Minderheit betreffen, dieſe Beſtimmungen 
Verpflichtungen von internationalem Intereſſe be⸗ 
gründen und unter die Garantie des Völkerbundes 
geſtellt werden. Sie können nur mit Zuſtimmung 
der Mehrheit des Völkerbundrates geändert werden. 


(2) Deutſchland iſt damit einverſtanden, daß jedes 
Mitglied des Völkerbundrates befugt iſt, die Auf⸗ 
merkſamkeit des Rates auf jede Verletzung oder jede 
Gefahr einer Verletzung irgendeiner dieſer Verpflich⸗ 
tungen zu lenken, und daß der Rat befugt iſt, alle 
Maßnahmen zu treffen und alle Weiſungen zu geben, 
die nach Lage des Falles zweckmäßig und wirkſam 
erſcheinen. 

(3) Deutſchland ift ferner damit einverſtanden, daß 
im Falle einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen der 
Deutſchen Regierung und einer jeden Macht, die 
Mitglied des Völkerbundrates iſt, über die recht⸗ 
lichen und tatſächlichen Fragen, die dieſe Artikel be- 
treffen, dieſe Meinungsverſchiedenheit als Streit an- 
zuſehen iſt, der im Sinne des Artikel 14 der Völker⸗ 
bundſatzung internationalen Charakter trägt. Die 
deutſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß 
jeder Streit dieſer Art auf Verlangen des anderen 
Teiles vor den Ständigen Internationalen Gerichts⸗ 
hof gebracht wird. Die Entſcheidung des Ständigen 
Gerichtshofs ſoll endgültig ſein und dieſelbe Kraft 
und Wirkung haben wie eine auf Grund des Ar- 
tikel 13 der Völkerbundſatzung gefällte Entſcheidung. 


(1) Polen iſt damit einverſtanden, daß, inſo⸗ 
weit die Beſtimmungen der vorſtehenden Artikel 
Perſonen einer völkiſchen, religiöſen oder fprad- 
lichen Minderheit betreffen, dieſe Beſtimmungen 
Verpflichtungen von internationalem Intereſſe be⸗ 
gründen und unter die Garantie des Völkerbundes 
geſtellt werden. Sie können nur mit Zuſtimmung 
der Mehrheit des Völkerbundrates geändert werden. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika, das Britiſche 
Reich, Frankreich, Italien und Japan verpflichten 
ſich, keiner Abänderung der bezeichneten Artikel ihre 
Zuſtimmung zu verſagen, wenn ſie von der Mehrheit 
des . formgerecht angenommen wor— 
den iſt. 

(2) Polen iſt damit einverſtanden, daß jedes 
Mitglied des Völkerbundrates befugt iſt, die Auf⸗ 
merkſamkeit des Rates auf jede Verletzung oder jede 
Gefahr einer Verletzung irgendeiner dieſer Verpflich⸗ 
tungen zu lenken, und daß der Rat befugt iſt, alle 
Maßnahmen zu treffen und alle Weiſungen zu geben, 
die nach Lage des Falles zweckmäßig und wirkſam 
erſcheinen. 

(3) Polen iſt ferner damit einverſtanden, daß 
im Falle einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen der 
polniſchen Regierung und einer jeden alliierten und 
aſſoziierten Hauptmacht oder jeder Macht, die 
Mitglied des Völkerbundrates iſt, über die recht⸗ 
lichen und tatſächlichen Fragen, die dieſe Artikel be- 
treffen, dieſe Meinungsverſchiedenheit als Streit an- 
zuſehen iſt, der im Sinne des Artikel 14 der Völker⸗ 
bundſatzung internationalen Charakter trägt. Die 
polniſche Regierung iſt damit einverſtanden, daß 
jeder Streit dieſer Art auf Verlangen des anderen 
Teiles vor den Ständigen Internationalen Gerichts⸗ 
hof gebracht wird. Die Entſcheidung des Ständigen 
Gerichtshofs ſoll endgültig ſein und dieſelbe Kraft 
und Wirkung haben wie eine auf Grund des Ar⸗ 
tikel 13 der Völkerbundſatzung gefällte Entſcheidung. 


Titre II 


Afin de baser la protection des minorités dans 
les deux parties du territoire plébiscité sur le 
principe d’une réciprocité équitable, et afin de 
tenir compte des conditions spéciales résultant 
du régime transitoire, les Parties contractantes 
ont, sans préjudice des dispositions du titre J 
de la présente partie, convenu pour une période 
de quinze ans des stipulations qui suivent. 

Le contenu des articles 65 à 72 se trouve 
répété au présent titre à la seule fin de donner 
une vue d'ensemble. 


Chapitre premier 
Dispositions générales 


- Article 73 
1. — La Pologne et l'Allemagne s’engagent 
à ce que les stipulations contenues dans les 
articles 66, 67 et 68 soient reconnues comme lois 
fondamentales, à ce qu'aucune loi, aucun règle- 
ment, ni aucune action officielle, ne soient en 
contradiction ou en opposition avec ces stipu- 
lations, et à ce qu'aucune loi, aucun règlement et 
aucune action officielle ne prévalent contre elles. 
2. — Les tribunaux et cours de justice, y 
compris les tribunaux administratifs, militaires 
et les tribunaux extraordinaires, sont compétents 
pour examiner si les dispositions législatives ou 
administratives ne sont pas contraires aux stipu- 

lations de la présente partie. 


Article 74 
La question de savoir si une personne appar- 
tient ou non à une minorité de race, de langue ou 
de religion, ne peut faire l’objet d'aucune véri- 
fication ni d'aucune contestation par les autorités. 


Chapitre II 
Droits civils et politiques 


Article 75 

1. — Tous les ressortissants allemands dans 
la partie allemande du territoire plébiseité d’une 
part, et tous les ressortissants polonais dans la 
partie polonaise d’autre part, seront égaux devant 
la loi et jouiront des mêmes droits civils et poli- 
tiques, sans distinction de race, de langage ou 
de religion. 

2. — Les dispositions législatives et admini- 
stratives ne peuvent établir aucun traitement 
différential à l'égard des ressortissants apparte- 
nant à une minorité. De même, elles ne peuvent 
être interprétées ou appliquées d'une manière 
différentielle au préjudice de ces personnes. Il en 
est ainsi notamment en ce qui concerne la four- 
niture de produits soumis au système centralisé 
d'exploitation, tels que denrées alimentaires, char- 


Titel II 


Um den Minderheitsſchutz in beiden Teilen des 
Abſtimmungsgebiets auf die Grundlage einer bil- 
ligen Gegenſeitigkeit zu ſtellen, und um den be- 
ſonderen Verhältniſſen Rechnung zu tragen, die 
ſich aus dem Übergangsregime ergeben, haben die 
vertragſchließenden Teile auf die Dauer von fünf⸗ 
zehn Jahren, unbeſchadet der Beſtimmungen des 
erſten Titels, folgendes vereinbart. 

Der Inhalt der Artikel 65 bis 72 wird in dieſem 
Titel nur wiederholt, um einen Überblick über den 
geſamten Minderheitsſchutz zu geben. 


Kapitel l 
Allgemeine Beftimmungen 


Artikel 73 

(1) Polen und Deutſchland verpflichten ſich, die 
Vorſchriften der Artikel 66, 67, 68 als Grundgeſetze 
anzuerkennen, mit der Wirkung, daß kein Geſetz, 
keine Verordnung und keine amtliche Handlung im 
Gegenſatz oder Widerſpruch zu ihnen ſtehen, und 
daß kein Geſetz, keine Verordnung und keine amt⸗ 
liche Handlung gegen ſie Geltung beanſpruchen darf. 


(2) Die Gerichte aller Art, einſchließlich der Ver⸗ 
waltungs⸗, Militär- und außerordentlichen Gerichte 
haben das Recht, die Geſetze und Anordnungen 
darauf zu prüfen, inwieweit ſie mit den Vorſchriften 
dieſes Teiles in Einklang ſind. 


Artikel 74 
Die Zugehörigkeit zu einer völkiſchen, ſprachlichen 
oder religiöſen Minderheit darf von den Behörden 
weder nachgeprüft noch beſtritten werden. 


Kapitel ll 
Bürgerliche und ſtaatsbürgerliche Rechte 


Artikel 75 
(1) Im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets 
ſind die deutſchen Staatsangehörigen, im polniſchen 
Teile die polniſchen Staatsangehörigen vor dem Ge- 
ſetze gleich und genießen ohne Unterſchied des Volks⸗ 
tums, der Sprache oder der Religion die gleichen 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte. 


(2) Geſetze oder Anordnungen dürfen keine unter⸗ 
ſchiedliche Behandlung der einer Minderheit ange⸗ 
hörenden Staatsangehörigen vorſehen. Auch dürfen 
ſie nicht zu Ungunſten dieſer Perſonen ungleich 
ausgelegt oder angewandt werden. Dies gilt ins⸗ 
beſondere für die Belieferung mit öffentlich bewirt⸗ 
ſchafteten Gegenſtänden, wie Nahrungsmitteln, 
Kohle, Brennſtoffen, Zeitungspapier uſw., für die 
Zuteilung von Transport- und Verkehrsmitteln, 


bon, combustible, papier à journaux, etc., en ce 
qui concerne la répartition des moyens de trans- 
ports, l'attribution de locaux à des particuliers, 
des sociétés ou des associations, les autorisations 
officielles relatives à la mutation de la propriété 
et de la possession immobilières, les mesures ayant 


trait à la répartition du sol, etc. 


3. — Les ressortissants appartenant à des 
minorités jouiront, de la part des autorités et 
des fonctionnaires, du même traitement et des 
mêmes garanties en fait que les autres ressor- 
tissants ; les autorités et les fonctionnaires ne 


pourront notamment traiter avec mépris ni 


omettre de protéger contre des actes punissables 
les ressortissants appartenant à des minorités. 


Article 76 


Les ressortissants appartenant à des minorités 
ne devront pas être désavantagés dans l'exercice 
de leur droit de vote, notamment en cas de refe- 
rendum, et de leurs droits de suffrage et d’eligi- 
bilité pour toutes les élections aux assemblées 
représentatives de l’État et des autres personnes 
juridiques du droit public, ainsi que pour les 
élections aux corps représentatifs sociaux. La 
connaissance ou la pratique de la langue officielle 
ne pourra pas, en particulier, être exigée des dits 
ressortissants à cet égard, sans préjudice toutefois 
des dispositions concernant la langue officielle et 
la langue des débats. 


Article 77 
Tous les ressortissants seront traités sur un 
pied d'égalité en ce qui concerne l’admission aux 
emplois publics, fonctions et honneurs, y compris 
les grades de l’armée, ainsi qu'aux établissements 
publics, et en ce qui concerne l’octroi de diplômes, 
distinctions, etc. 


Article 78 
1. — Les ressortissants appartenant à des mi- 
norités jouiront des mêmes droits que les autres 
ressortissants en ce qui concerne le droit d’asso- 
ciation ou de réunion, et la création de fondations. 


2. — Le fait que des associations se consacrent 
aux intérêts de minorités en ce qui concerne leur 
langue, leur culture, leur religion, leur caractère 
ethnique ou leurs relations sociales, ne peut con- 
stituer une raison pour interdire ces associations, 
pour entraver leur action ou les empêcher d’ac- 
quérir la capacité juridique. 


Article 79 

J. — En se conformant aux lois générales, les 
ressortissants appartenant à une minorité ont te 
droit de faire paraître des publications et im- 
primés de toute espèce dans leur propre langue, 
ainsi que de les faire venir de l'étranger et de 
les répandre. 

2. — Dans la mesure où les journaux ou pério- 
diques sont tenus d'insérer des communications 
officielles, ils auront le droit d’exiger qu'une tra- 
duction dans la langue du journal ou du pério- 
dique leur soit fournie en vue de l'insertion, et 


für die Zuweiſung von Räumen an Einzelperjonen, 
Vereine oder Körperſchaften, für die Erteilung 
amtlicher Genehmigungen beim Wechſel von Eigen- 
tum und Beſitz an Grundſtücken, für Siedlungs⸗ 
maßnahmen uſw. 


(3) Die zu einer Minderheit gehörenden Staats⸗ 
angehörigen dürfen von Behörden und Beamten 
nicht unterſchiedlich behandelt werden, ſie ſollen 
dieſelben tatſächlichen Sicherheiten genießen wie die 
übrigen Staatsangehörigen. Insbeſondere dürfen 
Behörden und Beamte ſie nicht verächtlich machen 
und nicht unterlaſſen einzuſchreiten, wenn es zu ihrem 
Schutze gegen ſtrafbare Handlungen notwendig iſt. 


Artikel 76 

Die Staatsangehörigen, die einer Minderheit an⸗ 
gehören, dürfen bei der Ausübung des Stimmrechts, 
insbeſondere beim Volksentſcheid oder Volksbegehren, 
und des aktiven und paſſiven Wahlrechts bei allen 
Wahlen zu den Vertretungsverſammlungen des Staa⸗ 
tes und der . Korporationen ſowie 
bei den Wahlen zu ſozialen Vertretungskörpern nicht 
benachteiligt werden. Insbeſondere darf hierbei, un⸗ 
beſchadet der Vorſchriften über die Amts- und Ver⸗ 
handlungsſprache, die Kenntnis oder die Beherrſchung 
der Staatsſprache von dieſen Staatsangehörigen nicht 
verlangt werden. 


À Artikel 77 
Alle Staatsangehörigen find bei der Zulaſſung zu 
öffentlichen Amtern, Tätigkeiten und Ehrenſtellungen, 
einſchließlich der militäriſchen Chargen ſowie bei der 
Zulaſſung zu den öffentlichen Anſtalten und bei der 
Erteilung von Qualifikationen, Diplomen, Auszeich⸗ 
nungen uſw. gleichmäßig zu behandeln. 


Artikel 78 

(1) Die einer Minderheit angehörenden Staats⸗ 
angehörigen genießen auf dem Gebiete des Vereins⸗ 
und Verſammlungsrechts ſowie bei der Errichtung 
von Stiftungen dieſelben Rechte wie die übrigen 
Staatsangehörigen. 

(2) Die Tatſache, daß Vereine die Intereſſen der 
Minderheiten in ſprachlicher, kultureller, religiöſer, 
nationaler oder geſellſchaftlicher Hinſicht pflegen, darf 
keinen Grund zum Verbote dieſer Vereine, zur Be⸗ 
FH ihrer Tätigkeit oder zur Verſagung der 

echtsfähigkeit bilden. 


Artikel 79 


(1) Die einer Minderheit angehörenden Staats⸗ 
angehörigen ſind berechtigt, innerhalb der Schranken 
der allgemeinen Geſetze Preſſeerzeugniſſe und Ver⸗ 
öffentlichungen jeder in ihrer Sprache heraus⸗ 
zugeben, ſie aus dem Auslande zu beziehen und zu 
verbreiten. 


(2) Soweit en und Zeitſchriften verpflichtet 
Im amtliche Bekanntmachungen aufzunehmen, dür⸗ 
en ſie verlangen, daß ihnen eine Überſetzung der Be⸗ 
kanntmachungen in der Sprache, in der die Druck⸗ 
ſchrift erſcheint, zur Veröffentlichung geliefert und die 


66 


que le prix courant pour l'insertion leur soit 
payé. S'il s'agit d’une insertion en deux langues, 
il ne pourra être exigé de paiement que pour 
l'insertion dans la langue officielle. La publication 
de jugements et les rectifications demandées en 
vertu d’une décision judiciaire, ne sont pas con- 
sidérées comme communications officielles. 


Article 80 

Les ressortissants appartenant à des minorités 
seront traités sur le même pied que les autres res- 
sortissants en ce qui concerne l'exercice des pro- 
fessions agricoles, commerciales ou industrielles, 
ou de toute autre profession. Ils ne seront soumis 
qu'aux dispositions en vigueur appliquées aux 
autres ressortissants. 


Article 81 


1. — Les ressortissants appartenant à des 
minorités ont le droit de créer, diriger et admi- 
nistrer à leurs frais des institutions charitables, 
religieuses, culturelles ou sociales. Sans préjudice 
du contrôle de l’État, les institutions existantes 
pourront continuer à exercer leur activité sans 
entraves. Elles conserveront leurs biens et tous 
leurs droits acquis, conformément aux stipula- 
tions de l’article 4. 

2. — Les institutions pourront faire venir du 
territoire de l’autre Partie contractante les ecclé- 
siastiques, précepteurs, médecins, sœurs de charité, 
diaconesses, gardes-malades et autre personnel 
de ce genre, nécessaires pour l'exercice de leur 
propre activité, quelle que soit, la nationalité de 
ces personnes. Cette stipulation ne porte toute- 
fois en rien atteinte aux dispositions relatives à 
l'entrée, au séjour et à la sortie d'étrangers. Les 
diplômes et titres professionnels des personnes en 
question, valables dans le territoire: de l’autre 
Partie contractante, seront également reconnus 
comme valables pour l'exercice de leur profession 
dans les limites de l’activité des institutions qui 
les auront fait venir: 

3. — L’importation des objets nécessaires, tels 
que livres, ouvrages d’edification, instruments de 
médecine et de chirurgie, médicaments, etc..., est 
autorisée, pourvu que des interdictions générales 
appliquées à tous les ressortissants de l’État ne 
s'y opposent pas. Cette stipulation ne porte en 
rien atteinte aux dispositions douanières. 


Article 82 


S’appliquent aux personnes qui ont le droit de 
conserver leur domicile dans une des deux parties 
du territoire plébiscité: 

l’article 76, pour autant qu'il s'agit d’assem- 
blées représentatives d'églises ou de corps repré- 
sentatifs sociaux; 

l’article 77, pour autant qu'il ne s’agit pas de 
admission aux fonctions et emplois publics, 
y compris les fonctions honorifiques et les grades 
de l’armée; 

l’article 78, alinéa 1, pour autant qu'il ne 
s’agit pas d'associations politiques; E 

l’articles 78, alinéa 2; l’article 79; l’article 81. 


übliche Einrückungsgebühr gezahlt wird. Handelt es 
ſich um eine Veröffentlichung in beiden Sprachen, ſo 
kann die Einrückungsgebühr nur für die Veröffent⸗ 
lichung in der Amtsſprache verlangt werden. Unter 
amtlichen Bekanntmachungen find nicht die Veröffent⸗ 
lichungen von gerichtlichen Urteilen und von Berich— 
tigungen zu verſtehen, die auf Grund eines gericht— 
lichen Erkenntniſſes verlangt werden. 


Artikel 80 


Die einer Minderheit angehörenden Staats- 
angehörigen dürfen in der Ausübung der Landwirt⸗ 
ſchaft, des Handels und Gewerbes ſowie aller anderen 
Berufe gegenüber den anderen Staatsangehörigen 
nicht unterſchiedlich behandelt werden. Sie unter- 
liegen nur den Beſtimmungen, die für alle anderen 
Staatsangehörigen gelten und die auf alle anderen 
Staatsangehörigen angewandt werden. 


Artikel 81 


(1) Die einer Minderheit angehörenden Staats- 
angehörigen ſind berechtigt, auf ihre Koſten Wohl⸗ 
fahrts⸗, religiöſe, kulturelle oder ſoziale Einrichtungen 
zu errichten, zu leiten und zu beaufſichtigen. Die 
vorhandenen Einrichtungen dürfen ihre Tätigkeit, 
unbeſchadet der Staatsaufſicht, ungehindert fortſetzen; 
ſie behalten ihr Vermögen und alle ihre erworbenen 
RL nach Maßgabe der Beſtimmungen des Ar- 
tikel 4. 

(2) Die Einrichtungen dürfen die für den eigenen 
Betrieb erforderlichen Seelſorger, Erzieher, Arzte, 
Schweſtern, Diakoniſſen, Krankenwärter und Per⸗ 
ſonen ähnlicher Art, ohne Rückſicht auf deren Staats⸗ 
angehörigkeit, aus dem Gebiete des anderen vertrag- 
ſchließenden Teils kommen laſſen. Die für Aus⸗ 
länder beſtehenden Vorſchriften über Einreiſe, Auf⸗ 
enthalt und Ausreiſe werden hiervon nicht berührt. 
Die im Gebiete des anderen vertragſchließenden Teils 
gültigen Qualifikationen werden bei dieſen Perſonen 
auch als gültig anerkannt für die Ausübung ihres 
Berufs im Rahmen des Betriebs der Einrichtungen, 
von denen ſie berufen worden ſind. 


(3) Die Einfuhr der erforderlichen Gegenſtände, 
wie Bücher, Erbauungsſchriften, ärztliche Inſtru⸗ 
mente, Arzneimittel uſw., iſt geſtattet, ſoweit der Ein— 
fuhr nicht allgemeine, allen Staatsangehörigen ge— 
genüber angewandte Verbote entgegenſtehen. Die 
AE Zollvorſchriften werden hierdurch nicht 
berührt. 


Artikel 82 
Auf die Wohnberechtigten in beiden Teilen des 
Abſtimmungsgebiets finden Anwendung: 


Artikel 76, ſoweit es ſich um Vertretungsverſamm⸗ 
lungen der Religionsgeſellſchaften und um ſoziale 
Vertretungskörper handelt; 

Artikel 77, ſoweit es ſich nicht um die Zulaſſung 
zu öffentlichen Amtern einſchließlich der Ehren- 
ämter und militäriſchen Chargen handelt; 

Artikel 78 Abſ. 1, ſoweit es ſich nicht um politiſche 
Vereine handelt; 


Artikel 78 Abſ. 2; Artikel 79; Artikel 81. 


Article 83 
Les Parties contractantes s'engagent à accor- 
der à tous les habitants du territoire plebiseite 
pleine et entière protection de leur vie et de leur 
liberté, sans distinction de naissance, de natio- 
nalité, de langage, de race ou de religion. 


Chapitre Il 
Religion 
Article 84 
8 1 


Les rapports de l’État avec les cultes seront 


réglés par la loi après avoir entendu les représen- 
tants compétents de ces cultes, conformément aux 
principes énoncés dans le présent chapitre. 


82 
On entend par cultes au sens du present cha- 
pitre, toutes les religions organisées. 


Article 85 
Tous les habitants du territoire plébiscité 
auront droit au libre exercice, tant publie que 
privé, de toute foi, religion ou croyance, dont la 
pratique ne sera pas incompatible avec l’ordre 
public et les bonnes mœurs. 3 


Article 86 


1. — Les cultes, les paroisses et les commu- 
nautés israélites, ainsi que les ordres et congré- 
gations, auront le droit d'administrer leurs 
affaires et de diriger et surveiller leurs institutions 
en toute liberté, sous réserve des lois promul- 
guées pour maintenir l’ordre public et les bonnes 
mœurs. 

2. — Ils seront libres de se servir de la langue 
de leur choix pour toutes leurs affaires d’admini- 
stration intérieure. Les confréries et sociétés 
religieuses le seront également. 


Article 87 
8 1 


Dans les limites des lois générales et sans pré- 
judice des droits de tiers, ou de droits résultant 
d’accords entre l’État et le Saint-Siège, les cultes, 
les paroisses et les communautés israélites, ainsi 
que les ordres et congrégations, pourront nommer 
en toute liberté leurs ecclésiastiques, fonction- 
naires, assistants, sœurs de charité, diaconesses 
et autre personnel auxiliaire. 


82 
Ils pourront, pour autant qu’ils appartiennent 
à une minorité de religion, faire venir à cet effet, 
de l'étranger des personnes mentionnées au para- 
graphe 1, qui n'auront pas besoin de changer de 
nationalité et dont les diplômes et titres profes- 
sionnels seront reconnus. 


Artikel 83 
Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, allen 
Einwohnern des Abſtimmungsgebiets ohne Unter⸗ 
ſchied der Geburt, der Staatsangehörigkeit, der 
Sprache, des Volkstums oder der Religion den um⸗ 
faſſendſten Schutz ihres Lebens und ihrer Freiheit 
zu gewährleiſten. 


Kapitel Ill 
Religion 
Artikel 847) 


Das Verhältnis des Staates zu den Religions⸗ 
geſellſchaften wird im geſetzlichen Wege nach An⸗ 
hörung ihrer zuſtändigen Vertretungen unter Be⸗ 
obachtung der Grundſätze dieſes Kapitels geregelt. 


Artikel 85 


Alle Einwohner des Abſtimmungsgebiets ſollen 
das Recht auf freie, private und öffentliche Ausübung 
jedes Bekenntniſſes, jeder Religion oder Welt⸗ 
anſchauung haben, deren Betätigung nicht mit der 


öffentlichen Ordnung und den guten Sitten unver- 


einbar iſt. 
Artikel 86 

(1) Die Religionsgeſellſchaften, die Kirchen⸗ und 
Kultusgemeinden ſowie die geiſtlichen Geſellſchaften 
verwalten, leiten und beaufſichtigen ihre Einrichtun⸗ 
gen und Angelegenheiten in voller Freiheit innerhalb 
der Schranken der Geſetze, die zur Wahrung der 
öffentlichen Ordnung und der guten Sitten erlaſſen 
werden. 

(2) Sie ſollen in dem freien Gebrauch der Sprache, 
deren ſie ſich bei der Verwaltung ihrer kirchlichen An⸗ 
gelegenheiten und in ihrem Vereinsleben bedienen 
wollen, nicht gehindert werden. 


Artikel 87 
8 1 


Im Rahmen der allgemeinen Geſetze und un⸗ 
beſchadet der Rechte Dritter ſowie der Rechte, die in 
den Vereinbarungen zwiſchen dem Staate und dem 
Heiligen Stuhle begründet find, berufen die Reli⸗ 
gionsgeſellſchaften, die Kirchen⸗ und Kultusgemein⸗ 
den ſowie die geiſtlichen Geſellſchaften ihre Geiſt⸗ 


lichen, Beamten, Gemeindehelfer, Schweſtern, 
Diakoniſſen und ähnliche Hilfskräfte ſelbſtändig. 
$ 2 


Soweit fie zu einer religiöfen Minderheit gehören, 
ift es ihnen geftattet, die im $1 bezeichneten Per⸗ 
ſonen aus dem Auslande zu berufen. Die zu Be⸗ 
rufenden brauchen ihre Staatsangehörigkeit nicht zu 
wechſeln; ihre Qualifikationen werden vom Staate 
anerkannt. 


”) Der franzöͤſiſche Text beſteht aus einem Paragraph ! und 2. 
Da in dem Paragraphen 1 das Wort »Religionsgefellichaften« mit 
dem Worte »cultes« wiedergegeben ift, wird im Paragraphen 2 das 
Wort »cultes« dahin erläutert, daß es alle organiſierten Religionen 
umfaßt. À 
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$ 3 

1. — Les cultes, les paroisses et les commu- 
nautés israélites, ainsi que les ordres et congré- 
gations qui comprennent des membres d’une 
minorité de race ou de langue, seront libres de 
faire donner à ces membres le service divin, le 
soin des âmes et l’instruction religieuse dans leur 
langue. 

2. — Dans les cas où des personnes appartenant 
à une minorité de race ou de langue forment la 
majorité dans une paroisse ou une communauté 
israélite, les dispositions du paragraphe 2 sont 
applicables. 

Article 88 


Les cultes, les paroisses et les communautés 
israélites, ainsi que les ordres et congrégations, 
pourront entretenir, même au delà du territoire 
de l’État, des relations de caractère purement 
ecclésiastique, dans le but de coopérer en ce qui 
concerne la confession de foi, la doctrine, le culte 
et la charité, et ils pourront recevoir à ces fins 
des dons de leurs coreligionnaires à l'étranger. 


Article 89 


1. — Les fidèles de tous les cultes jouiront des 
jours de fêtes légales qui leur étaient reconnus 
avant le transfert de la souveraineté. Ces jours 
de fêtes ne pourront être supprimés ou changés 
qu'avec l’assentiment des représentants compé- 
tents des religions en question. 


2.— En ce qui concerne le Sabbat, la question 
est réglée par l’article 71. 


Article 90 


Les ecclésiastiques et le personnel des cultes, 
des paroisses et des communautés israélites, ainsi 
que des ordres et congrégations, pourront exercer 
librement leurs fonctions, quelle que soit leur 
origine ou leur langue. 


Article 91 


Les cultes, les paroisses et les communautés 
israélites appartenant à une minorité de religion, 
auront droit à une part équitable des sommes 
affectées à des buts religieux ou spirituels dans 
les budgets de l’État, les budgets municipaux ou 
autres budgets publics, compte tenu des besoins 
des ressortissants appartenant aux minorités de 
religion. 


Article 92 
Les Parties contractantes s'engagent à per- 
mettre aux paroisses et aux communautés israé- 
lites de prendre copie des rôles d'impôts de l’État 
qui pourront servir de base pour la répartition 
des taxes d’églises dans les dites paroisses ou 
communautés. 
Article 93 


l 
1. — Tous les cultes, paroisses, communautés 
israélites, ordres et congrégations, existants et 
reconnus dans le territoire plébiscité, conti- 
nueront à y être reconnus. 


2. — Ils devront, en tenant compte du change- 
ment de souveraineté, se conformer en ce qui 
concerne leur organisation, aux lois promulguées 
pour maintenir l’ordre public et les bonnes mœurs, 
ainsi qu'aux dispositions du présent chapitre. 


S 3 

(1) Die Religionsgeſellſchaften, die Kirchen- und 
Kultusgemeinden ſowie die geiſtlichen Geſellſchaften, 
deren Mitglieder einer nationalen und ſprachlichen 
Minderheit angehören, dürfen nicht gehindert wer⸗ 
den, im Gottesdienſt, in der Seelſorge und im fird- 
lichen Unterricht dieſe Mitglieder in deren Sprache 
bedienen zu laſſen. 

(2) Bilden die zu einer nationalen oder ſprach⸗ 
lichen Minderheit gehörenden Mitglieder in einer 
Kirchen⸗ oder Kultusgemeinde die Mehrheit, ſo 
finden die Vorſchriften des §S 2 Anwendung. 


Artikel 88 

Den Religionsgeſellſchaften, den Kirchen⸗ und 
Kultusgemeinden ſowie den geiſtlichen Geſellſchaften 
ſteht es frei, auch über die Staatsgrenzen hinaus rein 
kirchliche Beziehungen zum Zwecke gemeinſamen 
Handelns auf dem Gebiete des Vekenntniſſes, der 
Lehre, des Kultus und der Liebestätigkeit zu unter⸗ 
halten und dabei Gaben ihrer Glaubensgenoſſen im 
Auslande anzunehmen. 


Artikel 89 

(1) Den Angehörigen aller Religionsgeſellſchaften 
werden die geſetzlichen Feiertage, die beim Übergang 
der Staatshoheit anerkannt waren, gewährleiſtet. 
Dieſe Feiertage können nur mit Zuſtimmung der 
Vertreter der einzelnen Religionsgeſellſchaften auf- 
gehoben-oder verlegt werden. 

(2) Die Berückſichtigung des Sabbat iſt im Ar⸗ 
tikel 71 geregelt. 


Artikel 90 
Die Geiſtlichen und das Perſonal der Religions- 
geſellſchaften, der Kirchen- und Kultusgemeinden jo- 
wie der geiſtlichen Geſellſchaften werden ohne Unter⸗ 
ſchied ihrer Herkunft oder ihrer Sprache in der freien 
Ausübung ihrer Tätigkeit nicht behindert werden. 


ATatTer 91 


Die Religionsgeſellſchaften, die Kirchen- und Kul⸗ 
tusgemeinden, die zu einer religiöſen Minderheit ge— 
hören, erhalten von den in Staats-, Kommunal- oder 
anderen öffentlichen Haushaltsplänen für religiöſe 
oder geiſtliche Zwecke ausgeworfenen Summen einen 
gerechten Anteil; dabei ſind die Bedürfniſſe der der 
religiöſen Minderheit angehörenden Staatsange— 
hörigen zugrunde zu legen. 

Artikel 92 

Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, den 
Kirchen- und Kultusgemeinden zu geſtatten, Ab⸗ 
ſchriften aus den ſtaatlichen Steuerliſten zu nehmen, 
die als Grundlage für ihr kirchliches Umlageweſen 
dienen können. 


Artikel 93 

(1) Alle im Abſtimmungsgebiet bereits vorhan⸗ 
denen und anerkannten Religionsgeſellſchaften, 
Kirchen- und Kultusgemeinden ſowie geiſtlichen Ge— 
ſellſchaften werden auch ferner als anerkannte be— 
handelt. 

(2) Sie ſind verpflichtet, ihre Organiſation mit 
Rückſicht auf den Wechſel der Staatshoheit den Ge— 
ſetzen, die zur Wahrung der öffentlichen Ordnung 
und der guten Sitten erlaſſen werden, und den Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Kapitels anzupaſſen. 


3. — Pour cette adaptation, il leur est accordé 
une periode transitoire s'étendant jusqu'au 
1” juillet 1923. Cette stipulation ne s'applique 
Pas à l'accord intervenu ou à intervenir entre 
l'État polonais et le Saint-Siège. Elle ne s’ap- 
plique pas non plus aux dispositions de 
l'article 95. 

Article 94 

1. — Les ecclésiastiques, fonctionnaires d’églises, 
Sœurs de charité et diaconesses actuellement en 
fonctions, pourront conserver leurs fonctions, 
qu'ils exerceront sans entraves. 

2. — En vue de développer les bons sentiments 
mutuels, les Parties contractantes s’emploieront 
auprès des autorités ecclésiastiques pour qu'un 
échange de curés catholiques ait lieu entre les 
deux parties du territoire plébiscité, en confor- 
mité avec les prescriptions du droit canonique. 


Article 95 

Les paroisses et les communautés israélites, 
ainsi que leurs ecclésiastiques, fonctionnaires et 
Pensionnés, pourront régler librement leurs rap- 
Ports économiques avec les institutions ecclé- 
siastiques de prévoyance (caisses, etc.) dont ils 
relèvent à la date du transfert de la souveraineté, 
et les prolonger tant que subsistera l’impossi- 
bilité d’y substituer des institutions pouvant les 
remplacer complètement. Il en est de même des 
Survivants des personnes ci-dessus visées. 


Article 96 
8 1 

Les établissements, fondations et autres insti- 
tutions à but religieux ou charitable, qui étendent 
leur activité aux deux parties du territoire plébis- 
cité, pourront continuer à le faire jusqu’à ce que 
des institutions particulières pour chaque partie 
aient pu être organisées. 


82 

Dans les cas oü des paroisses ou des commu- 
nautés israélites sont divisées par la ligne fron- 
tière entre les deux parties du territoire plébis- 
cité, les intéressés pourront prendre les mesures 
appropriées pour participer à l’entretien des biens 
Meubles et immobiliers desdites paroisses ou 
Communautés. 


Chapitre IV 


Enseignement 
Premiére Section 
Enseignement privé 


Article 97 

Rentrent dans la notion d'enseignement privé 
au sens du présent chapitre : l’enseignement des 
écoles privées et établissements privés d’édu- 
cation, qu’ils tiennent lieu d’écoles publiques ou 
qu’ils n’en tiennent pas lieu, comme c'est le cas 
pour les universités populaires, d'écoles de 
musique, etc., ainsi que l’enseignement privé 
donné en dehors de l’école ou à domicile. 


(3) Für dieſe Anpaſſung wird ihnen eine Über— 
gangszeit bis zum 1. Juli 1923 gewährt. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung berührt weder die zwiſchen dem polniſchen 
Staate und dem Heiligen Stuhle getroffene oder 
noch zu treffende Vereinbarung, noch die Beftim- 
mung des Artikel 95. 


Artikel 94 

(1) Die im Amte befindlichen Geiſtlichen, Kirchen⸗ 
beamten, Schweſtern und Diakoniſſen können ihre 
Amter behalten und dürfen in der kirchlichen Tätig⸗ 
keit, die ſie ausüben, nicht behindert werden. 

(2) Die vertragſchließenden Teile werden bei den 
kirchlichen Stellen dahin wirken, daß zum Zwecke 
der Befriedung des Landes ein Austauſch katho⸗ 
liſcher Pfarrer zwiſchen den beiden Teilen des Ab— 
ſtimmungsgebiets entſprechend den Vorſchriften des 
kanoniſchen Rechtes ſtattfindet. 


Artikel 95 

Die Kirchen- und Kultusgemeinden, ihre Geift- 
lichen und Beamten, ihre Ruhegehaltsempfänger und 
Hinterbliebenen können ihre wirtſchaftlichen Be⸗ 
ziehungen zu den bisherigen kirchlichen Verſorgungs⸗ 
einrichtungen (Kaſſen u. dgl. Anſtalten), zu denen ſie 
beim Übergang der Staatshoheit gehören, ſelbſtändig 
regeln und fortführen, ſolange die Unmöglichkeit der 
Schaffung eines vollwertigen Erſatzes beſteht. 


Artikel 96 


: $ 1 
Kirchliche und charitative Anftalten, Stiftungen 
und ſonſtige Einrichtungen, die beiden Teilen des 
Abſtimmungsgebiets dienen, dürfen dieſen Wir⸗ 
kungskreis behalten, bis es möglich geworden iſt, für 
lichte der beiden Teile geſonderte Fürſorge einzu⸗ 
richten. 


8 2 

In Kirchen⸗ und Kultusgemeinden, die durch die 
neue Grenze zwiſchen den beiden Teilen des Abſtim⸗ 
mungsgebiets durchſchnitten werden, dürfen die Be⸗ 
teiligten die geeigneten Maßnahmen treffen, um an 
der Unterhaltung der beweglichen und unbeweglichen 
un dieſer Kirchen- und Kultusgemeinden teilgu- 
nehmen. 


Kapitel IV 


Unterricht 
Abſchnitt I 
Privatunterricht 
Artikel 97 
Unter den Begriff des Privatunterricht? im Sinne 
dieſes Kapitels fallen die Privatſchulen und Privat⸗ 
erziehungsanſtalten, ohne Rückſicht darauf, ob ſie 
öffentliche Schulen erſetzen oder nicht, wie Volkshoch⸗ 
ſchulkurſe, Muſikſchulen uſw., ſowie der nicht ſchul⸗ 
mäßige oder häusliche Privatunterricht. 


A 


* 


Article 98 - 


1. — Les ressortissants appartenant à des mi- 
norités pourront créer, diriger, surveiller et entre- 
tenir à leurs propres frais, des écoles privées ou 
des établissements privés d'éducation, ainsi que 
donner l’enseignement privé, pourvu que les con- 
ditions requises pour la sécurité des enfants 
soient remplies et pourvu que les instituteurs ou 
précepteurs se trouvent dans les conditions 16- 
gales de capacité, soient domiciliés dans le terri- 
toire de l’État où l’enseignement se donne et 
n’abusent pas de leur profession pour se livrer à 
ane activité hostile à l’État. Dans les cas où une 
autorisation est requise, elle sera accordée si les 
conditions spécifiées ci-dessus sont remplies. 

2. — L'enseignement privé hors de l’école, 
donné par des instituteurs ou des précepteurs 
présentant toutes garanties de moralité, ou par 
les parents, est autorisé. 

3. — Le fait que l’enseignement privé visé aux 
alinéas 1 et 2, répond ou non à un besoin, ne 
pourra notamment entrer en ligne de compte. 


Article 99 


1. La langue officielle ne peut être imposée 
comme langue véhiculaire dans les écoles privées 
d’une minorité de langue ni dans l’enseignement 
privé. : 

2. — La langue officielle ne peut être imposée 
comme matière d'enseignement qu'aux écoles pri- 
vées tenant lieu d’écoles publiques de la même 
catégorie. 

Article 100 

1. — Sera considérée comme dûment qualifiée 
pour donner l’enseignement dans une école privée, 
toute personne qui aura prouvé par un diplôme 


officiel qu'elle possède la capacité d’instituteur 


public dans l’un des deux États. Pour donner l’en- 
seignement privé hors de l’école, ou pour enseigner 
à l’école des matières ne faisant pas partie des 
programmes réguliers, il suffit d'une attestation 
de la capacité de donner un tel enseignement, dé- 
livrée par une autorité compétente de l’un des 
deux États. 


2. — Les autres dispositions relatives à l’ad- 
mission des étrangers aux fonctions d’institu- 
teurs dans les écoles privées, devront être appli- 
quées de telle manière que les écoles privées d’une 
minorité puissent recruter leur corps enseignant 
entre autres à l'étranger. 


Article 101 

La fréquentation d'écoles privées ou d’étab- 
lissements privés d'éducation en Haute Silésie po- 
lonaise ne peut être interdite aux ressortissants 
allemands domiciliés en Haute Silésie polonaise. 
De même, la fréquentation d'écoles privées ou 
d'établissements privés d'éducation dans la partie 
allemande du territoire plébiscité ne peut être 
interdite aux ressortissants polonais domiciliés 
dans la partie allemande du territoire plébiscité. 


Article 102 
Le droit accordé à une minorité de surveiller 
les écoles privées ne porte en rien atteinte au 
droit de surveillance des autorités de l’État. 


Artikel 98 

(1) Die Errichtung, Leitung, Beaufſichtigung und 
Unterhaltung von Privatſchulen und Privat⸗ 
erziehungsanſtalten auf eigene Koſten ſowie die Er- 
teilung von Privatunterricht iſt den Staatsangehöri⸗ 
gen, die zu einer Minderheit gehören, zu geſtatten 
oder, ſoweit eine Genehmigung vorgeſchrieben iſt, zu 
genehmigen, wenn die für die Sicherheit der Kinder 
vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllt ſind, und wenn 
die Lehrer oder Erzieher die für ihre Lehrbefugnis 
vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllen, in dem 
Staatsgebiete, in dem der Unterricht ſtattfindet, 
wohnen und ihren Beruf nicht zu ſtaatsfeindlicher Be- 
tätigung mißbrauchen. 

(2) Nichtſchulmäßiger Privatunterricht durch Haus⸗ 
lehrer oder Erzieher, deren Lebenswandel moraliſch 
einwandfrei iſt, oder durch die Eltern iſt zu ge— 
ſtatten. 


(3) Die Frage, ob für den im Abſ. 1 und 2 be⸗ 
zeichneten Privatunterricht ein Bedürfnis vorliegt 
oder nicht, kommt nicht in Betracht. 


Artikel 99 


(1) Für die Privatſchulen und den Privatunter⸗ 
richt einer ſprachlichen Minderheit darf die Staats⸗ 
ſprache als Unterrichtsſprache nicht gefordert werden. 


(2) Als Unterrichtsfach darf die Staatsſprache nur 
für Privatſchulen angeordnet werden, die als Erſatz 
für gleichartige öffentliche Schulen dienen ſollen. 


Artikel 100 

(1) Als wiſſenſchaftlich befähigt zur Erteilung von 
ſchulmäßigem Privatunterricht gilt jede Perſon, die 
durch die amtlichen Prüfungszeugniſſe eines der bei- 
den Staaten die Befähigung zur Anſtellung als 
öffentlicher Lehrer nachweiſen kann. Für den nicht⸗ 
ſchulmäßigen Privatunterricht oder für den ſchul⸗ 
mäßigen Privatunterricht in Fächern, die nicht zu 
den regelmäßigen Lehrplänen gehören, genügt die 
Beſcheinigung der zuſtändigen Behörde eines der bei- 
den Staaten, daß dieſe Perſon die Befähigung zur 
Erteilung von Privatunterricht hat. 

(2) Die übrigen Beſtimmungen über die Zu⸗ 
laſſung von Ausländern zum Unterricht an Privat⸗ 
ſchulen werden jo gehandhabt werden, daß die Privat⸗ 
ſchulen der Minderheiten ihren Bedarf an Lehrkräften 
auch aus dem Auslande decken können. 


Artikel 101 
Der Beſuch von Privatſchulen oder von Privat⸗ 
erziehungsanſtalten im deutſchen Teile des Abſtim⸗ 
mungsgebiets darf den dort wohnenden polniſchen 
Staatsangehörigen, der Beſuch von Privatſchulen 
oder von Privaterziehungsanſtalten im polniſchen 
Teile darf den dort wohnenden deutſchen Staats⸗ 

angehörigen nicht verboten werden. 


Artikel 102 
Durch das den Minderheiten zugeſtandene Recht, 
Privatſchulen zu beauffihtigen, wird das Auſſichts⸗ 
recht der jtaatlihen Behörden nicht berührt. 


Article 103 

1. — Les enfants appartenant à une minorité 
et recevant, notamment à domicile ou dans une 
école privée, un enseignement privé suffisant, ne 
sont pas tenus de fréquenter les écoles publiques. 

2. — Les autorités scolaires de l'État sont 
compétentes pour décider si l’enseignement privé 
en question est ou non suffisant pour tenir lieu 
d'enseignement public. 


Article 104 
Les dispositions spéciales relatives à l’ensei- 
gnement professionnel ou complémentaire privé se 
trouvent à l’article 115; celles relatives à l’ensei- 
&nement privé moyen et supérieur, aux ar- 
ticles 128 à 130. 


Deuxième Section 
Enseignement primaire public 
Article 105 
8 1 

Sont considérées comme écoles primaires au sens 
„U présent chapitre, les écoles, à l'exclusion des 
®coles complémentaires, que les enfants doivent 

equenter si l’enseignement prescrit ne leur est 
pas donné d'une autre manière. 


82 
u sera pourvu aux besoins des minorités en 
43 d’enseignement primaire public, au moyen 
es institutions scolaires suivantes : 


a) écoles primaires employant Ja langue de la 
minorité comme langue véhiculaire, dites 
écoles minoritaires; 
classes primaires employant la langue de la 
minorité comme langue véhiculaire, insti- 
tuées auprès des écoles primaires de langue 
officielle, dites classes minoritaires: 
€} cours minoritaires comprenant: 
l° l'enseignement de la langue de la minorité 
(cours minoritaires de langue): 
2° l'instruction religieuse dans langue de 
la minorité(cours minoritaires de religion). 


b) 


Article 106 
8 1 


1. — 11 sera créé une école minoritaire, sur la 
demande d’un ressortissant, appuyée par les per- 
sonnes légalement responsables de l'éducation 
dau moins quarante enfants d'une minorité de 
langue, à condition que ces enfants soient 
ressortissants de l’État, appartiennent à une 
même communauté scolaire (Schulverband — 
zwigzek szkolny), aient Vage où l’enseignement 
est obligatoire, et soient destinés à fréquenter 
ladite école. 

2. — Si quarante de ces enfants au moins 
Appartiennent à la même confession ou religion, 
Sera, créé sur demande une école minoritaire du 
Caractère confessionnel ou religieux demandé. 
NEA Hans le cas où la création d’une école 
special ire n'est pas expédiente pour des raisons 

es, il sera formé des classes minoritaires. 
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Artikel 103 

(1) Kinder einer Minderheit, für deren Bildung 
durch privaten, insbeſondere auch ſchulmäßigen oder 
häuslichen Unterricht ausreichend geſorgt iſt, ſind 
zum Beſuche öffentlicher Schulen nicht verpflichtet. 

(2) Ob der häusliche oder private Unterricht als 
genügender Erſatz für öffentlichen Unterricht anzu⸗ 
ſehen iſt, entſcheidet die Schulbehörde. 


Artikel 104 
Die beſonderen Verhältniſſe des privaten Fach— 
und Fortbildungsunterrichts werden in Artikel 115, 
die des privaten mittleren und höheren Unterrichts 
in den Artikeln 128 bis 130 geregelt. 


A bſchnitt Il 
Öffentlicher Volksſchulunterricht 
Artikel 105 
8 1 
Als Volksſchulen im Sinne dieſes Kapitels gelten 
unter Ausſchluß von Fortbildungsſchulen die 
Schulen, die ein Kind beſuchen muß, wenn nicht an⸗ 
derweit für ſeine vorgeſchriebene Bildung geſorgt 
wird. 


8 2 
Für die Bedürfniſſe der Minderheiten auf dem 
Gebiete des öffentlichen Volksſchulunterrichts iſt 
durch die folgenden Minderheitsſchuleinrichtungen zu 
ſorgen: 
a) Volksſchulen mit der Minderheitsſprache als 
Unterrichtsſprache (Minderheitsſchulen), 


b) Volksſchulklaſſen mit der Minderheitsſprache 
als Unterrichtsſprache, die an Volksſchulen mit 
der Staatsſprache eingerichtet werden (Minber- 
heitsklaſſen), 5 

c) Minderheitsunterricht, und zwar 
1. Leſe⸗ und Schreibunterricht in der Minder⸗ 

heitsſprache (Minderheitsſprachunterricht), 
2. Religionsunterricht in der Minderheits⸗ 
ſprache (Minderheitsreligionsunterricht). 


Artikel 106 


8 1 

(1) Eine Minderheitsſchule iſt einzurichten auf 
den Antrag eines Staatsangehörigen, der von den 
Erziehungsberechtigten von wenigſtens vierzig ſtaats⸗ 
angehörigen Kindern einer ſprachlichen Minderheit 
unterſtützt wird, wenn dieſe Kinder im ſchulpflich⸗ 
tigen Alter ſtehen, zum Beſuche der Volksſchule be⸗ 
rem ſind und zu demſelben Schulverbande ge⸗ 
hören. 


(2) Gehören wenigſtens vierzig dieſer Kinder der⸗ 
ſelben Konfeſſion oder Religion an, ſo iſt für ſie auf 
Antrag eine Minderheitsſchule mit entſprechendem 
konfeſſionellen oder religiöſen Charakter einzurichten. 

(3) Wo die Errichtung einer Minderheitsſchule 
nach Lage des Falles nicht angebracht iſt, ſind wenig⸗ 
ſtens Minderheitsklaſſen zu errichten. 
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82 
Il devra être donné satisfaction aux demandes 
mentionnées aux alinéas 1 et 2 du paragraphe 1, 
dans le plus bref délai possible et au plus tard 
au début de l’année scolaire qui suivra la demande, 
à condition que celle-ci ait été présentée neuf mois 
au moins avant le début de l’année scolaire. 


Article 107 

1. — Sur la demande d’un ressortissant, 
appuyée par les personnes légalement respon- 
sables de l'éducation d’au moins dix-huit élèves 
d’une école primaire qui sont ressortissants de 
l'État et appartiennent à une minorité de langue, 
des cours minoritaires de langue seront institués 
aussitôt que possible pour ces élèves. 

2. — Dans les mêmes conditions, si douze au 
moins de ces élèves appartiennent à la même 
confession ou religion, des cours minoritaires de 
religion seront institués ‘sur demande pour ces 


élèves. 
Article 108 
8 1 
1. — Les institutions scolaires de minorité ne 


pourront être supprimées que si le nombre de 
leurs élèves est, pendant trois années scolaires 
consécutives, inférieur au nombre prévu pour leur 
création. 

2. — Toutefois, la suppression pourra être 
ordonnée à l’expiration d’une année scolaire, si 
pendant toute cette année le nombre des élèves a 
été inférieur à la moitié du nombre prévu. 


8 2 
En cas de suppression d'une institution scolaire 
de minorité, la minorité pourra maintenir 
l'institution en question à titre privé. Lorsque 
les circonstances le permettent, le local et le 
matériel scolaire qui lui servaient peuvent être 
laissés à sa disposition. 


Article 109 
8 1 


L’entretien des institutions scolaires de 
minorité aura lieu conformément aux mêmes 
principes que l'entretien des autres écoles 
primaires publiques. I] appartient à l'autorité 
compétente de l’État de veiller à ce qu'il soi 
pourvu à cet entretien. 


8 2 

1. — L'entretien des écoles primaires publiques 
incombe aux communes (éventuellement aux 
Gutsbezirke—obszary dworskie), avec partiei- 
pation de l’État. Il se peut que plusieurs com- 
munes soient groupées en Gesamtschulverbände— 
zbiorowe zwiqzki szkolne, en vue de l'entretien 
des écoles. La participation de l’État consiste soit 
à accorder des allocations ou des subventions, soit 
à prendre directement à sa charge une partie de 
l’entretien des écoles. 

2. — Les traitements du personnel enseignant 
des institutions scolaires de minorité, ainsi que 
les frais de remplacement, sont à la charge des 
mêmes organisations que ceux du personnel des 
autres écoles primaires publiques. 


8 2 
Dem im Abſ. 1 und 2 des $ 1 bezeichneten Antrage 
ift ſobald als möglich, ſpäteſtens jedoch, wenn er 
mindeſtens neun Monate vor Beginn des Schul⸗ 
jahres geſtellt worden iſt, zu dem auf den Antrag 
folgenden Beginn des Schuljahres zu entſprechen. 


Artikel 107 
(1) Auf den Antrag eines Staatsangehörigen, der 
von den Erziehungsberechtigten von mindeſtens 
achtzehn zu einer ſprachlichen Minderheit gehörenden, 
ſtaatsangehörigen Schülern einer Volksſchule unter⸗ 
ſtützt wird, iſt dieſen Schülern alsbald Minderheits⸗ 
ſprachunterricht zu erteilen. { 


. (2) Gehören wenigſtens zwölf dieſer Schüler der- 
ſelben Konfeſſion oder Religion an, ſo haben ſie auf 
Antrag Minderheitsreligionsunterricht zu erhalten. 


Artikel 108 


8 1 

(1) Die Minderheitsſchuleinrichtungen dürfen erſt 
wieder aufgehoben werden, wenn ihre Schülerzahl in 
drei aufeinanderfolgenden Schuljahren hinter den 
5 he Begründung maßgebenden Zahlen zurüd- 

eibt. 

(2) Die Aufhebung kann ſchon nach Ablauf eines 
Schuljahres angeordnet werden, wenn während dieſes 
Schuljahres die Kinderzahl ununterbrochen geringer 
war als die Hälfte der vorgeſehenen Mindeſtzahlen. 


8 2 
Werden die Minderheitsſchuleinrichtungen auf⸗ 
gehoben, ſo ſteht es den Minderheiten frei, ſie als 
Privateinrichtungen fortzuführen. Wo die Verhält⸗ 
niſſe es geſtatten, werden die Räume und die Lebr- 
und Lernmittel den Minderheiten weiter zur Ver⸗ 
fügung geſtellt bleiben. 


Artikel 109 


8 1 
Die Minderheitsſchuleinrichtungen werden nach 
denſelben geſetzlichen Grundſätzen unterhalten wie die 
übrigen öffentlichen Volksſchulen. Die zuſtändigen 
Staatsbehörden haben von Aufſichtswegen für ihre 
Unterhaltung zu ſorgen. 


8 2 

(1) Die Verpflichtung zur Unterhaltung der öffent⸗ 
lichen Volksſchulen liegt den bürgerlichen Gemeinden 
(Gutsbezirken) unter Beteiligung des Staates ob. 
Mehrere Gemeinden (Gutsbezirke) können für die 
Zwecke der Schulunterhaltung zu Geſamtſchulver⸗ 
bänden zuſammengeſchloſſen werden. Der Staat hat 
ſich an den Schullaſten durch Gewährung von Bei⸗ 
trägen oder Zuſchüſſen oder durch unmittelbare Über⸗ 
nahme eines Teiles der Schulunterhaltung zu be⸗ 
teiligen. 

(2) Die Beſoldung der Lehrkräfte an den Minder⸗ 
heitsſchuleinrichtungen, einſchließlich der Koſten für 
notwendige Vertretungen, liegt den allgemein dazu 
Verpflichteten ob. à 


Article 110 
8 


1. — Les écoles minoritaires doivent recevoir 
une part proportionnelle au nombre de leurs 
élèves, sur les fonds affectés par les budgets des 
communautés scolaires à l'entretien ordinaire des 
écoles primaires, abstraction faite des frais 
généraux d'administration et des allocations de 
secours. Quant aux dépenses extraordinaires 
(transformations et extensions de l’organisation 
scolaire, constructions importantes, etc.. ), 
l’autorité compétente de l’État devra veiller à ce 
que les écoles minoritaires ne soient pas désa- 
vantagées dans la répartition des crédits qui y 
sont affectés dans les budgets des communautés 
Scolaires. . 

2. — En cas de différend, les autorités scolaires 
d'État décident quelles dépenses il y a lieu de 
considérer comme frais généraux d’administration. 


8 2 

Dans la répartition des sommes affectées d’une 
manière générale à l’enseignement primaire public 
par l’État ou par des organisations publiques 
autres que les communautés scolaires, les écoles 
minoritaires seront traitées sur le même pied que 
les autres écoles primaires. En ce qui concerne 
les sommes provenant des fonds dont l'emploi est 
laissé à la discrétion ‘de l'administration, les 
écoles minoritaires devront, dans les mêmes con- 
ditions, recevoir les mêmes allocations que les 
autres écoles primaires. 


Article 111 

1. — Pour chaque école minoritaire, ainsi 
que pour les classes minoritaires, une commission 
scolaire sera constituée afin de participer à leur 
administration. Plus de la moitié des membres de 
cette commission seront élus par les personnes 
légalement responsables de l’éduction des élèves 
de l’école ou des classes en question. 

2, — S'il se trouve dans une communauté 
scolaire plusieurs écoles minoritaires appartenant 
à la même confession ou religion, il pourra être 
constitué une commission scolaire commune pour 
toutes ces écoles. 

3. — Si dans une communauté scolaire il 
n'existe que des écoles d’une même minorité, il 
ne sera pas nécessaire de constituer de commission 
scolaire. La délégation de la communauté scolaire 
(dozör szkolny, deputacja szkolna — Schulvor- 
stand, Schuldeputation) sera, dans ce cas, investie 
des attributions de la commission scolaire. 


Article 112 
1. — Les commissions scolaires participeront 
d'une manière équitable à l’administration tant 
intérieure qu’exterieure des écoles minoritaires. 
1 leur appartient particulièrement de veiller à 
l'état des locaux et du matérial scolaire. 


+ — Les commissions scolaires pourront 
prendre part aux décisions relatives à l'emploi des 


sommes attribuées aux institutions scolaires de 
minorité. 


Artikel 110 
8 1 

(1) Von den Mitteln, die von Schulverbänden für 
die laufende Unterhaltung der Volksſchulen, ab⸗ 
geſehen von den allgemeinen Verwaltungskoſten und 
den Unterſtützungsmitteln, zur Verfügung geſtellt 
werden, muß für die Minderheitsſchuleinrichtungen 
ein der Kinderzahl entſprechender Anteil verwendet 
werden. Bei den für außerordentliche Schulbedürf⸗ 
niſſe (Umgeſtaltung und Erweiterung des Schul⸗ 
weſens, größere Bauten uſw.) von den Schulver⸗ 
bänden aufzuwendenden Mitteln iſt von Aufſichts⸗ 
wegen dafür zu ſorgen, daß die Minderheitsſchulein⸗ 
richtungen nicht benachteiligt werden. 


(2) Was als allgemeine Verwaltungskoſten an⸗ 
zuſehen iſt, entſcheidet im Streitfalle die ſtaatliche 
Schulbehörde. 


8 2 

Geldbeträge, die vom Staate oder von anderen, 
nicht zu den Schulverbänden gehörenden öffentlichen 
Korporationen allgemein gewährt werden, ſind für 
Minderheitsſchuleinrichtungen in gleicher Weiſe zu 
verwenden wie für die anderen Volksſchulen. So⸗ 
weit es ſich um Mittel aus Fonds handelt, deren 
Verwendung dem arbiträren Ermeſſen von Ver⸗ 
waltungsſtellen unterliegt, ſind für die Minder⸗ 
heitsſchuleinrichtungen die gleichen Zuſchüſſe zu ge⸗ 
währen, die unter gleichen Vorausſetzungen den an⸗ 
deren Volksſchulen zuteil werden. 


Artikel 111 


(!) Zur Teilnahme an der Schulverwaltung iſt 
für jede Minderheitsſchule oder für die Minderheits⸗ 
klaſſen eine Schulkommiſſion einzurichten. Mehr als 
die Hälfte der Mitglieder dieſer Kommiſſion iſt von 
den Erziehungsberechtigten der Schüler der Minder⸗ 
heitsſchule oder der Minderheitsklaſſen zu wählen. 


(2) Beſtehen in einem Schulverbande mehrere 
Minderheitsſchulen derſelben Konfeſſion oder Re⸗ 
ligion, ſo kann für ſie eine gemeinſame Schulkom⸗ 
miſſion eingerichtet werden. 


(8) Beſtehen in einem Schulverbande nur Schulen 
derſelben Minderheit, ſo kann von der Einrichtung 
einer Schulkommiſſion abgeſehen werden; in dieſem 
Falle übernimmt der Schulvorſtand oder die Schul⸗ 
RE zugleich die Aufgaben der Schulkom⸗ 
miſſion. 


Artikel 112 
(1) Die Schulkommiſſion iſt in angemeſſener 
Weiſe an der inneren und äußeren Verwaltung der 
Minderheitsſchulen zu beteiligen, insbeſondere iſt 
ihr die Pflege des äußeren Zuſtandes der Schule und 
ihrer Einrichtung anzuvertrauen. 
(2) Bei der Verwendung der für Minderheits⸗ 
ſchuleinrichtungen beſtimmten Mittel iſt der Schul⸗ 
kommiſſion eine Mitwirkung einzuräumen. 


3. — Avant de procéder à la nomination d’in- 
stituteurs dans les écoles ou classes minoritaires, 
la commission scolaire devra avoir l’occasion 
d'exprimer ses vœux en ce qui concerne le choix 
des candidats, sans qu'il puisse être de ce fait 
porté atteinte aux prérogatives des autorités sco- 
laires de l'État en matière de nominations. La 
délégation de la communauté scolaire n'a pas voix 
délibérative. Si l’autorité scolaire n’agit pas con- 
formément aux vœux exprimés par la commission 
scolaire, elle devra, en règle générale, commu— 
niquer les motifs de son attitude à la dite com- 
mission, si celle-ci le demande. 


Article 113 
En vue de tenir un nombre suffisant d’institu- 
teurs à la disposition des institutions scolaires de 
minorité de langue, les Parties contractantes 
conviennent de prendre les mesures suivantes : 
1° En principe, ne seront nommés dans une 
école minoritaire que des instituteurs appar- 
tenant à la minorité et en possédant parfai- 
tement la langue. 


II sera ‘établi des cours de langue pour les 
instituteurs nommés ou appelés à être 
nommés dans les écoles minoritaires, qui ne 
possèdent, pas au degré requis la langue de la 
minorité. 

Il sera créé un nombre suffisant d’établisse- 
ments destinés, conformément à la législation 
de l'État intéressé, à l'instruction générale de 
futurs instituteurs, dans lesquels la langue 
véhiculaire de l’enseignement sera la langue 
de la minorité. 

Les diplômes exigés d’un instituteur pour 
être nommé dans une école primaire publique 
de l’un des États contractants, suffiront 
pour qu'il puisse être admis à exercer les 
fonetions d’instituteur de la minorité dans la 
partie du territoire plébiscité appartenant à 
l’autre État. Toutefois, l'acquisition de la 
nationalité peut être exigée. 

Article 114 

1. — Le Gouvernement allemand prendra les 
mesures nécessaires pour créer, dans la partie alle- 
mande du territoire plébiseité, au cours de l’année 
scolaire 1922-23, les institutions scolaires de 
minorité prévues au présent chapitre. 

2. — Le Gouvernement polonais veillera à ce 
que, en Haute Silésie polonaise, l’enseignement 
donné en langue allemande aux élèves allemands 
né soit pas, dans la mesure où des institutions 
scolaires de minorité sont prévues au présent 
chapitre, interrompu, à moins que des difficultés 
de l’administration scolaire ne s’y opposent. 

Troisième Section 

Enseignement professionnel et complémentaire 

Article 115 

Les Parties contractantes ne sont pas tenues 
de créer des écoles professionnelles ou des écoles 
complémentaires pour une minorité. Mais, s’il 
existe des cours privés où les membres d'une mino- 
rité peuvent recevoir un enseignement profes- 
sionnel et complémentaire suffisant, la partici- 
pation à ces cours les dispensera de l'obligation 
de fréquenter, le cas échéant, les écoles publiques 
correspondantes. 
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(3) Vor der Anſtellung der Lehrer ift der Schul⸗ 
kommiſſion, unbeſchadet der den ſtaatlichen Schul⸗ 
behörden zuſtehenden Befugniſſe, ausreichende Ge- 
legenheit zur Außerung von Wünſchen über die 
Perſonen der Anzuſtellenden zu geben. Der Schul⸗ 
vorſtand oder die Schuldeputation hat keine be- 
ſchließende Mitwirkung. Entſpricht die ſtaatliche 
Schulbehörde nicht den Wünſchen der Schulkommiſ— 
ſion, ſo ſoll ſie ihr in der Regel auf Antrag die 
Gründe für ihr Verhalten mitteilen. 


Artikel 113 

Um für die Minderheitsſchuleinrichtungen eine 
genügende Zahl von Lehrern bereitzuſtellen, werden 
die vertragſchließenden Teile folgende Maßregeln 
treffen: 

1. An Minderheitsſchulen werden grundſätzlich 

nur Lehrer angeſtellt, die derſelben Minderheit 

angehören wie die Kinder und welche die 
n der Minderheit vollkommen beherr⸗ 

ſchen. 

Für Lehrer, die an Minderheitsſchulen an⸗ 
geſtellt ſind oder angeſtellt werden ſollen und 
welche die Sprache der Minderheit noch nicht 
im erforderlichen Maße beherrſchen, werden 
Sprachkurſe eingerichtet. 

.Es werden in erforderlicher Anzahl Anſtalten 
mit der Minderheitsſprache als Unterrichts 
ſprache errichtet werden, die nach den in dem 
betreffenden Staate geltenden Beſtimmungen 
der allgemeinen wiſſenſchaftlichen Ausbildung 
künftiger Lehrer dienen. 

Die Befähigung zur Anſtellung als Lehrer an 
einer öffentlichen Volksſchule eines der ver⸗ 
tragſchließenden Staaten genügt zur Anſtellung 
für den Minderheitsunterricht in dem dem an⸗ 
deren Staate gehörenden Teile des Abſtim— 
mungsgebiets. Zur Anſtellung an einer öf⸗ 
fentlichen Volksſchule darf der Erwerb der 
Staatsangehörigkeit gefordert werden. 

Artikel 114 
(1) Die deutſche Regierung wird Vorkehrungen 
treffen, um die Schaffung der Minderheitsſchul⸗ 
einrichtungen im deutſchen Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets im Laufe des Schuljahrs 1922/23 zu er⸗ 
möglichen. : 
(2) Die polniſche Regierung wird dafür jorgen, 
daß im polniſchen Teile des Abſtimmungsgebiets der 

Unterricht der deutſchen Kinder in ihrer Sprache, 

ſoweit für ſie nach den Beſtimmungen dieſes Ka⸗ 

pitels Minderheitsſchuleinrichtungen vorgeſchrieben 
ſind, nicht unterbrochen wird, es ſei denn, daß dies 
aus Gründen der Schulverwaltung nicht möglich iſt. 


Abſchnitt III 
Fach⸗ und Fortbildungsunterricht 
Artikel 115 
Zur Errichtung öffentlicher Fach- oder Fort⸗ 
bildungsſchulen für die Angehörigen einer Minder⸗ 
heit ſind die vertragſchließenden Teile nicht ver⸗ 
pflichtet. Erhalten die Angehörigen der Minderheit 
indeſſen ausreichenden privaten Fach- oder Fort⸗ 
bildungsunterricht, ſo ſind ſie von einer Verpflich⸗ 
te Beſuche entſprechender öffentlicher Schulen 
efreit. 


Quatrième Section 
Enseignement moyen et supérieur 


Article 116 

1. — Considérant que la situation spéciale du 
territoire plébiscité exige qu'on satisfasse d'une 
manière spéciale, pour la période transitoire, aux 
besoins de la minorité de langue en matière d’en- 
seignement moyen et supérieur, les Gouvernements 
des deux Parties contractantes s'engagent à user 
de tous les moyens dont ils disposent pour que les 
pouvoirs compétents adoptent les principes des 
articles 117 à 130. 


2. — Jusqu'à ce que ces pouvoirs aient réglé la 
matière, les deux Gouvernements s'engagent à 
appliquer les dispositions suivantes. 

Article 117 


Sont considérées comme écoles moyennes et 
supérieures au sens du présent chapitre, les écoles 
de toutes espèces du degré moyen et supérieur, au 
sens des dispositions en vigueur dans le territoire 
plébiscité à la date du transfert de la souveraineté. 
Seront egalement considérées comme telles, les 
écoles d'espèces subséquemment créées, mais du 
même degré. x 

Il sera pourvu aux besoins des minorités en 
matière d’enseignement moyen et supérieur public, 
au moyen des institutions scolaires suivantes: 


a) écoles moyennes et supérieures employant la 
langue de la minorité comme langue véhicu- 
laire, dites écoles minoritaires ; 

b) classes parallèles employaut la langue de la 
minorité comme langue véhiculaire, insti- 
tuées auprès des écoles publiques de langue 
officielle, dites classes minoritaires; 

c) cours minoritaires comprenant: 

1° l’enseignement de la langue de la minorité 
(cours minoritaires de langue) ; 
2° l'instruction religieuse dans la langue de 
la minorité (cours minoritaires de 
religion). 
Article 118 
1 


1. — Dans les localités du territoire plébiscité 
où il existe une école supérieure de l’État, une école 
minoritaire d'Etat du même degré devra être créée, 
si la demande en est faite et est appuyée par les 
personnes légalement responsables de l'éducation 
d'au moins trois cents élèves. 

2. — Des classes minoritaires devront être in- 
stituées dans les écoles supérieures de l’État, si la 
demande est appuyée par les personnes légalement 
responsables de l'éducation d’au moins trente 
élèves pour chacune des quatre classes inférieures, 
et d'au moins vingt élèves pour chacune des 
classes supérieures. 

3. — Des cours minoritaires de langue devront 
être institués sur demande appuyée par les per- 
sonnes légalement responsables de l'éducation 

au moins vingteing élèves, et des cours minori- 
taires de religion sur demande appuyée par les per- 
sonnes légalement responsables de l'éducation 
d'au moins dix-huit élèves. 


Abſchnitt IV 
Mittleres und höheres Schulweſen 
Artikel 116 

(1) In der Erwägung, daß die Bedürfniſſe der 
ſprachlichen Minderheit auf dem Gebiete des mitt⸗ 
leren und höheren Schulweſens im Hinblick auf die 
beſondere Lage des Abſtimmungsgebiets während 
der Übergangszeit in beſonderer Weiſe befriedigt 
werden müſſen, verpflichten ſich die Regierungen 
der vertragſchließenden Teile, mit allen ihnen zur 
Verfügung ſtehenden Mitteln dahin zu wirken, daß 
die Grundſätze der Artikel 117 bis 130 von den 
zuſtändigen öffentlichen Gewalten angenommen 
werden. 

(2) Bis dieſe Gewalten die Angelegenheit geregelt 
haben, verpflichten ſich beide Regierungen, die fol- 
genden Beſtimmungen anzuwenden: 

Artikel 117 
1 


Als mittlere und höhere Schulen im Sinne dieſes 
Kapitels gelten die Schulen aller Arten der mittleren 
oder höheren Stufe im Sinne der zur Zeit des 
Überganges der Staatshoheit im Abſtimmungs⸗ 
gebiete geltenden Beſtimmungen ſowie die Schulen 
ſpäter eingeführter Arten derſelben Stufe. 
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Für die Bedürfniſſe der Minderheiten auf dem 

Gebiete des mittleren und höheren Unterrichts iſt 

hei folgende Minderheitsſchuleinrichtungen zu 

orgen: 

a) mittlere oder höhere Schulen mit der Minder⸗ 
heitsſprache als Unterrichtsſprache (Minder- 
heitsſchulen), 

b) Parallelklaſſen mit der Minderheitsſprache als 
Unterrichtsſprache, die an öffentlichen Schulen 
mit der Staatsſprache eingerichtet werden 
(Minderheitsklaſſen), 

e) Minderheitsunterricht, und zwar: 

1. Unterricht in der Minderheitsſprache als 
Unterrichtsfach (Minderheitsſprachunterricht), 

2. Religionsunterricht in der Minderheits⸗ 
ſprache (Minderheitsreligionsunterricht). 


Artikel 118 
1 


(1) An Orten, in denen eine höhere ſtaatliche 
Schule beſteht, iſt eine höhere ſtaatliche Minderheits⸗ 
ſchule auf einen von den Erziehungsberechtigten von 
en 300 Schülern unterſtützten Antrag zu er⸗ 
richten. 


(2), An den höheren ſtaatlichen Schulen ſind Min⸗ 
derheitsklaſſen für jede der vier unteren Klaſſen auf 
einen von den Erziehungsberechtigten von mindeſtens 
30, für jede der oberen Klaſſen von mindeſtens 
20 Schülern unterſtützten Antrag einzurichten. 


(3) Minderheitsſprachunterricht iſt auf einen An⸗ 
trag, der ſeitens der Erziehungsberechtigten von min⸗ 
deſtens 25 Schülern unterſtützt wird, zu erteilen, 
Minderheitsreligionsunterricht auf einen Antrag, der 
ſeitens der Erziehungsberechtigten von mindeſtens 
18 Schülern unterſtützt wird. 


11 
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Peuvent appuyer une demande, les personnes 
légalement responsables de l'éducation d'élèves 
d'une minorité de langue ressortissants du pays 
où se trouve l'institution scolaire, habitant la 
partie du territoire plébiscité qui lui appartient; 
et inscrits ou demandant l'inscription à une école 
supérieure. 


Article 119 
1. — L'école minoritaire pourra être créée dans 
une autre localité, si cela est compatible avec les 
besoins des élèves appartenant à la minorité. 


2. — Si l’école minoritaire est installée dans un 
bâtiment particulier, elle aura son propre direc- 
teur appartenant à la minorité. Si elle se trouve 
dans le même bâtiment qu’une école supérieure 
dont la langue véhiculaire est la langue officielle, 
son administration extérieure pourra être confiée 
au directeur de l’école de langue officielle ; mais, 
pour tout ce qui concerne l’ensemble de l’ad- 
ministration pédagogique, elle aura son directeur 
appartenant à la minorité. 


Article 120 


Les institutions scolaires minoritaires de 
l’État peuvent être remplacées par des institutions 
communales de même degré. 


Article 121 


1. — Les autorités compétentes des deux 
Parties contractantes sont tenues d’user de toute 
leur influence et autorité auprès des communes où 
il existe une école communale supérieure, pour 
qu'elles créent les institutions scolaires de mino- 
rité mentionnées aux articles 118 et 119, si les 
conditions stipulées à ces articles sont réalisées. 


2. — Il en est de même en ce qui concerne les 
institutions scolaires de minorité pour l’enseigne- 
ment moyen. Toutefois, la demande devra être 
appuyée par les personnes légalement responsables 
de l'éducation d'au moins deux cents élèves pour 
la création d’une école moyenne minoritaire, et 
d'au moins trente-cinq élèves pour l'institution 
d'une classe minoritaire. 


Article 122 


1. — Les institutions scolaires de minorité 
pourront être suyprimées si, pendant trois années 
scolaires consécutives, le nombre de leurs élèves 
est inférieur d'au moins 20% au nombre requis 
pour leur création. S 

2. — Si, pendant une année, le nombre des 
élèves est inférier à la moitié du nombre requis 
pour sa creation, l’institution scolaire pourra être 
supprimée à la fin de l’année scolaire. 


Article 123 
Dans les écoles et classes minoritaires pu- 
bliques des degrés moyen et supérieur, l’enseigne- 
ment ne sera confié en principe qu'à des pro- 
fesseurs appartenant à la minorité et connaissant 
à fond la langue de la minorité, 
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Zur Unterſtützung des Antrags berechtigt find die 
Erziehungsberechtigten von ſtaatsangehörigen Schü⸗ 
lern einer ſprachlichen Minderheit, die in dem be- 
treffenden Teile des Abſtimmungsgebiets wohnen und 
ind höhere Schule beſuchen oder für ſie angemeldet 
ind. 


Artikel 119 


(1) Die Minderheitsſchule kann, wenn es mit den 
Intereſſen der für ſie in Betracht kommenden Schüler 
e iſt, auch an einem anderen Ort errichtet 
werden. 


(2) Wird die Minderheitsſchule in einem beſonde⸗ 
ren Gebäude untergebracht, ſo erhält ſie einen beſonde⸗ 
ren zur Minderheit gehörenden Leiter. Wird ſie 
räumlich mit einer höheren Schule, in der die Staats⸗ 
ſprache Unterrichtsſprache iſt, verbunden, ſo darf ihre 
äußere Verwaltung dem Leiter der Schule mit der 
Staatsſprache übertragen werden; für die geſamte pä⸗ 
dagogiſche Verwaltung iſt ein zur Minderheit gehören⸗ 
der Leiter zu beſtellen. 


Artikel 120 


An die Stelle der ſtaatlichen Minderheitsſchulein⸗ 
richtungen können auch kommunale Einrichtungen 
derſelben Stufe treten. 


Artikel 121 

(1) Die zuſtändigen ſtaatlichen Behörden der ver- 
tragſchließenden Teile ſind verpflichtet, mit ihrem 
ganzen Einfluß und Anſehen auf die Gemeinden, in 
denen höhere kommunale Schulen vorhanden ſind, 
einzuwirken, daß ſie die in den Artikeln 118 und 119 
bezeichneten Minderheitseinrichtungen des höheren 
Schulweſens ſchaffen, wenn die in dieſen Artikeln ge⸗ 
b. Vorausſetzungen in den Gemeinden erfüllt 
ind. 

(2) Das gleiche gilt für die entſprechenden Ein⸗ 
richtungen des mittleren Schulweſens mit der Maß⸗ 
gabe, daß für die Errichtung einer Minderheitsſchule 
der Antrag von den Erziehungsberechtigten von min⸗ 
deſtens 200, für die Errichtung einer Minderheits⸗ 
klaſſe von mindeſtens 35 Schülern unterſtützt wird. 


Artikel 122 

(1) Die Aufhebung der Minderheitsſchuleinrichtun⸗ 
gen darf erfolgen, wenn die Schülerzahl in drei auf⸗ 
einanderfolgenden Jahren mindeſtens um 20 v. H. 
hinter der für ihre Schaffung vorgeſehenen Zahlen zu⸗ 
rückbleibt. 

(2) Sinken die Zahlen während eines Jahres um 
die Hälfte, ſo kann die Einrichtung ſchon nach Ablauf 
eines Schuljahrs aufgehoben werden. 


; Artikel 123 
Mit dem Unterricht an den öffentlichen Minder⸗ 
Denen und an den Minderheitsklaſſen des mitt- 
eren und höheren Schulweſens ſind grundſätzlich nur 
Lehrer zu betrauen, die zur Minderheit gehören und 
die Minderheitsſprache vollkommen beherrſchen. 


Article 124 


Pour mettre à exécution les principes de l’ar- 
ticle 123, les Parties contractantes se déclarent 
prêtes à prendre des professeurs du personnel en- 
seignant de l’autre Partie contractante, dans les 
conditions suivantes: 

a) La nomination a lieu par contrat de droit 
privé, pour une période allant jusqu’à la fin 
de l’année scolaire 1936-1937. Toutefois, 
même avant la fin de cette période, l’État 
peut dénoncer un contrat pour la fin de 
chaque année scolaire, moyennant préavis de 
six mois, et le professeur peut le dénoncer à 
tout moment, moyennant préavis de trois 
mois. 

5) L'Etat doit accorder aux professeurs un trai- 
tement au moins égal à celui qu’ils auraient 
dans leur pays. 


c) Les professeur ne sont pas obligés de prêter 
à l’État le serment que prêtent les fonction- 
naires publics. Toutefois, on pourra exiger 
d'eux une déclaration écrite par laquelle ils 
s'engagent vis-à-vis de lui à remplir fidele- 
ment et consciencieusement leurs devoirs 
professionnels. 

d) L'État peut déplacer les professeurs d’une 
école minoritaire dans une autre école mino- 
ritaire de même degré ou dans des classes 
minoritaires de même degré. Ces déplace- 
ments ne pourront avoir lieu que dans le 
territoire plébiscité. 

e) Vis-à-vis de leurs propres autorités, les pro- 
fesseurs sont considérés comme en congé. Ils 
conservent leurs droits à la retraite et à 
l'assistance à leurs survivants. En quittant 
l’enseignement dans le pays étranger, ils 
sont réintégrés de droit dans le service de 
l’enseignement de leur pays. La période de 
service dans le pays étranger doit être con- 
sidérée en ce qui concerne leur traitement et 
leurs expectatives, comme service accompli 
dans leur propre pays. 


Article 125 


1. — Là où il existe des écoles ou classes mi- 
noritaires, les personnes légalement responsables 
de l'éducation de leurs élèves devront jouir d'une 
représentation équitable au sein des commissions 
Scolaires (Kuratorien, Deputationen — kuratorja, 
deputacje), s’il y en a. 

2. — Les commissions scolaires des écoles com- 
munales participeront d'une manière équitable à 
l'administration tant intérieure qu’exterieure de 
ces écoles ; il leur appartient particulièrement de 
veiller à l’état des locaux et du matériel scolaires. 
Ces commissions scolaires pourront prendre part 
aux décisions relatives à l'emploi des sommes at- 
tribuées aux institutions scolaires de minorité. 


Article 126 
Il ne sera pas exigé pour la fréquentation des 
oles minoritaires publiques, d'écolage plus élevé 
que pour la fréquentation des écoles correspon- 
dantes de langue officielle. Il ne sera pas exigé 
d’écolage supplémentaire pour la fréquentation 
des classes ou cours minoritaires. 
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Artikel 124 


Zur Durchführung des im Artikel 123 aufgeſtellten 
Grundſatzes erklären ſich die vertragſchließenden Teile 
bereit, Lehrer aus dem Schuldienſt des anderen Tei⸗ 
les unter folgenden Bedingungen zu übernehmen: 


a) Die Anſtellung im Schuldienſt des übernehmen⸗ 
den Staates erfolgt durch Privatvertrag für die 
Zeit vom Eintritt in den Schuldienſt bis zum 
Ende des Schuljahrs 1936/37. Jedoch kann der 
Vertrag vor Ablauf der Zeit durch den über⸗ 
nehmenden Staat zum Schluſſe eines Schuljahres 
mit halbjähriger Friſt durch den Lehrer jederzeit 
mit vierteljähriger Friſt gekündigt werden. 


b) Der übernehmende Staat gewährt den Lehrern 
ein Dienſteinkommen mindeſtens in der Höhe, 
a fie es in ihrem Heimatſtaat zu beanſpruchen 
hätten. 

e) Die Lehrer find zur Ableiſtung des Staats⸗ 
dienereides in dem übernehmenden Staate nicht 
verpflichtet. Doch kann von ihnen die Abgabe 
einer ſchriftlichen Erklärung verlangt werden, 
daß ſie ihre Pflichten als Lehrer dem überneh⸗ 
menden Staate gegenüber treu und gewiſſenhaft 
erfüllen werden. 

d) Der übernehmende Staat iſt befugt, die Lehrer 
innerhalb des Abſtimmungsgebiets von einer 
Minderheitsſchule an eine andere Minderheits⸗ 
ſchule derſelben Stufe oder an Minderheitsklaſ⸗ 
ſen derſelben Stufe zu verſetzen. 


e) Die Lehrer gelten ihrem Heimatsſtaate gegenüber 
als aus ihrem Schuldienſt beurlaubt und be⸗ 
halten ihre Anwartſchaften auf Ruhegehalt und 
Hinterbliebenenverſorgung. Bei ihrem Aus⸗ 
ſcheiden aus dem Schuldienſt des fremden Staa— 
tes treten ſie von ſelbſt in den heimiſchen Schul⸗ 
dienſt zurück. Der Schuldienſt im fremden 
Staate gilt hinſichtlich ihres Dienſteinkommens 
au 9 Anwartſchaften als heimiſcher Schul⸗ 

enſt. 


Artikel 125 


(1) Wo beſondere Schulausſchüſſe (Kuratorien, 
Deputationen uſw.) beſtehen, müſſen die Erziehungs⸗ 
berechtigten der Schüler von Minderheitsſchulen oder 
Minderheitsklaſſen in dieſen Ausſchüſſen angemeſſen 
vertreten ſein. 


(2) Die Schulausſchüſſe der kommunalen Schulen 
ſind an der Verwaltung des inneren und äußeren 
Schulweſens angemeſſen zu beteiligen; insbeſondere 
iſt ihnen die Pflege des äußeren Zuſtandes der Schule 
und ihrer Einrichtung zu übertragen. Bei der Ver⸗ 
wendung der hierfür zur Verfügung geſtellten öffent⸗ 
lichen Mittel iſt den Schulausſchüſſen eine ent⸗ 
ſprechende Mitwirkung einzuräumen. 


Artikel 126 
Für den Beſuch der mittleren und höheren öffent⸗ 
lichen Minderheitsſchulen darf kein höheres Schulgeld 
erhoben werden als für den Beſuch entſprechender 
Schulen mit der Staatsſprache als Unterrichtsſprache. 
Für den Beſuch von Minderheitsklaſſen und Minder⸗ 


heitsunterricht darf kein beſonderes Schulgeld erhoben 
werden. 5 
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Article 127 
Les examens officiels dans les écoles et classes 
minoritaires auront lieu dans la langue de la 
minorité. 
Article 128 
Si l’enseignement donné dans des écoles minori- 
taires privées correspond à celui des écoles pu- 
pliques moyennes ou supérieures, ces écoles mi- 
noritaires privées devront être reconnues comme 
écoles moyennes ou supérieures, de telle sorte que 
leurs certificats, et notamment les certificats de 
fin d'études, aient la même valeur que ceux que 
délivrent les écoles publiques moyennes ou supé- 
rieures. 


Article.129 


Si une école minoritaire privée remplace une 
école publique moyenne ou supérieure existant à 
la date du transfert de la souveraineté, elle aura 
droit à une subvention provenant des fonds pu- 
blies, 

a) pourvu que la revenu de l’école ne couvre pas 
ses frais nécessaires. Pour l'évaluation du 
revenu provenant des écolages, on pendra 
pour base au moins l’écolage demandé dans 
les écoles publiques de même espèce ; 


b) et pourvu que le nombre des élèves ressortis- 
sants de l’État s'élève soit au total de cent 
cinquante, soit à une moyenne de trente par 
classe pour les quatre classes inférieures ou 
de vingt pour les autres classes. 


Article 130 
8 1 
1. — Les subventions de l’État seront accordées 
conformément aux mêmes principes que les sub- 
ventions que l’État accorde aux écoles commu- 
nales ou privées de la même espèce ou du même 
degré. 5 
2. — Pour calculer leur montant, on pourra 
tenir compte des différences de charges financières 
qui existent entre les écoles publiques et les écoles 
privées. 
8 2 


1. — Les subventions des communes ou des 
groupements de communes (Kommunalverbände— 
zwigzki komunale) ne devront être accordées 
que si la commune ou le groupement de communes 
dans le territoire duquel se-trouve l’école privée 
accorde des allocations à des écoles publiques ou 
privées de même degré, ou si les dépenses qu'il 
fait pour ses écoles du même degré ne sont pas 
ou sont incomplètement couvertes par les revenus 
des ces écoles. 

2. — L'une des bases du calcul de ces sub- 
ventions sera le montant moyen des dites allo- 
cations ou dépenses faites par élève. Il ne sera 
tenu compte que des élèves de l’école privée qui 
sont ressortissants de l’État et qui habitent la 
commune ou le groupement de communes en 
question. 
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Si l’État, la commune ou le groupement de 
communes se déclare disposé et est effectivement 
prêt à recevoir dans une école ou dans des classes 


Artikel 127 
Die amtlichen Prüfungen an Minderheitsſchulen 
und Minderheitsklaſſen ſind in der Minderheits⸗ 
ſprache abzuhalten. 


Artikel 128 


Wenn der Unterricht in Minderheitsprivatſchulen 
den Anforderungen genügt, die für öffentliche, mitt⸗ 
lere oder höhere Schulen maßgebend ſind, ſind dieſe 
Minderheitsprivatſchulen mit der Wirkung als mitt⸗ 
lere oder höhere Schulen anzuerkennen, daß ihre 
Zeugniſſe, insbeſondere die Abgangszeugniſſe, die⸗ 
ſelbe Geltung haben wie die entſprechender öffent⸗ 
licher Schulen. 


Artikel 129 


Falls eine Minderheitsprivatſchule eine beim 
Übergang der Staatshoheit vorhandene öffentliche 
mittlere oder höhere Schule erſetzt, hat ſie Anwart⸗ 
ſchaft auf Unterſtützung aus öffentlichen Mitteln, 


a) wenn die aus dem Schulbetrieb erzielten Ein— 
nahmen die notwendigen Ausgaben nicht decken. 
Bei der Berechnung der Einnahmen aus dem 
Schulgeld iſt mindeſtens die Höhe des Schul⸗ 
geldes gleichartiger öffentlicher Schulen in Anſatz 
zu bringen; 

b) und wenn die Zahl der ſtaatsangehörigen Schü⸗ 
ler entweder insgeſamt wenigſtens hundertfünf⸗ 
zig, oder durchſchnittlich für jede der vier unteren 
Klaſſen wenigſtens dreißig, der übrigen Klaſſen 
wenigſtens zwanzig beträgt. 


Artikel 130 


8 1 
(1) Die Unterſtützungen aus ſtaatlichen Mitteln 
ſind nach denſelben Grundſätzen zu gewähren, wie ſie 
kommunalen oder privaten Schulen gleicher Art oder 
gleicher Stufe gewährt werden. 


(2) Bei der Bemeſſung der Höhe kann die ver⸗ 
ſchiedenartige finanzielle Belaſtung öffentlicher und 
privater Schulen in Rückſicht gezogen werden. 


8 2 

(1) Die Unterſtützungen aus kommunalen Mitteln 
brauchen nur gewährt zu werden, wenn die Gemeinde 
oder der Kommunalverband, in deſſen Bezirk die 
Privatſchule liegt, für öffentliche oder private Schu⸗ 
len gleicher Stufe Zuſchüſſe gewährt oder Aufwen⸗ 
dungen für ſeine Schulen gleicher Stufe macht, die 
durch Einnahmen aus dieſen Schulen nicht oder nicht 
voll gedeckt werden. 


(2) Als einer der Maßſtäbe für dieſe Unterſtützung 
dient der durchſchnittlich auf einen Schüler entfallende 
Betrag dieſer Zuſchüſſe oder Aufwendungen. Für 
die Berechnung der Unterſtützung kommen nur die 
ſtaatsangehörigen Schüler der Privatſchule, die in 
der Gemeinde oder in dem Kommunalverbande 
wohnen, in Betracht. 

8 3 


(3) Erklärt ſich jedoch der Staat, die Gemeinde 
oder der Kommunalverband bereit, eine Zahl der in 
einer Privatſchule untergebrachten Schüler in eine 
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‘minoritaires publiques se trouvant dans la même 

localité, un certain nombre d'élèves de l’école 
privée, le montant de la subvention à accorder à 
l’école privée sera diminué d'une somme corres- 
pondant à ce nombre d'élèves. 


Cinquième Section 
Dispositions générales 


5 Article 131 

1. — Pour établir quelle est la langue d'un 
élève ou enfant, il sera uniquement tenu compte 
de la déclaration verbale ou écrite de la personne 
légalement responsable de son éducation. Cette 
déclaration ne pourra faire l’objet d'aucune véri- 
fication ou contestation de la part des autorités 
scolaires. ? 

2. — Les autorités scolaires devront de même 
s’abstenir d’exercer toute pression, si minime 
qu’elle soit, ayant pour but le retrait de deman- 
des de création d’institutions scolaires de mino- 


rités. 
en 132 


Par langue véhiculaire ou par langue considérée 
comme matière d’enseignement, on entend ja 
langue littéraire correcte soit polonaise, soit 
allemande. 


Là où la langue d'une minorité est la langue 
véhiculaire, elle l’est pour l’enseignement de 
toutes les matières, sauf pour l’enseignement du 
polonais dans la partie polonaise du territoire 
plébiscité et pour l’enseignement de l'allemand 
dans la partie allemande dudit territoire, lorsque 
l’enseignement de ces langues fait partie du pro- 
gramme scolaire. 


Les cours minoritaires de la langue de la 
minorité seront donnés dans cette langue. 


Article 133 

1. — Les Parties contractantes s'engagent à 
n’autoriser dans aucune école de leur partie du 
territoire plébiscité, emploi de livres, ou d’objets 
d'enseignement par l’image, qui puissent blesser 
les sentiments nationaux ou religieux d’une mi- 
norité. 

2. — De même, chacune des Parties con- 
tractantes prendra les mesures nécessaires pour 
empêcher que, dans les leçons données à l’école, 
les qualités nationales et culturelles de l’autre 
partie ne soient improprement rabaissdes aux 
yeux des élèves. 


Chapitre V 

Langues 

Article 134 
Les Parties contractantes garantissent aux mi- 
norités le libre usage de leur langue dans leurs 
relations tant individuelles ou économiques que 
collectives. Aucune disposition ne pourra limiter 
l'usage de cette liberté. Il en sera de même en 
ce qui concerne le libre usage des langues de 
minorité dans la presse et les publications de 


tout genre, et dans les réunions publiques ou 
privées. | 


gleichartige oder gleichwertige öffentliche Minderheits⸗ 
ſchule oder Minderheitsklaſſe gleicher Art oder gleicher 
Stufe am Orte aufzunehmen, und iſt er dazu in der 
Lage, ſo wird die Höhe der Unterſtützung der Privat⸗ 
ſchule um einen der erwähnten Schülerzahl ent⸗ 
ſprechenden Betrag ermäßigt. 


Abſchnitt IV 
Gemeinſame Beftimmungen 

Artikel 131 
(1) Was die Sprache eines Kindes oder Schülers 
iſt, beſtimmt ausſchließlich die mündlich oder ſchrift⸗ 
lich abgegebene Erklärung des Erziehungsberechtigten. 
Dieſe Erklärung darf von der Schulbehörde weder 

nachgeprüft noch beſtritten werden. 


(2) Auch haben ſich die Schulbehörden jeder Ein⸗ 
wirkung, welche die Zurücknahme des Antrags auf 
Schaffung von Minderheitsſchuleinrichtungen be⸗ 
zweckt, gegenüber den Antragſtellern zu enthalten. 


Artikel 132 
1 


Minderheitsſprache als Unterrichtsſprache und als 
Unterrichtsfach im Sinne dieſes Kapitels iſt die 
korrekte polniſche oder deutſche Schriftſprache. 
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Wo nach den Beſtimmungen dieſes Kapitels eine 
Minderheitsſprache Unterrichtsſprache iſt, iſt ſie die 
Unterrichtsſprache für alle Lehrgegenſtände mit Aus⸗ 
nahme der polniſchen Sprache im polniſchen und der 
deutſchen Sprache im deutſchen Teile des Abſtim⸗ 
mungsgebiets, falls dieſe Sprachen als Lehrgegen⸗ 
ſtand eingeführt werden. 


8 3 

Der Minderheitsſprachunterricht im Sinne dieſes 
Kapitels wird auch in der Minderheitsſprache als 
Unterrichtsſprache erteilt. 

Artikel 133 

(1) Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, 
in den ihnen 1 Teilen des Abſtimmungs⸗ 
gebiets keine Lehr: und Leſebücher ſowie keine An⸗ 


ſchauungsmittel für den Unterricht in den Schulen 


aller Art zuzulaſſen, welche die nationalen oder 
religiöſen Gefühle der Minderheit verletzen könnten. 
(2) Auch werden die vertragſchließenden Teile 
Maßregeln treffen, um vorzubeugen, daß beim Un⸗ 
terricht in den Schulen die nationalen und kulturellen 
Werte des anderen Teiles vor den Schülern nicht in 
ungebührlicher Weiſe herabgeſetzt werden. 


Kapitel V 
Sprache 
Artikel 134 

Die vertragſchließenden Teile gewährleiſten den 
Angehörigen der Minderheiten den freien Gebrauch 
ihrer Sprache in ihren perſönlichen, wirtſchaftlichen 
und Gemeinſchaftsbeziehungen. Kein Geſetz und 
keine Anordnung darf dieſe Freiheit beeinträchtigen. 


Das gleiche gilt für den freien Gebrauch der Sprache 


in der Preſſe, in Veröffentlichungen jeder Art ſowie 
bei öffentlichen oder privaten Verſammlungen. 


er re AN 


2 
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Première Section 
Langue officielle de l'administration 


Article 135 


Dans les rapports oraux avec les autorités ci- 
viles du territoire plébiscité, toute personne a le 
droit de se servir de la langue allemande ou de 
la langue polonaise. 


Article 136 


Les requêtes adressées aux autorités civiles du 
territoire plébiscité peuvent être rédigées en alle- 
mand ou en polonais. La réponse peut être faite 
dans l’une ou l’autre de ces deux langues. Si elle 
est faite dans la langue officielle, une traduction 
devra y être jointe si la requête n’a pas été ré- 
digée dans cette langne et si l'expéditeur en a de- 
mandé une. 


Article 137 


Les communications officielles des autorités 
civiles dans le territoire plébiscité seront faites 
dans la langue officielle. On joindra à ces commu- 
nications une traduction dans la langue de la mi- 
norité, dans tous les endroits où l’on procédait 
de cette manière, à la date du 1° janvier 1922. 
Les autorités compétentes seront toutefois libres 
de régler autrement cette matière. 


Article 138 


1. — Sous réserve des règlements concernant 
l'emploi de la langue officielle et notamment de 
la langue dans laquelle doivent être rédigés les 
procès-verbaux, motions, ete. . ., il sera permis 
aux ressortissants appartenant à des minorités 
de parler dans leur propre langue au Kreistag, 
au sejmik powiatowy et aux conseils municipaux 
et communaux du territoire plébiscité. 

2. — Il en sera de même au sejm de la voivodie 
de Silésie et au Provinziallandtag de Haute Si- 
lésie, pendant quatre ans à dater du transfert de 
la souveraineté. 

3. — Les’ stipulations des alinéas 1 et 2 seront 
applicables aux assemblées représentatives qui, 
dans l’avenir, pourraient remplacer les assem- 
‘blées susmentionnées. 


Article 139 

1. — Les stipulations de la présente section 
ne s’appliquent pas aux administrations des che- 
mins de fer et des postes, télégraphes, etc. 
2. — Dans les rapports directs avec le publie, 
et notamment aux guichets de distribution des 
billets de chemins de fer et aux guichets des 
bureaux de poste, on tiendra compte autant que 
possible des facilités de la population, pour 
autant que la langue de la minorité sera comprise 
par les employés. 


Deuxième Section 
Langue employée en justice 


Article 140 


1. — Devant les tribunaux ordinaires du terri- 
toire" plébiscité, toute personne aura le droit 
d'employer, oralement ou par écrit, soit la langue 


Abſchnitt I 
Verwaltungsſprache 


Artikel 135 


Im mündlichen Verkehre mit den Zivilbehörden 
des Abſtimmungsgebiets iſt jedermann der Gebrauch 
der deutſchen und der polniſchen Sprache geſtattet. 


Artikel 136 


Eingaben an die im Abſtimmungsgebiet beſind⸗ 
lichen Zivilbehörden können in deutſcher oder in pol⸗ 
niſcher Sprache abgefaßt werden. Die Beantwortung 
dieſer Eingaben kann in einer der beiden Sprachen 
erfolgen. Wird in der Amtsſprache geantwortet, ſo 
iſt eine Überſetzung beizufügen, wenn die Tingabe 
nicht in dieſer Sprache abgefaßt war und der Mer- 
faſſer der Eingabe um Beifügung einer Überſetzung 
gebeten hat. 

Artikel 137 


Die öffentlichen Bekanntmachungen der Zivil: 
behörden des Abſtimmungsgebiets erfolgen in der 
Amtsſprache. Den Bekanntmachungen iſt in den 
Orten, in denen es am 1. Januar 1922 üblich war, 
eine Überſetzung in der Sprache der Angehörigen der 
Minderheit beizufügen. Den zuſtändigen Stellen 
bleibt indeſſen eine anderweite Regelung dieſer 
Frage überlaſſen. 


Artikel 138 

(1) Vorbehaltlich der Beſtimmungen über den Ge- 
brauch der Staatsſprache und insbeſondere der 
Sprache, in der die Sitzungsberichte, Anträge uſw. 
abzufaſſen ſind, iſt den Angehörigen der Minderheit 
der Gebrauch ihrer Sprache in den Sitzungen der 
Kreistage, sejmik powiatowy, Gemeindevertretun⸗ 
gen und Gemeindeverſammlungen des Abſtim⸗ 
mungsgebiets geſtattet. 

(2) Das gleiche gilt für den Sejm der Woiwod⸗ 
ſchaft Schleſien und den Provinziallandtag der Pro⸗ 
vinz Oberſchleſien während vier Jahren nach dem 
Übergange der Staatshoheit. 

(3) Die Beſtimmungen der Abſ. 1 und 2 finden auch 
auf die Vertretungsverſammlungen Anwendung, die 
künftig an die Stelle der bezeichneten Verſammlun⸗ 
gen treten könnten. 


Artikel 139 

(1) Die Beſtimmungen dieſes Abſchnitts gelten 
nicht für den Geſchäftsbereich der Eiſenbahn⸗, Poſt⸗, 
Telegraphen- uſw. Verwaltung. 

(2) Es ſoll indeſſen, ſoweit die Sprache der Min⸗ 
derheit von den Beamten verſtanden wird, im un⸗ 
mittelbaren Verkehre mit dem Publikum, namentlich 
an den Eiſenbahnfahrkartenſchaltern und den Poſt⸗ 
ſchaltern, den Bedürfniſſen der Bevölkerung nach 
Möglichkeit Rechnung getragen werden. 


Abſchnitt III 
Gerichtsſprache 


Artikel 140 
(1) Vor den ordentlichen Gerichten des Abſtim⸗ 
mungsgebiets wird jedermann geſtattet, in Wort 
und Schrift die deutſche oder die polniſche Sprache 
an Stelle der Amtsſprache zu gebrauchen. Dies gilt 


allemande, soit la langue polonaise, au lieu de la 
langue officielle. Il en sera de même pour les de- 
mandes adressées aux tribunaux ordinaires du 
territoire plébiscité qui doivent être transmises 
pour décision à l'instance supérieure siégeant 
hors de ce territoire, dans la mesure où la de- 
mande est recevable par le tribunal auquel elle 
est adressée. Ne jouissent pas de ce privilége, 
sans préjudice des mesures spéciales envisagées 
par le Gouvernement polonais pour la période de 
transition qui suivra l'entrée en vigueur du traité, 
les avocats ou les personnes qui font profession 
de représenter des tiers devant les tribunaux, 
sauf dans les cas où ils agissent dans leur propre 
cause. 

2. — En cas de besoin, la partie des débats 
qui n'aura pas lieu dans la langue officielle sera 
traduite par le Président du tribunal, par un de 
ses membres ou par un interprète appelé par le 
tribunal. 

3. — Le tribunal décidera s’il juge utile d’in- 
sérer des déclarations ou témoignages produits 
dans la langue d'une minorité, au procès-verbal 
ou dans une annexe, ou de faire joindre au procès- 
verbal une traduction certifiée conforme par 
l'interprète. Une partie ne pourra toutefois pas 
exiger qu'un procès-verbal annexé soit établi dans 
la langue d’une minorité. 


Article 141 
Le Ministre de la Justice pourra décréter que 
les plaintes, demandes ou autres déclarations 
d'une partie, rédigées dans la langue de la mino- 
rité, qui doivent être officiellement notifiées 
d'office, soient accompagnées du nombre de copies 
nécessaires pour la notification. 


Article 142 


1. — La notification officielle de plaintes ou 
autres écritures, rédigées dans la langue de la 
minorité, ne sera valable que si elle est faite dans 
l’autre État ou dans le territoire plébiscité. 

2. — Au cas où la notification dans la langue 
de la minorité serait sans effet, et où la noti- 
fication officielle doit avoir lieu d'office, une 
traduction de la plainte ou de l'écriture en 
question devra être établie par les soins du tribu- 
nal et remise aux fins de notification ; une copie 
de l'original devra y être jointe ; la notification 
de la traduction aura, dans ce cas, les mêmes 
effets qu'une notification valable de la pièce 
{raduite. 


Article 143 

Sans préjudice des dispositions de l’article 146, 
les demandes d'inscription au registre foncier ou 
aux autres registres tenus par les tribunaux, ainsi 
que les déclarations de consentement s’y rap- 
portant, devront, si elles sont rédigées dans la 
langue de la minorité, être accompagnées d’une 
traduction d'un interprète juré, dont le texte fera 
.foi en cas de divergence. 


Article 144 
Devant les tribunaux ordinaires du territoire 
plébiscité, la langue polonaise pourra, si le tribu- 
nal le juge nécessaire, être employée pour les 


auch für die bei den ordentlichen Gerichten des Ab— 
ſtimmungsgebiets angebrachten Anträge, die zur 
Entſcheidung an ein im Rechtszug übergeordnetes 
Gericht außerhalb des Abſtimmungsgebiets abzu⸗ 
geben ſind, ſofern die Anbringung des Antrags bei 
dem angegangenen Gerichte zuläſſig iſt. Dieſe Ver⸗ 
günſtigung gilt, unbeſchadet der von der polniſchen 
Regierung für die Übergangszeit in Ausſicht genom⸗ 
menen beſonderen Regelung, nicht für Rechtsanwälte 
und Perſonen, die die Vertretung Dritter vor Ge⸗ 
richt geſchäftsmäßig betreiben, es ſei denn, daß ſie 
in eigener Sache tätig werden. 


(2) Erforderlichenfalls wird der nicht in der 
Amtsſprache geführte Teil der Verhandlungen durch 
den Vorſitzenden, durch ein Mitglied des Gerichts 
oder durch einen vom Gerichte zugezogenen Dolmet⸗ 
ſcher überſetzt werden. 

(3) Das Gericht entſcheidet darüber, ob es an⸗ 
gezeigt iſt, Erklärungen und Ausſagen in der Sprache 
der Minderheit in dieſer Sprache in das Protokoll 
oder in eine Anlage zum Protokoll aufzunehmen, 
oder dem Protokoll eine durch einen Dolmetſcher be- 
glaubigte Überſetzung beizufügen. Ein Recht, die 
Aufnahme eines Nebenprotokolls in der Sprache der 
Minderheit zu verlangen, ſteht der Partei nicht zu. 


Artikel 141 


Der Juſtizminiſter kann anordnen, daß den in der 
Sprache der Minderheit abgefaßten Klagen, An: 
trägen und anderen Erklärungen einer Partei, die 
von Amts wegen zuzuſtellen ſind, die für die Zu⸗ 
ſtellung erforderliche Zahl von Abſchriften beizufügen 
iſt. 


Artikel 142 


(1) Die Zuſtellung von Klagen und ſonſtigen 
Schriftſätzen in der Sprache der Minderheit iſt nur 
wirkſam, wenn ſie im Abſtimmungsgebiet oder im 
Gebiete des anderen Staates erfolgt. 

(2) Iſt die Zuſtellung in der Sprache der Minder⸗ 
heit unwirkſam und hat die Zuſtellung von Amts 
wegen zu erfolgen, ſo iſt vom Gericht eine Über⸗ 
ſetzung der Klage oder des anderen Schriftſatzes her- 
zuſtellen und zum Zwecke der Zuſtellung zu über⸗ 
geben. Eine Abſchrift der Urſchrift ſoll beigefügt wer⸗ 
den. Die Zuſtellung der Überſetzung hat in dieſem 
Falle dieſelben Wirkungen wie eine wirkſame Zu⸗ 
ſtellung des überſetzten Schriftſtücks. 


Artikel 143 
Unbeſchadet der Vorſchrift des Artikels 146 muß 
Anträgen auf Eintragung in die Grundbücher oder in 
andere bei den Gerichten geführte Regiſter ſowie den 
Bewilligungen ſolcher Eintragungen, ſofern ſie in der 
Sprache der Minderheit abgefaßt ſind, eine von einem 
vereidigten Dolmetſcher gefertigte Überſetzung beige⸗ 
fügt werden, deren Wortlaut, im Falle von Ab⸗ 
weichungen von der überſetzten Urkunde, maß⸗ 
gebend iſt. 
Artikel 144 


Bei den ordentlichen Gerichten des Abſtimmungs⸗ 
gebiets kann nach dem Ermeſſen des Gerichts im 
deutſchen Teil die polniſche Sprache und im polniſchen 
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débats dans la partie allemande, et la langue 
allemande dans la partie polonaise, pourvu que les 
parties, témoins et autres intéressés la compren- 
nent suffisamment. Même dans ce cas, les 
jugements seront prononcés dans la langue offi- 
ciellei et les procès-verbaux rédigés dans cette 
langue. Les dispositions de l'alinéa 3 de l’article 
140 sont applicables. 


Article 145 


Les dispositions précitées seront, de même, 
applicables aux tribunaux de commerce, conseils 
de prud'hommes, tribunaux arbitraux des corpo- 
rations de métiers, tribunaux administratifs des 
assurances sociales, commissions de conciliation 
et d'arbitrage, offices de conciliation en matière 
de loyer et de baux à ferme, et Versorgungsge- 
richte; ces dispositions sont également appli- 
cables aux rapports du public avec les huissiers, 
arbitres, personnes ayant qualité pour rédiger les 
testaments d'urgence, et tribunaux de village. 


Article 146 

Les dispositions précédentes ne portent en rien 
atteinte aux prescriptions déjà édictées, ou qui 
pourraient être édictées, autorisant, dans une plus 
large mesure encore, l’emploi de la langue polo- 
naise dans la partie allemande ou l’emploi de la 
langue allemande dans la partie polonaise. En 
particulier, la faculté accordée aux notaires par 
le paragraphe 2245 du Code civil allemand, est 
maintenue. 


Teil die deutſche Sprache als Verhandlungsſprache 
gebraucht werden, wenn die Parteien, die Zeugen 
und die anderen Beteiligten ſie hinreichend verſtehen. 
Entſcheidungen werden auch in dieſem Falle in der 
Amtsſprache verkündet, Protokolle auch in dieſem 
Falle in der Amtsſprache geführt. Die Vorſchriften 
des Artikel 140 Abſ. 3 finden Anwendung. 


Artikel 145 


Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch An⸗ 
wendung bei den Kaufmannsgerichten, Gewerbege⸗ 
richten und Innungsſchiedsgerichten, bei den Spruch⸗ 
behörden der ſozialen Verſicherung, den Schlichtungs⸗ 
ausſchüſſen, Miet⸗ und Pachteinigungsämtern ſowie 
den Verſorgungsgerichten, desgleichen im Verkehr des 
Publikums mit Gerichtsvollziehern, Schiedsmännern, 
Urkundsperſonen für Notteſtamente und mit den 
Dorfgerichten. 


Artikel 146 


Durch die vorſtehenden Beſtimmungen werden 
bereits erlaſſene oder noch zu erlaſſende Vorſchriften, 
die in noch weiterem Umfange im deutſchen Teile des 
Abſtimmungsgebiets den Gebrauch der polniſchen 


Sprache, oder im polniſchen Teile des Abſtimmungs⸗ 


gebiets den Gebrauch der deutſchen Sprache zulaſſen, 
nicht berührt. Insbeſondere bleibt die den Notaren 
durch § 2245 des deutſchen Bürgerlichen Geſetzbuchs 
gegebene Befugnis beſtehen. 
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Titre III 
Droit de pétition et voies de recours 


Article 147 

Le Conseil de la Société des Nations est com- 
pétent pour statuer en ce qui concerne toute 
pétition individuelle ou collective ayant trait aux 
dispositions de la présente partie, et adressée 
directement à lui par des personnes appartenant 
à une minorité. Lorsque le Conseil transmet ces 
pétitions au Gouvernement de l'État dans le terri- 
toire duquel les pétitionnaires sont domiciliés, ce 
Gouvernement les réadressera, pour examen, au 
Conseil, avec ou sans observations. 


Article 148 


Afin d'assurer aux pétitions émanant de per- 
sonnes appartenant à une minorité, qui ont trait 
à l'interprétation ou à l'application de disposi- 
tions de la présente partie, un traitement uniforme 
et équitable de la part des autorités administra- 
tives dans chacune des deux parties du territoire 
plébiscité, les deux Gouvernements institueront, 
chacun dans sa partie du territoire plébiscité, un 
Office des minorités. 


Article 149 

En ce qui concerne l'application et l’interpré- 
tation des dispositions de la présente partie par 
les autorités administratives qui reçoivent des 
ordres par la voie hiérarchique, les personnes 
appartenant à une minorité pourront, conformé- 
ment aux dispositions qui suivent, soumettre pour 
examen une pétition à l'Office des minorités de 
leur État. Celui-ci transmettra, conformément aux 
stipulations spéciales contenues dans les articles 
suivants, ces pétitions au Président de la Com- 
mission mixte pour avis. Dans le cas où les 
pétitionnaires ne seraient pas satisfaits de la 
solution donnée à l'affaire par l'autorité admi- 
nistrative, ils pourront faire appel au Conseil de 
la Société des Nations. 


Article 150 

1. — Toutes pétitions devront être adressées à 
l'Office des minorités en trois exemplaires. Elles 

ne pourront lui être adressées que ß 
a) après que la plainte aura été déposée auprès 
de l'autorité administrative qui est, dans la 
matière en question, hiérarchiquement la 
dernière instance compétente dans le terri- 
toire plébiscité; ou E 
b) s’il s'agit d'une affaire relevant de la compé- 
tence des autorités communales autonomes 
(kommunale Selbstverwaltungskörper — kom- 
munalne ciala samorzadowe), apres que la 
plainte aura été déposée auprès de l’autorité 
de l'Etat chargéede lasurveillance communale, 
qui est hiérarchiquement la dernière instance 
compétente dans le territoire plébiscité; ou 


Titel III 
Eingaben und Rechtsmittel 


Artikel 147 


Der Völkerbundrat wird über Einzel⸗ und Sam⸗ 
meleingaben, welche die Angehörigen einer Minder⸗ 
heit in bezug auf die Beſtimmungen dieſes Teiles un⸗ 
mittelbar an ihn richten, befinden. Überſendet er ſie 
der Regierung des Staates, in deſſen Gebiete die 
Verfaſſer der Eingaben ihren Wohnſitz haben, ſo wird 
dieſe Regierung ſie an den Völkerbundrat mit oder 
ohne Bemerkungen zwecks Prüfung zurückgehen laſſen. 


Artikel 148 


Um in jedem der beiden Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets eine einheitliche und gerechte Behandlung der 
Eingaben der Angehörigen einer Minderheit über die 
Auslegung und Anwendung der Beſtimmungen dieſes 
Teiles durch die Verwaltungsbehörden herbeizufüh⸗ 
ren, wird die deutſche Regierung im deutſchen, die 
polniſche Regierung im polniſchen Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets ein Minderheitsamt errichten. 


Artikel 149 

Die Angehörigen einer Minderheit ſind berechtigt, 
Eingaben über die Anwendung und Auslegung der 
Beſtimmungen dieſes Teiles durch Verwaltungs⸗ 
behörden, die den Weiſungen ihrer vorgeſetzten Be⸗ 
hörde zu folgen haben, nach Maßgabe der folgenden 
Beſtimmungen an das Minderheitsamt ihres Staates 
zur Prüfung zu richten. Das Minderheitsamt wird 
ſie nach näherer Vorſchrift der folgenden Artikel dem 
Präſidenten der Gemiſchten Kommiſſion zur Stel⸗ 
lungnahme vorlegen. Die Verfaſſer der Eingabe 
können den Völkerbundrat anrufen, wenn die Erledi⸗ 
gung ihrer Angelegenheit durch die Verwaltungs⸗ 
behörden ſie nicht befriedigt. 


Artikel 150 
(1) Die Eingaben ſollen bei dem Minderheitsamt 
in dreifacher Ausfertigung eingereicht werden. Sie 
dürfen erſt eingereicht werden: 

a) nachdem die Beſchwerde bei der oberſten Ver⸗ 
waltungsbehörde; die im Abſtimmungsgebiet in 
dieſer Angelegenheit zuſtändig iſt, eingelegt wor⸗ 
den iſt; oder 


b) wenn es ſich um eine Angelegenheit handelt, die 
zur Zuſtändigkeit der kommunalen Selbſtver⸗ 
waltungskörper gehört, nachdem die Beſchwerde 
bei der oberſten Kommunalaufſichtsbehörde des 
Abſtimmungsgebiets eingelegt worden iſt; oder 


— 
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c) s’il s'agit d'un différend sur le point de savoir 
si les conditions requises pour la création ou 
le maintien d'une école, d’une classe ou d'un 
cours minoritaire sont ou non réalisées, après 
que l'autorité de l’État compétente en 
matière d' écoles en aura été saisie; ou 

d) s’il s'agit d'une affaire dans laquelle la pre- 
mière plainte doit être adressée à des autorités 
administratives établies en dehors du terri- 
toire plébiscité, ou pour laquelle l’autorité 
compétente en premier lieu se trouve hors du 
dit territoire, après que la plainte aura été 
déposée auprès des autorités hiérarchique- 
ment compétentes. 

2. — Une pétition adressée à l'Office des mino- 
rités avant que les conditions prescrites à l’alinéa 1 
se trouvent réalisées, sera rejetée sans examen. 


Article 151 

Si une personne appartenant à une minorité 
établit d'une manière plausible que l'affaire qui 
P'intéresse n’a pas été réglée dans un délai raison- 
nable par les autorités administratives, ou que 
le règlement de l’affaire ne peut souffrir de retard, 
elle peut exiger que sa pétition soit examinée, 
avant même de faire appel aux autorités admini- 
stratives mentionnées à l’alinéa 1 de l’article 150. 


Article 152 

1. — Dans tous les cas prévus aux articles 150 
et 151, si l'Office des minorités ne réussit pas à 
donner satisfaction aux pétitionnaires, il trans- 
met, pour avis, la pétition avec ses observations 
au Président de la Commission mixte. 

2. — Chaque Office des minorités représente les 
autorités de son pays vis-à vis du Président de la 
Commission mixte. 


Article 153 

1. — Le Président de la Commission mixte est 
libre de recueillir toutes informations qui lui 
sembleraient utiles et appropriées. Il donnera aux 
pétitionnaires et à l'Office des minorités l’occasion 
de présenter leurs observations oralement ou 
par écrit. 

2, — Après avoir examiné l’affaire et donné aux 
Membres de la Commission mixte l’occasion d’ex- 
primer leur opinion, le Président transmettra à 
l'Office des minorités son avis sur la manière dont 
l'affaire peut être réglée conformément aux dis- 
positions de la présente partie, les dispositions 
de l'alinéa 2 de l’article 158 étant applicables 
mutatis mutandis. 

3. — L’avis peut indiquer une solutions défini- 
tive, provisoire ou partielle. Le Président pourra 
également déclarer qu'il ne formulera son avis 
qu’à l’expiration d’un certain délai. 


Article 154 
L'Office des minorités transmettra l’avis du 
Président de la Commission mixte aux autorités 
administratives compétentes, et informera, le plus 
tôt possible, le Président de la Commission mixte 
de la décision des autorités, en indiquant si elles 
ont tenu compte de son avis, et comment. 


e) wenn die Frage ftrittig ift, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Errichtung oder für das Fort⸗ 
beſtehen einer Minderheitsſchule, einer Minder⸗ 
ani oder eines Minderheitsunterrichts ge- 
geben find, nachdem die Schulaufſichtsbehörde 
mit ihr befaßt iſt; oder 

d) wenn es ſich um eine Angelegenheit handelt, in 
der die erſte Beſchwerde an eine Verwaltungs⸗ 
behörde außerhalb des Abſtimmungsgebiets 
geht, oder für die eine Verwaltungsbehörde 
außerhalb des Abſtimmungsgebiets die unmit⸗ 
telbar verfügende oder entſcheidende Behörde ift, 
nachdem Beſchwerde eingelegt worden iſt. 


(2) Eine Anrufung des Minderheitsamts vor der 
Erfüllung der im Abſ. 1 bezeichneten Vorausſetzungen 
iſt von dieſem ohne Prüfung der Sache abzuweiſen. 


Artikel 151 

Macht der Angehörige der Minderheit glaubhaft, 
daß die Angelegenheit von den ſtaatlichen Inſtanzen 
nicht in angemeſſener Friſt erledigt worden iſt, oder 
daß ſie keinen Aufſchub duldet, ſo kann er verlangen, 
daß ſeine Eingabe geprüft wird, bevor die im Ar⸗ 
tikel 150 Abſ. 1 bezeichneten Behörden angerufen 
worden ſind. 


Artikel 152 - 

(1) Wenn es dem Minderheitsamte in den Fällen 
der Artikel 150 und 151 nicht gelingt, die Verfaſſer 
der Eingabe zu befriedigen, gibt es die Eingabe mit 
ſeinen Bemerkungen an den Präſidenten der Ge- 
miſchten Kommiſſion zur Stellungnahme weiter. 

(2) Jedes Minderheitsamt vertritt den Präſi⸗ 
denten der Gemiſchten Kommiſſion gegenüber die 
Behörden ſeines Staates. | 


RÉ TtTel 153 

(1) Der Präſident der Gemiſchten Kommiſſion 
kann ſich alle Informationen verſchaffen, die ihm nach 
Lage des Falles nützlich und zweckdienlich erſcheinen. 
Er gibt dem Verfaſſer der Eingabe und dem Minder⸗ 
heitsamte Gelegenheit, ſich ſchriftlich oder mündlich 
zur Sache zu äußern. 

(2) Nachdem er die Angelegenheit geprüft und 
den Mitgliedern der Gemiſchten Kommiſſion Ge⸗ 
legenheit gegeben hat, ihre Meinung zur Sache zu 
äußern, teilt er ſeine Stellungnahme über die Art, 
wie die Angelegenheit gemäß den Beſtimmungen 
dieſes Teiles zu regeln iſt, dem Minderheitsamte 
mit. Artikel 158 Abſ. 2 findet entſprechende An⸗ 
wendung. 

(3) Die Stellungnahme kann auf eine endgültige 
vorläufige oder teilweiſe Löſung lauten. Der Präſi⸗ 
dent kann auch erklären, daß er erſt nach Ablauf einer 
beſtimmten Friſt Stellung nehmen wird. 


Artikel 154 

Das Minderheitsamt übermittelt der zuſtändigen 
Verwaltungsbehörde die Stellungnahme des Präſi⸗ 
denten der Gemiſchten Kommiſſion und unterrichtet 
dieſen ſobald als möglich darüber, wie die zuſtändige 
Verwaltungsbehörde die Angelegenheit erledigt und 
ER 90 wie ſie dabei ſeine Stellungnahme berückſich⸗ 
tt at, 
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Article 155 


Les délais de procédure seront fixés par le Pré- 
sident de la Commission mixte. 


Article 156 
La procédure ne sera pas publique. Le Président 
de la Commission mixte décide si et quand son 
avis peut être communiqué au pétitionnaire par 
l'Office des minorités. Il décide également si et 
quand la publication en sera permise. 


Article 157 
L'appel au Conseil de la Société des Nations 
prévu à l’article 149, devra être adressé à l'Office 
des minorités. Celui-ei en obtiendra la transmis- 
sion au Conseil par le Gouvernement. 


Article 158 
1. — Si, dans les cas visés à l’article 588, le 
Jugement ou la décision dépend de l'interprétation 
de dispositions de la présente partie, la question 
de l’interprétation sera soumise au seul Président 
du Tribunal arbitral en cas d’évocation. Peut 
demander l'évocation, la personne intéressée 
appartenant à une minorité ou la partie adverse. 


2. — L'interprétation donnée par le Président 
du Tribunal arbitral tiendra comte entre autres 
des résolutions du Conseil de la Société des Na- 
tions, qui auraient trait à des cas analogues en 
Haute Silésie. La question de savoir si des lois 
nationales sont compatibles avec les dispositions 
de la présente partie, ne pourra faire l’objet d’au- 
cun examen. 


Artikel 155 
Die für das in den vorhergehenden Artikeln ge⸗ 
regelte Verfahren maßgebenden Friſten werden von 
dem Präſidenten der Gemiſchten Kommiſſion feſt⸗ 


geſetzt. 
„Artikel 156 

Das Verfahren iſt nicht öffentlich. Der Präſident 
der Gemiſchten Kommiſſion beſtimmt, ob und wann 
ſeine Stellungnahme dem Verfaſſer der Eingabe 
durch das Minderheitsamt mitgeteilt werden kann. 
Er beſtimmt ebenfalls, ob und wann die Veröffent⸗ 
lichung ſeiner Stellungnahme zuläſſig ift. 


Artikel 157 


Die im Artikel 149 vorgeſehene Anrufung des 
Völkerbundrates erfolgt durch Erſuchen an das 
Minderheitsamt, daß es die Eingabe durch Vermitt⸗ 
15 der Regierung an den Völkerbundrat weiter⸗ 
gibt. 

Artikel 158 

(1) Wenn in den Fällen des Artikel 588 das Ur⸗ 
teil oder die Entſcheidung von der Auslegung von 
Beſtimmungen dieſes Teiles abhängt, wird die Aus⸗ 
legungsfrage im Wege der Evokation nur dem Präſi⸗ 
denten des Schiedsgerichts vorgelegt. Die Evo⸗ 
kation kann von der einer Minderheit angehörigen 
beteiligten Perſon oder von der anderen Partei be⸗ 
antragt werden. 

(2) Die Auslegung des Präſidenten des Schieds⸗ 
gerichts wird auch die Beſchlüſſe des Völkerbundrates 
zugrunde legen, die über entſprechende oberſchleſiſche 
Fälle ergangen ſind. Eine Nachprüfung, ob die 
deutſchen oder die polniſchen Geſetze mit den Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Teiles im Einklange ſind, findet 
nicht ſtatt. 
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Quatrième partie 
Questions sociales 
Titre premier 


Syndicats d'employeurs et d'employés 
Chapitre premier 
Syndicats 


Article 159 


Les Gouvernements polonais et allemand recon- 
naîtront pour une période de quinze ans les syndi- 
cats d'employeurs et d'employés qui fonction- 
nent dans le territoire plébiscité. 


Article 160 


On entend par syndicats d'employeurs au sens 
de l’article 159, les associations libres d’em- 
ployeurs, sans distinction de nationalité, qui, 
s’abstenant de tout but politique, s'occupent, en 
vertu de leurs statuts ou en fait, exclusivement ou 
principalement de la réglementation desconditions 
de travail par contrats collectifs. 


Article 161 

1. — On entend par syndicats d'employés au 
sens de l’article 159, les associations libres de 
salariés, sans distinction de nationalité, qui, 
s’abstenant de tout but politique, s'occupent 
exclusivement ou principalement de la réglemen- 
tation des conditions de travail par contrats 
collectifs. 

2. — Les syndicats doivent en outre remplir 

les conditions suivantes : 

a) la qualité de membre ne doit pas dépendre du 
fait d’appartenir à une entreprise déterminée ; 

b) les employeurs ne peuvent pas être admis 
comme membres de ces syndicats, lesquels ne 
peuvent accepter de subventions ou autres 
faveurs de la part des employeurs ; 

c) les syndicats doivent sauvegarder eux-mêmes 
les intérêts de leurs membres, indépen- 
damment de toute influence qui ne soit pas 
d'ordre syndical, en particulier d’influences 
politiques. 

Article 162 

On entend, en principe, par syndicats au 
sens du présent titre, seulement les syndicats 
existant à la date du transfert de la souveraineté. 
Il n’est toutefois pas exclu que, pour des raisons 
économiques ou d'administration, de nouveaux 
syndicats se constituent par voie de transfert 
régulier des membres, ou plusieurs syndicats 
existants se fusionnent en un seul. 


Zeil IV 
Soziale Angelegenheiten 
Titel 1 


Arbeitgeber- und Arbeitnehmer— 
vereinigungen. Tarifverträge 


Kapitel! 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmer⸗ 
vereinigungen 


Artikel 159 
Die deutſche Regierung und die polniſche Regierung 
werden für die Dauer von fünfzehn Jahren die 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervereinigungen, die im 
Abſtimmungsgebiete tätig ſind, anerkennen. 


Artikel 160 


Arbeitgebervereinigungen im Sinne des Artikel 159 
ſind freiwillige Vereinigungen von Arbeitgebern ohne 
Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit, die ſich unter 
Ablehnung politiſcher Ziele ſatzungs⸗ oder übungs⸗ 
gemäß ausſchließlich oder überwiegend mit der Rege⸗ 
lung der Arbeitsverhältniſſe durch Tarifvertrag be- 
ſchäftigen. f 


Artikel 161 
(1) Arbeitnehmervereinigungen im Sinne des Ar⸗ 
tikel 159 ſind freiwillige Vereinigungen von Arbeit⸗ 
nehmern ohne Rückſicht auf die Staatsangehörigkeit, 
die ſich unter Ablehnung politiſcher Ziele ausſchließ⸗ 
lich oder überwiegend mit der Regelung der Arbeits- 
verhältniſſe durch Tarifvertrag beſchäftigen. 


(2) Sie müſſen ferner folgenden Bedingungen ent⸗ 

ſprechen: 

a) Die Mitgliedſchaft darf nicht von der Zugehörig⸗ 
keit zu einem beſtimmten Betriebe abhängig ſein. 

b) Arbeitgeber dürfen nicht als Mitglieder auf⸗ 
genommen, Unterſtützungen oder ſonſtige Zu⸗ 
wendungen von Arbeitgeberſeite dürfen nicht an⸗ 
genommen werden. 

e) Die Wahrnehmung der Intereſſen ihrer Mit⸗ 
glieder muß ſelbſtändig und unabhängig von 
nicht gewerkſchaftlichen, insbeſondere von politi⸗ 
ſchen Einflüſſen erfolgen. f 


Artikel 162 

Vereinigungen im Sinne dieſes Titels ſind grund⸗ 
ſätzlich nur ſolche Vereinigungen, die zur Zeit des 
Überganges der Staatshoheit beſtehen. Die aus ge⸗ 
ſchäftlichen oder wirtſchaftlichen Gründen erfolgende 
Bildung neuer Vereinigungen im Wege ordnungs⸗ 
mäßiger Überführung der Mitglieder und der Zu⸗ 
ſammenſchluß mehrerer beſtehender Vereinigungen 
werden jedoch nicht gehindert. 
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Article 163 

1. — Si un syndicat polonais d'employés 
possède, à la date du transfert de la souveraineté, 
une branche locale d'administration dans la partie 
allemande du territoire plébiscité, le Gouverne- 
ment allemand permettra au syndicat de continuer 
son activité dans ladite partie du territoire tant 
qu'une branche locale d'administration y sub- 
Sistera, et elle laissera. le syndicat libre de 
déplacer comme il l'entend, dans la partie alle- 
mande du territoire plébiscité, le siège de la 
branche locale en question, ainsi que de modifier 
l’organisation de cette branche. Si, à la date du 
transfert de la souveraineté, un syndicat polonais 
d'employés ne possède pas de branche locale d’ad- 
ministration dans la partie allemande du terri- 
toire plébiscité, le Gouvernement allemand per- 
mettra à ce syndicat de continuer son activité 
pendant trois ans dans la partie allemande du 
territoire plébiscité. Après l'expiration de ces 
trois ans, le Gouvernement allemand permettra à 
ce syndicat de poursuivre son activité si celui-ci 
crée une branche locale d'administration dans la 
partie allemande du territoire plébiscité. | 

2. — Le Gouvernement polonais prend pour sa 
partie du territoire plébiscité les mêmes engage- 
ments en ce qui concerne les syndicats allemands 
d'employés. 

3. — Le Gouvernement allemand usera en outre 
de son influence auprès des syndicats allemands 
d'employés qui étendent leur activité à la partie 
polonaise du territoire plébiscité, pour que leurs 
groupements de syndiqués y obtiennent le degré 
d'autonomie prévu par l’annexe. Réciproquement, 
le Gouvernement polonais usera de son influence 
de la même manière auprès des syndicats polonais 
d'employés qui étendent leur activité à la partie 
allemande du territoire plébiscité. 


Article 164 


1. — Les Gouvernements allemand et polonais 
s'engagent à ne pas restreindre les droits reconnus 
aux syndicats visés dans le présent titre en ce 
qui concerne la liberté de coalition et de réunion, 
en vertu des lois en vigueur dans le territoire plé- 


- biscité à la date du transfert de la souveraineté, 


et de leur permettre l’emploi de la langue de leur 
choix dans leurs réunions. Par liberté de coalition, 
il faut entendre entre autres le droit pour les 
syndicats de se grouper en gewerkschaftliche 
Kartelle — kartele zwiqgzkôw zawodowych (Orts- 
ausschüsse — wydzialy miejscowe). 

2. — Les administrations syndicales existant 
dans le territoire plébiscité, et les sièges centraux 
des syndicats, pourront communiquer sans 
obstacles entre eux par voie de correspondance, 
par téléphone, par télégraphe ou par les per- 
sonnes, ainsi qu'échanger les publications et 
imprimés des syndicats dans les limites fixées 
par la réglementation générale des communi- 


cations. 
Article 165 


1. — Pour faciliter l'exécution des dispositions 
des paragraphes précédents, les Gouvernements 
allemand et polonais désigneront chacun un com- 
missaire pour les questions du travail, choisi par- 


Artikel 163 ; 

(1) Soweit eine polniſche Arbeitnehmervereini⸗ 
gung im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets zur 
Zeit des Überganges der Staatshoheit eine Bezirks⸗ 
verwaltung hat, wird die deutſche Regierung die 
weitere Tätigkeit der Vereinigung dort zulaſſen, wenn 
eine Bezirksverwaltung beſtehen bleibt, wobei die 
Befugnis der Vereinigung zu beliebigen Verlegungen 
im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets und 
ſonſtigen organiſatoriſchen Anderungen dieſer Ver⸗ 
waltung unberührt bleibt. Soweit eine polniſche 
Arbeitnehmervereinigung im deutſchen Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets zur Zeit desüberganges der Staats⸗ 
hoheit keine Bezirksverwaltung hat, wird die deutſche 
Regierung ihre Tätigkeit während der Dauer von 
drei Jahren zulaſſen; nach Ablauf dieſer Zeit wird ſie 
ihre Tätigkeit zulaſſen, wenn ſie im deutſchen Teile 
des Abſtimmungsgebiets eine Bezirksverwaltung er⸗ 
richtet. 


(2) Die gleiche Verpflichtung trifft die polniſche 
Regierung hinſichtlich deutſcher Arbeitnehmervereini⸗ 
gungen im polniſchen Teile des Abſtimmungsgebiets. 


(3) Im übrigen wird die deutſche Regierung auf 
deutſche Arbeitnehmervereinigungen, die auch im 
polniſchen Teile des Abſtimmungsgebiets tätig find, 
dahin einwirken, daß ſie ihre im polniſchen Teile des 
Abſtimmungsgebiets tätigen Gliederungen in dem 
ſich aus der Anlage ergebenden Maße verſelbſtändi⸗ 
gen. Im gleichen Sinne wird die polniſche Regierung 
auf polniſche Arbeitnehmervereinigungen einwirken, 
die auch im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets 
tätig ſind. 


Artikel 164 

(i) Die deutſche Regierung und die polniſche Re⸗ 
gierung ſind verpflichtet, die den Vereinigungen im 
Sinne dieſes Titels en Befugniſſe, die ſich 
aus den zur Zeit des überganges der Staatshoheit im 
Abſtimmungsgebiete geltenden Geſetzen hinſichtlich der 
Vereinigungs⸗ und Verſammlungsfreiheit ergeben, 
nicht zu beſchränken und Verſammlungen in der von 
ihnen gewünſchten Sprache zu geſtatten. Unter Ver⸗ 
einigungsfreiheit iſt auch die Befugnis zum Zu⸗ 
ſammenſchluſſe der Vereinigungen in gewerkſchaft⸗ 
lichen Kartellen (Ortsausſchüſſen) zu verſtehen. 


(2) Der perſönliche, ſchriftliche, fernmündliche und 
fernſchriftliche Verkehr ſowie der Austauſch der Druck⸗ 
ſchriften der Vereinigungen zwiſchen den im Abſtim⸗ 
mungsgebiete befindlichen Stellen und den Zentralen 
der Vereinigungen darf im Rahmen der allgemeinen 
Verkehrsregeln nicht gehindert werden. 


s Artikel 165 
(1) Um die Durchführung der vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen zu erleichtern, werden die deutſche Re⸗ 
gierung und die polniſche Regierung je einen Bevoll⸗ 
mächtigten für Arbeitsfragen aus dem Kreiſe der im 


AT Te 


mi les personnes nées dans le territoire plébiscité 
ou y exerçant leur activité depuis un certain 
temps. 

2. — Si un syndicat allemand se croit lésé, par 
des mesures prises ou édictées par l’administra- 
tion polonaise, dans les droits qui lui appar- 
tiennent en vertu des dispositions précitées, ou si 
inversement un syndicat polonais se croit ainsi 
lésé par des mesures prises ou édictées par 
l'administration allemande, le syndicat allemand 
pourra faire appel à l'intervention du commissaire 
allemand, et le syndicat polonais à l’intervention 
du commissaire polonais. 

3. — Si le commissaire à qui il est fait appel 
estime que la réclamation est fondée, il en saisit 
le commissaire de l’autre Partie contractante. Ce 
dernier fait immédiatement procéder à une enquête 
par les autorités administratives compétentes et 
en communique les résultats aussitôt que possible 
et au plus tard trente jours après avoir été saisi 
de la réclamation, au Commissaire qui l’en a 
saisi. Si l'affaire ne peut être réglée de cette 
manière, le commissaire à qu'il a été fait appel 
remet la réclamation à l’Agent d'Etat de son pays, 
qui en saisit la Commission mixte. 


4. — Si le commissaire à qui il a été fait appel 
estime que la réclamation n’est pas fondée, il doit 
s’efforcer d'en provoquer le retrait. Si le retrait 
n'a pas lieu, il remet la réclamation à l’Agent 
d'État de son pays, qui en saisit la Commission 
mixte. 


Article 166 

1. — Le Gouvernement allemand n'entreprendra 
rien en vue d'empêcher les groupements allemands 
de syndiqués qui se trouvent dans la partie polo- 
naise du territoire plébiscité, de se séparer en 
toute liberté des organisations centrales alle- 
mandes avant l'expiration du délai de quinze ans. 
De même, le Gouvernement polonais n’entrepren- 
dra rien en vue d'empêcher les groupements polo- 
nais de syndiqués qui se trouvent dans la partie 
allemande du territoire plébiscité, de se séparer 
en toute liberté des organisations centrales polo- 
naises avant l'expiration du délai de quinze ans. 

2. — Dès que tous les groupements allemands 
de syndiqués qui se trouvent dans la partie polo- 
naise du territoire plébiscité, se seront séparés 
des organisations centrales allemandes, et que 
tous les groupements polonais de syndiqués qui se 
trouvent dans la partie allemande du territoire 
plébiscité, se seront séparés des organisations 
centrales polonaises, les dispositions de l’article 
164, alinéa 2, cesseront d’être applicables. 


Chapitre Il 


Contrats collectifs 


Article 167 
Les syndicats visés au chapitre premier du 
présent titre pourront établir des contrats collec- 
tifs pour l’ensemble du territoire plébiscité. 


Article 168 


1. — On entend par contrats collectifs, des 
accords écrits établis par arrangement direct ou 


Abſtimmungsgebiete geborenen oder jeit längerer Zeit 
dort tätigen Perſonen ernennen. 


(2) Fühlt ſich eine deutſche Vereinigung durch 
Maßnahmen der polniſchen Verwaltung oder eine 
polniſche Vereinigung durch Maßnahmen der deut⸗ 
ſchen Verwaltung in den ihnen nach den vorſtehenden 
Beſtimmungen zuſtehenden Rechten verletzt, ſo kann 
die deutſche Vereinigung den deutſchen, die polniſche 
Vereinigung den polniſchen Bevollmächtigten zwecks 
Abhilfe anrufen. 


(3) Hält der angerufene Bevollmächtigte die Be⸗ 
ſchwerde für begründet, ſo unterbreitet er ſie dem Be⸗ 
vollmächtigten des anderen Staates. Dieſer ver⸗ 
anlaßt die ſofortige Nachprüfung durch die zuſtän⸗ 
digen Verwaltungsſtellen und teilt dem Bevollmäch⸗ 
tigten des beſchwerdeführenden Staates umgehend, 
ſpäteſtens dreißig Tage, nachdem ihm die Beſchwerde 
unterbreitet worden iſt, das Ergebnis mit. Wird auf 
dieſem Wege der Beſchwerdegrund nicht ausgeräumt, 
ſo gibt der angerufene Bevollmächtigte die Beſchwerde 
an den Staatsvertreter ſeines Landes ab, der die An⸗ 
gelegenheit der Gemiſchten Kommiſſion vorzu⸗ 
legen hat. 

(4) Hält der angerufene Bevollmächtigte die Be⸗ 
ſchwerde nicht für begründet, ſoll er auf ihre Zurück⸗ 
nahme hinwirken. Wird die Beſchwerde nicht zurüd- 
genommen, ſo gibt er ſie an den Staatsvertreter ſeines 
Landes ab, der die Angelegenheit der Gemiſchten 
Kommiſſion vorzulegen hat. 


Artikel 166 

(1) Die deutſche Regierung wird nichts unter⸗ 
nehmen, um eine ſchon vor dem Ablauf von fünfzehn 
Jahren erfolgende freiwillige Loslöſung der im pol⸗ 
niſchen Teile des Abſtimmungsgebiets befindlichen 
Teile deutſcher Arbeitgeber- oder Arbeitnehmerver⸗ 
einigungen von den deutſchen Zentralorganiſationen 
zu verhindern. Die polniſche Regierung wird eben⸗ 
falls nichts unternehmen, um die Loslöſung der im 
deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets befindlichen 


„Teile polniſcher Vereinigungen von den polniſchen 


Zentralorganiſationen zu verhindern. 


(2) Sobald ſämtliche im polniſchen Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets befindlichen Teile deutſcher Arbeit⸗ 
geber⸗ und Arbeitnehmervereinigungen von den 
deutſchen Zentralorganiſationen und ſämtliche im 
deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets befindlichen 
Teile polniſcher Vereinigungen von den polniſchen 
Zentralorganiſationen losgelöſt ſind, treten die Be⸗ 
ſtimmungen des Artikels 164 Abſ. 2 außer Kraft. 


Kapitel 2 
Tarifverträge 
Artikel 167 


Die in Kapitel 1 dieſes Titels bezeichneten Ver⸗ 
einigungen ſind berechtigt, gemeinſame Tarifverträge 
für das geſamte Abſtimmungsgebiet abzuſchließen. 


Artikel 168 
(1) Tarifverträge ſind ſchriftliche, freiwillig oder 
im Schlichtungsverfahren zuſtande gekommene Ver⸗ 


. 


par voie de conciliation et d'arbitrage entre des 
syndicats d'employés, d'une part, et un ou plu- 
sieurs employeurs ou des syndicats d'employeurs, 
d'autre part, et réglant les conditions auxquelles 
est soumise la conclusion des contrats de travail. 

2. — L'application des contrats collectifs pour 
ensemble du territoire plébiscité ne doit pas dé- 
passer les limites de ce territoire. Les contrats 
collectifs en cours qui s'appliquent à des régions 
dépassant les limites du territoire plébiscité, ne 
resteront en vigueur au delà de la frontière alle- 
mande que pour la période pour laquelle ils ont été 
établis. Les contrats collectifs de ce genre sus- 
ceptibles d’être dénoncés cesseront d’être en 
vigueur dans la partie polonaise du territoire 
plebiseit6 à dater du premier jour où la dénon- 
ciation, faite aussitôt qu’elle est permise, com- 
mencerait à déployer ses effets. Les contrats col- 
lectifs relatifs aux conditions générales du tra- 
vail (Manteltarifverträge) et les contrats collec- 
tifs relatifs au taux des salaires (Lohntarifver- 
träge) sont considérés à cet égard comme des 
contrats distincts. 

3. Les dispositions du présent titre ne portent 
pas atteinte au droit d'établir des contrats collec- 
tifs dont l'application ne s'étend pas au delà de 
la frontière germano-polonaise. 


Article 169 
1. — Pour faciliter l'établissement de contrats 
collectifs pour l’ensemble du territoire plébiscité, 
les Gouvernements polonais et allemand donne: 
ront les attributions suivantes aux commissaires 
pour les questions du travail : 

a) En cas de différend au sujet de l’établisse- 
ment ou de la modification de contrats collec- 
tifs pour l’ensemble du territoire plébiscité, 
les commissaires pourront, sur la demande 
d'un intéressé ou d'office, se mettre d'accord 
pour instituer une commission de conciliation 
et d'arbitrage. Cette commission devra com- 
prendre en nombre égal des assesseurs alle- 
mands et polonais, employeurs et employés. 
Elle pourra avoir de un à trois présidents im- 
partiaux ; si ceux-ci n'arrivent pas à se met. 
tre d'accord sur le choix de la personne qui 
dirigera les débats, le sort décidera. S’il y a 
deux présidents, on ne comptera leur voix 
que s’ils sont d'accord sur le fond. En ce qui 
concerne la procédure de la commission de 
conciliation et d'arbitrage, les dispositions 
des paragraphes 23 à 30 de l’Ordonnance 
allemande du 23 décembre 1918 (Reichs- 
gesetzblatt, page 1456) seront au surplus 
applicables. Les deux commissaires agissant 
ensemble remplacent les autorités centrales 
compétentes (Landeszentralbehörden) des 
deux Parties. L’accord au sujet de la compo- 
sition de la commission de conciliation et. 
d'arbitrage, et la convocation, en particulier 
en cas de menace de grève, doivent s'effectuer 

le plus rapidement possible; dans aucun cas, 
il ne devra s’écouler plus d'une semaine entre 
Introduction de la demande ou, s’il n’y a 
Pas de demande, l'accord des commissaires 
Pour créer la commission, et la première 
Séance de la commission. 


einbarungen zwiſchen Vereinigungen von Arbeit: 
nehmern und einem oder mehreren Arbeitgebern oder 
Vereinigungen von Arbeitgebern, in denen die Be⸗ 
dingungen für den Abſchluß von Arbeitsverträgen ge⸗ 
regelt ſind. 

(2) Der Geltungsbereich gemeinſamer Tarifver⸗ 
träge für das Abſtimmungsgebiet muß ſich innerhalb 
der Grenzen des Abſtimmungsgebiets halten. Lau⸗ 
fende Tarifverträge, deren Geltungsbereich ſich über 
das Abſtimmungsgebiet hinaus erſtreckt, gelten über 
die deutſchen Landesgrenze hinaus nur für den Zeit⸗ 
abſchnitt, für den ſie geſchloſſen ſind; kündbare Tarif⸗ 
verträge dieſer Art verlieren von dem Zeitpunkt ab, 
für den die Kündigung zuerſt zuläſſig iſt, ihre Rechts⸗ 
wirkſamkeit im polniſchen Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets. Manteltarifverträge und Lohntarifverträge 
gelten in dieſer Hinſicht als getrennte Verträge. 


(3) Das Recht zum Abſchluß von Tarifverträgen, 
deren Geltungsbereich über die deutſche oder die pol⸗ 
niſche Landesgrenze nicht hinausreicht, wird durch 
Beſtimmungen dieſes Titels nicht berührt. 


Artikel 169 


(1) Um das Zuſtandekommen gemeinſamer Tarif⸗ 
verträge für die beiden Teile des Abſtimmungsgebie⸗ 
tes zu erleichtern, werden die deutſche Regierung und 
die polniſche Regierung den Bevollmächtigten für 
Arbeitsfragen folgende Befugniſſe übertragen: 

a) In Streitigkeiten über den Abſchluß oder die 
nderung gemeinſamer Tarifverträge für das 
Abſtimmungsgebiet können die Bevollmächtigten 
ſich auf Antrag eines Beteiligten oder von Amts 
wegen über die Einſetzung einer Schlichtungs⸗ 
ſtelle einigen. Der Schlichtungsſtelle müſſen 
Deutſche und Polen, Arbeitgeber und Arbeit⸗ 
nehmer in gleicher Zahl als Beiſitzer angehören. 
Sie kann ein bis drei unparteiiſche Vorſitzende 
haben; einigen ſich dieſe nicht über die Perſon 
des Verhandlungsleiters, ſo entſcheidet hierüber 
das Los. Sind zwei Vorſitzende vorhanden, ſo 
werden deren Stimmen bei der Abſtimmung nur 
gezählt, wenn ſie ſachlich übereinſtimmen. Auf 
das Verfahren der Schlichtungsſtelle finden im 
übrigen die Vorſchriften der 88 23 bis 30 der 
deutſchen Verordnung vom 23. Dezember 1918 
(Reichsgeſetzbl. S. 1456) Anwendung; an die 
Stelle der Landeszentralbehörde treten die 
beiden Bevollmächtigten gemeinſam. Die Eini⸗ 
gung über die Zuſammenſetzung der Schlich⸗ 
tungsſtelle und die Einberufung zur Verhand⸗ 
lung ſoll, insbeſondere bei Streikgefahr, ſo ſehr 
als irgend möglich beſchleunigt werden; keines⸗ 
falls ſoll zwiſchen dem Eingang des Antrags 
oder, wenn ein Antrag nicht geſtellt worden iſt, 
zwiſchen der Einigung der Bevollmächtigten über 
die Einſetzung der Schlichtungsſtelle und der 
erſten Verhandlung ein Zeitraum von mehr als 
einer Woche liegen; 


b) Les commissaires pourront décider de con- 
cert, sur la demande d’une des parties, s’il y 
a lieu de déclarer obligatoires des arbitrages 
de commissions de conciliation et d’arbitrage 
instituées par eux, que tous les intéressés 
n'avaient pas acceptés. Des arbitrages ne 
pourront être déclarés obligatoires que si, 
tout en tenant dûment compte des intérêts 
des parties, ils sont conformes à l’équité, et 
si leur mise à exécution est nécessaire pour 
la protection de la vie économique en général 
dans le territoire plébiscité. La déclaration 
de force obligatoire tient lieu de l’acceptation 
par les parties de l’arbitrage de la commis- 
sion de conciliation et d'arbitrage. . 


c) Les commissaires pourront disposer d'un 
commun accord de toute demande de décla- 
ration de force obligatoire générale de con- 
trats collectifs pour l’ensemble du territoire 
plébiscité. Les dispositions des paragraphes 2 
et 6a de l'Ordonnance allemande du 23 dé- 
cembre 1918, seront applicables ; toutefois, 
les publications, au lieu d’être faites dans le 
Reichs-Arbeitsblatt, seront faites dans les 
journaux de la Haute Silésie désignés à cet 
effet par les deux commissaires. Les registres 
de contrats collectifs sont confiés aux soins 
de ces commissaires. 


2. — Pour autant que les deux commissaires 
n’arriveront pas à se mettre d'accord, les dis- 
positions législatives alors en vigueur en Alle- 
magne et en Pologne seront appliquées respec- 
tivement dans la partie allemande et la partie 
polonaise du territoire plebiseite. 


Chapitre Ill 
Compétence de la Commission mixte 


Article 170 

1. — La Commission mixte est compétente 
pour trancher toutes contestations au sujet d’une 
non-reconnaissance ou d’une restriction des pou- 
voirs, des syndicats d'employeurs et d'employés. 
ment ou au contenu de contrats collectifs, ne 
relèvent pas de la compétence de la Commission 
mixte. 


2, — Les contestations relatives à l’établisse- 
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b) Die Bevollmächtigten können auf Antrag einer 
Partei gemeinſam über die Verbindlichkeitserklä⸗ 
rung von Schiedsſprüchen der von ihnen einge⸗ 
ſetzten Schlichtungsſtellen, die nicht von allen 
Beteiligten angenommen ſind, entſcheiden. Die 
Verbindlichkeitserklärung iſt nur zuläſſig, wenn 
die im Schiedsſpruch getroffene Regelung bei ge⸗ 
rechter Abwägung der Intereſſen beider Teile 
der Billigkeit entſpricht und ihre Durchführung 
zum Schutze des allgemeinen Wirtſchaftslebens 
des Abſtimmungsgebiets erforderlich iſt; ſie 
erſetzt die mangelnde Annahme des Schieds⸗ 
ſpruchs 


e) Die Bevollmächtigten können gemeinſam über 
Anträge auf Erklärung der allgemeinen Verbind⸗ 
lichkeit gemeinſamer Tarifverträge für das Ab⸗ 
ſtimmungsgebiet entſcheiden. Die Vorſchriften 
der 88 2 und 6a der deutſchen Verordnung vom 
23. Dezember 1918 finden mit der Maßgabe An⸗ 
wendung, daß an die Stelle der Bekanntmachung 
im Reichs⸗Arbeitsblatt die Bekanntmachung in 
den von den beiden Bevollmächtigten beſtimmten 
oberſchleſiſchen Blättern tritt, und daß das Tarif- 
5 bei den beiden 5 geführt 
wir 


(2) Soweit die Bevollmächtigten ſich nicht einigen, 
tritt die in Deutſchland und in Polen jeweils geltende 
geſetzliche Regelung für den deutſchen und den polni⸗ 
ſchen Teil des Abſtimmungsgebiets ein. 


Kapitel 3 
Zuſtändigkeit der Gemiſchten Kommiſſion 


Artikel 170 

(1) Die Gemiſchte Kommiſſion iſt zuſtändig zur 
Regelung von Streitigkeiten wegen Nichtanerken⸗ 
nung von Arbeitgeber- oder Arbeitnehmervereinigun⸗ 
gen oder wegen Einſchränkung ihrer Befugniſſe. 

(2) Streitigkeiten über das Zuſtandekommen oder 
den Inhalt von Tarifverträgen gehören nicht zur Zu⸗ 
ſtändigkeit der Gemiſchten Kommiſſion. 


Annexe (Article 163) 
81 


1. — On considérera le degré d'autonomie prévu 
à l’article 163 comme réalisé si les décisions des 
organisations centrales sont conformes aux con- 
ditions énumérées ci-dessous: 

1° Chaque groupement aura, outre son nom, une 
désignation spéciale indiquant qu’il possède 
le degré requis d'autonomie. 
Des représentants des syndicats allemands ne 
pourront prendre part à des négociations re- 
latives à la réglementation des conditions de 
travail dont les résultats seront valables dans 
la partie polonaise du territoire plebiseite, 
qu s'ils résident et exercent leur activité dans 
le territoire plébiscité. 
Toute réglementation des conditions du tra- 
vail par les syndicats allemands destinée à 
s’appliquer à la partie polonaise du territoire 
plébiscité, sera faite indépendamment par le 
groupement intéressé, sans qu'il ait nottam- 
ment besoin du consentement de l’admini- 
stration centrale du syndicat allemand. 
Les groupements allemands qui exercent leur 
activité dans la partie polonaise et ont leur 
siègé dans la partie allemande du territoire 
plebiseite, doivent avoir, dans la partie polo- 
naise de ce territoire, un représentant res- 
ponsable chargé de donner aux autorités 
polonaises tous les renseignements nécessai- 
res, conformément aux dispositions du pré- 
sent titre. 
Les décisions relatives à l'admission ou au 
refus de nouveaux membres dans la partie 
polonaise du territoire plébiscité, seront 
prises indépendamment par les groupements 
allemands compétents conformément aux 
principes généraux du syndicat. 
Les groupements allemands qui exercent leur 
activité dans la partie polonaise du territoire 
plébiscité, auront le droit de tenir leur pro- 
pre comptabilité conformément aux règles de 
comptabilité du syndicat. 

— Il en est de même en ce qui concerne les 
&roupements polonais dans la partie allemande du 
territoire plébiscité. 


82 

1. — Les syndicats allemands des salariés de 
l’administration des chemins de fer, des postes et 
telegraphes, et des ouvriers de l’Etat et des com- 
munes, créeront le plus rapidement possible, et en 
tout cas avant le 1” juillet 1922, des branches 
locales d’administration pour la partie polonaise 
du territoire plébiscité. 

2.— Les mêmes dispositions s'appliquent aux 
Syndicats polonais de cette espèce. 


3 ) 


4° 


à 


—. 
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Anlage zu Artikel 163 
8 1 
Das im Artikel 163 vorgeſehene Maß der Ver⸗ 
ſelbſtändigung wird durch Beſchlüſſe der gewerkſchaft⸗ 
lichen Spitzenorganiſationen erfüllt, die dem nach⸗ 
ſtehenden Muſter entſprechen. 
1. Der Name jeder Gliederung erhält einen Zuſatz, 
aus dem ſich die Verſelbſtändigung ergibt. 
l Verhandlungen über die Regelung des Arbeits⸗ 
verhältniſſes können, ſoweit ſie auch im pol⸗ 
niſchen Teile des Abſtimmungsgebiets Geltung 
haben ſollen, nur von ſolchen Vertretern deutſcher 
Gewerkſchaften geführt werden, die im Abſtim⸗ 
mungsgebiet wohnhaft und tätig ſind. 


Jede Regelun 


g des Arbeitsverhältniſſes d 
deutſche Gewe 0 \ 122 


rkſchaften wird, ſoweit ſie auch für 

den polniſchen Teil des e 
Geltung haben joll, ſeitens der fraglichen Gliede⸗ 
rung ſelbſtändig, insbeſondere ohne die Notwen⸗ 
digkeit einer Genehmigung durch den Gewerk⸗ 
ſchaftsvorſtand erfolgen. 

. Deutide Gliederungen, die auch im polniſchen 
Teil des Abſtimmungsgebiets tätig ſind, ihren 
Sitz aber im deutſchen Teil des Abſtimmungs⸗ 
gebiets haben, müſſen im polniſchen Teil des 
Abſtimmungsgebiets einen verantwortlichen 
Vertreter haben, der den polniſchen Behörden zur 
Erteilung von Auskünften zur Verfügung ſteht, 
ſoweit ſolche Auskünfte nach den Vorſchriften 
dieſes Titels verlangt werden können. 

. Die Entſcheidung über die Aufnahme oder Ab⸗ 
lehnung neuer Mitglieder erfolgt im polniſchen 
Teil des Abſtimmungsgebiets im Rahmen der 
allgemeinen Grundſätze der Gewerkſchaft durch 
die deutſche Gliederung ſelbſtändig. 


Deutſche Gliederungen, 
Teil des Abſtimmungsgebiets tätig ſind, erhalten 
das Recht, über Einnahmen und Ausgaben im 
Rahmen des geſamten Kaſſenweſens der Ge⸗ 
werkſchaft geſondert Rechnung zu führen. 
Dasſelbe gilt für polniſche Gliederungen im deut⸗ 

ſchen Teil des Abſtimmungsgebiets. 


die auch im polniſchen 


8 2 
(1) Die deutſchen Gewerkſchaften der Arbeitnehmer 
der Eiſenbahn⸗, Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 
und der Staats- und Gemeindearbeiter werden mög⸗ 
lichſt bald, ſpäteſtens bis zum 1. Juli 1922, für den 
polniſchen Teil des Abſtimmungsgebiets beſondere 
Bezirksſtellen einrichten. 


(2) Entſprechendes gilt für die polniſchen Gewerk⸗ 


ſchaften dieſer Art im deutſchen Teil des Abſtim⸗ 
mungsgebiets. 
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Titre II 
Assurances sociales 


Chapitre premier 
Assucance-meladie 


Article 171 


1. — Les caisses locales d’assurance-maladie, 
tant générales que spéciales, ainsi que les caisses- 
maladie rurales, les caisses-maladie des entre- 
prises et des corporations de métiers, ayant leur 
siège en Haute Silésie polonaise, deviendront, sauf 
les exceptions prévues ci-après, des caisses polo- 
naises, à dater du transfert de la souveraineté. 


2. — Les caisses d’assurance-maladie des caté- 
gories désignées dans l’alinéa 1, ayant leur siège 
dans la partie allemande du territoire plébiscité, 
resteront, sauf les exceptions prévues ci-après, 
des caisses allemandes. 


Article 172 


Lorsque la frontière polono-allemande traver- 
sera des circonscriptions de caisses locales d’assu- 
rance-maladie générales ou spéciales, ou de caisses 
d’assurance-maladie rurales ou de corporations de 
métiers, ces circonscriptions seront divisées par 
la ligne frontière. 


Article 173 


Cessent, à dater du transfert de la sou- 
veraineté, d’être affiliés à la caisse d’assurance- 
maladie dont ils étaient membres : 


a) les assurés d’une caisse-maladie d’entreprise 
ayant son siège dans la partie polonaise du 
territoire plébiscité, lorsqu'ils ont leurs occu- 
pations dans la partie allemande ; 


b) les assurés d’une caisse-maladie d’entreprise 
ayant son siège dans la partie allemande du 
territoire plébiscité, lorsqu'ils ont leurs occu+ 
pations dans la partie polonaise. 


Article 174 


1. — A dater du transfert de la souveraineté, 
les membres affiliés aux caisses-maladie visées par 
les articles 172 et 173, ne pourront faire valoir 
leurs droits que contre la caisse dont, à compter 
de ce moment, ils sont déjà membres ou le sont 
devenus. 


2. — Les dispositions de l'alinéa précédent 
s'appliquent également aux revendications résul- 
tant de cas de maladies antérieurs à la date du 
transfert de la souveraineté. Toutefois, la nouvelle 
caisse est tenue aux prestations prévues par les 
statuts de l’ancienne, si celles-ci sont plus favo- 
rables à l'ayant droit. 


Titel 11 
Soziale Verſicherungen 
Kapitel ! 
Krankenverſicherung 


Artikel 171 


(1) Mit dem Übergange der Staatshoheit werden 
die allgemeinen und beſonderen Ortskrankenkaſſen 
ſowie die Land», Betriebs- und Innungskranken⸗ 
kaſſen, die ihren CA in Polniſch⸗Oberſchleſien haben, 
polniſche Krankenkaſſen, ſoweit nicht nachſtehend ein 
anderes beſtimmt wird. 


(2) Die Krankenkaſſen der im Abſ. 1 bezeichneten 
Art, die ihren Sitz im deutſchen Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets haben, bleiben deutſche Kranken⸗ 
27 5 ſoweit nicht nachſtehend ein anderes beſtimmt 
wird. 


Artikel 172 


Die Bezirke der allgemeinen und beſonderen Orts⸗ 
krankenkaſſen ſowie der Land- und Innungskranken⸗ 
kaſſen, die von der deutſch-polniſchen Grenze burd- 
1 werden, werden entſprechend dieſer Grenze 
geteilt. 


Artikel 173 


Mit dem Übergange der Staatshoheit ſcheiden aus 
ihren bisherigen Betriebskrankenkaſſen aus 


a) die im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets 
beſchäftigten Mitglieder einer Betriebskranken⸗ 
kaſſe, die im polniſchen Teile ihren Sitz hat, 


b) die im polniſchen Teile des Abſtimmungsgebiets 
beſchäftigten Mitglieder einer Betriebskranken⸗ 
kaſſe, die im deutſchen Teile ihren Sitz hat. 


Artikel 174 


(1) Vom Übergange der Staatshoheit ab haben 
die Mitglieder der in den Artikeln 172 und 173 be⸗ 
zeichneten Krankenkaſſen Anſprüche nur gegen die 
Kaſſe, zu der ſie von dieſem Zeitpunkt ab gehören, 
oder der ſie zugeteilt werden. 


(2) Dies gilt auch für Anſprüche aus Verſicherungs⸗ 
fällen, die vor dem Übergange der Staatshoheit ein- 
getreten ſind; jedoch hat die neue Kaſſe die Leiſtungen 
nach der Satzung der bisher verpflichteten Kaſſe zu 
bemeſſen, falls dies für den Berechtigten günſtiger iſt. 


Article 175 


Si le droit à une prestation de la caisse-maladie 
dépend de l’expiration d'une période d'attente, le 
temps pendant lequel l'assuré a été affilié à une 
des caisses visées par les articles 172 et 173 avant 
la date du transfert de la souveraineté, devra être 
déduit de cette période. 


Article 176 

Si une caisse-maladie ayant son siège dans le 
territoire plébiscité a accordé, avant la date du 
transfert de la souveraineté, l’hospitalisation 
(traitement dans un hôpital) à un de ses assurés, 
le fait que celui-ci est devenu membre d’une caisse- 
maladie qui a son siège dans l’autre partie du 
territoire plébiscité, ne donnera pas à l’hôpital le 
droit de refuser de le garder. 


Article 177 

1. — En ce qui concerne les paragraphes 205 a 
N°1, 214 alinéa 3, 216 alinéa 1, N°2, para- 
graphes 217, 218, 221 du Code des Assurances 
sociales de l'Allemagne, les parties allemande et 
polonaise du territoire plebiseit6 ne seront pas 
considérées par rapport l’une à l’autre comme 
Ausland >. 

2. — Les paragraphes 219, 220, 222 dudit Code 
seront applicables, même lorsque l’endroit où 
‘assuré a son domicile ($ 219) ou lorsque 
l'endroit où il tombe malade (S 220) est situé 
dans l’une des deux parties du territoire plébis- 
cité, et que le siège de la caisse responsable se 
trouve dans l’autre. 

3. — Les stipulations des alinéas 1 et 2 du 
présent article ne resteront en vigueur que tant 
que les dispositions de fond de la législation en 
matière d’assurance-maladie concorderont dans 
les parties polonaise et allemande du territoire 
plébiscité, et que le mark allemand sera la seule 
monnaie ayant cours légal dans la Haute Silésie 
polonaise. En aucun cas elles ne resteront en vi- 
gueur au delà du 31 décembre 1926. 


Chapitre Il 
Assurance-accidents 


Article 178 
On se reportera à la date du 1" janvier 1922 en 


ce qui concerne les fonds à transférer suivant 
l'article 312 du Traité de Paix de Versailles. 


Article 179 

1 — Le Gouvernement polonais prend à sa 
charge l’indemnisation, à partir du 1° janvier 
des ayants droit victimes d'un accident 
avant cette date et domiciliés à cette date en 
Haute Silésie polonaise, et ce sans distinction de 
nationalité. Sont considérés comme ayants droit, 
non seulement ceux qui touchent une rente déjà 
une rente aura été accordée après cette date pour 

un accident survenu avant. 


2. — Les rentes seront payées en monnaie alle- 
mande. Si, à la place de la monnaie allemande, une 
monnaie polonaise est introduite avec cours 16 
en Haute Silésie polonaise, les rentes pourront dès 


i * tu Eng 8 
Nene eee, . 


Artikel 175 
Iſt der Anſpruch auf eine Leiſtung der Kranken⸗ 
kaſſe von dem Ablauf einer Wartezeit abhängig, ſo 
iſt die Zeit, während welcher der Verſicherte bis zum 
Übergange der Staatshoheit Mitglied einer in den 
Artikeln 172 und 173 bezeichneten Kaſſe war, auf 
dieſe Wartezeit anzurechnen. f 


Artikel 176 
Hat eine Krankenkaſſe, die ihren Sitz im Abſtim⸗ 
mungsgebiete hat, vor dem Übergange der Staats⸗ 
hoheit Krankenhauspflege gewährt, ſo darf das Kran⸗ 
kenhaus die weitere Durchführung dieſer Pflege nicht 
deshalb ablehnen, weil der Berechtigte Mitglied einer 
Krankenkaſſe des anderen Staates geworden iſt. 


Artikel 177 
(1) Im Sinne des § 205a Nr. 1, § 214 Abſ. 3, 
§ 216 Abſ. 1 Nr. 2, der 88 217, 218, 221 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung gelten die beiden Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets im Verhältnis zueinander als 
Inland. 


(2) Die 88 219, 220, 222 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung ſind auch dann anzuwenden, wenn der Ort, 
an dem der Verſicherte wohnt (§ 219) oder erkrankt 
(8 220), in dem einen Teile des Abſtimmungsgebiets 
liegt, der Sitz der verpflichteten Kaſſe dagegen im an⸗ 
deren Teile. 


(8) Die Beſtimmungen der Abſ. 1 und 2 dieſes 
Artikels gelten nur ſolange die Geſetzgebung auf dem 
Gebiete der Krankenverſicherung in beiden Teilen des 
Abſtimmungsgebiets in materieller Hinſicht überein⸗ 
ſtimmt, und die deutſche Mark das einzige geſetzliche 
Zahlungsmittel in Polniſch⸗Oberſchleſien ift, längſtens 
jedoch bis zum 31. Dezember 1926, ’ 


Kapitel II 
Anfallverſicherung 


Artikel 178 
„Stichtag für die Übertragung der Fonds gemäß 
Artikel 312 des Friedensvertrags von Verſailles iſt 
der 1. Januar 1922. 


Artikel 179 

(1) Vom 1. Januar 1922 an übernimmt die pol⸗ 
niſche Regierung die Entſchädigung der Berechtigten, 
die vor dieſem Tage einen Unfall erlitten haben und 
an dieſem Tage ihren Wohnſitz in Polniſch⸗Ober⸗ 
ſchleſien hatten, ohne Rückſicht auf ihre Staatsange⸗ 
hörigkeit. Zu den Berechtigten gehören nicht nur die 
Rentenempfänger, deren Renten am 1. Januar 1922 
bereits feſtgeſetzt worden waren, ſondern auch die 
Perſonen, denen ſpäter eine Rente für einen Unfall 
bewilligt wird, der ſich vor dieſem Tage ereignet hat. 

(2) Die Renten find in deutſcher Reichsmark zu 
ahlen. Wird an Stelle der deutſchen Reichsmark in 
Polniſch⸗Oberſchleſten die polniſche Währung ein⸗ 
geführt, ſo können vom Inkrafttreten des Währungs⸗ 
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ce moment être payées dans cette monnaie d’après 
le cours du change du dix du mois qui précède la 
date de l’échéance. Les dispositions de l’artiele307, 
paragraphe 4, alinéas 2 et 3, s'appliquent en ce 
qui concerne la détermination du cours du change. 


Article 180 


1. — Le Gouvernement polonais prend à sa 
charge, quel que soit le domicile de l’ayant droit, 
les indemnités accordées pour les suites d’acci- 
dents survenant après le 31 décembre 1921 dans 
les entreprises et parties d'entreprises situées en 
Haute Silésie polonaise. Les corporations pro- 
fessionnelles (Berufsgenossenschaften) allemandes 
n’ont plus droit aux cotisations des employeurs de 
ces entreprises et parties d'entreprises pour la 
période postérieure au 31 décembre 1921. 

2. — Le Gouvernement allemand prend à sa 
charge, quel que soit le domicile de l’ayant droit, 
les indemnités accordées pour les suites d'acei- 
dents survenant après le 31 décembre 1921 dans 
les entreprises et parties d’entreprises situées 
dans la partie allemande du territoire plébiscité. 


Article 181 


Le paiement des indemnités dues pour la pé- 
riode antérieure au 1” janvier 1922 (arriérés de 
rentes, frais de traitement médical, ete . . .), in- 
combe à l'institution chargée de l'assurance qui 
était, durant cette période, tenue de payer 
l'indemnité pour les suites de l’accident. Il en est 
de même des frais occasionnés après le 1° janvier 
1922 par la fixation des indemnités, lorsqu'il s'agit 


* d'accidents survenus avant cette date. Les institu- 


tions allemandes chargées de l’assurance devront 
fixer ces indemnités le plus rapidement possible. 


Article 182 


Le (Gouvernement polonais prend également à 
sa charge, à partir du 1° janvier 1922, les indem- 
nités à verser aux ayants droit qui, avant cette 
date, ont été victimes d'un accident dans les entre- 
prises ou parties d'entreprises visées à l’article 
180, alinéa 1, et avaient leur domicile, le 1” janvier 
1922, en dehors de l’Allemagne, y compris la 
partie polonaise du territoire plébiscité. Le Gou- 
vernement allemand produira les pièces y relatives 
en sa possession. 


Article 183 


1. — Les corporations professionnelles alle- 
mandes continueront à gérer l’assurance-accidents, 
en Haute Silésie polonaise, pour le compte des 
institutions polonaises chargées de l'assurance, 
pendant six mois à dater du premier du mois qui 
suivra le transfert de la souveraineté, mais toute- 
fois pas au delà du 31 décembre 1922. 

2. — Les autorités polonaises percevront s’il y 
a lieu, pour le compte des corporations profession- 
nelles allemandes, les cotisations pour l’année 
1921. Le Gouvernement polonais remboursera au 
Gouvernement allemand les frais d'administration 
encourus par des corporations professionnelles 
allemandes pour le compte d'institutions polo- 
naises chargées de l’assurance, ainsi que les dé- 
penses occasionnées par des prestations effectuées, 
conformément à la loi, depuis le 1% janvier 1922. 


ut 
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wechſels ab die Renten in polniſcher Währung, um- 
gerechnet zum Tageskurſe, am zehnten des dem Fäl⸗ 
ligkeitstage vorangehenden Monats gezahlt werden. 
Auf die Berechnung des Tageskurſes finden die Be- 
ſtimmungen des Artikel 307 § 4 Abſ. 2 und 3 An- 
wendung. 
f Artikel 180 

(1) Die polniſche Regierung übernimmt ohne 
Rückſicht auf den Wohnſitz des Berechtigten die Ent⸗ 
ſchädigung für die Folgen der Unfälle, die ſich nach 
dem 31. Dezember 1921 in den Betrieben und Be⸗ 
triebsteilen ereignen, die in Polniſch-Oberſchleſien ge⸗ 
legen ſind. Den deutſchen Berufsgenoſſenſchaften 
ſtehen Beiträge von Unternehmern dieſer Betriebe 
und Betriebsteile für die Zeit nach dem 31. Dezem⸗ 
ber 1921 nicht mehr zu. 


(2) Die deutſche Regierung übernimmt ohne Rück⸗ 
ſicht auf den Wohnſitz des Berechtigten die Entſchä⸗ 
digung für die Folgen der Unfälle, die ſich nach dem 
31. Dezember 1921 in den Betrieben und Betriebs⸗ 
teilen ereignen, die im deutſchen Teile des Abftim- 
mungsgebiets gelegen ſind. 


Artikel 181 

(1). Die Zahlung von Entſchädigungen für die Zeit 
vor dem 1. Januar 1922 (rückſtändige Renten, Koſten 
des Heilverfahrens uſw.) liegt dem Verſicherungs⸗ 
träger ob, der während dieſer Zeit für die Folgen 
des Unfalls entſchädigungspflichtig war. Das gleiche 
gilt für die ſeit dem 1. Januar 1922 erwachſenen 
Koſten der Feſtſtellung von Entſchädigungen, ſoweit 
die Unfälle ſich vor dieſem Tage ereignet haben. Die 
deutſchen Verſicherungsträger werden die erwähnten 
Feſtſtellungen mit möglichſter Beſchleunigung zu 
Ende führen. 


Artikel 182 

Die polniſche Regierung übernimmt vom 1. Ja⸗ 
nuar 1922 ab auch die Entſchädigung der Berechtig⸗ 
ten, die vor dieſem Tage in den im Artikel 180 Abſ. 1 
genannten Betrieben und Betriebsteilen einen Unfall 
erlitten haben und die am 1. Januar 1922 ihren 
Wohnſitz außerhalb des Deutſchen Reichs einſchließ⸗ 
lich des Polen zugeſprochenen Teiles des Abſtim⸗ 
mungsgebiets hatten. Die deutſche Regierung wird 
die erforderlichen Unterlagen beibringen. 


Artikel 183 

(1) Bis zum Ablaufe des ſechſten Kalendermonats 
nach dem Übergang der Staatshoheit, längſtens 
jedoch bis zum 31. Dezember 1922, führen die deut⸗ 
ſchen Berufsgenoſſenſchaften die Geſchäfte der Unfall⸗ 
verſicherung im polniſchen Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets für Rechnung der polniſchen Verſicherungs⸗ 
träger fort. 

(2) Die polniſchen Behörden werden erforder⸗ 
lichenfalls die Beiträge für das Jahr 1921 für die 
deutſchen Berufsgenoſſenſchaften einziehen. Die 
polniſche Regierung erſtattet der deutſchen Regie⸗ 
rung die von den deutſchen Berufsgenoſſenſchaften 
ſeit dem 1. Januar 1922 für die polniſchen Verſiche⸗ 
rungsträger aufgewendeten Verwaltungskoſten und 
die Auslagen für die ſonſtigen von ihnen bewirkten 
geſetzlich zuläſſigen Leiſtungen; die Koſten und Aus⸗ 


lagen ſind bei der Übertragung der Fonds gemäß 


TON 


II sera tenu compte de tes frais et dépenses lors 
du transfert des fonds prévu à l’article 312 du 
Traité de Paix de Versailles. Bier 
3. — En matière de recours contre les décisions 
prises par des corporations professionnelles alle- 
mandes au cours de leur gestion pour le compte 
des institutions polonaises chargées de las- 
surance, ce sont les autorités polonaises qui 
statueront. 
Article 184 
1. — Une somme égale au capital constitutif 
de la rente annuelle devra être versée 
a) par l'Allemagne: : 
1° pour chaque ayant droit qui, le 1“ janvier 
1922, a son domicile dans la partie alle- 
mande du territoire plébiscité et auquel 
une rente a été accordée avant ou apres 
cette date par une institution allemande 
chargée de l’assurance, lorsque cet ayant 
droit transfère son domicile de la partie 
allemande dans la partie polonaise du 
territoire plébiscité ; 
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dans la partie polonaise du territoire 
plébiscité et est victime dans la partie 
allemande d’un accident pour lequel une 
institution allemande chargée de l’as- 
surance est tenue de l’indemniser ; 
b) par la Pologne : 

1° pour chaque ayant droit de la catégorie 
visée à l’article 179, alinéa 1, et à l’article 
180, alinéa 1, qui transfère son domicile de 
la partie polonaise dans la partie alle- 
mande du territoire plébiscité ; 

2° pour chaque ayant droit qui a son domicile 

dans la partie allemande du territoire plé- 
biscité et est victime dans la partie polo- 
naise d’un accident pour lequel une institu- 
tion polonaise chargée de l'assurance est 
tenue de l’indemniser. 
2. — Ces dispositions sont applicables en cas 
de changement réitéré de domicile. 

3. — Le versement d'un capital tel qu'il est 
réglé par les alinéas 1 et 2, n’aura toutefois lieu 
que pour autant que les dispositions de fond de 
la législation en matière d’assurance-accidents 
concorderont dans les deux parties du territoire 
plébiscité, et que le mark allemand sera la seule 
monnaie ayant cours légal en Haute Silésie polo- 
naise, et en aucun cas il n'aura lieu après le 
31 décembre 1926. 

Article 185 

1. — Le capital à verser en vertu de l’article 
184 sera calculé d’après un tarif qui sera établi 
par voie d'accord entre les deux Gouvernements. 
Pour la capitalisation dans les cas a) chiffre 1 
et b) chiffre 1 de l’article 184, on prendra pour 
base la rente telle qu’elle est payable le premier 
du mois qui suit le changement de domicile. 

2. — Chacun des deux Gouvernements désignera 
institution chargée de l'assurance à laquelle 
devront être versés les capitaux dus par l’autre 
État. Cette institution sera subrogée à l'institu- 
tion compétente jusqu'alors. Dans les cas de 
changement de domicile, cette subrogation datera 
du premier du mois qui suit le changement de 
domicile. N 


2° pour chaque ayant droit qui a son domicile 


Artikel 312 des Friedensvertrags von Verfailles 
anzurechnen. 


(3) Über Rechtsmittel, die ſich gegen Beſcheide 
richten, die deutſche Berufsgenoſſenſchaften bei ihrer 
Geſchäftsführung für die polniſchen Verſicherungs⸗ 
träger erlaſſen, entſcheiden die polniſchen Behörden. 


Artikel 184 
(1) Ein dem Werte der Jahresrente entſprechendes 
Kapital iſt zu zahlen: 
a) deutſcherſeits: 
1. für einen Berechtigten, der am 1. Juni 1922 
im deutſchen Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets wohnte, und dem vor oder nach 
dieſem Tage von einem deutſchen Verſiche⸗ 
rungsträger eine Rente bewilligt worden 
iſt, wenn er ſeinen Wohnſitz aus dem deut⸗ 
ſchen nach dem polniſchen Teile des Ab— 
ſtimmungsgebiets verlegt; 


2. für einen Berechtigten, der im polniſchen 
Teile des Abſtimmungsgebiets wohnt und 
einen Unfall im deutſchen Teile dieſes Ge— 
biets erleidet, wenn ein deutſcher Verſiche— 
rungsträger entſchädigungspflichtig iſt. 


b) polniſcherſeits: | 

1. für einen Berechtigten, der im Artikel 179 
Abſ. 1 oder im Artikel 180 Abſ. 1 bezeich⸗ 
neten Art, der ſeinen Wohnſitz aus dem 
polnischen nach dem deutſchen Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebietes verlegt; 

2. für einen Berechtigten, der im deutſchen 
Teile des Abſtimmungsgebietes wohnt und 
einen Unfall im polniſchen Teile erleidet, 
wenn ein polniſcher Verſicherungsträger 
entſchädigungspflichtig iſt. 


(2) Bei wiederholter Anderung des Wohnſitzes 
gilt entſprechendes. g 

(3) Die im Abſatz 1 und 2 geregelte Kapitalszah⸗ 
lung findet nur ſtatt, ſolange die Geſetzgebung auf 
dem Gebiete der Unfallverſicherung in beiden Teilen 
des Abſtimmungsgebiets in materieller Hinſicht über⸗ 
einſtimmt und die deutſche Mark das einzige geſetz⸗ 
liche Zahlungsmittel in Polniſch⸗Oberſchleſien iſt, 
längſtens jedoch bis zum 31. Dezember 1926. 


Artikel 185 


(1) Das gemäß Artikel 184 zu zahlende Kapital 
iſt nach einem von beiden Regierungen zu verein⸗ 
barenden Tarife zu berechnen. Für die Berechnung 
des Kapitals iſt in den Fällen a Ziffer 1 und b Zif⸗ 
fer 1 des Artikels 184 die Rente zugrunde zu legen, 
die an dem auf die Wohnſitzverlegung folgenden 
Monatserſten zahlbar iſt. 

60 Jede der beiden Regierungen bezeichnet einen 
Verſicherungsträger, an den das von dem anderen 
Staate zu leiſtende Kapital zu zahlen iſt. Dieſer 
Verſicherungsträger tritt an die Stelle des bis⸗ 
herigen Verſicherungsträgers, und zwar in den Täl⸗ 
len der Wohnſitzverlegung von dem auf ſie folgenden 
Monatserſten ab. 
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Chapitre III 
Assurance-invalidité et des survivants 


Article 186 


1. — Pour les personnes qui, à la date du 
transfert de la souveraineté, jouissent d’une 
prestation et ont leur domicile en Haute Silésie 
polonaise, la Pologne assume l'obligation de leur 
fournir, sans distinction de nationalité, à partir 
du premier du mois suivant, les mêmes prestations 
qui leur étaient fournies par un Institut allemand 
d'assurance ou un établissement spécial agréé, y 
compris, dans le cas de rentes, les allocations 
additionnelles du Reich. 


2. — Les personnes qui, à la date du transfert 
de la souveraineté, jouissent d’une prestation et 
ont leur domicile dans la partie allemande du 
territoire plébiscité, continueront, sans distinction 
de nationalité, à recevoir cette prestation, y com- 
pris, dans le cas d’une rente, l’allocation addition- 
nelle du Reich. 

3. — Les assurés obligatoires aux termes du 
livre IV du Code des Assurances sociales de l’Alle- 
magne, qui ont leurs occupations, à la date du 
transfert de la souveraineté, dans la partie polo- 
naise du territoire plébiscité, sont considérés, sans 
distinction de nationalité, comme relevant, depuis 
le moment où ils sont assurés, de l’Institut 
d'assurance qui sera créé par le Gouvernement 
polonais pour cette partie du territoire. Toutes 
les cotisations qu'ils ont versées jusqu’à la date 
du transfert de la souveraineté, seront considérées 
comme ayant été versées au dit Institut polonais. 
Il en est de même en ce qui concerne les assurés 
facultatifs domiciliés dans la partie polonaise du 
territoire plébiscité à la date du transfert de la 
souveraineté. 

4. — Les rentes seront payées en monnaie alle- 
mande. Si, à la place de la monnaie allemande, 
une monnaie polonaise est introduite avec cours 


légal en Haute Silésie polonaise, les rentes pour- 


ront dés ce moment être payées dans cette monnaie 
d’après le cours du change du dix du mois qui 
précède la date de l’échéance. Les dispositions de 
l’article 307, paragraphe 4, alinéas 2 et 3, s'ap- 
pliquent en ce qui concerne la détermination du 
cours du change. 


Article 187 

A dater du transfert de la souveraineté, les 
timbres de cotisation de la Landesversicherungs- 
anstalt Schlesien ne seront plus employés dans la 
Haute Silésie polonaise. Le Gouvernement polo- 
nais émettra pour ce territoire des timbres de coti- 
sation dont la valeur sera déterminée en monnaie 
allemande. Le Gouvernement allemand s'engage à 
fournir sur demande au Gouvernement polonais, 
contre remboursement des frais, les timbres de 
cotisations et les cartes-quittances nécessaires 
pour assurer pendant l’année 1922 le fonctionne- 
ment des assurances en question en Haute Silésie 
polonaise. 


Article 188 
1. — Lors de la fixation des rentes à payer aux 
assurés ou à leurs survivants par l’Institut polo- 
nais d’assurances sociales, il sera tenu compte des 
cotisations valablement payées pour la période 


Kapitel Il 
Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung 


Artikel 186 


(1) Für Perſonen, die am Tage des Überganges 
der Staatshoheit im Genuß einer Leiſtung ſind und 
ihren Wohnſitz in Polniſch⸗Oberſchleſten haben, über⸗ 
nimmt Polen vom Beginn des nächſten Monats ab 
die von einer deutſchen Verſicherungsanſtalt oder 
Sonderanſtalt gewährten Leiſtungen ohne Rückſicht 
auf die Staatsangehörigkeit der Berechtigten oder 
Empfänger. Bei den Renten gilt dies auch für den 


Reichszuſchuß. 


(2) Perſonen, die am Tage des Überganges der 
Staatshoheit im Genuß einer Leiſtung ſind und 
ihren Wohnſitz im deutſchen Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets haben, erhalten ohne Rückſicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit dieſe Leiſtungen weiter, bei den 
Renten auch den Reichszuſchuß. 


(8) Vom Übergange der Staatshoheit ab gelten die 
nach dem vierten Buche der Reichsverſicherungsord⸗ 
nung verſicherungspflichtigen Perſonen, die an die⸗ 
ſem Tage im polniſchen Teile des Abſtimmunas⸗ 
gebiets beſchäftigt find, ohne Rückſicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit als vom Beginn ihres Verſiche⸗ 
rungsverhältniſſes an bei der Verſicherunasanſtalt 
verſichert, die von der polniſchen Regierung für dieſes 
Gebiet eingerichtet wird. Alle bis dahin von ihnen 
entrichteten Beiträge gelten als an dieſe Anſtalt ent⸗ 
richtet. Das gleiche gilt für die freiwillig Verſicher⸗ 
ten, die am Tage des Überganges der Staatshoheit 
ihren Wohnſitz im polniſchen Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets haben. 


(4) Die Renten ſind in deutſcher Reichsmark zu 
zahlen. Wird an Stelle der deutſchen Reichsmark 
in Polniſch⸗Oberſchleſien die polniſche Währung ein⸗ 
geführt, ſo können vom Inkrafttreten des Währungs⸗ 
wechſels ab die Renten in polniſcher Währung um⸗ 
gerechnet zum Tageskurſe am 10. des dem Fällig⸗ 
keitstage vorangehenden Monats gezahlt werden. 
Auf die Berechnung des Tageskurſes finden die Be⸗ 
ſtimmungen des Artikel 807 SA Abſ. 2 und 3 An⸗ 
wendung. 


Artikel 187 

Beitragsmarken der Landesverſicherungsanſtalt 
Schleſien werden vom Übergange der Staatshoheit 
ab in Polniſch⸗Oberſchleſien nicht mehr verwendet. 
Die polniſche Regierung wird für dieſes Gebiet Bei⸗ 
tragsmarken mit Wertangabe in deutſcher Reichs⸗ 
mark ausgeben. Die deutſche Regierung verpflichtet 
ſich, der polniſchen Regierung auf ihren Wunſch die 
zur Durchführung der Verſicherung in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien für das Jahr 1922 erforderlichen Bei⸗ 
tragsmarken und Quittungskarten gegen Erſtattung 
der Koſten zu liefern. 


Artikel 188 
(1) Bei der Berechnung der von der polniſchen 
Verſicherungsanſtalt feſtzuſtellenden Renten, die den 
Verſicherten oder ihren Hinterbliebenen zuſtehen, 
werden die bis zum gange der Staatshoheit an 


nnd 


— * 


antérieure à la date du transfert de la souve- 
rameté, conformément aux dispositions de la 
législation allemande, à un Institut allemand 
d'assurances sociales. Il sera tenu compte, de la 
même manière, des faits tenant lieu de cotisation. 

2. — De part et d’autre, il sera tenu compte, 
lors de la fixation des prestations dues en vertu 
de Lassurance-invalidité et des survivants, des 
cotisations valablement payées pour la période 
postérieure à la date du transfert de la souve- 
raineté, à des institutions allemandes chargées de 
l’assurance ou à l'institution polonaise chargée 
de l’assurance dans le territoire plébiscité, ainsi 
que des faits tenant lieu de cotisation qui se sont 
produits après cette date, et cela tant en ce qui 
concerne la période d’attente et les droits expec- 
tatifs aux prestations (Anwartschaft) que la 
fixation de la rente. 

3. — Les rentes au paiement desquelles, confor- 
mément à ce qui précède, doivent participer des 
Instituts d'assurances sociales des deux pays, 
seront à la charge de ces Instituts dans la propor- 
tion des cotisations qu’ils auront reçues. L’Insti- 
tut qui aura fixé le montant de la rente et versera 
celle-ci, recevra de l’autre une somme égale au 
capital constitutif de la part de rente dont le 
paiement incombe à ce dernier. 

4. — Le capital en question sera calculé d’après 
un tarif qui sera établi par voie d'accord entre les 
deux Gouvernements. Le règlement de comptes 
entre les deux Gouvernements se fera annuelle- 
ment, aussitôt que possible après le 1* janvier. 

5. — Vis-à-vis de l’ayant droit, c’est à l’Institut 
d'assurances sociales qui a fixé le montant de la 
rente qu'incombe l'obligation de faire le verse- 
ment, Quant aux allocations additionnelles de 
l'État et aux suppléments de rentes (Renten- 
erhühung), ils sont à la charge de l'État auquel 
appartient l’Institut d'assurances sociales qui a 
fixé le montant de la rente. 


Article 189 
À dater du transfert de la souveraineté, l’as- 
surance facultative ne sera permise aux personnes 
domiciliées dans le territoire plébiscité qu’auprès 
d’Instituts d'assurances sociales de leur propre 
pays. 


Article 190 
1. — L'autorité compétente dans le territoire 
plébiscité pour recevoir toutes demandes de 
prestations en vertu de l’assurance-invalidité et 
es survivants, est l'Office d'assurance (Versiche- 
rungsamt) dans le ressort duquel l'assuré a 
rempli en dernier lieu une occupation impliquant 
pour lui l'assurance obligatoire. Si l'assuré est en 
dernier lieu assuré facultatif, c’est l'Office d’assu- 
rance du domicile qui est compétent. 
2. — La fixation des prestations et le versement 
des rentes incombent à l'Institut d'assurances 
sociales qui a reçu les dernières cotisations. 


3. — Dans les cas visés à l’article 188, l’Institut 
auquel incombe la fixation de la rente devra, avant 
rendre sa décision, présenter pour avis le 
dossier à l’Institut compétent de,l’autre partie du 
territoire plébiscité. 


eine deutſche Anſtalt gültig entrichteten Beiträge ge- 
mäß den deutſchen geſetzlichen Beſtimmungen er 
rückſichtigt. Dieſelbe Berückſichtigung finden die 
ihnen gleich zu erachtenden Erſatztatſachen. 


(2) Die für die Zeit nach dem Übergange der 
Staatshoheit an deutſche Verſicherungsträger oder an 
den polniſchen Verſicherungsträger im polniſchen 
Teile des Abſtimmungsgebiets gültig entrichteten 
Beiträge und die nach dieſem Tage entſtandenen Er⸗ 
ſatztatſachen werden bei der Feſtſtellung der Leiſtun⸗ 
gen aus der Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſiche⸗ 
rung gegenſeitig berückſichtigt, und zwar ſowohl bei 
der Prüfung der Wartezeit und der Anwartſchaft, 
als auch bei der Berechnung der Rente. 


(3) Renten, an denen hiernach Verſicherungs⸗ 
anſtalten der beiden Staaten beteiligt ſind, werden 
auf dieſe Anſtalten nach dem Verhältniſſe der ihnen 
zugefloſſenen Beiträge verteilt. Die Anſtalt, welche 
die Rente feſtgeſtellt hat und zahlt, erhält von der 
anderen Anſtalt den Kapitalwert des auf ſie ent⸗ 
fallenden Rentenanteils. 


(4) Der Kapitalwert iſt nach einem von beiden 
Regierungen zu vereinbarenden Tarife zu berechnen. 
Die Abrechnung erfolgt alljährlich alsbald nach 
Schluß des Kalenderjahres. 


(5) Dem Berechtigten gegenüber iſt die Anſtalt, 
von der die Rente feſtgeſtellt worden iſt, zur Zahlung 
verpflichtet. Den Reichszuſchuß und die Renten⸗ 
erhöhung trägt der Staat, deſſen Anſtalt die Rente 
feſtgeſtellt hat. 


Artikel 189 
Das Recht der freiwilligen Verſicherung ſteht den 
im Abſtimmungsgebiete wohnenden Perſonen vom 
Übergange der Staatshoheit ab nur bei den Ver⸗ 
ſicherungsanſtalten ihres eigenen Staates zu. 


Artikel 190 

(1) Für die Anträge auf Leiſtungen der Invaliden⸗ 
und Hinterbliebenenverſicherung iſt innerhalb des 
Abſtimmungsgebiets das Verſicherungsamt zuſtän⸗ 
dig, in deſſen Bezirk der Verſicherte zuletzt verſiche⸗ 
rungspflichtig beſchäftigt war. War der Verſicherte 
zuletzt freiwillig verſichert, ſo iſt das Verſicherungs⸗ 
amt des Wohnſitzes zuſtändig. 


(2) Für die Feſtſtellung der Leiſtungen und für 
die Zahlung der Rente iſt die Verſicherungsanſtalt 
ud an die zuletzt Beiträge entrichtet worden 


(8) In den Fällen des Artikels 188 hat die für 
die Feſtſtellung der Rente zuſtändige Anſtalt die 
Akten vor der Beſcheiderteilung der für den anderen 
Teil des Abſtimmungsgebiets zuſtändigen Anſtalt 
zur Außerung vorzulegen. 


4. — Si plusieurs Instituts allemands d’assu- 
rance sont engagés dans une même affaire d’assu- 
rance donnant lieu au paiement d’une rente, et que 
la fixation du montant de cette rente incombe à 
l’Institut polonais d'assurances sociales, c’est la 
Landesversicherungsanstalt Schlesien qui repré- 
sente les Instituts allemands d'assurance. 

5. — Dans les cas prévus aux alinéas 3 et 4 du 
présent article, les Instituts d'assurance de l’une 
des parties peuvent provoquer les enquêtes et 
introduire les recours permis par le Code des 
Assurances sociales de l’Allemagne, auprès des 
Instituts d'assurance et des autorités de l’autre 
partie. 


Article 191 


1. — Si une personne à qui la Pologne est tenue 
de payer une rente conformément à l’article 186, 
alinéa 1, transfère son domicile de la partie polo- 
naise dans la partie allemande du territoire 
plébiscité, l'institution allemande chargée de 
l'assurance qui est compétente assumera le paie- 
ment de la rente à partir du premier du mois qui 
suit le changement de domicile. Le Gouvernement 
polonais versera dans ce cas au Gouvernement 
allemand une somme égale au capital constitutif 
de la rente, en prenant comme base l’âge de 
l'ayant droit au moment du changement de domi- 
cile et sans tenir compte des allocations addition- 
nelles de l’État ni des suppléments de rente. 

2. — Si une personne qui, à la date du transfert 
de la souveraineté, avait droit à une rente et était 
domiciliée dans la partie allemande du territoire 
plébiscité, transfère son domicile dans la partie 
polonaise, l'institution polonaise chargée de 
l'assurance qui est compétente assumera de la 
même manière le paiement de la rente, et le 
Gouvernement allemand versera au Gouvernement 
polonais une somme égale au capital constitutif 
de la rente telle qu'elle est define à l’alinéa 1. 

3. — Ces dispositions sont applicables en cas 
de changement réitéré de domicile. 


Article 192 


1. — Si une personne à qui l'Institut d’assu 
rance compétent pour la Haute Silésie polonaise a 
accordé une rente après la date du transfert de la 
souveraineté, transfère son domicile de la partie 
polonaise dans la partie allemande du territoire 
plébiscité, l'institution allemande chargée de 
l'assurance qui est compétente, assumera le 
paiement de la rente à partir du premier du mois 
qui suit le changement de domicile. Dans ce cas, 
le Gouvernement polonais versera au Gouverne- 

ment allemand une somme égale au capital consti- 
tutik de la rente telle qu'elle est définie à l’alinéa 1 
de l’article 191. 

2. — Les mêmes dispositions s'appliquent 
mutatis mutandis au cas où une personne qui était 
domiciliée dans ‚la partie allemande du territoire 
plébiscité et à qui une rente a été accordée, après 
la date du transfert de la souveraineté, par l’In- 
stitut d'assurance compétent de la partie alle- 
mande, transfère son domicile dans la partie polo- 
naise. 
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(4) Sind in einem Rentenverfahren, in dem die 
Feſtſtellung der polniſchen Anſtalt obliegt, auf deut⸗ 
ſcher Seite mehrere Anſtalten beteiligt, ſo vertritt 
die Landesverſicherungsanſtalt Schleſien die deut⸗ 
ſchen Verſicherungsanſtalten. 


(5) In den Fällen der Abſ. 3 und 4 dieſes Ar⸗ 
tikels kann die Verſicherungsanſtalt des einen 
Staates bei der des anderen Staates Beweis⸗ 
erhebungen beantragen und die nach der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung zuläſſigen Rechtsmittel einlegen. 


Artikel 191 

(1) Verlegt ein Berechtigter, für den Polen die 
Rente nach Artikel 186 Abſ. 1 zu zahlen hat, ſeinen 
Wohnſitz aus dem polniſchen nach dem deutſchen 
Teile des Abſtimmungsgebiets, ſo übernimmt der 
zuſtändige deutſche Verſicherungsträger vom Beginn 
des auf die Wohnſitzverlegung folgenden Monats ab 
die Rente. Die polniſche Regierung überweiſt der 
deutſchen Regierung in dieſem Falle den nach dem 
Alter des Berechtigten zur Zeit der Wohnſitzver⸗ 
legung berechneten Kapitalwert der Rente; der 
Reichszuſchuß und die Rentenerhöhung bleiben dabei 
außer Anſatz. 


) Verlegt ein Berechtigter, der am Tage des 
Überganges der Staatshoheit rentenberechtigt war 
und ſeinen Wohnſitz im deutſchen Teile des Abſtim⸗ 
mungsgebietes hatte, ſeinen Wohnſitz nach dem pol⸗ 
niſchen Teile, ſo übernimmt der zuſtändige polniſche 
Verſicherungsträger in gleicher Weiſe die Rente, und 
die deutſche Regierung überweiſt der polniſchen 
Regierung den gemäß Abf. 1 berechneten Kapital⸗ 
wert der Rente. 


(3) Bei wiederholter Anderung des Wohnſitzes gilt 
entſprechendes. 


Artikel 192 

(1) Verlegt ein Berechtigter, dem nach dem Über⸗ 
gange der Staatshoheit von der für Polniſch⸗Ober⸗ 
ſchleſien zuſtändigen Verſicherungsanſtalt eine Rente 
bewilligt worden iſt, ſeinen Wohnſitz von dem pol⸗ 
niſchen in den deutſchen Teil des Abſtimmungs⸗ 
gebiets, ſo übernimmt der zuſtändige deutſche Ver⸗ 
ſicherungsträger vom Beginn des auf die Wohnſtitz⸗ 
verlegung folgenden Monats ab die Weiterzahlung 
der Rente. Die polniſche Regierung überweiſt der 
deutſchen Regierung in dieſem Falle den gemäß 
1 191 Abſ. 1 berechneten Kapitalwert der 
Rente. 


(2) Dasſelbe gilt entſprechend für den Fall, daß 
ein Berechtigter, der im deutſchen Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets wohnte, und dem nach dem Über⸗ 
gange der Staatshoheit eine Rente von der für den 
deutſchen Teil zuſtändigen Anſtalt bewilligt worden 
iſt, ſeinen Wohnſitz in den polniſchen Teil verlegt. 
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Article 193 

1. — Les dispositions de l’article 188, alinéas 2 
et 3, et des articles 191 et 192, ne seront appli- 
cables que tant que les dispositions de fond de la 
législation en matière d’assurance-invalidité et 
des survivants concorderont dans les deux parties 
du territoire plébiscité et que le mark allemand 
sera la seule monnaie ayant cours légal dans la 
Haute Silésie polonaise. Les dispositions des 
articles 191 et 192 ne seront en tout cas pas 
applicables après le 31 décembre 1926. 

2. — En ce qui concerne le paragraphe 1313, 
N° 1, du Code des Assurances sociales de l’Alle- 
magne, les parties allemande et polonaise du terri- 
toire plébiscité ne seront pas considérées par rap- 
port l’une à l’autre comme « Ausland » pendant les 
délais prévus à l’alinéa 1 du présent article. 


Article 194. 


Les deux Parties contractantes assument à 
titre de réciprocité le paiement des rentes et le 
versement des sommes prévues à l’article 191, 
même lorsque la rente a été accordée, confor- 
mément à l’article 190, à une personne domiciliée 
dans l’une des deux parties du territoire plébiscité, 
par l’Institut d'assurance compétent de l’autre 
partie. 


Article 195 
Les sommes payées par une institution chargée 
de l’assurance qui, d’après les articles précédents, 
n'est pas tenue de les payer, seront remboursées 
intégralement, mais sans intérêts, par l’institu- 
tion chargée de l'assurance qui y est tenue d’après 
les dispositions du présent titre. 


Chapitre IV 
Assurance des employés 


Article 196 

1. — La Pologne assume l’obligation de four- 
nir, sans distinction de nationalité, à partir du 
premier du mois qui suit la date du transfert de 
la souveraineté, aux personnes qui, à cette date, 
jouissent d’une prestation en vertu de la Loi alle- 
mande d' Assurance des employés et ont leur do- 
micile en Haute Silésie polonaise, les mêmes pres- 
tations qui leur étaient fournies par l’Institut 
allemand d’assurance des employés (Reichsver- 
sicherungsanstalt für Angestellte) ou par une 
caisse libre agréée conformément au para- 
graphe 372 de la loi susmentionnée. 

2. — Les assurés obligatoires aux termes de 
cette loi qui ont leurs occupations, à la date du 
transfert de la souveraineté, dans la partie polo- 
naise du territoire plébiscité, ou les personnes 
qui entreprendront ultérieurement une oecu- 
pation impliquant pour elles l’assurance obli- 
gatoire, ainsi que celles qui, dans cette partie du 
territoire, ont eu recours à l’assurance faculta- 
tive, sont, sans distinction de nationalité, con- 
sidérés, à dater du transfert de la souveraineté, 
comme relevant, depuis le moment où ils sont 
assurés, de l’Institut d'assurance qui sera créé par 
le Gouvernement polonais pour cette partie du 
territoire. | 


L 


Artikel 193 

(1) Die Beſtimmungen der Artikel 188 Abſ. 2 und 
3, 191 und 192 finden nur Anwendung, ſolange die 
Geſetzgebung auf dem Gebiete der Invaliden⸗ und 
Hinterbliebenenverſicherung in beiden Teilen des 
Abſtimmungsgebiets in materieller Hinſicht überein⸗ 
ſtimmt und die deutſche Mark das einzige geſetzliche 
Zahlungsmittel in Polniſch⸗O berſchleſien ift, die Ar⸗ 
tikel 191 und 192 jedoch längſtens bis zum 31. De⸗ 
zember 1926. 


(2) Für die Dauer des in Abſ. 1 genannten Zeit⸗ 
raums gelten die beiden Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets im Verhältnis zueinander nicht als Ausland 
im Sinne des $ 1313 Nr. 1 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung. 


Artikel 194 

Die gegenſeitige Übernahme der Renten und die 
Überweiſung der in Artikel 191 bezeichneten Beträge 
findet auch dann ftatt, wenn einem Berechtigten, 
der ſeinen Wohnſitz in dem einen Teil des Abſtim⸗ 
mungsgebiets hat, nach Artikel 190 eine Rente von 
der für den anderen Teil zuſtändigen Verſicherungs⸗ 
anſtalt bewilligt worden iſt. 


Artikel 195 
Beträge, die ein nach den vorhergehenden Artikeln 
nicht verpflichteter Verſicherungsträger gezahlt hat, 
werden zum Vorbetrage, jedoch ohne Zinsvergütung, 
von dem Verſicherungsträger erſtattet, der nach den 
oh dieſes Titels die Bezüge zu gewäh⸗ 
ren hat. 


Kapitel IV 
Angeſtelltenverſicherung 


Artikel 196 

(1) Für Perſonen, die am Tage des Überganges der 
Staatshoheit auf Grund des Verſicherungsgeſetzes 
für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 im Genuß 
einer Leiſtung ſind und ihren Wohnſitz in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien haben, übernimmt Polen vom Beginne 
des nächſten Kalendermonats ab, ohne Rückſicht auf 
die Staatsangehörigkeit der Berechtigten, die Lei⸗ 
ſtungen, die von der Reichsverſicherungsanſtalt für 
Angeſtellte oder von einer gemäß $ 372 des Verſiche⸗ 
rungsgeſetzes für Angeſtellte zugelaſſenen Erſatzkaſſe 
geſchuldet werden. 


(2) Die nach dem Verſicherungsgeſetze für Ange⸗ 
ſtellte verſicherungspflichtigen Perſonen, die im pol⸗ 
niſchen Teile des Abſtimmungsgebiets beſchäftigt 
oder die ſpäter dort in ein Beſchäftigungsverhältnis 
eingetreten ſind, ſowie die Perſonen, die dort vom 
Rechte der freiwilligen Verſicherung Gebrauch ge: 
macht haben, gelten vom Übergange der Staatshoheit 
ab, ohne Rückſicht auf ihre Staatsangehörigkeit, als 
vom Beginn ihres Verſicherungsverhältniſſes an bei 
der Verſicherungsanſtalt für verſichert, die von der 
Di Regierung für dies Gebiet eingerichtet 
wird. 
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3. — Les prestations en espèces et les rentes 
seront payées en monnaie allemande. Si, à la 
place de la monnaie allemande, une monnaie 
polonaise est introduite avec cours légal en 
Haute Silésie polonaise, les prestations en 
espèces et les rentes pourront dès ce moment être 
payées dans cette monnaie au cours du change 
du dix du mois qui précède la date de l’échéance. 
Les dispositions de l’article 307, paragraphe 4, 
alinéas 2 et 3, s'appliquent en ce qui concerne 
la determination du cours du change. 


Article 197 


1. — Pour la fixation du montant des pres- 
tations dues aux assurés ou à leurs survivants, 
qui doivent être fixées par l’Institut polonais 
d'assurance des employés, il sera tenu compte, 
conformément aux dispositions de la législation 
allemande, des cotisations valablement payées, 
pour la période antérieure à la date du transfert 
de la souveraineté, à l’Institut allemand d’as- 
surance des employés ou à une caisse libre agréée, 
ainsi que des faits tenant lieu de cotisation. 

2. — De part et d'autre il sera tenu compte, 
lors de la fixation des prestations, de coti- 
sations valablement payées pour la période 
postérieure à la date du transfert de la sou- 
veraineté, soit dans la partie allemande, soit dans 
la partie polonaise du territoire plébiscité, ainsi 
que des faits tenant lieu de cotisation qui se sont 
produits après cette date, et cela tant en ce qui 
concerne la période d'attente et les droits ex- 
pectatifs aux prestations que la fixation du mon- 
tant des prestations. 

3. — Les prestations au paiement desquelles, 
conformément à ce qui précède, doivent participer 
des Instituts d'assurances des deux pays, seront 
à la charge de ces Instituts dans la proportion 
des cotisations qu'ils auront reçues. L'Institut 
qui aura fixé la prestation et la fournira, recevra 
de l’autre une somme égale au capital constitutif 
de la part de la prestation qui incombe à ce 
dernier. 

4. — Le capital constitutif en question sera 
calculé selon un tarif qui sera établi par voie 
d'accord entre les deux Gouvernements. Le 
règlement de comptes entre les deux Gouverne- 
ments se fera annuellement aussitôt que possible 
après le 1° janvier. 

5. — Vis-à-vis de l’ayant droit, c’est à l'In- 
stitut d'assurance qui a fixé la prestation qu’in- 
combe l'obligation de fournir la prestation. Lors 
de ce règlement de comptes, seules les prestations 
prescrites par la Loi allemande d' Assurance des 
employés du 20 décembre 1911 seront prises en 
considération. Il ne sera pas tenu compte des 
allocations de secours : celles-ci sont à la charge 
de l’Institut d'assurance qui les a fixées. 


Article 198 


1. — L'autorité compétente dans le territoire 
plebiseite pour recevoir toutes demandes de pres- 
tations en vertu d’assurances d'employés, est la 
commission des rentes (Rentenausschuss) dans le 
ressort de laquelle l’assuré a rempli en dernier 
lieu une occupation impliquant pour lui l’as- 
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(3) Die baren Leiſtungen find in deutſcher Reichs⸗ 
mark zu zahlen. Wird an Stelle der deutſchen Reichs⸗ 
mark in Polniſch-Oberſchleſien die polniſche Wäh⸗ 
rung eingeführt, ſo können vom Inkrafttreten des 
Währungswechſels ab die Renten in polniſcher Wäh⸗ 
rung umgerechnet, zum Tageskurſe am 10. des dem 
Fälligkeitstage vorangehenden Kalendermonats ge— 
zahlt werden. Auf die Berechnung des Tageskurſes 
finden die Beſtimmungen des Artikel 307, $ 4, Abſ. 2 
und 3 Anwendung. 


Artikel 197 


(1) Bei der Berechnung der von der polniſchen 
Verſicherungsanſtalt feſtzuſtellenden Leiſtungen, die 
den Verſicherten oder ihren Hinterbliebenen zu— 
ſtehen, werden die für die Zeit bis zum Übergange 
der Staatshoheit an die Reichsverſicherungsanſtalt 
für Angeſtellte oder an eine Erſatzkaſſe gültig ent⸗ 
richteten Beiträge und die ihnen gleich zu erachten— 
den Erſatztatſachen nach den deutſchen geſetzlichen 


Beſtimmungen berückſichtigt. 


(2) Die für die Zeit nach dem Übergange der 
Staatshoheit im deutſchen oder polniſchen Teile des 
Abſtimmungsgebiets gültig entrichteten Beiträge und 
die nach dieſem Tage entſtandenen Erſatztatſachen 
werden auch von der für den anderen Teil zuſtändi⸗ 
gen Anſtalt bei der Feſtſtellung von Leiſtungen, ſo⸗ 
wohl bei der Prüfung der Wartezeit und der An⸗ 
wartſchaft als auch bei der Berechnung der Leiſtun⸗ 
gen, berückſichtigt. 


(8) Leiſtungen, an denen hiernach Verſicherungs⸗ 
anſtalten der beiden Staaten beteiligt ſind, werden 
auf dieſe Anſtalten nach dem Verhältnis der ihnen 
zugefloſſenen Beiträge verteilt. Die Anſtalt, welche 
die Leiſtung feſtgeſtellt hat und zahlt, erhält von der 
anderen Anſtalt den Kapitalwert des auf ſie ent⸗ 
fallenden Anteils. 


(4) Der Kapitalwert iſt nach einem von den bei⸗ 
den Regierungen zu vereinbarenden Tarife zu be⸗ 
rechnen. Die Abrechnung erfolgt alljährlich alsbald 
nach Schluß des Kalenderjahrs. 


(5) Dem Berechtigten gegenüber iſt die Anſtalt, von 
der die Leiſtung feſtgeſtellt worden iſt, zur Zahlung 
verpflichtet. Bei der Abrechnung werden nur die auf 
dem Verſicherungsgeſetze für Angeſtellte ſelbſt be⸗ 
ruhenden Leiſtungen berückſichtigt. Beihilfen bleiben 
außer Betracht, ſie fallen der Verſicherungsanſtalt zur 
Laſt, die ſie feſtgeſetzt hat. 


Artikel 198 
(1) Für die Anträge auf Leiſtungen aus der An⸗ 
geſtelltenverſicherung iſt innerhalb des Abſtimmungs⸗ 
gebiets der Rentenausſchuß zuſtändig, in deſſen Be⸗ 
zirk der Verſicherte zuletzt beſchäftigt worden war 
oder die für ihn zu errichtende polniſche Stelle, und 
ſofern er zuletzt freiwillig verſichert war, der Renten⸗ 
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surance obligatoire, ou l’autorité polonaise qui 
sera créée à la place de cette commission. Si 
l'assuré est en dernier lieu assuré facultatif, c’est 
la commission des rentes du domicile qui est com- 
pétente, ou l’autorité polonaise qui sera créée à 
la place de cette commission. 

2. — La fixation des prestations et le verse- 
ment des rentes incombent à l’Institut d’as- 
surance qui a reçu les dernières cotisations. 


3. — Dans les cas visés à l’article 197, alinéa 2; 
Institut auquel incombe la fixation des pres- 
tations devra, avant de rendre sa decision, sou- 
mettre pour avis le dossier à l’Institut com- 
pétent de l’autre partie du territoire plébiscité. 
L'Institut d'assurance de l’une des parties peut 
provoquer les enquêtes et introduire les recours 
permis par la Loi allemande d'Assurance des em- 
ployés, auprès de l’Institut d'assurance et des 
autorités de l’autre partie. 


Article 199 


1. — Si une personne à qui la Pologne est tenue 
de fournir des prestations conformément à l’ar- 
ticle 196, alinéa 1, transfère son domicile de la 
partie polonaise dans la partie allemande du 
territoire plébiscité, l’Institut allemand d’assu- 
rance des employés prendra à sa charge les 
prestations à partir du premir du mois qui suit 
le changement de domicile. Le Gouvernement 
polonais versera dans ce cas au Gouvernement 
allemand une somme égale au capital constitutif 
des prestations, en prenant comme base l’âge de 
l’ayant droit au moment du changement de domi- 
cile, et sans tenir compte des allocations de 
secours. 

2. — Si une personne qui, à la date du transfert 
de la souveraineté, avait droit à une prestation 
et était domiciliée dans la partie allemande du 
territoire plébiscité, transfère son domicile dans 
la partie polonaise, l'institution polonaise chargée 
de l’assurance qui est compétente prendra de la 
même manière les prestations à sa charge, et le 
Gouvernement allemand versera au Gouvernement 
polonais une somme égale au capital constitutif 
des prestations telle qu’elle est définie à l’alinéa 1. 

3. — Ces dispositions sont applicables en cas 
de changement réitéré de domicile. 


Article 200 

1. — Si une personne à qui l’Institut d’assu- 
rance compétent pour la Haute Silésie polonaise 
a accordé une prestation après la date du transfert 
de la souveraineté, transfère son domicile de la 
partie polonaise dans la partie allemande du terri- 
toire plébiscité, l’Institut allemand d'assurance 
des employés assumera le paiement des presta- 
tions à partir du premier du mois qui suit le 
changement de domicile. Dans ce cas, le Gouverne- 
ment polonais versera au Gouvernement allemand 
une somme égale au capital constitutif des presta- 
tions telle qu'elle est définie à l’alinéa 1 de 
l'article 199. 

2. — Les mêmes dispositions s'appliquent 
mutatis mutandis au cas où une personne qui était 
domiciliée dans la partie allemande du territoire 
plébiscité et à qui une prestation a été accordée, 


ausſchuß des Wohnſitzes oder die für ihn zu errich⸗ 
tende polniſche Stelle. 


(2) Für die Feſtſtellung der Leiſtungen und für 
die Zahlung der Staaten iſt die Verſicherungsanſtalt 
nm an die zuletzt Beiträge entrichtet worden 
ind. 

(8) In den Fällen des Artikels 197 Abſ. 2 hat die 
für die Feſtſtellung der Leiſtungen zuſtändige An⸗ 
ſtalt die Akten vor der Beſcheiderteilung der für den 
anderen Teil des Abſtimmungsgebiets zuſtändigen 
Anſtalt zur Außerung vorzulegen. Die Anſtalt des 
einen Staates kann bei der des anderen Staates Be⸗ 
weiserhebungen beantragen und die nach dem Ver⸗ 
ſicherungsgeſetz für Angeſtellte zuläſſigen Rechtsmittel 
einlegen. 


Artikel 199 

(1) Verlegt ein Berechtigter, für den Polen die 
Leiſtungen nach Artikel 196 Abſ. 1 zu gewähren hat, 
ſeinen Wohnſitz aus dem polniſchen nach dem deut⸗ 
ſchen Teile des Abſtimmungsgebiets, ſo übernimmt 
die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte vom 
Beginn des auf die Wohnſitzverlegung folgenden Mo⸗ 
nats ab die Leiſtungen. Die polniſche Regierung 
überweiſt der deutſchen Regierung in dieſem Falle 
den nach dem Alter des Berechtigten zur Zeit der 
Wohnſitzverlegung berechneten Kapitalwert der Lei⸗ 
ſtungen ohne die Beihilfen. 


. (2) Verlegt ein Berechtigter, der am Tage des 
Überganges der Staatshoheit anſpruchsberechtigt war 
und ſeinen Wohnſitz im deutſchen Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets hatte, ſeinen Wohnſitz nach dem 
polniſchen Teile, fo übernimmt der zuſtändige pol- 
niſche Verſicherungsträger in gleicher Weiſe die Lei⸗ 
ſtungen, und die deutſche Regierung überweiſt der 
polniſchen Regierung den gemäß Abſ. 1 berechneten 
Kapitalwert der Leiſtungen. | 


(3) Bei wiederholter Anderung des Wohnſitzes 
gilt entſprechendes. 


Artikel 200 


(1) Verlegt ein Berechtigter, dem von der für Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſien zuſtändigen Verſicherungsanſtalt 
nach dem Übergange der Staatshoheit eine Leiſtung 
bewilligt worden iſt, ſeinen Wohnſitz aus dem polni⸗ 
ſchen Teile des Abſtimmungsgebiets in den deutſchen 
Teil, ſo übernimmt die Reichsverſicherungsanſtalt 
für Angeſtellte vom Beginne des auf die Wohnſitz⸗ 
verlegung folgenden Monats ab die Weiterzahlung 
der Leiſtungen. Die polniſche Regierung überweiſt 
der deutſchen Regierung in dieſem Falle den gemäß 
Artikel 199 Abſ. 1 berechneten Kapitalwert der Lei⸗ 
ſtungen. LE + 


(2) Dasſelbe gilt entſprechend für den Fall, daß 
ein Berechtigter, der im deutſchen Teile des Abſtim⸗ 
mungsgebiets wohnte und dem nach dem Übergange 
der Staatshoheit eine Leiſtung von der Reichsver⸗ 
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plébiscité. 
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après la date du transfert de la souveraineté, par 
l’Institut allemand d’assurance des employés ou 
par une caisse libre agréée, transfère son domicile 
en Haute Silésie polonaise. 


Article 201 

1. — Les dispositions de l’article 197, alinéa 2, 
et des articles 199 et 200, ne seront applicables 
que tant que les dispositions de fond de la légis- 
lation en matière d'assurance des employés con- 
corderont. dans les deux parties du territoire 
plébiscité et que le mark allemand sera la seule 
monnaie ayant cours légal en Haute Silésie polo- 
naise. Les dispositions des articles 199 et 200 ne 
seront en tout cas pas applicables après le 31 dé- 
cembre 1926. 

2. — En ce qui concerne les paragraphes 47 
et 76 de la Loi allemande d’Assurance des 
employés, les parties allemande et polonaise du 
territoire plébiscité ne seront pas considérées par 
rapport l’une à l’autre comme « Ausland » pendant 
les délais prévus à l’alinéa 1 du présent article. 


Article 202 
Les deux Parties contractantes prennent à leur 
charge, à titre de réciprocité, la fourniture des 
prestations, ainsi que le versement des sommes 
prévues à l’article 199, même lorsque la prestation 
a été accordée, conformément à l’article 198, à une 
personne domiciliée dans l’une des deux parties du 
territoire plébiscité par l’Institut d'assurance 
compétent de l’autre partie. 
Article 203 
Les sommes qui auront été payées par une 
institution chargée de l’assurance qui, d’après les 
articles précédents, n’est pas tenue de les payer, 
seront remboursées intégralement, mais sans in- 
térêts, par l'institution chargée de l'assurance qui 
est tenue, d’après les dispositions du présent titre, 
de payer lesdites sommes. 


Chapitre V 
Disposition transitoires et générales 
Article 204 
8 1 


Le mot domicile, dans le présent titre, sera 
interprété conformément à la notion de Wohnort 
dans le Code allemand des Assurances sociales 
en vigueur dans les deux parties du territoire 


8 2 

1. — Le Gouvernement . polonais reconnaîtra 
comme valables les décisions définitives et exécu- 
toires, à la date du transfert de la squveraineté, 
prises tant par des institutions allemandes 
chargées de l’assurance que par des autorités 
compétentes en matière d'assurance, au sujet des 
revendications de rentes par des assurés de la 
Haute Silésie polonaise ou par leurs survivants. 


2. — Pour autant qu'il n'y a pas encore de 


_ décision définitive et exécutoire et sans préjudice 


des dispositions de l’article 183, la procédure sera 


ſicherungsanſtalt für Angeftellte oder von einer zu⸗ 
gelaſſenen Erſatzkaſſe bewilligt worden iſt, ſeinen 
Wohnſitz in den polniſchen Teil verlegt. 


Artikel 201 

(1) Die Beſtimmungen der Artikel 197 Abſ. 2, 
199 und 200 finden nur Anwendung, ſolange die Ge⸗ 
ſetzgebung auf dem Gebiete der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung in beiden Teilen des Abſtimmungsgebiets in 
materieller Hinſicht übereinſtimmt und die deutſche 
Reichsmark das einzige geſetzliche Zahlungsmittel in 
Polniſch⸗Oberſchleſien iſt, die Artikel 199 und 200 
jedoch längſtens bis zum 31. Dezember 1926. 


(2) Für die Dauer des im Abſ. 1 bezeichneten 
Zeitraums gelten die beiden Teile des Abſtim⸗ 
mungsgebiets im Verhältnis zueinander nicht als 
Ausland im Sinne der $$ 47 und 76 des Verfihe- 
rungsgeſetzes für Angeſtellte. 


Artikel 202 

Die gegenſeitige Übernahme der Leiſtungen und 
die Überweiſung der im Artikel 199 bezeichneten Be⸗ 
träge findet auch dann ſtatt, wenn einem Berechtigten, 
der in dem einen Teile des Abſtimmungsgebiets 
wohnt, nach Artikel 198 eine Leiſtung von der für 
den anderen Teil dieſes Gebietes zuſtändigen Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt bewilligt worden iſt. 


Artikel 203 
Bezüge, die ein nach den vorhergehenden Artikeln 
nicht verpflichteter Verſicherungsträger gezahlt hat, 
werden zum vollen Betrage, jedoch ohne Zinsver⸗ 
gütung, von dem Verſicherungsträger erſtattet, der 
nach dieſem Abſchnitt die Bezüge zu gewähren hat, 


Kapitel V 
Allgemeine und Abergangsbeſtimmungen 
Artikel 204 
8 1 
In dieſem Titel wird das Wort Wohnſitz im Sinne 
des Begriffs Wohnort entſprechend der in beiden 


Teilen des Abſtimmungsgebiets geltenden Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung gebraucht. 


8 2 N 
(1) Die beim Übergange der Staatshoheit rechts⸗ 
kräftigen Entſcheidungen deutſcher Verſtcherungs⸗ 
träger oder Verſicherungsbehörden über Rentenan⸗ 
ſprüche von Verſicherten aus Polniſch-Oberſchleſien 
oder von deren Hinterbliebenen werden von der pol⸗ 
niſchen Regierung als rechtswirkſam anerkannt. 8 


2) Soweit rechtskräftige Entſcheidungen noch 
nicht vorliegen, und ſoweit ſich nicht aus Artikel 183 
ein anderes ergibt, wird das Verfahren von den Ver⸗ 
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continuée par les institutions chargées de l’assu- 
rance et par les autorités de l’État qui sont tenues 
de fixer les prestations à dater du transfert de la 
souveraineté. 

Article 205 

1. — Dans les cas où les prestations dues en 
vertu de l’assurance-accidents, de l’assurance-in- 
validité et des survivants, ainsi que de l’assurance 
des employés, doivent être prises à charge par 
des institutions polonaises chargées de l’assu- 
rance, les dossiers seront mis à la disposition du 
Gouvernement polonais. 

2. — De plus, seront mis à la disposition du 
Gouvernement polonais: les cartes-quittances des 
Instituts d'assurance et les reçus de cotisation 
des établissements spéciaux agréés, pour les béné- 
ficiaires de rentes d’assurance-invalidité et des 
survivants que la Pologne doit prendre à sa 
charge, ainsi que les comptes de cotisation tenus 
par l'Institut d'assurance des employés en ce qui 
concerne les assurés qui, à la date du transfert de 
la souveraineté, ont leur domicile ou leur occu- 
pation en Haute Silésie polonaise. Enfin, en cas 
de besoin, il sera procédé à un échange des cartes- 
quittances et des reçus de cotisation des assurés 
des deux parties du territoire plébiscité, et des 
dossiers qui se rapportent aux revendications des 
assurés d'une partie du territoire plébiscité contre 
les institutions chargées de l’assurance de l’autre. 

3. — Chacun des deux Gouvernements mettra 
à la disposition de l’autre les documents de son 
administration des postes nécessaires pour le 
paiement des rentes. 

4. — Chacun des deux Gouvernements s’engage 
à communiquer à l’autre les dossiers relatifs à 
l’assurance-maladie concernant les aussurés de 
l’autre partie du territoire plébiscité. Ceci vise 
entre autres les assurés qui, par suite du partage 
des caisses d’assurance-maladie, quittent la caisse 
dont ils relevaient. 

5. — Le Gouvernement polonais veillera à ce 
que la Sektion 2 der Schlesischen Eisen- und 
Stahlberufsgenossenschaft puisse, lors du trans- 
fert de son siège en territoire allemand, emporter 
les dossiers et documents qui ne concernent pas 
des entreprises ou des assurés devenus polonais. 


Article 206 

1. — Les autorités et les institutions chargées 
de l’assurance de la partie allemande et de la par- 
tie polonaise du territoire plébiscité, se prêteront 
gratuitement assistance dans les affaires relatives 
à l'assurance des ouvriers et des employés. Toute- 
fois, les débours ($ 117 du Code des Assurances 
Sociales de l’Allemagne) seront remboursés, à 
moins que l’autre État n’exige pas lui-même le 
remboursement de tels débours. 

2. La rédaction dans la langue officielle de l’une 
des deux Parties contractantes, de requêtes adres- 
Sees aux autorités de l’autre, ne peut pas consti- 
tuer pour celles-ci un motif de rejet. 

3. L’emploi de la langue officielle de l’une des 
deux Parties contractantes dans la correspon- 
dance entre autorités et institutions chargées de 
l'assurance qui se rapporte à des questions trai- 
tées dans le présent titre, ne constitue pas une 
fin de non-recévoir. £ 


ſicherungsträgern und von den Behörden des Staates 
fortgeſetzt, denen vom Übergange der Staatshoheit ab 
die Feſtſtellung der Leiſtungen obliegt. 


Artikel 205 
(1) Soweit Leiſtungen aus der Unfall-, Invaliden⸗ 
und Hinterbliebenenverſicherung ſowie aus der An- 
geſtelltenverſicherung von polniſchen Verſicherungs⸗ 
trägern zu übernehmen ſind, werden die betreffenden 


Akten der polniſchen Regierung zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt werden. 


(2) Übergeben werden ferner die Quittungskarten 
der Verſicherungsanſtalten und die Beitragsbeſchei⸗ 
nigungen der Sonderanſtalten für Empfänger der 
von Polen zu übernehmenden Renten aus der Inva⸗ 
liden⸗ und Hinterbliebenenverſicherung ſowie die 
Beitragskonten der bei der Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte verſicherten Perſonen, die am 
Tage des Überganges der Staatshoheit in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien wohnen oder beſchäftigt find; endlich 
ſollen im Falle des Bedürfniſſes die Quittungskarten 
und die Beitragsbeſcheinigungen der Verſicherten 
beider Gebiete und Akten, die ſich auf Anſprüche der 
Verſicherten gegen einen Verſicherungsträger des 
einen oder des anderen Gebiets beziehen, gegenſeitig 
ausgetauſcht werden. 


. (8) Jede der beiden Regierungen wird der anderen 

die Aufzeichnungen der Poſtverwaltung, ſoweit ſie 
für die Durchführung der Rentenzahlungen benötigt 
werden, zur Verfügung ſtellen. 
(4) Beide Regierungen verpflichten ſich, die Akten 
über die Krankenverſicherung, die ſich auf Ver⸗ 
ſicherte aus dem anderen Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets beziehen, gegenſeitig auszutauſchen. Dies gilt 
insbeſondere in Anſehung der Verſicherten, die 
infolge der Teilung von Krankenkaſſen aus ihrer 
bisherigen Kaſſe ausſcheiden. 

(5) Die polniſche Regierung wird dafür ſorgen, 
daß die Sektion II der Schleſiſchen Eiſen⸗ und Stahl⸗ 
berufsgenoſſenſchaft bei Verlegung ihres Sitzes auf 
deutſches Gebiet die Akten, die ſich nicht auf polniſch 
werdende Betriebe und Verſicherte beziehen, mit⸗ 
nehmen darf. 


Artikel 206 

(1) Die Behörden und Verſicherungsträger des 
deutſchen und des polniſchen Teiles des Abſtim⸗ 
mungsgebiets werden ſich in Angelegenheiten der 
Arbeiter- und Angeſtelltenverſicherung unentgeltlich 
Amtshilfe leiſten. Jedoch werden bare Auslagen 
(§ 117 der Reichsverſicherungsordnung) erſtattet, es 
ſei denn, daß von dem anderen Staate derartige bare 
Auslagen nicht berechnet werden. 


(2) Die Abfaſſung von Eingaben an die Behörden 
des einen Staates in der amtlichen Sprache des 
anderen Staates darf keinen Grund für die Zurück⸗ 
weiſung dieſer Eingaben bilden. 

(3) Im ſchriftlichen Verkehr der Behörden und 
Verſicherungsträger der beiden Staaten unterein⸗ 
ander, ſoweit er im Rahmen der Durchführung dieſes 
Titels erfolgt, bildet der Gebrauch der amtlichen 
Sprache des einen Staates keinen Grund für die 
Zurückweiſung durch die Behörden und Verſiche⸗ 
rungsträger des anderen Staates. 


Chapitre VI 
Disposition financières 


Article 207 


1. — Le Gouvernement allemand versera au 
Gouvernement polonais, dans les deux semaines 
à dater du transfert de la souveraineté, la somme 
de 30 millions de marks allemands à valoir sur 
les sommes que la Pologne recevra lors du trans- 
fert des fonds mentionné à l’article 208. 


2. — Ce versement sera imputé sur le règle- 
ment de comptes définitif. 


Article 208 

1. — Le transfert des fonds des assurances so- 
ciales et de l’État en ce qui concerne la Haute 
Silésie polonaise, sera réglé par un accord spécial 
conformément aux stipulations de l’article 312 du 
Traité de Paix de Versailles. 

2. — On tiendra compte dans cet accord spécial 
des charges et obligations pécuniaires qui incom- 
bent à la Pologne en vertu des dispositions du 
présent titre. 

3. — Le délai fixé par l’article 312, alinéa 4 du 
Traité de Paix de Versailles, court à dater de 
l’entrée en vigueur de la présente Convention. 

4. — Avant l'expiration de ce délai, les deux 
Gouvernements se réservent d’instituer une 
Commission arbitrale spéciale pour régler toutes 
questions relatives au dit transfert de fonds. De 
cette Commission fera au moins partie un repré- 
sentant de chacun des deux Gouvernements. 

5. — Au moment où sera effectué ce transfert 
de fonds au Gouvernement polonais, l'Allemagne 
sera libérée des obligations incombant en vertu de 
sa législation aux institutions allemandes char- 
gées de l'assurance dans la partie polonaise de la 
Haute Silésie. 


Chapitre VII 
Assurance du personnel des chemins de fer 


Article 209 

Les assurances obligatoires ainsi que faculta- 
tives du personnel des chemins de fer de la Haute 
Silésie polonaise — tant l’assurance-maladie et 
Passurance-aceidents que l’assurance-invalidité et 
des survivants, ainsi que l'assurance additionnelle 
à l’assurance-invalidité et des survivants (Abtei- 
lung B der Arbeiterpensionskasse), assurance 
à la caisse-maladie et des survivants, appelée 
auparavant «Verbandskrankenkasse» et Pas- 
surance des employés, — seront, à dater du 
transfert de la souveraineté, continuées par les 
autorités ou Instituts polonais. L'assurance du 
personnel des chemins de fer de la partie alle- 
mande du territoire plébiscité continuera à être 
du ressort des autorités ou Instituts allemands. 


Article 210 
8 1 


1. — La caisse-maladie d'entreprise de l’Eisen- 
bahndirektionsbezirk Kattowitz cessera de fonc- 
tionner à dater du transfert de la souveraineté. 
À cette date, il sera créé, d’une part pour le per- 


Kapitel VI 
Finanzielle Beſtimmungen 
Artikel 207 

(1) Die deutſche Regierung wird der polniſchen 
Regierung innerhalb von zwei Wochen nach dem 
Übergange der Staatshoheit den Betrag von 
30 Millionen Mark in deutſcher Währung als Vor⸗ 
ſchuß auf die Summe zahlen, die Polen bei der 
gemäß Artikel 208 vorzunehmenden Übertragung der 
Fonds erhalten wird. 

(2) Dieſer Betrag iſt bei der allgemeinen Abred- 
nung zu berückſichtigen. 


Artikel 208 

(1) Die Übertragung der Fonds der ſozialen und 
ſtaatlichen Verſicherungen bezüglich Polniſch⸗Ober⸗ 
ſchleſiens wird gemäß den Beſtimmungen des Artikel 
312 des Friedensvertrages von Verſailles durch ein 
beſonderes Abkommen geregelt werden. 

(2) Dabei wird die Auseinanderſetzung über die 
ſich aus dieſem Titel ergebenden Verpflichtungen und 
Belaſtungen des polniſchen Staates zu erfolgen 
haben. 

(3) Die im Artikel 312 Abſ. 4 des Friedensver⸗ 
trags von Verſailles bezeichnete Friſt beginnt am 
Tage des Inkrafttretens dieſes Abkommens. 

(4) Vor Ablauf dieſer Friſt behalten ſich beide Re⸗ 
gierungen vor, ein beſonderes Schiedsgericht einzu⸗ 
ſetzen, das Fragen, die ſich auf die Übertragung der 
Fonds beziehen, regeln ſoll. Dieſem Schiedsgericht 
wird mindeſtens je ein Vertreter der beiden Regie⸗ 
rungen angehören. 

(5) Mit der Übertragung der Fonds an den pol⸗ 
niſchen Staat wird das Deutſche Reich von den Ver⸗ 
pflichtungen frei, die den deutſchen Verſicherungs⸗ 
trägern nach den geſetzlichen Beſtimmungen in Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſien obliegen. 


Kapitel VIII 
Verſicherungen des Eiſenbahnperſonals 
Artikel 209 
Die geſetzlichen und freiwilligen Verſicherungen 
für das Eiſenbahnperſonal in Polniſch⸗Oberſchleſien, 
und zwar die Kranken-, Unfall-, Invaliden⸗ und 
Hinterbliebenenverſicherung ſowie die Zuſatzverſiche⸗ 
rung zur Invaliden⸗ und Hinterbliebenenverſiche⸗ 
rung (Abteilung B der Arbeiterpenſionskaſſe), die 
Verſicherung bei der Kranken- und Hinterbliebenen⸗ 
kaſſe (früher Verbandskrankenkaſſe) und die Ange⸗ 
ſtelltenberſicherung werden vom Tage des Über⸗ 
ganges der Staatshoheit von den polniſchen Stellen 
weitergeführt. Die Verſicherung des Eiſenbahn⸗ 
perſonals im deutſchen Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets verbleibt bei den deutſchen Stellen. 


Artikel 210 


8 1 
(1) Die Betriebskrankenkaſſe für den Eiſen⸗ 
bahndirektionsbezirk Kattowitz wird mit dem Tage 
des Überganges der Staatshoheit geſchloſſen. An 
dieſem Tage wird für die im deutſchen und für die 
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sonnel des chemins de fer occupé dans la partie 
allemande du territoire plébiscité, et d’autre part 
pour celui occupé dans la partie polonaise, deux 
nouvelles caisses-maladie d’entreprise distinctes. 


2. — Jusqu'au transfert définitif des fonds visé 
à l’article 208, le Comité directeur de la caisse- 
maladie d’entreprise fonctionnant avant le trans- 
fert de la souveraineté administrera tous les fonds 
de la caisse. La caisse-maladie d’entreprise po- 
lonaise créée en Haute Silésie polonaise recevra, 
dans les deux semaines à dater du transfert de la 
souveraineté, une somme d’un million et demi de 
marks allemands en espèces, provenant des ré- 
serves de la caisse-maladie d'entreprise fonetion- 
nant avant le transfert de la souveraineté. Cette 
somme sera prélevée sur le versement à effectuer 
lors du transfert des fonds visé à l’article 208 ; 
on se reportera à la date du 1° janvier 1922 en 
ce qui concerne les fonds à transférer suivant 
l’article 312 du Traité de Paix de Versailles. 


3. — Le Comité directeur de la caisse-maladie 
d'entreprise fonctionnant avant le transfert de la 
souveraineté, versera dans les mêmes conditions 
une somme de quatre millions et demi de marks 
allemands provenant de ses fonds, à la caisse- 
maladie d’entreprise de la partie allemande du 
territoire plébiscité. 


4, — Un représentant désigné par le Gouverne- 
ment polonais aura le droit, depuis le moment 
du transfert de la souveraineté jusqu’à celui du 
transfert des fonds d'examiner les livres du 
Comité directeur qui administre l’ensemble des 
fonds de la caisse, et de se faire donner tous 
renseignements relatifs à leur administration. 


8 2 
Les artieles 174 à 177 s'appliquent mutatis 
mutandis aux assurances-maladie du personnel 
des chemins de fer. f 


Article 211 


Les dispositions du chapitre II du présent 
titre s'appliquent mutatis mutandis aux as- 
surances-accidents du personnel des chemins de 
fer, avec les modifications suivantes : 


a) Aux articles 178 à 182 et 184, la date du 
transfert de la souveraineté remplacera celle 
du ler janvier 1922, et à l’article 180, elle 
remplacera celle du 31 décembre 1921 ; 


b) Il ne sera pas tenu compte des dispositions 
de l’article 183. 


— 


Article 212 
Les dispositions des chapitres III et IV du 
présent titre s'appliquent mutatis mutandis aux 
assurances-invalidité et des survivants, et aux 


assurances des employés du personnel des chemins 
de fer. 


Article 213 


. Les principes contenus au chapitre V du présent 
titre, ainsi que les dispositions de l’article 208 de 
ce titre, s’appliquent à toutes les assurances du 
personnel des chemins de fer visées à l’article 209. 


im polniſchen Teile des Abſtimmungsgebiets be- 
ſchäftigten Eiſenbahnbedienſteten je eine neue Be⸗ 
triebskrankenkaſſe errichtet. 


(2) Bis zur endgültigen Übertragung des Fonds 
gemäß Artikel 208 verwaltet der Vorſtand der vor 
dem Übergange der Staatshoheit beſtehenden Be⸗ 
triebskrankenkaſſe das geſamte Kaſſenvermögen. Die 
im polniſchen Teile des Abſtimmungsgebiets errich— 
tete polniſche Betriebskrankenkaſſe erhält binnen 
zwei Wochen nach Übergang der Staatshoheit aus 
den angeſammelten Reſerven der bisherigen Be- 
triebskrankenkaſſe des Eiſenbahndirektionsbezirkes 
Kattowitz eine Summe von einundeinerhalben Mil⸗ 
lion Mark in bar in Anrechnung auf die ſpäter nach 
Artikel 208 vorzunehmende Übertragung der Fonds. 
Für die Übertragung der Fonds gemätz Artikel 312 
des Friedensvertrags von Verſailles zu übertragen⸗ 
den Fonds ſoll der 1. Januar 1922 maßgebend ſein. 


(3) Der Vorſtand der bisherigen Betriebskranken⸗ 
kaſſe des Eiſenbahndirektionsbezirkes Kattowitz wird 
der im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets er⸗ 
richteten Betriebskrankenkaſſe mit der gleichen Maß⸗ 
gabe den Betrag von vierundeinerhalben Million 
Mark aus dem Vermögen der bisherigen Kaſſe 
überweiſen. 


(4) Ein von der polniſchen Regierung zu bezeich⸗ 
nender Vertreter ſoll vom Übergange der Staats⸗ 
hoheit bis zur endgültigen Übertragung der Fonds 
das Recht haben, die Bücher des Kaſſenvorſtandes, 
der das Vermögen der bisherigen Betriebskranken⸗ 
kaſſe verwaltet, einzuſehen und von ihm Auskunft 
über die Verwaltung zu verlangen. 


9 2 
Die Artikel 174 bis 177 finden auf die Kranken- 
verſicherung der Eiſenbahnbedienſteten entſprechende 
Anwendung. 


Artikel 211 


Die Beſtimmungen des zweiten Kapitels dieſes 
Titels finden auf die Unfallverſicherung der Eiſen⸗ 
bahnbedienſteten mit folgenden Maßgaben ent⸗ 
ſprechende Anwendung: 


a) In den Artikel 178 bis 182 und 184 tritt an 
die Stelle des 1. Januar 1922 und im Artikel 
180 tritt an die Stelle des 31. Dezember 1922 
der Zeitpunkt des Überganges der Staatshoheit. 


b) Artikel 183 kommt nicht in Betracht. 


Artikel 212 


Die Beſtimmungen des dritten und vierten Ka⸗ 
pitels dieſes Titels finden auf die Invaliden⸗ und 
Hinterbliebenenverſicherung und auf die Ange⸗ 
ſtelltenverſicherung der Eiſenbahnbedienſteten ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Artikel 213 


Die im 5. Kapitel dieſes Titels enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen und die Vorſchrift des Artikel 208 
finden auf die im Artikel 209 bezeichneten Ver⸗ 
ſicherungen der Eiſenbahnbedienſteten Anwendung. 


| 


Chapitre VIII 
Oberschlesischer Knappschaftsverein 


Article 214 

. — 5 

Les deux Gouvernements concluront un accord 
concernant la liquidation du Oberschlesischer 
Knappschaftsverein. Si cet accord n’est pas conclu 
le 15 novembre 1922, l’article 312 du Traité de 
Paix de Versailles sera applicable, à moins que 
les deux Gouvernements aient pu éliminer les 
divergences d’opinion subsistant entre eux au 
moyen d’une autre méthode de conciliation. 


Les deux Gouvernements s’entendront pour 
déterminer le régime d’administration du Ober- 
schlesischer Knappschaftsverein pendant la 
période précédant la liquidation. Jusqu'à ce que 
cette entente ait lieu, le règlement suivant sera 
appliqué. 

1° L’Oberschlesischer Knappschaftsverein sera 
maintenu avec son organisation et sa sphère 
d'activité actuelles, et sans que rien soit changé 
à la compétence, à son égard, des autorités 
administratives et judiciaires. 

2° Le Gouvernement polonais délègue un com- 
missaire auprès de la direction du Oberschlesischer 
Knappschajtsverein. Ce commissaire recevra sur 


demande tous renseignements relatifs à l’admini- 


stration. Il peut soulever des objections. Il sera 
tenu compte, dans toute la mesure du possible, des 
désirs exprimés par lui. 

3° La direction du Oberschlesischer Knapp- 
schaftsverein donnera à un nombre raisonnable 
de personnes destinées à devenir fonctionnaires 
polonais du Oberschlesischer Knappschaftsverein 
l’occasion de se familiariser avec leurs tâches et 
fonctions ultèrieures. En cas de divergences 
d'opinion concernant le nombre raisonnable, la 
Commission mixte. hors 

Si l’entente prévue au paragraphe 2, phrase 1, 
du présent article, ne se réalise pas avant le 
16 novembre 1922, le Gouvernement polonais 
pourra dénoncer vis-à-vis du Gouvernement alle- 
mand le règlement stipulé au paragraphe 2, 
chiffres 1 à 3, pour la fin de chaque mois à partir 
du 31 décembre 1922, moyennant préavis d'un 
mois. 


Chapitre IX 
Compétence de la Commission mixte 


Article 215 

La Commission mixte est compétente pour 
trancher les contestations qui s’eleveraient entre 
le Gouvernement allemand et le Gouvernement 
polonais au sujet de l'interprétation et de l’appli- 
cation de l’article 182 ; de l’article 183, alinéa 2, 
phrase 2; de l’article 184 ; de l’article 187 ; de 
l’article 191, alinéa 1, phrase 2, alinéas 2 et 3; 
de l’article 192, alinéas 1, phrase 2, alinéa 2 ; de 
l’article 194; de l’article 199, alinéa 1, phrase 2, 
alinéas 2 et 3; de l’article 200, alinéa 1, phrase 2; 
de l’article 202; de l’article 205 ; de l’article 206 
et de l’article 207, ainsi que des dispositions 
analogues relatives aux assurances des employés 
des chemins de fer. 


Kapitel VIII 
Oberſchleſiſcher Knappſchaftsverein 
Art à el 214 

1 


Die beiden Regierungen werden ein Abkommen 
über die Auflöſung des Oberſchleſiſchen Knapp⸗ 
ſchaftsvereins ſchließen. Iſt das Abkommen nicht 
am 15. November 1922 geſchloſſen, ſo findet Artikel 
312 des Friedensvertrags von Verſailles Anwen⸗ 
dung, wenn die beiden Regierungen die zwiſchen 
ihnen beſtehenden Meinungsverſchiedenheiten nicht 
durch eine andere Schlichtungsart beſeitigen konnten. 

2 


Während der der Auflöſung des Oberſchleſiſchen 
Knappſchaftsvereins vorangehenden Zeit werden ſich 
beide Regierungen über eine vorläufige Art ſeiner 
Verwaltung verſtändigen. Bis zu dieſer Verſtän⸗ 
digung ſoll folgende Regelung Platz greifen. 

(1) Der Oberſchleſiſche Knappſchaftsverein wird 
in ſeiner gegenwärtigen Organiſation und ſeinem 
gegenwärtigen Tätigkeitskreis aufrechterhalten, ohne 
daß in bezug auf ihn etwas an der Zuſtändigkeit 
der Verwaltungs- und Gerichtsbehörden geändert 
wird. 

(2) Die polniſche Regierung entſendet einen Be⸗ 
auftragten zu der Direktion des Oberſchleſiſchen 
Knappſchaftsvereins. Dieſer Beauftragte ſoll auf 
Verlangen jede Auskunft über die Verwaltung er⸗ 
halten. Er darf Einwendungen geltend machen. 
Nach Möglichkeit iſt ſeinen Wünſchen Rechnung zu 
tragen. 

(3) Die Direktion des Oberſchleſiſchen Knapp⸗ 
ſchaftsvereins ſoll einer angemeſſenen Anzahl von 
Perſonen, die beſtimmt ſind, polniſche Beamte des 
Oberſchleſiſchen Knappſchaftsvereins zu werden, 
Gelegenheit geben, ſich mit ihren künftigen Aufgaben 
und Tätigkeiten vertraut zu machen. Bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten über die Angemeſſenheit der Zahl 
entſcheidet die Gemiſchte Kommiſſion. 

3 


Kommt die im 8 2 Satz 1 dieſes Artikels vorge⸗ 
ſehene Verſtändigung bis zum 10. November 1922 
nicht zuſtande, ſo kann die polniſche Regierung die 
im 8 2 Ziffer 1 bis 3 vereinbarte Regelung für das 
Ende jedes Monats vom 31. Dezember 1922 ab 
unter Einhaltung einer Friſt von einem Monat der 
deutſchen Regierung kündigen. 


x Kapitel IX 
Zuſtändigkeit der Semifchten!Kommijfion 


Artikel 215 

Die Gemiſchte Kommiſſion ift zuſtändig zur Ent- 
ſcheidung über alle Streitigkeiten zwiſchen der 
deutſchen Regierung und der polniſchen Regierung 
über die Auslegung und Anwendung des Artikel 182; 
des Artikel 183 Abſ. 2 Satz 2; des Artikel 184; des 
Artikel 187; des Artikel 191 Abſ. 1 Satz 2, der 
Abſ. 2 und 3; des Artikel 192 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2; 
des Artikel 194; des Artikel 199 Abſ. 1 Satz 2, 
Abſ. 2 und 3; des Artikel 200 Abſ. 1 Satz 2; des 
Artikel 202; des Artikel 205; des Artikel 206 und 
des Artikel 207 ſowie der entſprechenden Beſtim⸗ 
mungen, die ſich auf die Verſicherungen des Eijen- 
bahnperſonals beziehen. 
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Cinquième partie 
Questions économiques 


Titre premier 
Régime Douanier 


Chapitre premier 
Dispositions générales 


Article 216 


La frontière douanière entre l'Allemagne et la 
Pologne dans le territoire plébiscité coïncidera 
avec la nouvelle frontière politique. Les légis- 
lations douanières allemande et polonaise, ainsi 
que les tarifs douaniers qu'elles comportent, 
seront appliqués, sans intervention de l'autre 
partie, à l’intérieur de chacun des deux territoires 
douaniers, sous réserve des restrictions et excep- 
tions convenues ci-après. 


Article 217 


1. — Pendant une période de six mois, les mar- 
chandises venant d'autres pays à destination du 
territoire plébiscité, qui auront acquitté les droits 

‘entrée à la frontière polonaise ou allemande 
avant la date du partage de la Haute Silesie, 
Passeront la frontière en franchise. 

2. — Il est convenu que cette période de six 
mois court dès la date du transfert de la souve- 
raineté, et que les dispositions de l’alinéa 1 ne 
s’appliqueront qu'aux marchandises ayant acquitté 
les droits d'entrée avant le 1° novembre 1921. 


Article 218 
8 1 


Pendant une période de quinze années, les 
produits naturels, originaires et en provenance de 
l’une des deux parties du territoire plébiscité, 
destinés à être consommés ou utilisés dans l’autre 
partie, passeront la frontière en franchise. 


82 
Seront considérés comme produits naturels : 
les céréales de toute espèce, les raves et betteraves 
de toute espèce, y compris les betteraves à sucre, 
= houblon, les pommes de terre, les fruits frais, 
les baies, les légumes frais, les champignons frais, 
le foin, la paille, la glace naturelle, le sel, les 
hierres (brutes ou dégrossies, mais non autrement 
travaillées) , la terre naturelle, le sable, le gravier, 
l'argile, l’ardoise, le bois (y compris le bois 
ébranché, mais non autrement travaillé), les 
fagots et ramilles. 
8 3 


Les deux Gouvernements se réservent, pour le 
cas où des difficultés d'application surgiraient, 
d'entrer en pourparlers afin d'examiner si et dans 


Teil v 
Wirtſchaftliche Beſtimmungen 
Titel 1 
Zollweſen 
Kapitel 1 
Allgemeine Beſtimmungen 


Artikel 216 

Die Zollgrenze zwiſchen Deutſchland und Polen 
in Oberſchleſien fällt mit der neuen politiſchen Grenze 
zuſammen. Innerhalb der beiden Zollgebiete bleiben 
die deutſche und die polniſche Zollgeſetzgebung nebſt 
den zugehörigen Zolltarifen in autonomer Geltung, 
vorbehaltlich der in nachſtehendem vereinbarten Be⸗ 
ſchränkungen und Ausnahmen. 


Artikel 217 


(1) Während eines Zeitraums von ſechs Monaten 
werden die Waren, die von anderen Ländern kom⸗ 
mend nach dem Abſtimmungsgebiete beſtimmt waren, 
und die die Einfuhrzölle an der deutſchen oder der 
polniſchen Grenze vor der Teilung Oberſchleſiens 
bezahlt haben, zollfrei die Grenze überſchreiten. 

(2) Es beſteht Einverſtändnis darüber, daß dieſe 
Friſt von dem Tage des Überganges der Staatshoheit 
an zu laufen beginnt, und daß die Vereinbarung im 
Abſatz 1 ſich nur auf Waren bezieht, die bis zum 
1. November 1921 die Eingangszölle bezahlt haben. 


Artikel 218 


8:1 
Während eines Zeitraums von fünfzehn Jahren 
werden die natürlichen Erzeugniſſe, die ihren Ur⸗ 
ſprung und ihre Herkunft in einem der beiden Teile 
des Abſtimmungsgebiets haben, und die dazu be⸗ 
ſtimmt ſind, in dem anderen Teile verbraucht oder 
verwendet zu werden, zollfrei über die Grenze gehen. 


8 2 

Als natürliche Erzeugniſſe ſind anzuſehen: Ge⸗ 
treide aller Art, Rüben aller Art, einſchließlich der 
Zuckerrüben, Hopfen, Kartoffeln, friſches Obſt, 
Beeren, friſches Gemüſe, friſche Pilze, Heu, Stroh, 
natürliches Eis, Salz, Steine (roh oder roh be⸗ 
hauene, ſonſt nicht weiter bearbeitet), natürliche Erde, 
Sand, Kies, Ton, Schiefer, Holz (auch entäſket, aber 
ſonſt nicht weiter bearbeitet), Reiſig. 


8 3 
Beide Regierungen behalten ſich vor, falls ſich 
Schwierigkeiten ergeben ſollten, in Verhandlungen. 
darüber einzutreten, ob und inwieweit etwa für ein⸗ 
15 
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quelle mesure l'application du système des con- 
tingents à certaines catégories de marchandises, 
pourrait faciliter les échanges. 


Article 219 


1. — Pendant une période de six mois, les 
produits bruts, demi-bruts ou demi-fabriqués, pro- 
venant des établissements industriels de l’une des 
deux parties du territoire plébiscité, destinés à 
être utilisés ou transformés dans les établisse- 
ments industriels de l’autre partie, passeront la 
frontière en franchise. 


2. — Les autorisations délivrées pour l'entrée 
de ces produits devront mentionner les établisse- 
ments expéditeurs et destinataires. 


Article 220 


1. — Pendant une période de quinze ans, les 
produits bruts, demi-bruts ou demi-fabriqués, 
originaires et en provenance des établissements 
industriels de l’une des deux parties du territoire 
plébiscité, destinés à être transformés dans les 
établissements industriels de l’autre partie, passe- 
ront la frontière en franchise lorsqu'ils devront 
être réimportés dans leur pays d’origine. 


2. — Les autorisations délivrées pour l'entrée 
de ces produits devront mentionner les établisse- 
ments expéditeurs et destinataires. 


Article 221 
81. 


Le droit d’entrdee en franchise stipulé à 
l’article 220, ne comporte que l'entrée en franchise 
dans le pays où a lieu la transformation des 
produits. Chaque pays conserve le droit de 
déterminer librement si, et dans quelle mesure, les 
produits transformés peuvent être réimportés en 
franchise, — conformément aux dispositions en 
vigueur sur l’admission temporaire (Veredelungs- 
verkehr) — dans le pays d'origine du produit 
brut, demi-brut ou demi-fabriqué (Vorprodukt). 


82 
Dans les cas prévus à l’article 220, il ne sera 
perçu aucun droit de sortie au passage de la fron- 


tiere, ni à l’aller ni au retour. 


83 

Dans les cas oü les produits bruts, demi-bruts 
ou demi-fabriqués, destinés à la transformation 
par la voie de l'admission temporaire, tomberaient 
sous je coup de prohibitions d'importation ou 
d'exportation, les Parties contractantes accor- 
deront des permis d'importation ou d’expor- 
tation pour ces produits. Elles accorderont 
également des permis d'exportation pour la réex- 
pédition dans le pays d’origine des produits trans- 
formés. Si le produit transformé tombe, lors de la 
réexpédition dans le pays d'origine, sous le sup 


. d’une prohibition d'importation, un permis u'im- 


portation devra être délivré. - 


zelne Warengruppen eine leichtere Handhabung des 8 


Verkehrs ſich durch eine Kontingentierung ermög- 
lichen läßt. 


Artikel 219 


(1) Während eines Zeitraums von ſechs Monaten 
werden die Rohſtoffe und Halbfabrikate der indu⸗ 
ſtriellen Betriebe der einen der beiden Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets, die dazu beſtimmt ſind, in den 
induſtriellen Betrieben des anderen Teiles verbraucht 
ar verarbeitet zu werden, zollfrei über die Grenze 
gehen. 


(2) Die Zulaſſungsſcheine für die Einfuhr dieſer 
Erzeugniſſe müſſen die Abſendeſtellen und die Emp⸗ 
fangsſtellen namhaft machen. 


Artikel 220 

(1) Während eines Zeitraums von fünfzehn 
Jahren werden die Rohſtoffe und Halbfabrikate, die 
ihren Urſprung und ihre Herkunft aus den indu⸗ 
ſtriellen Betrieben des einen der beiden Teile des 
Abſtimmungsgebiets haben, und die dazu beſtimmt 
ſind, in den Betrieben des anderen Teiles verarbeitet 
zu werden, zollfrei über die Grenze gehen, wenn ſie 
müßen in ihr Urſprungsland eingeführt werden 
müſſen. 


(2) Die Zulaſſungsſcheine für die Einfuhr dieſer 
Erzeugniſſe müſſen die Abſendeſtellen und Emp⸗ 
fangsſtellen namhaft machen. 


Artikel 221 
8 1 

Das im Artikel 220 gewährte Recht des zollfreien 
Einganges bezieht ſich nur auf die Eingangszollfrei⸗ 
heit in jenem Lande, in dem die Umarbeitung aus⸗ 
geführt wird. Jedes Land behält ſich das Recht vor, 
nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen, ob und inwie⸗ 
weit auf Grund der geltenden Vorſchriften über den 
Veredelungsverkehr die veredelte Ware zollfrei in das 
Urſprungsland des Rohprodukts oder Halbfabrikats 
(Vorproduktes) wieder eingeführt werden kann. 


8 2 
In den im Artikel 220 vorgeſehenen Fällen ſoll 
beim Überſchreiten der Grenze weder auf dem Hin⸗ 
noch auf dem Rückwege ein Ausfuhrzoll erhoben 
werden. 
8 3 


Falls die zur Veredelung beſtimmten Rohſtoffe 
und Halbfabrikate Einfuhr- oder Ausfuhrverboten 
unterliegen, werden die vertragſchließenden Teile für 
dieſe Waren Ein: oder Ausfuhrbewilligungen er⸗ 
teilen. Ebenſo werden ſie die Ausfuhrbewilligungen 
für die veredelten Waren zur Rückſendung in das 
Urſprungsland erteilen. Falls die veredelte Ware 
bei der Rückſendung in das Urſprungsland dort 
einem Einfuhrverbot unterliegt, wird die Einfuhrbe⸗ 
willigung erteilt werden. 
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Article 222 

1. — L'expression «produits demi-bruts ou 
demi-fabriqués » employée aux articles 219 et 220, 
s’entend en règle générale uniquement des pro- 
duits d'établissements industriels considérés par 
le destinataire comme produits demi-bruts ou 
demi-fabriqués, du fait qu'il les soumet à une nou- 
velle mise en œuvre industrielle ou à une nouvelle 
transformation pour en faire un nouvel article 
prêt soit à une transformation subséquente, soit 
à la consommation. 


2. — L’expression «établissements industriels » 
employée aux articles 219 et 220, s'étend aux 
petits métiers et à la manufacture. 


Article 223 


1. — Il appartient à chacun des deux Etats de 
régler librement de quelle façon doit être faite 
dans chaque cas la preuve que les conditions pré- 
vues pour l’application de l’article 217, alinéa 1, 
de J’article 218, paragraphes 1 et 2, de l’ar- 
ticle 219 et l’article 220, sont remplies. 

2. — Pour l'administration de cette preuve et 
l'établissement de l'identité de la marchandise, on 
pourra avoir recours, suivant les cas, à des certi- 
ficats d’origine, des quittances de douane, des cor- 
respondances commerciales, des lettres de voiture, 
des extraits de livres de commerce ou autres do- 
cuments d’origine privée. II appartiendra à cha- 
cune des deux Administrations des douanes d’ap- 
précier dans chaque cas particulier si et dans 
quelle mesure la preuve doit être considérée comme 
faite, conformément aux règlements en vigueur 
dans son pays. 

Article 224 


1. — Conformément à l’article 268 du Traité de 
Paix de Versailles, les produits naturels ou fabri- 
qués, originaires et en provenance de la partie 
polonaise du territoire plébiscité, seront. reçus à 
leur entrée sur le territoire allemand en franchise 
de douane pendant une période de trois années. 
Cette période courra à dater de la notification du 
tracé de la frontière à l'Allemagne et à la Po- 
logne. 

2. — Le chapitre II du présent titre contient les 
détails relatifs à la mise en pratique des dis- 
positions du présent article. 


Û Article 225 
81 


En ce qui concerne le régime d'exportation, les 
Parties contractantes s'engagent à faciliter, pen- 
dant une période de quinze ans, l'exportation de 
leurs territoires respectifs des produits indispen- 
sables pour l’industrie de l’une ou de l’autre par- 
tie du territoire plébiscité, en délivrant les permis 
d'exportation nécessaires et en autorisant l’exé- 
cution des contrats passés entre particuliers, 
étant entendu que les droits d'entrée seront payés 
par ces produits lors de leur importation en terri- 
toire allemand ou en territoire polonais, sauf les 
exceptions prévues aux articles précédents. 


82 
1. — Les produits mentionnés au paragraphe 
précédent ne comprennent que des produits bruts, 


{ 


Artikel 222 


(1) Unter Halbfabrikaten im Sinne der Artikel 219 
und 220 verſteht man im allgemeinen nur ſolche Er⸗ 
zeugniſſe induſtrieller Betriebe, die für den Empfän⸗ 
ger deshalb ein Halbfabrikat darſtellen, weil ſie von 
ihm einer weiteren Verarbeitung oder weiteren Um⸗ 
formung unterworfen werden, um zu einem anderen 
ſelbſtändigen weiter verarbeitungsfähigen oder ge⸗ 
brauchsfertigen Erzeugnis umgeformt zu werden. 


(2) Der Ausdruck induſtrielle Betriebe in den Ar⸗ 
tikeln 219 und 220 umfaßt auch die gewerblichen und 
Handwerksbetriebe. 


Artikel 223 

(1) Es bleibt jedem der beiden Staaten überlaſſen, 
nach ſeinem Ermeſſen die Frage zu regeln, wie im 
einzelnen Falle der Nachweis der Erfüllung der Vor⸗ 
ausſetzungen für die Anwendbarkeit der Beſtimmun⸗ 
gen im Artikel 217 Abſatz 1, Artikel 218 81, 2, 
Artikel 219, 220 zu führen iſt. 

(2) Zur Führung dieſes Nachweiſes und zur Feſt⸗ 
ſtellung der Identität der Ware können je nach Lage 
des Falles Urſprungszeugniſſe, Zollquittungen, kauf⸗ 
männiſche Korreſpondenzen, Frachtbriefe, Auszüge 
aus Geſchäftsbüchern oder andere private Urkunden 
verwendet werden. Es bleibt den beiderſeitigen Zoll⸗ 
behörden überlaſſen, ob und inwieweit ſie nach den in 
ihrem Lande beſtehenden Beſtimmungen im einzelnen 


ei den zu führenden Beweis als erbracht an- 
ehen. 


Artikel 224 

(1) Gemäß Artikel 268 des Friedensvertrags von 
Verſailles werden die natürlichen Erzeugniſſe oder 
die Fabrikate, die ihren Urſprung und ihre Herkunft 
in dem polniſchen Teile des Abſtimmungsgebiets 
haben, bei ihrem Eingang in das deutſche Gebiet 
während eines Zeitraums von drei Jahren von jeder 
Zollabgabe befreit. Dieſe Friſt wird mit der Be- 
kanntgabe der neuen Grenze an Deutſchland und an 
Polen zu laufen beginnen. 

(2) Die in Kapitel 2 enthaltenen Vereinbarungen 
ind zum Zwecke der Durchführung dieſer Beſtim⸗ 
mungen getroffen worden. 


Artikel 225 
8 1 

Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, wäh⸗ 
rend eines Zeitraums von fünfzehn Jahren die Aus⸗ 
fuhr von Erzeugniſſen aus ihren Gebieten zu erleich⸗ 
tern, die für die Induſtrie des einen oder des anderen 
Teiles des Abſtimmungsgebiets unentbehrlich ſind. 
Sie werden die notwendigen Ausfuhrgenehmigungen 
erteilen und die Ausführung der zwiſchen Privatper⸗ 
ſonen geſchloſſenen Verträge unter der Vorausſetzung 
geſtatten, daß die Einfuhrabgaben von dieſen Erzeug⸗ 
niſſen bei ihrer Einfuhr in deutſches bzw. polniſches 
Gebiet bezahlt werden, ſoweit nicht in den vorher⸗ 
gehenden Artikeln Ausnahmen vorgeſehen ſind. 


8 2 
(1) Unter den im 81 dieſes Artikels erwähnten 
Erzeugniſſen ſind nur die Rohprodukte, Halbfabrikate 
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demi-bruts, demi-fabriqués ou finis, indispen- 
sables aux besoins directs de l’industrie de l’une 
ou de l’autre partie du territoire plébiscité, à l’ex- 
clusion, entre autres, des vivres. 

2. — Les dispositions du paragraphe 1 s’ap- 
pliquent non seulement à la grande industrie, 
mais encore aux petits métiers et à la manu- 
facture. 

83 


Les stipulations de l’article 223 s’appliquent 
mutatis mutandis au premier paragraphe du pré- 


sent article. 
Article 226 
8 1 


Les périodes de six mois ou de quinze ans men- 
tionnées aux articles 218, 219 et 220 et au para- 
graphe 1 de l’article 225, courent dès la date du 
transfert de la souveraineté. 


82 

Sous réserve des dispositions qui suivent, la 
franchise de douane stipulée aux articles 217, 218, 
219, 220 et 224 se rapporte uniquement aux 
droits d'entrée et de sortie; elle ne se rapporte 
point aux impôts intérieurs, droit de manipula- 
tion douanière, redevances prélevées à l’occasion 
de la délivrance de permis d’entrée ou de sortie, 
droits de statistique. 


8 3 

En ce qui concerne l’exportation des fruits frais, 
des baies, légumes frais, foin, paille, pierres 
(brutes ou dégrossies, mais non autrement tra- 
vaillées), terre naturelle, sable, gravier, argile et 
ardoise, dans la mesure où ces produits tombent 
sous l’application du paragraphe 1 de l’article 218 
et seraient l’objet dans l’un des deux pays de 
prohibitions d'importation ou d’exportation, les 
deux Gouvernements accorderont des permis 
d'importation ou d'exportation sans prélever de 
redevance à l’occasion de l'importation ou de l'ex- 
portation, ou de la délivrance de ces permis. 


8 4 
En outre, si des produits visés à l’article 219 
étaient l’objet de prohibitions d'importation ou 
d'exportation, les deux Gouvernements accorde- 
raient des permis d'importation ou d'exportation, 
sans prélever de redevance à l’occasion de l’impor- 
tation ou de l’exportation, ou de la délivrance de 


ces permis. 
Article 227 
81 
1. — Seront considérés comme produits in- 


dispensables aux besoins directs de l’industrie de 
l’une ou de l’autre partie du territoire plébiscité, 
les produits satisfaisant aux conditions sui- 
vantes : 

a) la marchandise, telle qu’elle est demandée, 
doit être disponible dans le pays fournisseur 
en quantités suffisantes pour les besoins de 
son industrie ; 

b) tant qu'un des deux États demandera à 
l’autre, en se basant sur l’article 225, para- 
graphe 1, de lui fournir des marchandises, il 
ne pourra exporter ces marchandises ou des 


und Fertigerzeugniſſe, die für die Induſtrie des einen 
oder des anderen Teiles des Abſtimmungsgebiets 
unmittelbar unentbehrlich ſind, und insbeſondere 
nicht etwa Lebensmittel zu verſtehen. 

(2) Die Beſtimmungen des § 1 dieſes Artikels 
finden nicht nur auf die Großinduſtrie, ſondern auch 
auf gewerbliche und Handwerksbetriebe Anwendung. 


8 3 
Die Beſtimmungen des Artikels 223 finden auf 
$1 dieſes Artikels entſprechende Anwendung. 


Artikel 226 
8 1 
Der Lauf der in den Artikeln 218, 219, 220 ſowie 
im Artikel 225 § 1 erwähnten Friſten von ſechs Mo⸗ 
naten oder fünfzehn Jahren beginnt mit dem Tage 
des Überganges der Staatshoheit. 
8 2 
Die in den Artikeln 217, 218, 219, 220 und 224 
vereinbarte Zollfreiheit bezieht ſich vorbehaltlich der 
nachfolgenden Beſtimmungen lediglich auf die Ein- 
und Ausfuhrzölle. Sie bezieht ſich keineswegs auf 
die inneren Steuern, die Zollmanipulationsgebüh⸗ 
ren, die Abgaben für die Bewilligung der Ein⸗ und 
Ausfuhrerlaubnis und auf ſtatiſtiſche Gebühren. 


83 

Was die Ausfuhr von friſchem Obſt, Beeren, fri- 
ſchem Gemüſe, Heu, Stroh, Steinen (roh oder roh 
behauen, nicht anderweit bearbeitet), natürlicher 
Erde, Sand, Kies, Ton und Schiefer anlangt, werden 
die beiden Regierungen, falls dieſe Erzeugniſſe den 
Bedingungen des Artikels 218 8 1 entſprechen und 
in einem der beiden Länder mit Ein- und Ausfuhr⸗ 
verboten belegt find, Ein- oder Ausfuhrbewilligungen 
erteilen und von der Erhebung von Ein⸗ und Aus⸗ 
fuhrabgaben abſehen. 


8 4 
Beide Regierungen werden ferner, falls die im 
Artikel 219 genannten Erzeugniſſe Ein- oder Aus⸗ 
fuhrverboten unterliegen ſollten, Ein- oder Ausfuhr⸗ 
bewilligungen erteilen, ohne Ein⸗ und Ausfuhrab⸗ 
gaben zu erheben. 


Artikel 227 


8 1 
(1) Als die für die unmittelbaren Bedürfniſſe der 
Induſtrie des einen oder des anderen Teiles des 
Abſtimmungsgebiets unentbehrlichen Erzeugniſſe 
ſind Erzeugniſſe anzuſehen, die den nachſtehenden 
Bedingungen entſprechen: 

a) Die angeforderte Ware muß als ſolche in dem 
Lieferungsland in einer für den Bedarf der In⸗ 
duſtrie dieſes Landes ausreichenden Menge vor⸗ 
handen ſein; | 

b) ſolange einer der beiden Staaten unter Berufung 
auf Artikel 225 § 1 von dem anderen Staate die 
Lieferung von Erzeugniſſen verlangt, kann er 
dieſe Erzeugniſſe oder gleichartige Erzeugniſſe 
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marchandises identiques produites sur son 
territoire. Toutefois, l'exportation dont il est 
ici question ne comprend ni l'exportation 
dans le pays fournisseur, ni l'exportation 
dans des pays tiers de quantités ne dépassant 
pas 5% des quantités disponibles à l’inté- 
rieur, à l'exclusion des quantités importées 
de pays tiers. 

2. — Ces conditions étant respectées, chacun 
des deux États se déclare prêt à accorder à l’autre 
un droit de priorité sur l’excédent disponible pour 
l'exportation, existant sur son propre territoire. 


8 2 

1. — En ce qui concerne les contrats de droit 
privé conclus avant le 1°” novembre 1921, les 
deux États sont prêts à en autoriser l’exeeution 
pendant un délai de dix-huit mois à dater du 
transfert de la souveraineté, aux mêmes conditions, 
notamment de prix, que celles qui régissent l’exé- 
cution de tels contrats à l’intérieur du pays. 


2. — L’exécution de contrats conclus après le 
ler novembre 1921 reste soumise aux dispositions 
spéciales en vigueur dans chacun des deux pays. 


/ 83 

1. — Chacune des deux Parties contractantes 
s'engage à accorder, pendant une période de cinq 
ans à dater du transfert de la souveraineté, aux 
usines du territoire de Haute Silésie de l’autre 
partie qui fondent la ferraille, des permis d’ex- 
porter hors de leur territoire de la ferraille de 
toute espèce et de quelque provenance que ce soit, 
pourvu que cette ferraille soit fondue dans des 
usines existant à la date du transfert de la souve- 
raineté et en faveur desquelles les permis ont 
été accordés, et dans les limites des quantités de 
ferraille à acheter pour permettre une production 
égale à la production moyenne de fer brut et 
d'acier pendant les années 1913 et 1920. Les deux 
Gouvernements s’abstiendront de tout contrôle de 
prix jusqu’à la date du 1° Mai 1924. 

2. — Les achats de ferraille, de quelque pro- 
venance que soit celle-ci, se feront autant que 
possible en commun pour l'Allemagne et la Po- 
logne par la voie d’une coopération organisée. Les 
deux Gouvernements s’emploieront à hâter autant 
que possible la création des organisations néces- 
saires. 

8 4 


Le Gouvernement allemand accordera des per- 
mis d'exportation pour les marchandises énumé- 
rées à l'annexe A au présent titre et dans les 
quantités qui y sont indiquées, lorsque ces mar- 
chandises seront exclusivement employées pour 
l’industrie de la Haute Silésie polonaise. 
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Les dispositions de l’article 223 s’appliquent 
mutatis mutandis au présent article. 


Article 228 
1. — Le Gouvernement allemand accordera aux 
établissements de la Haute Silésie polonaise des 
permis d'exportation pour les quantités de bois 


nicht aus ſeinem Gebiet ausführen. Jedoch ſoll 
die Ausfuhr, von der hier die Rede iſt, weder 
die Ausfuhr nach dem Lieferlande noch die Aus⸗ 
fuhr nach einem dritten Lande umfaſſen, wenn 
letztere Ausfuhr fünf vom Hundert der im In⸗ 
nern verfügbaren Menge unter Ausſchluß der 
aus dritten Ländern eingeführten Menge nicht 
überſteigt. 

(2) Solange dieſe Bedingungen eingehalten wer⸗ 
den, erklärt ſich jeder der beiden Staaten bereit, dem 
anderen das Vorrecht auf den zur Ausfuhr verfüg⸗ 
baren Überſchuß des Vorrats auf ſeinem Gebiet zu 
erteilen. 0 

2 


(1) Was die vor dem 1. November 1921 geſchloſſe⸗ 
nen Privatverträge anlangt, ſo ſind beide Staaten 
bereit, ihre Ausführung innerhalb anderthalb Jahren 
vom Tage des Überganges der Staatshoheit an ge⸗ 
rechnet zu denſelben Bedingungen, insbeſondere hin⸗ 
ſichtlich der Preiſe zuzulaſſen, welche für die Aus⸗ 
führung ſolcher Verträge im Innern des Landes 
maßgebend ſind. 

(2) Die Erfüllung der nach dem 1. November 1921 
abgeſchloſſenen Verträge wird den in jedem der bei⸗ 
den Länder beſtehenden beſonderen Beſtimmungen 
unterworfen. 8 

3 


(1) Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, 
während eines Zeitraums von fünf Jahren vom 
Übergange der Staatshoheit an gerechnet, den Alt⸗ 
eiſen verarbeitenden induſtriellen Betrieben des 
oberſchleſiſchen Gebiets des anderen Teiles Bewilli⸗ 
gungen für die Ausfuhr von Alteiſen aller Art und 
welcher Herkunft auch immer aus ihrem Gebiete zu 
erteilen mit der Maßgabe, daß dieſes Alteiſen in den 
zur Zeit des Überganges der Staatshoheit beſtehen⸗ 
den Werken, zu deren Gunſten die Bewilligung er⸗ 
teilt worden iſt, in dem Ausmaß des für die Durch⸗ 
ſchnittserzeugung von Roheiſen und Stahl in den 
Jahren 1913 und 1920 verwendeten Zukaufsſchrotts 
verarbeitet wird. Beide Regierungen werden dabei 
ſeh zum 1. Mai 1924 von einer Preisprüfung ab⸗ 
ehen. 

(2) Der Einkauf des Alteiſens (gleichgültig wel⸗ 
cher Herkunft) ſoll für Deutſchland und Polen tun⸗ 
lichſt gemeinſam in organiſiertem Zuſammenhang 


erfolgen. Beide Regierungen werden ſich das baldige 


Zuſtandekommen der entſprechenden Organiſationen 
angelegen ſein laſſen. f 


8 4 
Die deutſche Regierung wird für die in der An⸗ 
lage A aufgeführten Waren und Mengen Ausfuhr⸗ 
bewilligungen erteilen, ſofern dieſe Waren ausſchließ⸗ 
lich für die in Polniſch⸗Oberſchleſien beſtehende In⸗ 
duſtrie verwendet werden. 


8 5 
Die Beſtimmungen des Artikels 223 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Artikel 228 
(1) Die deutſche Regierung wird den in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien gelegenen Betrieben Ausfuhrbewilli⸗ 
gungen für Grubenholz in dem nachſtehend vermerk⸗ 


de mine spécifiées ci-dessous pendant les périodes 
indiquées, ce bois devant être employé exclusive- 
ment par ces établissements : 

a) 350.000 mètres cubes (Festmeter) pendant la 
première année à dater du transfert de la 
souveraineté ; 

b) 150.000 mètres cubes (Festmeter) l’année 
suivante. 


2, — Au cas où la Pologne, la Lithuanie, la 
Tchécoslovaquie ou la Hongrie interdiraient l’ex- 
portation du bois de mine, les quantités indiquées 
seraient réduites de 25% si l'interdiction venait 
de la Pologne, de 15 °/, si elle venait de la Lithua- 
nie, et de 10% si elle venait soit de la Tschéco- 
slovaquie, soit de la Hongrie. Mais, même dans 
ces cas, le Gouvernement allemand est disposé, 
dans la mesure où la consommation intérieure lui 
en laissera la faculté, à accorder des permis d’ex- 
portation de bois de mine à destination de la 
Haute Silésie polonaise, pour des quantités dépas- 
sant les obligations prévues ci-dessus. 


3. — Les permis d'exportation à accorder con- 
formément aux dispositions des articles 227 et 
228, ne seront accordés que directement à des éta- 
blissements industriels pour leurs besoins immé- 
diats. Ces établissements ne pourront employer 
les marchandises reçues grâce à ces permis que 
dans les limites de leur propre activité indus- 
trielle. Lorsqu'il sera constaté qu'un établisse- 
ment aura contrevenu à cette obligation, un nou- 
veau permis pourra lui être refusé. 


4. — Les demandes de permis d'exportation 

pour des marchandises faisant l’objet d’un con- 
tingentement, devront être approuvées par les 
autorités compétentes du pays destinataire. Les 
deux Gouvernements se communiqueront aussitôt 
que possible la liste des autorités qui ont qualité 
pour approuver ces demandes. 


Article 229 


1. — Le Gouvernement polonais accordera des 
permis d'exportation aux établissements in- 
dustriels situés dans la partie allemande du 
territoire plébiscité, pour les produits suivants, 
pourvu que ces produits soient destinés à l’usage 
exclusif des dits établissements : 

a) pour la dolomite, pendant une période de 
quinze ans ; 

b) pour l’acide sulfurique, à 50° Baumé, pendant 
une période de cinq ans, la quantité exportée 
annuellement ne devant pas dépasser 50% de 
la production de la Haute Silésie polonaise, 
mais devant toutefois n'être pas inférieure 
à 60.000 tonnes par an. 


2. — Les deux périodes ci-dessus mentionnées 
courent à dater du transfert de la souveraineté. 


Article 230 
8 1 


4 1. — Le Gouvernement allemand permettra 
l'exportation de lait frais destiné au ravitaille- 
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ten Ausmaß und für die dort angegebene Zeit er- 

teilen, ſofern dieſes Grubenholz ausſchließlich in 

dieſen Betrieben verwendet wird: 

a) im erſten Jahr nach dem Übergange der Staats⸗ 
hoheit für 350 000 fm, 


b) im darauffolgenden Jahre für 150 000 fm. 


(2) Falls Polen, Litauen, die Tſchechoſlowakei 
oder Ungarn ein Ausfuhrverbot für Grubenholz er⸗ 
läßt, vermindern ſich die angegebenen Mengen um 
fünfundzwanzig vom Hundert im Falle eines pol- 
niſchen Ausfuhrverbots, im Falle eines litauiſchen 
Ausfuhrverbots um fünfzehn vom Hundert und um 
zehn vom Hundert im Falle eines tſchechiſchen oder 
ungariſchen Ausfuhrverbots. Indes iſt auch in 
dieſen Fällen die deutſche Regierung bereit, ſoweit es 
der inländiſche Verbrauch zuläßt, Ausfuhrbewilli⸗ 
gungen für Grubenholz nach Polniſch⸗Oberſchleſien 
für Mengen zu erteilen, die über die vorſtehende Ver⸗ 
pflichtung hinausgehen. 

(3) Die nach den Artikeln 227 und 228 zu ertei⸗ 
lenden Ausfuhrbewilligungen werden nur unmittel⸗ 
bar den induſtriellen Betrieben für ihren unmittel⸗ 
baren Bedarf erteilt. Dieſe Betriebe können die durch 
dieſe Ausfuhrbewilligungen empfangenen Waren nur 
innerhalb ihrer eigenen induſtriellen Betätigung ver⸗ 
wenden. Wenn ein Unternehmen nachweislich gegen 
dieſe Verpflichtung verſtößt, kann ihm die Erteilung 
einer neuen Ausfuhrbewilligung verſagt werden. 


(4) Anträge auf Ausfuhrbewilligungen von kon⸗ 
tingentierten Waren müſſen von der zuſtändigen Be⸗ 


hörde des Empfangslandes beglaubigt ſein. Die bei⸗ 


den Regierungen werden einander ſobald als möglich 
das Verzeichnis der zur Beglaubigung dieſer An⸗ 
träge ermächtigten Behörden mitteilen. 


Artikel 229 
(1) Die polniſche Regierung wird den induſtriellen 
Betrieben im deutſchen Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets Ausfuhrbewilligungen für die folgenden Er⸗ 
zeugniſſe erteilen, vorausgeſetzt, daß dieſe Erzeugniſſe 
ausſchließlich zum Gebrauche der genannten Betriebe 
beſtimmt ſind: 

a) für Dolomit während der Dauer von fünfzehn 
Jahren, 

b) für Schwefelſäure (berechnet auf 50° Baums) 
während der Dauer von fünf Jahren, wobei die 
jährliche Menge fünfzig vom Hundert der pol⸗ 
niſch⸗oberſchleſiſchen Erzeugung nicht überſteigen, 
jedenfalls aber nicht weniger als 60 000 t für 
das Jahr betragen ſoll. 


(2) Der Lauf der beiden vorerwähnten Friſten be⸗ 


ginnt mit dem Tage des Überganges der Staatshoheit. 


Artikel 230 


8 1 
(1) Die deutſche Regierung wird die Ausfuhr 
friſcher Milch für die Verſorgung von Polniſch⸗Ober⸗ 


ment de la Haute Silésie polonaise à raison des 
quantités suivantes pendant les périodes indi- 
quées ci-dessous : 


a) du 1er avril au 30 sep- 
tembre 19222 un litres par jour ; 


b) en octobre 19222 000 » „ „ 
c) en novembre 1922 .. 8.000 » » „ 
d) en décembre 1922 ... 7.000 » » „ 
e) en janvier 1923 .... 6.000 » » „ 
f) en février 1923 ..... 5.000 2". > 
g) en mars 1923 4.000 » „ *» 
h) en avril 1923 3.000 „ "> 
i) en mai 19233 oo 


2. — Si, pendant cette période, la situation en 
ce qui concerne les approvisionnements et distri- 
butions officielles de lait devenait plus favorable 
dans la partie polonaise du territoire plébiscité 
que dans la partie allemande, les quantités ci- 
dessus mentionnées seraient réduites en propor- 


tion. 
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Le Gouvernement polonais autorisera, pendant 
la période ci-dessus fixée, c’est-à-dire du 1” avril 
1922 au 31 mai 1923, l'exportation en Allemagne 
d’un tiers de la quantité de farine Thomas pro- 
duite dans la Haute Silésie polonaise ; la quantité 
exportée ne devra pas être inférieure à 12.000 
tonnes par an (1000 tonnes par mois). 


Article 231 

Pour les marchandises dont l'exportation est 
autorisée par les articles 227, 228, 229 et 230, les 
deux Parties contractantes s'accorderont reci- 
proquement le traitement le plus favorable qu’ils 
accorderont à des pays tiers à change bas, notam- 
ment dans les cas où l'exportation donne lieu à 
un contrôle des prix. 


Article 232 
Les conditions énumérées à l’article 227, para- 
graphe 1, lit. a) et b), seront considérées ipso 
facto comme remplies en ce qui concerne les pro- 
duits détaillés à l’article 227, paragraphes 3 et 4, 
et aux articles 228, 229 et 230. 


Article 233 

En vue de faciliter l’application des stipula- 
tions précédentes et d'éviter certaines rigueurs 
dans la zone-frontière, les deux Parties contrac- 
tantes ont, en exécution des dites stipulations, 
convenu des dispositions contenues au chapi- 
tre IV du présent titre. l’ensemble des dispo- 
sitions de ce chapitre IV sera considéré comme 
ayant le caractère d’un accord commercial ordi- 
naire qui restera en vigueur pendant dixhuit mois 
à dater du transfert de la souveraineté. Les deux 
Gouvernements sont prêts, selon les besoins qui 
se feront sentir dans la pratique, à entrer en 
pourparlers en temps utile avant l'expiration de 
ces dix-huit mois pour conelure un nouvel accord 
sur les questions réglées au chaupitre IV. 
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ſchleſien in folgenden Mengen während des unten an⸗ 
gegebenen Zeitraums zulaſſen: 


a) vom 1. April 1922 bis 


zum 
30. September 1922 je 5 000 1 täglich, 
0 


b) im Oktober 19222 001 * 
e) im November 1922 80001 « 
d) im Dezember 1922 ......... 70001 « 
e) im Januar 1923 60001 « 
3 im 8 o 50001 „ 
g in März 193333 40001 « 
1 im Apt 8 30001 « 
D) Im Mir TPS es. 2001 « . 


(2) Sollte während dieſes Zeitraums die Lage der 
amtlichen Milchverſorgung und Milchverteilung in 
dem polniſchen Teile des Abſtimmungsgebiets ſich 
günſtiger geſtalten als im deutſchen Teil, ſo werden 
die obenſtehenden Mengen den Verhältniſſen ent⸗ 
ſprechend gekürzt werden. 


Die polniſche Regierung wird während des oben 
genannten Zeitraums, d. h. vom 1. April 1922 bis 
zum 31. Mai 1923 die Ausfuhr von ¼ der in Pol⸗ 
niſch-Oberſchleſien erzeugten Menge von Thomas⸗ 
mehl nach Deutſchland geſtatten. Die Jahresmenge 
br nicht weniger als 12 000 t (1 Monat — 1000 t) 
etragen. 


Artikel 231 


Für Waren, deren Ausfuhr gemäß den Artikeln 
227, 228, 229 und 230 geſtattet wird, werden die 
beiden vertragſchließenden Teile ſich gegenſeitig die 
günſtigſte Behandlung gewähren, die ſie dritten 
valutaſchwachen Ländern insbeſondere dann gewäh⸗ 


2 es bei der Ausfuhr eine Preisprüfung ftatt- 
ndet. 


Artikel 232 


Die im Artikel 227, $1 unter a und b aufgeführ- 
ten Vorausſetzungen werden bei den in Artikel 227, 
SS 3, 4, Artikel 228, 229 und 230 aufgeführten 
Waren ohne weiteres als erfüllt angeſehen. 


Artikel 233 


Zur Erleichterung der Durchführung der vorſtehen⸗ 
den Beſtimmungen und zur Vermeidung von Härten 
in der unmittelbar an der Grenze gelegenen Zone 
haben die beiden Staaten in Ausführung der vorſte⸗ 
henden Beſtimmungen die im Kapitel 4 enthaltenen 
Vereinbarungen getroffen. Die Vereinbarungen ſollen 
als Vereinbarungen von der Natur eines gewöhnlichen 
Handelsvertrags angeſehen werden. Sie ſollen für 
einen Zeitraum von achtzehn Monaten nach dem Über⸗ 
gange der Staatshoheit Geltung haben. Die beiden 
Regierungen ſind bereit, den praktiſchen Bedürfniſſen 
entſprechend rechtzeitig vor Ablauf der vorſtehenden 
Friſt in Verhandlungen über den Abſchluß eines 
neuen Abkommens über die im Kapitel 4 geregelten 
Fragen einzutreten. 
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Chapitre Il 
Produits originaires et en provenance de Ta 
Haute Silésie polonaise. 


Article 234 


1. — Au cas où l'importation des marchandises 
visées au premier alinéa de l’article 224 serait 
interdite en Allemagne, le Gouvernement allemand 
accordera des permis d'importation pour ces 
marchandises en vue de leur entrée sur le terri- 
toire douanier allemand. 

2. — Il ne pourra être fait exception à cette 
règle que dans les cas suivants : 

a) pour des raisons de police sanitaire ou pour 
la protection d'animaux ou de plantes utiles 
contre des parasites ou contre des épidémies, 
lorsque ces épidémies seront dûment con- 
statées par les autorités polonaises compé- 
tentes ; 

b) pour les produits qui font en Allemagne 
l’objet d’un monopole d’État ou d’un quasi- 
monopole, ou qui sont soumis au système 
centralisé d'exploitation. Le Gouvernement 
polonais s’emploiera auprès des commerçants 
ou des producteurs de tels produits dans la 
Haute Silésie polonaise, pour que les mar- 
chandises qu’ils désirent vendre en Allemagne 
soient offertes aux monopoles allemands et 
aux offices centraux d'exploitation. Le Gou- 
vernement allemand avisera les administra- 
tions des monopoles et les offices centraux 
d'exploitation intéressés de prendre livraison 
de ces marchandises si elles sont offertes à 
un prix raisonnable, 


Tout refus par les monopoles ou offices centraux 
allemands d’une offre de marchandises sera dü- 
ment motivé. La Commission mixte sera compé- 
tente en cas de divergence d’opinion sur le bien- 
fondé d’un refus. 


Article 235 


Les marchandises introduites en Allemagne en 
franchise de douane, conformément à l’article 
268b) du Traité de Paix de Versailles, y jouiront 
du traitement de la nation la plus favorisée. 

— ea uns + 
langen. NE 
Article 236 

1. — Pour établir que les marchandises en 
question sont originaires et en provenance de la 
Haute Silésie polonaise, il faut un certificat 
d'origine conforme au modèle donné à l'annexe B, 
fait sur papier teinté par les autorités designées 
par le Gouvernement polonais et visé par le Dé- 
partement de l'Industrie et du Commerce de la 
voïvodie de Silésie. 


2. — Les certificats d’origine ne seront pas 
cessibles, et leur validité sera limitée à une 
période de trois mois à partir de la date de leur 
établissément, sans pouvoir toutefois dépasser la 
fin de l’année contingentaire courante, Ils ne 
seront délivrés qu’en un seul exemplaire. Le Mi- 


Kapitel 2 


Erzeugniſſe aus Polnifh-Oberfhlefien 


Artikel 234 5 

(1) Die deutſche Regierung wird für Waren, auf 
die ſich die Vereinbarung im Artikel 224 Abſ. 1 be⸗ 
zieht, beim Übergang in das deutſche Zollgebiet Ein⸗ 
fuhrbewilligungen erteilen, ſoweit die Einfuhr der⸗ 
artiger Waren nach Deutſchland verboten iſt. f 


(2) Ausnahmen hiervon ſind nur zuläſſig: 


a) aus Rückſichten der Geſundheitspolizei oder zum 
Schutze von Tieren oder Nutzpflanzen gegen 
Krankheiten oder Schädlinge, ſolange ſolche 
Seuchen oder Krankheiten durch die zuſtändige 
polniſche Behörde feſtgeſtellt werden, 


b) für Waren, die in Deutſchland Gegenſtand 
eines Staatsmonopols oder einer monopolähn- 
lichen Einrichtung bilden oder der Zentralbe⸗ 
wirtſchaftung unterworfen ſind. Hinſichtlich 
dieſer Waren wird die polniſche Regierung bei 
den Erzeugern und Kaufleuten von Polniſch⸗ 
Oberſchleſien darauf hinwirken, daß ſolche 
Waren, die ſie nach Deutſchland zu verkaufen 
wünſchen, den deutſchen Monopolverwaltungen 
oder Zentralbewirtſchaftungsſtellen angeboten 
werden. Die deutſche Regierung wird die in 
Betracht kommenden Monopolverwaltungen und 
Zentralbewirtſchaftungsſtellen anweiſen, ſolche 
Waren zu übernehmen, ſofern ſie zu angemeſſe⸗ 
nen Preiſen angeboten werden. 


Jede Ablehnung eines Warenangebots durch eine 
deutſche Monopolverwaltung oder eine zentrale 
Stelle erfolgt unter Angabe der Gründe. Bei Mei⸗ 
nungsverſchiedenheiten über die Berechtigung einer 
Ablehnung iſt die Gemiſchte Kommiſſion zuſtändig. 


Artikel 235 


Die gemäß Artikel 268 b des Friedensvertrags 
von Verſailles nach Deutſchland zollfrei eingeführten 
Waren werden dort nach dem Grundſatz der Meiſt⸗ 
begünſtigung behandelt werden. 


Artikel 236 


(1) Zum Nachweis deſſen, daß die fraglichen 
Waren aus Polniſch⸗Oberſchleſien ſtammen und her⸗ 
kommen, bedarf es eines Urſprungszeugniſſes, nach 
dem in der Anlage B beigefügten Muſter, das auf 
farbigem Papier hergeſtellt, von den durch die pol⸗ 
niſche Regierung bezeichneten Stellen ausgeſtellt und 
von der Abteilung für Induſtrie und Handel der 
Wojewodſchaft Schleſien viſiert worden iſt. 

(2) Die Urſprungszeugniſſe ſind nicht übertrag⸗ 
bar und gelten nur für die Dauer von drei Monaten 
nach Ausſtellung, längſtens jedoch bis zum Schluß 
des laufenden Kontingentsjahrs. Sie werden nur 
in einer Ausfertigung erteilt. Das polniſche Mini⸗ 
ſterium für Induſtrie und Handel wird dem Sta⸗ 
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nistère polonais de l'Industrie et du Commerce 
fera parvenir tous les mois à l'Office statistique 
du Reich à Berlin une liste des certificats d’origine 
accordés au cours du mois écoulé. 


3. — Le Gouvernement polonais fera connaître 
le plus tôt possible au Gouvernement allemand 
la liste des autorités chargées d'établir les certi- 
ficats d’origine, et il indiquera de quelles lettres 
de classement pour chaque autorité ces certificats 
doivent être pourvus, outre leur numéro. Le 
Gouvernement polonais communiquera également 
au Gouvernement allemand le nom des personnes 
chargées d'établir les certificats d’origine, ainsi 
que les fac-similés de leur signature et l’empreint 
de leurs sceaux. ” 


4. — Les autorités polonaises n’accorderont, 
autant que possible, des certificats d’origine qu’à 
des maisons qui, au cours des années 1911 à 1913, 
expédiaient déjà des marchandises de même espèce 
en Allemagne. 


5. — Le Gouvernement polonais réprimera par 
des sanctions pénales, entre autres par le refus 
de nouveaux certificats d’origines, toute fausse 
déclaration faite dans le but d’obtenir un certificat 
d’origine auquel on n’a pas droit, toute cession, 
tout usage illégal, toute contrefaçon et toute 
falsification d’un certificat d'orgine, ainsi que 
l'usage de faux certificats ou de certificats 
falsifiés. 3 


6. — Les marchandises dont l’importation en 
Allemagne n’est pas interdite, seront admises en 
franchise par le service des douanes allemandes 
sur le vu des certificats d’orgine établis comme 
il est dit ci-dessus à l’alinéa 3, et sans qu'il faille 
de permis special d’importation. 


7: — Pour les marchandises dont l’importation 
en Allemagne est interdite, le Departement du 
Commerce et de l’Industrie de la voivodie de 
Silésie fera parvenir les certificats d'origine au 
délégué du Commissaire du Reich chargé de 
délivrer les permis d'importation et d'exportation 
à Oppeln. Ce dernier se servira des certificats 
d'origine, conformément aux dispositions de 
l'alinéa 1, pour la délivrance des permis d’im- 
portation, et tiendra ces permis à la disposition 
des intéressés au plus tard quarante-huit heures 
après la réception des certificats. 


8. — Le Commissaire du Reich chargé de 
délivrer les permis d'importation et d'exportation 
fera connaître au Gouvernement polonais, à temps 
avant le transfert de la souveraineté, quelles sont 
sur la liste polonaise les marchandises à importer 
en franchise, les marchandises qui font l’objet d’un 
monopole d'Etat ou d'un quasimonopole, ou sont 
soumises au système centralisé d'exploitation. 
Toutes modifications seront communiquées de la 
même manière. 


9. — Le Gouvernement polonais établira la 


liste des marchandises à importer de la Haute 
Silésie polonaise en franchise de douane, confor- 
mément aux dispositions de l'article 2685) du 
Traité de Paix de Versailles. 


tiſtiſchen Reichsamt in Berlin allmonatlich ein Ver⸗ 
zeichnis der in dem abgelaufenen Kalendermonat er⸗ 
teilten Urſprungszeugniſſe mitteilen. 


(8) Die polniſche Regierung wird der deutſchen 
Regierung alsbald die mit der Ausſtellung des Ur⸗ 
ſprungszeugniſſes betrauten Stellen mitteilen, ſowie 


angeben, mit welchen Ordnungsbuchſtaben neben der 


laufenden Nummer dieſer Stellen die Urſprungs⸗ 
zeugniſſe verſehen werden. Die polniſche Regierung 
wird ferner die Namen der mit der Vollziehung der 
Urſprungszeugniſſe betrauten Perſonen ſowie die 
Nachbildungen ihrer Unterſchriften und der Stempel⸗ 
abdrücke mitteilen. 


(4) Die Urſprungszeugniſſe werden polniſcher⸗ 
ſeits tunlichſt nur ſolchen Firmen erteilt, die bereits 
in den Jahren 1911 bis 1913 entſprechende Waren 
nach Deutſchland verſandt haben. 


(5) Die polniſche Regierung wird mit Strafe, 
insbeſondere mit der Verweigerung von weiteren Ur⸗ 
ſprungszeugniſſen bedrohen: die Abgabe falſcher Er⸗ 
klärungen zur unrechtmäßigen Erlangung von Ur⸗ 
ſprungszeugniſſen, die Übertragung, unrechtmäßige 
Benutzung und fälſchliche Anfertigung von Ur⸗ 
ſprungszeugniſſen ſowie die Verfälſchung und Be⸗ 
nutzung falſcher oder verfälſchter Urſprungszeugniſſe. 


(6) Waren, deren Einfuhr nach Deutſchland nicht 
verboten iſt, werden von den deutſchen Zollbehörden 
auf Grund der gemäß Abſatz 3 ausgeſtellten Ur- 
ſprungszeugniſſe ohne beſondere Einfuhrbewilligung 
zollfrei eingelaſſen. 


(7) Soweit die Einfuhr von Waren der hier in 
Rede ſtehenden Art nach Deutſchland verboten iſt, 
wird die Abteilung für Handel und Induſtrie der 
Wojew odſchaft Schleſtien die Urſprungszeugniſſe dem 
Delegierten des Reichskommiſſars für Aus⸗ und 
Einfuhrbewilligung in Oppeln überſenden. Dieſer 
wird die Urſprungszeugniſſe entſprechend den Ver⸗ 
einbarungen über die Erteilung von Einfuhrbewilli⸗ 
gungen (Abſatz 1) “) behandeln und fie binnen acht⸗ 
Er Stunden nach Empfang zur Verfügung 
halten. 


(8) Der deutſche Reichskommiſſar für Aus⸗ und 
Einfuhrbewilligung wird der polniſchen Regierung 
rechtzeitig vor dem Übergange der Staatshoheit mit⸗ 
teilen, welche Waren der polniſchen Freiliſte Gegen⸗ 
ſtand eines Staatsmonopols oder einer monopol⸗ 
ähnlichen Einrichtung bilden oder der Zentralbewirt⸗ 
ſchaftung unterworfen ſind. Veränderungen werden 
in gleicher Weiſe bekanntgegeben werden. 


(9) Die polniſche Regierung wird die Freiliſte 
der aus dem polniſchen Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets zollfrei einzuführenden Waren gemäß den 
Beſtimmungen im Artikel 268 b des Friedensver⸗ 
trags von Verſailles aufſtellen. 


) Dieſe Verweiſung beruht auf einem Redaktionsverſehen; ge⸗ 
meint iſt Artikel 234. 
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Chapitre Ill 
Compétence de la Commission mixte 


Article 237 


1. — La Commission mixte est compétente 
pour trancher les contestations d'ordre général 
et spécial qui s'élèveraient entre le Gouvernement 
polonais et le Gouvernement allemand au sujet de 
l'interprétation ou de l’application des chapitres I 
et Il du présent titre, y compris l’annexe A. 
Sont toutefois exceptées les contestations résul- 
tant des articles 231 et 233. 

2. — En tant que les Parties contractantes 
se sont réservé, en vertu des dispositions des 
chapitres I et II du présent titre, l’autonomie au 
sujet de la législation douanière, y compris le 
tarif douanier, la validité de cette législation ne 
fera pas l’objet d’un examen par la Commission 
mixte. Il en est de même en ce qui concerne 
l’application de cette législation, à moins qu'il ne 
soit allégué qu’elle est appliquée de façon abusive. 
De même, dans le cas de l’article 223, alinéa 2, 
phrase 2, l’examen ne doit porter que sur l’appli- 
cation abusive des dispositions. 


Chapitre IV 
Zone-frontière spéciale 


Première section 
Dispositions Générales 


Article 238 
Il sera formé une zone-frontière spéciale, à ré- 
gime économique particulier, s'étendant sur une 


largeur de cinq kilomètres de chaque côté de la 
frontière. 


Article 239 
. Les habitants de cette zone-frontière spéciale 
jouiront, conformément aux dispositions ci-après, 
de facilités particulières pour le passage de la 
frontière. 


Deuxième section 
Agriculture et sylviculture 


Article 240 
1. — Les propriétaires de fonds agricoles ou 
forestiers situés dans la zone-frontière spéciale, 
dont l'habitation ou les installations d’exploi- 
tation argicole sont séparées par la frontière des 
terrains d’exploitation agricole ou forestière y 


appartenant, que ces fonds soient ou non d’un 


seul tenant, sont admis à: 


a) transporter en franchise de douane par delà 
la frontière les engrais, semences ou plants 
servant au reboisement, et les appareils 
agricoles (ceux-ci avec obligation de retour) 
nécessaires à l'exploitation rationnelle de 
leurs fonds; 
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Kapitel 3 
Zuſtändigkeit der Gemiſchten Kommiſſion 


Artikel 237 

(1) Die Gemiſchte Kommiſſion iſt zuſtändig für 
allgemeine und beſondere Streitigkeiten zwiſchen der 
deutſchen Regierung und der polniſchen Regierung 
über die Auslegung und Anwendung der Kapitel 1 
und 2 dieſes Titels einſchließlich der Anlage A. Aus⸗ 
genommen ſind die Streitigkeiten aus den Ar⸗ 
tikeln 231 und 233. 


(2) Soweit die vertragſchließenden Teile 1 in 
den Kapiteln 1 und 2 dieſes Titels wegen ihrer Zoll⸗ 
geſetzgebung nebſt den dazu gehörigen Zolltarifen 
Autonomie vorbehalten haben, unterliegt die Gültig⸗ 
keit dieſer Geſetzgebung nicht der Nachprüfung durch 
die Gemiſchte Kommiſſion. Dasſelbe gilt für die An⸗ 
wendung dieſer Geſetzgebung, ſoweit nicht eine miß⸗ 
bräuchliche Anwendung behauptet wird. Ebenſo darf 
im Falle des Artikels 223 Abſ. 2 Satz 2 ſich die 
Prüfung nur darauf erſtrecken, ob eine mißbräuchliche 
Anwendung dieſer Beſtimmung vorliegt. 


Kapitel 4 
Grenzwirtſchaftsbezirk 


Abſchnitt 1 
Allgemeine Beſtimmungen 


Artikel 238 
Es wird ein beſonderer engerer Grenzwirtſchafts⸗ 
bezirk gebildet, der ſich in einer Breite von fünf Kilo⸗ 
rent. von jeder Seite der Grenze an gerechnet er⸗ 
treckt. 


Artikel 239 
Die ra dieſes Grenzwirtſchaftsbezirkes ge- 
nießen innerhalb dieſes Bezirkes beſondere Erleich⸗ 
terungen beim Überſchreiten der Grenze entſprechend 
den nachſtehenden Beſtimmungen. 


Abſchnitt 2 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft 
Artikel 240 
(1) Eigentümer von innerhalb des Grenzwirt⸗ 
ſchaftsbezirkes gelegenen landwirtſchaftlichen oder 
forſtwirtſchaftlichen Grundſtücken, deren Wohnſtätte 
oder landwirtſchaftliche Betriebsſtätte durch die 
Grenze von den dazu gehörigen land⸗ oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Nutzungsflächen getrennt iſt, ſollen, gleich⸗ 
viel ob ein unmittelbarer Zuſammenhang zwiſchen 
dieſen beſteht oder nicht beſteht, berechtigt ſein, 

a) zum Zwecke der ordnungsmäßigen Bewirtſchaf⸗ 
tung ihrer Grundſtücke Düngemittel, Saatgut 
(Forſtpflanzen), landwirtſchaftliche Geräte, dieſe 
gegen die Verpflichtung der Wiederausfuhr, zoll⸗ 
frei über die Grenze zu bringen, 
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b) faire passer en franchise de douane la fron- 
tière aux récoltes ou aux produits de leurs 
fonds. Toutefois, en ce qui concerne les 
forêts, ils ne jouiront de la franchise que 
dans la mesure où les produits en question 
sont destinés à être utilisés dans leur propre 
exploitation ; 

c) faire passer en franchise de douane la fron- 
tiere à leur bétail pour le mettre tem- 
porairement en päture de l’autre côté et l'y 
traire, et le ramener en franchise de douane, 
ainsi que le lait trait ou les petits nés de 
l’autre côté de la frontière ; 

d) conduire en franchise de douane de l’autre 
côté de la frontière leurs animaux pour les 
faire temporairement soigner par un vété- 
rinaire, saillir, châtrer, etc. 


2. — Les propriétaires seront admis à emporter 
avec eux en franchise, au delà de la frontière, des 
provisions de bouche pour un jour, jusqu’à con- 
currence d’un kilogramme. Ces provisions pourront 
comprendre au maximum 250 grammes de viande, 
lard ou graisse, mais pas de beurre. Il ne leur 
sera pas permis d’emporter des boissons alcooli- 
ques ni du lait. Ne seront considérées comme pro- 
visions de bouche que des aliments préparés, et 
non les denrées servant à leur préparation. 


3. — Les animaux de trait et les véhicules de 
toute espèce qui servent à une exploitation ra- 
tionnelle, jouiront également, sous condition de 
retour, de la franchise de douane. 


Article 241 

La franchise de douane visée à l’article 240 
comporte l’exemption des droits d'entrée et de 
sortie ainsi que de toutes autres taxes ou rede- 
vances, et de plus une exception à l’application 
des prohibitions d'importation ou d'exportation 
qui pourraient exister. En outre, dans le cas où 
les produits de l’exploitation agricole ou forestière 
seraient soumis dans un des deux pays au système 
centralisé d’exploitation, les restrictions que ce 
système comporte ne seront pas appliquées. 


Article 242 


1. — Seules jouiront des avantages prévus ci- 
dessus, les personnes établies avant le 1° janvier 
1922 dans la zone-frontière spéciale. Les acqui- 
Sitions nouvelles faites après cette date ne don- 
nent pas droit, ipso facto, au bénéfice de ces 
avantages ; toutefois l'acquisition par héritage, 
ou le rattachement par bail à ferme de nouvelles 
terres à des terres déjà exploitées de l’autre côté 
de la frontière, ne seront pas considérés, à ce point 

e vue, comme des acquisitions nouvelles. 


2. — Seront traitées sur le même pied que les 
Propriétaires de fonds agricoles ou forestiers, les 
Personnes qui ont droit à l’usage de ces fonds 
ainsi que celles qui travaillent à leur exploitation. 


Article 243 
Passage de la frontière s'effectuera, si pos- 
aux endroits ordinaires où s'exerce le con- 


trôle douanier. Toutefois, pour éviter les détours, 


b) die Ernte oder das Nutzungsergebnis der land⸗ 
oder forſtwirtſchaftlichen Grundſtücke zollfrei 
über die Grenze zu bringen. Bei forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Grundſtücken ſollen ſie jedoch Zollfreiheit 
nur inſoweit genießen, als das Nutzungsergebnis 
für den Verbrauch in der eigenen Wirtſchaft be⸗ 
ſtimmt iſt, 

e) ihr Vieh zollfrei auf die auf der anderen Seite 
gelegenen Grundſtücke vorübergehend zur Weide 
zu bringen, dort zu melken, mit der gewonnenen 
Milch und dem etwa geborenen Zuwachs zoll⸗ 
frei zurückzubringen, 


d) ihr Vieh vorübergehend zum Zwecke der tierärzt⸗ 
lichen Behandlung, des Belegens, Schneidens 
uſw. zollfrei auf die andere Seite der Grenze 
zu bringen. 


(2) Den Eigentümern ſoll geſtattet ſein, beim 
Überſchreiten der Grenze einen Tagesmundvorrat im 
Höchſtgewicht vor einem Kilogramm zollfrei mit ſich 
hinüberzunehmen. Der Tagesmundvorrat ſoll jedoch 
höchſtens zweihundertfünfzig Gramm Fleiſch, Speck 
oder Fett, aber keine Butter umfaſſen. Die Mit⸗ 
nahme von geiſtigen Getränken und von Milch iſt 
nicht zuläſſig. Als Mundvorrat werden nur zu⸗ 
bereitete Nahrungsmittel, nicht aber Rohſtoffe, die 
zu ihrer Herſtellung dienen, angeſehen. 


(3) Die für die ordnungsmäßige Bewirtſchaftung 
verwendeten Zugtiere und Fahrzeuge aller Art ſollen 
ebenfalls Zollfreiheit gegen die Verpflichtung zur 
Wiederausfuhr genießen. 


Artikel 241 

Die in Artikel 240 vorgeſehene Zollfreiheit umfaßt 
die Freiheit von Aus⸗ und Einfuhrzöllen ſowie von 
ſämtlichen Gebühren und ſonſtigen Abgaben; außer⸗ 
dem ſoll von der Anwendung beſtehender Aus⸗ und 
Einfuhrverbote abgeſehen werden. Überdies ſollen, 
falls das Ergebnis der land- oder forſtwirtſchaftlichen 
Nutzung in einem der beiden Länder der Zwangs⸗ 
bewirtſchaftung unterliegt, die damit verbundenen 
Einſchränkungen nicht angewendet werden. 


Artikel 242 

(1) Nur die innerhalb des Grenzwirtſchaftsbe⸗ 
zirkes vor dem 1. Januar 1922 anſäſſigen Perſonen 
genießen die oben vorgeſehenen Erleichterungen. 
Neuerwerbungen nach dieſem Zeitpunkt berechtigen 
an ſich nicht zum Genuß dieſer Vergünſtigungen; 
jedoch ſollen Erwerb im Erbgang ſowie Zupachtung 
zu bereits jenſeits der Grenze belegenen Grund⸗ 
ſtücken nicht als Neuerwerb angeſehen werden. 


(2) Wie die Eigentümer land- oder forſtwirtſchaft⸗ 
licher Grundſtücke werden auch andere zur Nutzung 
von derartigen Grundſtücken Berechtigte ſowie die in 
ihrer Wirtſchaft beſchäftigten Perſonen behandelt. 


Artikel 243 8 
Der Grenzübergang ſoll, wenn möglich, an den 
regelmäßigen, für den Zollverkehr geöffneten Über⸗ 
gangsſtellen erfolgen. Jedoch ſoll nach Möglichkeit 
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les autorités douanières locales accorderont 
également, dans toute la mesure du possible, libre 
passage à d’autres endroits. 


Articles 244 


1. — Les ayants droit ne pourront se pré- 
valoir des avantages prévus ci-dessus pour les 
déplacements dans la zone-frontiere spéciale, 
qu aux périodes et moments où, conformément 
aux usages locaux, l’on vaque aux occupations 
agricoles ou forestières. 

2. — La franchise douanière s'étend entre 
autres, sous réserve de réexportation, aux pro- 
duits naturels qui doivent être mouturés, broyés, 
taillés, égrugés, sciés, etc. de l’autre côté de la 
frontière. 


Article 245 


Il appartiendra aux autorités douanières lo- 
cales de s’entendre, en s'inspirant des besoins 
locaux, pour fixer des mesures appropriées, des- 
tinées à établir l'identité des animaux passant 
et repassant la frontière. 


Troisième section 
Travail manuel et métiers 


Article 246 


Les artisans et les travailleurs manuels habi- 
tant la zone-frontière spéciale pourront vaquer 
à leurs occupations professionnelles dans toute 
cette zone et emporter avec eux, en franchise de 
douane, les instruments nécessaires à leur travail, 
à condition de les rapporter après achèvement de 
l'ouvrage. Ils pourront également prendre avec 
eux les quantités de nourriture quotidienne fixées 
à l’alinéa 2 de l’article 240 et à l’article 249. Ils 
pourront, en outre, emporter avec eux, en fran- 
chise de douane, une quantité limitée de matériel 
nécessaire pour exécuter des réparations, ainsi 
que des objets ou fragments d'objets à réparer ou 
déjà réparés, provenant de l’autre partie de la 
zone-frontière spéciale, à condition, toutefois, de 
les y rapporter s’il y a lieu. La quantité de ma- 
tériel emporté ne devra pas être disproportionnée 
aux possibilités de travail d’artisans et de tra- 
vailleurs manuels. Ce matériel ne devra pas ser- 
vir à la construction de nouvelles installations. 


Quatrième section 
Professions libérales, etc. 


Article 247 


. — Les personnes exerçant des professions 
libérales (médecins, sages-femmes, ecclésiastiques, 
professeurs, instituteurs, arpenteurs, géomètres, 
topographes des mines, avocats, etc.), jouiront, 
rs mutandis, des avantages prévus à l’article 

2. — Les habitants de la zone-frontière spéciale 
pourront prendre avec eux en franchise de douane 
les objets nécessaires à la pratique de leur reli- 
gion, pour la Sainte-Cène, la communion, la con- 
firmation, la première communion et l’extrême- 
onction, tels que calices, ciboires, livres, ban- 


zur Vermeidung von Umwegen der freie Übergang 
an anderen Stellen durch die örtlichen Zollbehörden 
geſtattet werden. 


Artikel 244 
(1) Die berechtigten Perſonen genießen die im 
vorſtehenden geregelten Vergünſtigungen nur für den 
Grenzübergang in dem Grenzwirtſchaftsbezirke inner⸗ 
halb der für die land- oder forſtwirtſchaftliche Tätig⸗ 
keit ortsüblichen Zeiten. 


(2) Die Vergünſtigung umfaßt auch das zollfreie 
Vermahlen, Stampfen, Schneiden, Schroten, Sägen 
uſw. der gewonnenen Bodenerzeugniſſe im Gebiete 
des anderen Teiles unter der Bedingung der Wieder⸗ 
ausfuhr. 


Artikel 245 


Es wird den örtlichen Zollſtellen anheimgegeben, 
zur Feſtſtellung der Identität der aus⸗ und wieder⸗ 
eingeführten Tiere je nach dem örtlichen Bedürfnis 
entſprechende Vorſchriften zu vereinbaren. 


Abſchnitt 3 
Handwerk und Gewerbe 


Artikel 246 


Handwerker und Gewerbetreibende, die innerhalb 
des Grenzwirtſchaftsbezirkes wohnen, ſollen berechtigt 
ſein, im anderen Staate innerhalb dieſes Grenzwirt⸗ 
ſchaftsbezirkes ihre berufliche Tätigkeit auszuüben 
und dabei das erforderliche Handwerks- und Betriebs⸗ 
gerät zollfrei unter der Bedingung der Wiederaus⸗ 
fuhr nach Beendigung der Arbeit mit ſich zu führen. 
Ebenſo ſoll ihnen geſtattet ſein, den täglichen Mund⸗ 
vorrat in dem im Artikel 240 Abſ. 2 und im Ar⸗ 
tikel 249 feſtgeſetzten Umfang zollfrei mit ſich zu 
nehmen. Ferner ſollen ſie in beſchränktem Umfang 
zur Vornahme von Ausbeſſerungen, Material oder 
aus dem Grenzwirtſchaftsbezirke des anderen Teiles 
ſtammende, auszubeſſernde oder ausgebeſſerte Gegen⸗ 
ſtände oder Teile davon zollfrei, gegebenenfalls unter 
der Bedingung der Wiederausfuhr, mit ſich führen 
dürfen. Die Mitnahme von Material ſoll nicht den 
Rahmen eines kleinen gewerblichen oder Handwerks⸗ 
betriebes überſteigen. Das Material darf nicht zur 
Herſtellung von Neuanlagen dienen. 


Abſchnitt 4 
Freie Berufe uſw. 


Artikel 247 
(1) Perſonen, welche einen freien Beruf ausüben 
(Arzte, Hebammen, Geiſtliche, Lehrer, Feldmeſſer, 
Landmeſſer, Markſcheider, Rechtsanwälte uſw.), 
ſollen in entſprechender Weiſe der im Artikel 246 
aufgeführten Vorteile teilhaftig ſein. 


(2) Die Bewohner des Grenzwirtſchafsbezirkes 
können in Ausübung ihrer Religion die nötigen Ge⸗ 
jee für Mbendmahl, Kommunion, Firmung, 

inſegnung und Letzte Olung, wie Kelche, Ziborien, 
Bücher, Fahnen, Kerzen uſw. zollfrei mitnehmen. 
Entſprechende Erleichterungen ſollen auch bei Be⸗ 
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nières, cierges, etc. Des facilités analogues seront 
accordées, en cas d’enterrements, pour le trans- 
port du corps, ainsi que pour le transport des 
objets employés dans de telles cérémonies, et 
pour l'entretien et l’ornement des tombes. 

3. — Les équines de pompiers appelées à prêter 
secours en cas d'incendie à l’intérieur de la zone- 
frontière spéciale, ne seront soumises à aucune 
restriction en ce qui concerne le transport des 
appareils dont elles ont besoin. 

4. — Les associations sportives pourront em- 
porter les articles de sport nécessaires à la pra- 
tique de leurs jeux, pourvu que leurs actes ne 
tombent pas sous le coup d’interdictions de police. 

. — Les pronriétaires de baraques foraines 
et d’autres installations analogues (chevaux de 
bois. etc.) seront autorisés, dans la zone-frontidre 
spéciale, à emporter avec eux les objets nécessai- 
re à l’exercice de leur métier on profession, sans 
préjudice toutefois de l’antorisation de police ani 
pourrait être exigée pour la pratique du dit métier 
ou de ladite profession. 


Article 248 

La franchise douanière prévue aux articles 246 
et 247 comporte la franchise d’entrée et de sortie 
et s'étend également aux movens de transport 
nécessaires (automobiles, véhicules de tonte esnèce 
ef animaux de trait). En outre, les prohibitions 
d'importation ou d'exportation en vienenr ne 
s'appliquent pas aux cas visés par ces articles. 


Cinquième section 
Ouvriers 


Articles 249 

1. — Tes ouvriers dont l’hahitation dans la 
zone-frontière snéciale est sénarée du lieu de leur 
travail par la frontière. pourront en se rendant 
à leur travail emporter avec eux, en franchise 
de douane, 

a) leurs provisions de bouche pour la journée, 
jinsam’A concurrence du maximum fixé à 
l'alinéa 2 de l’article 240. Les ouvriers qui 
restent plusieurs iours ouvrables au lieu 
de leur travail. pourront emporter une quan- 
tité de nourriture proportionnée au nombre 
de ces iours ouvrables. et même les denrées 
servant à la préparation de leurs aliments; 

b) leurs instruments de travail, sous condition 
de retour. 

2. — De même, ils pourront rapporter chez eux, 
en franchise de douane, les appointements en 
nature (Deputat) qui leur auront été accordés 
par leurs employeurs. 


Sixième section 
Cartes de zone 


Article 250 
„. — Pour jouir des avantages prévus ci-dessus, 
il faut être en possession d’une carte de zone 
établie par les autorités de police du lieu de domi- 
cile et contresignée par les autorités de police du 


— 


gräbniſſen für den Transport der Leiche ſowie für 
die bei dieſen Feiern verwendeten Gegenſtände und 
für die Erhaltung und Ausſchmückung von Gräbern 
gewährt werden. 


(3) Die Feuerwehr unterliegt bei Hilfeleiſtungen 
innerhalb des Grenzwirtſchaftsbezirkes keiner Be⸗ 
5 in der Mitnahme der erforderlichen Gerät⸗ 

aften. 


(4) Sportvereine können unter der Vorausſetzung, 
daß ihrer Betätigung polizeiliche Verbote nicht ent⸗ 
gegenſtehen, die zur Ausübung ihrer Tätigkeit 
nötigen Sportgeräte mit ſich führen. 

(5) Beſitzern von Schaubuden und ähnlichen Ein⸗ 
richtungen (Karuſſells uſw.) ſoll innerhalb des Grenz⸗ 
wirtſchaftsbezirkes geſtattet ſein, die zur Ausübung 
ihres Gewerbebetriebs erforderlichen Gegenſtände 
mit ſich zu führen, dies jedoch unbeſchadet der etwa 


erforderlichen polizeilichen Erlaubnis zur Aus⸗ 
übung des Gewerbes. 


Artikel 248 
Soweit in den Artikeln 246 und 247 die Zollfrei⸗ 
heit vereinbart worden iſt, umfaßt ſie die Freiheit 
von Ein⸗ und Ausfuhrzöllen und erſtreckt ſich auf 
die erforderlichen Beförderungsmittel (Fahrzeuge 
aller Art einſchließlich der Automobile ſowie Zug⸗ 
tiere). Außerdem ſoll in dieſen Fällen von der An⸗ 


wendung beſtehender Aus⸗ und Einfuhrverbote ab⸗ 
geſehen werden. x 


Abſchnitt 5 
Arbeiter 


Artikel 249 
(1) Arbeiter, deren Wohnung innerhalb des 
Grenzwirtſchaftsbezirkes durch die Grenze von der 
Arbeitsſtätte getrennt iſt, können beim Überſchreiten 
der Grenze auf dem Wege zur Arbeitsſtätte 


a) ihren Tagesmundvorrat in dem im Artikel 240 
Abſ. 2 vorgeſehenen Höchſtmaße zollfrei mit ſich 
führen; Arbeiter, die mehrere Arbeitstage an 
der Betriebsſtätte verbleiben, können den 
Mundvorrat in einem dieſen Arbeitstagen ent⸗ 
ſprechenden Ausmaß zollfrei mit ſich führen, 
und zwar auch Rohſtoffe, die zur Herſtellung 
der Nahrungsmittel dienen; 

b) ihr Arbeitsgerät unter der Verpflichtung der 
Wiederausfuhr zollfrei mit ſich nehmen. 

(2) Ebenſo können ſie die ihnen vom Arbeitgeber 
gewährten Deputate zollfrei nach Hauſe verbringen. 


— 


Abſchnitt 6 
Grenzkarte 


Artikel 250 
(1) Zum Genuſſe der oben aufgeführten Vergünſti⸗ 
gungen iſt der Beſitz einer Grenzkarte erforderlich, die 
von der Ortspolizeibehörde des Wohnſitzes unter 
Gegenzeichnung der Ortspolizeibehörde des Arbeits⸗ 


lieu de travail. Cependant, les Parties contrac- 
tantes se réservent de ne pas exiger, pour certaines 
catégories de personnes, de contre-visa des 
autorités de la police locale de l’autre État. 


2. — La carte de zone sera toujours accom- 
pagnée d’une photographie. Cette carte sera d’une 
couleur nettement différente de celle du permis de 
circulation, et devra contenir les renseignements 
nécessaires à l'identification de la personnalité du 
bénéficiaire, ainsi que l'indication des avantages 
auxquels elle donne droit. Si le passage de la fron- 
tière doit avoir lieu par certains endroits déter- 
minés, il en sera fait mention sur la carte. La 
durée de la validité de la carte est limitée à six 
mois. 


Article 251 


La carte de zone pourra être retirée à tout mo- 
ment en cas d' abus, indépendamment des pour- 
suites auxquelles ces abus pourraient donner lieu. 


Article 252 
1. — Les cartes de zone ne seront délivrées que 
sur le vu de pièces telles que passeports, permis 
de circulation, etc., établissant que les requérants 
sont autorisés à franchir la frontière qui sépare 
les deux parties du territoire plébiscité. 


2. — Pour autant que les avantages prévus par 
l’article 243 comportent pour des possesseurs de 
cartes de zone la faculté de franchir la frontière 
à des endroits autres que les endroits de passage 
ordinaires, ils comporteront ipso facto la faculté 
de franchir la frontière aux endroits de passage 
ordinaires. 

3. — Si le permis de circulation est délivré en 
vertu de l’article 270, la faculté de franchir la 
frontière pourra être limitée aux endroits désignés 
sur la carte de zone. Cette limitation sera inscrite 
sur le permis de circulation. 


Article 253 

Les personnes qui, conformément aux articles 
238 à 248, ont droit à une carte de zone et ne 
possèdent pas de permis de circulation, ou ne se 
trouvent pas dans les conditions normalement 
requises pour en obtenir un, pourront se prévaloir 
de l’article 270 pour en obtenir. Dans ces cas, les 
facultés que confère le permis de circulation 
seront limitées en règle générale à la région où 
le bénéficiaire exerce son activité économique et 
aux endroits de passage qui y correspondent. 


Article 254 

1. — Un permis de circulation ne pourra être 
refusé pour des raisons tirées de l’article 266, 
lit. a) et lit. b), chiffres 1, 2, 5, 6 et 7, ou de 
Particle 269, lit. b), à des personnes qui ont droit 
à une carte de zone. 

2. — L'héritage d'un fonds, quoique survenant 
après le 1° janvier 1922, sera considéré comme 
une des raisons d'équité visées à l’article 270. 
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plates ausgeſtellt wird. Die vertragſchließenden Teile 
behalten ſich jedoch vor, für einen gewiſſen Kreis der 
Berechtigten von der Gegenzeichnung durch die Orts⸗ 
polizeibehörde des anderen Teiles Abſtand zu 
nehmen. 

(2) Die Grenzkarte iſt ſtets mit Lichtbild zu ver⸗ 
ſehen. Sie ſoll ſich in der Farbe von der Verkehrskarte 
unterſcheiden, die zur Feſtſtellung der Perſönlichkeit 
des Inhabers erforderlichen Angaben enthalten und 
einen Abdruck der damit verbundenen Vergünſtigun⸗ 
5 aufweiſen. Iſt der Grenzübertritt an beſtimmte 
übergangsſtellen gebunden, ſo iſt auch dies auf der 
Karte zu vermerken. Die Gültigkeit der Karte ſoll auf 
ſechs Monate beſchränkt ſein. 


Artikel 251 5 
Die Grenzkarte kann im Falle eines Mißbrauchs, 
unbeſchadet der durch den Mißbrauch etwa eintreten⸗ 
den ſtrafrechtlichen Folgen, dem Berechtigten jederzeit 
entzogen werden. 


Artikel 252 


(1) Die Grenzkarten dürfen nur Perſonen erteilt 
werden, die auf Grund eines Ausweiſes (Paß, Ver⸗ 
kehrskarte u. dgl.) zum Überſchreiten der Grenze 
zwiſchen den beiden Teilen des Abſtimmungsgebiets 
berechtigt ſind. 


(2) Soweit die dieſen Perſonen auf Grund ihrer 
Grenzkarte zuſtehenden Erleichterungen gemäß Ar⸗ 
tikel 243 auch für andere als die gewöhnlichen Grenz⸗ 
übergangsſtellen gelten, erſtreckt ſich die Berechtignug 
En Grenzübertritt ohne weiteres auch auf biefe 
Stellen. 


(8) Falls die bezeichneten Perſonen eine Verkehrs⸗ 
karte auf Grund des Artikels 270 erhalten, kann die 
Berechtigung zum Grenzübertritt auf die in der 
Grenzkarte freigegebenen Stellen beſchränkt werden. 
Ach Beſchränkung ift auf der Verkehrskarte zu ver⸗ 
merken. 


Artikel 253 

Perſonen, die gemäß Artikel 238 bis 248 eine 
Grenzkarte erhalten können, aber keine Verkehrskarte 
beſitzen oder nach den allgemeinen Beſtimmungen ſie 
nicht erhalten können, können erforderlichenfalls eine 
ſolche auf Grund von Artikel 270 erhalten. In 
ſolchen Fällen find die Befugniſſe aus der Verkehrs⸗ 
karte in der Regel auf die für den Grenzwirtſchafts⸗ 
verkehr der betreffenden Perſonen in Betracht kom⸗ 
menden Gebiete zu beſchränken. 


Artikel 254 
(1) Perſonen, die eine Grenzkarte erhalten können, 
darf die Verkehrskarte nicht aus einem im Artikel 266 
Buchſtabe a und b Ziffer 1, 2, 5, 6, 7 und Artikel 269 
Buchſtabe b aufgeführten Gründen verſagt werden. 


(2) Der Erwerb von Grundbeſitz im Erbgang, auch 
wenn er nach dem 1. Januar 1922 erfolgt, wird in 
allen Fällen als Billigkeitsgrund im Sinne des Ar⸗ 
tikels 270. angeſehen. 
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Article 255 
Les équipes de pompiers appelées à prêter leur 
aide à l’intérieur de la zone-frontière spéciale 
auront libre passage même sans pièces d'identité. 
Leur retour devra avoir lieu dès que leur tâche 
aura été accomplie. 


Article 256 
Les details d'application des articles 250 à 255 
seront réglés d’un commun accord entre les Gou- 
vernements des deux Parties contractantes ou les 
autorités désignées par eux à cet effet. 


Septième Section 
Dispositions finales 


Article 257 


Les avantages mentionnés ci-dessus pourront 
être restreints ou supprimés en tout temps pour 
des raisons de police sanitaire ou pour cause 
d’epizootie. 

Article 258 

Les Directions des Douanes des deux États 
arrêteront, s’il y a lieu, après entente préalable, 
les mesures d'exécution nécessaires. Elles pourront 
prendre les dispositions et mesures soit générales, 
soit particulières, requises pour empêcher l'abus 
des avantages convenus dans le présent chapitre. 
Elles pourront, entre autres, en ce qui concerne 
certaines catégories de ces avantages, s'entendre 
pour en limiter l'application à certaines routes. 


Artikel 255 
Feuerlöſchmannſchaften ift zum Zwecke der Hilfe⸗ 
leiſtung innerhalb des Grenzwirtſchaftsbezirkes das 
Überſchreiten der Grenze auch ohne Ausweis geſtattet. 
Die Rückkehr hat alsbald nach beendeter Hilfeleiſtung 
zu erfolgen. , 


Artikel 256 
Die näheren Beftimmungen über die Ausführung 
der Artikel 250 bis 255 werden von den beiden Re⸗ 
gierungen oder den von ihnen bezeichneten Behörden 
im wechſelſeitigen Einvernehmen getroffen werden. 


Abſchnitt 7 
[Schlußbeſtimmungen 


Artikel 257 
Die vorſtehenden Vergünſtigungen können aus 
Gründen der Geſundheits⸗ und Seuchenpolizei jeder⸗ 
zeit beſchränkt oder aufgehoben werden. 


Artikel 258 


Die Zolldirektionsbehörden der beiden Staaten 
werden die erforderlichen Ausführungsbeſtimmungen, 
wenn nötig nach vorherigem Einvernehmen, erlaſſen. 
Sie ſind auch berechtigt, allgemein und im einzelnen 
Falle die Anordnungen und Maßnahmen zu treffen, 
die erforderlich ſind, um eine mißbräuchliche Aus⸗ 
nutzung der in dieſer Anlage vereinbarten Vergünſti⸗ 
gungen zu verhindern. Insbeſondere können ſie für 
gewiſſe Arten von Vergünſtigungen den Verkehr, ſo⸗ 
weit erforderlich, im beiderſeitigen Einvernehmen auf 
beſtimmte Wege beſchränken. 


Annexe A 


(Article 227, paragraphe 4). 


Liste 


des produits nécessaires a l’industrie de la 


Haute Silésie polonaise 


Quantites 
annuelles 
dans la mesure où 
e commerce libre 
pent les fouruir) 


No Produits 


I. | Pendant 2 ans. 


1. Chaux vive (Ca O). 100,000 t 
2. an 100 t 
(C®H3| NO®2] OH) 
3. Fluorure de soude 300 t 
(Na Fl) 
4. Bichromate de potasse 75t 
(K:Cr?07) 
5, Scories ammoniacales 300 t 
(fondues) 
6. Déchets d'oxyde de zinc 250 t 
provenant de la fabri- 
cation de l’aniline 
II. Pendant 3 ans. 
Explosifs et produits chimi- 
ques, ou matières premières 
pour leur fabrication. 
1. Produits finis: 
a) Amorces ......... 9 000,000 
d'unités 
b) Cordeaux d’amorces | 2 000.000 de 


pièces enrou- 
lées (torches) 
c) Fusées électriques | 800,000 unités 
(détonateurs) 
d) Allumeurs pour cor- | 200,000 unites 
deaux d’amorce. 


e) Poudre noire....... 450 t 

J) Explosifs à base de 1,500 t 
nitrate de potasse 

9) Dynamite 45-60 % 360 t 

2. Matières brutes, demi- 

brutes ou demi-fabri- 

quées pour la fabrica- 

tion d’explosifs. 

a) Chlorate de potasse 1,500 t 
(K CIO*) 

b) Nitro-naphtaline 200 t 
(CH NO?) 

c) Glycérine pure 250 t 
(os Hs OH) 

d) Fulmi-coton ....... 200 t 


3. Scories des feux d’aff- 10,000 t 
nerie de fer 

4. Acide nitrique (HNO®) 3,000 t 

5. Carton ondulé et dis- |600,000 mètres 
ques de carton pour les | carrés de:car- 
usines de fabrication | ton ondulé et 
d'azote 150.000 disques 


Observations 


Cet article ne pourra 
être livré qu'au cas 
où l'exportation de 
dinitrophénol,'en sa 
qualité de produit 
servant à la guerre, 
sera permise, 


L'approvisionnement 
doit être fourni di- 
rectement par les 
fabriques qui _pre- 
parent ces produits. 


Meme observation 
que pour Lf. 


I. Bezugsdauer 2 Jahre: 


II. Bezugsdauer 3 Jahre: 


Anlage A. 


Bedarfslifte 


der Induſtrie in Polniſch⸗Oberſchleſien. 


Jahresmenge 


(Soweit Eindeckung] Bemerkungen 
im freien Handel 
moglich iſt) 


1. Gebrannter Kalk (Ca O) 
2. Dintrophenol 
(CS H NOA OH) 


Lleferungs möglich 
keit für dieſen Ars 
titel iſt nur vor: 
banden, wenn Dis 
nitrophenol als 
Kriegsbedarf zur 
Ausfuhr zugelaf- 
ſen wird. 


= 


Fluornatrium (Na Fl) 


— 


Kaliumbichromat 
(K Cr* 09 

5. Salmiakſchlacken 
(geſchmolzen) 

6. Zinkoxzydabfälle der 

Anilinfabrikation 


Sprengſtoffe, Chemikalien, bzw. 
Rohmaterialien zu ihrer Her⸗ 
ſtellung. 

1. Fertigfabrikate: 
a) Sprengfapfeln.....- 9000000 Stack 


b) Zündſchnü re. 2000 000 Ringe 


e) Elektriſche Zunder ..] 800 000 Stück 


d) Zündſchnuranzünder .| 200 000 Stück 


e) Schwarzpulver 


1) Ammonſalpeterſpreng⸗ Der Beiug muß 
ſtoffe. 


unmittelbar bei 

den berſtellenden 

g) Dynamit Jabriken erfolgen. 

(45 bis 60 prozentig) 

2. Rohſtoffe bzw. Halbfabri⸗ 

kate für die Erzeugung 
von Sprengſtoffen. 


a) Kaliumchlorat 
(K C10°) 
b) Nitronaphtbalin 
(Ci H NO) 
e) Reines Glycerin 
(C HS OH) 
d) Sprengbaumwolle ... 
3. Eiſenfriſchſchlacken 


. Salpeterfäure (HNOS) . 


5. Wellpappe und Papp⸗ 
ſcheiben für Stickſtaeff 
werke 


Hi 


bzw. 
150 000 Stück 


No 


(0 6. 


1 


Produits 


Lampes de mine et 
lampes de sûreté pour 
mineurs 


. Articles nécessaires aux 


besoins médicaux et 
pharmaceutiques des 
hôpitaux de ÆXnapp- 
schaften et d'usines, ou 
des postes de secours 
d'installations industri- 
elles, dans la mesure 
pratiquée habituelle- 
ment jusqu ici 


III.] Pendant 5 ans. 


— — 
œ 19 


14. 


MIO © © AIO N 0 No — 


. Electrodes.. 
ÉRITRÉTOS Re ect 
7. Barils Mauser 


- Spath-fluor (CA Fl). 
„Quartz (quartzspath) 
. Schiste quartzeux .... 
. Quartzite concassee... 
Quartz pulverise 
. Baryte (BA SO9)..... 


— 


Sable à mouler 


: Magnésite........... 


Ferro-manganese ..... 


. Ferro-silieium :....... 
. Fonte blanche miroi- 


tante (Spiegeleisen) 


. Aluminium (A) 
. Ammoniaque liquide et 


anhydre (NH) 
Brai pour fabrication 
de briquettes 


IV.] Pendant 15 ans. 


I: 


Produits  rèfractaires 
pour l’industrie minière 
métallurgique et chi- 
mique 


. Machines, appareils de 


toute espèce, ainsi que 
leurs pièces de re- 
change et tous articles 
techniques nécessaires 
à leur fonctionnement, 
pour toutes les installa- 
tions industrielles exis- 
tantes, y compris leurs 
laboratoires, pour au- 
tant que cesinstallations 
se sont procurées leurs 
machines, appareils et 
outillage de We ede 
en Allemagne 


Quantités 
annuelles 
dans la mesure où 
e commerce libre 
peut les fournir) 


5,000 t 
150,000 unités 
2,000 unités 
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Observations 


Le permis d'expor- 
tation sera accordé, 


Les permis d'expor- 
tation seront aecor- 
dés, mais sous ré- 
serve que le prix 
de ces articles cor- 
respondra au prix 
généralement établi 
pour l'exportation 
en Pologne. En cas 
d'épidémie dans le 
pays fournisseur of- 
iciellement consta- 
tée, la livraison des 
dits produits pourra 
être restreinte. 


Le permis d'exporta- 
tion sera accordé, 


Méme observation. 


«1 


IL] Bezugsdauer 

1. 
Duüarzſp a. 
Quarzſchiefer 
Quarzitſchotter 


S NS © de 


— 


— — 
ww 


— 
— 


Der 


Aluminium (Al) 
Ammoniak, flüſſig und 


Ware 


- Grubenlampen bzw. Gru⸗ 


benſicherheitslampen 


mediziniſche und 
pharmazeutiſche Bedarf 
der Werkſpitäler und 
Knappſchaftslazarette und 
Rettungsſtationen der in 
duſtriellen Anlagen im 
bisherigen Umfang 


5 Jahre: 
Flußſpat (CA Fl). 


Quarzmehl 


. Schwerfpat (BA 809 
ee 
. Magnefite 
Ferromangan 
. Ferroſilizium 
- Spiegeleifen 


waſſerfrei (N H=) 


Hartpech für Brikett⸗ 


15. 
16. 
17. 


erzeugung 

Elektroden 
Heizſtaͤbe 
Mauſerfäſſer. 


IV.] Bezugsdauer 15 Jahre: 


1. 


Erzeugniſſe der feuerfeſten 
Induſtrie für berg, 
hüttenmänniſche und che 
miſche Induſtrie 


Maſchinen, Apparate je⸗ 


der Art, Erſatzteile ber 
ſelben ſowie dazugehö⸗ 
rige techniſche Bedarfs. 
artikel für alle beſtehen⸗ 
den induſtriellen Anlagen 
ſowie deren Laboratorien, 
ſoweit dieſe Anlagen ihre 
Maſchinen, Apparate bzw. 
Laboratoriumseinrichtun⸗ 
gen aus Deutſchland be, 
zogen haben 


Jahresmenge 
Soweit Eindecku 
x 3 8 Bemerkungen 
möglich iſt) 
— Aus fuhrbewilligung 
wird zugefagt. 
— Ausfuhrbewilligun⸗ 
gen werden er. 
teilt, jedoch mit der 
Maßgabe, daß die 
Preiſe den für die 
Aus fuhr nach Po⸗ 
len allgemein fejt» 
gefehten Preiſen 
entſprechen. Im 
Falle amtlich feft. 
geftellter de ⸗ 
mien im 
rungslande kann 
die Lieferung der 
genannten Arti- 
kel eingeſchränkt 
werden. 
600 t 
3 000 t 
3 000 t 
7000 t 
120 t 
4000 t 
5 000 t 
800 t 
12 000 t 
2000 t 
12000 t 
5t 
3t 
15 000 t 
5 000 t 
150 000 Stüd 
2000 Stück 
— Ausfubrbewilligung 


wird zugefagt. 


=; Desgl. 
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Annexe B 
(Article 236). 
Modèle de Certificat d'origine 
Certificat d’origine N° :...................... 
MR TS el Dé ent eat have ire 
La 
RU M ES de bee ne nest cols NZ 


après avoir vérifié et reconnu exactes les déclara- 
tions de la maison. 


certifie par la présente que les marchandises dé- 
signées ci-après, expédiées à la maison (nom et 
adresse du destinataire : 
sont des produits du territoire de Haute Silésie 
cédé à la Pologne ou y ont été fabriquées. 


Nombre de 2 3 
f Poids brut | Poids net 

Le Linie en kilo- en kilo- Contenu 

l'emballage 5 grammes | grammes 


N. B. Le certificat d'origine n'est pas cessible; sa validité 
n’est que de trois mois à partir de la date à laquelle il a 
été établi, sans pouvoir dépasser la fin de l'année contingen- 
taire courante, 

Toute fausse déclaration faite dans le but d'obtenir un cer- 
tificat d'origine, ainsi que tout emploi abusif d'un certificat 
d’origine, sont punissables, conformément à ..... , et entraînent 
en particulier la privation temporaire ou definitive du droit 
d'importer en franchise en Allemagne. 
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Anlage B. 


es sense eee see. 


beſcheinigt hiermit auf Grund der nachgeprüften und 
als richtig erkannten Erklärung der Firma: 
(Abſender) 


ses sers pee eee + ee 


daß die nachbezeichneten, für die Firma 


ss... sm 


(Empfänger) à 
verſandten Waren in dem an Polen abgetretenen Ge— 


biete von Oberſchleſien erzeugt oder hergeſtellt ſind. 


Netto- 


Stückzahl Zeichen Brutto» 
und Art der und gewicht in | gewicht in Inhalt 
Verpackung] Nummern | Kilogramm | Kilogramm 


3 den: ie 1922. 
Im Auftrage. 
Geſehen! 
WW age 1992 OT ua 3 


Im Auftrage 


Anmerkung: Dieſes Urſprungszeugnis iſt uicht übertragbar; 
es gilt nur für die Dauer von 3 Monaten nach Ausſtellung, 
längſtens jedoch bis zum Schluß des laufenden Kontingentsjahres. 

Jede unrichtige Erklärung zwecks Erlangung eines Urfprungs- 
zeugniſſes ſowie jede mißbräuchliche Benutzung des Urfprungs- 
zeugniſſes iſt ſtrafbar gemäß... d „„ 
und hat insbeſondere den zeitweiligen oder gänzlichen Ausſchluß von 
der zollfreien Einruhr nach Deutſchland zur Folge. 


Titre II 
Permis de circulation 


Article 259 
Afin de faciliter la circulation dans le territoire 
plébiscité, les Parties contractantes conviennent 
d’instituer, pour une période de quinze ans à dater 
du transfert de la souveraineté, un régime de 
permis de circulation à titre de pièces de légitima- 
tion spéciales. 


Chapitre premier 
Droit aux permis 
Article 260 
8 1 
1. — Il sera délivré un permis de circulation à 
toute personne qui aura, au moins depuis le 
ler janvier 1921, habité sans interruption 

a) le territoire plébiscité où se trouve le centre 

de ses relations personnelles ; 


b) l’une des deux parties du territoire plébiscité 
tout en exerçant dans l’autre partie une 
occupation régulière ou professionnelle non 
contraire à la loi et aux bonnes mœurs, ou 
aura commencé à exercer une telle occupation 
avant le 1° janvier 1927. 

2. — Ne sont pas considérés comme interrom- 
pant l'habitation : 

a) les déménagements de l’une des parties du 
territoire plébiscité dans l’autre ; 


b) les absences passagères, même s’il y a aban- 
don du logement, lorsque, dans les cas prévus 
sous a), le centre des relations personnelles 
reste dans le territoire plebiseite, ou lorsque 
dans les cas prévus sous b), il n’aura pas été 
apporté de changement aux rapports ‘qui 
servent de base à l’occupation régulière ou 
professionnelle ou aux rapports contractuels 
entre l'employeur et l'employé. 


Seront considérées comme l’exereice d’une occu- 
pation régulière ou professionnelle au sens du para- 
graphe 1, lit. b) du présent article, dans le cas 
de personnes âgées de moins de vingt-cinq ans 
révolus: la préparation à une profession, la 
participation à une instruction religieuse pré- 
paratoire à la première communion ou à la con- 
firmation, ainsi que la fréquentation d’une école, 
pourvu que cette fréquentation soit licite dans 
l'État où l'élève habite; dans tous ces cas, il n’est 
pas nécessaire que l'occupation ait commencé 
avant le 1” janvier 1927. 


Article 261 
Seront traités comme les personnes spécifiées au 
Paragraphe 1, lit. a) de l’article 260 : 
a) pendant toute la durée du mariage, l'épouse 
vivant sous le toit conjugal, si elle ne remplit 


Titel 11 
Verkehrskarten 


Artikel 259 


Um den Verkehr innerhalb des Abſtimmungs⸗ 
gebiets zu erleichtern, kommen die vertragſchließenden 
Teile dahin überein, für einen Zeitraum von 15 Jah⸗ 
ren, von Tage des Überganges der Staatshoheit ab 
gerechnet, als beſondere Ausweiſe »Verkehrskarten⸗ 
einzuführen. 


Kapitel! 
Kreis der Berechtigten 
Artikel 260 
$ 1 
(1) Eine Verkehrskarte erhalten alle Perſonen, die 
ſeit ſpäteſtens dem 1. Januar 1921 ununterbrochen 


a) im Abſtimmungsgebiete wohnen und dort den 
Mittelpunkt ihrer perſönlichen Beziehungen ba- 
ben oder 

b) in dem einen Teile des Abſtimmungsgebiets 
wohnen und in dem anderen Teile eine Recht 
und guten Sitten nicht zuwiderlaufende regel⸗ 
mäßige oder berufliche Tätigkeit ausüben oder 
eine ſolche vor dem 1. Januar 1927 aufnehmen. 


(2) Als Unterbrechung des Wohnens gilt nicht: 


a) eine Verlegung der Wohnung aus dem 
einen in den anderen Teil des Abſtim⸗ 
mungsgebiets, - 

b) eine vorübergehende Abweſenheit auch bei 
Aufgabe der Wohnung, wenn im Falle des 
Abſatz 1, Buchſtabe a der Mittelpunkt der 
perſönlichen Beziehungen innerhalb des 
Abſtimmungsgebiets verbleibt, oder wenn 
im Falle des Abſatz 1, Buchſtabe b die Be⸗ 
ziehungen, welche die Grundlage der regel⸗ 
mäßigen oder beruflichen Tätigkeit bilden, 
fortdauern, oder wenn das Vertragsverhält⸗ 
nis zum Arbeitgeber fortdauert. 


8 2 

Bei Perſonen bis zum vollendeten 25. 15 
wird der beruflichen Tätigkeit im Sinne des 81 
Abſatz 1, Buchſtabe b dieſes Artikels die Ausbildung 
zu einem Berufe, die Teilnahme am Beicht⸗ und Kon⸗ 
firmandenunterricht ſowie der Schulbeſuch gleichge⸗ 
ſtellt, ſoweit dieſem Schulbeſuche nach den allgemei⸗ 
nen Beſtimmungen des Staates, in dem der Schüler 
wohnt, nichts entgegenſteht; in allen dieſen Fällen iſt 
es nicht erforderlich, daß die Tätigkeit vor dem 1. Ja⸗ 
nuar 1927 aufgenommen wird. 


Artikel 261 
Den im Artikel 260 8 1 Abſatz 1 Buchſtabe a be⸗ 
zeichneten Perſonen werden gleichgeſtellt: 
a) die mit ihnen in gemeinſchaftlichem Haushalt 
lebenden Ehefrauen während der Dauer der Ehe, 
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pas les conditions requises pour l'obtention 
personnelle d’un permis de circulation; 


b) les enfants nés après le 1° janvier 1921: 

c) les fils ou filles jusqu’à l’âge de vingt-cinq ans 
révolus qui, bien que n'habitant pas le terri- 
toire plébiscité le 1° janvier 1921, y auront 
eu néanmoins à cette époque le centre de leurs 
relations personnelles, s’ils réintègrent à de- 
a le foyer paternel avant le 1° janvier 


Article 262 
1. — Au lieu de recevoir individuellement un 
permis, les enfants jusqu’à l’âge de six ans révo- 
lus, remplissant les conditions requises par les 
articles 260 ou 261, lit. b), ou 261, lit. c), seront 
inscrits sur le permis de circulation de personnes 
adultes comme les accompagnant. 


2. — Les enfants de six à quinze ans révolus, 
remplissant les mêmes conditions, seront soit 
inscrits sur le permis de circulation de personnes 
adultes comme les accompagnant, soit munis d’un 
permis individuel. 

3. — Pour les enfants jusqu’a l’âge de quinze 
ans révolus, fréquentant une ècole ou recevant 
l'instruction religieuse préparatoire à la première 
communion ou à la confirmation ds l’autre côté de 
la frontière, le permis de circulation pourra être 
remplacé par une attestation de fréquentation 
scolaire délivrée par le directeur de l’école, ou par 
une attestation de participation à l'instruction 
religieuse spécifiée ci-dessus, délivrée par l’ecclé- 
siastique. Ces attestations devront porter le 
nom, le prénom, l’âge, le lieu de résidence ainsi que 
l'adresse de l’enfant, et devront avoir été légaliséos 
par les autorités de la police locale du district où 
l'enfant réside. 


Article 263 
Il ne sera pas délivré de permis de circulation 
a) aux militaires, pendant la durée de leur 
servive ; 
b) aux agents de police de l’État ou des commu- 
nes, sauf exceptions stipulées par accords 
spéciaux entre les deux Gouvernements. 


Article 264 


Il ne sera pas délivré de permis de circulation 
aux personnes qui, au Cours des cinq années qui 
précèdent, auront été condamnées 

a) à une peine de réclusion ou à une peine corre- 
spondante d’au moins une année, d’une autre 
législation ; ou bien, dans le cas de mineurs 
dont la responsabilité pénale est limitée en 
raison de leur âge, à une peine privative de 
liberté dépassant une année et tenant lieu de 
réclusion ; 

b) à une autre peine privative de liberté d’au 
moins une année prononcée à raison d’infrac- 
tions dont le contenu correspond à celui prévu 
par les lois pénales allemandes énumérées ci- 

essous ou par les lois pénales de contenu 
correspondant d'un autre Etat, ou par les lois 


pénales allemandes ou polonaises qui, dans . 
l’avenir, remplaceront les dispositions énu- . 


mérées ci-dessous : 


wenn die Vorausſetzungen für die ſelbſtändige 
Erlangung der Verkehrskarte bei ihnen nicht 
vorliegen, 

b) die nach dem 1. Januar 1921 geborenen Kinder, 

0 die Kinder bis vollendeten 25. Lebensjahre, die 
am 1. Januar 1921 zwar nicht im Abſtimmungs⸗ 
gebiete gewohnt, dort aber den Mittelpunkt ihrer 
perſönlichen Beziehungen gehabt haben, wenn ſie 
vor dem 1. Januar 1923 in den Haushalt ihrer 
Eltern zu nicht bloß vorübergehendem Aufent⸗ 
halte zurückkehren. 


Artikel 262 


(1) Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahre, 
bei denen die Vorausſetzungen des Artikel 260 oder 
Artikel 261 Buchſtabe b oder Buchſtabe e vorliegen, 
werden als Begleiter erwachſener Perſonen in deren 
Verkehrskarte eingetragen. 


(2) Kinder vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 
15. Lebensjahre, bei denen die gleichen Vorausſetzun⸗ 
gen vorliegen, werden entweder als Begleiter er⸗ 
wachſener Perſonen in deren Verkehrskarte eingetra⸗ 
gen oder erhalten eine eigene Verkehrskarte. 

(3) Für Kinder bis zum vollendeten 15. Lebens⸗ 
jahre, die jenſeits der Grenze eine Schule beſuchen 
oder am Beicht⸗ oder Konfirmandenunterricht teil⸗ 
nehmen, kann die Verkehrskarte durch eine Beſcheini⸗ 
gung des Schulleiters über den Schulbeſuch oder des 
Geiſtlichen über die Teilnahme an dem bezeichneten 
Unterricht erſetzt werden. Dieſe Beſcheinigungen 
müſſen Vor⸗ und Zunamen, Alter und Wohnort nebſt 
Anſchrift des Kindes enthalten und von der Orts⸗ 
polizeibehörde beſtätigt werden, in deren Bezirke das 
Kind wohnt. 


Artikel 263 
Keine Verkehrskarte erhalten: 

a) Militärperſonen für die Dauer ihres Militär- 

dienſtes, 

b) Exekutivbeamte der Staats⸗ und Gemeindepoli⸗ 
ei, ſoweit nicht Ausnahmen durch beſondere 
ereinbarungen zwiſchen den Regierungen zuge⸗ 

laſſen werden. 


Artikel 264 


Keine Verkehrskarte erhalten Perſonen, die inner⸗ 
halb der letzten fünf Jahre verurteilt worden ſind: 


a) zu einer Zuchthausſtrafe oder einer dieſer gleich⸗ 
ſtehenden, mindeſtens einjährigen Strafe ande⸗ 
ren Rechtes oder, wenn es ſich um jugendliche, 
beſchränkt ſtraffähige Perſonen handelt, zu einer 
an die Stelle der Zuchthausſtrafe tretenden Frei⸗ 
heitsſtrafe von mehr als einem Jahre, 


b) zu einer anderen Freiheitsſtrafe von mindeſtens 
einem Jahre wegen einer ſtrafbaren Handlung, 
die den Tatbeſtand 1 8 deutſcher Straf⸗ 
geſetze oder inhaltsgleicher Strafgeſetze anderer 
Staaten oder ſolcher deutſcher oder polniſcher 
Strafgeſetze erfüllt, die in Zukunft an die Stelle 
der 1 ral deutſchen Strafgeſetze treten: 


1 


1° paragraphes 80 à 119 du Code pénal alle- 
mand, au cas où l'infraction aura été 
commise après que les Parties contractan- 
tes auront assumé l'administration du terri- 
toire plébiscité ; 

2° paragraphes 146 et 147 du Code pénal alle- 
mand — fausse monnaie ; 


3° paragraphes 176, 177, 180, 181, 1814 du 


Code pénal allemand — attentats aux 
MmŒUTS ; 

4° paragraphes 243 et 244 du Code pénal alle- 
mand — vol qualifié et vol commis en ré- 


cidive ; 2 
5° paragraphes 249, 250, 252, 255 du Code 
pénal allemand — vol à main armée ou 


avec effraction et extorsion ; 
6° paragraphe 261 du Code penal allemand — 
recel commis en récidive ; À 
7° paragraphes 264 et 265 du Code pénal 
allemand — escroquerie commise en réci- 
dive, fraude d'assurance ; 
8° paragraphe 268 du Code pénal allemand — 
faux grave en écritures ; 
9° paragraphes 308, 311 et 321 du Code pénal 
allemand — crimes et délits constituant 
un danger public: incendie, destruction 
d'appareils de sûreté, de constructions ou 
d'exploitations d'intérêt capital; 
10° paragraphes 239 à 242 et 244 de la loi alle- 
mande sur les faillites du 1° février 1877 — 
banqueroute ; 
11° paragraphe 48 de la loi sur l’émigration 
du 9 juin 1897 — traite des femmes et des 
enfants ; 

c) à une peine privative de liberté pour infraction 
tombant sous le coup des paragraphes 141 à 
148 de la loi d'Union douanière du 1° juillet 
1869 (Bundesgesetzblatt, page 317), des 
dispositions de contenu correspondant des lois 
pénales allemandes et polonaises, ou de 
toutes lois, soit allemandes, soit polonaises 
qui dans l'avenir remplaceront ces para- 
graphes ou dispositions. 


Article 265 

Il ne sera pas délivré de permis de circulation 

aux personnes 

a) qui auront été expulsées par une des Parties 
contractantes ; 

b) qui auront été privées de la jouissance de 
leurs droits civiques ou de certains de ces 
droits ; 

c) qui sont placées sous la surveillance de la 
police ou sous le contrôle de la police des 
mœurs. 


Article 266 

1. — Les autorités peuvent refuser la déli- 
vrance d’un permis de circulation à toute per- 
Sonne habitant leur circonscription qui, au cours 
es cinq ‘années qui précèdent, aura été con- 

damnée 
4) A. raison d'une des infractions spécifiées à 
l'article 6, lit. b), quelle que soit la peine ; 


1. $$ 80 bis 119 des Reichsſtrafgeſetzbuchs, ſo⸗ 
weit die ſtrafbaren Handlungen begangen 
ſind nach der Übernahme der Verwaltung 
des Abſtimmungsgebiets durch die vertrag⸗ 
ſchließenden Teile; 

2. 88 146, 147 des Reichsſtrafgeſetzbuchs — 
Münzverbrechen; 

3. 88 176, 177, 180, 181, 181 a des Reiche 
ſtrafgeſetzbuchs — Sittlichkeitsverbrechen; 


4. 88 243, 244 des en — 
falle Diebſtahl und Diebſtahl im Rück⸗ 
alle; 


5. 88 249, 250, 252, 255 des Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buchs — Raub und Erpreſſung; 


6. § 261 des Reichsſtrafgeſetzbuchs — Hehlerei 
im Rückfalle; 

7. 58 264, 265 des Reichsſtrafgeſetzbuchs — 
Betrug im Rückfalle, Verfiherungsbetrug; 


8. § 268 des Reichsſtrafgeſetzbuchs — ſchwere 
Urkundenfälſchung; N 
9. $$ 308, 311, 321 des Reichsſtrafgeſe buchs 
— gemeingefährliche Verbrechen der Brand⸗ 
Bling Zerſtörung von lebenswichtigen 
auten, Betrieben oder Sicherheitsvorrich⸗ 
tungen; 

10. $$ 239 bis 242, $ 244 der Reichskonkurs⸗ 
ordnung vom 10. Februar 1877 — Ban⸗ 
kerott; 

11. § 48 des Geſetzes über das Auswanderungs⸗ 

weſen vom 9. Juni 1897 — Mädchen⸗ und 
Kinderhandel; 

c) zu einer Freiheitsſtrafe wegen einer ſtrafbaren 
Handlung, die den Tatbeſtand der 88 141 bis 148 
des Vereinszollgeſetzes vom 1. Juli 1869 (Bun⸗ 
desgeſetzblatt Seite 317), inhaltsgleicher deutſcher 
oder polniſcher Strafgeſetze oder ſolcher deutſchen 
oder polniſchen D erfüllt, die in Zu⸗ 
kunft an die Stelle der bezeichneten Beſtimmun⸗ 
gen treten. 


Artikel 265 
Keine Verkehrskarten erhalten Perſonen, die 


a) von einem der vertragſchließenden Teile ausge⸗ 
wieſen worden ſind, 
b) die bürgerlichen Ehrenrechte oder einzelne Ehren⸗ 


rechte nicht beſitzen, 


e) unter Polizeiaufſicht oder ſittenpolizeilicher Kon⸗ 
trolle ſtehen. | 


Artikel 266 
(1) Verſagt werden kann die Verkehrskarte den im 
Bezirke der Behörde wohnenden Perſonen, die 
nde der letzten fünf Jahre verurteilt worden 
ind: 


a) wegen der im Artikel 264 Buchſtabe b näher be⸗ 
zeichneten ſtrafbaren Handlungen, ohne Rück⸗ 
ſicht auf die Höhe der erkannten Strafe, 


b) à raison d'une des infractions tombant sous 
le coup des lois pénales allemandes énumé- 
rées ci-dessous, ou des lois pénales de con- 
tenu correspondant d’un autre État, ou des 
lois pénales, soit allemandes, soit polonaises, 
qui dans l'avenir remplaceront les disposi- 
tions enumérées ci-dessous : 
1° paragraphes 174, 179, 184, 184a du Code 
pénal allemand — attentats contre les 
maurs ; 

2° paragraphe 253 du Code pénal allemand 
— extorsion ; 

3° paragraphes 258, 259 du Code pénal alle- 
mand — recel de criminels et d'objets ; 


4 paragraphe 294 du Code pénal alle- 
mand — braconnage professionel ; 


5° paragraphes 317, 3184 du Code pénal 
allemand — détérioration d'installations 
du service des postes ; 


6° paragraphes 1, 5 de l'ordonnance sur 
l’accaparement du 8 mai 1918 (Reichs- 
gesetzblatt, page 395); 

7° paragraphes 1, 3 de l’artiele II de l’ordon- 
nance du 27 novembre 1919 sur l’organi- 
sation judiciaire en matière d’usure 
(Reichsgesetzblatt, page 1909) — com- 
merce clandestin, exportation illicite d’ar- 
ticles de première nécessité. 


2. — Dans les cas énoncés aux numéros 6 et 7, 
le permis ne peut être refusé que si la peine 
privative de liberté est d’au moins une année. 


Article 267 
Les autorités peuvent refuser la délivrance 
d'un permis de circulation à toute personne ha- 
bitant leur circonscription qui 
a) est soumise à un régime d'assistance ou 
d'éducation forcée (Fürsorge oder Zwangs- 
erziehung). 
b) doit être considérée comme prostituée, 
mendiant, vagabond ou bohémien ; 
c) a contrevenu aux prescriptions sur 
douanes, l'exportation ou l'importation ; 
d) a contrevenu d’une manière grave aux pre- 
scriptions édictées pour combattre les épi- 
démies ou les épizooties. 


les 


Article 268 
Les autorités peuvent refuser la délivrance 
d'un permis de circulation à toute personne habi- 
tant leur circonscription qui, 

a) pour obtenir ou procurer un permis de cir- 
culation, aura, soit sciemment fait de faus- 
ses déclarations ou produit des pièces justi- 
ficatives ou d'identité fausses ou trompeuses, 
soit sciemment sait usage de documents ob- 
tenus ou procurés au moyen de fausses 
déclarations ou de pièces justificatives ou 
d'identité fausses ou trompeuses ; 

b) aura fabriqué de faux permis ou falsifié des 
permis de circulation ou aura sciemment fait 
usage d'un permis de circulation faux ou 


falsifié ; 
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b) wegen einer ftrafbaren Handlung, die den Tat- 
beſtand folgender deutſcher Strafgeſetze oder in- 
haltsgleicher Strafgeſetze anderer Staaten oder 
ſolcher deutſchen oder polniſchen Strafgeſetze er⸗ 
füllt, die in Zukunft an die Stelle der bezeich⸗ 
neten deutſchen Strafgeſetze treten: 


1. $$ 174, 179, 184, 184a des Reichsſtraf⸗ 
geſetzbuches — Verbrechen und Vergehen 
gegen die Sittlichkeit; 

2. § 253 des Reichsſtrafgeſetzbuchs — Er⸗ 
preſſung; 

3. 88 258, 259 des Reichsſtrafgeſetzbuchs — 
Begünſtigung und Hehlerei; 

4. $ 294 des Reichsſtrafgeſetzbuchs — ge⸗ 
werbsmäßige Wilddieberei; 

. $$ 317, 318a des Reichsſtrafgeſetzbuchs — 
Beſchädigung von Poſtbetriebseinrichtun⸗ 
gen; 

6. $$ 1, 5 der Verordnung gegen die Preis⸗ 
treiberei vom 8. Mai 1918 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt Seite 395); 

7.88 1, 3 des Artikel II der Verordnung 
über die Wuchergerichte vom 27. Novem⸗ 
ber 1919 (Reichsgeſetzblatt Seite 1909) 
— Schleichhandel, verbotene Ausfuhr 
lebenswichtiger Gegenſtände. 


a 


(2) In den unter Ziffer 6 und 7 erwähnten Fäl⸗ 
len darf die Verkehrskarte nur dann verſagt werden, 
wenn die Freiheitsſtrafe mindeſtens ein Jahr be— 
trägt. 


Artikel 267 


Verſagt werden kann die Verkehrskarte den im Be- 
zirke der Behörde wohnenden Perſonen, die 


a) unter Fürſorge- (Zwangs-) Erziehung ſtehen; 


b) als Dirnen, Bettler, Landſtreicher oder Zigeu— 
ner anzuſehen ſind; 

e) gegen Zoll-, Ein- und Ausfuhrvorſchriften ver⸗ 
ſtoßen haben; 

q) ſich ſchwerwiegender Verſtöße gegen Vorſchriften 
zur Bekämpfung von Seuchen oder Viehſeuchen 
ſchuldig gemacht haben. 


Artikel 268 
Verſagt werden kann die Verkehrskarte den im Be⸗ 
zirke der Behörde wohnenden Perſonen, die 


a) zur Erlangung oder Verſchaffung einer Ver— 
kehrskarte entweder wiſſentlich unwahre An⸗ 
gaben gemacht oder unrichtige oder irreführende 
Ausweiſe und Belege vorgelegt oder wiſſentlich 
von einer auf dieſe Weiſe erlangten oder ver⸗ 
ſchafften Urkunde Gebrauch gemacht haben; 


b) eine Verkehrskarte fälſchlich angefertigt oder 
verfälſcht oder wiſſentlich von einer falſchen 
oder verfälſchten Verkehrskarte Gebrauch ge⸗ 
macht haben; 
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c) se sera rendue coupable d'un usage illicite 
de permis de circulation; notamment qui, 
profitant d’un permis de circulation, aura 
éludé les prescriptions générales sur le régime 
des passeports, qui aura fait usage d'un 
permis de circulation délivré à une autre 
personne, ou bien qui aura cédé à un tiers 
son permis de circulation pour lui permettre 
de l'utiliser ; 

d) aura franchi la frontière entre les deux par- 
ties du territoire plébiscité, soit par d’autres 
endroits que ceux fixés à cet effet, soit sans 
être munie d'un permis de circulation ou de 
toute autre pièce d'identité requise pour le 
passage de la frontière ; 

e) en franchissant la frontière, aura opposé une 
résistance violente aux agents ou fonc- 
tionnaires en service, ou bien qui, à plusieurs 
reprises, se sera soustraite à leur contrôle ; 

f) aura gravement contrevenu aux règlements 
édictés en exécution des dispositons du pré- 
sent titre. 


Article 269 
Le permis de circulation peut être refusé par 
les autorités compétentes de l’une des Parties 
contractantes aux personnes habitant le terri- 
toire de l’autre 
a) qui remplissent l’une des conditions prévues 
par les articles 266 lit. a) et b), 267 lit a) 
à d) et 268 lit. a) à f), 


b) qui, au cours des cinq années qui précèdent, 
auront été condamnées à une peine priva- 
tive de liberté de plus d’une année à raison 
d’infractions autres que celles qui sont 
spécifiées aux articles 266 et 267. 


Article 270 

Les permis de circulation pourront, pour des 
motifs d'équité, à prendre en considération pour 
chaque cas particulier, être délivrés, après accord 
des autorités compétentes des deux Parties con- 
tractantes, à des personnes qui n’ont pas droit à 
un permis de circulation, à raison des dates im- 
posées par les articles 260 et 261 lit.c) ou pour 
les raisons spécifiées aux articles 263 à 265, mais 
qui remplissent néanmoins les autres conditions 
requises par les articles 260 ou 261. 


Chapitre Il 
Droits des titulaires de permis 


Article 271 

1. — Le permis de circulation permet à son 
titulaire de franchir à volonté la frontière entre 
les deux parties du territoire plébiscité, sans 
passeport et sans formalités de visa, ainsi que 
de circuler librement dans l’autre partie du terri- 
toire plébiscité. 

2. — Le permis de circulation ne confère toute- 
fois pas au titulaire habitant l’une des parties 
du territoire plébiscité le droit de se transporter, 
en dehors du territoire plébiscité, dans une partie 
quelconque-du territoire de l’autre État. Le titu- 
laire d'un permis de circulation n'a ce droit que 
s’il s’est conformé, en passant la frontière entre 


e) ſich eines Mißbrauchs der Verkehrskarte ſchul⸗ 
dig gemacht, insbeſondere die allgemeinen Paß⸗ 
vorſchriften unter Benutzung einer Verkehrs⸗ 
karte umgangen, eine für einen anderen aus⸗ 
geſtellte Verkehrskarte gebraucht oder ihre Ver⸗ 


kehrskarte einem anderen zum Gebrauch über- 
laſſen haben; 


d) die Grenze zwiſchen den beiden Teilen des 
Abſtimmungsgebiets an anderen als den zu: 
gelaſſenen Stellen oder ohne Verkehrskarte oder 
ohne einen nach ſonſtigen Beſtimmungen er⸗ 
forderlichen Ausweis überſchritten haben; 


e) beim Grenzübergange den Kontrollbeamten tät- 
lichen Widerſtand entgegengeſetzt oder ſich wieder⸗ 
holt der amtlichen Kontrolle entzogen haben; 


f) gegen die zu dieſem Titel erlaſſenen Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen in ſchwerwiegender Weiſe 
verſtoßen haben. 


Artikel 269 
Verſagt werden kann die Verkehrskarte von der 
zuſtändigen Behörde des einen vertragſchließenden 
Teiles den im Gebiete des anderen Teiles wohnen⸗ 
= 5 
a) bei denen eine der Vorausſetzungen des Arti- 
kel 266 Abſ. Buchſtabe a und b, Artikel 267 
Buchſtabe a bis d und Artikel 268 Buchſtabe a 
5 > f m pal 
die innerhalb der letzten fünf Jahre wegen einer 
in den Artikeln 266 und 200 5 aufgeführten 
ſtrafbaren Handlung zu einer Freiheitsſtrafe von 
mehr als einem Jahre verurteilt worden ſind. 


„ MATE Le 270 

Aus Billigkeitsgründen können im Einzelfall auf 
Grund einer Vereinbarung der zuſtändigen Behörde 
des einen mit der zuſtändigen Behörde des anderen 
vertragſchließenden Teiles auch Perſonen eine Ver⸗ 
kehrskarte erhalten, denen ſie im Hinblick auf die 
Zeitbeſtimmungen der Artikel 260 und 261 Buch⸗ 
ſtabe e oder aus den in den Artikeln 263 bis 265 
aufgeführten Gründen nicht zuſteht, bei denen aber 


die anderen Vorausſetzungen der Artikel 260 oder 261 
vorliegen. 


Kapitel I 
Umfang der Befugniſſe 


g Artikel 271 
(.) Die Verkehrskarte gibt dem Inhaber die Be⸗ 
fugnis, die Grenze zwiſchen den beiden Teilen des 
Abſtimmungsgebiets beliebig oft ohne Paß und ohne 
Sichtvermerk zu überſchreiten und in dem anderen 
hr des Abſtimmungsgebiets ungehindert zu ver⸗ 
ren. a 
(2) Die Verkehrskarte gibt dem in einem Teile des 
Abſtimmungsgebiets wohnenden Inhaber nicht die 
Befugnis, ſich über den anderen Teil des Abſtim⸗ 
mungsgebiets hinaus in das übrige Gebiet des an⸗ 
deren Staates zu begeben. Der Inhaber einer Ver⸗ 
fehrsfarte hat dieſe Befugnis nur, wenn er beim 
Übertritt über die Grenze zwiſchen den beiden Teilen 
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les deux parties du territoire plébiscité, aux 
prescriptions générales en vigueur en matière de 
passeports pour l’entrée dans le pays. 


Article 272 
1. — Le permis de circulation ne permet de 
franchir la frontière entre les deux parties du 
territoire plébiscité qu'aux endroits de passage 
où s’operent les formalités douanières ou qui sont 
désignés d’un commun accord par les autorités 
compétentes des deux Parties contractantes. 


2. — Ces endroits de passage doivent être por- 
tés à la connaissance du public. 
Article 273 
1. — Dans les cas qui pourraient justifier le 


refus d’un permis de circulation (articles 266 à 
269), les autorités pourront, au lieu de refuser le 
permis, limiter à certains endroits de passage le 
droit de franchir la frontière et à certaines zones 
ou localités le droit de circuler dans l’autre partie 
du territoire plébiscité. 


2. — Il en est de même lorsqu'un permis est 
délivré en vertu de l’article 270. 
Article 274 


1. — Les attestations de fréquentation scolaire 
ou de participation à une instruction religieuse 
préparatoire à la première communion au à la 
confirmation (article 262, alinéa 3) ne permettent 
que de franchir la frontière aux endroits se trou- 


vant sur l'itinéraire qui conduit de l’habitation à 


l’école ou au cours en question, ou vice-versa. 
2. — Pendant les vacances, la validité de ces 
attestations est suspendue. 


Article 275 
Les agents de police possédant individuellement 
un permis de circulation (article 263, lit. b) et 
article 270) ne peuvent s’en servir que pour 
franchir la frontière en habits civils. 


Article 276 
Les titulaires de permis de circulation sont 
soumis aux prescriptions concernant l’impor- 
tation, l’exportation et les douanes ; ils sont 
notamment soumis à la visite douanière à la fron- 
tière, sauf facilités spéciales qui pourraient être 
convenues entre les deux Gouvernements. 


Article 277 

Les ecclésiastiques peuvent prendre avec eux à 
l’aller et au retour, en franchise de tous droits 
de douane et autres taxes, les objets dont ils 
ont besoin pour exercer leur ministère. Le même 
droit est reconnu aux écoliers et aux élèves des 
cours préparant à la première communion ou à la 
confirmation, en ce qui concerne les objets dont 
ils ont besoin. 


Article 278 

1. — Les mesures générales limitant ou sus- 
pendant la circulation à l’intérieur du territoire 
d’une des Parties contractantes ou à la frontière, 
édictées conformément au droit en vigueur à ce 
moment ou en vertu d'accords internationaux, 
sont applicables aux titulaires de permis de cir- 
culation. ; 


des Abſtimmungsgebiets die für die Einreije gelten- 
den allgemeinen Paßbeſtimmungen erfüllt hat. 


Artikel 272 

(1) Die Überſchreitung der Grenze zwiſchen den 
beiden Teilen des Abſtimmungsgebiets auf Grund 
einer Verkehrskarte iſt nur an den Übergangsſtellen 
zuläſſig, an denen entweder eine Zollabfertigung 
ſtattfindet oder die durch Vereinbarung der hierfür 
zuſtändigen Behörden der vertragſchließenden Teile 
freigegeben werden. 

(2) Dieſe Übergangsſtellen ſind öffentlich bekannt 
zu machen. 


Artikel 27 
(1) Wird in den bezeichneten Fällen (Artikel 266 
bis 269) von dem Recht, die Verkehrskarte zu ver⸗ 
ſagen, kein Gebrauch gemacht, ſo kann ſtatt deſſen die 
Befugnis, die Grenze zu überſchreiten, auf beſtimmte 
Grenzübergangsſtellen und die Befugnis, in dem an⸗ 
deren Teile des Abſtimmungsgebiets zu verkehren, 
auf beſtimmte Orte oder Gebiete beſchränkt werden. 
(2) Das gleiche gilt in den Fällen, in denen die 
Ausſtellung der Karte auf Grund des Artikel 270 
erfolgt. 
Artikel 274 
(1) Die Beſcheinigung über den Schulbeſuch oder 
über die Teilnahme am Beicht⸗ oder Konfirmanden⸗ 
. (Artikel 262 Ab. 3) gibt die Befugnis 
zum Überſchreiten der Grenze nur auf den Über⸗ 
gängen, die auf dem Schulwege oder dem Wege zum 
und vom Unterrichte liegen. 


(2) Während der Ferien ruht die Befugnis. 


Artikel 275 
Wenn Polizeibeamte im Einzelfall eine Verkehrs⸗ 
karte erhalten (Artikel 263 Buchſtabe b, Artikel 270), 
dürfen ſie dieſe zum Überſchreiten der Grenze nur in 
bürgerlicher Kleidung benutzen. 


5 à Artikel 276 

Die Inhaber der Verkehrskarten unterliegen allen 
Ein⸗ und Ausfuhr- ſowie Zollvorſchriften, insbeſon⸗ 
dere auch den zollamtlichen Unterſuchen beim Grenz⸗ 
übertritt, ſoweit nicht beſondere Erleichterungen 
zwiſchen den beiden Regierungen vereinbart werden. 


Artikel 277 

Geiſtliche dürfen die zur Vornahme ihrer Amts⸗ 
handlungen erforderlichen Gegenſtände beim Über⸗ 
ſchreiten der Grenze frei von Zöllen und ſonſtigen 
Abgaben aus⸗ und wiedereinführen. Das gleiche 
Recht ſteht Schulkindern und Teilnehmern am Beicht⸗ 
und Konfirmandenunterricht hinſichtlich der für den 
Unterricht erforderlichen Gegenſtände zu. 


Artikel 278 
(1) Allgemeine Verkehrseinſchränkungen und Ver⸗ 
kehrsſperren, die einer der vertragſchließenden Teile 
auf Grund des jeweils geltenden Rechtes oder auf 
Grund internationaler Vereinbarungen innerhalb 
ſeines Gebiets oder an der Grenze verhängt, finden 
auf Inhaber von Verkehrskarten Anwendung. 
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2. — Si l'une des Parties contractantes se trou- 
vait engagée dans une guerre, elle pourrait inter- 
dire totalement ou partiellement le passage de la 
frontière entre les deux parties du territoire 
plébiscité, même aux titulaires de permis de eireu- 
lation. 

3. — Les mesures limitant ou suspendant la 
circulation seront, autant que possible, com- 
muniquées quarante-huit heures avant leur entrée 
en vigueur, par l'Allemagne à l'autorité ad- 
ministrative polonaise de deuxième instance, et 
par la Pologne à l'autorité administrative 
supérieure allemande. 


‚ Chapitre Ill 
Emission des permis de circulation 
Article 279 
1. — Les permis de circulation, rédigés en alle- 
mand et en polonais d’après un modèle spé- 


cialement convenu, sont établis pour chaque 
année, sur carton vert clair, par les autorités alle- 


mandes, et sur carton brun clair par les autorités: 


polonaises. 

2, — Dans le cas où un permis de circulation est 
délivré en vertu des dispositions de l’article 270, 
ou dans les cas où il pourrait être refusé à raison 
des dispositions des articles 266 à 269, sa période 
de validité peut être restreinte. 


Article 280 

1. — Les permis de circulation sont établis dans 
la partie allemande par les autorités administra- 
tives inférieures, et dans la partie polonaise par 
les autorités administratives de première instance, 
ou par des autorités hiérarchiquement correspon- 
dantes. 

2. — Toutes ces autorités sont désignées dans 
le présent titre par les mots « Office des permis ». 

3. — Est compétent. pour délivrer un permis, 
l'Office des permis de la circonscription où habite 
le destinataire. 


Article 281 


1. — Les permis de circulation ne sont délivrés 
que sur demande des intéressés. 
2, — La demande doit être adressée à l'Office 


des permis compétent, et, lorsque les autorités 
auront été spécialement désignées à cet effet, elle 
devra l’être par l'intermédiaire de ces autorités. 

3. — Les faits motivant la demande doivent 
être dûment prouvés, s’ils ne sont pas notoires. 
Chaque demande doit être accompagnée de trois 
photographies identiques, légalisées par la police, 
ainsi que d’attestations délivrées par la police au 
sujet des faits qui ne sont pas notoires. 


Article 282 
Pour être valables, les permis de circulation 
doivent, dans tous les cas, être contresignés par 
l'autorité compétente de l'autre État. 


Article 283 
L — Est compétent pour contresigner les per- 
mis de circulation, le consul de l’autre Partie con- 
tractante en fonctions dans le district d'émission 
ou le fonctionnaire expressément autorisé à le 
remplacer. 


(2) Wird einer der vertragſchließenden Teile in 
einen Krieg verwickelt, ſo iſt er berechtigt, die Grenze 
zwiſchen den beiden Teilen des Abſtimmungsgebiets 
auch für Inhaber von Verkehrskarten ganz oder teil- 
weiſe zu ſperren. 


(3) Die Verhängung von Verkehrseinſchränkungen 
oder Verkehrsſperren iſt tunlichſt 48 Stunden vor 
ihrem Inkrafttreten von deutſcher Seite der polni- 
ſchen Verwaltungsbehörde zweiter Inſtanz, von polni- 
ſcher Seite der deutſchen höheren Verwaltungsbehörde 
mitzuteilen. 


Kapitel Ill 
Ausſtellung der Verkehrskarte 


Artikel 279 
(1) Die Verkehrskarten werden nach einem be⸗ 
ſonders vereinbarten Muſter in deutſcher und in pol⸗ 
niſcher Sprache, deutſcherſeits auf hellgrünem, pol⸗ 
niſcherſeits auf hellbraunem Karton, jeweils für das 
laufende Kalenderjahr ausgeſtellt. 


(2) In den Fällen, in denen die Verkehrskarte auf 
Grund des Artikel 270 ausgeſtellt wird, oder in denen 
ſie gemäß den Artikeln 266 bis 269 hätte verſagt 
werden können, kann ihre Gültigkeitsdauer beſchränkt 
werden. 


3 Artikel 280 

(1) Die Verkehrskarten werden auf deutſcher Seite 
durch die unteren Verwaltungsbehörden, auf polni⸗ 
ſcher Seite durch die Verwaltungsbehörden erſter In⸗ 
ſtanz oder durch Behörden, die dieſen Behörden 
gleichſtehen, ausgeſtellt. 


(2) Dieſe Behörden werden in dieſem Titel als 
»Ausſtellungsbehörden« bezeichnet. 

(3) Ortlich zuſtändig iſt die Ausſtellungsbehörde, 
in deren Bezirke die Perſon wohnt, für welche die 
Verkehrskarte ausgeſtellt werden ſoll. | 


Artikel 281 
(1) Die Verkehrskarte wird nur auf Antrag aus⸗ 
geſtellt. 
(2) Der Antrag iſt — gegebenenfalls durch Ver⸗ 
mittlung der damit beauftragten Behörden — bei der 
örtlich zuſtändigen Ausſtellungsbehörde zu ſtellen. 


(3) Die Tatſachen, die den Antrag begründen 
ſollen, müſſen, ſoweit ſie nicht offenkundig ſind, ein⸗ 
wandfrei dargetan werden. Jedem Antrag müſſen 
drei gleiche polizeilich beglaubigte Lichtbilder ſowie 
polizeiliche Beſcheinigungen über die nicht offenkun⸗ 
digen Tatſachen beigefügt werden. 


Artikel 282 
Die Verkehrskarte bedarf zu ihrer Gültigkeit in 
allen Fällen der Gegenzeichnung durch die zuſtändige 
Behörde des anderen Staates. 


Artikel 283 
(1) Die Gegenzeichnung wird von dem für den Be⸗ 
zirk der Ausſtellungsbehörde zuſtändigen Konſul des 
anderen vertragſchließenden Teiles oder von dem 
mit ſeiner Vertretung ausdrücklich beauftragten Be⸗ 
amten vorgenommen. 


18 
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2. — Les autorités compétentes pour con- 
tresigner les permis sont désignées dans le présent 
titre par les mots «Office des contresignatures 


Article 284 


1. — L'Office des permis envoie directement à 
l'Office des contresignatures les permis de eircu- 
lation qu'il émet, en y joignant les demandes des 
intéressés ainsi que les pièces justificatives. Au 
cas où les faits allégués sont notoires, il doit être 
fait mention de cette circonstance. 


2. — Dans les deux semaines à dater de la ré- 
ception, l'Office des contresignatures renvoie le 
permis à l'Office des permis, ainsi que la demande 
de l'intéressé et les pièces justificatives, soit avec 
sa contresignature, soit avec indication des rai- 
sons pour lesquelles il demande soit que le permis 
soit refusé, soit que, conformément aux disposi- 
tions de l’article 273, ses effets soient limités à 
certains endroits de passage de la frontière, à 
certaines localités ou à certaines zones à déter- 
miner, ou encore que la durée de la validité du 
permis soit restreinte conformément aux dispo- 
sitions de l’article 279, alinéa 2. 

3. — Aucun permis de circulation ne peut être 
délivré sans contresignature. 


Article 285 


1. — Les dispositions des articles 279 à 284 
sont également applicables 


a) lorsque le permis de circulation est renouvelé 
pour la nouvelle anneée qui commence ; 


b) lorsque, au cours de l’année, un nouveau 


permis est accordé parce que 


1° le titulaire établit d’une manière plausible 
qu'il a perdu son permis de circulation; ou 


2° le permis de circulation est devenu illisible 
ou inutilisable ; ou 

3° le titulaire d’un permis de circulation de- 

mande l'inscription d'enfants sur son per- 
mis (article 262). 

2, — Dans les cas spécifiés aux chiffres 2 et 3, 


l’ancien permis devra être restitué avant que le 
nouveau soit délivré. 


Chapitre IV 


Retrait de permis ou restrictions des droits 
que confèrent les permis 


Article 286 


— Le permis de circulation sera retiré au 
Hlnlaire par T'Office des permis ou par l'Office des 
contresignatures 


a) lorsqu'il est établi que les conditions 
requises pour sa délivrance (articles 260 
et 261) ne sont plus remplies ou ne l'ont 
jamais été; ou 


b) lorsqu'une des conditions prévues par les 
articles 263 à 265 est constatée ou se réalise 
ultérieurement. 


(2) Die für die Gegenzeichnung zuſtändigen Be⸗ 
hörden werden in dieſem Titel als »Gegenzeichnungs⸗ 
behörden« bezeichnet. 


Artikel 284 


(1) Die Ausſtellungsbehörde überſendet die von 
ihr ausgeſtellte Verkehrskarte nebſt dem Antrag und 
den erforderlichen Unterlagen unmittelbar der Gegen⸗ 
zeichnungsbehörde. Soweit die in Betracht kommen⸗ 
den Tatſachen offenkundig ſind, iſt dies zu vermerken. 


(2) Der Ausſtellungsbehörde wird die Verkehrs- 
karte nebſt dem Antrag und den Unterlagen binnen 
zwei Wochen nach Eingang von der Gegenzeichnungs⸗ 
behörde entweder mit Gegenzeichnung oder unter An⸗ 
gabe der Gründe zurückgeſandt, aus denen ſie die Ver⸗ 
ſagung der Verkehrskarte oder gemäß Artikel 273 ihre 
Beſchränkung auf beſtimmte, näher zu bezeichnende 
Grenzübergangsſtellen, auf beſtimmte Orte oder Ge⸗ 
biete oder gemäß Artikel 279 Abſ. 2 eine Beſchränkung 


ihrer Gültigkeitsdauer verlangt. 


(3) Ohne Gegenzeichnung darf die Verkehrskarte 
nicht ausgehändigt werden. 


Artikel 285 
(1) Die Beſtimmungen der Artikel 279 bis 254 
finden auch Anwendung, 
a) wenn eine Karte für das folgende Kalenderjahr 
neu ausgeſtellt werden ſoll; oder 
b) wenn im Laufe eines Kalenderjahres eine neue 
Karte ausgeſtellt werden ſoll, weil 
1. der Inhaber einer Verkehrskarte den Ver 
luſt der Karte glaubhaft macht; oder weil 
2. die Verkehrskarte unleſerlich oder ſonſt un⸗ 
brauchbar wird; oder weil 


3. der Inhaber der Verkehrskarte die Eintra⸗ 
gung von jugendlichen Perſonen beantragt 
(Artikel 262). 8 
(2) In den Fällen zu 2 und 3 iſt die alte Verkehrs⸗ 
karte vor Aushändigung der neuen zurückzugeben. 


Kapitel IV 


Entziehung und a Beſchränkung 
der Karte 


Artikel 286 
(1) Die Verkehrskarte iſt dem Inhaber durch die 
Ausſtellungsbehörde oder durch die Gegenzeichnungs⸗ 
behörde zu entziehen, wenn: 

a) feſtgeſtellt wird, daß die Vorausſetzungen für die 
Ausſtellung (Artikel 260 und 261) nicht mehr 
vorliegen oder niemals vorgelegen haben; oder 
wenn 


b) eine der Vorausſetzungen der Artikel 263 bis 265 
nachträglich feſtgeſtellt wird oder eintritt. 


Fée 


IS 


2. — Le permis de circulation peut être retiré 
par l'Office des permis ou par l'Office des contre- 
signatures, ou les droits qu'il confère peuvent être 
restreints par l’un ou l’autre de ces Offices, con- 
formément aux articles 273 et 279, si l’une des 
conditions prévues par les articles 266, lit. a) 
et 5), 267, lit. a) à d) et 268, lit. a) à f) est con- 
statée ou se réalise ultérieurement. 

3. — Le permis peut être retiré par l'Office des 
contresignatures si l’une des conditions prévues 
par l’article 269, lit. )) est constatée ou se réalise 
ultérieurement. 


Article 287 
1. — A la demande de l'Office des contre- 
signatures, l'Office des permis doit retirer un per- 
mis ou restreindre les droits qu'il confère, si l’une 
des conditions prévues par l’article 269, lit. a) 
et h) a été constatée ou se réalise ultérieurement. 


2. — La production par l'Office des contre- 
signatures d'un jugement définitif suffit pour 
prouver les faits articlés à l’appui de sa demande. 


Article 288 
1. — Le retrait d'un permis s'effectue 
a) soit par l'Office des permis, celui-ci le con- 
fisquant et le transmettant à l'Office des con- 
tresignatures avec une marque d'annulation: 


b) soit par l'Office des contresignatures, celui-ci 
radiant la contresignature et transmettant le 
permis à l'Office des permis. Dans ce dernier 
cas, le titulaire recevra, sur sa demande, une 
déclaration attestant que le permis de cir- 
culation, portant tel numéro et délivré par 
tel Office, lui a été retiré, et lui permettant 
de regagner l’autre partie du territoire plé- 
biscité, dans un délai à fixer équitablement. 


2. — Lors des transmissions prévues au présent 
article, les raisons motivant le retrait du permis 
seront indiquées. 


Article 289 | 
Si les droits découlant d’un permis doivent être 
restreints (articles 286 et 287) le permis sera 
retiré et un nouveau permis contenant les restric- 
tions nécessaires sera délivré. 


Chapitre V 
Taxes et droits de timbre 


Article 290 
Toutes les demandes et requêtes concernant les 
permis de circulation, toutes les attestations de 
police requises, la délivrance et la contresignature 
des permis, ainsi que les attestations prévues par 
l’article 288, lit. b), sont exemptes de toutes taxes 
et droits de timbre. 


Article 291 

Les Parties contractantes peuvent toutefois 
Percevoir une taxe pour la délivrance et la con- 
tresignature d'un nouveau permis de circulation, 
n Cas de perte de l’ancien. Elles peuvent en outre 
porter la perte et l'annulation de l’ancien permis, 
amst Que la délivrance du nouveau, à la connais- 
sance du publie aux frais de l'intéressé. 


(2) Die Verkehrskarte kann dem Inhaber durch die 
Ausſtellungsbehörde oder durch die Gegenzeichnungs⸗ 
behörde entzogen oder durch eine dieſer Behörden in 
ihrer Geltung gemäß Artikel 273 und 279 beſchränkt 
werden, wenn eine der Vorausſetzungen des Ar⸗ 
tikel 266 Abſ. 1 Buchſtabe a und b, Artikel 267 Buch⸗ 
ſtabe a bis d ſowie Artikel 268 Buchſtabe a bis k nach⸗ 
träglich feſtgeſtellt wird oder eintritt. 

(3) Die Verkehrskarte kann dem Inhaber von der 
Gegenzeichnungsbehörde entzogen werden, wenn eine 
der Vorausſetzungen des Artikel 269 Buchſtabe b nach⸗ 
träglich feſtgeſtellt wird oder eintritt. 


Artikel 287 

(1) Auf Verlangen der Gegenzeichnungsbehörde 
hat die Ausſtellungsbehörde die Verkehrskarte dem 
Inhaber zu entziehen oder in ihrer Geltung zu be⸗ 
ſchränken, wenn eine der Vorausſetzungen des Ar 
tikel 269 Buchſtabe a und b nachträglich feſtgeſtellt 
wird oder eintritt. 

(2) Zum Nachweiſe der Tatſachen, mit denen die 
Gegenzeichnungsbehörde ihr Verlangen begründet, ge⸗ 
nügt die Vorlegung einer rechtskräftigen Entſcheidung. 


Artikel 288 
(1) Die Entziehung der Verkehrskarte erfolgt: 
a) ſeitens der Ausſtellungsbehörde durch Einzie- 
hung der Karte und Überſendung der als ungül⸗ 
tig gekennzeichneten Karte an die Gegenzeich— 
nungsbehörde; 

b) ſeitens der Gegenzeichnungsbehörde durch Strei- 
chung der Gegenzeichnung und Überſendung der 
Karte an die Ausſtellungsbehörde. In dieſem 
Falle iſt dem Inhaber auf Antrag eine Beſcheini⸗ 
gung auszuſtellen, daß ihm die nach Nummer 
und Ausſtellungsbehörde zu bezeichnende Ver⸗ 
kehrskarte abgenommen worden iſt, und daß er 
die Befugnis hat, innerhalb einer angemeſſen zu 
beſtimmenden Friſt in den anderen Teil des Ab 
ſtimmungsgebiets zurückzukehren. 

(2) Die Gründe für die Entziehung ſind bei der 
Überſendung der Karte mitzuteilen. 


Artikel 289 
Soll die Geltung einer Verkehrskarte nachträglich 
beſchränkt werden (Artikel 286, 287), ſo iſt die alte 
Verkehrskarte einzuziehen und eine neue Verkehrs 
karte mit beſchränkter Geltung auszuſtellen. 


Kapitel V 
Gebühren und Stempel 


Artikel 290 
Alle die Verkehrskarte betreffenden Anträge und 
Eingaben, die erforderlichen polizeilichen Beſcheini⸗ 
gungen, die Ausſtellung und die Gegenzeichnung der 
Verkehrskarte ſowie die im Artikel 288 Abſ. 1, Buch⸗ 
ſtabe b, vorgeſehene Beſcheinigung find ſtempel⸗ und 
gebührenfrei. , 
Artikel 291 
Für die Austellung und Gegenzeichnung einer 
neuen Verkehrskarte im Falle des Verluſtes der 
alten können die vertragſchließenden Teile eine Ge- 
bühr erheben. Den Verluſt und die Ungültigkeits⸗ 
erklärung der alten Verkehrskarte ſowie die Aus⸗ 
ſtellung der neuen Verkehrskarte kann zudem auf 
Biden des Antragſtellers öffentlich bekanntgegeben 
werden. 
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Chapitre VI 
Voies de recours 


Article 292 


1. — Si le permis de circulation est refusé ou 
si les droits qu'il confère sont restreints (article 
273), ou si le permis de circulation est retiré à 
l'intéressé en vertu de l’article 286, alinéa 1, 
l'Office des permis doit notifier officiellement à 
l'intéressé sa décision motivée ou la lui faire 
remettre contre reçu. 

2. — L'intéressé pourra, dans le délai d'une 
semaine, former contre la décision rendue à son 
égard un recours qui devra être adressé par écrit 
à l'Office des permis ou y être consigné dans un 
procès-verbal. Ce recours sera transmis sans délai 
avec tout le dossier à l’autorité administrative 
supérieure allemande, ou à l’autorité administra- 
tive polonaise de deuxième instance, selon les cas. 


Article 293 
Si la décision qui fait l’objet du, recours 
émane de l'Office des permis, l'autorité qui lui est 
hiérarchiquement supérieure examine le recours 
et avise l'Office des permis de lui faire droit, si 
elle le tient pour fondé. 1 


Article 294 

1. — Si l'autorité hiérarchiquement supérieure 
ne tient pas le recours pour fondé ou si la décision 
qui fait l’objet du recours a été rendue par 
l'Office des contresignatures, c'est la Commission 
arbitrale des permis de circulation, composée d'un 
délégué allemand et d’un délégué polonais, qui 
décidera. 

2. — Dans ces cas, le recours et tout le dossier 
seront transmis sans délai par l'autorité ad- 
ministrative supérieure allemande ou par l’au- 
torité administrative polonaise de deuxième in- 
stance au délégué de leur pays à cette Commission. 
Ce délégué se mettra en rapports avec son col- 
lègue afin de prendre la décision. 


Article 295 
1. — Si les deux membres de la Commission 
arbitrale des permis sont d'accord, leur décision 
est définitive. 
2. — Cette décision, qui doit être motivée, sera 


communiquée à l'autorité administrative supe-” 


rieure allemande et à l’autorité administrative po- 
lonaise de deuxième instance. 

3. — Ces autorités la transmettront à l'Office 
des permis ou à l'Office des contresignatures dont 
la décision faisait l’objet du recours. 

4. — Si la décision de la Commission donne 
raison en tout ou en partie à l’intéressé, il sera 
donné sans délai satisfaction à celui-ci, confor- 
mément à la décision. 

5. — Si le recours est rejeté, la décision sera 
notifiée à l'intéressé par l’autorité administrative 
supérieure allemande ou par l'autorité administra- 
tive polonaise de deuxième instance. Il sera notifié 
à l’intéressé que la décision est définitive. 


fapitel VI 
Rechtsmittel 


Artikel 292 

(1) Wird die Verkehrskarte verſagt oder nur eine 
in ihrer Geltung beſchränkte Verkehrskarte (Artikel 
273) erteilt, oder wird eine Verkehrskarte auf Grund 
des Artikel 286 Abſ. 1 entzogen, jo hat die Aus⸗ 
ſtellungsbehörde dem Antragſteller einen begründeten 
Beſcheid zuzuſtellen oder gegen Empfangsſchein aus- 
zuhändigen. 
(2) Gegen dieſen Beſcheid ſteht dem Antragſteller 
oder Karteninhaber die Beſchwerde zu. Die Be- 
ſchwerde iſt innerhalb einer Woche ſchriftlich oder zu 
Protokoll bei der Ausſtellungsbehörde anzubringen 
und von dieſer unverzüglich mit allen Unterlagen 
auf deutſcher Seite der höheren Verwaltungsbehörde, 
auf polniſcher Seite der Verwaltungsbehörde zweiter 
Inſtanz vorzulegen. 


Artikel 293 


Beruht der angefochtene Beſcheid auf einer Ent— 
ſcheidung der Ausſtellungsbehörde, jo liegt die Prü- 
fung der Beſchwerde der ihr vorgeſetzten Behörde ob. 
Hält dieſe die Beſchwerde für begründet, ſo weiſt ſie 
die Ausſtellungsbehörde an, ihr ſtattzugeben. 


Artikel 294 

(1) Hält die vorgeſetzte Behörde die Beſchwerde 
gegen eine Entſcheidung der Ausſtellungsbehörde für 
unbegründet, oder beruht der angefochtene Beſcheid 
auf einer Entſcheidung der Gegenzeichnungsbehörde, 
ſo entſcheidet das »Schiedsamt für Verkehrskarten«, 
das aus einem deutſchen und einem polniſchen Mit⸗ 
gliede beſteht. 

(2) In dieſen Fällen wird die Beſchwerde mit 
allen Unterlagen von der deutſchen höheren Verwal— 
tungsbehörde oder von der polniſchen Verwaltungs- 
behörde zweiter Inſtanz unverzüglich dem ihrem 
Staate angehörenden Mitglied des Schiedsamts vor⸗ 
gelegt. Dieſes Mitglied ſetzt ſich zur Herbeiführung 
einer Entſcheidung mit dem anderen Mitglied ins 
Benehmen. 


Artikel 295 

(1) Einigen ſich die beiden Mitglieder des Schieds- 
amts für Verkehrskarten, ſo iſt deſſen Entſcheidung 
endgültig. 

(2) Die Entſcheidung iſt mit Gründen zu ver⸗ 
ſehen und der deutſchen höheren Verwaltungsbehörde 
ſowie der polniſchen Verwaltungsbehörde zweiter 
Inſtanz mitzuteilen. 

(3) Dieſe Behörden übermitteln ſie der Aus⸗ 
ſtellungsbehörde oder der Gegenzeichnungsbehörde, 
gegen die ſich die Beſchwerde richtet. 

(4) Iſt der Beſchwerde ganz oder teilweiſe ftatt- 
gegeben worden, ſo iſt der Entſcheidung unverzüglich 
zu entſprechen. 


(5) Eine abweiſende Entſcheidung wird dem Be⸗ 
ſchwerdeführer durch die deutſche höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde oder durch die polniſche Verwaltungs⸗ 
behörde zweiter Inſtanz, in deren Bezirk er wohnt, 
zugeſtellt; dabei iſt dem Beſchwerdeführer zu er⸗ 
öffnen, daß die Entſcheidung endgültig iſt. 
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Article 296 


Si les deux membres de la Commission arbitrale 
des permis ne sont pas d’accord, le recours et tout 
le dossier seront soumis au Tribunal arbitral 
avec un exposé motivé par écrit de opinion de 
chaque membre. La décision du Tribunal arbitral 
sera obligatoire pour les autorités des deux Par- 
ties contractantes. Les Offices des permis et les 
Offices des contresignatures devront se conformer 
sans délai à toute décision faisant droit au re- 
cours. Si le recours est rejeté, la décision sera 
notifiée à l'intéressé par l'autorité administrative 
supérieure allemande ou par l'autorité admi- 
nistrative polonaise de deuxième instance. 


Article 297 

1. — Si un Office des permis ou un Office des 
contresignatures veut retirer un permis de eireu- 
lation en vertu des dispositions de l’article 286, 
alinéas 2 et 3, ou de l’article 287, ou veut re- 
streindre après coup les droits que confère un 
permis, il doit en aviser la Commission arbitrale 
dés permis pour obtenir son consentement, à moins 
que le retrait du permis ou la restriction des droits 
qu'il confère ne soit exigé impérieusement par 
les intérêts de l’État. 


2, — La Commission arbitrale des permis peut 
entendre l'intéressé avant de rendre sa décision. 
3. — Si la Commission arbitrale des permis 


consent, elle en avise immédiatement l'Office des 
permis et l'Office des contresignatures, qui 
prennent alors les mesures nécessaires, con- 
formément aux dispositions des articles 288 
et 289. L'Office des permis doit mentionner, 
dans la décision motivée qu'il est tenu de 
notifier officiellement à l’intéresse, que le retrait 
de son permis ou la restriction des droits 
qu'il confère a été décidé avec le consentement de 
la Commission arbitrale des permis. Si ladite 
Commission a entendu l'intéressé, le retrait de son 
permis ou la restriction des droits qu'il ‘confère 
est définitif ; sinon le titulaire du permis peut, 
dans un délai d'une semaine à dater de la notifi- 
cation officielle de la décision, faire appel à la 
Commission arbitrale des permis, dont la décision 
est définitive. 

4. — Si la Commission arbitrale des permis ou 
l’un de ses membres s’oppose au retrait du permis 
ou à la restriction des droits qu'il confère, la Com- 
mission arbitrale des permis soumet le cas, avec 
un exposé, motivé des points de vue et tout le 
dossier, au Tribunal arbitral, dont la décision est 
définitive. Si cette décision conclut au retrait du 
permis ou à la restriction des droits qu’il confère, 
les dispositions des articles 288 et 289 sont appli- 
cables. Dans la décision qu'il est tenu de notifier 
officiellement à l'intéressé, l'Office des permis doit 
indiquer que le retrait du permis ou la restriction 
des droits qu’il confère, a été décidé avec le con- 
Sentement du Tribunal arbitral, et que cette 

ision est définitive. 

5. — Si le retrait d'un permis ou la restriction 
des droits qu'il confère est décidé sans demander 
© Consentement de la Commission arbitrale des 
permis, comme étant impérieusement exigé par les 
intérêts de l’État, les articles 292 à 296 sont 
applicables. 


Artikel 296 

Einigen ſich die beiden Mitglieder des Schiedsamts 
für Verkehrskarten nicht, ſo legen ſie die Beſchwerde 
mit einer ſchriftlichen Begründung des beiderſeitigen 
Standpunkts und mit allen Unterlagen dem 
Schiedsgerichte vor. Die Entſcheidung des Schieds—⸗ 
gerichts iſt für die Behörden beider vertragſchließen⸗ 
der Teile bindend; die Ausſtellungsbehörde und die 
Gegenzeichnungsbehörde müſſen einer der Be 
ſchwerde ſtattgebenden Entſcheidung unverzüglich ent- 
ſprechen. Ein die Beſchwerde abweiſender Beſcheid 
iſt dem Beſchwerdeführer von der . höheren 
Verwaltungsbehörde oder von der polniſchen Ver⸗ 
waltungsbehörde zweiter Inſtanz zuzuſtellen. 


Artikel 297 

(1) Will eine Ausſtellungsbehörde oder eine Ge— 
genzeichnungsbehörde eine Verkehrskarte auf Grund 
der Beſtimmungen des Artikel 286 Abſ. 2 und 3 
oder des Artikel 287 entziehen oder nachträglich in 
ihrer Geltung beſchränken, ſo hat ſie die Zuſtimmung 
des Schiedsamts für Verkehrskarten einzuholen, es 
ſei denn, daß ein dringendes ſtaatliches Intereſſe 
118 H Entziehung oder Beſchränkung er— 
fordert. j 


(2) Das Schiedsamt kann vor der Entſcheidung 
den Inhaber der Verkehrskarte hören. 

(3) Stimmt das Schiedsamt zu, ſo hat es die 
Ausſtellungsbehörde und die Gegenzeichnungsbe⸗ 
hörde unmittelbar mit Nachricht zu verſehen, die 
darauf das Weitere gemäß den Beſtimmungen der 
Artikel 288 und 289 veranlaſſen. In dem von der 
Ausſtellungsbehörde dem Inhaber der Verkehrskarte 
zu erteilenden begründeten Beſcheid iſt zum Aus⸗ 
druck zu bringen, daß die Entziehung oder Be- 
ſchränkung der Verkehrskarte mit Zuſtimmung des 
Schiedsamts erfolgt. Hat das Schiedsamt den In⸗ 
haber der Verkehrskarte gehört, ſo iſt die Entziehung 
oder Beſchränkung der Verkehrskarte endgültig: 
andernfalls ſteht dem Inhaber der Verkehrskarte 
binnen einer Woche nach Zuſtellung des Beſcheids 
die Anrufung des Schiedsamts offen, deſſen Ent- 
ſcheidung endgültig iſt. 


(4) Stimmt auch nur eines der Mitglieder des 
Schiedsamts der Entziehung oder Beſchränkung der 
Verkehrskarte nicht zu, ſo legt das Schiedsamt die 
Angelegenheit mit einer ſchriftlichen Begründung 
des beiderſeitigen Standpunkts und mit allen Unter- 
lagen dem Schiedsgericht vor, deſſen Entſcheidung 
endgültig iſt. Lautet die Entſcheidung auf Ent⸗ 
ziehung oder Beſchränkung der Verkehrskarte, ſo 
greifen die Beſtimmungen der Artikel 288 und 289 
Platz. In dem von der Ausſtellungsbehörde dem In⸗ 
haber der Verkehrskarte zu erteilenden Beſcheid iſt 
zum Ausdruck zu bringen, daß die Entziehung oder 
Beſchränkung mit Zuſtimmung des Schiedsgerichts 
erfolgt und daß deſſen Entſcheidung endgültig iſt. 


(5) Iſt die Entziehung oder Beſchränkung der 
Verkehrskarte wegen Vorliegens eines dringenden 
ſtaatlichen Intereſſes ohne Einholung der Zuſtim⸗ 
mung des Schiedsamts erfolgt, jo greifen die Ar— 
tikel 292 bis 296 Platz. 
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Article 298 
I intéressé auquel un permis de circulation a 
été refusé, retiré ou délivré avec restrictions, ne 
pourra faire directement appel au Tribunal arbi- 
tral que si aucune décision ne lui a été notifiée 
dans les deux mois qui suivent son recours. 


Article 299 


Les enquêtes que la Commission arbitrale des 
permis jugera nécessaires pour rendre sa décision, 
seront provoquées par le délégué du pays où elles 
doivent avoir lieu. 


Article 300 
Si, dans les cas prévus à l’article 287, l'Office 
des permis ne donne pas suite à la demande de 
l’Office des contresignatures, celui-ci peut recourir 
aux bons offices de la Commission arbitrale des 
permis, et, si son intervention reste sans résultats, 
recourir à la décision du Tribunal arbitral. 


Chapitre VII 
Assistance réciproque des autorités 


Article 301 


1. — Les Parties contractantes se communi- 
queront réciproquement la liste de leurs Offices 
des permis et la liste de leurs Offices des contre- 
signatures, ainsi que les noms des fonctionnaires 
compétents pour signer et leur griffe, en un nom- 
bre correspondant à celui des endroits de passage 
de la frontière. 


2. — Les Parties contractantes s'engagent, en 
outre, à se prêter mutuellement assistance afin de 
procurer des locaux de service aux Offices des 
contresignatures, ainsi que des logements aux 
fonctionnaires de ces Offices. 


Article 302 
1. — Les Offices des permis et les Offices des 
contresignatures de chacune des Parties con- 
tractantes sont tenus de se prêter mutuellement 
assistance en ce qui concerne les affaires relevant 
des dispositions du présent titre. 


2. — Les Offices des permis et des contresig- 
natures pourront s'adresser directement à l’auto- 
rité de l’autre État préposée au casier judiciaire, 
en vue d'en obtenir les bulletins dont ils ont 
besoin pour décider s’il y a lieu d'accorder ou de 
contresigner les permis de circulation destinés 
aux personnes nées dans le territoire plébiscité : 
dans tous les autres cas, ils devront passer par 
l'intermédiaire l’un de l’autre. 

3. — L'assistance que les autorités se prêtent, 
ainsi que la transmission des bulletins de casier 
judiciaire, sont gratuites. 


Article 303 
Chacune des Parties contractantes prend à sa 
charge les frais incombant à ses autorités en 
raison de l’exécution des dispositions du présent 
titre et de l’activité de son délégué à la Com- 
mission arbitrale des permis. 


Artikel 298 
Eine unmittelbare Anrufung des Schiedsgerichts 
ſeitens der Perſonen, denen die Verkehrskarte verſagt, 
entzogen oder nur unter einer Beſchränkung erteilt 
worden iſt, iſt nur zuläſſig, wenn fie auf ihre Be- 
ſchwerde nicht binnen zwei Monaten nach ihrer Ein- 
legung einen Beſcheid erhalten haben. 


Artikel 299 
Die für die Entſcheidung des Schiedsamts für 
Verkehrskarten erforderlichen Ermittlungen werden 
durch das Mitglied des Staates veranlaßt, in deſſen 
Gebiet die Ermittlungen anzuſtellen ſind. 


Artikel 300 
Gibt die Ausſtellungsbehörde in den Fällen des 
Artikel 287 dem Verlangen der Gegenzeichnungs— 
behörde nicht ſtatt, ſo kann dieſe die Vermittlung des 
Schiedsamts für Verkehrskarten und, falls die Ver- 
mittlung erfolglos ift, die Entſcheidung des Schieds— 
gerichts anrufen. 


Kapitel VII 
Amtshilfe 


; Artikel 301 
(1) Die vertragſchließenden Teile werden einander 
die Ausſtellungs⸗ und Gegenzeichnungsbehörden fo 
wie die Namen der zur Vollziehung berechtigten Be 
amten unter Angabe der Art ihrer Zeichnung in einer 
der ‚geht der Übergangsſtellen entſprechenden Anzahl 
mitteilen. 


(2) Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich 
ferner, einander bei Beſchaffung von Dienſträumen 
für die Gegenzeichnungsbehörden und von Unterkunft 
für deren Beamten zu unterſtützen. 


Artikel 302 

(1) Die Ausſtellungsbehörden des einen und die 
Gegenzeichnungsbehörden des anderen vertragiblie- 
ßenden Teiles haben einander in den ſich aus dieſem 
Titel ergebenden Angelegenheiten Amtshilfe zu ge— 
währen. 

(2) Die Ausſtellungsbehörden und die Gegenzeich— 
nungsbehörden können die zur Vorbereitung der Aus⸗ 
ſtellung und Gegenzeichnung der Verkehrskarten er⸗ 
forderlichen Strafregiſterauszüge für Perſonen, die 
im Abſtimmungsgebiete geboren ſind, unmittelbar 
von den Strafregiſterbehörden des anderen Staates, 
HR ARE nur durch gegenſeitige Vermittlung an- 
fordern. 


(3) Die Amtshilfe und die Erteilung der Straf- 
regiſterauszüge erfolgen koſtenlos. ; 


Artikel 303 


Jeder der vertragſchließenden Teile trägt die 
Koſten, die durch die Ausführung der Beſtimmungen 
dieſes Titels bei ſeinen Behörden und durch die 
Tätigkeit des von ihm beſtellten Mitgliedes des 
Schiedsamts entſtehen. 
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Chapitre IX 
Disposition spéciale 


Article 304 

1. — Si, en raison du partage du territoire plé- 
biscité, un cimetière est séparé d’un endroit au- 
quel il est affecté, l'autorité de la police locale 
compétente en cet endroit pourra délivrer aux 
ecclésiastiques et aux personnes accompagnant un 
enterrement, qui ne posséderaient aucune pièce 
d'identité leur permettant de franchir la frontière, 
une attestation indiquant, outre leur nom, leur 
profession et leur domicile, qu’elles sont autorisées 
à franchir la frontière entre les deux parties du 
territoire plébiscité afin d'assister à l'enterrement, 
et à regagner le même jour la partie d’où elles 
sont venues. 

2. — Les personnes qui prennent part à un 
enterrement peuvent emporter avec elles dans 
l’autre partie du territoire des objects funéraires 
usuels selon la coutume de l'endroit (couronnes, 
cierges et objects analogues) sans acquitter de 
droits de douane ou autres taxes quelconques. 


Chapitre VIII 
Disposition transitoire 


Article 305 

1. — Dans les trois premiers mois à dater du 
transfert de la souveraineté, les facultés découlant 
de Particle 271 seront reconnues non seulement 
aux titulaires de permis de circulation, mais aussi 
aux titulaires des «cartes d'identité» délivrées 
en vertu de l’ordonnance de la Commission inter- 
alliée de Gouvernement et de Plébiscite de Haute 
Silésie, en date du 30 octobre 1920 (Journal Of- 
ficiel de la Haute Silésie, page 88). Cependant, à 
l'expiration du premier mois, cette dénonciation 
ne s’appliquera que si la « carte d'identité» est 
pourvue à sa quatrième page d'une déclaration 
officielle de l'Office des permis ou des autorités 
mentionnées à l’article 281, alinéa 2, attestant 
que le titulaire de la « carte d'identité » a sollicité 
un permis de circulation. Cette déclaration doit 
être munie du cachet officiel. 

2. — En ce qui concerne les personnes qui ne 
Possèdent pas une telle carte d'identité», il 
Suffira qu'elles se procurent auprès de l'autorité 
de la police locale un certificat d'identité pour 
cette période, muni de leur photographie, à con- 
dition toutefois qu’elles habitent le territoire 
plébiseité depuis au moins le ler janvier 1922. 
Ce certificat d'identité cessera d’être valable si, 
à l'expiration d'un mois à dater du transfert de 
la souveraineté, il n’est pas muni de l'attestation 
officielle spécifiée à l’alinéa 1 du présent article. 


Kapitel VII | 
Sonderbeſtimmungen 


Artikel 304 f . 

(1) Wird durch die Teilung des Abſtimmungs⸗ 
gebiets ein Begräbnisplatz von einem Orte abge⸗ 
trennt, für den er beſtimmt iſt, ſo kann die für die⸗ 
ſen Ort zuſtändige Ortspolizeibehörde den amtieren⸗ 
den Geiſtlichen oder den an der Beerdigung teil⸗ 
nehmenden Perſonen, die keinen zum Grenzübertritt 
ausreichenden Perſonenausweis beſitzen, eine Be⸗ 
ſcheinigung erteilen, daß der nach Name, Stand und 
Wohnort zu bezeichnende Inhaber berechtigt iſt, die 
Grenze zwiſchen den beiden Teilen des Abſtimmungs⸗ 
gebiets zur Teilnahme an der Beerdigung zu über⸗ 
ſchreiten und am gleichen Tage zurückzukehren. 


(2) Teilnehmer an ſolchen Beerdigungen können 
ortsübliche Trauerzeichen (Kränze, Kerzen und ähn⸗ 
liches) frei von Zöllen und ſonſtigen Abgaben über 
die Grenze mitnehmen. 


Kapitel IX 
Übergangsbeftimmungen 
‘ 


Artikel 305 
(1) In den erſten drei Monaten nach dem Über- 
gange der Staatshoheit ſtehen die ſich aus Artikel 271 
ergebenden Befugniſſe neben den Inhabern von 
Verkehrskarten auch den Inhabern der auf 
Grund der Verordnung der Interalliierten Re- 
gierungs⸗ und Abſtimmungskommiſſion für Ober⸗ 
ſchleſien vom 30. Oktober 1920 (Journal Officiel de 
la Haute-Silesie, Seite 88) ausgeſtellten Legitima⸗ 
tionskarten zu, nach Ablauf des erſten Monats je- 
doch nur noch, wenn auf der vierten Seite der Karte 
von der Ausſtellungsbehörde oder von den im Ar- 
tikel 281 Abſ. 2 bezeichneten Behörden unter Bei⸗ 
fügung des Amtsſiegels beſcheinigt iſt, daß für den 

Inhaber eine Verkehrskarte beantragt worden iſt, 


(2) Für Perſonen, die dieſe Legitimationskarte 
nicht beſitzen, genügt, ſoweit ſie ſeit ſpäteſtens dem 
1. Januar 1922 im Abſtimmungsgebiet wohnen, für 
den gleichen Zeitraum ein von ihrer Ortspolizei⸗ 
behörde ausgefertigter, mit Lichtbild verſehener 
Perſonalausweis. Auch dieſer Ausweis verliert 
mit dem Ablauf eines Monats nach dem Übergange 
der Staatshoheit feine Gültigkeit, falls er nicht mit 
der im Abf. 1 vorgeſehenen Beſcheinigung verſehen 
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Titre III 
Finances 


Chapitre premier 
Régime monétaire 


Article 306 


1. — Pendant une période qui ne dépassera pas 
quinze ans, le mark allemand restera la seule 
monnaie ayant cours légal en Haute Silésie polo- 
naise. 

2. — Toutefois, le Gouvernement polonais 
pourra remplacer, même avant l’expiration de cette 
période de quinze ans, la monnaie allemande par 
la monnaie polonaise en usage au moment du rem- 
placement. Ce remplacement ne pourra avoir lieu 
qu'au premier d'un mois et devra être annoncé au 
moins dix mois à l’avance dans le Monitor Polski, 
et le Gouvernement allemand en sera informé 
aussitôt. 

3. — Le Gouvernement allemand pourra se 
libérer, par voie de dénonciation, des obligations 
qu'il a assumées dans le présent chapitre. La de- 
nonciation ne pourra déployer ses effets que trois 
ans après avoir été faite et au plus tôt le 1“ jan- 
vier 1929. 


Article 307 
8 1 


Toutes obligations en marks allemands dont le 
lieu d'exécution, au sens du paragraphe suivant, 
se trouve dans le territoire plébiscité, devront être 
acquittées en monnaie allemande si ces obligations 
ont pris naissance avant l’entrée en vigueur du 
changement de monnaie et si, au moment de la 
mise en vigueur de la presente Convention, les 
droits decoulant des obligations en question ap- 
partiennent à une personne physique ou juridique 
allemande ou à une société domiciliée ou ayant 
son siège en Allemagne, non compris la partie 
polonaise du territoire plébiscité. Sont notam- 
ment considérées comme ayant leur siège en Alle- 
magne, les succursales de banques allemandes 
désignées à l’article 314. Si, à la date de l’entrée 
en vigueur de la présente Convention, le créancier 
n’a pas son domicile ou son siège en Allemagne, 
l'obligation pourra, après l'entrée en vigueur du 
changement de monnaie, être acquittée en monnaie 
polonaise au cours du change du jour, lequel sera 
calculé conformément au paragraphe 4, alinéas 2 
et 3, du présent article. 


82 

Le lieu d’exécution de l’obligation se trouve 
dans le territoire plébiscité s’il est stipulé ou 
autrement déterminé, ou s’il résulte des cir- 
constances et notamment de la nature de l’obli- 
gation que la prestation doit s'effectuer dans le 
dit territoire, ou encore si le débiteur, au moment 
de la naissance de l'obligation, avait son domicile 


Titel 1 
Finanzen 
Kapitel 1 
Geldweſen 


Artikel 306 

(1) Während eines Zeitraums, der fünfzehn Jahre 
nicht überſchreiten ſoll, bleibt die deutſche Reichsmark 
das einzige geſetzliche Zahlungsmittel in Polniſch— 
Oberſchleſien. - 

(2) Der polnischen Regierung ſteht es jedoch frei, 
ſchon vor Ablauf der fünfzehn Jahre an Stelle der 
deutſchen Währung die jeweilige polniſche Währung 
einzuführen. Die Währungsänderung darf nur für 
den Beginn eines Monats feſtgeſetzt werden und iſt 
mindeſtens zehn Monate vorher im „Monitor Polſki“ 
anzukündigen. Die Ankündigung iſt der deutſchen 
Regierung alsbald mitzuteilen. 

(3) Der deutſchen Regierung ſteht es frei, ſich von 
den in dieſem Kapitel übernommenen Verpflichtungen 
durch Kündigung zu befreien. Die Kündigung iſt 
nur unter Einhaltung einer Friſt von drei Jahren 
und früheſtens zum 1. Januar 1929 zuläſſig. 


Artikel 307 
8 1 


Sämtliche auf deutſche Reichsmark lautenden For⸗ 
derungen, deren Erfüllungsort im Sinne des folgen⸗ 
den Paragraphen im Abſtimmungsgebiete liegt, ſind 
in deutſcher Währung zu erfüllen, wenn ſie vor dem 
Inkrafttreten der Währungsänderung entſtanden ſind 
und zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Abkommens 
einer im Deutſchen Reich mit Ausſchluß des an Polen 
fallenden Teiles des Abſtimmungsgebiets anſäſſigen 
natürlichen oder juriſtiſchen Perſon oder Geſellſchaft 
zuſtehen. Als im Deutſchen Reich anſäſſig gelten 
auch die im Artikel 314 bezeichneten deutſchen Bank⸗ 
niederlaſſungen. Iſt zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſes Abkommens der Gläubiger nicht im Deutſchen 
Reich anſäſſig, ſo kann die Forderung nach dem In⸗ 
krafttreten der Währungsänderung in polniſcher 
Währung zum Tageskurſe erfüllt werden. Der Tages- 
kurs wird nach den Beſtimmungen des § 4 Abſ. 2 
und 3 ermittelt. 


8 2 

Der Erfüllungsort liegt im Abſtimmungsgebiete, 
wenn beſtimmt iſt oder ſich aus den Umſtänden, ins⸗ 
beſondere aus der Natur des Schuldverhältniſſes 
ergibt, daß die Leiſtung im Abſtimmungsgebiete zu 
erfolgen hat, oder wenn der Schuldner zur Zeit der 
Entſtehung des Schuldverhältniſſes ſeinen Wohnſitz 
im Abſtimmungsgebiete hatte. Iſt die Verbindlich⸗ 
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dans le territoire plébiscité. Le domicile d’affaires 
en territoire plébiscité tiendra lieu de domicile 
ordinaire si l'obligation est née au cours des 
affaires. La seule circonstance que le débiteur a 
pris à sa charge les frais de l'expédition dans un 
endroit du territoire plébiscité ne permet pas de 
conclure que cet endroit est le lieu d’exécution de 
l’obligation. 
83 


Si les obligations spécifiées au paragraphe 1 du 
présent article qui doivent être acquittées en mon- 
naie allemande sont conditionnelles ou à terme, 
le débiteur pourra, pendant une période de cinq 
ans à dater du changement de monnaie, s’acquit- 
ter en monnaie allemande de ses obligations, même 
avant la réalisation de la condition ou l’expira- 
tion des délais stipulés, moyennant une dénoncia- 
tion qui ne portera ses effets qu'à l'expiration de 
chaque trimestre et trois mois au moins après 
l’avoir notifiée. Dans ce cas, toutefois, le débiteur 
sera tenu, si les obligations comportent le paie- 
ment d'intérêts, de payer au créancier, au taux 
fixé, une année d’intérêts à dater du jour de l’exé- 
cution de l’obligation. Sans préjudice des disposi- 
tions des articles 179, alinéa 2, 186, alinéa 4, et 
196 alinéa 3, les rentes seront capitalisées sui- 
vant les règles en vigueur. Le créancier pourra 
s'opposer à ce que la dénonciation produise ses 
effets ; mais alors il perdra, à dater du jour où 
la dénonciation aura déployé ses effets, le droit 
d’être payé en monnaie allemande, et il ne pourra 
plus réclamer le paiement qu’en monnaie polonaise 
au cours du change du jour. La conversion 
s’opérera conformément au paragraphe 4, alinéas 2 
et 3 du présent article. 


8 4 

1. — Le Gouvernement polonais aura la faculté 
de décider que les débiteurs peuvent s'acquitter 
en marks polonais, au lieu de marks allemands, au 
cours du jour, de leurs obligations nées entre le 
moment de l’annonce officielle du changement de 
monnaie et celui de son entrée en vigueur. 

2. — Le cours du jour sera le cours du change 
établi chaque jour ouvrable par la Chambre de 
commerce compétente de la Haute Silésie polo- 
baise, d’après la moyenne des cotations officielles 
de billets polonais, le dernier jour de bourse, à 
Perlin, à Dantzig, à Katowice et à Varsovie. Ce 
cours sera affiché quotidiennement dans tous les 
bureaux de postes des communes de plus de 
20.000 habitants. Si une de ces bourses n’est 
pas ouverte ou si sa cotation manque, on n’en 
tiendra pas compte dans la détermination, du 
cours du jour. 

3. — Si, le jour où le paiement a lieu, le cours 
du change diffère de celui du jour de l'échéance, 
c'est au cours le plus avantageux pour le créan- 
cer que se fera le paiement. 
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Four fixer le moment de la naissance d’une obli- 
Sation, au sens des paragraphes 1 à 4 du présent 
article, il ne sera pas tenu compte d'accords ulté- 
rleurs prorogeant la date d'échéance. 


keit im Gewerbebetriebe des Schuldners entſtanden, 
ſo tritt der Ort der gewerblichen Niederlaſſung an die 
Stelle des Wohnſitzes, wenn die Niederlaſſung im Ab⸗ 
ſtimmungsgebiete liegt. Aus dem Umſtand allein 
daß der Schuldner die Koſten der Verſendung nach 
einem Orte des Abſtimmungsgebiets übernommen 
hat, iſt nicht zu entnehmen, daß dieſer Ort der Er⸗ 
füllungsort ſein ſoll. 
83 


Sind die im $ 1 dieſes Artikels bezeichneten Forde⸗ 
rungen in deutſcher Währung fällig, und ſind ſie 
bedingt oder befriſtet, jo kann der Schuldner fie inner- 
halb eines Zeitraums von fünf Jahren nach der 
Währungsänderung drei Monate nach Kündigung 
auch vor Eintritt der Bedingung oder vor Ablauf der 
Friſt in deutſcher Währung erfüllen. Die Kündi⸗ 
gung iſt nur für den Schluß eines Kalenderviertel⸗ 
jahrs zuläſſig. Der Schuldner iſt in dieſem Falle 
verpflichtet, wenn die Forderung verzinslich iſt, dem 
Gläubiger über den Tag der Erfüllung hinaus noch 
für ein Jahr die vereinbarten Zinſen zu zahlen; 
Renten ſind unbeſchadet der Beſtimmungen des Ar⸗ 
tikels 179 Abſ. 2, 186 Abſ. 4 und 196 Abſ. 3 nach 
Maßgabe der geltenden Grundſätze zu kapitali⸗ 
ſieren. Dem Gläubiger ſteht es frei, die Kündigung 
abzulehnen. Er verliert jedoch von dem Tage ab, zu 
dem gekündigt worden iſt, das Recht auf Erfüllung 
in deutſcher Währung und kann nur Zahlung in pol- 
niſcher Währung zum Tageskurſe beanſpruchen. Die 
el erfolgt gemäß § 4 Abſ. 2 und 3 dieſes 

rtikels. 


8 4 

(1) Die polniſche Regierung iſt befugt, anzuordnen, 
daß die Schuldner Verbindlichkeiten, die in der Zeit 
zwiſchen der amtlichen Ankündigung der Währungs⸗ 
änderung und deren Inkrafttreten neu begründet 
worden ſind, anſtatt in deutſcher Reichsmark in polni⸗ 
ſcher Währung zum Tageskurſe erfüllen dürfen. 
„(e) Als Tageskurs gilt der werktäglich von der 
für Polniſch⸗Oberſchleſien zuſtändigen Handelskam⸗ 
mer nach dem Durchſchnitt der amtlichen Notierungen 
des jeweils letzten Börſentags in Berlin, Danzig, 
Kattowitz und Warſchau für polniſche Noten feſtzu⸗ 
ſetzende Kurs. Dieſer Kurs iſt in Gemeinden von 
mehr als 20 000 Einwohnern täglich durch Anſchlag 
an ſämtlichen Poſtanſtalten bekanntzugeben. Iſt 
eine dieſer Börſen geſchloſſen oder fehlt die Notierung 
einer dieſer Börſen, jo bleibt dieſe Börſe für die Be⸗ 
rechnung des Tageskurſes außer Betracht. 


(3) Iſt der Tageskurs des Zahlungstags von dem 
Tageskurſe des Fälligkeitstags verſchieden, fo gilt 
der für den Gläubiger günſtigere Kurs. 


8 5 
Für die Feſtſtellung, zu welchem Zeitpunkt eine 
Forderung im Sinne der 88 1 bis 4 dieſes Artikels 


als entſtanden anzuſehen iſt, kommt eine ſpätere Ver⸗ 


einbarung über die 


Hinausſchiebung der Fälligkeit 
nicht in Betracht. 2 


19 


AD 


$ 6 

Les deux Gouvernements s'engagent à s’ab- 
stenir pendant quinze ans de toutes mesures sus- 
ceptibles d’entraver ou de rendre impossibles pour 
les débiteurs l'exécution des obligations visées au 
paragraphe 1 du présent article et l'envoi à 
l'adresse de leurs créanciers des sommes qu’ils leur 
doivent, lorsque le créancier habite en Haute Silé- 
sie polonaise ou en Allemagne. 


Article 308 


Les paiements périodiques résultant de con- 
trats de louage de services exécutables en Haute 
Silésie polonaise et conclus avant le jour où le 
changement de monnaie mentionné au para- 
graphe 4, alinéa 1, de l'article 307, est décidé, 
pourront, pour autant qu'ils échoient après ce 
jour, être effectués en monnaie polonaise au cours 
du jour. Le cours du jour sera déterminé confor- 
mément aux dispositions du paragraphe 4, ali- 
néas 2 et 3, de l’article 307. 


Article 309 


1. — Le Gouvernement polonais s'engage à ne 
décréter pendant quinze ans aucun moratorium 
pour la Haute Silésie polonaise, à moins qu'il ne 
s’applique à la Pologne tout entière. La loi po- 
lonaise du 20 novembre 1919 relative à la monnaie 
en cours dans les territoires antérieurement prus- 
siens (Dziennik Praw Panstwa Polskiego, N°91 
du 29 décembre 1919) ne s’appliquera pas à la 
Haute Silésie. 


2. — Le Gouvernement allemand s’engage de 
son côté à ne décréter pendant quinze ans aucun 
moratorium pour la partie allemande du territoire 
plébiscité, à moins qu'il ne s'applique à l’Alle- 
magne tout entière. 


Article 310 


8 1 

1. — Les personnes habitant la Haute Silesie 
polonaise, qui établissent dûment leur identité au 
moyen d’une carte de zone ou d’un permis de cir- 
culation, peuvent emporter d'Allemagne en Haute 
Silésie polonaise de la monnaie, des billets, des 
billets de banque, des mandats, des chéques 
et lettres de change, jusqu'à concurrence d’un 
total de 3000 marks allemands à la fois 
et de 20,000 marks allemands chaque mois, à 
moins que la loi allemande ne permette d’en em- 
porter davantage. « 

2. — Au cas où les salaires augmenteraient, les 
sommes maxima spécifiées à l'alinéa 1 pourraient 
être élevées par accord entre les Ministères des 
Finances des deux Parties contractantes ou les 
autorités désignées par eux. 


8 2 

Jusqu'au changement de monnaie, le Gouverne- 
ment allemand s’engage à autoriser l'exportation 
des valeurs étrangères appartenant à des per- 
sonnes physiques ou juridiques ou des sociétés do- 
miciliées en Haute Silésie polonaise, ou à des per- 
sonnes physiques ou juridiques ou des sociétés qui 
exploitent une entreprise agricole, forestière, 


86 

Die deutſche Regierung und die polniſche Negie- 
rung verpflichten ſich, fünfzehn Jahre lang jede Maß⸗ 
nahme zu unterlaſſen, die den Schuldnern die Er⸗ 
füllung der im $ 1 dieſes Artikels bezeichneten Ver⸗ 
bindlichkeiten und das Verbringen der Schuldſumme 
zum Wohnorte des Glaubigers erſchweren oder un⸗ 
möglich machen könnte, ſofern der Gläubiger in Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſien oder im Deutſchen Reiche wohnt. 


Artikel 308 


Regelmäßig wiederkehrende Geldleiſtungen aus 
Dienjtvertragen, die vor der im Artikel 307 § 4 Abſ. 1 
erwähnten Anordnung abgeſchloſſen und in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien zu erfüllen ſind, können, ſoweit ſie nach 
dieſem Zeitpunkt fällig werden, in polniſcher Wäh⸗ 
rung zum Tageskurſe bezahlt werden. Der Tages⸗ 
kurs wird nach den Beſtimmungen des Artikels 307 
$ 4 Abſ. 2 und 3 ermittelt. 


Artikel 309 

(1) Die polniſche Regierung verpflichtet ſich, wäh⸗ 
rend eines Zeitraums von fünfzehn Jahren für Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſien kein Moratorium zu erlaſſen, es 
ſei denn, daß es gleichzeitig für ganz Polen einge⸗ 
führt wird. Das polniſche Geſetz, betreffend die Wäh⸗ 
rung in den ehemals preußiſchen Landesteilen der 
Republik Polen vom 20. November 1919 (Dziennik 
Praw Panftwa Polskiego Nr. 91 vom 29. Dezember 
1919), findet auf Ponniſch⸗Oberſchleſien keine An⸗ 
wendung. 

(2) Die deutſche Regierung verpflichtet ſich ihrer⸗ 
ſeits, fünfzehn Jahre lang für den deutſch gebliebenen 
Teil des Abſtimmungsgebiets kein Moratorium zu 
erlaſſen, es ſei denn, daß es gleichzeitig für das 
ganze Deutſche Reich eingeführt wird. 


Artikel 310 


8 1 

(1) Perſonen, die in Polniſch⸗Oberſchleſien woh⸗ 
nen und fish ordnungsmäßig durch eine Grengtarte 
oder durch eine Verkehrskarte ausweiſen, dürfen Geld⸗ 
ſorten, Papiergeld, Banknoten, Anweiſung en, Schecks 
und Wechſel jedesmal höchſtens im Geſamtbetrage von 
3000 deutſcher Reichsmark und bis zum Höchſt⸗ 
geſamtbetrage von 20 000 deutſcher Reichsmark inner⸗ 
0 eines Kalendermonats von Deutſchland nach 

olniſch-Oberſchleſien mitnehmen, es ſei denn, daß 
nach den deutſchen Beſtimmungen die Mitnahme 
höherer Geldbeträge zuläſſig iſt. 

(2) Im Falle von Lohnſteigerungen können die im 
Abf. 1 bezeichneten Höchſtbeträge durch Vereinbarung 
der Finanzminiſter der vertragſchließenden Teile 
re der von ihnen benannten Stellen heraufgeſetzt 
werden. 


8 2 

Bis zur Währungsänderung verpflichtet ſich die 
deutſche Regierung, die Genehmigung zur Ausfuhr 
von ausländiſchen Wertpapieren zu erteilen, ſofern 
fie in Polniſch⸗Oberſchleſien anſäſſigen oder ſolchen 
deutſchen natürlichen oder juriſtiſchen Perſonen oder 
Geſellſchaften gehören, die in Polniſch Oberſchleſien 
einen landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen, ge⸗ 


e 


industrielle ou commerciale en Haute Silésie polo- 
naise. Cette disposition n’est pas applicable aux 
valeurs acauises par ces personnes ou par ces 


sociétés après le 15 janvier 1922. Elle n’est pas, 


non plus applicable, nour autant que s’v opposent 
des dispositions du Traité de Paix de Versailles, 
des traités conclus ultérieurement entre l’Alle- 
magne et les Puissances alliées et associées, ou de 
l'ordonnance du 26 mars 1919 qu Ministre alle- 
mand des Finances (Reichsaesetzblatt. nage 333), 
y compris les disnositions complémentaires. Enfin 
elle n’est pas applicable aux valeurs étrangères qui 
servent à garantir le paiement d’arrerages d’im- 
pöts dûs à l'Allemagne, aux États allemands ou 
aux communes allemandes ou groupements de 
communes allemandes. 


Article 311 
8 1 


1. — Pour mettre plus facilement à la disposi- 
tion de la Haute Silésie polonaise la monnaie alle- 
mande nécessaire à ses besnins. les succursales de 
la Bank: für Handel und Industrie. de la Deutsche 
Bank et de la Dresdner Bank. resteront en Haute 
Silésie polonaise. Les conditions auxquelles les 
succursales de ces banques exerceront leur acti- 
vité en Haute Silésie polonaise sont détaillées au 
chapitre IT du présent titre. 

2. — A condition que le Gouvernement polonais 
garantisse aux banques susmentionnees la pratec- 
tion dont elles ont joui jusqu'à présent, celles-ci 
se sont déclarées nrêtes à maintenir leurs syceur— 
sales en Haute Silésie polonaise, jusou’an change- 
ment de monnaie, et même après pour autant que 
leur activité y sera encore permise et possible. 
Sous réserve des restrictions résultant du para- 
graphe 2 du présent article, ces banques pourront 
en tout temps supnrimer leurs succursales en 
Haute Silésie polonaise. Le Gouvernement alle- 
mand s’emploiera auprès d'elles. à la demande du 
Gouvernement polonais. pour qu’ellesmaintiennent 
leurs succursales jusqu’au changement de monnaie: 


3. — Au cas où ces banques feraient usage de 
leur droit de supprimer leurs succursales en Haute 
Silésie polonaise, le Gouvernement polonais leur 
accordera le droit de transporter en Alle- 
magne, au moment de leur départ, tous leurs 
biens meubles, de quelque esn&ce qu’ils soient. 
en franchise de tous droits de sortie et 
de toutes taxes à l’occasion de la sortie ou 
de la délivrance de permis d'exportation. Ces 
banques sont en outre autorisées à conserver leur 
propriétés immobilières situées en Pologne y com- 
pris la Haute Silésie polonaise. ' 

4. — Ces droits s’éteignent après un an à dater 
du jour où les stipulations du chapitre II du 
présent titre cessent d’être en viguer. 

5. — Les mêmes droits sont concédés pour la 
mêmes période à la Reichsbank. 


8 2 
1. — S'il s'agit des sneeursales de Katowice, 
les banques devront notifier un an d’avance au 
Gouvernement allemand leur intention de les sup- 


werblichen oder Handelsbetrieb führen. Dies gilt 
nicht für Wertpapiere, die dieſe Perſonen oder Ge- 
ſellſchaften erſt nach dem 15. Januar 1922 erworben 
haben. Es gilt ferner nicht, ſoweit die Vorſchriften 
des Friedensvertrags von Verſailles oder der ſpäter 
zwiſchen Deutſchland und den alliierten und aſſo⸗ 
ziierten Mächten geſchloſſenen Verträge oder die Ver⸗ 
ordnung des deutſchen Reichsminiſters der Finanzen 
vom 26. März 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 333) nebſt 
Ergänzungen entgegenſtehen, oder ſoweit dieſe Wert: 
papiere als Sicherheit für rückſtändige, dem Deutſchen 
Reiche, den deutſchen Ländern oder deutſchen Ge⸗ 
meinden oder Kommunalverbänden zuſtehende 
Steuern dienen. 


Artikel 311 
8 1 

(1) Um die Verſorgung Polniſch⸗Oberſchleſiens mit 
deutſchen Zahlungsmitteln zu erleichtern, werden die 
Niederlaſſungen der Bank für Handel und Induſtrie, 
der Deutſchen Bank und der Dresdner Bank in Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſien verbleiben. Die Bedingungen, 
unter denen die Bankniederlaſſungen in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien wirken werden, ſind im einzelnen in 

Kapitel 2 dieſes Titels enthalten. 


(2) Unter der Vorausſetzung, daß die polniſche 
Regierung den genannten Banken den Schutz gewähr⸗ 
leiſtet, den ſie bisher genoſſen haben, haben die Banken 
ſich bereit erklärt, bis zum Währungswechſel und, ſo⸗ 
fern ihnen der Geſchäftsbetrieb weiterhin geſtattet 
und möglich bleibt, auch über dieſen Zeitpunkt hinaus 
ihre Niederlaſſungen in Polniſch-Oberſchleſien beizu⸗ 
behalten. Vorbehaltlich der ſich aus 8 2 dieſes Ar⸗ 
tikels ergebenden Einſchränkungen können dieſe 
Banken die Niederlaſſungen in Polniſch⸗Oberſchleſien 
jederzeit auflöſen. Die deutſche Regierung wird es 
ſich angelegen ſein laſſen, auf Wunſch der polniſchen 
Regierung auf die Banken in dem Sinne einzuwirken, 
daß ſie bis zum Zeitpunkt des Währungswechſels 
die in Polniſch⸗Oberſchleſien vorhandenen Nieder⸗ 
laſſungen aufrechterhalten. 0 

(3) Für den Fall, daß die Banken von dem Recht, 
ihre Niederlaſſungen in Polniſch⸗Oberſchleſien auf⸗ 
zulöſen, Gebrauch machen, räumt ihnen die polniſche 
Regierung das Recht ein, beim Abzug ihr bewegliches 
Eigentum aller Art frei von Ausfuhrzöllen und Aus⸗ 
fuhraßgaben nach Deutſchland zu verbringen. Un⸗ 
bewegliches in Polen, einſchließlich Polniſch⸗Ober⸗ 
ſchleſien, belegenes Eigentum dürfen ſie behalten. 


(4) Dieſe Rechte erlöſchen ein Jahr nach dem 
Außerkrafttreten der Beſtimmungen des Kapitels 2 
dieſes Titels. 

(5) Für dieſelbe Zeit ſtehen dieſe Rechte auch der 
Reichsbank zu. 


82 
(1) Soweit es ſich um die Niederlaſſungen in 
Kattowitz handelt, ſind die Banken verpflichtet, ihre 
etwaige Abſicht, dieſe Niederlaſſungen aufzulöſen, 
19% 
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primer, et le Gouvernement allemand portera 
cette notification à la connaissance du Gouverne- 
ment polonais dans un délai de quatorze jours. 
Des succursales ne peuvent être supprimées avant, 


l'expiration d'une année à dater de la notification 


qu'avec le consentement du Gouvernement polo- 
nais. Si ce consentement est refusé, la Commis- 
sion financière prévue à l’article 329 décidera sur 
requête de la banque. 


2. — Au cas où le Gouvernement polonais re- 
fuserait son consentement, la Pologne s'engage à 
indemniser la banque pour tout dommage éventuel 
causé à la succursale par des troubles dans l’inter- 
valle entre le moment de la demande et celui où 
le consentement est finalement accordé, ou encore 
celui du changement de monnaie. 


3. — Pour le reste, et notamment pour tout 
dommage résultant de troubles, qui pourrait être 
causé aux autres succursales que celles de Kato- 
wice, en Haute Silésie polonaise, on s’en tiendra 
à la législation en vigueur: 


> N 3 

1. — On ne considérerera pas comme suppres- 
sion de succursale au sens des paragraphes 1 et 2 
du présent article, le transfert des affaires des 
succursales de la Bank für Handel und Industrie 
à la Oberschlesische Diskontobank A.-@., le trans- 
fert des affaires des succursales de la Deutsche 
Bank à l’Oberschlesischer Bankverein, ou encore 
le transfert des affaires des succursales de la 
Dresdner Bank à la Oberschlesische Bank A.-G. 
Dans tous ces cas, les dispositions du chapitre IT 
du présent titre sont applicables aux banques 
auxquelles les affaires sont transférées. Ces opé- 
rations de transfert ne nécessitent pas le consen- 
tement du Gouvernement polonais. 


2. — La Oberschlesische Diskontobank A.-G., 
l’'Oberschlesischer Bankverein A.-G., et la Ober- 
schlesische Bank A.-@., seront traitées comme les 
succursales du pays d'origine au sens de l’article 
321, alinéa 1. 

. 8 4 


1. — Les Parties contractantes s'engagent à 
ne rien faire jusqu'au changement de monnaie qui 
puisse limiter ou rendre plus difficile le transport 
de marks allemands des succursales ci-dessus dé- 
signées aux autres établissements des mêmes 
banques en Allemagne, et vice-versa. 


2. — S'il s'agit de l’envoi de sommes d'argent 
autres que celles spécifiées à l’article 310, para- 
graphe 1, le Gouvernement polonais pourra déci- 
der que la succursale ne pourra exécuter des or- 
dres d’envois de marks allemands de Haute Silésie 
polonaise en Allemagne que sur présentation d’un 
affidavit tel que le prévoit le paragraphe 2 de la 
loi allemande contre l’évasion des capitaux du 
ee 1920 (Reichsgesetzblatt 1921, page 


3. — Un tel affidavit pourra n'être exigé qu’en 
ce qui concerne les ordres de personnes physiques 


ou juridiques ou de sociétés établies en Haute 


Silésie polonaise ; dans ce cas, on s’en tiendra, 
pour ce qui concerne l'exécution d’ordres de per- 


ein Jahr vor dem für die Auflöſung in Ausſicht ge⸗ 
nommenen Zeitpunkte der deutſchen Regierung mit⸗ 
zuteilen; die deutſche Regierung wird die polniſche 
Regierung hiervon binnen 14 Tagen in Kenntnis 
ſetzen. Vor Ablauf eines Jahres ſeit der Kundgebung 
der Auflöſungsabſicht dürfen die Niederlaſſungen nur 
mit Zuſtimmung der polniſchen Regierung aufgelöſt 
werden. Wird die Zuſtimmung verweigert, ſo ent⸗ 
ſcheidet auf Anrufen der Bank die im Artikel 329 vor⸗ 
geſehene Kommiſſion. 

(2) Die polniſche Regierung verpflichtet ſich, für 
den Fall, daß ſie die Zuſtimmung nicht erteilt, die 
Bank für jeden Tumultſchaden, den die Niederlaſſung 
in der Zeit zwiſchen dem Antrag auf Zuſtimmung 
und ihrer nachträglichen Erteilung oder dem Tage 
des Währungswechſels erleiden ſollte, zu entſchädigen. 


(3) Im übrigen, namentlich hinſichtlich der 
Tumultſchäden der außerhalb von Kattowitz in Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſien unterhaltenen Bankniederlaſſun⸗ 
gen, bleibt es bei den geltenden geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen. 


8.3 

(1) Als eine Auflöfung der Bankniederlaſſungen 
im Sinne der 88 1, 2 dieſes Artikels wird es nicht 
angeſehen, wenn die Geſchäfte der Niederlaſſungen 
der Bank für Handel und Induſtrie auf die Ober- 
ſchleſiſche Diskontobank A. G., die Geſchäfte der Nie⸗ 
derlaſſungen der Deutſchen Bank auf den Ober⸗ 
ſchleſiſchen Bankverein A. G., die Geſchäfte der Nie⸗ 
derlaſſungen der Dresdner Bank auf die Oberſchle⸗ 
ſiſche Bank A. G. übertragen werden. In dieſem Falle 
kommen für die Banken, auf welche die Geſchäfte 
übertragen worden ſind, die Beſtimmungen des 
Kapitels 2 dieſes Titels zur Anwendung. Für die 
jihertramma bedarf es nicht der Zuſtimmung der pol⸗ 
niſchen Regierung. 

(2) Die Oberſchleſiſche Diskontobank A. G., der 
Oberſchleſiſche Bankverein A. G. und die Ober⸗ 
ſchleſiſche Bank A. G. gelten als »Schweſternanſtalten⸗ 
im Sinne des Artikels 321 Abſ. 1. 


84 

(1) Für die Zeit bis zum Eintritt des Währungs⸗ 
wechſels verpflichten ſich die vertragſchließenden Teile, 
das Verbringen deutſcher Reichsmark von den be- 
zeichneten deutſchen Bankniederlaſſungen zu anderen 
Betrieben derſelben Banken in Deutſchland und um⸗ 
gekehrt in keiner Weiſe zu beſchränken oder zu er⸗ 
ſchweren. 

(2) Soweit es ſich nicht um die Verſendung von 
Beträgen in der im Artikel 310 8 1 bezeichneten 
Höhe handelt, iſt die polniſche Regierung berechtigt, 
anzuordnen, daß die Bankniederlaſſungen Aufträge 


auf Verſendung deutſcher Reichsmark aus Polniſch⸗ 


Oberſchleſien nach Deutſchland nur ausführen dürfen, 
wenn ein Affidavit im Sinne des § 2 des deutſchen 
Geſetzes gegen die Kapitalflucht vom 24. Dezember 
1920 (Reichsgeſetzbl. 1921 S. 33) eingereicht wird 


(3) Die Einführung eines ſolchen Affidavit kann 
auf die Aufträge in Polniſch⸗Oberſchleſien anſäſſiger 
natürlicher oder juriſtiſcher Perſonen oder Geſell⸗ 
ſchaften beſchränkt werden. Wird von dieſer Be⸗ 
ſchränkung Gebrauch gemacht, ſo bewendet es hinſicht⸗ 
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sonnes physiques et juridiques ou de sociétés 
établies dans d’autres parties de la Pologne, aux 
dispositions ordinaires du droit polonais. Les suc- 
cursales allemandes ne sont pas obligées de véri- 
fier l'exactitude des indications d'un commettant, 
notamment celles qui concernent son siège ou son 
domicile. 


845 

Lors de l’octroi à une personne physique ou 
juridique ou à une société établie en Haute Silésie 
polonaise d’un crédit en monnaie allemande par la 
succursale d’une banque allemande établie en 
Haute Silésie polonaise, les succursales mention- 
nées au paragraphe 1 du présent article n’ont be- 
soin ni de l’autorisation de la Reichsbank ni de 
celle du Gouvernement allemand. L’autorisation 
des pouvoirs polonais correspondants n'est pas 
non plus nécessaire lorsque des crédits en marks 
allemands sont accordés à des personnes physiques 
ou juridiques ou à des sociétés établies en Alle- 
magne. 

Article 312 

La Commission mixte est compétente pour 
trancher les contestations qui pourraient s'élever 
entre le Gouvernement allemand et le Gouverne- 
ment polonais au sujet de l'interprétation ou de 
application des articles 306, 307, paragraphe 6, 
309, 310 et 311, paragraphe 4. 


Article 313 

1. — Le Tribunal arbitral est compétent pour 
trancher les contestations qui pourraient s'élever 
au sujet des droits des banques désignées à l’ar- 
ticle 311, paragraphe 1, alinéa 1, ainsi que de la 
Reichsbank, qui résultent de la violation des 
droits stipulés à l’article 311, paragraphe 1, ali- 
néas 3, 4 et 5. 

2. — Il est également compétent pour déter- 
miner le droit des banques à des dommages et 
intérêts ainsi que le montant de ces dommages et 
intérêts, conformément à l’article 311, para- 
graphe 2, alinéa 2. 


Chapitre Il 
Banques 


Article 314 

Les succursales des banques ci-dessous énu- 
mérées pourront continuer leurs affaires sans li- 
mitation aucune. Elles sont désignées dans le pré- 
sent chapitre sous le titre abrégé de succursales. 

a) en Haute Silésie polonaise : 
La Bank für Handel und Industrie (suc- 
11 à Katowice, Myslowice et Ryb- 

nik). 
La Deutsche Bank (succursale à Katowice). 
La Dresdner Bank (succursales à Katowice, 
Krölewska Huta et Tarnowskie Göry). 
b) dans la partie allemande du territoire 
plebiseite : 

La Bank Przemyslowcéw w Poznaniu (suc- 
cursales à Ratibor, Gleiwitz et Beuthen). 
La Polski Bank Handlowy w Poznaniu 
(succursales à Beuthen et Hindenburg). 


lich der Ausführung von Aufträgen ſolcher natürlicher 
oder juriſtiſcher Perſonen oder Geſellſchaften, die in 
anderen polniſchen Gebietsteilen anſäſſig ſind, bei den 
allgemeinen polniſchen Vorſchriften. Die deutſchen 
Bankniederlaſſungen ſind nicht verpflichtet, die Rich⸗ 
tigkeit der Angaben eines Auftraggebers, insbe⸗ 
ſondere die Angaben über ſeinen Sitz oder Wohnſitz, 
nachzuprüfen. 8 
5 


Bei der Einräumung eines auf Reichswährung 
lautenden Kredits an in Polniſch-Oberſchleſien an⸗ 
ſäſſige natürliche oder juriſtiſche Perſonen oder Ge- 
ſellſchaften bedürfen die in $ 1 bezeichneten, in Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſien vorhandenen Niederlaſſungen deut⸗ 
ſcher Banken weder der Genehmigung der Reichsbank, 
noch der Genehmigung der deutſchen Regierung. 
Ebenſowenig bedarf es einer Genehmigung der ent- 
ſprechenden polniſchen Stellen, ſoweit auf Reichs⸗ 
mark lautende Kredite an in Deutſchland anſäſſige 
natürliche oder juriſtiſche Perſonen oder Geſellſchaften 
gegeben werden. 5 » 


Artikel 312 
Die Gemiſchte Kommiſſion iſt zuſtändig für 
Streitigkeiten zwiſchen der deutſchen Regierung und 
der polniſchen Regierung über die Auslegung und 
Anwendung des Artikels 306, des Artikels 307 8 6, 
der Artikel 309, 310 und des Artikels 311 8 4. 


Artikel 313 
(1) Das Schiedsgericht iſt zuſtändig für Streitig⸗ 
keiten über Anſprüche der im Artikel 311 8 1 Abſ. 1 
bezeichneten Banken und der Reichsbank wegen Ver⸗ 
letzung der im Artikel 311 8 1 Abſ. 3, 4 und 5 feſt⸗ 
geſetzten Rechte. 


(2) Das Schiedsgericht iſt ferner zuſtändig zur 
Entſcheidung über die im Artikel 311 8 2 bezeichneten 
Su der Banken nach Grund und 

etrag. 


Kapitel 2 
Banken 


Artikel 314 

Die Niederlaſſungen der nachſtehend aufgezählten 
Banken (in dieſem Kapitel abgekürzt „Banknieder⸗ 
laſſungen“ bezeichnet) können ihren Geſchäftsbetrieb 
im Abſtimmungsgebiet in vollem Umfang fortführen, 

a) in Polniſch⸗Oberſchleſien: 
die Bank für Handel und Induſtrie (Nieder: 
laſſungen in Kattowitz, Myslowitz und Ryb⸗ 


nik), 

die Deutſche Bank (Niederlaſſung in Kattowitz), 

die Dresdner Bank (Niederlaſſungen in Katto⸗ 
witz, Königshütte und Tarnowitz), 

b) im deutſchbleibenden Teile des 

Abſtimmungsgebiets: 

die Bank Przemyslowcow (Niederlaſſungen in 
Ratibor, Gleiwitz und Beuthen), 

die Polſti Bank Handlowy (Niederlaſſungen in 
Beuthen und Hindenburg). 


111 


Si la Direktion der Diskonto-Gesellschaft décide 
d'ouvrir une succursale à Katowice, les disposi- 
tions du présent chapitre seront aussi applicables 
à cette succursale. 


Article 315 
8 1 


Les succursales ne seront soumises à aucune 
restriction qui ne serait également applicable aux 
autres banques, tant nationales qu'étrangères. 
Elles peuvent conserver leur firme sans aucune 
modification, notamment sans addition ni tra- 
duction. 


82 

La langue en usage au siège central reste la 
langue commerciale des succursales tant en ce qui 
concerne leurs affaires que leurs livres. Les suc- 
cursales polonaises qui, avant l’entrée en vigueur 
des dispositions du présent chapitre, recevaient 
des dépôts, même si elles ne se sont pas con- 
formées aux dispositions du paragraphe 9, alinéa 1, 
de la loi sur l'évasion des capitaux du 24 décembre 
1920, pourront continuer à en recevoir tant que 
les dispositions du présent chapitre resteront en 
vigueur. Elles devront désormais se conformer à 
la législation allemande concernant l'évasion des 
capitaux. 


83 

1. — Les succursales ne pourront être soumises, 
sous aucun rapport, à des conditions plus défa- 
vorables que celles auxquelles sont soumises les 
autres banques ou succursales nationales. Elles 
seront entre autres autorisées à faire des opéra- 
tions de change comme Devisenbanken — banki 
dewizowe. Les prescriptions relatives aux chan- 
ges devront être observées, sous réserve des dis- 
positions de l’article 321. 


2.— Les succursales ne pourront pas être sou- 
mises à des dispositions spéciales ou à des impôts 
spéciaux qui seraient édictés ou introduits en 
raison de leur caractère particulier de succursales, 
x spécialement de succursales de banques étran- 
gères. 


84 

Pour l'imposition des succursales des banques 
des deux pays, on prendra uniquement en consi- 
dération le capital de dotation, le chiffre d’affaires 
et les bénéfices de la succursale elle même ; le 
capital, le chiffre d’affaires et les bénéfices du 
siège central ne seront pas pris en considération. 
Les Parties contractantes conviennent de fixer, 
pour la période pendant laquelle les dispositions 
du présent chapitre resteront en vigueur, le ca- 
pital de dotation des succursales comme suit : 


a) 1° Pour la Bank für Handel und Industrie: 


Katowice ......:.. Mk. 2,000.000.— 
à Myslowice ........ » 300.000.— 
N RN » 100,000. — 
2° Pour la Deutsche Bank: 
à Katowice Mk. 2,400,000 — 
3°Pour la Direktion der Disconto-Gesell- 
schaft: 8 
à Katowice 


us. Mk 2,000,000.— 


Sollte die Direktion der Diskontogeſellſchaft eine 
Niederlaſſung in Kattowitz eröffnen, ſo gelten die Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Kapitels auch für dieſe Nieder- 
laſſung. 


Artikel 315 
8 1 


Die Bankniederlaſſungen werden keinen Beſchrän⸗ 
kungen unterworfen ſein, denen nicht auch andere 
Banken — inländiſche und ausländiſche — unter⸗ 
liegen. Sie dürfen ihre bisherige Firma unverändert, 
alſo namentlich ohne Zuſatz und ohne Überſetzung, 
beibehalten. 


8 2 

Die Sprache der Zentrale bleibt die Geſchäfts⸗ 
ſprache in ihren Betrieben und in ihren Geſchäfts⸗ 
büchern. Die polniſchen Bankniederlaſſungen dürfen 
für die Dauer der Geltung der Beſtimmungen dieſes 
Kapitels in dem deutſchbleibenden Teile des Abſtim⸗ 
mungsgebiets Depot⸗ und Depoſitengeſchäfte, be- 
treiben, auch wenn ſie dieſe Geſchäfte bisher ohne das 
Vorliegen der Vorausſetzungen im 89 Abſatz 1 des 
Geſetzes gegen die Kapitalflucht vom 24. Dezember 
1920 (Reichsgeſetzbl. 1921 S. 33) betrieben haben. 
Sie haben ſich fortan nach der deutſchen Kapitalflucht⸗ 
geſetzgebung zu richten. 


8 3 0 
(1) Die Bankniederlaſſungen dürfen in keiner Be⸗ 
ziehung ſchlechter geſtellt werden als andere inlän⸗ 
diſche Banken und Bankniederlaſſungen. Insbeſondere 
müſſen ſie auch als Deviſenbanken beſtellt werden. 
Die Deviſenvorſchriften ſind, unbeſchadet der Be⸗ 
ſtimmungen des Artikels 321, zu beobachten. 


(2) Die Bankniederlaſſungen dürfen keinen Son⸗ 
derbeſtimmungen oder Sonderbeſteuerungen unter⸗ 
worfen werden, die aus ihrem Charakter als Zweig⸗ 
niederlaſſungen, insbeſondere als Niederlaſſungen 
ausländiſcher Banken, hergeleitet werden. 


8 4 

Für die ſteuerliche Behandlung der beiderſeitigen 
Bankniederlaſſungen iſt ohne Rückſicht auf Kapital, 
Umſätze und Erträgniſſe der Zentralen, ausſchließlich 
das Dotationskapital, die Umſätze und Exträgniſſe der 
Niederlaſſungen ſelbſt maßgebend. Die vertrag⸗ 
ſchließenden Teile ſind darüber einig, daß für die 
Geltungsdauer dieſes Kapitels als Dotationskapi⸗ 
talien gelten bei den Niederlaſſungen: 


a) 1. der Bank für Handel und Induſtrie 
in Kattowi ;;: 2 000 000 , 


in Myslo witz 300 009 » 

He MOD nu ses 100 000 » 
2. der Deutſchen Bank 

in Kattowiß eme 2 400 000 » 


3. der Direktion der Diskontogeſellſchaft 
ii Kattowi ß 2 000 000 > 
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4° Pour la Dresdner Bank: 


à KatowWies Mk. 2,000,000.— 

à Krölewska Huta. >» 500,000.— 

à Tarnowskie Gry. >» 500,000.— 

b) 1° Pour la Bank Przemyslowcôw w Poznaniu: 
A ion MK. 500, 000.— 

a Gleiw it: » 500,000.— 

a Beuthen! 2.02 ..222% „  1,000,000.— 

2° Pour la Polski Bank Handlowy w Poznaniu : 
a-Beuthen: 21... Mk. 500,000.— 

à Hindenburg ...... » 500,000.— 


Article 316 


Les deux Parties contractantes s'engagent à 
s’abstenir de toute immixtion dans la gestion et 
l'administration des succursales. En particulier, 
elles ne soumettront pas celles-ci à des mesures 
législatives ou administratives, ou encore à un 
Controle de l’État, qui ne seraient pas imposés 
de la même manière et dans la même mesure aux 
autres banques, nationales et étrangères. 


Article 317 
81 


Sous réserve de toutes dispositions législatives 
qui seraient également applıcables à tous les na- 
tionaux, la fortune des banques ou de leurs suc- 
Cursales, et des employés des succursales, est in- 
Violable. Ces dispositions s'appliquent notamment 
aux biens immobiliers des banques, y compris les 
maisons destinées aux employés des succursales. 

82 

Dans le cas d’expropriation d’un bien d’une per- 
sonne débitrice d'une succursale allemande, la Po- 
logne devra rembourser à la succursale sa créance 
jusqu’à concurrence de l'indemnité mentionnée à 
l’article 22, lorsque la succursale en question ad- 
ministre ou fait administrer le bien suzet à ex- 
propriation. La Pologne mettra la somme en con- 
signation en cas de contestation de la part du pro- 
priétaire, ou si la consignation est admise par le 
droit en vigueur. 


Article 318 


1. — Les succursales allemandes seront auto- 
risées à acquérir des immeubles dans les deux 
parties du territoire pleviscıte sans etre tenues 
de faire une demande spéciale à ce sujet, toutes 
les fois que l'acquisition des immeubles en 
question sera nécessaire pour éviter des pertes 
provenant d'hypothèques qui, à la date du trans- 
iert de la souveraineté, appartenaient aux dites 
succursales ou aux sièges centraux. 

2. — Les succursales sont tenues de notifier 
officiellement au Voivode de Silésie ou au Landrat 
compétent leur intention d'acquérir l'immeuble, en 
indiquant le montant de la créance, des intérêts 
et des frais. Sı la vente aux enchères de l'immeuble 
est ordonnée, cette notification doit avoir lieu au 
moins un mois avant la date fixée pour les 
enchères, 

3. — Pour empêcher l’acquisition d’un immeuble 
Par une succursale, chaque Gouvernement pourra, 
dans le délai d'un mois à dater de la notification 
officielle ci-dessus mentionnée, rembourser la 
créance avec intérêts et frais, et dans ce cas la 


— 


4. der Dresdner Bank 


it Kottoinik: t: 2 000 000 $ 
in Königshütte 500 000 > 
in Tamowiß ....:..1.,1:: 500 000 > 
b) 1. der Bank Przemyslowcow 
in Nair, 500 000 >» 
in Gleiwi z:: 500 000 >» 
in Beuthen 1 000 000 » 
2. der Boljfi Bank Handlowy 
in Beuthen 500 000 » 
in Hindenburg 500 000 » 


Artikel 316 


Die vertragſchließenden Teile werden ſich jeder 
Einmiſchung in die Geſchäftsführung und Verwal⸗ 
tung der Bankniederlaſſungen enthalten. Insbeſon⸗ 
dere werden fie die Banfnicderlafjungen keine geſetz⸗ 
lichen oder Verwaltungsmaßnahmen, auch keiner 
Staatsaufſicht, unterwerfen, die nicht in gleicher 
Weiſe und in gleichem Umfang anderen Banken — 
inlandiſchen und auslandiſchen — auferlegt werden. 


Artikel 317 
8 1 
Jeder Eingriff des Staates in das Vermögen der 
Banken und das ihrer Angeſtellten iſt, vorbehaltlich 
der geſetzlichen Beſtimmungen, die auch auf die eige⸗ 
nen Staatsangehörigen Anwendung finden, ausge⸗ 
ſchloſſen. Dies gilt namentlich auch für die Grund⸗ 
ſtücke der Banken einſchließlich der Beamtenwohn⸗ 
häuſer. 
8 2 


Werden Vermögenswerte enteignet, die von deut⸗ 
ſchen Bankniederlaſſungen ſelbſt oder zu ihren 
Gunſten von einem Dritten verwaltet werden, ſo iſt 
Polen verpflichtet, die Bankniederlaſſungen wegen 
ihrer Forderungen gegen den Eigentümer bis zur 
Höhe der im Artikel 22 bezeichneten Entſchädigung 
zu befriedigen. Widerſpricht der Eigentümer, oder 
liegt ein geſetzlicher Hinterlegungsgrund vor, ſo hat 
Polen den Betrag zu hinterlegen. 


Artikel 318 

(1) Die Bankniederlaſſungen ſind, ohne daß es 
eines beſonderen Antrags bedarf, zum Erwerbe von 
Grundſtücken in den beiden Teilen des Abſtimmungs⸗ 
gebiets berechtigt, ſoweit der Erwerb des Grund⸗ 
ſtücks zur Vermeidung von Verluſten aus einer Hypo⸗ 
thek erforderlich iſt, die zur Zeit des Überganges der 
Staatshoheit den Niederlaſſungen oder ihren Zen⸗ 
tralen zuſtand. 


(2) Die Bankniederlaſſungen haben ihre Abficht, 
das Grundſtück zu erwerben, dem Wojewoden von 
Schleſien oder dem zuſtändigen Landrat unter An⸗ 
gabe der Höhe der Forderung, der Zinſen und der 
Koſten förmlich mitzuteilen. Iſt die Zwangsver⸗ 
ſteigerung des Grundſtücks angeordnet, ſo muß die 
Mitteilung mindeſtens einen Monat vor dem Ver⸗ 
ſteigerungstermin erfolgen. 

(3) Die Regierungen ſind berechtigt, um den Er⸗ 
werb des Grundſtücks durch die Bankniederlaſſung 
abzuwenden, die Gläubigerin innerhalb eines Mo⸗ 
nats ſeit Zuſtellung der Mitteilung wegen ihrer 
Forderung einſchließlich Zinſen und Koſten zu be⸗ 
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créance et l’hypothèque passeront à l'État. 
Chaque Partie contractante pourra désigner des 
personnes physiques ou juridiques qui pourront 
acquérir la créance et l’hypothèque à sa place. 


Article 319 
Les succursales des banques allemandes s’effor- 
ceront de fournir les fonds nécessaires pour les 
besoins du crédit de la Haute Silésie polonaise et 
ce, dans la même mesure et d’après les mêmes 
principes que par le passé. . 


Article 320 
Le Gouvernement polonais accordera la pro- 
tection nécessaire aux transports d’argent des 
succursales des banques allemandes. 


Article 321 


1. — Sans préjudice des obligations des succur- 
sales résultant de l'article 315, relatives aux 
prescriptions concernant le change, les Parties 
contractantes s'engagent à ne pas entraver la 
communication des succursales entre elles, et avec 
l'Allemagne, et notamment à ne mettre aucun 
obstacle aux opérations de compensation, à l'envoi 
de lettres, de marks allemands, lettres de change, 
valeurs et chèques stipulés payables en marks 
allemands, ainsi qu'aux communications télégra- 
phiques et téléphoniques avec les sièges centraux 
et les succursales du pays d’origine. 

2. — Les Gouvernements s'engagent, en édic- 
tant des prescriptions relatives aux changes, à 
prendre en considération dans la plus large mesure 
possible, les besoins économiques du territoire 
plébiscité. 

Article 322 


8 1 
1. — Les banques et succursales ont toute 
liberté dans le choix de leur personnel. 
2. — Elles devront faire parvenir, aussitôt que 


possible après le transfert de la souveraineté, la 
liste de leur personnel au Landrat ou au staroste 
compétent; les listes devront être constamment 
tenues à jour. 

8 2 


Les deux Parties contractantes ne prendront et 
n'admettront aucune mesure d’exception de nature 
-à entraver l’activité du personnel des succursales 
où à nuire aux affaires. 


83 
Des difficultés ne pourront être faites au per- 
sonnel des succursales au sujet de leur séjour, en 
raison de leur nationalité ou en raison du fait 
qu’ils ne connaissent pas la langue officielle. 


Ter 8 4 

Les Parties contractantes faciliteront autant 
que possible l'entrée dans leur territoire du per- 
sonnel des succursales. De plus, les personnes 
“envoyées pour le contrôle des succursales ou pour 
d’autres raisons d’affaires recevront sans délai 
leurs passeports, ainsi que les visas nécessaires, 
«pourvu que des raisons personnelles graves ne 
s'opposent pas à leur entrée dans le territoire. 


friedigen; in dieſem Falle gehen die Forderung und 
die Hypothek auf den betreffenden Staat über. Die 
vertragſchließenden Teile ſind berechtigt, eine natür⸗ 
liche oder juriſtiſche Perſon zu bezeichnen, die die 
Forderung und der Hypothek an Stelle des Staates 
erwerben kann. 
Artikel 319 

Die deutſchen Bankniederlaſſungen werden be⸗ 
müht ſein, die zur Deckung des Kreditbedürfniſſes 
von Polniſch⸗Oberſchleſien erforderlichen Mittel in 
demſelben Umfang und nach denſelben Grundſätzen 
wie bisher zur Verfügung zu ſtellen. 


Artikel 320 
Die polniſche Regierung wird den Geldtransporten 
der deutſchen Bankniederlaſſungen den erforderlichen 
Schutz angedeihen laſſen. 


Artikel 321 


(1) Unbeſchadet der ſich aus Artikel 315 ergeben⸗ 
den Verpflichtung der Bankniederlaſſungen, die De⸗ 
viſenvorſchriften zu beobachten, wird den Nieder⸗ 
laſſungen ungehinderter Verkehr untereinander und 
mit Deutſchland gewährleiſtet; insbeſondere dürfen 
dem Verrechnungsverkehr, der Verſendung von 
Briefen, ferner von Reichsmark, von auf Reichsmark 
lautenden Schecks, Wechſeln und Wertpapieren ſowie 
dem telegraphiſchen und telephoniſchen Verkehr mit 
den Zentralen und den Schweſteranſtalten im Heimat⸗ 
lande keine Hinderniſſe bereitet werden. 


(2) Die Regierungen verpflichten ſich, bei Erlaß 
von Deviſenvorſchriften die wirtſchaftlichen Bedürf⸗ 
niſſe des Abſtimmungsgebiets in vollſtem Maße zu 
berückſichtigen. 


Artikel 322 
8 1 


(1) Die Banken und ihre Niederlaſſungen genießen 
volle Freiheit in der Auswahl des Perſonals. 

(2) Alsbald nach dem Übergange der Staatshoheit 
haben ſie dem zuſtändigen Landrat oder Staroſten 
eine Liſte ihres Perſonals einzureichen. Die Liſten 
ſind ſtändig auf dem Laufenden zu erhalten. 


82 
Die vertragſchließenden Teile werden feine Son⸗ 
dermaßnahmen einführen oder zulaſſen, die geeignet 
iſt, die Tätigkeit des Perſonals der Banknieder⸗ 
laſſungen zu behindern oder die Geſchäftsführung zu 
beeinträchtigen. 8 
3 


Dem Perſonal der Banken dürfen deshalb, weil es 
nicht die inländiſche Staatsangehörigkeit beſitzt oder 
die Amtsſprache nicht beherrſcht, Aufenthaltserſchwe⸗ 
rungen nicht bereitet werden. 

8 4 

Die vertragſchließenden Teile werden dem Perſonal 
der Bankniederlaſſungen die Einreiſe in ihr Gebiet 
nach Möglichkeit erleichtern. Die zur Kontrolle der 
Niederlaſſungen oder aus anderen geſchäftlichen 
Gründen entſandten Perſonen werden ohne Verzug 
die notwendigen Päſſe und Viſa erhalten, falls nicht 
wichtige in ihrer Perſon liegende Gründe ihrer Ein⸗ 
reiſe entgegenſtehen. 


3 


8 5 
Dans l’exereice du droit, réservé à l’article 44, 
les Parties contractantes tiendront compte des 
besoins d’affaires des succursales. 


Article 323 
8 1 

1. — Le personnel des succursales jouira des 
avantages prévus par la législation en matière de 
protection des locataires; il pourra conserver ses 
logements sans réduction du nombre de pièces. 

2.— Le personnel nouvellement engagé sera 
traité, en ce qui concerne la répartition des loge- 
ments, comme le sont les nationaux dans des 
cas urgents. 

3. — En cas de changements de personnel, les 
successeurs pourront reprendre les logements de 
leurs prédécesseurs, ou bien d'autres logements 
équivalents seront mis à leur disposition. 


82 
Le personnel des suceursales jouira des droits 
que les articles 33, 34 et 35, paragraphes 1 et 2, 
confèrent à des personnes qui ont opté. Le délai 
prévu à l’article 33, alinéal, court à dater du jour 
où ils abandonnent leur service dans la succursale. 


Article 324 

1.— Les banques présenteront, dans les six 
Premiers mois de chaque année financière, leur 
bilan d'ensemble aux autorités désignées par le 
Gouvernement. dans les districts où leurs suecur- 
sales ont leur siège. Une copie de ce bilan devra 
être envoyée en même temps au registre du com- 
merce. 

2. — Ce bilan devra être publié une fois en tout 
cas dans la langue officielle, dans une feuille 
officielle désignée par le Gouvernement. Si le 
Gouvernement le requiert, il sera également publié 
dans une autre feuille paraissant dans le terri- 
toire plebiseite. 

3. — Les deux Gouvernements accorderont des 
délais supplémentaires si, dans des cas spéciaux, 
le délai de six mois n'est pas suffisant pour la 
confection du bilan. 

4. — En outre, les succursales feront parvenir 
chaque mois leur bilan brut mensuel aux auto- 
rités prévues à l'alinéa 1. 


Article 325 


1. — Chacune des banques est tenue de désigner 
Pour chaque succursale un mandataire ou un 
fondé de pouvoirs dont le domicile devra étre au 
siège de la succursale. 

2. — Le mandataire ou le fondé de pouvoirs 
doit être autorisé à récevoir toutes les assi- 
Snations et communications concernant la succur- 


sale, ainsi que les notifications officielles destinées 


au siège central. 
Article 326 
La création de nouvelles succursales, de caisses 
de dépôts, d'agences ou de comptoirs, n’est 
autorisée qu'avec l’assentiment du Gouvernement 


du pays dans le territoire duquel la création est 
envisagée. 


85 

Bei der Handhabung des im Artikel 44 vorbehalte⸗ 
nen Rechts werden die vertragſchließenden Teile den 
geſchäftlichen Bedürfniſſen der Bankniederlaſſungen 
Rechnung tragen. 

Artikel 323 
8 1 

(1) Das Perſonal der Bankniederlaſſungen genießt 
die Vorteile der Geſetzgebung zum Schutze der 
Mieter; es darf ſeine Wohnräume behalten und in 
der Zahl dieſer Räume nicht beſchränkt werden. 

(2) Neu eingeſtelltes Perſonal wird bei der Ver⸗ 
teilung der Wohnräume wie die eigenen Staatsange⸗ 
hörigen im Dringlichkeitsfalle behandelt werden. 

(3) Tritt ein Wechſel im Perſonal ein, ſo ſind dem 
Nachfolger die Wohnräume ſeines Vorgängers zu 
überlaſſen oder andere gleichwertige Wohnräume zur 
Verfügung zu ſtellen. 


8 2 
Das Perſonal der Banken genießt die Rechte, die 
in den Artikeln 33 und 34 und im Artikel 35 88 1, 2 
den Perſonen eingeräumt ſind, die das Optionsrecht 
ausgeübt haben. Der Lauf der im Artkel 33 Abſ. 1 
beſtimmten Friſt beginnt mit dem Tage, an dem die 
Bankangeſtellten ihren Dienſt bei der Niederlaſſung 


verlaſſen. 
Artikel 324 


(1) In den erſten ſechs Monaten eines jeden Ge- 
ſchäftsjahres haben die Banken den von der Regie⸗ 
rung zu bezeichnenden Behörden des Bezirkes, in dem 
ſich die Niederlaſſung befindet, ihre Geſamtbilanz vor⸗ 
zulegen. Gleichzeitig iſt eine Abſchrift der Bilanz 
zum Handelsregiſter einzureichen. 


(2) Die Bilanz iſt einmal in einem von der Re⸗ 
gierung zu beſtimmenden amtlichen Blatte in der 
Amtsſprache zu veröffentlichen. Auf Anordnung der 
Regierung hat die Veröffentlichung außerdem in 
einem anderen im Abſtimmungsgebiet erſcheinenden 
Blatte zu erfolgen. 

(3) Sollte die Friſt von ſechs Monaten im Einzel⸗ 
falle für die Fertigſtellung der Bilanz nicht aus⸗ 
reichen, ſo werden die Regierungen Nachfriſten ge— 
währen. 

(4) Außerdem haben die Bankniederlaſſungen all⸗ 
monatlich ihre Monats⸗Bruttobilanz den im Abſ. 1 
bezeichneten Behörden vorzulegen. 


5 Artikel 325 

(1) Jede der Banken iſt verpflichtet, für jede 
Niederlaſſung einen bevollmächtigten Vertreter oder 
einen Prokuriſten mit dem Wohnſitz am Sitz der Nie⸗ 
derlaſſung zu beſtellen. | 

(2) Der Vertreter oder Prokuriſt muß ermächtigt 
werden, alle Ladungen und Verfügungen für die 
Bankniederlaſſung ſowie Zuſtellungen für die Zen⸗ 
trale in Empfang zu nehmen. 


Artikel 326 
Die Errichtung von weiteren Niederlaſſungen, De⸗ 
poſitenkaſſen, Agenturen oder Geſchäftsſtellen iſt nur 
mit Genehmigung der Regierung geſtattet, in deren 
Gebiet die Errichtung beabſichtigt wird. 
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EIER 


Article 327 


Reste en dehors du présent chapitre la question 
de savoir dans quelle mesure les banques et les 
banquiers peuvent au surplus continuer à exploi- 
ter ou à ouvrir des banques dans le territoire 
plébiscité conformément à la législation alors en 
vigueur. 


Article 328 


Les dispositions du présent chapitre cesseront 
d’être en vigueur après quinze ans à dater du 
transfert de la souveraineté. Elles pourront être 
dénoncées par chacune des Parties contractantes 
dès le jour où le remplacement de la monnaie 
allemande par la monnaie polonaise aura été 
annoncé conformément à l'alinéa 2 de l’article 
306. La dénonciation ne pourra déployer ses 
effets que trois ans après avoir été faite. 


Article 329 


Toutes les divergences qui pourraient surgir 
entre les Parties contractantes au sujet de l’inter- 
prétation ou de l'exécution des dispositions du 
présent chapitre, doivent être soumises, au plus 
tard dans les trois mois, à une Commission finan- 
cière créée pour chaque cas particulier et se com- 
posant de deux représentants de chaque pays. Si 
les représentants des deux pays n'arrivent pas à 
se mettre d'accord, ils choisiront un tiers arbitre. 
S'ils ne s'entendent pas sur le choix de ce tiers 
arbitre, le président de la Confédération suisse 
sera prié de le désigner. 


Artikel 327 
Die Frage, inwieweit im übrigen Banken und 
Bankiers nach Maßgabe der jeweils geltenden geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen befugt ſind, innerhalb des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets beſtehende Bankgeſchäfte weiter zu 
betreiben, oder neue Bankgeſchäfte zu eröffnen, wird 
durch die Beſtimmungen dieſes Kapitels nicht be⸗ 


rührt. 
Artikel 328 


Die Beſtimmungen dieſes Kapitels treten mit dem 
Ablauf von 15 Jahren ſeit dem Übergange der Staats⸗ 
hoheit außer Kraft. Sie können von dem Zeitpunkt 
ab, an dem in Gemäßheit des Artikels 306 Abſ. 2 
die Einführung der polniſchen Währung an Stelle 
der deutſchen Währung angekündigt wird, von jedem 
der vertragſchließenden Teile gekündigt werden. Die 
Kündigung wird drei Jahre nach ihrer Erklärung 
wirkſam. 


Artikel 329 

Alle Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den ver⸗ 
tragſchließenden Teilen über die Auslegung oder 
Durchführung der Beſtimmungen dieſes Kapitels 
ſollen ſpäteſtens nach Ablauf von drei Monaten einer 
Finanzkommiſſion zur Entſcheidung vorgelegt wer⸗ 
den. Die Kommiſſion ſoll von Fall zu Fall gebildet 
und aus je zwei Vertretern der beiden Staaten zu⸗ 
ſammengeſetzt werden. Können die Vertreter der 
beiden Staaten ſich nicht einigen, ſo wählen ſie einen 
Obmann, um deſſen Ernennung, falls ein Einver⸗ 
nehmen nicht zu erzielen iſt, der ſchweizeriſche Bun⸗ 
despräſident gebeten werden ſoll. 


Titre IV 
Charbons et produits miniers 


Article 330 

1. — Conformément à l'article 90 du Traité 
de Paix de Versailles, la Pologne autorisera, 
pendant une période de quinze ans à dater du 
transfert de la souveraineté, l'exportation en 
Allemagne de charbon, de coke, de briquettes de 
charbon, de minerais de fer, de minerais de zinc 
et de minerais de plomb provenant de la Haute 
Silésie polonaise. 

2. — [L'Allemagne couvrira ses besoins en 
recourant sans intermédiaires au marché libre 
ou aux producteurs. La Pologne n'assume aucune 
garantie en ce qui concerne les quantités à rece- 
voir par l'Allemagne. 


Article 331 

En ce qui concerne le charbon, le coke et les 
briquettes de charbon, il sera tenu compte, dans 
l'application de l’article 330, des dispositions 
des différents traités de paix, des décisions et 
accords internationaux entre l'Allemagne, la 
Pologne et les États intéressés directement ou 
indirectement à l'importation des produits ci- 
dessus désignés, dans la mesure où ces traités de 
paix, décisions et accords comportent, quant à 
ces produits, des obligations pour l'Allemagne et 
pour la Pologne. 


Article 332 

1. — L'Allemagne autorisera, pendant une 
période de quinze ans à dater du transfert de la 
souveraineté, l'exportation, à destination de la 
Haute Silésie polonaise, de charbon, de coke, de 
briquettes de charbon, de minerais de zine, de 
minerais de plomb et de minerais de fer provenant 
de son territoire, dans les conditions prévues à 
l’article 90 du Traité de Paix de Versailles. 


2. — L’Allemagne n'assume aucune garantie 
en ce qui concerne les quantités de charbon, de 
coke et de briquettes de charbon à recevoir par 
la Pologne. 

Article 333 

L'obligation de l'Allemagne, spécifiée à l’article 
332, est limitée à le moyenne des quantités ex- 
portées d' Allemagne à destination de la Haute 
Silésie polonaise pendant les années de 1911 à 
1913. Ces quantités seront déterminées immé- 
diatement après le tracé définitif de la frontière, 
d’après la moyenne des exportations effectuées 
pendant les années de 1911 à 1913. 


Article 334 
1. — Jusqu'au moment de l'évaluation défini- 
tive prévue à l’article 333, l'Allemagne autorisera 
l'exportation de son territoire en Haute Silésie 
polonaise de quantités de minerais de zine et de 
minerais de plomb, calculées d’après les données 
de l'annexe jointe au présent titre. 


Titel IV 
Kohle, Bergwerkserzeugniſſe 


Artikel 330 
(1) Polen wird gemäß Artikels 90 des Friedens⸗ 
vertrags von Verſailles während eines Zeitraums von 
15 Jahren nach dem Übergange der Staatshoheit die 
Ausfuhr von Steinkohle, Steinkohlenkoks, Stein⸗ 
kohlenbriketts, Eiſenerzen, Zinkerzen und Bleierzen 
Polniſch⸗Oberſchleſiens nach Deutſchland geſtatten. 


(2) Deutſchland wird ſich unmittelbar im freien 
Handel erſter Hand eindecken. Polen übernimmt 
keine Garantie dafür, daß Deutſchland beſtimmte 
Mengen erhalten wird. 


Artikel 331 

Bezüglich Steinkohle, Steinkohlenkoks und Stein⸗ 
kohlenbriketts werden bei Anwendung der Beſtim⸗ 
mungen des Artikels 330 die Beſtimmungen der ver⸗ 
ſchiedenen Friedensverträge, Entſcheidungen und 
internationalen Abmachungen zwiſchen Deutſchland, 
Polen und den Staaten in Betracht gezogen werden, 
die unmittelbar oder mittelbar an der Einfuhr der 
vorbezeichneten Erzeugniſſe intereſſiert ſind, ſoweit 
die Verträge füks Deutſchland und für Polen Ver⸗ 
9 zur Lieferung dieſer Erzeugniſſe ent⸗ 
alten. 


Artikel 332 
(1) Deutſchland wird während eines Zeitraums 
von 15 Jahren nach dem Übergange der Staatshoheit 
die Ausfuhr von Steinkohle, Steinkohlenkoks, Stein⸗ 
kohlenbriketts, Zinkerzen, Bleierzen und Eiſenerzen 
ſeines Gebiets nach Polniſch⸗Oberſchleſien zu den im 
Artikel 90 des Friedensvertrags von Verſailles vor⸗ 

geſehenen Bedingungen geſtatten. 


(2) Deutſchland übernimmt keine Garantie dafür, 
daß Polen beſtimmte Mengen an Steinkohle, Stein⸗ 
kohlenkoks und Steinkohlenbriketts erhalten wird. 


Artikel 333 

Die im Artikel 332 feſtgeſetzte Verpflichtung 
Deutſchlands iſt mengemäßig begrenzt auf den Durch⸗ 
ſchnitt der Ausfuhrmengen aus Deutſchland nach 
Polniſch⸗Oberſchleſien in den Jahren 1911 bis 1913. 
Dieſe Mengen werden alsbald nach der endgültigen 
Feſtſetzung der Grenze nach dem Durchſchnitt der 
Ausfuhr der Jahre 1911 bis 1913 ermittelt werden. 


Artikel 334 
(1) Bis zu der im Artikel 333 vorgeſehenen end⸗ 
gültigen Berechnung wird Deutſchland die Ausfuhr 
von Zinkerzen und Bleierzen aus ſeinem Gebiete nach 
Polniſch⸗Oberſchleſien in den Mengen geſtatten, die 
ſich aus den in der Anlage dieſes Titels enthaltenen 
Angaben ergeben. 


20* 


BAR.“ 


— 150 — 


2. — Quant à l'exportation de minerais de 
fer, le chiffre en sera fixé à 100.000 tonnes par 
an, en attendant l'évalution définitive. Sans 
assumer un engagement ou une responsabilité 
quelconque, l'Allemagne s’emploiera à faciliter 
autant que possible les approvisionnements de la 
Pologne en minerais de fer. 


Article 335 
La Commission mixte compétente pour tran- 
cher les contestations qui s’élèveraient entre le 
Gouvernement polonais et le Gouvernement alle- 


mand au sujet de l'interprétation ou de l’appli- 


cation des dispositions de l'article 330, alinéa 1, 


de l’article 331, de l’article 333, de l’article 334, 


alinéa 2, phrase 1. 


(2) Die Ausfuhrziffer für Eiſenerze wird bis zur 
endgültigen Feſtſtellung auf jährlich 100 000 t feſt⸗ 
geſetzt. Deutſchland wird, ohne damit irgendeine 
Verpflichtung oder Verantwortung zu übernehmen, 
es ſich angelegen ſein laſſen, Polen den Bezug von 
Eiſenerzen zu erleichtern. 


Artikel 335 
Für Streitigkeiten zwiſchen der deutſchen Re⸗ 
gierung und der polniſchen Regierung über die Aus⸗ 
legung und Anwendung des Artikels 330 Abſ. 1, 
der Artikel 331, 333 und des Artikels 334 Abſ. 2 
Satz 1 iſt die Gemiſchte Kommiſſion zuſtändig. 
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Annexe (Article 334). 


Évaluation Provisoire des chiffres d’expor- 
tation de Minerais de zinc et de plomb 


a) D'après la statistique du mouvement des 
marchandises sur les chemins de fer allemands et 
celle de la navigation intérieure, l'Allemagne, 
sans compter la Haute Silésie, a exporté de 1911 
à 1913, une moyenne annuelle de 3,600 tonnes de 
minerais de zinc et de plomb à destination de la 
Haute Silésie polonaise. 

b) Les mines de zinc et de plomb de la partie 
allemande du-territoire plébiscité ont exporté de 
1911 à 1913, à destination de la Haute Silésie 
polonaise, les quantités moyennes suivantes: 


Anlage zu Sitel IV 


Vorläufige Berechnung der Ausfuhrziffern 
für Zink⸗ und Bleierze 

a) Deutſchland ohne Oberſchleſien hat im Durch⸗ 

ſchnitt der Jahre 1911 bis 1913 nach der Statiſtik 

der Güterbewegung auf deutſchen Eiſenbahnen und 

nach der Statiſtik der Binnenſchiſſahrt 3 600 t Zink⸗ 

und Bleierze nach Polniſch-Oberſchleſien ausgeführt. 


b) Aus den deutſchbleibenden oberſchleſiſchen Zink⸗ 
und Bleierzgruben ſind im Durchſchnitt der Jahre 
1911 bis 1913 folgende Mengen nach Polniſch-Ober⸗ 
ſchleſien verſandt worden: 


1911 1912 1913 


Mines restant à 
l'Allemagne 


Zinc | Plomb 


Zinc | Plomb Zine | Plomb 


Emiliensfreude . 

Friedrich... ... 

Jenny-Otto avec 
Fiedlerglück et 


Wilhelmsglück | 33,709 12,713 28,024 10,571] 39,649) 9,956 


Maria 3,339 8] 3,126 168 
Neue Viktoria... 13,940 923 16,788 1,147 
Neuhof .......! 31,148 3,203] 33.517 3,882 
Rocco 8.876 1.5460 2,119) 129 

Au total 88,740 20.035] 85,475 16,353] 95,400] 15,300 


Il résulte de ces chiffres que la moyenne annu- 
elle de 1911 à 1913 a été de 89,874 tonnes pour le 
minerai de zine et de 17,230 pour le minerai de 
plomb. (Ces chiffres sont basés sur les données 
fournies par la Statistique des mines et métallur- 
gies de Haute Silésie publiée par le Berg- und 
Hüttenmännischer Verein). II faut encore y 
ajouter les quantités extraites des gisements des 
champs restant à l'Allemagne de la mine de 
Bleischarley. 


1911 1912 1913 


Bei Deutſchland 


verbliebene Gruben] int Blei | Fink Blei] Zink | Blei 
1 


Arnold.. 
Emiliensfreude .. — A 
Friedrich — 18 
Jenny-Otto mit 

Fiedlerglück und 

Wilhelmeglück. 10571139 649 9 956 
Mai 8 3126 168 
Neue Viktoria 662013 9400 923116 Cet 1147 
Neuhof 302931 148! 3 203/33 517 3 882 
Nocockcko 1546] 2119 129 

Zuſammen . |88 740 20 035 85 475 16 353[95 400| 15 300 


Danach ergibt jih als Durchſchnitt der Jahre 1911 
bis 1913 für Zinkerze eine Menge von 89 874 t, für 
Bleierze eine Menge von 17 230 t. (Dieſe Zahlen 
ſtützen ſich auf die Angaben in der Statiſtik der ober⸗ 
ſchleſiſchen Berg⸗ und Hüttenwerke, herausgegeben 
vom Berg- und Hüttenmänniſchen Verein.) Dazu 
ſind noch die Mengen zu zählen, die aus den bei 
Deutſchland verbleibenden Feldern der Bleiſcharley⸗ 
grube ſtammen. 


CRT vous 


Titre V 
Eau 
Chapitre premier 
Installations publiques de distribution 
des eaux 
Première Section 
Principes Généraux 


Article 336. 


L'établissement hydraulique Adolfschacht près 
de Tarnowice, ainsi que les parties du réseau des 
conduites d’eau et les stations hydrauliques situées 
dans la partie polonaise du territoire plébiscité, en 
tant qu’elles appartiennent à la Prusse, deviennent, 
à la date du transfert de la souveraineté, propriété 
de la Pologne; avec tous les droits et obligations 
qui y sont attachés. 


Article 337 
Le transfert des installations qui passent à la 
Pologne conformément à l’article 336, s’effec- 
tuera sur la base d’un inventaire des objets meu- 
bles et immobiliers dont la cession est prévue, 
par l’entremise des délégués nommés à cet effet 
par les deux Parties contractantes. 


Article 338 
81 


1. — La Pologne reconnaît à l'Allemagne, pour 
une période de quinze ans à dater du transfert de 
la souveraineté, le droit exclusif d'utiliser les 
conduites d’eau de Zawada, de 400 et de 350 milli- 
mètres, entre Bobrek et Zaborze, pour autant 
qu'elles se trouvent en territoire polonais, ainsi 
que leurs embranchements desservant Biskupitz 
et le château d'eau de Chebzie (Morgenroth). 

2. — Toutefois, tant qu’elle jouira de ce droit 
exclusif, l'Allemagne accordera à la Pologne, sur 
la demande de celle-ci, pour l'alimentation en eau 
de son territoire, l’usage du réservoir intérieur du 
château d’eau, de manière à éviter tout mélange 
des eaux de l’Adolfschacht et de Zawada. Les 
installations nécessaires à cet effet, au sujet des- 
quelles les deux Gouvernements s’entendront, 
seront établies par l'Allemagne aux frais de la 
Pologne. L'Allemagne se charge de la surveillance, 
du service et de l’entretien du château d’eau, 
contre remboursement proportionnel des frais par 
la Pologne. La Pologne transmettra, par l'inter- 
médiaire de l’administration allemande du. service 
des eaux, les instructions nécessaires pour le ser- 
vice de la partie du château d’eau qu'elle utilise. 


82 
1 — L Allemagne accorde à la Pologne, pour 
une période de quinze ans à dater du transfert 
de la souveraineté, le droit exclusif d'utiliser les 


Sitel V 
Waſſer 
Kapitel l. 
Die ſtaatliche Waſſerverſorgungs⸗ 
anlage 
Abſchnitt ! 
Allgemeine Grundfäße 


Artikel 336 

Das Waſſerwerk Adolfſchacht bei Tarnowitz und 
die in Polniſch⸗Oberſchleſien belegenen Teile des 
Waſſerleitungsnetzes und der Waſſerleitungsanlagen 
gehen, ſoweit ſie im Eigentume des Preußiſchen 
Staates ſtehen, am Tage des Überganges der Staats⸗ 
hoheit mit allen Rechten und Pflichten in das Eigen⸗ 
tum Polens über. 


Artikel 337 
Die Übergabe der nach Artikel 336 in das Eigen⸗ 
tum Polens übergehenden Anlagen erfolgt auf Grund 
eines Verzeichniſſes der zu übergebenden beweglichen 
und unbeweglichen Gegenſtände durch Bevollmächtigte, 
die von den vertragſchließenden Teilen zu dieſem 
Zwecke ernannt werden. 


Artikel 338 
81 


(1) Polen räumt Deutſchland für einen Zeitraum 
von fünfzehn Jahren nach dem Übergange der Staats⸗ 
hoheit das ausſchließliche Benutzungsrecht an der 
400-mm⸗ bzw. 350 mm-Zawadaer-⸗Waſſerleitung zwi⸗ 
ſchen Bobrek und Zaborze, ſoweit ſie auf polniſchem 
Gebiete liegt, nebſt ihren Anſchlüſſen nach Biskupitz 
und nebſt dem Waſſerturm in Morgenroth ein. 


(2) Jedoch wird Deutſchland während der Zeit 
ſeines ausſchließlichen Benutzungsrechts Polen zur 
Verſorgung ſeines Gebiets auf Verlangen die Be- 
nutzung des inneren Behälters des Waſſerturms in 
der Weiſe geſtatten, daß eine Vermengung des Adolf— 
ſchachtwaſſers mit dem Zawadaer Waſſer nicht ſtatt⸗ 
findet. Die hierzu erforderlichen, von den Regierun⸗ 
gen zu vereinbarenden Einrichtungen werden auf 
Koſten Polens von Deutſchland hergeſtellt. Deutſch⸗ 
land übernimmt die Bewachung, Bedienung und 
Unterhaltung des Turmes gegen Erſtattung der an- 
teiligen Koſten durch Polen. Polen erteilt die für 
die Bedienung des ihm dienenden Turmteils erfor- 
derlichen Anweiſungen durch Vermittlung der Ver⸗ 
waltung der deutſchen Waſſerverſorgungsanlage. 


8 2 
Deutſchland räumt Polen auf die Dauer von fünf⸗ 
zehn Jahren nach dem Übergange der Staatshoheit 
das ausſchließliche Benutzungsrecht an den 350- und 
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conduites d’eau de l’Adolfschacht de 350 et 500 
millimètres qui vont d’Adolfschacht à Krölewska 
Huta (Kæœnigshütte) et à Chropaczéw (Schlesien- 
grube) en passant par Beuthen, de möme que la 
eonduite d’Adolfschacht de 250 millimetres qui 
va de Pawlow (Paulsdorf) en passant par Za- 
borze, pour autant que ces conduites d’eau se 
trouvent en territoire allemand. 


83 
1. — Chacun des deux États peut, avant l’ex- 
piration des quinze années, renoncer aux droits 
spécifiés aux paragraphes 1 et 2 du présent article 
moyennant préavis de six mois. 
2. — Les installations devront être en bon état 
lors du transfert. 


Article 339 
$ 1 


1. — La surveillance, le service et l’entretien 
des installations spécifiées au paragraphe 1 de 
l’article 338, incombent à l'Allemagne pendant la 
période où elle en aura l’usage. La surveillance, 
le service et l'entretien des installations spé- 
cifiées au paragraphe 2 de l’article 338, incombent 
à la Pologne pendant la période où elle en aura 
l’usage. 

2.— Chacun des deux États permettra et fa- 
cilitera autant que possible toutes les mesures 
que l’autre devra prendre pour assurer le bon 
entretien des installations spécifiées aux para- 
graphes 1 et 2 de l’article 338. 


82 

Tant que dureront les droits spécifiés à l’article 
338, chacune des deux Parties contractantes s’en- 
gage à donner aux personnes de l’autre partie qui 
doivent entretenir ou remettre en état les in- 
stallations spécifiées à l’article 338, aide et pro- 
tection dans l'exercice de leurs fonctions. Les 
Parties contractantes permettront que les ma- 
tériaux et outils, ustensiles, etc., nécessaires pour 
entretenir ou remettre en état lesdites instal- 
lations soient transportés d’un territoire à l’autre 
en franchise de tous droits d'entrée et de sortie, 
ainsi que de toutes taxes à l’occasion de l’impor- 
tation ou de l'exportation, ou de la délivrance de 
permis d'importation ou d'exportation. 


83 
Tant que dureront les droits spécifiés à l’article 
338, chacune des deux Parties contractantes s’en- 
Sage, sans préjudice des dispositions de l’article 
54, à ne rien changer aux prescriptions, en 
Yigueur au moment du transfert de la souverai- 
neté, qui ont été édictées pour protéger les in- 
Pons spécifiées à l’article 338, paragraphes 1 


8 4 
Les deux Parties contractantes maintiendront, 
Pendant quinze années, les prescriptions de police 
Sanitaire en vigueur dans le territoire plébiscité 
au moment du transfert de la souveraineté, en 
tant qu’elles concernent la distribution des eaux. 


500-mm⸗-Adolfſchachtleitungen, die von Adolſſchacht 
über Beuthen nach Königshütte und nach Schleſien⸗ 
grube führen, ſowie an der Adolfſchachtleitung von 
250 mm ein, die über Zaborze nach Paulsdorf führt, 
ſoweit dieſe Leitungen ſich auf deutſchem Gebiete 
befinden. 


(1) Jeder der beiden Staaten iſt berechtigt, die in 
den §8 1, 2 dieſes Artikels bezeichneten Rechte vor 
Ablauf der fünfzehn Jahre ſechs Monate nach An⸗ 
kündigung aufzugeben. 

(2) Die Anlagen müſſen ſich bei der Übergabe in 
betriebsſicherem Zuſtande befinden. 


Artikel 339 


8 1 
(1) Die Bewachung, Bedienung und Unterhaltung 
der im Artikel 338 § 1 bezeichneten Anlagen liegt 
während der Benutzungszeit Deutſchland, die Be⸗ 
wachung, Bedienung und Unterhaltung der im Ar- 
tikel 338 § 2 bezeichneten Anlagen während der Be— 
nutzungszeit Polen ob. 


(2) Beide Staaten geftatten und erleichtern alle 
Maßnahmen, die der andere Staat ergreifen muß, um 
die im Artikel 338 $S 1, 2 bezeichneten Anlagen in 
betriebsſicherem Zuſtand zu erhalten. 


82 

Die vertragſchließenden Teile gewährleiſten für die 
Geltungsdauer der im Artikel 338 bezeichneten Rechte 
den Perſonen des anderen Staates, denen die Unter⸗ 
haltung oder Inſtandſetzung der im Artikel 338 be⸗ 
zeichneten Anlagen obliegt, Schutz und Unterſtützung 
bei der Ausübung ihrer Tätigkeit. Sie geſtatten, daß 
die zur Unterhaltung oder Inſtandſetzung der An⸗ 
lagen erforderlichen Materialien, Handwerkszeuge 
und Geräte frei von allen Ein⸗ und Ausfuhrzöllen 
und von allen Ein⸗ und Ausfuhrabgaben von einem 


Teile des Abſtimmungsgebiets in den anderen gebracht 
werden. 


83 

Unbeſchadet der Vorſchrift des Artikels 354 ver⸗ 
pflichten ſich die vertragſchließenden Teile, für die 
Geltungsdauer der in Artikel 338 bezeichneten Rechte 
die zum Schutze der dortſelbſt in den 88 1, 2 bezeich⸗ 
neten Anlagen erlaſſenen und zur Zeit des Überganges 
5 Staatshoheit geltenden Vorſchriften nicht abzu⸗ 
ändern. 


8 4 
Die vertragſchließenden Teile werden während 
eines Zeitraums von fünfzehn Jahren die zur Zeit 
des Überganges der Staatshoheit im Abſtimmungs⸗ 
gebiete geltenden geſundheitspolizeilichen Beſtimmun⸗ 
gen, ſoweit ſie ſich auf die Waſſerverſorgung beziehen, 
aufrechterhalten. 
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Article 340 
SEN 


A dater du transfert de la souverainete, la Po- 
logne se substitue, dans les limites de la partie 
du territoire plébiserté qui lui est attribuée, à la 
Prusse, en ce qui concerne les contrats conclus 
par elle relativement à la fourniture d’eau et les 
obligations concernant la fourniture gratuite 
d’eau, sans préjudice des droits de la Pologne 
d'exiger le paiement vis-à-vis de tiers respon- 
sables. 

82 


1. — Pant que dureront les droits spécifiés à 
l’article 338, l'Allemagne s'engage à fournir l’eau 
à Ruda, Rudzka Kuznia (Rudahammer) et Glück- 
auf-Kolonie, en quantités correspondant aux 
quantités fournies jusqu’à la date du transfert de 
la souveraineté, et la Pologne s'engage à fournir 
aux consommateurs en territoire allemand, ali- 
mentés en eau par les conduites de 350 et 500 
millimètres mentionnées à l’article 338, para- 
graphe 2, l’eau en quantités correspondant à 
celles que ces consommateurs recevaient avant le 
transfert de la souveraineté, sauf dans le cas où 
l’une des deux Parties se chargerait elle-même, 
après préavis de six mois au moins, de fournir 
l’eau dans son territoire, pourvu qu'elle ne porte 
pas, en ce faisant, préjudice aux droits accordés 
par l’article 338 à l’autre Partie contractante. 

2. — L'installation de nouveaux branchements 
et la conclusion de contrats comportant une 
augmentation de la fourniture d’eau, ne sont per- 
mises, en ce qui concerne les conduites ci-dessus 
mentionnées, que si les deux Gouvernements sont 
d'accord. 

8 3 


La Pologne s’engage à fournir, pendant une 
période de quinze ans, l’eau aux communes de 
Friedrichswille et de Stollarzowitz, en quantités 
correspondant à celles qu’elles pouvaient exiger, 
conformément à leurs contrats avec la Prusse, à 
moins que l'Allemagne, avant l'expiration de ces 
quinze ans, ne se charge elle-même, apres préavis 
de six mois au moins, de fournir l’eau aux dites 
communes. À l’expiration des quinze ans, cet en- 
gagement sera renouvelé d'année en année par 
la Pologne, à moins que la Pologne ne déclare, un 
an à l’avance, son intention de cesser de fournir 
l’eau aux dites communes. 


8 4 

1. — Chacune des deux Parties contractantes 
s'engage à fournir l'eau dans le territoire de 
l’autre Partie aux mêmes conditions que dans le 
sien. Toutefois, les Parties contractantes se 
réservent d'exiger le versement d'une avance con- 
formément aux dispositions de l’article 348, para- 
graphe 2. Cette avance, ainsi que la taxe d’eau, 
seront perçues par les Parties contractantes sur 
leur propre territoire et seront versées à l’autre 
Partie contractante par le bureau spécialement 
désigné à cet effet du service des eaux allemand 
ou polonais, sitôt après la date d'échéance, que la 
perception ait eu lieu ou non. 

2. — Aucuns droits de douane ne seront prélevés 
sur la fourniture d’eau. 


Artikel 340 


8 1 

Mit dem Tage des Überganges der Staatshoheit 
tritt Polen für den ihm zugefallenen Teil des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets in die von Preußen abgeſchloſſenen 
Waſſerlieferungsverträge, ſowie unbeſchadet des Rech— 
tes, Zahlung von einem zur Zahlung verpflichteten 
Dritten zu verlangen, in die Verpflichtungen Preu— 
ßens zur unentgeltlichen Waſſerlieferung ein. 


8 2 

(1) Für die Geltungsdauer der im Artikel 338 be⸗ 
zeichneten Rechte übernimmt Deutſchland die Waſſer⸗ 
belieferung von Ruda, Rudahammer und Glückauf⸗ 
Kolonie, Polen die Waſſerbelieferung der an die im 
Artikel 338 82 bezeichneten 350: und 500 mm⸗Adolf⸗ 
ſchachtleitungen zwiſchen Adolfſchacht und Beuthen 
angeſchloſſenen, im deutſchen Teil des Abſtimmungs⸗ 
gebiets wohnhaften Abnehmer. Für den Umfang der 
Verpflichtung zur Waſſerlieferung iſt der Umfang des 
Waſſerbezugs zur Zeit des Überganges der Staats⸗ 
hoheit maßgebend. Die Verpflichtung endet, wenn 
der andere Staat erklärt, die Verſorgung in ſeinem 
Teilgebiet unbeſchadet des im Artikel 338 dem anderen 
Staate eingeräumten Nutzungsrechts ſelbſt zu über⸗ 
nehmen. Dieſe Erklärung iſt mindeſtens ſechs Mo⸗ 
nate vorher anzukündigen. 


(2) Neuanſchlüſſe und Vereinbarungen, die zu 
einer Mehrleiſtung von Waſſer verpflichten, ſind, hin⸗ 
ſichtlich der oben bezeichneten Leitungen nur im 
Falle des Einverſtändniſſes der beiden Regierungen 
zuläſſig. 


8 3 

Polen verpflichtet ſich auf die Dauer von fünfzehn 
Jahren den Gemeinden Friedrichswille und Stol⸗ 
larzowitz Waſſer in den Mengen zu liefern, deren 
Lieferung ſie auf Grund der mit Preußen abge⸗ 
ſchloſſenen Waſſerlieferungsverträge verlangen konn⸗ 
ten, ſofern nicht Deutſchland vor dieſem Zeitpunkt 
nach mindeſtens ſechs Monate vorher erfolgter An⸗ 
kündigung die Waſſerverſorgung dieſer Orte ſelbſt 
übernimmt. Dieſe Verpflichtung gilt jeweils als auf 
die Dauer eines Jahres erneuert, falls Polen nicht 
ein Jahr vor Ablauf der Verpflichtungszeit erklärt, 
die Waſſerbelieferung an die bezeichneten Gemeinden 
einzuſtellen. 


8 4 

(1) Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, 
Waſſer an die Abnehmer im anderen Teilgebiete zu 
denſelben Bedingungen wie an die Abnehmer im 
eigenen Gebiete zu liefern. Sie behalten ſich jedoch 
vor, gemäß den Beſtimmungen des Artikels 348 82 
die Zahlung eines Vorſchuſſes zu fordern. Der Vor⸗ 
ſchuß und der Waſſerpreis werden von den vertrag⸗ 
ſchließenden Teilen in ihrem eigenen Gebiet erhoben 
und durch eine von ihnen zu bezeichnende Stelle an 
die Verwaltungsſtelle der deutſchen oder der polniſchen 
Waſſerverſorgungsanlage alsbald nach Fälligkeit 
ohne Rückſicht auf den Eingang der Zahlung abge⸗ 
führt „ 


(2) Die Lieferung von Waſſer darf nicht mit Zoll⸗ 
abgaben belaſtet werden. 


EIER 


Article 341 

1. — Chaque mois, l’exeedent de ce que l'Alle- 
magne fournit aux consommateurs polonais sur ce 
que la Pologne fournit aux consommateurs alle- 
mands en vertu de l’article 340, sera calculé et 
réparti en une moyenne journalière. La Pologne 
s'engage à fournir quotidiennement à l’Allemagne 
sur sa demande, des quantités d’eau provenant de 
la conduite d’Adolfschacht, près du château d’eau 
de Chébzie (Morgenroth) jusqu’à concurrence de 
la moyenne journalière susdite du mois qui pré- 
cède. 

2, — A cet effet, les deux Parties contractantes 
établiront, à frais communs, un raccordement et 
un compteur d’eau près du château d'eau de 
Chebzie (Morgenroth). La taxe fixée pour l’eau 
fournie par la Pologne ne devra pas être plus 
élevée que la taxe fixée la même année par le ser- 
vice des eaux allemand. 


Article 342 
1. — Sans préjudice des dispositions des ar- 
ticles 338, 340, 341, 343, et 360, les raccordements 
entre les conduites d’eau des établissements Adolf- 
schacht et de Zawada seront supprimés aussi vite 
que possible, et les intéressés recevront l’eau d’un 
établissement de leur propre pays. 


2, — Les deux Parties contractantes entrepren- 
dront à leurs frais dans leurs territoires respectifs, 
les travaux nécessaires à cet effet. La suppression 
des raccordements entre les conduites d’eau et 
l'arrêt de la fourniture d’eau d’un territoire à 
l'autre, ne pourront avoir lieu qu’en tenant compte 
des dispositions des articles 343 à 353. 


Deuxième Section 
Dispositions Transitoires 


Article 343 

1. — Pour assurer l’alimentation en eau des 
deux parties du territoire plébiscité, un régime 
transitoire comportant une administration com- 
mune sera institué à partir du 1% avril 1922 
jusqu'au 1% avril 1924. Les deux Parties con- 
tractantes pourront, d'un commun accord, mettre 
fin à ce régime avant cette date, ou en décider, au 
plus tard le ler octobre 1923, la prolongation pen- 
dant un an. 

2. — Si, au cours de la période transitoire, des 
inconvénients qui auraient surgi de l’application 
des dispositions des articles 344 à 351 ne pou- 
vaient être supprimés par voie d'accord entre les 
deux Gouvernements, chacune des Parties con- 
tractantes pourrait recourir à la Commission 
mixte. . 

Article 344 


8 1 
Jusqu'à la fin du régime transitoire convenu à 
l’article 343, l'exploitation et l’administration du 
service publie des eaux seront assurées à frais 
communs par l'Allemagne et la Pologne, à titre 
d'entreprise commune d’utilité publique et d’après 
les principes en vigueur avant le transfert de la 


Artikel 341 


(1) Jeden Monat wird berechnet, inwieweit auf 
Grund des Artikels 340 Deutſchland an polniſche 
Abnehmer mehr geliefert hat als Polen an deutſche 
Abnehmer, und danach der Tagesdurchſchnitt des 
Überſchuſſes ermittelt. Polen verpflichtet ſich, 
Deutſchland auf Verlangen täglich Waſſer aus der 
Adolfſchachtleitung bei dem Waſſerturme Morgenroth 
bis zur Tagesdurchſchnittsmenge des vergangenen 
Monats zu liefern. 


(2) Zu dieſem Zwecke werden die vertragſchließen⸗ 
den Teile bei dem Waſſerturme Morgenroth auf ge⸗ 
meinſame Koſten eine Verbindungsſtelle herſtellen 
und einen Waſſermeſſer einbauen. Der für das von 
Polen abgegebene Waſſer berechnete Waſſerpreis darf 
nicht höher ſein, als der in demſelben Jahre von der 
deutſchen Waſſerverſorgungsanlage berechnete Preis. 


Artikel 342 
(1) Unbeſchadet der Beſtimmungen der Artikel 
338, 340, 341, 343 und 360 ſollen ſobald als möglich 
die Verbindungen zwiſchen den Waſſerwerken Adolf⸗ 
ſchacht und Zawada und ihren Rohrleitungen beſeitigt 
werden und die Beteiligten Waſſer aus den Anlagen 
des eigenen Landes erhalten. 


e) Die hierzu erforderlichen Umbauten werden 
die vertragſchließenden Teile in ihrem Gebiete für 
eigene Rechnung ausführen. Die Aufhebung der Ver⸗ 
bindungen zwiſchen den Rohrleitungen und die Ein⸗ 
ſtellung der Waſſerzufuhr aus dem einen Teilgebiet in 
das andere darf jedoch nur nach Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen der Artikel 343 bis 353 erfolgen. 


Abſchnitt II 
Beſtimmungen für die Abergangszeit 


Artikel 343 

(1) Um die Waſſerverſorgung der beiden Teile des 
Abſtimmungsgebiets ſicherzuſtellen, wird für die 
Zeit vom 1. April 1922 bis zum 1. April 1924 eine 
gemeinſame Verwaltung eingerichtet. Im gegenſeiti⸗ 
gen Einvernehmen der vertragſchließenden Teile 
kann die gemeinſame Verwaltung vor dieſem Zeit⸗ 
punkt aufgehoben oder ſpäteſtens am 1. Oktober 1923 
eine Verlängerung der gemeinſamen Verwaltung auf 
ein weiteres Jahr vereinbart werden. 

(2) Ergeben ſich innerhalb der Übergangszeit aus 
der Anwendung der in den Artikeln 344 bis 351 ge⸗ 
troffenen Beſtimmungen Unzuträglichkeiten, die nicht 
im Wege einer Verſtändigung unter den beiden Re⸗ 
gierungen beſeitigt werden können, ſo ſoll jeder Staat 
berechtigt ſein, ſich an die gemiſchte Kommiſſion zu 
wenden. 

Artikel 344 
8 1 

Bis zum Ende der im Artikel 343 vereinbarten 
Übergangszeit wird der Betrieb und die Verwaltung 
der Staatlichen Waſſerverſorgungsanlage von Deutſch⸗ 
land und von Polen nach den zur Zeit des Überganges 
der Staatshoheit geltenden Grundſätzen und gemäß 
den nachfolgenden Beſtimmungen als gemeinnütziges 
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souveraineté et les dispositions qui suivent. Les 
établissements Adolfschacht et de Zawada, ainsi 
que leurs conduites d’eau, serviront dans les 


mêmes conditions qu'auparavant à l’alimentation 


tant de la partie polonaise que de la partie alle- 
mande du territoire plébiscité. 


8 2 

1. — La fourniture d’eau à des localités ou à 
des entreprises individuelles qui, avant le transfert 
de la souveraineté, n’en bénéficiaient pas, ne pourra 
avoir lieu qu’à condition que l’alimentation en eau 
des anciens consommateurs n’en soit aucunement 
préjudiciée. 

2. — Chacune des deux Parties contractantes 
supportera seule les frais occasionnés par l’instal- 
lation de nouveaux branchements dans son terri- 


toire. 
Article 345 


1. — L'exploitation et l'administration du ser- 
vice des eaux seront assurées, pendant la période 
transitoire, par l’administration qui en était 
chargée avant le transfert de la souveraineté et 
conformément aux principes alors en vigueur. 
Toutefois, la Polögne sera représentée au sein de 
cette administration par un commissaire. 

2. — Ce commissaire, qui servira d'intermédiaire 
entre l'administration du service des eaux et les 
autorités polonaises, aura le droit : 


1° d'examiner tous les comptes et documents 
justificatifs, les pièces relatives aux établis- 
sements et installations hydrauliques qui se 
rapportent aux principes de la distribution de 
l’eau, et de prendre copie de ces comptes, 
pièces et documents, pour autant qu'ils con- 
cernent la Haute Silésie polonaise ; 

2° de demander une liste de tous les documents, 
pieces, cartes, plans, projets, statistiques, 
calculs, titres des concessions, dessins, etc. 
qui devront être livrés à la Pologne en vertu 
de l’article 352, paragraphe 8 : 


3° de collaborer, à titre d'égalité, à la fixation 
du montant des avances, de la taxe d’eau et 
de la somme mentionnée au paragraphe 3 de 
l’article 349, en se conformant aux principes 
en vigueur avant le transfert de la souverai- 
neté et à ceux du présent chapitre ; 

4° de participer, à titre d'égalité, à l’établisse- 
ment des plans de modification ou d'extension 
de l’Adolfschacht ; il sera tenu compte, dans 
toute la mesure du possible, des désirs ex- 
primés par le commissaire ; 

5° de collaborer, à titre d'égalité, à l’examen des 
réclamations formulées par les consomma- 


teurs et aux- décisions à prendre à leur 


égard ; 

6° de prendre part, à titre d'égalité, aux déci- 
sions relatives à la fourniture d’eau à des 
localités ou entreprises individuelles qui n’en 
recevaient pas avant le transfert de la sou- 
veraineté; 

7° d’approuver et de proposer l'engagement, le 
renvoi et le déplacement d'employés et d'ou- 


> 


Unternehmen für gemeinſame Rechnung weiterge- 
führt. Während dieſer Zeit dienen die Waſſerwerke 
Adolfſchacht und Zawada und die dazu gehörenden 
Rohrleitungen in dem bisherigen Umfang ſowohl 
der Waſſerverſorgung des polniſchen wie des deut- 
ſchen Teiles des Abſtimmungsgebiets. 
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(1) An Ortſchaften und Einzelbetriebe, denen 
nicht bereits zur Zeit des Überganges der Staats⸗ 
hoheit Waſſer geliefert wird, darf Waſſer nur abge- 
geben werden, wenn die Waſſerverſorgung der bis— 
herigen Verbraucher dadurch in keiner Weiſe beein— 
trächtigt wird. 

(2) Die durch neue Anſchlüſſe entſtehenden Koſten 
trägt jeder Staat in ſeinem Gebiet allein. 


Artikel 345 


(1) Der Betrieb und die Verwaltung der Waſſer⸗ 
verſorgungsanlage werden während der Übergangs⸗ 
zeit von der damit zur Zeit des Überganges der 
Staatshoheit betrauten Verwaltung nach den zu 
jener Zeit geltenden Grundſätzen weitergeführt. 
Polen beteiligt ſich an der Verwaltung durch einen 
Kommiſſar. 

(2) Dieſer Kommiſſar, dem gleichzeitig die Auf— 
gabe zufällt, erforderlichenfalls zwiſchen der Verwal⸗ 
tung der Waſſerverſorgungsanlage und den pol⸗ 


niſchen Behörden zu vermitteln, iſt berechtigt, 


1. ſämtliche Abrechnungen und Belege, die Akten 
über die Waſſerwerke und Waſſeranlagen, ſoweit 
ſie ſich auf die Grundſätze über die Waſſerver— 
ſorgung beziehen, zu prüfen und von ihnen, ſo⸗ 
weit fie Polniſch⸗Oberſchleſien betreffen, Ab⸗ 
ſchriften und Abzeichnungen zu nehmen, 


2. die Aufſtellung und Übergabe eines Verzeich— 
niſſes über ſämtliche gemäß Artikel 352 § 3 an 
Polen zu übergebenden Akten, Dokumente, 
Karten, Pläne, Projekte, Statiſtiken, Berech⸗ 
nungen, Konzeſſionspapiere, Zeichnungen uſw. 
zu verlangen, 

3. an der Feſtſetzung der Höhe der Vorſchüſſe, des 
Waſſerpreiſes ſowie des gemäß Artikel 349 § 3 
feſtzuſetzenden Betrags gemäß den bis zum 
Übergange der Staatshoheit geltenden und den 
in dieſem Kapitel beſtimmten Grundſätzen pari⸗ 
tätiſch mitzuwirken, 

4. bei der Aufſtellung des Bauplans für die Um⸗ 
und Erweiterungsbauten des Adolfſchachts pari⸗ 
tätiſch mitzuwirken, wobei die von dem Kom⸗ 
miſſar geäußerten Wünſche nach Möglichkeit be- 
rückſichtigt werden ſollen, 

5. bei der Prüfung von Beſchwerden der Waffer: 
abnehmer und bei den erforderlichen Entſchei— 
dungen paritätiſch mitzuwirken, 


6. bei der Entſcheidung über die Waſſerabgabe an 
zur Zeit des Überganges der Staatshoheit nicht 
belieferte Ortſchaften und Einzelbetriebe pari⸗ 
tätiſch mitzuwirken, 


7. die Neueinſtellung, Kündigung, Entlaſſung und 
Verſetzung von Angeſtellten und Arbeitern in 
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vriers en Haute Silésie polonaise, ainsi que 
la dénonciation de contrats de travail; 
8° de demander la suppression des inconvénients 
prévus à l’article 343, alinéa 2. 


Article 346 

1. — Les fonctionnaires, employés et ouvriers 
du service des eaux, chargés de la surveillance, du 
service et de l’entretien de l'établissement Adolf- 
schacht et des conduites d’eau en Haute Silésie 
polonaise — pour autant qu’ils ne possèdent pas 
de permis de circulation ou ne se trouvent pas 
dans les conditions normalement requises pour en 
obtenir — pourront recevoir, en vue de vaquer à 
leurs occupations, des laissez-passer, en suivant 
l’analogie des dispositions de l’article 270. Ces 
laissez-passer leur seront délivrés sur production 
de certificats spéciaux de la direction du service. 


2. — Ces personnes pourront en outre recevoir, 
aux fins désignées ci-dessus, l'autorisation de 
passer la frontiére en dehors des endroits de 
passage ordinaires, ainsi que la nuit. Cette autori- 
sation sera mentionnée sur leur laissez-passer, 
ainsi que les endroits spéciaux de passage. 

3. — Les règlements de douane des Parties con- 
tractantes ne subissent aucune atteinte de ce fait 
Cependant, on permettra le passage en franchise 
des outils et ustensiles, et du matériel de répara- 
tion, ainsi que des moyens de transport néces- 
saires. 

4. — Sous réserve de toutes dispositions spé- 
ciales à ce sujet, la Pologne garantit la plus 
entière protection et assistance au personnel du 
service des eaux stationné en Haute Silésie polo- 
naise, sans distinction de nationalité. 


: 


i 
Article 347 

Pendant la période transitoire, les matériaux 
nécessaires au fonctionnement et à l’entretien des 
installations du service des eaux pourront passer 
d’une partie du territoire plébiscité dans l’autre 
en franchise de tous droits d’entrée et de sortie, 
ainsi que de toutes taxes à l’occasion de l’impor- 
tation ou de l'exportation, ou de la délivrance de 
permis d'importation ou d'exportation. Les ma- 
chines et pièces de rechange, ainsi que les ma- 
tériaux nécessaires pour les agrandissements de 
l'établissement Adolfschacht prévus à l’article 349, 
pourront être importés d' Allemagne en franchise 
de tous droits de douane pendant toute la durée 

de la période transitoire. ; 


Article 348, 
8 1 


1. — Le montant total des taxes d’eau incom- 
bant à la Haute Silésie polonaise sera porté au 
compte de la Pologne par l'administration du ser- 
vice des eaux, dès que sera fixé le taux normal de 
cette taxe, c’est-à-dire le taux calculé également 
pour tous les consommateurs, conformément aux 
règlements alors en vigueur (einheitlicher Wasser- 
zins). La Pologne devra remettre cette somme, 
ainsi que le montant des arrérages dus avant le 
1° avril 1922 à la-Berghauptkasse de Hindenburg, 
par l'intermédiaire de son commissaire, sans tenir 


N 


Polniſch⸗Oberſchleſien zu genehmigen und zu be- 
antragen, 

8. die Beſeitigung der im Artikel 343 Abſ. 2 be⸗ 
zeichneten Unzuträglichkeiten zu verlangen. 


Artikel 346 


(1) Den Beamten, Angeſtellten und Arbeitern der 
Waſſerverſorgungsanlage, die mit der Bewachung, 
Bedienung und Unterhaltung des Waſſerwerks 
Adolfſchacht und der Waſſerleitungen in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien beauftragt ſind, werden zum Zwecke der 
Ausübung dieſer Tätigkeit, ſoweit ſie keine Verkehrs⸗ 
karte beſitzen oder nach den allgemeinen Beſtimmun⸗ 
gen erhalten können, auf Grund beſonderer, von der 
Betriebsleitung ausgeſtellter Beſcheinigungen erfor⸗ 
derlichenfalls Verkehrskarten nach Maßgabe des Ar⸗ 
tikels 270 erteilt werden. 


(2) Ihnen kann ferner die Befugnis gegeben wer⸗ 
den, zu den bezeichneten Zwecken die Grenze auch 
außerhalb der gewöhnlichen Übergangsſtellen und zur 
Nachtzeit zu überſchreiten. Dieſe Befugnis iſt unter 
Angabe der beſonderen Übergangsſtellen auf der Ver⸗ 
kehrskarte zu vermerken. 

(3) Die Zollvorſchriften der vertragſchließenden 
Teile bleiben unberührt. Jedoch iſt die zollfreie Be⸗ 
förderung des erforderlichen Handwerkszeuges und 
Geräts ſowie des Inſtandſetzungsmaterials, ein⸗ 
ſchließlich der nötigen Beförderungsmittel, geſtattet. 


(4) Polen gewährleiſtet unbeſchadet der in Be- 
tracht kommenden beſonderen Beſtimmungen den in 
Polniſch-Oberſchleſien ſtationierten Angeſtellten und 
Arbeitern der Waſſerverſorgungsanlage, ohne Rück⸗ 
ſicht auf ihre Staatsangehörigkeit, weiteſtgehend 
Schutz und Unterſtützung. 


Artikel 347 

Während der Übergangszeit können die für den Be⸗ 
trieb und die Unterhaltung der Einrichtungen der 
Waſſerverſorgungsanlage notwendigen Materialien 
frei von allen Ein⸗ und Ausfuhrzöllen und von allen 
Ein⸗ und Ausfuhrabgaben von einem Teil des Ab- 
ſtimmungsgebiets in den anderen befördert werden. 
Die zu dem im Artikel 349 vorgeſehenen Ausbau des 
Adolfſchachts erforderlichen Maſchinen, Maſchinen⸗ 
teile und Materialien können während der ganzen 
Dauer der Übergangszeit zollfrei aus Deutſchland be⸗ 
zogen werden. 


Artikel 348 


8 1 

(1) Der Geſamtbetrag der auf Polniſch⸗Ober⸗ 
ſchleſten entfallenden Vergütung für die Lieferung von 
Waſſer wird von der Verwaltung der Waſſerverſor⸗ 
gungsanlage alsbald nach der Feſtſtellung des einheit⸗ 
lichen Waſſerpreiſes, d. h. des gleichmäßig für alle 
Waſſerabnehmer nach den geltenden Vorſchriften be⸗ 
rechneten Preiſes, Polen in Rechnung geſtellt. Polen 
hat dieſen Betrag ſowie den Betrag der bis zum 
1. April 1922 geſchuldeten Rückſtände durch ſeinen 
Kommiſſar ohne Rückſicht auf den Eingang der Zah⸗ 
lungen in Polniſch⸗Oberſchleſten an die Berghaupt⸗ 
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comte de la proportion des taxes déjà encaissées 
ou non encore encaissées en Haute Silésie polo- 
naise La Pologne devra remettre de la même 
manière les avances mentionnées au paragraphe 2 
du présent article. Le montant des taxes d’eau 
incombant aux deux parties du territoire plébis- 
cité, y compris les taxes pour les quantités d’eau 
que chacune des Parties contractantes s'est 
engagée à fournir gratuitement à des consomma- 
teurs et que chacune des Parties contractantes 
utilise pour son propre usage, ainsi que des 
avances relatives à toutes ces taxes, portera in- 
teret à 5%, s’il n'est pas versé à la caisse susmen- 
tionnée deux semaines au plus tard à dater de 
l'échéance. 


2. — En ce qui concerne le montant des arré- 
rages dus avant le 1° avril 1922, la date d’éché- 
ance est fixée à trente jours à dater de la demande 
officielle de paiement par la Berghauptkasse de 
Hindenburg. 

82 

Tous les eonsommatenrs d’eau, y compris les 
Parties contractantes, pour les quantités d'eau 
qu'elles utilisent pour leur propre usage et qu'elles 
se sont engagées à fournir à des consommateurs, 
devront verser leurs avances sur la taxe qu'ils 
auront à payer d'après le taux normal, de trois 
mois en trois mois pendant toute la période tran- 
sitoire. Le premier versement aura lieu le premier 
jour du trimestre qui suit le transfert de la sou- 
veraineté. Les avances s'élèvent au quart de la 
taxe payée l’année précédente, sans préjudice du 
droit de l'administration de réclamer un supplé- 
ment correspondant à une augmentation prévue 
du taux normal de la taxe. Pour autant qu'il 
s’agit du territoire polonais, le montant de 
l'avance sera communiqué aux consommateurs, 
deux semaines au moins avant l'échéance, par 
l’intermediaire du commissaire polonais. 


Article 349 
8 1 


Les Parties contractantes s'engagent à con- 
tinuer immédiatement pendant la période tran- 
sitoire, les travaux commencés aux établissements 
Adolfschacht et de Zawada, afin que l’acerois- 
sement du rendement de ces deux établissements 
puisse atteindre le degré que les deux Gouver- 
nements auront prévu. 


8 2 

Les frais des travaux faits ou à faire à l’Adolf- 
schacht et à Zawada incombent à la Pologne et 
à lAllemagne respectivement en tant que, con- 
formément aux régles normales de l’administra- 
tion, ils sont payables après le 1” avril 1922. 
On ne tiendra pas compte à cet égard du moment 
où ces travaux ont été commandés ou exécutés. 
L'Allemagne et la Pologne verseront les avances 
nécessaires pour l'exécution de ces travaux. Si 
ces avances ne sont pas versées à la Berghaupt- 
kasse de Hindenburg, au plus tard deux semaines 
après la demande de l'administration du service 
des eaux, elles porteront intérêt à 5 %. 


kaſſe in Hindenburg abzuführen. Das gleiche gilt von 
den im S2 dieſes Artikels erwähnten Vorſchüſſen. 
Die auf beide Teile des Abſtimmungsgebiets ent 
fallenden Waſſerpreisbeträge, einſchließlich der Ve- 
träge für die Waſſermengen, die von den vertrag— 
ſchließenden Teilen den Abnehmern unentgeltlich zu 
liefern ſind, oder für den eigenen Gebrauch entnom⸗ 
men werden, ſowie die Vorſchüſſe darauf ſind, ſoweit 
ſie nicht zwei Wochen nach der Fälligkeit bei der 
Berghauptkaſſe in Hindenburg eingezahlt worden find, 
mit fünf vom Hundert zu verzinſen. 


(2) Der Betrag der bis zum 1. April 1922 geſchul⸗ 
deten Rückſtände wird einen Monat nach der förm⸗ 
lichen Zahlungsaufforderung durch die Berghauptkaſſe 
in Hindenburg fällig. 


8 2 

Sämtliche Waſſerabnehmer, einſchließlich der ver⸗ 
tragſchließenden Teile für die im eigenen Betriebe 
verwendeten und für die an die Abnehmer unentgelt⸗ 
lich zu liefernden Waſſermengen, haben während der 
ganzen Dauer der Übergangszeit auf den von ihnen 
zu entrichtenden einheitlichen Waſſerpreis viertel⸗ 
jährliche Vorſchüſſe zu leiſten. Die erſte Zahlung hat 
an dem auf den Übergang der Staatshoheit folgenden 
erſten Vierteljahrserſten zu erfolgen. Der Vorſchuß 
beträgt ein Viertel des Betrags der Waſſerrechnung 
für das vergangene Jahr. Die Verwaltung iſt be⸗ 
rechtigt, einen der vorausſichtlichen Geſtaltung des 
einheitlichen Waſſerpreiſes entſprechenden Zuſchlag zu 
erheben. Die Höhe des Vorſchuſſes iſt, ſoweit das 
polniſche Gebiet in Frage kommt, den Waſſerabneh⸗ 
mern ſpäteſtens zwei Wochen vor der Fälligkeit des 
Vorſchuſſes durch Vermittlung des polniſchen Kom⸗ 
miſſars mitzuteilen. 


Artikel 349 


8 1 

Die Deren Roc AE Teile verpflichten ſich, 
während der Übergangszeit ohne Unterbrechung den 
begonnenen Ausbau der Waſſerwerke Adolfſchacht und 
Zawada ſoweit durchzuführen, daß die von den beiden 
Regierungen in Ausſicht genommene Erhöhung der 
e der beiden Waſſerwerke erreicht 
wird. 


8 2 

Die Koſten für die Arbeiten in Adolfſchacht und in 
Zawada trägt ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt der 
Beſtellung oder Ausführung jeder Staat für ſich, ſo⸗ 
weit ſie nach den für die Verwaltung geltenden 
Grundſätzen nach dem 1. April 1922 zu entrichten 
find. Deutſchland und Polen haben die für die Aus⸗ 
führung der Arbeiten erforderlichen Vorſchüſſe zu 
leiſten. Sind die Vorſchüſſe nicht ſpäteſtens zwei 
Wochen nach Anforderung durch die Verwaltung bei 
der Berghauptkaſſe in Hindenburg eingegangen, ſo 
ſind ſie mit fünf vom Hundert zu verzinſen. 
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8 3 

On fixera chaque année la part des frais 
encourus en raison des travaux d'extension de 
l’Adolfschacht et de Zawada, qui sera amortie 
à l’aide d'une augmentation du taux normal de la 
taxe d’eau. Cette part sera la même pour les deux 
établissements. Les sommes avancées par l’Alle- 
magne pour couvrir ces frais seront remboursées 
avec priorité. 


Article 350 


1. — Pour calculer le taux normal de la taxe 
d’eau pendant la période transitoire, on prendra 
pour base, comme précédemment, la valeur totale 
des installations du service des eaux telle qu’elle 
ressort des livres, et sans tenir compte de l’évalua- 
tion de la Commission des réparations prévue à 
l’article 256 du Traité de Paix de Versailles. Le 
capital représenté par cette valeur devra, comme 
précédemment, porter intérêts et être amorti. La 
part d’intérêts et d'amortissement qui sera portée 
au crédit de la Pologne sera calculée d’après la 
valeur des installations qui reviennent à la Po- 
logne, par rapport à la valeur totale des installa- 
tions du service des eaux dans le territoire 
plébiscité. 

2. — Les sommes avancées par les deux Parties 
contractantes pour la modification et l’elargis- 
sement de l’Adolfschacht et de Zawada, qui ne 
seraient pas couvertes par les taxes d’eau et 
autres recettes courantes, porteront intérêts 
à 5 % et seront couvertes par une augmentation 
du taux normal de la taxe d’eau. La proportion 
des sommes ‘avancées à amortir sera fixée an- 
nuellement. Les intérêts et l'amortissement seront 
en premier lieu imputés sur les avances à faire 
Par chacune des Parties contractantes. 


Article 351 


Le Beirat sera maintenu pendant la période 
transitoire. 


Article 352 
8 1 


1. — A l'expiration de la période transitoire, 
la Pologne pourra prendre définitivement pos- 
Session des installations mentionnées à l’ar- 
ticle 336. 

2. — Toutes les modifications survenues au 
Cours de la période transitoire devront être con- 
signées dans l'inventaire mentionné à Tar- 
ticle 337 ; ainsi complété, cet inventaire servira 
de base pour la prise de possession définitive 


mentionnée à l’alinéa 1. 


8 2 
A l'expiration de la période transitoire, la 
Pologne sera substituée à la Prusse en ce qui 
Concerne les droits et devoirs de celle-ci à l’égard 
es employés et ouvriers en Haute Silésie po- 
lonaise. 
83 


L’Allemagne s’engage à remettre à la Pologne 
tous les documents, pièces, cartes, plans, projets, 
Statistiques, calculs, titres de concessions, des- 
Sins, etc, qui concernent les installations qui 
passent à la Pologne. 


83 

Alljährlich wird feſtgeſetzt, welcher Betrag von den 
für die Erweiterungsbauten in Adolfſchacht und Za⸗ 
wada aufgelaufenen Koſten in dem betreffenden Jahre 
durch entſprechende Erhöhung des einheitlichen 
Waſſerpreiſes getilgt werden ſoll. Dieſer Betrag muß 
für beide Waſſerwerke gleich hoch ſein. Die von 
Deutſchland auf dieſe Koſten verauslagten Beträge 
ſind ihm mit Vorrang zu erſtatten. 


Artikel 350 

(1) Für die Berechnung des einheitlichen Waſſer⸗ 
preiſes in der Übergangszeit wird, ohne Rückſicht 
auf die im Artikel 256 des Friedensvertrags von 
Verſailles vorgeſehene Wertfeſtſetzung durch die Re⸗ 
parationskommiſſion, wie bisher der Wert der An— 
lagen, wie er ſich aus den Büchern ergibt, zugrunde 
gelegt. Das dieſem Werte entſprechende Kapital iſt 
wie bisher zu verzinſen und zu tilgen. Von den 
Zinſen und den Tilgungsbeiträgen wird Polen der 
Anteil gutgebracht, der ſich aus dem Verhältnis des 
Wertes der an Polen fallenden Anlagen zu dem ge⸗ 
ſamten Werte der im Abſtimmungsgebiete belegenen 
Einrichtungen der ſtaatlichen Waſſerverſorgungs⸗ 
anlage ergibt. 

(2) Die durch den Waſſerpreis und die anderen 
laufenden Einnahmen nicht gedeckten, von den 
vertragſchließenden Teilen verauslagten Koſten 


der Um⸗ und Erweiterungsbauten in Adolfſchacht 


und in Zawada ſind durch entſprechende Erhöhung 
des einheitlichen Waſſerpreiſes mit fünf vom Hun⸗ 
dert zu verzinſen und nach einem jährlich feſtzu⸗ 
ſetzenden Satze zu tilgen. Die Zins⸗ und Tilgungs⸗ 
beiträge werden in erſter Reihe auf die von den bei- 
den vertragſchließenden Teilen zu leiſtenden Vor⸗ 
ſchüſſe verrechnet. 


Artikel 351 


Der bisherige Beirat ſoll auch während der Über— 
gangszeit beibehalten werden. 


Artikel 352 
81 
(1) Nach Ablauf der Übergangszeit übernimmt 


Polen endgültig die im Artikel 336 bezeichneten An⸗ 
lagen. 


(2) Alle während der Übergangszeit eingetretenen 
Veränderungen ſind in das im Artikel 337 erwähnte 
Verzeichnis aufzunehmen. So vervollſtändigt, bildet 
das Verzeichnis die Grundlage für die im Abſ. 1 er⸗ 
wähnte endgültige Übernahme. 


8 2 
Nach Ablauf der Übergangszeit tritt Polen in alle 
Rechte und Pflichten des preußiſchen Staates gegen⸗ 
über den Angeſtellten und Arbeitern in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien ein. 


83 
Deutſchland verpflichtet ſich, Polen ſämtliche Akten, 
Dokumente, Karten, Pläne, Projekte, Statiſtiken, 
Berechnungen, Konzeſſionspapiere, Zeichnungen uſw., 
welche die an Polen übergehenden Anlagen betreffen, 
herauszugeben. 


* . 
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Article 353 


Dès l’expiration de la période transitoire, et 
sans préjudice des articles 338, 340, 341 et 360, 
les réseaux allemands et polonais de conduites 
d’eau seront complètement distincts, et l’alimenta- 
tion en eau se fera indépendamment dans la partie 
polonaise et dans la partie allemande du territoire 
plébiscité. 

Troisième Section 
Disposition Générale 
Article 354 
Les deux Gouvernements pourront à tout mo- 


ment modifier d’un commun accord les dispositions 
des deux sections qui précèdent. 


Chapitre Il 
Autres installations de distribution d’eau. 


Article 355 


1. — Pour autant qu’à la date du transfert de 
la souveraineté des établissements ne relevant 
pas du service public des eaux fournissent de 
beau à des consommateurs résidant dans l’autre 
partie du territoire plébiscité, les Parties con- 
tractantes s'engagent à leur permettre, pendant 
une période de quinze ans, de fournir de l’eau 
d'une partie du territoire dans l’autre, dans les 
mêmes quantités qu'auparavant et en franchise 
de tous droits de douane. Elles s'engagent égale- 
ment à accorder la protection de leurs tribunaux 
aux revendications fondées en droit qui concernent 
cette fourniture d’eau. 

2, — Aucune installation visée au présent 
article ne pourra fournir dans l’autre partie du 
territoire plébiscité des quantités d’eau supé- 
rieures à celles qu’elle fournissait au moment du 
transfert de la souveraineté, sans avoir obtenu 
préalablement la permission des autorités compé- 
tentes de la partie du territoire plébiscité où elle 
est située. 


Chapitre III 
Alimentation en eau des cercles 
de Beuthen-Ville et de Beuthen-Campagne. 


Article 356 
8. 


La Pologne s’engage à n’entraver d’aucune 
manière l'exécution du contrat relatif à l’appro- 
visionnement d’eau de Beuthen-Ville et de Beu- 
then-Campagne, conclu entre la Ville de Beuthen 
et la Vereinigte Königs- und Laurahütte-Aktien- 
gesellschaft comme propriétaire du Gottgebe- 
glückschacht. La Pologne s’engage, pour la 
durée de quinze ans à dater du transfert de la 
souveraineté, à permettre, en franchise de tous 
droits de douane, la fourniture d’eau du Gott- 
gebeglückschacht dans la partie allemande du 
territoire plébiscité. Les installations suivantes 
sont indispensables à cet effet : une conduite d’eau 
de 300 millimètres entre le Gottgebeglückschacht 


Artikel 353 


Mit dem Ablauf der Übergangszeit werden — 
unbejchadet der Beſtimmungen der Artikel 338, 340, 
341 und 360 — das deutſche und das polniſche Rohr⸗ 
leitungsnetz vollſtändig getrennt. Mit der gleichen 
Maßgabe vollzieht ſich die Waſſerverſorgung des 
deutſchen und des polniſchen Teiles des Abſtimmungs⸗ 
gebiets fortan unabhängig voneinander. 


A bſchnitt III 
Allgemeine Beſtimmung 
Artikel 354 


Die Regierungen der vertragſchließenden Teile 
können die Beſtimmungen der vorangehenden beiden 
Abſchnitte jederzeit im gegenſeitigen Einvernehmen 
abändern. 


Kapitel Il 
Andere Waſſerverſorgungsanlagen 


Artikel 355 


(1) Swoeit zur Zeit des Überganges der Staats⸗ 
hoheit nicht zur Staatlichen Waſſerverſorgungsan⸗ 
lage gehörende Anlagen Waſſer an im anderen Teil 
des Abſtimmungsgebiets wohnende Abnehmer lie 
fern, verpflichten ſich die vertragſchließenden Teile, 
auf die Dauer von fünfzehn Jahren die Zuführung 
des Waſſers von einem Teil des Abſtimmungs⸗ 
gebiets in den anderen im bisherigen Umfang zoll⸗ 
frei zu geſtatten. Sie verpflichten ſich gleichzeitig, 
den gerichtlichen Schutz für die Anſprüche zu gewähr- 
leiſten, die dieſe Waſſerlieferungen betreffen. 


(2) Keine der in dieſem Artikel bezeichneten An- 
lagen darf ohne vorherige Zuſtimmung der zuſtän⸗ 
digen Behörden des Teilgebiets, in dem ſie belegen 
iſt, in das andere Teilgebiet größere Waſſermengen 
liefern als zur Zeit des Überganges der Staatshoheit. 


Kapitel Ill 


Waſſerverſorgung des Stadthkreiſes 
und Landkreiſes Beuthen 


Artikel 356 


8 1 

Polen verpflichtet ſich, die Ausführung des von 
der Stadt Beuthen mit der Vereinigten Königs⸗ 
und Laurahütte Akt.⸗Geſ. als Eigentümerin des 
Gottgebeglückſchachts über die Waſſerverſorgung des 
Stadtkreiſes und des Landkreiſes Beuthen getroffe⸗ 
nen Abkommens nicht zu hindern und auf die Dauer 
von fünfzehn Jahren ſeit dem Übergange der Staats⸗ 
hoheit die zollfreie Lieferung des Waſſers vom Gott⸗ 
gebeglückſchachte nach dem deutſchen Teil des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets zu geſtatten. Hierzu ſind folgende 
Anlagen unentbehrlich: eine Waſſerleitung von 
300 mm zwiſchen dem Gottgebeglückſchacht und dem 
Waſſerturm von Beuthen dieſer Waſſerturm mit 
einem Faſſungsraume von 1000 ebm nebſt Wärter⸗ 
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et le château d’eau de Beuthen, ledit château 
d'eau contenant un réservoir de 1000 mètres 
cubes et un logement de gardien, un terrain d’en- 
viron un demihectare, des lignes téléphoniques, 
une conduite d’eau de 450 millimètres entre le 
château d’eau et la frontière séparant les deux 
parties du territoire plébiscité près de Brzezinka 
(Birkenhain) avec une installation comprenant 
quatre compteurs d’eau. 


8 2 
A l'expiration des quinze années ou dès que la 
Ville de Beuthen déclarera n’avoir plus besoin des 


installations mentionnées au paragraphe 1, la- 


Pologne pourra racheter à la ville de Beuthen ces 
installations à leur valeur du jour. Si, six mois 
après la déclaration susmentionnée, la Pologne 
m'a pas fait usage de son droit de rachat, la ville 
de Beuthen pourra enlever ces installations et les 
transporter en Allemagne en franchise de tous 
droits, ou en disposer de toute autre manière. 


$ 3 
Les dispositions des articles 339 et 346 sont 
applicables mutatis mutandis en ce qui concerne 
la surveillance, le service et l’entretien des instal- 
lations susmentionnées par la ville de Beuthen. 


Article 357 
8 1 


1. — La Pologne reprendra, dans les six mois à 
dater du transfert de la souveraineté, les installa- 
tions suivantes : 

1° La conduite en fonte de 400 millimètres 
appartenant à la ville de Beuthen, entre le 
château d’eau de Beuthen et Rosaliengrube, 
sur une longueur de 3 40° mètres, avec un 
compteur d’eau ; 

2300 mètres de la conduite en acier et en 
fonte de 300 millimètres dont la moitié 
appartient au cercle de Beuthen-Ville et la 
moitié au cercle de Beuthen-Campagne, entre 
l’Andalusiengrube et l’embranchement des 
Oberschlesische Stickstoffwerke allant vers 
Chorzöw, avec un compteur d’eau dont l’usage 
est permis, moyennant rétribution, aux Ober- 
schlesische Stickstoffwerke. La Pologne assu- 
mera tous les droits et obligations se 
rattachant à la partie reprise ; 
3° la conduite appartenant au cercle de Beuthen- 
ampagne et servant à l’alimentation en eau 
des localités de Brzezinka (Birkenhain), 
Wielka Dabröwka (Groß-Dombrowka), Ka- 
mien (Kamin), Szarlej (Scharley), Piekary 
(Deutsch Piekar), à partir du point où elle 
est branchée sur la conduite principale de 

Beuthen. 
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2. — La ville de Beuthen continuera provisoire- 
ment à assurer comme par le passé l’exploita- 
tion des installations désignées aux chiffres 2 et 3 
du-paragraphe 1, contre remboursement des frais. 
Elle aura le droit, sous réserve des dispositions 
de l’article 358, de dénoncer cette obligation 
moyennant préavis de six mois. 


© 


2 


gebäude, ein Areal von zwei Morgen, Fernſprech⸗ 
leitungen, eine Waſſerleitung von 450 mm zwiſchen 
dem Waſſerturme und der die beiden Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets trennenden Grenze bei Birkenhain. 
nebſt Waſſermeſſeranlage mit vier Waſſermeſſern. 


82 
Nach Ablauf von fünfzehn Jahren oder ſobald die 

Stadt Beuthen erklärt, der im § 1 bezeichneten 
Waſſerverſorgungsanlagen nicht mehr zu benötigen, 
iſt Polen berechtigt, die bezeichneten Anlagen der 
Stadt Beuthen zum Zeitwert zu erwerben. Macht 
Polen binnen einer Friſt von ſechs Monaten nach 
dem Zugang der Erklärung von dieſem Rechte 
keinen Gebrauch, ſo iſt die Stadt Beuthen berechtigt, 
die Anlagen herauszunehmen und abgabefrei nach 
Deutſchland zu ſchaffen oder über ſie anderweit zu 
verfügen. 

83 


Auf die Bewachung, Bedienung und Unterhaltung 
der Anlagen durch die Stadt Beuthen finden die Be⸗ 
ſtimmungen der Artikel 339 und 346 entſprechende 
Anwendung. 


Artikel 357 
8 1 


Polen übernimmt binnen einer Friſt von ſechs 
Monaten nach dem Übergange der Staatshoheit fol- 
gende Anlagen: 

1. die der Stadt Beuthen gehörende gußeiſerne 
Waſſerleitung von 400 mm zwiſchen dem 
Waſſerturme von Beuthen und der Roſaliengrube 
in einer Länge von 3,4 km nebſt einem Waſſer⸗ 
meſſer; 

2. die dem Stadtkreiſe und dem Landkreiſe Beu⸗ 
then je zur Hälfte gehörende Waſſerleitung 
von Stahl⸗ und Gußröhren von 300 mm zwi⸗ 
ſchen der Andaluſiengrube und der nach Chorzow 
führenden Anſchlußleitung der Oberſchleſiſchen 
Stickſtoffwerke in einer Länge von 2,3 km nebſt 
einem Waſſermeſſer, deren Benutzung gegen 
Entgelt den Oberſchleſiſchen Stickſtoffwerken 
überlaſſen iſt, mit den darauf ruhenden Ver⸗ 
pflichtungen und Rechten; 


3. die dem Landkreiſe Beuthen gehörende, zur 
Waſſerverſorgung der Ortſchaften Birkenhain, 
Großdombrowka, Kamin, Scharley und 
Deutſch Piekar dienende Waſſerleitung von dem 
Punkte ab, wo dieſe Waſſerleitung von der 
Beuthener Hauptwaſſerleitung abgezweigt iſt. 
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Die Stadt Beuthen wird den Betrieb der im 8 1 
unter Ziffer 2 und 3 bezeichneten Anlagen gegen Er⸗ 
ſtattung der Koſten in der bisherigen Weiſe vorläufig 
weiterführen. Sie iſt, ſoweit ſich nicht aus dem Ar⸗ 
tikel 358 ein anderes ergibt, berechtigt, dieſe Ver⸗ 
pflichtung mit einer Friſt von ſechs Monaten zu 
kündigen. 
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On se reportera à la date de la reprise des in- 
stallations désignées au paragraphe 1 pour les 
évaluer. Au cas où la valeur de ces installations 
à cette date serait inférieure à leur valeur à la 
date du transfert de la souveraineté, le prix à 
payer sera fixé d’après leur valeur à la date du 
transfert de la souveraineté. 


8 4 

Le prix de reprise des installations désignées 
aux chiffres Let 2 du paragraphe 1 sera payé en 
monnaie allemande à la ville de Beuthen un mois 
après la remise des installations à la Pologne. 
Le paiement du prix de reprise de la conduite 
désignée au chiffre 3 du paragraphe 1, fera l’objet 
d’un accord spécial qui sera conclu au cours des 
négociations relatives au règlement des affaires 
du cercle de Beuthen-Campagne. 


Article 358 
8 1 


1. — Pendant cinq ans, à dater du transfert 
de la souveraineté, la ville de Beuthen s'engage 
à fournir à Brzezinka (Birkenhain), Wielka 
Dabréwka (Gross-Dombrowka), Kamien (Kamin), 
Szarlej (Scharley) et Piekary (Deutsch Piekar), 
suivant la manière dont ces localités étaient an- 
térieurement alimentées en eau, des quantités 
d’eau correspondant à celles que Beuthen reçoit 
de Gottgebeglückschacht. Tant que dure cette 
obligation, d’autres localités ou entreprises indi- 
viduelles ne pourront prendre de l’eau à la con- 
duite destinée à l'alimentation en eau des loca- 
lités énumérées, qu'avec le consentement de la ville 
de Beuthen. 

2. — La Pologne pourra, avant l'expiration des 
cinq ans, se charger elle-même d’alimenter en eau 
les localités énumérées, moyennant préavis de six 
mois. La séparation des conduites d’eau aura 
lieu au plus tard à l’expiration des cinq ans. 


82 
Le contrat conclu le 16 août 1921 entre la ville 
de Beuthen et le cerele de Katowice-Campagne, 
reste applicable pendant la période pendant la- 
quelle il a été conclu ; toutefois, au lieu d’être 
alimentée en eau par la Prusse, Beuthen le sera 
par la Pologne avec l’eau de l’Adolfschacht. 


Article 359 
8 1 


1. — La quantité d’eau fournie par Beuthen aux 
localités énumérées au paragraphe 1 de l’article 
358, sera contrôlée par un compteur d’eau situé à 
la bifurcation de la conduite de Brzezinka (Birken- 
hain) et de la conduite principale de Beuthen. 

2. — Si le compteur d’eau est dérangé, la con- 
sommation d’eau sera calculée d’après la moyenne 
des trois mois qui précèdent. 


.. 8 2 
1. — La ville de Beuthen fixera le taux normal 
de la taxe d’eau pour les dites localités, de la 
même manière qu'elle le faisait avant le transfert 
de la souveraineté. Le montant total des taxes 


83 
Für die Feſtſetzung des Wertes der im $ 1 bezeich- 
neten Anlagen iſt der Zeitpunkt der Übernahme der 
Anlagen maßgebend. Iſt der Wert zu dieſer Zeit 
niedriger als zur Zeit des Überganges der Staats⸗ 
hoheit, ſo iſt der letztere Wert maßgebend. 


8 4 

Der Gegenwert für die im § 1 unter Ziffer 1 
und 2 bezeichneten Anlagen wird einen Monat nach 
der Übernahme durch Polen an die Stadt Beuthen 
in deutſcher Währung bezahlt. Für die Zahlung des 
Gegenwerts für die im § 1 unter Ziffer 2 bezeichnete 
Anlage bleiben die näheren Vereinbarungen den Yer- 
handlungen über die Auseinanderſetzung, betreffend 
den Landkreis Beuthen, vorbehalten. 


Artikel 358 
8 1 

(1) Die Stadt Beuthen iſt verpflichtet, während 
eines Zeitraums von fünf Jahren nach dem Über⸗ 
gange der Staatshoheit den Ortſchaften Birkenhain, 
Groß Dombrowka, Kamin, Scharley und Deutſch⸗ 
Piekar nach Maßgabe der ihr vom Gottgebeglück⸗ 
ſchacht gelieferten Waſſermengen in derſelben Weiſe, 
wie dieſe Ortſchaften bisher Waſſer erhalten hatten, 
Waſſer zu liefern. Für die Dauer dieſer Verpflich⸗ 
tung dürfen andere Ortſchaften und Einzelbetriebe 
Waſſer aus der für die Verſorgung der aufgezählten 
Ortſchaften beſtimmten Leitung nur mit Zuſtim⸗ 
mung der Stadt Beuthen entnehmen. 


(2) Polen kann vor Ablauf der fünf Jahre die 
Waſſerverſorgung der aufgezählten Ortſchaften ſechs 
Monate nach Ankündigung ſelbſt übernehmen. Spä⸗ 
teſtens nach Ablauf der fünf Jahre werden die Waſ⸗ 
ſerleitungen getrennt. 
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Der Vertrag vom 16. Auguſt 1921 zwiſchen der 
Stadt Beuthen und dem Landkreiſe Kattowitz bleibt 
für den Zeitraum, für den er geſchloſſen iſt, in 
Kraft, mit der Maßgabe, daß Polen verpflichtet iſt, 
an Stelle Preußens der Stadt Beuthen Waſſer aus 
dem Adolfſchacht zuzuführen. 4 


Artikel 359 


81 

(1) Die von der Stadt Beuthen den im § 1 des 
Artikels 358 aufgezählten Ortſchaften gelieferte Waſ⸗ 
ſermenge wird durch einen an der Abzweigſtelle der 
Leitung nach Birkenhain von der Beuthener Haupt⸗ 
leitung eingebauten Waſſermeſſer kontrolliert. 

(2) Im Falle einer Störung des Waſſermeſſers 
iſt die Waſſerentnahme nach dem Durchſchnitt der 
letzten drei Monate zu berechnen. 


82 
(1) Die Stadt Beuthen ſetzt den einheitlichen 
oh für die erwähnten Ortſchaften in ber- 
ſelben Weiſe feft wie bis zum Übergange der Staats⸗ 
hoheit. Der Geſamtbetrag des von dieſen Ortſchaf⸗ 
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d'eau dues par les dites localités sera calculé 
mensuellement. Le Gouvernement polonais désig- 
nera le bureau chargé d'effectuer les paiements 
et en avisera la ville de Beuthen. Les versements 
auront lieu en monnaie allemande à la Stadt- 
hauptkasee de Beuthen, quinze jours au plus tard 
après la remise du compte. 

2.— Au cas où une monnaie polonaise serait 
introduite avec cours légal en Haute Silésie 
polonaise, et où Beuthen paierait la taxe d’eau 
au Gottgebeglückschacht en monnaie polonaise, 
le bureau susmentionné pourrait effectuer ses 
paiements à Beuthen en monnaie polonaise, 


Chapitre IV 


Reserves naturelles d’eau de Tarnowice 
et d’Olkusz 


Article 360 
8 1 


Si, au cours de la période de quinze ans à 
dater du transfert de la souveraineté, il devenait 
impossible d’assurer soit temporairement soit 
d'une manière permanente une alimentation en 
eau suffisante à la partie allemande du territoire 
plébiscité, à l’aide des réserves naturelles qui 
alimentent actuellement ce territoire, la Pologne 
devrait, même après l'expiration de la période 
transitoire prévue à l’article 343 et sans préjudice 
des dispositions de l’article 341, fournir à la partie 
allemande du territoire plébiscité de l’eau de ses 
propres sources en exploitation, sans toutefois 
causer de perturbations trop considérables dans 
l’alimentation de la partie polonaise du territoire 
plébiscité. La taxe à payer pour l’eau prise dans 
ces conditions ne sera pas grevée de droits de 
douane et ne devra pas être supérieure au prix 
fixé par le service des eaux polonais pour les 
consommateurs en territoire polonais alimentés 
en eau dans les mêmes conditions. 


8 2 

Lors de la séparation des deux réseaux de con- 
duites d’eau prévue à l’article 353, un certain 
nombre de raccordements seront maintenus à cet 
effet entre les deux réseaux. Ces raccordements 
seront pourvus de compteurs d’eau et demeure- 
ront fermés en temps normal. Un accord sera 
conclu au cours de la période transitoire pour dé- 
terminer le nombre et l'emplacement de ces raccor- 
dements. 


83 
Si, en raison des obligations stipulées au pré- 
sent article, il devenait nécessaire d'augmenter le 
diamètre de conduites d’eau polonaises ou d’en 
établir de nouvelles, les deux Gouvernements pren- 


draient les mesures requises par voie d'accord 
spécial. 


Article 361 
1. — Si, au cours de la période de quinze ans à 
dater du transfert de la souveraineté, il devenait 
impossible d'assurer à la partie allemande du terri- 
toire Plébiscité une alimentation en eau suffisante 
à l’aide des réserves naturelles qui alimentent 


ten zu zahlenden Waſſerpreiſes wird monotlich be⸗ 
rechnet. Die polniſche Regierung wird die Stelle 
bezeichnen, der die Zahlung obliegt, und hiervon der 
Stadt Beuthen Kenntnis geben. Die Zahlung hat 
binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung der Rech⸗ 
nung bei der Stadthauptkaſſe in Beuthen in deutſcher 
Reichswährung zu erfolgen. 

(2) Falls in Polniſch⸗Oberſchleſien die polniſche 
Währung eingeführt wird und die Stadt Beuthen 
an den Gottgebeglückſchacht den Waſſerpreis in pol⸗ 
niſcher Währung zahlt, kann die obenbezeichnete 
Stelle die Zahlungen an die Stadt Beuthen in pol⸗ 
niſcher Währung leiſten. 


Kapitel 4 


Die Waſſervorräte von Tarnowitz 
und Olkusz 


Artikel 360 
8 1 


Sollte innerhalb eines Zeitraums von fünfzehn 
Jahren ſeit dem Übergange der Staatshoheit eine 
ausreichende Waſſerverſorgung des bei Deutſchland 
verbleibenden Teiles des Abſtimmungsgebiets aus den 
dieſes Gebiet gegenwärtig verſorgenden Waſſervor⸗ 
räten vorübergehend oder dauernd unmöglich werden, 
ſo hat Polen auch nach Beendigung der in Artikel 343 
vorgeſehenen Übergangszeit und unbeſchadet der Be⸗ 
ſtimmungen des Artikels 341 aus ſeinen eigenen, bis⸗ 
her erſchloſſenen Quellen Waſſer für den deutſchen 
Teil des Abſtimmungsgebiets zu liefern, ſoweit dies 
ohne weſentliche Beeinträchtigung der Waſſerverſor⸗ 
gung Polniſch⸗Oberſchleſiens geſchehen kann. Der 
Preis für dieſes Waſſer darf nicht mit Zöllen belegt 
werden und nicht höher ſein als der von der pol⸗ 
niſchen Waſſerverſorgungsanlage bei gleichen Liefe⸗ 
rungsverhältniſſen den im polniſchen Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets wohnhaften Abnehmern berech⸗ 
nete Preis. 


8 2 

Zu dieſem Zwecke wird bei der im Artikel 353 
vorgeſehenen Trennung der beiden Waſſerleitungs⸗ 
netze eine beſtimmte Zahl von Verbindungsſtellen 
zwiſchen den Netzen beibehalten. Die Verbindungs⸗ 
ſtellen ſind mit Waſſermeſſern zu verſehen und unter 
normalen Verhältniſſen geſchloſſen zu halten. Über 
die Zahl und die Lage der Verbindungsſtellen wird 
während der Übergangszeit eine Vereinbarung ge⸗ 
troffen werden. 


8 3 
Sollte aus Anlaß der in dieſem Artikel enthaltenen 
Vereinbarungen eine Vergrößerung des Durchmeſſers 
der beſtehenden oder die Anlage neuer polniſcher 
Rohrleitungen notwendig werden, ſo werden die 
beiden Regierungen die notwendigen Maßnahmen in 
einem beſonderen Abkommen vereinbaren. 


Artikel 361 
(1) Sollte während der Dauer von fünfzehn 
Jahren nach dem Übergange der Staatshoheit eine 
ausreichende Waſſerverſorgung des deutſchbleibenden 
Teils des Abſtimmungsgebiets aus den dieſes Gebiet 
verſorgenden Waſſervorräten unmöglich werden, und 
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actuellement ce territoire, et si la Pologne ne pou- 
vait, sans causer de préjudice important aux con- 
sommateurs de sa propre partie du territoire plé- 
biscité, fournir de l'eau de ses propres sources en 
exploitation, l'Allemagne pourrait exiger que la 
Pologne mit- en exploitation ses réserves naturelles 
d’eau situées près de Tarnowice, et, au cas où elles 
ne suffiraient pas, celles d’Olkusz, afin de mettre à 
la disposition de l'Allemagne, à des conditions èqui- 
tables, une quantité d’eau telle que les intérêts 
des deux parties du territoire plébiscité et, le cas 
échéant, les intérêts du territoire alimenté par 
Olkusz, soient également sauvegardés. 

2. — Les deux Gouvernements concluront, le 
cas échéant, des accords spéciaux pour régler cette 
question. 


Article 362 


1. — Si, auc cours de la période de quinze ans 
à dater du transfert de la souveraineté, il deve- 


nait impossible d,assurer à la zone industrielle de 


la Haute Silésie polonaise une alimentation en eau 
suffisante à l’aide des réserves naturelles de la 
Haute Silésie polonaise et d’Olkusz, et si l’Alle- 
magne, par l'intermédiaire de son service des eaux 
ou du service successeur, mettait de nouvelles sour- 
ces en exploitation dans sa partie du territoire plé- 
biscité, l'Allemagne s'engage à mettre, à des con- 
ditions équitables, à la disposition de la zone 
industrielle, l'excédent d’eau dont elle peut ainsi 
disposer sans porter préjudice à l’alimentation en 
eau de sa partie du territoire plébiscité. 


2. — Les deux Gouvernements concluront, le 
cas échéant, des accords spéciaux pour régler cette 
question. 


Article 363 


1. — Si le rendement de l’établissement de Za- 
wada se trouvait diminué soit par suite de tra- 
vaux de recherches (Schürfarbeiten), d'excavation 
ou de forage entrepris avec le consentement du 
Gouvernement conformément aux Ordannances de 
police du 3 Septembre 1893 et du 6 juin 1894 
(Amtsblatt der Regierung zu Oppeln, année 1893, 
Ne 37 ; année 1894, No 27), soit par suite de la 


mise en exécution autorisée de plans d’éxploita- 


tion minière, conformément à l’Allgemeines Berg- 
gesetz für die Preuflischen Staaten du 24 juin 1865 


(Gesetzsammlung, page 705), l'Allemagne ne 


pourra pas exiger que la Pologne accomplisse les 
obligations stipulées aux articles 360 et 361. 

2. — Le refus par la Pologne de fournir de 
l’eau pour les raisons prévues à l’alinéa 1, devra 
être accompagné d'un exposé des faits qui le 
motivent. . 


Article 364 


1. — Tant que la Pologne se servira de l’Adolf- 


schacht pour alimenter en eau la Haute Silésie 
polonaise, mais pour une durée de quinze ans au 
plus à dater du transfert de la souveraineté, 
l'Allemagne s'engage à ce que le débit de l’Adolf- 
schacht ne soit pas diminué par des travaux de 


recherches, d’excavation ou de forage entrepris 
dans la partie allemande de la zone de proteetion 


des sources (Wasserschutzbezirk) avec le consen- 
tement du Gouvernement, conformöment aux Or- 
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iſt Polen ohne weſentlichen Nachteil für die Waſſer⸗ 
abnehmer des eigenen Teilgebiets nicht in der Lage, 
Waſſer aus den erſchloſſenen Waſſervorräten ſeines 
Gebiets abzugeben, ſo kann Deutſchland verlangen, 
daß Polen die Waſſervorräte bei Tarnowitz und, 
falls dieſe nicht ausreichen, die Waſſervorräte bei Ol⸗ 
kuſz erſchließt, um daraus Deutſchland zu angemeſſe⸗ 
nen Bedingungen Waſſermengen zur Verfügung zu 
ſtellen, die den Intereſſen beider Teile des Abſtim⸗ 
mungsgebiets und, ſoweit eine Belieferung aus Ol⸗ 
kuſz erfolgt, auch den Intereſſen des von Olkuſz ver⸗ 
ſorgten Gebiets entſprechen. 


(2) Die beiden Regierungen werden gegebenenfalls 
ef Regelung dieſer Frage beſondere Vereinbarungen 
treffen. 


Artikel 362 


(1) Sollte während der Dauer von fünfzehn Jah⸗ 
ren ſeit dem Übergange der Staatshoheit eine aus⸗ 
reichende Waſſerverſorgung des Induſtriegebiets 
Polniſch⸗Oberſchleſiens aus den dort und bei Olkuſz 
befindlichen Waſſervorräten unmöglich werden und 
Deutſchland durch die Staatliche Waſſerverſorgungs⸗ 
anlage oder deren Rechtsnachfolgerin in ſeinem Teile 
des Abſtimmungsgebiets neue Waſſerquellen er⸗ 
ſchließen, ſo iſt Deutſchland verpflichtet, für das pol⸗ 
niſche Induſtriegebiet den Überſchuß an Waſſer zu an⸗ 
gemeſſenen Bedingungen zur Verfügung zu ſtellen, 
den es entbehren kann, ohne die Waſſerverſorgung des 
deutſchen Teiles des Abſtimmungsgebiets zu beein⸗ 
trächtigen. 

(2) Die beiden Regierungen werden gegebenenfalls 
ang dieſer Frage beſondere Vereinbarungen 
treffen. 


Artikel 363 


(1) Deutſchland darf von Polen die Erfüllung der 
in den Artikeln 360 und 361 übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen nicht verlangen, wenn die Ergiebigkeit 
des Waſſerwerks Zawada durch Schürfarbeiten, Ein⸗ 
grabungen oder Bohrungen, die gemäß den Polizei⸗ 
verordnungen vom 9. September 1893 und 6. Juni 
1894 (Amtsblatt der Regierung zu Oppeln, Jahr⸗ 
gang 1893 Stück 37, Jahrgang 1894 Stück 27) von 
der Regierung genehmigt worden ſind oder durch die 
Ausführung von Betriebsplänen gemäß dem All⸗ 
gemeinen Berggeſetz für die preußiſchen Staaten vom 
24. Juni 1865 (Geſetzſammlung S. 705) beein⸗ 
trächtigt worden iſt. 


(2) Verweigert Polen die Waſſerlieferung unter 
Berufung auf einen der im Abſ. 1 angegebenen 
Gründe, ſo iſt Polen verpflichtet, die Tatſachen, die 
dieſe Weigerung begründen, darzulegen. 


Artikel 364 


(1) Solange Polen Polniſch-Oberſchleſien aus dem 
Adolfſchachte verſorgt, längſtens jedoch bis zur Dauer 
von fünfzehn Jahren ſeit dem Übergange der Staats⸗ 
hoheit, verpflichtet ſich Deutſchland, die Ergiebigkeit 
des Adolfſchachts nicht durch Schürfarbeiten, Ein⸗ 
grabungen oder Bohrungen, die gemäß den Polizei⸗ 


verordnungen vom 9. September 1893 und 6. Juni 


1894 genehmigt worden ſind oder durch Ausführung 
von Betriebsplänen gemäß dem Allgemeinen Berge 
geſetz für die preußiſchen Staaten innerhalb des bei 


_  donnances de police du 9 septembre 1893 et du 
6 juin 1894, ou par la mise en exécution dans 
cette partie, de plans d'exploitation minière, con- 
formément à l’Allgemeines Berggeseiz für die 
Preußischen Staaten. | 

2. — S'il se produisait néanmoins une diminution 
dans le débit de l’Adolfschacht par suite de 
travaux mentionnés à l'alinéa 1, I' Allemagne 
compensera cette diminution soit en augmentant 
le débit de l’Adolfschacht, soit en ouvrant de nou- 
velles réserves naturelles d’eau, soit en fournissant 
de l’eau provenant de ses propres sources ou de 
celles de la partie polonaise dont une certaine 
quantité d’eau est à la disposition de l’Allemagne. 


Article 365 
8 1 


1. — Si, indépendamment des dispositions des 
articles 361 et 364, les réserves naturelles d’eau 
de Tarnowice et d'Olkusz non encore exploitées 
venaient à être utilisées pour l’alimentation en eau 
de la Haute Silésie polonaise, l'Allemagne pour- 
rait exiger que la Pologne mette à sa disposition, 
à des conditions équitables, une quantité d’eau 
telle que les intérêts des deux parties du territoire 
plébiscité — et, le cas échéant, les intérêts du 
territoire alimenté par Olkusz — soient également 
sauvegardés. 

2. — Si, pour faire droit à la demande for- 
mulée par l'Allemagne, il était nécessaire d’aug- 
menter le diamètre des conduites polonaises ou 
d’en établir de nouvelles, les deux Gouvernements 
prendraient les mesures requises par voie d'accord 
spécial. 
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Si la Pologne n'ouvre pas ses réserves natu- 
relles d’eau pres de Tarnowice, l'Allemagne 
pourra, indépendamment des dispositions de 
l’article 361, au cours de la période de quinze ans 
à dater du transfert de la souveraineté, exiger 
que la Pologne ouvre elle-même ces réserves ou 
accorde à une entreprise de son choix le droit de 
les ouvrir afin de contribuer à l'alimentation en 
eau de la partie allemande du territoire plébiscité. 
Dans ce cas, la Pologne pourra exiger, pour 
l'alimentation en eau de la Haute Silésie polo- 
8 naise et, dans la mesure où il resterait un excé- 
A dent d’eau, pour l’alimentation du reste de son 
| territoire, que l'Allemagne mette à sa disposition, 
à des conditions équitables, une quantité d’eau 
telle que les intérêts des deux parties du terri- 
tore plébiscité soient également sauvegardés. 
Les dispositions du paragraphe 1, alinéa 2, sont 
applicables. Le droit à l'eau des sources ouver- 
= tes aux termes des paragraphes 1 et 2 n’est pas 

3 limité à une période quelconque. 


Chapitre V 
Maintien et dénonciation des contrats relatifs 
à la fourniture d’eau 
Article 366 
1. — Les dispositions contenues dans le pré- 
sent titre entraîneront de droit les modifications 


nécessaires dans les contrats concernant la four- 
niture d’eau sans porter atteinte à leur validité. 


PIS ii A 


Deutſchland verbleibenden Teiles des Waſſerſchutz⸗ 
bezirks zu beeinträchtigen. 


e) Tritt dennoch eine Beeinträchtigung der Er⸗ 
giebigkeit des Adolfſchachts durch Arbeiten der im 
Abſ. 1 bezeichneten Art ein, jo wird Deutſchland, ſei 
es durch Erhöhung der Ergiebigkeit des Adolfſchachts, 
ſei es durch die Belieferung mit Waſſer aus eige⸗ 
nen Quellen oder aus Quellen des polniſchen Teil⸗ 
gebiets, deren Waſſer ihm in gewiſſer Menge zur Ver⸗ 
fügung ſteht, Erſatz leiſten. 


Artikel 365 
8 1 


(1) Werden, abgeſehen von den Beſtimmungen der 
Artikel 361 und 364, in Polen die bei Tarnowitz oder 
bei Olkuſz vorhandenen, bisher nicht erſchloſſenen 
Waſſervorräte, zum Zwecke der Waſſerverſorgung von 
Polniſch⸗Oberſchleſien erſchloſſen, ſo kann Deutſch⸗ 
land verlangen, daß zu angemeſſenen Bedingungen 
Waſſermengen zur Verfügung geſtellt werden, die den 
Intereſſen beider Teile des Abſtimungsgebiets 
und, ſoweit eine Belieferung aus Olkuſz erfolgt, auch 
den Intereſſen des von Olkuſz verſorgten Gebiets 
entſprechen. 

(2) Sollte infolge eines ſolchen Verlangens 
Deutſchlands eine Vergrößerung des Durchmeſſers 
der beſtehenden polniſchen Rohrleitungen oder die 
Anlage neuer Leitungen notwendig werden, ſo wer⸗ 
den die beiden Regierungen die notwendigen Maß⸗ 
nahmen in einem beſonderen Abkommen vereinbaren. 

8 2 

(1) Erſchließt Polen die bei Tarnowitz vorhan⸗ 
denen Waſſervorräte nicht, ſo kann Deutſchland, ab⸗ 
geſehen von den Beſtimmungen des Artikels 361, 
während der Dauer von fünfzehn Jahren ſeit dem 
Übergange der Staatshoheit verlangen, daß Polen 
dieſe Vorräte ſelbſt erſchließt, oder einem von ihm 
auszuwählenden Unternehmen das Recht einräumt, 
ſie ſeinerſeits zur Verſorgung des deutſchbleibenden 
Teiles des Abſtimmungsgebiets zu erſchließen. Polen 
kann in dieſem Falle verlangen, daß zum Zwecke der 
Waſſerverſorgung von Polniſch⸗Oberſchleſien und, 
ſoweit ein Waſſerüberſchuß vorhanden iſt, auch des 
ſonſtigen polniſchen Gebiets zu angemeſſenen Bedin⸗ 
gungen Waſſermengen zur Verfügung geſtellt wer⸗ 
den, die den Intereſſen beider Teile des Abſtim⸗ 
mungsgebiets entſprechen. Die Beſtimmungen des 
81 Abſ. 2 finden entſprechende Anwendung. Das 
Waſſerbenutzungsrecht an den gemäß SS 1, 2 er⸗ 
ſchloſſenen Waſſerquellen iſt zeitlich nicht beſchränkt. 


Kapitel V 
Aufrechterhaltung und Kündigung 
der Waſſerlieferungsverträge 


Artikel 366 


(1) Die Beſtimmungen dieſes Titels haben von 
Rechts wegen die notwendigen Abänderungen der be⸗ 
ſtehenden Waſſerlieferungsverträge zur Folge, ohne 
ihre Geltung in Frage zu ſtellen. 

f 22* 


2. — Les contrats conclus avec le service des 
eaux et dont la résiliabilité n’est pas stipulée, 
pourront, à l'expiration de la période transitoire, 
être dénoncés à tout moment, moyennant préavis 
de six mois — sans qu'il soit rien changé à 
l'obligation elle-même de fournir de l'eau — en 
vue de permettre l'adaptation de ces contrats 
aux conditions nouvelles. 
ee ag ei 

Chapitre VI 
Solution des differends 


Article 367 

La Commission mixte est compétente pour 
statuer sur toute contestation s'élevant entre le 
Gouvernement allemand et le Gouvernement 
polonais au sujet de l’interprétation ou de l’appli- 
cation des articles 337, 338 et 339, paragraphes 1 
et 2 des articles 340, 341, 342, 344 à 347, de 
l'article 348, paragraphe 1, des articles 349 à 355, 
des articles 360, 362 et 365, paragraphe 1, ali- 
néa 1, ainsi que des accords qui seraient conclus 
en vertu des dispositions des articles 360, 361, 
362 et 365, paragraphe 1, alinéa 2, et para- 
graphe 2. 

Article 368. 

1. — Le Tribunal arbitral est compétent pour 
trancher toute contestation de la nature ci- 
dessous désignée concernant l'application ou 
l'exécution des dispositions du présent titre. 

1° Contestations entre le Gouvernement po- 

lonais et le Gouvernement allemand résul- 
tant des articles 363 et 364 ; 

2° Contestations relatives à des revendications 

surgissant entre la ville de Beuthen et le 
Gouvernement polonais, ou le cercle de 
Katowice-Campagne, ou des localités énu- 
mérées à l’article 358, paragraphe 1, et résul- 
tant de droits prévus à l'article 356, para- 
graphes 1, 2, phrase 2, et aux articles 358 
et 359. 

2. — S'il appert qu'une diminution du débit de 
l’Adolfschacht doit être attribuée aux travaux 
mentionnés à l’article 364, et si l'alimentation 
en eau de la Haute Silésie polonaise s’en trouve 
menacée, le Tribunal arbitral sera compétent, à 
la demande de la Pologne, pour donner d’urgence 
des ordres provisoires en vue d’assurer l’alimen- 
tation en eau de la Haute Silésie polonaise. 


Article 369 

Les prix de reprise mentionnées à l’article 356, 
paragraphe 2, phrase 1 et à l’article 357, para- 
graphe 1, chiffres 1 à 3, sont fixes par deux ar- 
bitres, désignés respectivement par les deux Par- 
ties. Si ces arbitres ne tombent pas d’accord, ils 
choisissent un président, et, s'ils ne peuvent pas 
s'entendre sur un choix commun, le Tribunal ar- 
bitral désigne un président. 


166 


(2) Waſſerlieferungsverträge der Staatlichen Waf- 
ſerverſorgungsanlage, in denen eine Kündbarkeit 
nicht vorgeſehen iſt, können nach Ablauf der Über⸗ 
gangszeit, unbeſchadet der Verpflichtung zur Waſſer⸗ 
belieferung ſelbſt, mit ſechsmonatlicher Friſt jederzeit 
gekündigt werden, um ihre Anpaſſung an die neuen 
Verhältniſſe zu ermöglichen. 


Kapitel VI 
Entſcheidung von Streitigkeiten 


Artikel 367 


Die Gemiſchte Kommiſſion iſt zuſtändig für alle 
Streitigkeiten zwiſchen der deutſchen Regierung und 
der polniſchen Regierung über die Auslegung und 
Anwendung der Artikel 337, 338, des Artikels 339 
§§ 1, 2, der Artikel 340, 341, 342, 344 bis 347, des 
Artikels 348 $ 1, der Artikel 349 bis 355, der Ar⸗ 
tikel 360, 362, des Artikels 365 § 1 Abſ. 1 ſowie der 
auf Grund der Artikel 360, 361, 362, des Ar⸗ 
tikels 365 $ 1 Abſ. 1, § 2 abgeſchloſſenen Abkommen. 


Artikel 368 
(1) Das Schiedsgericht iſt zuſtändig zur Entſchei⸗ 
dung von Streitigkeiten der unten bezeichneten Art, 
die ſich aus der Anwendung und Durchführung dieſes 
Titels ergeben. 

1. Streitigkeiten zwiſchen der polniſchen Regierung 
und der deutſchen Regierung über die Auslegung 
und Anwendung der Artikel 363 und 364. 

2. Streitigkeiten zwiſchen der Stadt Beuthen und 
der polniſchen Regierung oder dem Landkreis 
Kattowitz oder den im Artikel 358 § 1 aufge- 
zählten Ortſchaften über Anſprüche, die auf den 
im Artikel 256 § 1, $ 2 Satz 2 oder im Ar⸗ 
tikel 358 und 359 vorgeſehenen Rechten beruhen. 


(2) Ergibt ſich, daß die Beeinträchtigung der Er⸗ 
giebigkeit des Adolfſchachts auf Arbeiten der im Ar⸗ 
tikel 364 bezeichneten Art zurückzuführen iſt, und 
iſt die Waſſerverſorgung Polniſch-Oberſchleſiens in⸗ 
folge dieſer Beeinträchtigung bedroht, ſo kann das 
Schiedsgericht auf Antrag Polens ſchleunige einſt⸗ 
weilige Anordnungen treffen, um die Waſſerverſor⸗ 
gung Polniſch⸗Oberſchleſiens ſicherzuſtellen. 


Artikel 369 

Der Gegenwert der im Artikel 356 § 2 Satz 1 und 
im Artikel 357 81 Ziffer 1 bis 3 erwähnten Über⸗ 
nahme wird durch zwei Schiedsrichter feſtgeſetzt, von 
denen jede Partei einen benennt. Sind die Schieds⸗ 
richter verſchiedener Anſicht und können ſie ſich über 
einen Obmann nicht einigen, ſo ernennt das Schieds⸗ 
gericht den Obmann. 
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Titre VI 
Électricité 


Chapitre premier 


Oberschlesische Elektrizitätswerke 
(Schlesische Elektrizitäts- und Gas- 
Aktiengesellschaft) 


Article 370 
8 1 


Pendant trois ans à dater du transfert de la 
souveraineté, les Parties contractantes garan- 
tissent aux Oberschlesische Elektrizitätswerke 
(Schlesische Elektrizitäts- und Gas-Aktiengesell- 
schaft in Breslau) appelés ci-dessous O. E. W. le 
droit de continuer, sans restriction aucune, leur 
exploitation, et notamment celle de leurs usines 
électriques à Chorzöw et à Zaborze, et des in- 
stallations et réseaux y appartenant, ainsi que le 
droit de conserver leur forme juridique et leur 
propriété. 

8 2 


A cette fin, les deux Parties contractantes s’en- 
gagent, pour ladite période : 

a) à s'abstenir de toute mesure incompatible 
avec le principe dénoncé au paragraphe 1 ; 

b) à permettre que les câbles qui vont d’un terri- 
toire à l’autre restent intacts ; 

c) à autoriser, en franchise de tous droits 
d'entrée et de sortie, ainsi que de toutes taxes 
à l’occasion de l’importation ou de l’expor- 
tation, ou de la délivrance de permis d’impor- 
tation ou d'exportation, la fourniture 
d'énergie électrique d’un territoire à l’autre 
dans la mesure fixée par les contrats conclus 
par les O. E. W., pourvu que l’une des parties 
du territoire plébiscité ne soit pas désavan- 
tagée au profit de l’autre ; 

d) à permettre aux C. E. J. d'apporter aux in- 
stallations qui servent à transmettre et à 
répartir l'énergie électrique, toutes les modi- 
fications qui pourraient être rendues néces- 
saires par la séparation future de ces in- 
stallations. Ils pourront aussi modifier et 
renforcer les installations qui servent à la 
transmission et à la répartition de l’énergie, 
dans le but d'augmenter la fourniture de 
courant aux abonnés actuels et de fournir du 
courant à de nouveaux abonnés. Toutefois, 
ces modifications ne pourront, en aucune 
façon, diminuer les quantités d'énergie élec- 
trique reçues actuellement par l’une des deux 
parties du territoire plébiscité, aux dépens 
de l’autre ; 

e) à permettre de transporter, en franchise de 
tous droits d'entrée et de sortie, ainsi que de 
toutes taxes à l’occasion de l’entrée ou de la 
sortie, ou de la délivrance de permis d’impor- 
tation ou d'exportation, des dépôts des O. E. W. 


Gitel VI 


Elektrizität 
Kapitel ! 
Oberſchleſiſche Elektrizitätswerke, 
Schleſiſche Elektrizitäts- und Gas⸗ 
Aktiengeſellſchaft 
Artikel 370 


8 1 

Während der erſten drei Jahre nach dem Über⸗ 
gange der Staatshoheit gewährleiſten die vertrag⸗ 
ſchließenden Teile der Schleſiſchen Elektrizitäts⸗ und 
Gas⸗Aktiengeſellſchaft in Breslau, im folgenden 
O. E. W. genannt, die uneingeſchränkte Fortführung 
ihres Betriebs, insbeſondere ihrer Kraftwerke in 
Chorzow und Zaborze und der dazu gehörigen An⸗ 
lagen und Leitungen ſowie die Wahrung ihrer gegen⸗ 
wärtigen Rechtsform und Eigentumsverhältniſſe. 


8 2 
Zu dieſem Zwecke verpflichtet ſich jeder der vertrag- 

ſchließenden Teile, für die genannte Zeit: 

a) alle Maßnahmen zu unterlaſſen, die gegen den 
Grundſatz des $ 1 verſtoßen, 

b) zu geſtatten, daß Leitungen, die von einem Teil⸗ 
gebiet in das andere führen, beſtehen bleiben, 

c) die Zuführung von Elektrizität von einem Teil⸗ 
gebiet in das andere frei von allen Einfuhr- und 
Ausfuhrzöllen und von allen Einfuhr- und Aus⸗ 
fuhrabgaben in dem durch die Verträge der 
O. E. W. beſtimmten Umfang zu geſtatten, ſo⸗ 
weit dadurch nicht die Elektrizitätsverſorgung 
des einen Teilgebiets zugunſten des anderen 
Teilgebiets beeinträchtigt wird, 


d) zu geſtatten, daß die O. E. W. alle Veränderun⸗ 
gen der Leitungs⸗ und Verteilungsanlagen vor⸗ 
nehmen, die durch die zukünftige Trennung der 
Anlagen notwendig werden, desgleichen Verän⸗ 
derungen und Verſtärkungen der Leitungs- und 
Verteilungsanlagen zwecks Vergrößerung der 
Stromlieferung an vorhandene Abnehmer oder 
zum Zwecke des Anſchluſſes neuer Abnehmer, 
ſoweit dadurch nicht die Elektrizitätsverſorgung 
des einen Teilgebiets in ihrem bisherigen Um⸗ 
fang zugunſten des anderen Teilgebiets beein⸗ 
trächtigt wird, 


e) zu geſtatten, daß zur Beſeitigung von plötzlich 
eingetretenen Kabel⸗, Leitungs⸗ und Trans⸗ 
formatorenſtörungen und ähnlichen Betriebs⸗ 
ſchäden die dazu erforderlichen Materialien, 
Werkzeuge, Geräte und dergleichen von den La⸗ 


à Zaborze, Gleiwitz et Chorzöw, sur l’autre 
territoire, les matériaux, outils, ustensiles, 
etc., nécessaires pour mettre fin à des pertu- 
bations subites survenant aux câbles, con- 
duites ou transformateurs, ainsi qu’à d’autres 
accidents analogues ; 


f) à autoriser le transport de charbon provenant 
de l’autre partie du territoire plébiscité et 
destiné aux O. E. W., y compris l’usine élec- 
trique de Zaborze, et cela en quantités cor- 
respondant àux exigences de l’exploitation au 
moment voulu et dans les limites fixées par la 
présente Convention ; 


g) à accorder toute protection aux employés et 
9. . de l’autre nationalité au service des 
Z. F.; 


) à LR la perception en monnaie alle- 
mande par les O. E. F. de ce qui leur est dû 
pour l’utilisation du courant électrique, et à 
ne pas retenir ou grever de taxes autres que 
des taxes d’ordre général fixées par la légis- 
lation, l’avoir de la société. Les dispositions 
du titre III de la cinquième partie de la pré- 
sente Convention sont applicables; 


i) à accorder, le cas échéant, sur présentation de 
certificats spéciaux délivrés par la direction 
des usines électriques, suivant l’analogie de 
l’article 270, des laissez-passer au personnel 
nécessaire à la surveillance, au service, à la 
garde, à l'entretien et à la réparation des 
installations sises sur l’autre partie du ter- 
ritoire plébiseité, pour lui permettre de vaquer 
à ses occupations et pour autant qu'il ne 
possède pas déjà de permis de circulation ou 
ne se trouve pas dans les conditions normale- 
ment requises pour en obtenir. Ces personnes 
pourront, en outre, être autorisées, aux fins 
indiquées ci-dessus, à franchir la frontière 
même à des endroits autres que les endroits 
de passage ordinaires, ainsi que la nuit. Cette 
autorisation sera mentionnée sur les laissez- 
passer, ainsi que les endroits de passage 
spéciaux. 


$ 3 

1. — Pendant la période désignée au para- 
graphe 1, les O. E. F. communiqueront aux deux 
Gouvernements chaque fois qu'il sera nécessaire, 
la liste — indiquant quantités et espèces — du 
matériel d'exploitation, de remplacement et d’en- 
tretien, ainsi que des outils, ustensiles, chaudières, 
machines, pièces de rechange de machines et de 
conduites, requis pour la continuation de leur ex- 
ploitation en Haute Silésie polonaise. Les quan- 
tités et espèces fixées dans les dites listes pourront 
passer la frontière en franchise de tous droits 
d'entrée et de sortie, ainsi que de toutes taxes à 
l’occasion de l'entrée ou de la sortie, ou de la 
délivrance de 8 d'importation ou d'expor- 
tation. 


2. — Les Parties contractantes s'engagent à 
accorder les permis d'importation et e 
nécessaires. | EEE 


gern der Geſellſchaft in Gleiwitz, Zaborze und 
Chorzow in das andere Teilgebiet gebracht wer⸗ 
den, ohne daß dafür Einfuhr⸗ oder Ausfuhr⸗ 
zölle, oder Einfuhr⸗ oder 5 er⸗ 
hoben werden, 


f) die Zuführung von Kohlen für die O. E. W. ein⸗ 
ſchließlich des Kraftwerkes in Zaborze in den für 
den jeweiligen Umfang des Betriebs erforder⸗ 
lichen Mengen aus dem anderen Teilgebiet im 
Rahmen der in dieſem Abkommen enthaltenen 
Beſtimmungen zu geſtatten, 


g) den bei den O. E. W. beſchäftigten Angeſtellten 
und Arbeitern, die Angehörige des anderen 
Staates ſind, vollen Schutz zu gewähren, 


h) die Vereinnahmungen der Stromgebühren durch 
die O. E. W. in deutſcher Währung zu geſtatten, 
die Guthaben der Geſellſchaft nicht zurückzu⸗ 
halten oder durch andere als allgemeine geſetz⸗ 
liche Abgaben zu belaſten; die Beſtimmungen 
des dritten Titels des fünften Teiles finden An⸗ 
wendung, 


i) den Perſonen, die mit der Beaufſichtigung, Be⸗ 
dienung, Bewachung, Inſtandhaltung und In⸗ 
ſtandſetzung der Anlagen im anderen Teilgebiete 
betraut worden ſind, zur Ausübung dieſer Tä⸗ 
tigkeit — ſoweit ſie eine Verkehrskarte nicht be⸗ 
ſitzen oder nach den allgemeinen Beſtimmungen 
nicht erhalten können — erforderlichenfalls auf 
Grund beſonderer von der Betriebsleitung der 
O. E. W. ausgeſtellten Beſcheinigung nach Maß⸗ 
gabe des Artikels 270 einen Ausweis zu er⸗ 
teilen. Dieſen Perſonen kann ferner die Befug⸗ 
nis gegeben werden, zu den vorbezeichneten 
Zwecken die Grenze auch außerhalb der allge⸗ 
meinen Übergangsſtellen und zur Nachtzeit zu 
überſchreiten. Die Befugnis iſt unter Angabe 
der beſonderen Übergangsſtellen auf dem Aus⸗ 
weis zu vermerken. 


8 3 

00 Während des im S1 bezeichneten Zeitraums 
werden die O. E. W. beiden Staaten jeweils liſten⸗ 
mäßig mitteilen, welche Mengen und Arten von 
Betriebs⸗, Erneuerungs⸗ und Inſtandhaltungsmate⸗ 
rialien ſowie von Werkzeugen, Geräten, Keſſeln, 
Maſchinen ſowie von Maſchinen⸗ und Leitungserſatz 
für die Fortführung ihres Betriebs in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien notwendig ſein werden. Die hiernach 
feſtgeſtellten Mengen und Arten können frei von 
Einfuhr⸗ und Ausfuhrzöllen und von jeglichen Ein⸗ 
und Ausfuhrabgaben nach Polniſch⸗Oberſchleſien ge⸗ 
bracht werden. 


(2) Beide Staaten verpflichten ſich zur Erteilung 
der notwendigen Einfuhr⸗ und Ausfuhrbewilligungen. 


. 


Article 371 
8 1 


Pendant la période indiquée à l’article 370, pa- 
ragraphe 1, la Pologne pourra acquérir, par voie 
de libre accord, l'usine électrique de Chorzöw 
avec toutes ses installations et ses réseaux situés 
en Haute Silésie polonaise. La Pologne engagera 
les négociations nécessaires à ce sujet avec les 
O. E. N., sitôt après le transfert de la souve- 
raineté. 

82 


Sans préjudice des dispositions du para- 
graphe 1, l’usine électrique de Chorzéw, ainsi que 
ses installations et réseaux, pourra être, par voie 
de libre accord, avec l’assentiment de la Pologne, 
transformée en une entreprise indépendante ou 
acquise par une autre entreprise. - La Pologne 
facilitera toutes négociations qui auront lieu à 
cet effet. 

a 83 


Si, conformément au paragraphe 1, l’usine élec- 
trique de Chorzöw, avec ses installations et ré- 
seaux, est acquise par la Pologne, ou si, conformé- 
ment au paragraphe 2, elle est acquise par une 
entreprise indépendante, ou encore si elle est 
transformée en une entreprise indépendante, le 
Gouvernement polonais décidera si et dans quelle 
mesure les taxes et droits de timbre seront ré- 
duits, en tant que dus à l’État polonais, à la 
voïvodie de Silésie, à une commune ou groupe- 
ment de communes, soit en raison du transfert de 
la propriété, soit en raison de la création d’une 
entreprise comme il est prévu au paragraphe 2. 


84 

Les dispositions de l’article 370 cesseront d’être 
en vigueur à dater du jour où l’État polonais ou 
une entreprise aura repris l'exploitation de l’usine 
électrique de Chorzéw, ou bien cette usine se sera 
transformée en une entreprise indépendante. Le 
Gouvernement polonais communiquera, si possible 
un mois d'avance, au Gouvernement allemand, le 
jour de la reprise d'exploitation. 


Article 372 
8 1 


1. — Si, durant les trois premières années, à 
dater du transfert de la souveraineté, un des 
règlements prévus à l’article 371, paragraphes 1 
et 2, n'est pas intervenu, la Commission mixte 
Pourra, à la demande du Gouvernement polonais 
ou des O. E. W., décider dans quel délai, dans 
quelles conditions et à quel prix, le Gouverne- 
ment polonais pourra racheter l’usine électrique 
de Chorzöw, ainsi que l’ensemble des installations 
et réseaux situés à ce moment-là sur territoire 
polonais. 

2. — Le transfert de la propriété n’aura lieu 
que contre paiement du prix. Si les C. E. V. le 
demandent, le prix sera payé en monnaie alle- 
mande. N 5 

3. — Si, conformément à l'alinéa 1 du présent 
Paragraphe, la Pologne rachète l'usine électrique 
de Chorzéw, aucuns droits de timbre ou taxes 


‚ne pourront être perçus par la Pologne, la voi- 


Artikel 371 
i 3 8 1 " 

Während der im Artikel 370 $ 1 bezeichneten Friſt 
darf Polen das Kraftwerk in Chorzow nebſt ſämt⸗ 
lichen in Polniſch⸗Oberſchleſien befindlichen Anlagen 
und Leitungen freihändig erwerben. Polen erklärt 
ſich bereit, alsbald nach dem Übergange der Staats⸗ 
hoheit mit den O. E. W. darüber in Unterhandlungen 
zu treten. 


82 
Unbeſchadet der Beſtimmung des 81 kann das 
Kraftwerk in Chorzow nebſt Anlagen und Leitungen 
im Wege freier Vereinbarung mit Zuſtimmung 
Polens in ein ſelbſtändiges Unternehmen umgewan⸗ 
delt oder von einem anderen Unternehmen erworben 
werden. Polen wird den hierauf abzielenden Ver⸗ 
handlungen jede mögliche Unterſtützung angedeihen 
laſſen. 
8 3 


Wird das Kraftwerk in Chorzow nebſt Anlagen 
und Leitungen gemäß $ 1 von Polen oder gemäß 8 2 
von einem ſelbſtändigen Unternehmen erworben, oder 
wird das Kraftwerk in Chorzow gemäß 82 in ein 
ſelbſtändiges Unternehmen umgewandelt, ſo wird die 
polniſche Regierung beſtimmen, ob und in welchem 
Maße Steuern und Stempel herabzuſetzen ſind, ſoweit 
Steuern und Stempel für den polniſchen Staat, die 
Wojewodſchaft Schleſien, einen Kommunalverband 
oder eine Gemeinde aus Anlaß des Überganges des 
Eigentums oder der Errichtung einer der im 8 2 er⸗ 
wähnten Unternehmungen entſtehen. 


8 4 

Mit dem Tage der Übernahme des Betriebs des 
Kraftwerks Chorzow durch den polniſchen Staat oder 
durch ein Unternehmen der im 8 2 bezeichneten Art 
oder der Umwandlung in ein ſelbſtändiges Unterneh⸗ 
men treten die Beſtimmungen des Artikels 370 außer 
Kraft. Die polniſche Regierung wird der deutſchen 
Regierung den Tag der Betriebsübernahme möglichſt 
einen Monat vorher mitteilen. 


Artikel 372 


8 1 

(1) Iſt die Angelegenheit innerhalb von drei Jah⸗ 
ren ſeit dem Übergange der Staatshoheit auf einem 
der im Artikel 371 SS 1, 2 bezeichneten Wegen nicht 
geregelt worden, ſo hat auf Antrag Polens oder der 
O. E. G. die Gemiſchte Kommiſſion darüber zu ent⸗ 
ſcheiden, innerhalb welcher Zeit, unter welchen Be⸗ 
dingungen und zu welchem Preiſe Polen das Kraft⸗ 
werk in Chorzow nebſt den in Polniſch-Oberſchleſien 
befindlichen Anlagen und Leitungen zu kaufen be⸗ 
rechtigt iſt. 


(2) Die Übertragung des Eigentums hat Zug um 
qui gegen Zahlung des Kaufpreiſes zu erfolgen. Auf 

unſch der O. E. W. ift der Kaufpreis in deutſcher 
Währung zu zahlen. 

(3) Kauft Polen gemäß Abſ. 1 dieſes Paragraphen 


das Kraftwerk in Chorzow nebſt Anlagen und Lei⸗ 


tungen, ſo entſtehen aus Anlaß des Erwerbes ein⸗ 


ſchließlich der Eigentumsübertragung weder Steuern 
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. vodie de Silésie, une commune ou un groupement 


de communes, en raison de l’acquisition, ou du 
transfert de la propriété. 


8 2 

1. — Si, après le transfert de la souveraineté, 
les 0.E.W. ont l'intention d'entreprendre, à 
l’usine électrique de Chorzéw ou aux installa- 
tions sises dans la partie polonaise du territoire 
plébiscité, des travaux nouveaux destinés à 
fournir l'électricité dans la partie polonaise, le 
Gouvernement polonais se déclare prêt à entamer 
aussitôt des négociations avec les O. E. W. pour 
trouver les fonds nécessaires et pourvoir spéciale- 
ment au remboursement futur des frais causés 
par ces travaux nouveaux, au cas où la reprise 
prévue au paragraphe 1 du présent article 
aurait lieu. 

2. — Sont entre autres considérés comme tra- 
vaux nouveaux les modifications, qui pourraient 
être nécessitées par la séparation des installa- 
tions, aux installations conductrices et distri- 
butrices de l'électricité en tant qu'elles four- 
nissent l'électricité dans la partie polonaise du 
territoire plébiscité. 

3. — Si les négociations n’aboutissent pas, les 
O. E. . ne pourront être considérés comme 
responsables d’une diminution de la fourniture 
d'électricité dans la partie polonaise, en tant que 
cette diminution est due à la non-exécution des 
travaux projetés. 


Article 373 
8 1 


Jusqu'à la reprise de l’exploitation de l'usine 
électrique de Chorzöw par la Pologne ou par une 
entreprise, ou sa transformation en une entre- 
prise indépendante, mais au plus jusqu’à l’ex- 
piration de trois ans à dater du transfert de la 
souveraineté, les O. E. W. fourniront l'électricité 
aux mêmes conditions dans les deux parties du 
territoire plébiscité. Ceci doit être compris de 
telle manière que les principes d’après lesquels 
la fourniture se fera et d’après lesquels les prix 


seront établis, soient les mêmes pour les deux 


parties du territoire. 


82 

Les prix ayant cours dans la partie polonaise 
s’appliqueront également aux clients de la partie 
polonaise auxquels l’usine électrique de Zaborze 
fournit l'électricité, et inversement les prix ayant 
cours dans la partie allemande, s’appliqueront 
également aux clients de la partie allemande aux- 
quels l'usine électrique de Chorzöw fournit 
l'électricité. 


Article 374 

Si, au cours de la période prévue à l’article 370, 
paragraphe 1, l'exploitation de l'usine électrique 
de Chorzéw est reprise par la Pologne ou par une 
entreprise, ou si l’usine est transformée en une 
entreprise indépendante, la Pologne s'engage à 
assurer à la partie allemande du territoire plé- 
biscité la fourniture d'une quantité d’önergie 
électrique égale à celle fournie jusqu'ici, pendant 


noch Stempelgebühren zugunſten Polens, der Wo- 
jewodſchaft Schleſien, eines Kommunalverbandes oder 
einer Gemeinde. 


8 2 

(1) Sollten die O. E. W. nach dem Übergange der 
Staatshoheit im Intereſſe der Elektrizitätsverſorgung 
Polniſch⸗Oberſchleſiens Neuarbeiten an ihren Anlagen 
in Polniſch⸗Oberſchleſien auszuführen beabſichtigen, 
ſo erklärt ſich Polen bereit, alsbald mit den O. E. W. 
in Verhandlungen darüber einzutreten, wie die hierzu 
erforderlichen Mittel aufzubringen und in welcher 
Höhe die O. E. W. bei der im 81 vorgeſehenen Über⸗ 
nahme der Anlagen durch Polen zu entſchädigen ſind. 


(2) Zu den Neuarbeiten gehören auch die durch die 
Abtrennung des Chorzower Kraftwerks erforderlich 
werdenden Veränderungen der Leitungs- und Ver⸗ 
teilungsanlagen, ſoweit ſie der Elektrizitätsverſorgung 
in Polniſch⸗Oberſchleſien dienen. 


(8) Führen die Verhandlungen zu keinem Ergeb⸗ 
nis, ſo ſind die O. E. W. für eine Beeinträchtigung 
der Elektrizitätsverſorgung Polniſch⸗Oberſchleſiens 
inſoweit nicht verantwortlich, als dieſe Beeinträchti⸗ 
gung auf, die Nichtausführung der beabſichtigten Ar⸗ 
beiten zurückzuführen iſt. 


Artikel 373 
8 1 

Bis zur Übernahme des Betriebs des Kraftwerks 
Chorzow durch Polen oder durch ein Unternehmen 
oder bis zur Umwandlung in ein ſelbſtändiges Unter⸗ 
nehmen, längſtens jedoch für die Dauer von drei 
Jahren nach dem Übergange der Staatshoheit, haben 
die O. E. W. in beiden Teilen des Abſtimmungsge⸗ 
biets Elektrizität zu gleichen Bedingungen zu liefern. 
Hiernach müſſen die Grundſätze, nach denen die Lie⸗ 
ferung erfolgt und nach denen die Preiſe feſtgeſetzt 
werden, für beide Gebiete gleich ſein. 


8 2 

Für den gleichen Zeitraum ſollen in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien die dort gültigen Preiſe auch für diejeni- 
gen Abnehmer gelten, die vom Zaborzer Kraftwerk 
verſorgt werden, und im deutſchen Teil des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets die dort gültigen Preiſe auch für 
diejenigen Abnehmer, die vom Chorzower Kraftwerk 
verſorgt werden. 


Artikel 374 

Falls vor Ablauf der im Artikel 370 $ 1 bezeich⸗ 
neten dreijährigen Friſt der Betrieb des Chorzower 
Kraftwerkes durch Polen oder durch ein Unternehmen 
übernommen oder das Kraftwerk in ein ſelbſtändiges 
Unternehmen umgewandelt wird, verpflichtet ſich 
Polen, die Belieferung des deutſchen Teiles des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets im bisherigen Umfang für die 
Dauer eines Jahres nach Übernahme des Betriebs, 
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une année à dater de la séparation de l’exploita- 
tion, et au moins pendant trois ans à dater du 


transfert de la souveraineté. Les details feront 


l’objet d'un accord spécial entre les deux Gou- 
vernements. 


Article 375 
9 1 


Jusqu'à d’expiration d'un an après la reprise de 
l'exploitation de l’usine électrique de Chorzöw 
par la Pologne ou par une entreprise, ou la trans- 
formation de cette usine en une entreprise in- 
dépendante, mais au plus tard jusqu’à l’expiration 
de quatre ans à dater du transfert de la souve- 
raineté, les usines électriques de Zaborze et de 
Chorzöw pourront transmettre l'énergie électrique 
en passant par le territoire de l’autre État, 
en franchise de tous droits d’entree et de sortie, 
ainsi que de toutes taxes à l’occasion de l’entrée 
ou de la sortie, ou de la délivrance de permis d’im- 
portation ou d'exportation. 


8 8 2 

1. — L’Allemagne s'engage à permettre pendant 
deux années au plus après l'expiration du délai 
prévu au paragraphe 1 du présent article, la four- 
niture, en franchise de tous droits d’entree et de 
sortie, ainsi que- de toutes taxes A l’occasion de 
l'entrée ou de la sortie, ou de la délivrance de 
permis d'importation et d’exportation, d'énergie 
électrique de l’usine de Zaborze à Knuröw, en 
quantités égales à celles fournies jusqu'ici, pourvu 
que cela ne cause, pour les consommateurs en ter- 
ritoire allemand, ni pénurie ni renchérissement de 
l'energie électrique. 


2. — L'article 373 ne s’applique pas à la four- 
PAS d'électricité pendant ce délai supplémen- 
aire. 


3. — Les principes exposés à l’article 370, para- 
graphe 2, lit. e), 9), et i), s'appliquent aux cas 
prévus par les paragraphes 1 et 2 du présent 
article. 


Article 376 


Les matériaux devenant disponibles sur place 
en raison des modifications prévues aux articles 
précédents pourront jusqu’à l'expiration d'un an à 
dater de la séparation être transportés dans 
l'autre partie du territoire plébiscité, en franchise 
de tous droits d'entrée et de sortie ainsi que de 
toutes taxes à l’occasion de l'importation ou de 
l'exportation, ou de la délivrance de permis d’im- 
portation ou d'exportation. 


Article 377 


Tant que les O. E. . devront fournir l'électricité 
aux mêmes conditions dans les deux parties du 
territoire plébiscité, l'Allemagne s’engage à faire 
donner par les C. E. IF. au Gouvernement polonais 
es renseignements que celui-ci demandera concer- 
nant les conditions auxquelles ils fournissent 
l'électricité dans la partie allemande. 


mindeſtens aber für die Dauer von drei Jahren nad) 
dem Übergange der Staatshoheit, ſicherzuſtellen. Das 
Nähere hierüber vereinbaren die beiden Regierungen. 


Artikel 375 


8 1 
Bis zum Ablauf eines Jahres nach der Über⸗ 
nahme des Betriebs des Chorzower Kraftwerkes 
durch Polen oder durch ein Unternehmen oder nach 
der Umwandlung des Kraftwerkes in ein ſelbſtändiges 
Unternehmen, 1 jedoch für die Dauer von vier 
Jahren nach dem Übergange der Staatshoheit, können 
die Kraftwerke in Zaborze und Chorzow Elektrizität 
über das andere Teilgebiet leiten, ohne daß hierbei 
Einfuhr⸗ oder Ausfuhrzölle oder Einfuhr⸗ oder Aus⸗ 

fuhrabgaben erhoben werden. 


8 2 à 


(1) Deutſchland verpflichtet ſich, auch nach Ablauf 
der im § 1 genannten Friſt für die Dauer von läng⸗ 
ſtens zwei weiteren Jahren die Zuführung von 
Elektrizität von dem Zaborzer Kraftwerk nach Knu⸗ 
row ohne Erhebung von Zöllen, Einfuhr⸗ oder Aus⸗ 
n im bisherigen Umfang zu geſtatten, ſo⸗ 
ern dadurch die Elektrizitätsbelieferung des deut⸗ 
ſchen Gebiets nicht beeinträchtigt oder verteuert wird. 


(2) Auf die Lieferung der Elektrizität findet der 
Artikel 373 für dieſen weiteren Zeitraum keine An⸗ 
wendung. 


(3) Zur Durchführung der in den §s 1 und 2 be⸗ 
zeichneten Maßnahmen finden die Beſtimmungen des 
Artikels 370 $ 2, Buchſtabe e, g und i ſinngemäß An⸗ 
wendung. 


Artikel 376 


Die bei den in den vorſtehenden Artikeln vorge⸗ 
ſehenen Veränderungen und Umlegungen des Lei⸗ 
tungsnetzes frei werdenden Materialien dürfen bis 
zum Ablauf eines Jahres nach der Abtrennung, ohne 
daß dafür Einfuhr⸗ oder Ausfuhrzölle oder Einfuhr- 
oder Ausfuhrabgaben erhoben werden, von einem 
Teilgebiet in das andere gebracht werden. 


Artikel 377 


Solange die O. E. W. verpflichtet ſind, Elektrizität 
in beide Teile des Abſtimmungsgebiets zu denſelben 
Bedingungen zu liefern, verpflichtet ſich Deutſchland, 
die O. E. W. anzuhalten, Polen auf Verlangen Aus⸗ 
kunft über die Bedingungen zu erteilen, unter denen 
die O. E. W. das deutſche Gebiet mit Elektrizität 
verſorgen. 
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Chapitre Il 
Autres usines d'électricité du territoire 
plébiscité 
Article 378 
$ 1 


En ce qui concerne les usines d'électricité du 
territoire plébiscité autres que les O. E. V., les 
deux Parties contractantes s'engagent à per- 
mettre, pendant quinze ans, à dater du transfert 
de la souveraineté, la fourniture, en franchise de 
tous droits d'entrée et de sortie, ainsi que de 
toutes taxes à l’occasion de l’entrée ou de la sor- 
tie, ou-de la délivrance de permis d'importation 
ou d'exportation, d'énergie électrique d'une partie 
du territoire plébiscité dans l’autre, en quantités 
correspondant aux quantités fournies jusqu’à la 
date du transfert de la souveraineté. Elles s’en- 
gagent en outre à ne pas mettre d'obstacles à 
l’exécution des contrats existants pour la fourni- 
ture d'électricité et à assurer la protection des 
tribunaux aux revendications fondées sur ces con- 
trats, de telle manière notamment que tous les 
ayants droit soient traités sur le même pied que 
des nationaux. 

8 2 


Les usines d'électricité mentionnées au para- 
graphe 1 jouiront des droits résultant des prin- 
cipes contenus à l’article 370, paragraphe 2, lit. g) 
et i). Elles pourront faire transporter en fran- 
chise de tous droits d'entrée et de sortie, ainsi 
que de toutes taxes à l’occasion de l’entrée ou de 
la sortie ou de la délivrance de permis d’impor- 
tation ou d'exportation, des dépôts de l’usine sur 
l’autre partie du territoire plébiscité, les maté- 
riaux, outils et ustensiles nécessaires pour mettre 
fin à des perturbations subites survenant aux 
câbles et aux transformateurs, ainsi qu’à d’autres 
accidents analogues. 


Chapitre Ill 
Compétence de la Commission mixte 


Article 379 
La Commission mixte est compétente pour 
statuer sur tous différends qui s’élèveraient entre 
les deux Gouvernements au sujet de l’application 
oudel’interprötation desarticles370, paragraphes 1 
à 3, 371, paragraphe 4, 373, 374, 375, para- 
graphes 1 à 3, 378. 


Chapitre IV 


Disposition finale 


Article 380 
Les deux Gouvernements peuvent à tout mo- 
ment modifier par un accord les dispositions du 
présent, titre. 


Kapitel 2. 

Die anderen Elektrizitätswerke des 
Abſtimmungsgebiets 
Artikel 378 
81. 

Die vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, 
fünfzehn Jahre nach dem Übergange der Staatshoheit 
die Zuführung von Elektrizität durch andere Werke 
des Abſtimmungsgebiets von einem Teilgebiet in das 
andere in demſelben Umfange frei von Einfuhr⸗ und 
Ausfuhrzöllen ſowie Einfuhr⸗ oder Ausfuhrabgaben 
zu geſtatten, in dem die Lieferung zur Zeit des 
Überganges der Staatshoheit erfolgt, die Ausführung 
beſtehender Lieferungsverträge nicht zu hindern und 
die gerichtliche Geltendmachung der ſich aus dieſen 
Verträgen ergebenden Anſprüche in demſelben Maße 
zu gewährleiſten wie für Anſprüche der eigenen 
Staatsangehörigen. 


82 

Die im $1 bezeichneten Werke genießen die Rechte 
aus Artikel 370 § 2, Buchſtabe g und i. Sie dürfen 
zur Beſeitigung von plötzlich eingetretenen Kabel-, 
Leitungs⸗ und Transformatorenſtörungen und ähn⸗ 
lichen Betriebsſchäden die dazu erforderlichen Mate- 
rialien, Werkzeuge und Geräte von ihren Lagern in 
das andere Teilgebiet bringen, ohne daß dafür Ein⸗ 
fuhr⸗ oder Ausfuhrzölle, Einfuhr⸗ oder Ausfuhrab⸗ 
gaben erhoben werden. 


Kapitel 3 
Zuſtändigkeit der Gemiſchten Kommiſſion 


Artikel 379 
Für Streitigkeiten zwiſchen der deutſchen Regie- 
rung und der polniſchen Regierung über die Aus⸗ 
legung und Anwendung der Artikel 370 88 1 bis 3, 
Artikel 371 8 4, Artikel 373, 374, 375 88 1 bis 3 und 
Artikel 378 iſt die Gemiſchte Kommiſſion zuſtändig. 


Kapitel 4 | 
Schlußbeſtimmung 


Artikel 380 
Die beiden Regierungen können die Beſtimmun⸗ 
gen dieſes Titels im gegenſeitigen Einvernehmen 
jederzeit abändern. 


— 173 — 


Titre VII 
Postes, télégraphes et téléphones 


Chapitre premier 


Services postaux 


Section I 
Disposition générale 


Article 381 

Sous réserve des dispositions du présent titre 
et des modifications qui pourront intervenir à la 
suite d'accords ultérieurs, le service postal entre 
la Haute Silésie polonaise, d’une part, et la partie 
allemande du territoire plébiscité ainsi que le 
reste de l'Allemagne, d’autre part, est soumis 
aux prescriptions de la Convention postale uni- 
verselle conclue à Madrid, le 30 novembre 1920, et 
des arrangements qui s’y rattachent, ainsi qu'aux 
règlements d'exécution. 


Section II 


Services Postaux entre la Haute Silésie polonaise 
et la partie allemande du territoire plébiscité 


Article 382 

1. — Les taxes du service intérieur allemand 
en vigueur lors du transfert de la souveraineté, 
demeureront applicables aux envois de la poste 
aux lettres. 

2. — Si l’une des Parties contractantes désire 
modifier les taxes, les Gouvernements s’enten- 
dront, dans un délai de deux mois et par écrit, 
pour décider s’il est possible de maintenir la 
parité des taxes. Si l’accord ne peut se faire, 
chacun des Gouvernements aura le droit de fixer 
ses taxes comme bon lui semblera, la majoration 
ou la réduction ne pouvant toutefois jamais dé- 
passer 50 % des taxes appliquées dans le service 
intérieur allemand à l’époque de la modification. 
Les deux administrations se communiqueront 
réciproquement les nouvelles taxes et la date de 
leur mise en vigueur. 


Article 383 

1. — Les colis postaux ne bénéficient pas des 
taxes du rayon local ; ils sont soumis aux taxes 
de la zone éloignée et aux droits d'assurance qui 
ont ou seront perçus en service intérieur alle- 
mand sur la base des coupures de poids. 

2. — La taxe est partagée entre les deux 
administrations, trois cinquièmes revenant à 
P llemagne et deux einquiemes à la Pologne. Les 

arties renoncent au partage de la taxe addition- 
a +Pphiqués aux colis encombrants et aux colis 


Titel VII 

Poſt⸗, Telegraphen- und Fernſprech⸗ 
verkehr 
Kapitel I 


Poſtverkehr 


Abſchnitt I 
Allgemeine Beſtimmung 


Artikel 381 

Im Poſtverkehre zwiſchen Polniſch⸗Oberſchleſien 
einerſeits und dem deutſchen Teile des Abſtimmungs⸗ 
gebiets ſowie dem übrigen Deutſchland anderſeits 
gelten die Vorſchriften des Weltpoſtvertrags vom 
30. November 1920 und der dazu gehörenden Ab⸗ 
kommen nebſt den Vollzugsordnungen, ſoweit durch 
die nachfolgenden Beſtimmungen oder durch ſpätere 
Vereinbarungen nicht ein anderes feſtgeſetzt wird. 


Abſchnitt II 


Verkehr zwiſchen Polniſch⸗Oberſchleſien und 
dem deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets. 


Artikel 382 


5 2 Für Briefpoſtſendungen werden die am Tage 


bergangs der Staatshoheit beſtehenden deutſchen 
Gebührenſätze des inneren Verkehrs angewendet. 


(2) Wünſcht einer der vertragſchließenden Teile 
eine Anderung der Gebühren eintreten zu laſſen, ſo 
haben ſich die Regierungen durch Schriftwechſel inner⸗ 
halb einer Friſt von zwei Monaten darüber zu ver⸗ 
ſtändigen, ob die Möglichkeit beſteht, die Gebühren⸗ 
gleichheit zu erhalten. Wird keine Verſtändigung 
erzielt, ſo ſteht jeder Regierung das Recht zu, die 
Gebühren ſelbſtändig feſtzuſetzen. Eine Erhöhung 
oder Ermäßigung darf jedoch nicht mehr als 50 vom 
Hundert der jeweils geltenden Gebühren betragen. 
Die Verwaltungen teilen ſich die neuen Gebühren und 
den Zeitpunkt, an dem ſie in Kraft treten, gegen⸗ 
ſeitig mit. 


Artikel 383 
(.) Für Pakete werden ohne Rückſicht auf die Ent⸗ 
fernung die jeweils geltende deutſche Fernzonen⸗ 
gebühr und Verſicherungsgebühr nach den Gewichts⸗ 
ſtufen des inneren Verkehrs erhoben. 


(2) Dieſe Gebühren werden zwiſchen den beiden 
Verwaltungen derart geteilt, daß drei Teile auf 
Deutſchland und zwei Teile auf Polen entfallen. Auf 
eine Teilung des Zuſchlags für Sperrgüter und für 
dringende Pakete wird verzichtet. : 
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Article 384 
La taxe des journaux est acquise à l’admini- 
stration à laquelle appartient le bureau postal 
expéditeur (Verlagspostanstalt). L’administra- 
tion du bureau postal destinataire transporte et 
distribue gratuitement les journaux. 


Article 385 
Pour les objets recommandés et les colis 
postaux, les indemnités, en cas de perte ou 
d’avarie, seront payées conformément aux dis- 
positions du service interieur allemand. 


Sektion III 


Services Postaux entre la Haute Silésie polonaise 
et les parties de l’Allemagne situées en dehors 
du territoire plébiscité 


Article 386 


1. — Il peut être expédié des colis postaux, 
avec ou sans valeur déclarée, jusqu’à concurrence 
de 20 kilogrammes, avec les coupures de poids 
suivantes : jusqu'à 5 kilogrammes inclusivement, 
de 5 à 10 kilogrammes inclusivement, de 10 
à 15 kilogrammes inclusivement, de 15 à 20 kilo- 
grammes inclusivement. 

2. — La taxe est calculée sur les bases des 
dispositions de la Convention internationale du 
30 novembre 1920 concernant l’échange des colis 
postaux, étant entendu que, par 5 kilogrammes ou 
fraction de 5 kilogrammes, la quote-part de l’Alle- 
magne est de 30 centimes et celle de la Pologne de 
20 centimes. Les taxes sont perçues d’après les 
équivalents en monnaie allemande. Le droit d’as- 
surance est fixé à 50 centimes par 300 francs 
d’après les équivalents en monnaie allemande. 
Le montant du droit est acquis pour les trois 
cinquièmes à l'Allemagne et pour les deux ein- 
quièmes à la Pologne. 


Section IV 
Dispositions communes 


Article 387 

1. — Le montant maximum de la déclaration 
de valeur n’est pas limité pour les lettres et colis 
avec valeur déclarée. Le montant de la somme 
déclarée doit être exprimé en monnaie allemande, 

2. — Le montant maximum d’un mandat de 
poste est fixé à 2,000 marks. Il en est de même 
pour les valeurs à recouvrer. Provisoirement les 
protêts ne seront pas acceptés. 

3. — Les cartes postales de grand format 
(15,7xX 10,7 em.), admises dans le service intérieur 
allemand, seront encore acceptées au tarif de la 
carte postale pendant une année à dater du trans- 
fert de la souveraineté. 


4. — Les colis postaux urgents sont admis. 


Article 388 
En principe, il appartient à chaque admini- 
stration de pourvoir, au transport des envois 
postaux jusqu'à la frontière. 


Artikel 384 
Die Zeitungsgebühren werden zugunſten derjeni⸗ 
gen Verwaltung vereinnahmt, der die Verlagspoſt⸗ 
anſtalt angehört. Die Abſatzverwaltung befördert 
und beſtellt die Zeitungen unentgeltlich. 


Artikel 385 
Bei Einſchreibſendungen und Paketen wird für 
Verluſt oder Beſchädigung nach den Sätzen des inner⸗ 
deutſchen Verkehrs Erſatz geleiſtet. 


Abſchnitt III 
Verkehr zwiſchen Polniſch⸗Oberſchleſien 
und dem übrigen Deutſchland 


Artikel 386 
(1) Pakete mit oder ohne Wertangabe können bis 
zum Höchſtgewichte von 20 kg verſandt werden, und 
zwar in folgenden Gewichtsſtufen: bis 5 kg, über 
5 bis 10 kg, über 10 bis 15 kg und über 15 bis 20 kg. 


(2) Die Gebühr wird nach den Grundſätzen des 
internationalen Poſtpaketvertrags vom 30. Novem⸗ 
ber 1920 mit der Maßgabe berechnet, daß für je 5 kg 
oder einen Bruchteil davon der deutſche Anteil auf 
30 Centimen und der polniſche Anteil auf 20 Centi⸗ 
men ermäßigt wird. Die Gebühren werden in den 
deutſchen Gegenwerten erhoben. Die Verſicherungs⸗ 
gebühr beträgt 50 Centimen für je 300 Franken nach 
dem deutſchen Gegenwerte. Hiervon entfallen auf 
Deutſchland drei Teile und auf Polen zwei Teile. 


Abſchnitt IV 
Gemeinſame Beftimmuugen- 


x Artikel 387 

(1) Der Meiftbetrag der Wertangabe bei Briefen 
und Paketen ift unbeſchränkt. Die Wertangabe iſt in 
deutſcher Währung auszudrücken. 


(2) Der Meiſtbetrag einer Poſtanweiſung wird auf 
2000 & feſtgeſetzt. Dasſelbe gilt für den einzelnen 
Poſtauftrag. Poſtproteſtaufträge werden nicht an⸗ 
genommen. 

(3) Poſtkarten von dem im innerdeutſchen 
Verkehre zugelaſſenen größeren Abmeſſungen 
(15,7 : 10,7 em) ſind noch ein Jahr nach dem Über⸗ 
gange der Staatshoheit gegen die Poſtkartengebühr 
zu befördern. 


(4) Dringende Pakete werden zugelaſſen. 


Artikel 388 
Grundſätzlich hat jede Verwaltung die Poſtſen⸗ 
dungen bis zur Grenze zu befördern. Ets 
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Article 389 


Les Parties contractantes élaboreront, par voie 
de libre accord, un arrangement sur le service des 
chèques postaux qui sera ratifié et entrera en 
vigueur en même temps que la présente Con- 
vention. 


Section V 
Service de transit 


Article 390 

1. — Pour le calcul des frais de transit appli- 
cables aux envois de la poste aux lettres, la partie 
allemande du territoire plébiscité et le reste de 
l'Allemagne, d'une part, sont considérés comme 
formant un seul et même territoire, la partie po- 
lonaise du teritoire plébiscité et le reste de la 
Pologne, d'autre part, comme formant aussi un 
seul et même territoire. 

2. — Pour les colis postaux provenant de la 
partie polonaise du teritoire plébiscité, en transit 
par l'Allemagne et à destination de pays situés 
au delà de l'Allemagne, de même que pour les colis 
provenant d'Allemagne, en transit par la partie 
polonaise du territoire plébiscité et à destination 
de pays situés au delà de la Pologne sons toucher 
au reste du territoire polonais, la quote-part de 
PAllemagne est réduite à 30 centimes et celle de 
la Pologne à 20 centimes. Cette disposition pourra 
être modifiée en tout temps, par entente des deux 
Gouvernements, lorsque le service des colis 
Postaux aura repris entre l'Allemagne et la 
Pologne. | 


Chapitre Il 
Services télégraphiques et téléphoniques 


Article 391 

1. — Les lignes télégraphiques et téléphoniques, 
reliant les deux parties du territoire plébiscité au 
moment du transfert de la souveraineté, restent 
en service. f 

2. — Chaque administration organisera son 
réseau de façon que le trafic intérieur des bureaux 
situés sur son propre territoire puisse avoir lieu 
sans le secours de bureaux appartenant à l’autre 
administration. Pendant la période de transition, 
qui ne doit pas dépasser un an, et en cas de dé- 
rangement sur le réseau, l’autre administration 
interviendra gratuitement pour assurer les com- 
munications. 

3. — En principe, les postes téléphoniques 
publics et particuliers, situés en territoire allemand, 
seront reliés à une station intermédiaire alle- 
mande, et les postes téléphoniques publics et parti- 
euliers, situés en territoires polonais à une station 
intermédiaire polonaise. Les postes téléphoniques 
existants, qui seraient reliés à une station inter- 
médiaire de l’autre État, seront branchés, le plus 
tôt possible sur une station intermédiaire de leur 
propre Êtat. Jusqu'à ce moment, chaque 
administration assurera l'entretien des installa- 
tions sises sur son territoire. Chaque administra- 
tion peut, moyennant préavis de trois mois, rési- 
lier en tout temps les abonnements télephoniques 


pour la fin d’un trimestre du calendrier. … : 


Artikel 389 


Die Regelung des Poſtſcheckverkehrs bleibt einem 
beſonderen Abkommen vorbehalten, das gleichzeitig 
mit dieſem Vertrage ratifiziert wird und in Kraft 
tritt. 


Abſchnitt V 
Durchgangsverkehr 


Artikel 390 


(1) Bei Ermittelung der Durchgangsgebühren für 
Briefpoſtſendungen gelten der deutſche Teil des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets und das übrige Deutſchland einer⸗ 
ſeits ſowie der polniſche Teil des Abſtimmungs⸗ 
gebiets und das übrige Polen anderſeits als je ein 
Gebiet. 


(2) Für Pakete aus dem polniſchen Teile des Ab⸗ 
ſtimmungsgebiets über Deutſchland nach Hinterlän⸗ 
dern Deutſchlands oder aus Deutſchland über den 
polniſchen Teil des Abſtimmungsgebiets nach Hin⸗ 
terländern des polniſchen Teiles ohne Berührung des 
übrigen polniſchen Gebiets wird der deutſche Anteil 
auf 30 Centimen und der polniſche Anteil auf 20 Cen⸗ 
timen ermäßigt. Dieſe Beſtimmung kann nach Auf⸗ 
nahme des Paketverkehrs zwiſchen Deutſchland und 
Polen im gegenſeitigen Einverſtändnis der beiden 
Verwaltungen jederzeit geändert werden. 


Kapitel II 
Telegraphen- und Fernſprechverkehr 


Artikel 391 

(1) Die Telegraphen- und Fernſprechleitungen, die 
zur Zeit des Überganges der Staatshoheit durch beide 
Teile des Abſtimmungsgebiets verlaufen, bleiben im 
Betriebe. 

(2) Jede Verwaltung wird ihr Leitungsnetz ſo ein⸗ 
richten, daß der innere Verkehr der auf ihrem Gebiete 
liegenden Betriebsſtellen ohne Mitwirkung von Be⸗ 
triebsſtellen der anderen Verwaltung abgewickelt 
werden kann. Während der Übergangszeit, die nicht 
länger als ein Jahr dauern ſoll, und in Störungs⸗ 
fällen wird die andere Verwaltung die Vermittelung 
koſtenfrei beſorgen. 


(3) Grundſätzlich werden die auf deutſchem Gebiete 
liegenden Sprechſtellen an deutſche Vermittelungs⸗ 
ſtellen und die auf polniſchem Gebiete liegenden 
Sprechſtellen an polniſche Vermittelungsſtellen ange⸗ 
ſchloſſen. Vorhandene Sprechſtellen, die an eine Ver⸗ 
mittelungsſtelle des anderen Staates angeſchloſſen 
ſind, werden tunlichſt bald an eine Vermittelungs⸗ 
ſtelle des eigenen Staates umgeſchaltet. Bis zur 
Umſchaltung hält jede Verwaltung die auf ihrem Ge⸗ 
biete liegenden Teile der Anlagen inſtand. Jede 
Verwaltung kann ſolche Anſchlüſſe jederzeit zum Ende 
eines Kalendervierteljahres unter Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt von drei Monaten kündigen. 
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Article 392 
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1. — Le service télégraphique et téléphonique 
s’effeetue conformément aux dispositions de la 
Convention télégraphique internationale, conclue 
à Saint-Pétersbourg le 10/22 juillet 1875, et au 
Reglement de service international du 11 juin 
1908, y annexé. 

2. — Toutefois, le service téléphonique donne 
lieu aux dérogations et additions suivantes: 

1° L'article LXVIII A, $ 6, du Règlement de 
service international ne s’applique pas au 
service téléphonique entre les deux parties 
du territoire plébiscité; les communications 
sont données dans l’ordre d'inscription des 
demandes. | 

2° L'article LXVIII C, S 2, du Règlement de 
service international ne s'applique pas au 
service téléphonique entre les deux parties du 
territoire plébiscité; le nombre des demandes 
n’est pas limité en ce qui concerne ces com- 
munications. 

-3° Ad article LXVIII D du Règlement de ser- 
vice international: les communications d'Etat 
sont admises. 

4% Ad article LXVIII H du Règlement de ser- 
vice international: les communications d'abon- 
nement de nuit entre 21 heures et 8 heures 
sont admises. 


5° Ad article LXVIII J du Règlement de service 
international: sont maintenues les disposi- 
tions et taxes existant actuellement pour les 
conversations avec des personnes appelées au 
poste téléphonique, pour les conversations 
faisant suite à des avis d'appel et pour les 
conversations avec des agents de la poste 
(Postagenten) ou des gérants de recettes 
auxiliaires (Hilfsstelleninhaber) chargés de 
as parvenir de brefs messages aux intér- 
essés. 


82 
Le service téléphonique régional du district in- 


dustriel de Haute Silésie est maintenu dans son 
étendue actuelle. 


Article 393 


1. — Dans les relations télégraphiques entre 
les deux parties du territoire plébiscité, la taxe 
totale est de 3 centimes par mot simple. Toute- 
fois, la taxe à percevoir ne peut être inférieure à 
celle d’un télégramme de même genre et de même 
longueur du service intérieur allemand, ni su- 
périeure au double. Dans les relations télegra- 
phiques entre la Haute Silésie polonaise et l’Alle- 
magne à l’exception de la partie allemande du 
territoire plébiscité, les taxes sont celles établies 
par la Convention télégraphique internationale. 
Elles pourront être réduites après accord entre 
les deux administrations. 


2. — Les communications téléphoniques régio- 
nales, les communications téléphoniques entre 
les deux parties du territoire plébiscité ainsi que 
les communications télégraphiques entre la 
Haute Silésie polonaise et l'Allemagne à ex- 


Artikel 392 


8 1 
(1) Der Telegraphen- und Fernſprechbetrieb wird 
nach den Beſtimmungen des Internationalen Tele⸗ 
graphenvertrags vom 10./22. Juli 1875 und der Aus⸗ 
führungsübereinkunft für den internationalen Tele⸗ 
graphenverkehr vom 11. Juni 1908 abgewickelt. 

(2) Für den Fernſprechbetrieb gelten jedoch fol⸗ 

gende Abweichungen und Ergänzungen: 

1. Artikel LXVIII A 86 der Ausführungsüber⸗ 
einkunft für den internationalen Telegraphen⸗ 
verkehr findet im Fernſprechverkehre zwiſchen 
beiden Teilen des Abſtimmungsgebiets keine 
Anwendung; die Geſprächsverbindungen werden 
nach Maßgabe ihrer Anmeldezeit ausgeführt. 

2. Artikel LXVIIIC 82 der Ausführungsüber⸗ 
einkunft für den internationalen Telegraphen⸗ 
verkehr findet im Fernſprechverkehre zwiſchen 
den beiden Teilen des Abſtimmungsgebiets keine 
Anwendung; in dieſen Verkehrsbeziehungen 
unterliegt die Zahl der Anmeldungen keiner 
Beſchränkung. 

3. Zu Artikel LXVIII D der Ausführungsüber⸗ 
einkunft für den internationalen Telegraphen⸗ 
verkehr: Staatsgeſpräche ſind zuläſſig. 

4. Zu Artikel LXVIII H der Ausführungsüber⸗ 
einkunft für den internationalen Telegraphen⸗ 
verkehr: Nachtabonnementsgeſpräche ſind in den 
Stunden von 9 Uhr nachmittags bis 8 Uhr vor⸗ 
mittags zuläſſig. 

5. Zu Artikel LXVIIIJ der Ausführungsüber⸗ 
einkunft für den internationalen Telegraphen⸗ 
verkehr: Die beſtehenden Beſtimmungen und 
Gebühren für Geſpräche, zu denen eine Perſon 
herbeigerufen werden ſoll, für Geſpräche mit 
Voranmeldung und für Geſpräche mit Poſt⸗ 
agenten und Hilfsſtelleninhabern zur Weitergabe 
kurzer Nachrichten werden aufrechterhalten. 


8 2 
Der Bezirksfernſprechverkehr im oberſchleſiſchen 
Induſtriebezirke wird in dem beſtehenden Umfang 
aufrechterhalten. 


Artikel 393 

(1) Im Telegraphenverkehre zwiſchen beiden 
Teilen des Abſtimmungsgebiets beträgt die Geſamt⸗ 
gebühr 3 Centimen für das einfache Wort. Der zu 
erhebende Betrag darf jedoch nicht niedriger als die 
Gebühr für ein Telegramm gleicher Art und gleicher 
Länge des inneren deutſchen Verkehrs und nicht höher 
als das Doppelte der Gebühr eines ſolchen Tele⸗ 
gramms ſein. Im Telegraphenverkehre zwiſchen 
Polniſch⸗Oberſchleſien und Deutſchland mit Ausſchluß 
des deutſchen Teiles des Abſtimmungsgebiets gelten 
die Gebühren des internationalen Telegraphenver⸗ 
trags. Eine Ermäßigung dieſer Gebühren kann im 
gegenſeitigen Einverſtändnis der beiden Verwaltun⸗ 
gen ſtattfinden. f 

(2) Im Bezirksfernſprechverkehr, im Fernſprech⸗ 
verkehre zwiſchen den beiden Teilen des Abſtim⸗ 
mungsgebiets ſowie im Fernſprechverkehre zwiſchen 


Polniſch⸗Oberſchleſien und dem übrigen Deutſchland 
finden 


die Gebühren des inneren deutſchen Fernſprech⸗ 
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 ception de la partie allemande du territoire plé- 
- biseite, sont soumises aux taxes du service télé- 


phonique intérieur allemand. Les dispositions de 
l'article LXVIII F, SS 1 à 4, et G du Règlement 
de service international annexé à la Convention 
télégraphique internationale de Saint-Peters- 
ourg, sont remplacées par les dispositions du 
Service interieur allemand en vigueur au moment 
du transfert de la souveraineté. Les deux admi- 
nistrations pourront, d'un commun accord, modi- 
fier les taxes pour les communications régio- 
nales ; à défaut d’accord, il sera perçu une taxe 
égale à la taxe perçue pour les communications 
entre les deux parties du territoire plébiscité. 
„3. — Au cas où un arrangement portant sur 
l'ensemble des relations téléphoniques intervien- 
drait entre l'Allemagne et la Pologne, chacune 
des deux administrations pourra demander que 
les communications entre la Haute Silésie polo- 
naise et les parties de l'Allemagne situées, en 
dehors du territoire plébiscité soient réglées con- 
formément aux dispositions de cet arrangement. 
Les deux administrations pourront, d’un com- 
mun accord, en étendre les dispositions aux com- 
munications téléphoniques entre les deux parties 
du territoire plébiscité. 


Chapitre III 
Voies de recours 


Article 394 
‚La Commission Mixte se prononce sur les dif- 
férends qui surgiraient entre les deux Gouver- 
nements au sujet de l'interprétation ou de l’ap- 
blication des dispositions du présent titre. 


Chapitre IV 
Disposition finale 


Article 395 

1. — Le présent titre demeurera en vigueur 
aussi longtemps que le mark allemand restera 
la seule monnaie légale en Haute Silésie polo- 
naise. 

2. — Les deux Gouvernements sont autorisés 
à changer en tout temps, d'un commun accord, 
les dispositions du présent titre, sauf celles de 
l’article 381, ainsi que toutes les dispositions du 
Règlement d'exécution annexé au présent titre. 


Annexe au Titre VII 
Règlement d'exécution 


ad article 382 


1. — Au nombre des taxes à percevoir selon 
les taux du service intérieur allemand, il y a lieu 
© comprendre les surtaxes pour les envois non 
allranchis ou insuffisamment affranchis, les taxes 
e remise par express et les droits d'assurance. 

2. — Pour les envois de la poste aux lettres 
grevés de remboursement, le droit de rembour- 
sement de 10 centimes et le droit d’eneaissement 
de 15 centimes doivent être acquittés d’après 
l'équivalent en monnaie allemande. 
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verkehrs Anwendung. An die Stelle der Beſtim⸗ 
mungen des Artikels LXVIII F 88 1 bis 4 und G 
der Ausführungsübereinkunft für den internationalen 
Telegraphenverkehr treten die zur Zeit des Übergangs 


der Staatshoheit geltenden Beſtimmungen des inne⸗ 


ren deutſchen Verkehrs. Die beiden Verwaltungen 
können im gegenſeitigen Einvernehmen die Bezirks⸗ 
geſprächgebühren ändern; wird eine Einigung nicht 
erzielt, ſo werden im Bezirksverkehre die gleichen 
Gebühren erhoben, wie im Verkehre zwiſchen den 
beiden Teilen des Abſtimmungsgebiets. 


(3) Falls ein Abkommen über den allgemeinen 
deutſch-polniſchen Fernſprechverkehr zuſtande kommt, 
kann jede der beiden Verwaltungen verlangen, daß 
der Verkehr zwiſchen Polniſch⸗Oberſchleſien und dem 
außerhalb des Abſtimmungsgebiets gelegenen Teile 
Deutſchlands nach den Beſtimmungen dieſes Abkom⸗ 
mens geregelt wird. Die beiden Verwaltungen 
können im gegenſeitigen Einvernehmen die Beſtim⸗ 
mungen dieſes Abkommens auch auf den Fernſprech— 
verkehr zwiſchen den beiden Teilen des Abſtimmungs⸗ 
gebiets ausdehnen. 


Kapitel Ill 
Rechtsmittel 


Artikel 394 
Die Gemiſchte Kommiſſion entſcheidet über Strei⸗ 
tigkeiten, die ſich zwiſchen den beiden Regierungen 
aus der Auslegung und Anwendung der Beſtimmun⸗ 
gen dieſes Titels ergeben ſollten. 


Kapitel IV 
Schlußbeſtimmung 


: Artikel 395 

(1) Die Beſtimmungen dieſes Titels gelten fo 
lange, als die deutſche Mark das einzige geſetzliche 
Zahlungsmittel in Polniſch⸗Oberſchleſien iſt. 

(2) Die beiden Regierungen können im gegen- 
ſeitigen Einverſtändnis die Beſtimmungen dieſes 
itels, mit Ausnahme des Artikels 381 ſowie die 
dieſem Titel als Anlage beigefügten Ausführungs- 
beſtimmungen jederzeit ändern. 


Anhang 
Ausführungsbeſtimmungen 
Zu Artikel 382 


(1) Zu den Gebühren, die nach den Sätzen des 
innerdeutſchen Verkehrs erhoben werden, rechnen auch 
die Nachgebühr bei nicht oder nicht ausreichend frei⸗ 
gemachten Sendungen, die Eilbeſtellgebühr und die 
Verſicherungsgebühr. 

(2) Bei Nachnahmeſendungen im Briefpoſtver⸗ 


kehre ſind die deutſchen Gegenwerte der Nachnahme⸗ 


gebühr von 10 Centimen und der Einziehungsgebühr 
von 15 Centimen zu entrichten. 


* Ben 
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3. — L'emploi de timbres-poste de service 
n'est pas admis. : 

4. — Les envois recommandés de la poste aux 
lettres et les lettres avec valeur déclarée seront 
portés individuellement sur les feuilles d’avis. 


ad articles 383 et 386 


1. — Chaque colis postal doit, aux termes de 
la Convention internationale concernant l'échange 
des colis postaux, être accompagné d’un bulletin 
d'expédition ; en outre ; il sera fourni une décla- 
ration de douane pour les colis à destination de 
l'Allemagne, et deux déclarations pour les colis 
à destination de la Haute Silésie polonaise. Les 
formules des bulletins d'expédition seront celles 
du service des colis pour l'étranger. Il est loisible 
au pays d'origine d'exiger d'autres documents en 
vue du contrôle des exportations, aux fins de 
statistique ou autres. 

2. — Les dispositions sur la fermeture des 
colis postaux insérées à l’article V, $ 1, alinéa 3, 
du Règlement d'exécution de la Convention 
internationale concernant l'échange des colis 
postaux, ne sont pas applicables aux colis ordi- 
naires. 

3. — Les colis avec valeur déclarée, jusqu’à 
500 marks inclusivement, seront, comme dans le 
service intérieur allemand, traités comme colis 
ordinaires. Les droits d'assurance perçus pour ces 
colis restent acquis au pays d’origine. 

4. — Les colis ordinaires, y compris les colis 
avec valeur déclarée jusqu’à 500 marks, ne seront 
portés sur les feuilles de route que d’après leur 
nombre global, séparément suivant les quatre 
catégories de poids. Les bonifications revenant à 
l'administration destinataire, telles qu'elles res- 
sortiront de ces indications, seront portées en 
même temps sur la feuille de route. Les colis avec 
valeur déclarée supérieure à 500 marks seront 
inscrits individuellement. Il ne sera pas fait 
mention du montant des remboursements. 

5. — L'échange des colis se fera seulement entre 
bureaux de poste spécialement affectés à cet usage. 
Les deux administrations se communiqueront réci- 
proquement, en temps utile, les noms des bureaux 
chargés de ce service. * 

6. — Le montant des bonifications porté sur les 
feuilles de route et le décompte du service des 
colis postaux seront établis en monnaie allemande. 

7. — Le droit de recommandation et le droit 
d’expédition sont acquis au pays d’origine; la taxe 
pour la remise par express sera intégralement 
bonifiée au pays destinataire. En outre, dans les 
relations entre la Haute Silésie polonaise et 
l'Allemagne à l'exception de la partie allemande 
du territoire plébiscité, la taxe additionnelle 
perçue pour les colis encombrants et la taxe 
spéciale afférente aux colis urgents seront 
partagées dans la même proportion que les taxes 
applicables d’après le poids. 


ad article 384 


Chacune des deux administrations est tenue de 
communiquer, au moins six mois à l’avance, son 
intention d'appliquer aux journaux les dispo- 


(3) Die Verwendung von Dienſtmarken wird nicht 
zugelaſſen. 

(4) Einſchreibſendungen und Briefe mit Wertan⸗ 
gabe werden in den Briefkarten einzeln nachgewieſen. 


Zu Artikel 383 und 386 


(1) Jedes Paket muß nach den Vorſchriften des 
internationalen Poſtpaketvertrags von einer Paket⸗ 
karte begleitet ſein; außerdem ſind in der Richtung 
nach Deutſchland eine und in der Richtung nach Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſien zwei Zollinhaltserklärungen er⸗ 
forderlich. Zu den Paketkarten ſind die Vor⸗ 
drucke des Auslandsverkehrs zu verwenden. Inwie⸗ 
weit weitere Begleitpapiere zur Prüfung der Aus⸗ 
fuhrfähigkeit, zu ſtatiſtiſchen und ſonſtigen Zwecken 
beizufügen find, bleibt der Beſtimmung des Auf⸗ 
gabelandes überlaſſen. 


(2) Die Beſtimmungen der Artikel V 8 1 Abſ. 3 
der Vollzugsordnung zum internationalen Poſtpaket⸗ 
vertrag über den Verſchluß der Pakete finden bei ge- 
wöhnlichen Paketen keine Anwendung. 


(8) Pakete bis 500 A Wertangabe einſchließlich 
ſollen wie im innerdeutſchen Verkehr als gewöhnliche 
Pakete behandelt werden. Die bei dieſen Paketen 
8 Verſicherungsgebühr verbleibt dem Aufgabe⸗ 
ande. 

(4) Die gewöhnlichen Pakete, mit Einſchluß der 
im Abſ. 3 bezeichneten Pakete bis 500 % Wertan⸗ 
gabe, werden nur nach der Geſamtſtückzahl, und zwar 
nach den vier Gewichtsgruppen getrennt, in die 
Frachtkarte eingetragen. Die ſich hieraus ergeben⸗ 
den, der Beſtimmungsverwaltung zuſtehenden Ver⸗ 
gütungsbeträge werden gleichzeitig in die Karte auf- 
genommen. Pakete mit Wertangabe über 500 # 
unterliegen der Einzeleintragung. Von einer Auf⸗ 
führung der Nachnahmebeträge wird abgejehen 


(5) Der Austauſch der Pakete findet nur zwiſchen 
Auswechſelungspoſtanſtalten ſtatt. Jede Verwaltung 
teilt der anderen rechtzeitig mit, welche Poſtanſtalten 
für dieſen Dienſt beſtimmt ſind. 


(6) Die Angabe der Vergütungsbeträge in den 
Karten und die Abrechnung über den Paketverkehr 
finden in deutſcher Währung ſtatt. 

(7) Die Einſchreibgebühr und die Behandlungs⸗ 
gebühr verbleiben dem Aufgabelande, die Eilbeſtell⸗ 
gebühr wird dem Beſtimmungsland in voller Höhe 
vergütet. Im Verkehre zwiſchen Polniſch⸗Ober⸗ 
flefien und dem übrigen Deutſchland werden 
außerdem der Sperrgutzuſchlag und die beſondere 
Gebühr für dringende Pakete nach demſelben Verhält⸗ 
nis wie die Gewichtsgebühren geteilt. 


Zu Artikel 384 


Soll das verabredete Verfahren nach den Grund⸗ 
ſätzen des internationalen Poſtzeitungsabkommens 
geregelt werden, ſo hat jede Verwaltung dies der 


— 19 — 


Sitions de l’Arrangement international concernant 
es abonnements aux journaux et publications 
Périodiques annexé à la Convention postale uni- 
Yerselle, Les journaux dont l’abonnement expire 
apres la date fixée pour le changement de régime, 
seront transportés et distribués gratuitement dans 


€ pays destinataire jusqu'au terme de l’abonne- 
ment, 


ad article 387 


Au cas où, dans le service des mandats de poste, 
Une administration se trouve à découvert vis-à-vis 
ue l’autre administration d’une somme supérieure 
à 600,000 marks, elle a le droit de réclamer, avant 
que le compte soit clos, un acompte jusqu’à con- 
currence des trois quarts du montant de sa 
créance. Ce paiement doit être effectué dans un 
délai de huit jours. 


ad article 388 
8 1 


Les parcours des facteurs ruraux doivent être, 
autant que possible, organisés de façon à ne pas 
empiéter sur le territoire étranger. Des déroga- 
tions à cette règle ne sont admises qu'après accord 
entre les deux administrations. 
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1. — Chaque administration a le droit de faire 
convoyer par les agents des postes nécessaires 
au tri et à la garde des envois postaux, ses vagons 
© chemins de fer et ses vagons-poste en transit 
Sur le territoire étranger jusqu’au point convenu. 
es agents ne doivent, pendant le temps où ils 
se trouvent en territoire étranger, effectuer aucune 
Opération postale avec le public ou les bureaux 


© poste étrangers. Les boîtes aux lettres de ces 


Vagons seront fermées sur le territoire étranger. 
2. — Lorsque les bureaux ambulants en transit 
sur le territoire étranger acceptent exceptionnelle- 
ment de procéder à l’échange dé dépêches avec les 
bureaux de poste installés sur leur parcours, 
l'administration des postes étrangère devra, en 
principe, rembourser à l’autre les frais d'entretien 
de ces bureaux ambulants sur le territoire 
étranger. Il n’y aura toutefois pas lieu à décompte 
lorsque la différence entre les prestations effec- 
tuées de part et d’autre ne sera pas importante. 
3. — Lorsque les bureaux ambulants ap- 
partenant à une administration circulent sur le 
territoire de l’autre administration, celle-ci pourra, 
après entente, y placer, à ses frais, ses agents. 
Pour assurer sur son territoire le service de ses 
bureaux. La responsabilité de ce service incombe 
à l'administration à laquelle appartiennent les 
agents qui ont reçu consignation des envois. 

— Chacune des deux administrations a le 
droit de faire accompagner par son propre per- 
Sonnel de surveillance ses bureaux ambulants 
Circulant sur le territoire de l’autre. Les agents 
et les envois postaux jouiront d’une protection 
réciproque sur le territoire étranger. En cas 
d'accident sur ce territoire, l'administration 
postale étrangère prêtera l’assistance requise sans 
pouvoir prétendre, de ce chef, à une indemnité. 

5. — Les règlements intérieurs du pays sur 
lequel circulent les vagons-poste déterminent les 


andern mindeſtens ein halbes Jahr vorher mitzu- 
teilen. Zeitungen, deren Bezug über den Zeitpunkt 
der Neuregelung hinausgeht, werden bis zum Ab⸗ 
laufe der Bezugszeit in dem Abſatzlande unentgeltlich 
befördert und beſtellt. 


Zu Artikel 387 

Ergibt ſich aus dem Poſtanweiſungsdienſte für 
eine Verwaltung der andern gegenüber ein unge- 
decktes Guthaben von mehr als 600 000 #, jo kann 
vor dem Schluß der eigentlichen Abrechnung eine Ab- 
ſchlagszahlung in Höhe von drei Vierteln des Gut- 
habens beanſprucht werden. Einem derartigen Ver⸗ 
langen iſt binnen acht Tagen zu entſprechen. 


Zu Artikel 388 
8 1 
Die Landpoſten ſollen tunlichſt fo eingerichtet wer⸗ 
den, daß ſie nicht auf fremdes Gebiet übergreifen. 
Eine andere Regelung ift nur im gegenſeitigen Ein- 
vernehmen der beiden Verwaltungen zuläſſig. 


> + 
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(1) Jede Verwaltung hat das Recht, in ihren das 
andere Gebiet bis zur verabredeten Stelle burdlau- 
fenden Cijenbabn- und Bahnpoſtwagen die zur Be- 
arbeitung und Bewachung der Poſtſendungen er- 
forderlichen Poſtbeamten mitfahren zu laſſen. Dieſe 
dürfen während ihres Aufenthalts auf fremdem Ge⸗ 
biete nicht in Poſtverkehr treten. Die Briefkaſten 
werden auf dem fremden Gebiete geſchloſſen gehalten. 


(2) Wenn Bahnpoſten über fremdes Gebiet ge— 
führt werden und den Austauſch von Kartenſchlüſſen 
ausnahmsweiſe mit fremden Kurspoſtanſtalten über⸗ 
nehmen, ſo hat grundſätzlich die fremde Poſtverwal⸗ 
tung die Koſten für die Unterhaltung der Bahnpoſten 
auf ihrem Gebiete der andern Poſtverwaltung zu er- 
ſtatten. Eine Abrechnung über dieſe Koſten joll 
jedoch unterbleiben, wenn erhebliche Unterſchiede in 
dieſen gegenſeitigen Leiſtungen nicht vorhanden ſind. 


(3) Jede Poſtverwaltung iſt berechtigt, in den 
Bahnpoſten der anderen Verwaltung, die über ihr 
Gebiet laufen, nach gegenſeitiger Verabredung und 
auf eigene Koſten auf ihrem Gebiet eigene Beamte 
mitfahren zu laſſen, die den Dienſt für ihre Poſt⸗ 
anſtalten wahrnehmen. Die Haftung liegt derjenigen 
Verwaltung ob, deren Beamten die Sendungen über⸗ 
nommen haben. 

(4) Den beiden Verwaltungen ſteht das Recht zu, 
ihre Bahnpoſten auch über das andere Gebiet durch 
eigene Aufſichtsbeamte begleiten zu laſſen. Der 
gegenſeitige Schutz der Beamten und Poſtladungen 
auf fremdem Gebiete wird zugeſichert. Bei Unfällen 
auf fremdem Gebiete leiſtet die Poſtverwaltung dieſes 
Gebiets die erforderliche Aushilfe, ohne dafür eine 
Vergütung zu beanſpruchen. 


(5) Inwieweit den Zollbeamten und anderen 
Organen der Zutritt zu den Bahnpoſtwagen zum 
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conditions dans lesquelles les agents de la douane 
et autres fonctionaires y ont accès en vue d’exercer 
le contrôle douanier ou la mission dont ils sont 
charges. 

6. — Les dispositions des alinéas 1, 3, 4 et 5 
ci-dessus s’appliquent également au transit postal 
dans les trains servant au transit privilégié de 
Haute Silésie. 


7. — Les deux administrations postales se 
feront réciproquement connaître les trains ou 
parties de train du transit privilégié auxquels 
elles ont l'intention d’adjoindre un vagon-poste 
ou qu'elles ont l’intention d'utiliser pour le trans- 
port des envois postaux. 

8. — Lorsque, à l’intérieur du territoire plébis- 
cité, un vagon de chemin de fer ou un vagon-poste 
traverse le territoire de l’autre administration 
pour regagner son propre territoire, l’administra- 
tion postale qui utilise le vagon doit payer à l’ad- 
ministration des chemins de fer le redevance affé- 
rente au parcours effectué en transit conformé- 
ment aux accords conclus entre les deux admini- 
strations de chemin de fer. 


83 
Les colis postaux consignés avant le jour du 
transfert de la souverainté seront remis à l’autre 
administration sans qu'il y ait lieu à décompte 
de part ni d'autre. Ces colis seront portés sur 
des feuilles de route spéciales. 


8 4 
Les dispositions de l’Arrangement international 


concernant les abonnements aux journaux et pu- 


blications périodiques seront applicables au ser- 
vice des journaux entre la Haute Silésie polonaise 
et l'Allemagne à l’exception de la partie allemande 
du territoire plébiscité, dés le début du deuxième 
trimestre qui suivra le transfert de la souverai- 
neté. Les dispositions actuelles resteront en 
vigueur jusqu’à ce moment. 


ad article 391 
ad alinéa I 


1. — Les deux administrations arröteront d’un 
commun accord les mesures de détail concernant 
l'emploi des lignes télégraphiques et téléphoniques 
servant aux communications d'un territoire à 
l’autre. 

2. — Les lignes phono-télégraphiques (Sp-Lei- 
tungen) dont les postes d'exploitation se trouvent 
sur la partie allemande et sur la partie polonaise 
du territoire plébiscité, seront branchées de façon 
que les deux circuits de part et d’autre de la fron- 
tière puissent être exploités indépendamment l’un 
de l’autre. 

ad alinéa 2 

Chacune des deux administrations s’efforcera 
de modifier le dispositif de son réseau, de façon 
que les lignes télégraphiques et téléphoniques 
affectées exclusivement au service intérieur ne 
traversent pas le territoire de l’autre pays. Aussi 
longtemps que le dispositif n’aura pas été modifié, 
chaque administration paiera à l’autre, pour les 
sections de lignes situées sur le territoire de cette 
dernière, une rétribution annuelle de 18 marks 
par 100 mètres ou fraction de 100 mètres de 
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Zwecke der Zoll- oder ſonſtigen Prüfung zu geftatten 
iſt, richtet ſich nach den inneren Beſtimmungen des 
Landes, auf deſſem Gebiete ſich der Bahnpoſtwagen 
befindet. 

(6) Die Beſtimmungen der Abſ. 1, 3, 4 und 5 
dieſes Paragraphen gelten auch für den Poſtdurch⸗ 
gangsverkehr in den privilegierten Eiſenbahn-Durch⸗ 
gangszügen innerhalb des oberſchleſiſchen Abſtim⸗ 
mungsgebiets. 

(7) Beide Poſtverwaltungen teilen einander die 
Züge oder Zugteile des privilegierten Eiſenbahn⸗ 
Durchgangsverkehrs mit, in denen ſie Bahnpoſtwagen 
durchzuführen oder die ſie zur Poſtbeförderung zu be— 
nutzen beabſichtigen. 


(8) Wenn innerhalb des Abſtimmungsgebiets 
Eiſenbahn⸗ und Bahnpoſtwagen das Gebiet einer 
andern Verwaltung durchlaufen, um das eigene Ge- 
biet zu erreichen, ſo zahlt diejenige Verwaltung, die 
den Wagen benutzt, an die Eiſenbahnverwaltung die 
auf die Durchgangsſtrecke entfallenden Koſten nach 
den zwiſchen den beiden Eiſenbahnverwaltungen ges 
troffenen Vereinbarungen. 


8 3 
Die Pakete, die vor dem Tage des Überganges der 
Staatshoheit aufgeliefert worden ſind, werden ohne 
gegenſeitige Anrechnung von Gebühren der andern 
Verwaltung übergeben. Dieſe Pakete find in befon- 
deren Kartenſchlüſſen zu überweiſen. 


8 4 

Die Umſtellung des Zeitungsverkehrs zwiſchen 
Polniſch⸗Oberſchleſien und Deutſchland außerhalb des 
deutſchen Teils des Abſtimmungsgebiets auf die 
Vorſchriften des internationalen Zeitungsabkommens 
tritt mit Beginn des zweiten auf den Tag des Über⸗ 
gangs der Staatshoheit folgenden Vierteljahrs in 
Kraft. Bis dahin bleiben die bisherigen Vorſchriften 
beſtehen. ! 


Zu Artikel 391 
Zu Abſatz 1 
(1) Über die Benutzung der dem gegenſeitigen 
Verkehre dienenden Telegraphen⸗ und Fernſprech⸗ 
leitungen treffen die beiden Verwaltungen im gegen⸗ 
ſeitigen Einvernehmen nähere Beſtimmung. 


(2) Die Sp⸗Leitungen, deren Betriebsſtellen auf 
dem deutſchen Teile und auf dem polniſchen Teile des 
Abſtimmungsgebiets liegen, werden ſo geſchaltet, daß 
die Leitungszweige auf beiden Seiten der Grenze 
für ſich betrieben werden können. 


Zu Abſatz 2 

Jede der beiden Verwaltungen wird beſtrebt fein, 
die Leitungsführung ſo zu ändern, daß die ausſchließ⸗ 
lich ihrem inneren Verkehre dienenden Telegraphen⸗ 
und Fernſprechleitungen das Gebiet der anderen Ver⸗ 
waltung nicht durchlaufen. Solange die Leitungs- 
führung nicht geändert iſt, zahlt jede Verwaltung der 
anderen für die auf deren Gebiete liegende Leitungs⸗ 
ſtrecke eine jährliche Vergütung von 18 # für jede 
vollen oder angefangenen 100 m Einzelleitung, zu⸗ 
züglich des in Deutſchland zur Erhebung kommenden 


ligne simple, plus la surtaxe de renchérisse- 
ment perçue en Allemagne. Le paiement se 
fait chaque trimestre, en monnaie allemande, 
sur la basee des comptes établis par les 
deux administrations régionales. Celles-ci déter- 
mineront le nombre et la longueur des lignes 
Susvisées. En cas d'interruption ou de dérange- 
ment, chaque administration fera le nécessaire 
Pour rétablir, aussitôt que possible, les commu- 
Mcations. De plus, les deux administrations pour- 
Font, d’un commun accord, échanger des sections 
de lignes d'égale valeur. Dans le cas où une 
interruption ou un dérangement de ligne, sur 
le territoire de l’autre administration, dure- 
rait plus de cinq jours à partir de l'avis 
Onné à cette administration, l'indemnité à 
Payer pour le ligne en question sera réduite 
de 1/365 par 24 heures ou fraction de 24 heures 
Que durera l'interruption ou le dérangement au 
delà des cinq jours. 


ad alinéa 3 

Les taxes à payer par les abonnés dont le poste 
et la station intermédiaire correspondante se 
trouvent sur des territoires différents, sont per- 
cues par l’administration du pays où so trouve la 
station. Cette administration paie à l’autre, pour 
l'entretien de la partie du réseau située sur le 
territoire de cette dernière, une rétribution an- 
nuelle de 18 marks par 100 mètres ou fraction de 
100 mètres de ligne simple, et de 70 marks pour 
l'entretien du poste de chaque abonné, plus la sur- 
taxe de renchérissement perçue en Allemagne. Le 
règlement se fait chaque trimestre, en monnaie 
allemande, sur la base des comptes établis par les 
deux administrations régionales. Dans le cas où 
une interruption, due à des raisons techniques, 
dure plus de quatorze jours à partir de l'avis 
donné à l'administration intéressée, cette admi- 
nistration rembourse à l’autre l'indemnité que 
cette dernière doit payer à l’abonné selon ses 
propres règlements. 


ad article 392 

ad S 2 

1. — Le réseau téléphonique régional comprend 
les postes d'abonnés reliés aux stations inter- 
médiaires du triangle formé par les villes de Tar- 
nowska Göra (Tarnowitz), Gleiwitz et Myslo- 
wice. Les postes publies situés à l’intérieur des 
limites du réseau téléphoniquerégional participent 
également au service régional. 

2, — Chacune des deux administrations portera 
dans son annuaire téléphonique, à titre de ren- 
seignement, le nom des abonnés rattachés aux 
Stations intermédiaires régionales de l’autre ad- 
ministration. Cet arrangement ne concerne pro- 
Visoirement que les deux prochaines éditions de 
l'annuaire. Les deux administrations s’entendront 
Sur les mesures à prendre pour les éditions ulté- 
Tleures. 
5 ad article 393 

ad alinéa 1 

Les taxes télégraphiques ne donnent pas lieu 
à décompte. Toutefois, les deux administrations 
ah d’un commun accord, en décider autre- 
ment. 
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Teuerungszuſchlags. Die Zahlung erfolgt viertel- 
jährlich in deutſcher Währung auf Grund der von 
den beiden Bezirksverwaltungen aufgeſtellten Rech⸗ 
nungen. Die beiden Bezirksverwaltungen ſtellen die 
Zahl und die Länge der Leitungen dieſer Art feſt. 
Im Falle von Unterbrechungen oder Störungen wird 
jede Verwaltung alle Sorgfalt anwenden, um die 
Verbindung ſo ſchnell wie möglich wiederherzuſtellen. 
Beide Verwaltungen können ferner im gegenſeitigen 
Einverſtändnis einzelne Leitungsſtrecken gegen andere 
gleichwertige austauſchen. Wenn eine Unterbrechung 
oder eine Störung auf dem Gebiete der anderen Ver⸗ 
waltung länger als fünf Tage dauert, gerechnet von 
dem Tage an, an dem dieſe davon Kenntnis erhalten 
hat, wird die für die in Betracht kommende Leitung 
zu zahlende Vergütung um s für jeden Zeitraum 
von 24 Stunden oder einen Bruchteil von 24 Stun⸗ 
den ermäßigt, den die Unterbrechung oder Störung 
darüber hinaus währt. 


Zu Abſatz 3 

Für die Fernſprechanſchlüſſe, deren Sprechſtellen 
auf dem Gebiete der einen und deren Vermittlungs⸗ 
ſtellen auf dem Gebiete der anderen Verwaltung 
liegen, werden die Gebühren von der Verwaltung er⸗ 
hoben, auf deren Gebiete die Vermittlungsſtelle liegt. 
Dieſe vergütet der anderen Verwaltung für die In⸗ 
ſtandhaltung der auf deren Gebiete liegenden Teile 
der Anlage jährlich für jede volle oder angefangene 
100 m Einzelleitung 18 M und für die Inſtand⸗ 
haltung der Sprechſtelle jedes Anſchluſſes 70 M, zu⸗ 
züglich des in Deutſchland zur Erhebung kommenden 
Teuerungszuſchlags. Die Zahlung erfolgt viertel⸗ 
jährlich in deutſcher Währung auf Grund der von 
den beiden Bezirksverwaltungen aufgeſtellten Rech⸗ 
nungen. Dauert eine infolge techniſcher Urſachen 
entſtandene Unterbrechung eines Anſchluſſes länger 
als vierzehn Tage, nachdem ſie zur Kenntnis der 
anderen Verwaltung gelangt iſt, ſo vergütet dieſe 
Verwaltung der anderen die Gebühren, die ſie nach 
ihren Vorſchriften dem Teilnehmer erſtattet. 


Zu Artikel 392 
Zu 82 

(1) Das Bezirksfernſprechnetz umfaßt die An⸗ 
ſchlußbereiche der Ga hen die in dem 
von den Städten Tarnowitz, Gleiwitz und Myslowitz 
gebildeten Dreiecke liegen. Am Bezirksverkehre 
nehmen auch die innerhalb der Grenzen des Bezirks⸗ 
fei c gelegenen öffentlichen Sprechſtellen 
teil. 

(2) Die Verwaltungen nehmen gegenſeitig in ihre 
Fernſprechbücher die Teilnehmer der zum Be⸗ 
zirksnetz gehörigen Vermittlungsſtellen der anderen 
Verwaltung nachrichtlich auf. Dieſe 10 gilt 
zunächſt für die nächſten zwei Auflagen. Über das 
ſpäter zu beobachtende Verfahren werden ſich die 
beiden Verwaltungen verſtändigen. 


Zu Artikel 393 
Zu Abſatz 1 
Über die Telegraphengebühren wird nicht abgerech⸗ 
net. Die beiden Verwaltungen können im gegenſei⸗ 
tigen Einvernehmen ein anderes beſtimmen. 
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ad alinéa 2 


1. — Dans le service téléphonique il n’est pas 
procédé au décompte des communications régio- 
nales et des communications entre les deux par- 
ties du territoire plébiscité. 


2.— Le décompte des autres conversations 
téléphoniques s'effectue de la façon suivante: 
administration polonaise reçoit, pour une com- 
munication non urgente, une taxe terminale de 
1 mark 50 pfennigs par unité de 3 minutes, et de 
50 pfennigs par chaque minute en sus, plus la 
surtaxe de renchérissement perçue en Allemagne. 
Ces sommes sont triplées pour les communica- 
tions urgentes. Le surplus revient à l’administra- 
tion allemande. 

3. — Les taxes accessoires (y compris la taxe 
pour les communications qui n’ont pu être éta- 
blies, soit un cinquième de la taxe afférente à 
une communication de trois minutes du genre 
demandé), ne donnent pas lieu à décompte. 

4. — Les deux administrations pourront, d'un 
commun accord, modifier la taxe terminale et 
prendre d’autres arrangements au sujet des dé- 
comptes. 


Zu Abſatz 2 
(1) Im Fernſprechverkehre wird über Bezirksge⸗ 
ſpräche und über Geſpräche zwiſchen den beiden Tei— 
len des Abſtimmungsgebiets nicht abgerechnet. 


(2) Im übrigen Fernſprechverkehre wird abgerech⸗ 
net, und zwar erhält die polniſche Verwaltung für 
ein nicht dringendes Geſpräch eine Endgebühr von 
IM 50 Pf. für die Dreiminuteneinheit und von 
50 Pf. für jede weitere Minute zuzüglich des in 
Deutſchland zur Erhebung kommenden Teuerungs⸗ 
zuſchlags, für ein dringendes Geſpräch das Dreifache 
dieſer Beträge. Der Reſtbetrag fällt der deutſchen 
Verwaltung zu. 


(3) Über Nebengebühren leinſchließlich der Ge— 
bühr für nichtzuſtandegekommene Ferngeſpräche — 
ein Fünftel der Gebühr für ein Dreiminutenge⸗ 
ſpräch der beſtellten Gattung —) wird nicht ab- 
gerechnet. 

(4) Die beiden Verwaltungen können im gegen- 
ſeitigen Einvernehmen die Endgebühr ändern und 
andere Vereinbarungen über die Abrechnung treffen. 
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Titre VIII 


Chemins de fer 
Chapitre premier 


Chemins de fer de l’Etat à voie normale 
et à voie étroite 


Section 1 
Organisation et administration 


Article 396 
1. — Les chemins de fer de l’État à voie normale 
et à voie étroite situés dans le territoire plébis- 
cité sont administrés sous la désignation de 
«Chemins de fer de la Haute Silésie »: 
1° par un Comité supérieur commun, 
2° par une direction allemande pour les lignes 
situées dans la partie allemande et par une 
direction polonaise pour les lignes situées 
dans la partie polonaise du territoire 
plebiseite. 
2.— Le terme «réseau» employé au présent 
titre s’entend de l’ensemble des lignes de chacune 
de ces directions. 


Article 397 
Les attributions du Comité supérieur sont les 
suivantes : 
1° Il établit le budget des recettes et des 
dépenses communes. 
2° II approuve les prescriptions uniformes pour 
le trafic entre les deux réseaux. 


3° Il approuve les tarifs applicables à ce trafic. 
4° Il tranche les questions d'horaires relatives 


au trafic entre les deux réseaux s’il y a une 


divergence de fond entre les deux directions. 
Si les directions sont en désaccord sur le 
point de savoir si la divergence est de fond, 
il tranche également la question. 


E 


5° Il répartit quotidiennement les vagons de 
marchandises à voie normale entre les deux 
directions ; il décide de la répartition 
courante des vagons à voie étroite s’il y a une 
divergence de fond entre les deux directions. 
Si elles sont en désaccord sur le point de 
savoir si la divergence est de fond, il tranche 
également la question. 

Il vérifie le décompte des recettes et des 
dépenses de l'échange de matériel roulant avec 
les autres chemins de fer et en fixe le mode 
de répartition entre les deux réseaux. 


8 


6 


7° Il a la haute surveillance de l'observation des 
dispositions du présent titre en matière de 
travaux de réparation et d'entretien du parc 


Titel VII 


Eiſenbahnen 
Kapitel I 
Normal- und ſchmalſpurige Staatseiſen⸗ 
bahnen 


Abſchnitt ! 
Organiſation und Verwaltung 


Artikel 396 
(1) Die ſtaatlichen normal- und ſchmalſpurigen 
Eiſenbahnen im Abſtimmungsgebiete werden unter 
u Bezeichnung »Oberſchleſiſche Eiſenbahnen« ver⸗ 
waltet: 

1. von einem gemeinſchaftlichen Oberkomitee, 

2. von einer deutſchen Direktion für die im deut⸗ 
ſchen Teil und von einer polniſchen Direktion 
für die im polniſchen Teil des Abſtimmungsge⸗ 
biets gelegenen Strecken. 


(2) Soweit in dieſem Titel der Ausdruck »Eiſen⸗ 
bahnnetz« verwandt wird, ſind darunter die geſamten 
Eiſenbahnſtrecken einer der beiden Direktionen zu 
verſtehen. 


Artikel 397 
Der Wirkungskreis des Oberkomitees iſt fol⸗ 
gender: 
1. Es veranſchlagt die 
nahmen und Ausgaben. 
2. Es genehmigt die einheitlichen Vorſchriften für 
den Verkehr zwiſchen den beiden Eiſenbahn⸗ 
netzen. 
3. Es genehmigt die Tarife für dieſen Verkehr. 
4. Es entſcheidet grundſätzliche Meinungsverſchie⸗ 
denheiten zwiſchen den beiden Direktionen in 
Fragen des Fahrplans für den Verkehr zwiſchen 
den beiden Eiſenbahnnetzen. Bei Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten zwiſchen den Direktionen, ob die 
Frage grundſätzlicher Art iſt, entſcheidet es auch 
hierüber. 

Es verteilt täglich die normalſpurigen Güter⸗ 
wagen auf die beiden Direktionen; es entſchei⸗ 
det grundſätzliche Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen den beiden Direktionen über die lau⸗ 
fende Verteilung der Schmalſpurwagen. Iſt 
die Frage zwiſchen den Direktionen ſtrittig, ob 
die Meinungsverſchiedenheit grundſätzlicher Art 
iſt, entſcheidet es auch hierüber. 

6. Es prüft die Abrechnung der Einnahmen und 
Ausgaben an Wagenmieten im Verkehre mit 
anderen Bahnen nach und ſetzt den Schlüſſel 
für ihre Verteilung auf die beiden Eiſenbahn⸗ 
netze feſt. 

7. Es hat die Oberaufſicht darüber, daß bei der 
Ausbeſſerung und Unterhaltung des Fahrzeug⸗ 
parkes der oberſchleſiſchen Eiſenbahnen in den 


gemeinſchaftlichen Ein⸗ 


or 


du matériel roulant des Chemins de fer de la 
Haute Silésie dans les ateliers principaux et 
auxiliaires des chemins de fer. 

8° Il dresse et publie le relevé des recettes et 
des dépenses, résume et publie les rapports 
administratifs. 

9° II dresse la statistique du trafic et de l’exploi- 
tation. 


Article 398 


1. — Dans les affaires où, selon l’article 397, la 
surveillance ou la décision appartiennent au 
Comité supérieur, les deux directions pourvoient 
à l’administration courante sous la surveillance 
du Comité et préparent les décisions de ce dernier. 


2. — Les directions administrent toutes les 
autres affaires sous la surveillance des autorités 
de leur État. 


Article 399 


Les Chemins de fer de la Haute Silésie seront 
représentés judiciairement et extra-judiciairement 
par chacune des directions pour les affaires qui 
concernent le réseau qu'elle administre. Si le 
Comité supérieur, pour le service de son bureau, a 
passé un contrat, le pouvoir de représentation 
judiciaire sera, même dans ce cas, attribué à la 
direction qui est compétente à raison du lieu du 
contrat. 


Article 400 2 
1. — Le Comité supérieur a son siège à 
Beuthen. 
2. — Il se compose de deux membres, l’un 


Allemand, l’autre Polonais, qui seront désignés 
chacun par leur Gouvernement. 

3. — Les deux Gouvernements, après s'être 
mis d'accord, fourniront au Comité supérieur les 
fonctionnaires nécessaires à l'exécution des 
travaux de bureau sous les ordres du Comité. Les 
fonctions devront être réparties de façon égale 
entre des fonctionnaires des deux pays. En ce qui 
concerne leur situation personnelle, ces fonction- 
naires resteront soumis au statut des fonction- 
naires de leur État. Le reste du personnel sera 
engagé par le Comité supérieur lui-même. 


4. — Le Comité supérieur établit son propre 


règlement, 


Article 401 

1. — Au cas où les deux membres du Comité 
supérieur ne pourraient se mettre d'accord sur 
une mesure à prendre relevant des attributions du 
Comité supérieur, le différend, à la demande de 
l’un d’eux, sera tranché par un arbitre. L’arbitre 
sera nommé, d’un commun accord par les deux 
Gouvernements, pour une année; si ceux-ci ne 
peuvent s’entendre sur son choix, le Président 
de la Direction générale des Chemins de fer 
fédéraux suisses sera prié de le désigner. L’arbitre 
devra, dans ce cas, à moins que les deux Gouverne- 
ments n’en conviennent autrement, être un ressor- 
tissant d’un État resté neutre dans la guerre de 
1914-1920 et, autant que possible, un habitant du 
territoire plébiscité ; il ne peut être ni avoir été 
au service d’aucun des deux États. 

2. — Les honoraires de l'arbitre seront. fixés 


par les deux Gouvernements, d’un commun accord ; 


8 


184 


— 


Eiſenbahn⸗Haupt⸗ und Nebenwerkſtätten nach 
den Beſtimmungen dieſes Abſchnitts verfahren 
wird. 

.Es ſtellt das Ergebnis der Einnahmen und Aus⸗ 
gaben zuſammen und veröffentlicht es, ebenſo die 
Verwaltungsberichte. 

9. Es führt die Verkehrs- und Betriebsſtatiſtik. 


pe] 


Artikel 398 


(1) Die beiden Direktionen haben in denjenigen 
Geſchäften, in denen dem Oberkomitee nach Ar— 
tikel 397 die Aufſicht oder die Entſcheidung zuſteht, 
die laufende Verwaltung unter der Auſſicht des Ober⸗ 
komitees zu führen und deſſen Entſcheidungen vorzu⸗ 
bereiten. 

(2) Alle übrigen Geſchäfte führen die Direktionen 
unter der Aufſicht der Behörden ihres Staates. 


Artikel 399 
Die oberſchleſiſchen Eiſenbahnen werden von jeder 
der beiden Direktionen in den Angelegenheiten des 
von ihr verwalteten Eiſenbahnnetzes gerichtlich und 
außergerichtlich vertreten. Wenn das Oberkomitee 
für den Dienſt ſeines Bureaus Verträge eingegangen 
iſt, ſo liegt die gerichtliche Vertretung auch in dieſem 
Falle der mit Rückſicht auf den Ort des Vertrags⸗ 

ſchluſſes zuſtändigen Direktion ob. 


Artikel 400 
(1) Das Oberkomitee hat ſeinen Sitz in Beuthen. 


(2) Es beſteht aus zwei Mitgliedern, einem deut⸗ 
ſchen und einem polniſchen, von denen jedes durch 
ſeine Regierung ernannt wird. 

(8) Beide Regierungen werden nach beſonderer 
Vereinbarung dem Oberkomitee die Beamten über⸗ 
weiſen, die notwendig ſind, um nach deſſen Weiſungen 
die Bureauarbeiten auszuführen. Die Arbeitsraten 
ſollen gleichmäßig unter die Beamten der beiden 
Länder verteilt werden. In perſönlicher Hinſicht 
bleiben die Beamten den für Beamte geltenden Vor⸗ 
ſchriften ihres Staates unterſtellt. Die übrigen Ar⸗ 
beitskräfte werden vom Oberkomitee ſelbſt angeſtellt. 


(4) Seine Geſchäftsordnung regelt das Ober⸗ 
komitee ſelbſt. 


Artikel 401 

(1) Falls ſich die beiden Mitglieder des Ober⸗ 
komitees über eine zu deſſen Wirkungskreiſe gehörende 
Maßnahme nicht einigen können, entſcheidet auf An⸗ 
rufen eines von ihnen ein Obmann. Der Obmann 
wird von den beiden Regierungen auf die Dauer eines 
Jahres beſtellt. Können ſich die Regierungen über 
ſeine Wahl nicht einigen, ſo wird der Präſident der 
Generaldirektion der Schweizer Bundesbahnen ge⸗ 
beten werden, ihn zu beſtimmen. In dieſem Falle 
muß der Obmann, unbeſchadet anderweitiger Verein⸗ 
barung zwiſchen den beiden Regierungen, Angehöriger 
einer im Kriege von 1914 bis 1920 neutral gebliebe⸗ 
nen Macht ſein, der nicht im Dienſte eines der beiden 
Staaten ſteht oder geſtanden hat und womöglich im 
Abſtimmungsgebiete wohnt. 


(2) Die Bezüge des Obmanns werden von den 
beiden Regierungen gemeinſam feſtgeſetzt. Falls dieſe 
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au cas où ceux-ci ne pourraient s'entendre, ils 
seront fixés par le Président de la Direction 
generale des Chemins de fer fédéraux suisses. 

3. — Chacun des deux Gouvernements est en 
droit de saisir la Commission Mixte de la 
décision de l'arbitre dans les deux mois qui 
suivront la notification de cette décision (voir 
article 499): aucun effet suspensif n’en résultera. 


Article 402 t 
Sauf stipulations contraires du present titre, 
l’organisation et la gestion des affaires des deux 
directions seront soumises aux prescriptions de 
l'État dont elles relèvent. 


Section II 
Finances 


Article 403 
1. — Les recettes et les dépenses afférentes au 
Comité supérieur et dont celui-ci établit le bud- 
get, conformément à l’article 397, chiffre 1°, 
seront portées aux budgets des deux directions 
d’après les principes suivants: 

1° Les recettes, hormis les cas prévus à 
l’article 406, sont réparties par moitié. 

2° Le traitement du membre du Comité supé- 
rieur, nommé par chacun des deux Gouverne- 
ments, est à la charge de la direction 
intéressée. 

3° Les traitements des fonctionnaires qui sont 
fournis au Comité supérieur par les direc- 
tions, sont à la charge de la direction qui 
a fourni ces fonctionnaires. 

4 Les honoraires de l’arbitre et toutes dépen- 
ses concernant le personnel ou le matériel 
du Comité supérieur sont à charge de chaque 
direction par moitié. 

2. — Le budget, ainsi que toutes modifications 

ou dépassements, doivent être approuvés par les 
deux Gouvernements. 


Article 404 

Le Comité supérieur procède chaque mois, 
avec les directions, au règlement du compte de 
ses recettes et dépenses (article 403), en se ser- 
vant des ressources de la caisse locale du chemin 
de fer. 

Article 405 

Chaque direction établit le budget de son 
réseau. 

Article 406  - 

1. — A moins qu'il ne s'agisse de recettes 
locales ou concernant exclusivement le trafic 
intérieur d’un réseau, le budget et les comptes 
des recettes du trafic seront établis pour les deux 
réseaux par les directions en se conformant aux 
règles convenues pour la répartition des quote- 
parts (voir Règlement d'exécution ad articles 
435 et 437). 

2. — Le budget et les comptes des recettes et 
dépenses afférentes à l'échange de matériel rou- 
lant avec les autres chemins de fer, seront 
établis par les directions pour les deux réseaux, 
d’après la formule adoptée par le Comité supé- 
rieur (voir article 447, alinéa 4). 


ſich nicht einigen können, wird der Präſident der 
Generaldirektion der Schweizer Bundesbahnen die 
Bezüge feſtſetzen. 

(3) Jede der beiden Regierungen hat das Recht, 
gegen die Entſcheidung des Obmanns binnen zwei 
Monaten nach ihrer Bekanntgabe die Gemiſchte Kom⸗ 
miſſion für Oberſchleſien anzurufen (val. Artikel 499). 
Die Anrufung hat keine aufſchiebende Wirkung. 


Artikel 402 
Soweit in dieſem Abſchnitte nicht ein anderes feſt⸗ 
geſetzt worden iſt, gelten für die Organiſation und 
die Geſchäftsführung der beiden Direktionen die Vor⸗ 
ſchriften des eigenen Staates. 


Abſchnitt II 
Finanzen 


Artikel 403 


(1) Die gemäß Artikel 397 Ziffer 1 veranſchlagten 
Einnahmen und Ausgaben des Oberkomitees werden 
in die Haushalte der beiden Direktionen nach folgen⸗ 
den Grundſätzen mit aufgenommen: 


1. Die Einnahmen werden, ſoweit nicht Ar⸗ 
115 406 Anwendung findet, je zur Hälfte ver⸗ 
eilt. 

2. Die Bezüge des von jeder der beiden Regie⸗ 
rungen ernannten Mitglieds des Oberkomitees 
trägt die beteiligte Direktion. 

3. Die Bezüge der Beamten, die dem Oberkomitee 
von den Direktionen überwieſen werden, tragen 
die abgebenden Direktionen. 


4. Die Bezüge des Obmanns ſowie alle ſonſtigen 
Perſonal⸗ und ſachlichen Ausgaben des Ober⸗ 
komitees trägt jede Direktion zur Hälfte. 


(2) Die Veranſchlagung ſowie alle Abänderungen 
und Überſchreitungen bedürfen der Genehmigung der 
beiden Regierungen. 


Artikel 404 


Das Oberkomitee verrechnet ſeine gemeinſamen 
Einnahmen und Ausgaben (Artikel 403) monatlich 
mit den Direktionen unter Benutzung der örtlichen 
Eiſenbahnkaſſe. 


Artikel 405 
Jede Direktion ſtellt einen Haushalt für ihr Eiſen⸗ 
bahnnetz auf. 
Artikel 406 
(1) Die Verkehrseinnahmen werden, ſoweit ſie 
nicht örtliche ſind oder nicht lediglich im inneren Ver⸗ 
kehr eines Eiſenbahnnetzes entſtehen, nach den ver⸗ 
einbarten Grundſätzen für die Anteilsausſcheidung 
(vgl. Ausführungsbeſtimmungen zu Artikel 435 
und 437) für die beiden Eiſenbahnnetze von den Di⸗ 
rektionen veranſchlagt und verrechnet. 


(2) Die Einnahmen und Ausgaben an Wagen⸗ 
mieten im Verkehre mit anderen Bahnen werden nach 
dem von dem Oberkomitee feſtzuſetzenden Schlüſſel 
für die beiden Eiſenbahnnetze von den Direktionen 
veranſchlagt und verrechnet (vgl. Artikel 447 bj. 4). 
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3. — Le budget et les comptes des autres 
recettes et dépenses seront établis à part, pour 
chaque réseau. 

Article 407 

Les prestations d’un réseau à l’autre seront 
compensées en nature; dans la mesure où ce ne 
sera pas possible, on établira un décompte réci- 


proque. 
Article 408 

1. — Les directions indiquent chaque année 
au Comité supérieur les montants des recettes 
et des dépenses à la clôture de l'exercice. 

2. — Le Comité supérieur en fait le relevé, 
transmet celui-ci avec ses observations, s’il y a 
lieu, aux deux Gouvernements, et publie le tout 
de la manière la plus appropriée. 


Section III 
Travaux et exploitation 


Sous-Section I 
Chemins de fer a voie normale 


Article 409 

Pour la construction et l’entretien des installa- 
tions, ainsi que pour le service de l'exploitation 
du réseau de chacune des deux directions, feront 
règle, sauf stipulationscontraires du présent titre, 
les dispsitions et prescriptions de l’État dont 
relève la direction intéressée, ainsi que les instruc- 
tions données par cette dernière. 


Article 410 
Les lignes de chemins de fer existantes seront 
maintenues pour le trafic d'un territoire à l’autre 
et pour le trafic en transit. Elles devront être 
entretenues en bon état et être équipées de façon 
à répondre en tout temps au développement du 
trafic. 
Article 411 

1. — Le trafic d’un territoire à l’autre entre les 
réseaux des deux directions a lieu sur les lignes 
ci-après : 

a) Wodzislaw (Loslau)-Annaberg, 

b) Sumin-Nensa, 

c) Gieraltowiee-Sosnitza, 

d) Kochtowice-Sosnitza, 

e) Wolfgangweiche-Poremba, 

f) Chebzie (Morgenroth)-Hindenburg, 

9) Chebzie (Morgenroth)-Borsigwerk, 

h) Chebzie (Morgenroth)-Karf, 

i) Chebzie (Morgenroth)-Bobrek Haltepunkt, 
k) Chorzöw-Beuthen Hauptbahnhof, 

I) Chorzöw-Beuthen oberer Bahnhof, 

m) Beuthen West-Szarlei, 

n) Karf-Nowy Radzionköw, 

0) Strzybnica (Friedrichshütte)-Brynnek, 

p) Pawonköw-Pluder, 

) Lubliniec-Cziasnau. 

2.— Les gares frontieres de jonetion de ces 
San sont indiquées dans le Reglement d’exé- 
eution. 


(3) Die übrigen Einnahmen und Ausgaben wer⸗ 
den für jedes Eiſenbahnnetz beſonders veranſchlagt 
und verrechnet. 

Artikel 407 

Leiſtungen des einen Eiſenbahnnetzes für das 
andere werden in natura ausgeglichen; ſoweit dies 
125 möglich iſt, findet gegenſeitige Abrechnung 
tatt. 

ö Artikel 408 

(1) Die Direktionen teilen dem Oberkomitee all- 
jährlich die Summen der Einnahmen und Ausgaben 
nach Abſchluß des Wirtſchaftsjahrs mit. 

(2) Das Oberkomitee ſtellt ſie zuſammen, über⸗ 
mittelt die Zuſammenſtellung mit etwaigen Ausfüh⸗ 
rungen den beiden Regierungen und veröffentlicht 
dieſe in geeigneter Weiſe. 


Abſchnitt III 
Bau und Betrieb 
Unterabſchnitt I 
Normalſpurbahnen 


Artikel 409 

Für den Bau und die Unterhaltung der Anlagen 
und für die Führung des Betriebs gelten, ſoweit in 
dieſem Abſchnitt nicht ein anderes beſtimmt worden 
iſt, auf dem Eiſenbahnnetze jeder der beiden Direk⸗ 
tionen die Beſtimmungen und Vorſchriften des 
eigenen Staates und die von ihr erlaſſenen An⸗ 
weiſungen. 


Artikel 410 
Die beſtehenden Eiſenbahnlinien werden für den 
Übergangs⸗ und Durchgangsverkehr belaſſen; ſie 
werden in einem ordnungsmäßigen, der Entwicklung 
en entſprechenden Zuſtand unterhalten 
werden. 


Artikel 411 8 
(1) Der Übergangsverkehr zwiſchen den Eiſenbahn⸗ 
netzen der beiden Direktionen erfolgt auf den nach— 
ſtehenden Linien: 
a) Loslau-Annaberg, 
b) Summin-Nenſa, 
c) Gieraltowitz-Sosnitza, 
d) Kochlowitz-Sosnitza, 
e) Wolfgangweiche-Poremba, 
1) Morgenroth-Hindenburg, 
g) Morgenroth-Borſigwerk, 
h) Morgenroth-Karf, 
1) Morgenroth-Bobrek Haltepunkt, 
k) Chorzow-Beuthen Hauptbahnhof, 
1) Chorzow-Beuthen oberer Bahnhof, 
m) Beuthen Weſt-Scharley, a 
n) Karf-Neu Radzionkau, 
o) Friedrichshütte-Brynnek, 
p) Pawonkau-Pluder, 
g) Lublinitz-Cziasnau. 
(2) Die Grenzübergangsbahnhöfe dieſer Strecken 
ſind in den Ausführungsbeſtimmungen angegeben. 
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Article 412 


1. — Les deux Gouvernements complèteront ou 
établiront à leurs propres frais dans les gares 
frontières de jonction sises sur leurs territoires, 
les installations nécessaires à la transmission du 
service. 

2. — Si de nouvelles constructions sont néces- 
saires pour l’utilisation d'une gare par les deux 
réseaux, elles seront établies par la direction de 
l'État propriétaire et mises à la disposition de 
l’autre direction contre une indemnité qui com- 
prendra les intérêts et l'amortissement du capital 
d'établissement. 


Article 413 

Les installations nécessaires dans les gares 
frontières pour la visite douanière el le contrôle 
des passeports, seront établies par la direction 
de l’État propriétaire et mises à la disposition de 
l'autre direction pour son usage exclusif ou pour 
un usage commun, moyennant une indemnité qui 
comprendra les intérêts et l'amortissement du 
capital d'établissement. 


Article 414 
La direction qui a l'intention de procéder à des 
travaux sur son réseau en informera l’autre direc- 
tion si ces travaux sont de nature à influencer les 
conditions d'exploitation ou de trafic du réseau 
de cette dernière. 


Article 415 - 

Les deux direetions prendront les mesures 
nécessaires, conformément, au Règlement d’exé- 
cution, pour que l'exploitation s'opère sans 
à-coups dans leurs relations mutuelles. 


; Article 416 

1. — Chaque direction prépare les horaires et 
les prescriptions s’y rapportant pour les lignes 
de son réseau; elle est compétente pour les 
arrêter définitivement en se conformant aux in- 
structions des autorités supérieures de l’État dont 
elle dépend. 

2. — Les horaires concernant le trafic 
territoire à l’autre et le trafic en transit privi- 
légié défini à l’article 468, ainsi que les prescrip- 
tions s'y rapportant, sont préparés et établis 
conformément aux besoins du trafic par les deux 
directions agissant d’un commun accord. 


Article 417 K 
L’heure de l'Europe Centrale fait règle pour 
les réseaux des deux directions. 


Article 418 
Les deux directions établiront en commun un 
règlement sur la formation des trains de mar- 
chandises qui assurent le trafic d'un territoire 
à l’autre. 


Article 419 
1. — Les prestations du service des trains en 
trafic d'un territoire à l’autre s’étendent pour 
chaque direction jusqu'à la gare frontière de 
jonction la plus proche de l’autre réseau. 
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Artikel 412 


(1) Die beiden Regierungen werden innerhalb 
ihrer Hoheitsgebiete auf den Grenzübergangsbahn⸗ 
höfen die für den Betriebswechſel notwendigen An⸗ 
lagen auf eigene Koſten ergänzen oder herſtellen. 


(2) Werden für die Mitbenutzung des Bahnhofs 
neue bauliche Einrichtungen notwendig, ſo werden 
dieſe von der Direktion des Staates, dem der Bahn⸗ 
hof gehört, geſchaffen und der mitbenutzenden Direk⸗ 
tion gegen eine Vergütung zur Verfügung geſtellt 
werden, welche die Verzinſung und Tilgung des An⸗ 
lagekapitals umfaſſen muß. 


Artikel 413 


Die für die Zollreviſion und die Paßkontrolle auf 
den Grenzbahnhöfen erforderlichen Anlagen werden 
von der Direktion des Staates, dem die Bahnhöfe 
gehören, eingerichtet und der anderen Direktion gegen 
eine Vergütung, welche die Verzinſung und Tilgung 
des Anlagekapitals umfaſſen muß, zur Benutzung 
oder Mitbenutzung zur Verfügung geſtellt. 


Artikel 414 
Beabſichtigt eine Direktion auf ihrem Eiſenbahn⸗ 
netze Bauten auszuführen, ſo wird ſie hiervon die 
andere verſtändigen, ſoweit dieſe Bauten die Be⸗ 
triebs⸗ oder Verkehrsverhältniſſe auf dem anderen 
Eiſenbahnnetze zu beeinfluſſen geeignet ſind. 


Artikel 415 
Die beiden Direktionen werden die erforderlichen 
Maßnahmen gemäß den Ausführungsbeſtimmungen 
treffen, damit ſich in den gegenſeitigen Verkehrs⸗ 
beziehungen der Betrieb ohne Hemmung abwickelt. 


Artikel 416 
(1) Jede Direktion bearbeitet die Fahrpläne und 
die dazugehörenden Vorſchriften für die Strecken ihres 
Eiſenbahnnetzes und ſtellt ſie in eigener Zuſtändig⸗ 
keit nach den Weiſungen ihrer vorgeſetzten Staats⸗ 
behörde feſt. 


(2) Die Fahrpläne für den Übergangsverkehr und 
für den im Artikel 468 bezeichneten privilegierten 
Durchgangsverkehr werden nebſt den dazugehörigen 
Vorſchriften von den beiden Direktionen im gegen⸗ 
ſeitigen Einvernehmen entſprechend den Verkehrs⸗ 
bedürfniſſen bearbeitet und feſtgeſtellt. 


Artikel 417 


Für die Eiſenbahnnetze der beiden Direktionen gilt 
die mitteleuropäiſche Zeit. 


Artikel 418 


Die beiden Direktionen werden die Nangierord⸗ 
nung für die Güterzüge des Übergangsverkehrs ver⸗ 
einbaren. 


Artikel 419 
(1) Die Fahrdienſtleiſtungen jeder Direktion für 
den Übergangsverkehr erſtrecken ſich bis zum nächſten 
Grenzübergangsbahnhof. 
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2. — Pour les prestations du service des trains 
sur les lignes de l’autre direction, la direction 
faisant ce service sera indemnisée par trains-kilo- 
mètres, à moins qu'il n'ait été convenu qu’elle 
recoive les recettes du trafic. Dans ce dernier cas, 
elle paiera à l’administration de l’État proprié- 
taire une indemnité pour l’utilisation de la ligne; 
cette indemnité sera fixée par les directions d’un 
commun accord. 


3. — Les prestations seront, conformément à 
l’article 407, compensées, en premier lieu, en 
nature. 


Article 420 


1. — Chaque direction mettra, dans les gares 
de son réseau, à la disposition de l’autre, pour 
utilisation commune, les installations et aménage- 
ments nécessaires à la transmission du service. 

2. — La direction dont les trains doivent par- 
tir ou arriver dans l’une des gares de l’autre di- 
rection, et qui en conséquence utilise, pour son 
exploitation et son trafic, la gare et le personnei 
de cette direction versera à celle-ci une indemnité 
que les deux directions fixeront d’un commun 
accord. 


Article 421 


Les changements d'itinéraire nécessités par des 
difficultés ou des perturbations dans l’exploita- 
tion, seront réglés par les directions entre elles. 


Article 422 


1. — Les agents de chaque direction sont, pen- 
dant leur séjour de service sur les lignes ou dans 
les gares de l’autre direction, tenus de se con- 
former aux ordres donnés en matière d’exploita- 
tion par les organes compétents de la direction 
à laquelle incombe l'exploitation. 

2. — Chaque direction a le droit de placer à 
la gare frontière de jonction située sur le réseau 
de l’autre direction un représentant auquel son 
personnel stationné dans cette gare sera sub- 
ordonné. 


Article 423 


La remise et l'acceptation des véhicules au 
point de vue technique et sous le rapport du 
trafic, aura lieu dans les gares frontières de 
jonction. Les deux directions établiront d’un 
commun accord la méthode à suivre. 


Article 424 
Il sera réservé des lignes télégraphiques et 
téléphoniques pour les communications de ser- 
vice entre les gares, services et bureaux locaux 
participant au trafic d'un territoire à l’autre, de 
même qu'entre les sièges des deux directions. Ces 


lignes devront répondre aux besoins du service et 


être entretenues en bon état. Les directions 
prennent les accords nécessaires à ce sujet. 


Article 425 


Chaque direction prêtera secours à l’autre en 
cas d'accident ou d'autres perturbations de ser- 
vice sur les lignes et dans les gares servant au 
trafic d’un territoire à l’autre et au trafic en 
transit privilégié, 


(2) Leiſtet eine Direktion auf Strecken der ande- 
ren Fahrdienſt, jo wird fie hierfür nad) Zugkilometern 
entſchädigt, ſoweit nicht die Vereinbarung beſteht, daß 
die fahrdienſtleiſtende Direktion die Verkehrseinnah⸗ 
men erhält. In dieſem Falle hat ſie für die Be⸗ 
nutzung der Bahnſtrecken der Verwaltung des Staa⸗ 
tes, dem dieſe gehören, eine unter den Direktionen 
zu vereinbarende Vergütung zu zahlen. As 

(3) Die Leiſtungen werden gemäß Artikel 407 in 
erſter Linie in natura ausgeglichen. 


Artikel 420 

(1) Jede Direktion wird auf den Bahnhöfen ihres 
Eiſenbahnnetzes der anderen Direktion die für den 
Betriebswechſel notwendigen Anlagen und Einrid- 
tungen zur Mitbenutzung zur Verfügung ſtellen. 

(2) Die Direktion, deren Züge auf einem Bahn⸗ 
hofe der anderen Direktion beginnen oder endigen, 
wird für die Inanſpruchnahme dieſes Bahnhofs und 
ſeines Perſonals für Zwecke ihres Betriebes und 
Verkehrs eine unter den Direktionen zu vereinbarende 
Vergütung entrichten. 


Artikel 421 
Werden infolge von Betriebsſchwierigkeiten oder 
Betriebsſtörungen Umleitungen notwendig, ſo wer⸗ 
den ſie zwiſchen den Direktionen geregelt werden. 


Artikel 422 

(1) Die Bedienſteten jeder Direktion ſind während 
ihres dienſtlichen Aufenthalts auf den Strecken und 
Bahnhöfen der anderen Direktion verpflichtet, den 
für den Betrieb gegebenen Anordnungen der zu⸗ 
ſtändigen Organe der betriebführenden Direktion 
Folge zu leiſten. 

(2) Jede Direktion iſt berechtigt, auf dem Grenz⸗ 
übergangsbahnhofe, der auf dem Eiſenbahnnetze der 
anderen Direktion gelegen tit, einen Vertreter zu be- 
ſtellen, dem das auf dieſem Bahnhofe ſtationierte 
Perſonal ſeiner Direktion zu unterſtellen iſt. 


Artikel 423 
Die Übergabe und Übernahme der Wagen in tech⸗ 
niſcher Beziehung und in bezug auf den Verkehr 
findet auf den Grenzübergangsbahnhöfen ſtatt. Die 
ee Direftionen werden das Verfahren verein- 
aren. 


Artikel 424 

Für den dienſtlichen Verkehr zwiſchen den dem 
Übergangsverkehre dienenden Bahnhöfen, Dienſt⸗ 
ſtellen, Amtern ſowie auch zwiſchen den Sitzen der 
beiden Direktionen find Telegraphen⸗ und Telephon⸗ 
leitungen vorzuhalten. Dieſe müſſen den dienſtlichen 
Bedürfniſſen entſprechen und in ordnungsmäßigem 
Zuſtand unterhalten werden. Die Direktionen treffen 
die beſonderen Vereinbarungen. 


Artikel 425 
Jede Direktion wird der anderen bei Unfällen und 
ſonſtigen Betriebsſtörungen auf den für den Über⸗ 
gangs⸗ und privilegierten Durchgangsverkehr in Be⸗ 
leite kommenden Strecken und Bahnhöfen Hilfe 
eiſten. 
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Article 426 

Les actions en dommages-intérêts exercées par 
des tiers et fondées sur des faits résultant de la 
construction ou de l’exploitation seront portées 
devant les tribunaux et cours de l’État sur le 
territoireduquel le dommage a été causé. Demeu- 
rent toutefois réservées les dispositions de la 
législation sur les transports relatives aux in- 
demnités résultant du contrat de transport. 


Article 427 


1. — En tant que la responsabilité civile du 
chemin de fer est engagée, il incombera à la di- 
rection sur le réseau de laquelle le dommage s’est 
produit de répondre des conséquences des acci- 
dents de personnes et des dégâts matériels en 
corrélation avec le service des trains, même dans 
le cas où le dommage résulterait de la faute de 
l'autre direction ou de celle de son personnel. 
Cette disposition s'applique aussi bien aux rap- 
ports entre la direction et les tiers qu'aux rap- 
ports entre les directions elles-mêmes. 


2. — Il est fait exception à cette règle dans 
les cas suivants: 


1° Quand le personnel de la direction qui fait le 
service des trains subit un accident profes- 
sionnel, il incombera à cette direction de 
fournir les prestations auxquelles le sinistré 
ou ses survivants ont légalement droit. 


2° En cas d’avarie et de perte totale ou partielle 
des marchandises et bagages transportés, les 
dispositions légales et réglementaires sur la 
matière feront règle. 


Article 428 


1. — La visite de la douane et le contrôle des 
passeports ont lieu, pour les services indiqués, 
dans les gares énumérées ci-dessous: 

a) Gare d’Annaberg: Visite douanière et con- 
trôle des passeports, allemands et polonais, 
pour les voyageurs et les bagages. 

Visite douanière, allemande et polonaise, pour 
le trafie-marchandises. 


b) Gare de Sumin: Visite douanière et contrôle 
des passeports, polonais et allemands, pour 
les voyageurs et les-bagages. 

Visite douanière, polonaise et allemande, pour 
le trafic-marchandises. 

c) Gare de Sosnitza : Visite douanière et con- 
trôle des passeports, allemands et polonais, 
pour les voyageurs et les bagages. 

Visite douanière, allemande et polonaise, pour 
le trafic-marchandises. 

d) Gare de Poremba: Visite douanière alle- 
mande, pour le trafic-marchandises. 


e) Gare de Wolfgangweiche: Visite douanière 
polonaise, pour le trafic-marchandises. 


7) Gare de Hindenburg: Visite douanière et con- 
trôle des passeports, allemands et polonais, 
pour les voyageurs et les bagages. x 
Visite douanière, allemande et polonaise, 
pour le trafic-marchandises. 


Artikel 426 
Für die beim Bau und aus dem Betrieb entſtehen⸗ 
den Entſchädigungsanſprüche Dritter ſind die Ge⸗ 
richte des Staates zuſtändig, auf deſſen Gebiete der 
Schaden zugefügt worden iſt. Die abweichenden Be⸗ 
ſtimmungen des Verkehrsrechts über Entſchädigungen 
aus dem Beförderungsvertrage bleiben unberührt. 


Artikel 427 


(1) Soweit eine Haftpflicht der Eiſenbahn begrün⸗ 
det iſt, haftet für alle mit dem Fahrbetriebe zuſam⸗ 
menhängenden Perjonene und Sachbeſchädigungen 
diejenige Direktion, auf deren Gebiete die Beſchädi⸗ 
gung eingetreten iſt, und zwar ſelbſt dann, wenn die 
Beſchädigung auf das Verſchulden der anderen Di⸗ 
rektion oder ihres Perſonals zurückzuführen iſt. Das 
gilt ſowohl Dritten gegenüber, wie für das Verhältnis 
der Direktionen untereinander. 


(2) Hiervon gelten folgende Ausnahmen: 


1. Wenn Perſonal der fahrdienſtleiſtenden Verwal⸗ 
tung einen Betriebsunfall erleidet, ſo hat dieſe 
Verwaltung die Leiſtungen zu tragen, die nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen dem Verletzten 
oder ſeinen Hinterbliebenen zu gewähren ſind. 


2. Bei Beſchädigung, Geſamt⸗ oder Teilverluſt von 
beförderten Gütern und befördertem Gepäck gel⸗ 
ten die beſonderen geſetzlichen und reglementari⸗ 
ſchen Beſtimmungen. 


Artikel 428 
(1) Die Zollreviſion und die Paßkontrolle finden 
auf den nachſtehend aufgeführten Bahnhöfen für die 
dabei bezeichneten Verkehrsarten ſtatt: 

a) Bahnhof Annaberg: deutſche und polniſche Zoll⸗ 
reviſion und Paßkontrolle für den Perſonen⸗ 
und Gepäckverkehr, deutſche und polniſche Zoll⸗ 
reviſion für den Güterverkehr; | 


b) Bahnhof Summin: polniſche und deutſche Zoll- 
reviſion und Paßkontrolle für den Perſonen⸗ 
und Gepäckverkehr, polniſche und deutſche Zoll⸗ 
reviſion für den Güterverkehr; 


olniſche Zoll⸗ 
erſonen⸗ und 
Zoll⸗ 


c) Bahnhof Sosnitza: deutſche und 
reviſion und Paßkontrolle für den 
Gepäckverkehr, deutſche und polniſche 
reviſion für den Güterverkehr; 


d) Bahnhof Poremba: deutſche Zollreviſion für den 
Güterverkehr; 

e) Bahnhof Wolfgangweiche: polniſche Zollreviſion 
für den Pet > ; 

f) Bahnhof Hindenburg: deutſche und polniſche 
Jollen und Paßkontrolle für den Persone 
und Gepäckverkehr, deutſche und polniſche Zoll⸗ 
reviſion für den Güterverkehr; 
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g) Gare de Chebzie (Morgenroth): Visite doua- 
nière polonaise pour le trafic-marchandises 
des lignes marchandises Chebzie (Morgen- 
5 et Chebzie (Morgenroth) 

arf. 


h) Halte de Bobrek: Visite douanière et con- 
trôle des passeports, allemands et polonais, 
pour les voyageurs ef les bagages de la 
ligne Chebzie (Morgenroth)-Beuthen. 


i) Gare de Chorzöw: Visite douanière polo- 
naise, pour le trafic-marchandises. 


J) Grubenbahnhof Redensblickschacht (Floren- 
tinegrube): Visite douanière polonaise, pour 
le trafic-marchandises. 


k) Gare de Beuthen Hauptbahnhof: Visite doua- 
niere et contrôle des passeports, allemands 
et polonais, pour les voyageurs et les ba- 
gages. 

Visite douanière allemande, pour le trafic- 
marchandises. 


I) Gare de Beuthen West: Visite douanière et 
contrôle des passeports, allemands et polo- 
nais, pour les voyageurs et les bagages. 
Visite douanière, allemande et polonaise, pour 
le trafic-marchandises. 


m) Gare de Karf: Visite douanière et contrôle 
des passeports, allemands et polonais, pour 
les voyageurs et les bagages. 

Visite douanière, allemande et polonaise, pour 
le trafic-marchandises. 


n) Halte de Beuthen Stadtwald: Visite doua- 
nière et contrôle des passeports, allemands 
et polonais, pour les voyageurs et les ba- 
gages. 

o) Gare de Brynnek: Visite douanière et con- 
trôle des passeports, allemands et polonais, 
pour les voyageurs et les bagages. 

Visite douanière, allemande et polonaise, pour 
le trafie- marchandises. 


5) Gare de Lubliniee: Visite douanière et con- 
trôle des passeports, polonais et allemands, 
pour les voyageurs et les bagages de la ligne 
Lubliniec-Cziasnau. 

Visite douanière, polonaise et allemande, pour 
le trafic-marchandises des lignes Lubliniec- 
Cziaman et Lubliniec-Pluder. 


q) Gare de Pawonkéw: Visite douanière et con- 
tröle des passeports, polonais et allemands, 
pour les voyageurs et les bagages. 


r) Gare de Borsigwerk: Visite douanière alle- 
mande pour le trafic-marchandises de la ligne 
es Borsigwerk-Chebzie (Morgen- 
roth). 


2. — Les Gouvernements pourront, d’un com- 
mun accord, modifier les dispositions ci-dessus. 


Article 429 
1. — Les agents qui accompagnent des trains en 
trafie d’un territoire à l’autre ou qui sont en 
service dans les gares de l’autre direction, 
recevront de l’administration à laquelle ils ap- 


partiennent des cartes d'identité établies en alle- 


ke 


g) 


h) 


n) 


0) 


p) 


q) 


r) 


Bahnhof Morgenroth: polnische Zollreviſion für 
den Güterverkehr der Güterzugſtrecken Morgen⸗ 
roth-Borſigwerk und Morgenroth-Karf; 


Haltepunkt Bobrek: deutſche und polniſche Zoll⸗ 
reviſton und Paßkontrolle für den Perſonen⸗ 
und Gepäckverkehr der Strecke Morgenroth 
Beuthen; 


Bahnhof Chorzow: polniſche Zollreviſion für 
den Güterverkehr; s 

Grubenbahnhof Redensblickſchacht (Florentine⸗ 
grube): polniſche Zollreviſion für den Güter⸗ 
verkehr; 


Bahnhof Beuthen (Hauptbahnhof): deutſche und 
ARE Zollreviſion und Paßkontrolle für den 
zerſonen⸗ und Gepäckverkehr, deutſche Zollrevi⸗ 
ſion für den Güterverkehr; 


Bahnhof Beuthen-Weſt: deutſche und polniſche 
Zollreviſion und Paßkontrolle für den Perſonen⸗ 
und Gepäckverkehr, deutſche und polniſche Zoll⸗ 
reviſion für den Güterverkehr; 


Bahnhof Karf: deutſche und polniſche Zollrevi⸗ 
ſion und Paßkontrolle für den Perſonen⸗ und 
Gepäckverkehr, deutſche und polniſche Zollreviſion 
für den Güterverkehr; 


Haltepunkt Beuthen⸗Stadtwald: deutſche und 
polniſche Zollreviſion und Paßkontrolle für den 
Perſonen- und Gepäckverkehr; 


Bahnhof Brynnek: deutſche und polniſche Zoll: 
reviſion und Paßkontrolle für den Perſonen⸗ 
und Gepäckverkehr, deutſche und polniſche Zoll⸗ 
reviſion für den Güterverkehr; 


Bahnhof Lublinitz: Ser und deutſche Zoll⸗ 
e 


reviſion und Paßkontrolle für den Perſonen⸗ 
und Gepäckverkehr der Strecke Lublinitz- 
Cziasnau, polniſche und deutſche Zollreviſion für 
den Güterverkehr der Strecken Lublinik- 
Cziasnau und Lublinitz-Pluder; 


Bahnhof Pawonkau: polniſche und deutſche Zoll⸗ 
reviſion und Paßkontrolle für den Perſonen⸗ und 
Gepäckverkehr; 

1 Borſigwerk: deutſche Zollreviſion für 
den 5 der Strecke Borſigwerk-Mor⸗ 
genroth. 


(2) Die Regierungen können im gegenſeitigen Ein⸗ 


vernehmen die vorſtehenden Beſtimmungen abändern. 


Artikel 429 


(1) Die Bedienſteten, die die Züge auf dem Eiſen⸗ 


bahnnetze der anderen Direktion begleiten oder die auf 
den Bahnhöfen der anderen Direktion dienſtlich tätig 
nd, erhalten von ihrer vorgeſetzten Behörde nach 
m in den Ausführungsbeſtimmungen angegebenen 


ET 


mand et en polonais d’après le modèle convenu 
ans le Règlement d'exécution, et qui tiendront 
eu de passeports, permis de circulation et autres 
Pièces d'identité. 
2. — Ils devront faire leur service en uniforme 
ou être porteurs d’insignes de service visibles. 


Article 430 
1. — Les matériaux ou objets dont une direc- 
tion a besoin, pour raisons de service, dans une 
gare frontière de jonction située sur le réseau de 
l’autre direction, n’acquitteront pas de droits de 
ouane. 

2. — Les trains de secours qui doivent prêter 
assistance en cas d'accidents ou d'autres pertur- 
bations de service sur le réseau de l’autre direc- 
tion seront exempts de toute formalité de douane. 


Sous - Section II 
Chemins de Fer à Voie Étroite 


Article 431 
Les dispositions des articles 409, 412, 413, 414, 
415, 416, 417, 418, 419, 420, 422, 423, 424, 495, 
426, 427, 429 et 430, s’appliquent également aux 
Chemins de fer à voie étroite. 


Article 432 
1. — Les lignes existantes seront maintenues 
Pour le trafic d'un territoire à l’autre et pour le 
Tafie en transit. Elles devront être entretenues 
en bon état et être équipées de façon à répondre 
En tout temps au développement du trafic. 


2. — Sont exceptées les lignes Orzegéw- 
Poremba et Karf-Kesselgrube. La première sera 
interrompue au nord de Georgschacht et la 
Seconde au nord de Neue Viktoriagrube. 


Article 433 
1. — Le trafic d'un territoire à l’autre sur les 
réseaux à voie étroite des deux directions aura 
lieu par les lignes indiquées ci-après: 
a) Rossberg-Maciejkowice-Paulineschacht, 
b) Rossberg-Szarlej Wapiennik (Scharley Kalk- 
ofen), 
Kesselgrube 
Rudne Piekary, 
d) Dombrowa-Naklo, 
e) Dombrowa-Sucha Gora (Trockenberg), 
N) Bobrek-Orzegöw-Frydenshuta, 
9) Poremba-Frydenshuta, 
h) Rossberg-Lipiny, 
i) Beuthen Umladestelle-Lipiny. 
2. — Les gares frontières de jonction de ces 
lignes sont indiquées dans le Règlement d'exé- 
Cution. 


3. — En outre, la frontière est traversée par les 
lignes de raccordement privées ci-après: 
k) Königsgrube Nordfeld-Grube Königsgrube 
Nordfeld, 


€) Dombrowa- 
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Muſter Ausweiſe in deutſcher und polniſcher Sprache, 
die als Erſatz für Päſſe, Verkehrskarten und ſonſt vor⸗ 
geſehene Perſonenausweiſe dienen. 


2) Sie haben den Dienſt in Uniform oder mit 
einem ſichtbar zu tragenden Dienſtabzeichen verſehen 
wahrzunehmen. 


Artikel 430 
(1) Dienſtgut, das eine Direktion auf einem in⸗ 
nerhalb des Eiſenbahnnetzes der anderen Direktion 
gelegenen Grenzübergangsbahnhofe für Zwecke des 
Eiſenbahndienſtes gebraucht, wird zollfrei eingeführt. 


(2) Die Hilfszüge, die auf dem Eiſenbahnnetze 
der anderen Direktion bei Unfällen und ſonſtigen 
Betriebsſtörungen Hilfe leiſten ſollen, werden zoll⸗ 
amtlich nicht behandelt 


Unterabſchnitt II 


Schmalſpurbahnen 
Artikel 431 
Die Beſtimmungen der Artikel 409, 412, 413, 414, 
415, 416, 417, 418, 419, 420, 422, 423, 424, 425, 
426, 427, 429 und 430 gelten auch für die Schmal⸗ 
ſpurbahnen. 


Artikel 432 
(1) Die beſtehenden Eiſenbahnlinien werden für 
den Übergangs⸗ und Durchgangsverkehr belaſſen; ſie 
werden in einem ordnungsmäßigen, der Entwicklung 
ee entſprechenden Zuſtande unterhalten 
werden. 


(2) Ausgenommen hiervon find die Strecken Or— 
zegow —Poremba und Karf - Keſſelgrube. Erſtere 
wird nördlich Georgſchacht, letztere nördlich Neue 
Victoriagrube unterbrochen. 


Artikel 433 
(1) Der Übergangsverkehr zwiſchen den Schmal⸗ 
ſpur⸗Eiſenbahnnetzen der beiden Direktionen erfolgt 
auf nachſtehenden Linien: 2 
a) Roßberg — Maczeykowitz—Paulineſchacht, 
b) Roßberg Scharley Kalkofen, 


Keſſelgrube, 


c) Dombrowa - Rudy Piefar, 


d) Dombrowa - Naflo, 
e) Dombrowa — Trodenberg, 
1) Bobrek Orzegow — Friedenshütte, 
g) Roremba - Friedenshütte, 
h) Roßberg - Lipine, 
i) Beuthen Umladeſtelle - Lipine. 
(2) Die Grenzübergangsbahnhöfe dieſer Strecken 
ſind in den Ausführungsbeſtimmungen angegeben. 


(3) Außerdem wird die Landesgrenze durch fol⸗ 
gende Privatanſchlußſtrecken überſchritten: 
k) Königsgrube Nordfeld Grube Königsgrube 
Nordfeld, i 
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I) Königsgrube Nordfeld-Carnalsfreudegrube, 
m) Szarlej Bialy (Bleischarley)-Römhildschacht, 
n) Andalusien-Fiedlersglück, 
Radzionkaugrube 


0) Szarlej Wapiennik (Scharley Roccoco, 
Kalkofen) 
Radzionkaugrube 5 
1) Srarlej Wapiennik (Scharler W dolfgrube 
Kalkofen) 


Article 434 


1. — Les visites douanières ont lieu, pour les 
services indiqués, dans les gares énumérées 
ci-dessous, sauf les modifications qui pourraient 
être convenues entre les deux Gouvernements : 


a) Gare de Rossberg : Visite douanière, alle- 
mande et polonaise, pour les lignes indiquées 
sous a) et b) de l’article 433. 

b) Gare de Dreieck Beuthen : Visite douanière 
allemande pour les lignes indiquées sous À) 
et i) de l’article 433. 

c) Gare de Redensblickschacht : Visite dou- 
anière polonaise, pour les lignes indiquées 
sous h) et ö) de l’article 433. 

d) Gare de Bobrek: Visite douanière, allemande 
et polonaise, pour la ligne indiquée sous f) de 
l’article 433. 

e) Gare de Dombrowa : Visite douanière, alle- 
mande et polonaise, pour les lignes indiquées 
sous c), d) et e), de l’article 438. 

f) Gare de Poremba: Visite douanière alle- 
mande pour la ligne indiquée sous g) de 
l’article 433. 

g) Gare de Wolfganggrube : Visite douanière 
polonaise, pour la ligne indiquée sous g) de 
l’article 438. 


2. — Les autorités douanières compétentes des 
deux pays prendront les mesures nécessaires pour 
la surveillance douanière du trafic sur les lignes de 
raccordement indiquées de m) à p) à l’article 433. 


Section IV 
Trafic 


Article 435 

Au moment de la remise effective des chemins de 
fer de l’État en Haute Silésie polonaise, il sera 
organisé un Trafic direct de la Haute Silésie. 
Ce trafic direct existera entre, d’une part, toutes 
les gares de chemins de fer de l’État et tous les 
quais de chargement publics du réseau de la 
direction allemande, et, d’autre part, toutes les 
gares des chemins de fer de l’État et les quais de 
chargement publics du réseau de la direction 
polonaise, ainsi qu'entre toutes les gares des 
chemins de fer de l’État et tous les quais de 
chargement publics d’un seul et même réseau reliés 
par des lignes de l’autre réseau. Dans ce but, on 

s’inspirera des principes suivants : 
1° Sur les lignes de l’État ayant le même 
écartement, les voyageurs, bagages, colis 
messageries express, transport funéraires, 
animaux vivants, marchandises en grande et 
en petite vitesse, seront expédiés directement. 


J) Königsgrube Nordfeld — Carnalsfreudegrube, 
m) Bleiſcharley - Römhildſchacht, 
n) Andalufien - Fiedlersglück, 
Radzionkaugrube 


JJ 


Radzionkaugrube 


p) Scharley Kaltofen Rudolfgrube. 


Artikel 434 
(1) Die Zollreviſionen finden, falls die beiden Re⸗ 
gierungen nicht ein anderes vereinbaren, auf nach⸗ 
ſtehenden Bahnhöfen für die dabei bezeichneten Ver⸗ 
kehrsarten ſtatt: 

a) Bahnhof Roßberg: deutſche und polniſche Zoll⸗ 
reviſion für die Strecken zu a) und b) des Ar⸗ 
tikel 433, 

b) Bahnhof Dreieck Beuthen: deutſche Zollreviſion 
für die Strecken zu h) und i) des Artikel 433, 


c) 951 Redensblickſchacht: polniſche Zollrevi⸗ 
ſion für die Strecken zu h) und i) des Arti⸗ 
kel 433, 

d) Bahnhof Bobrek: deutſche und polniſche Zoll— 
reviſion für die Strecke zu k) des Artikel 433, 


e) Bahnhof Dombrowa: deutſche und polniſche 
Zollreviſion zu e), d), e) des Artikel 433, 


f) Bahnhof Poremba: deutſche Zollreviſion für die 
Strecken g) des Artikel 433, 


g) Bahnhof Wolfganggrube: polniſche Zollreviſion 
für die Strecke zu g) des Artikel 433. 


(2) Für die zollamtliche Überwachung des Bahn⸗ 
verkehrs auf den Anſchlußſtrecken zu m) bis p) des 
Artikel 433 treſſen die zuſtändigen Zolldirektiv⸗ 
ee der beiden Länder die erforderlichen Maß⸗ 
nahmen. 


Abſchnitt IV 
Verkehr 
Artikel 435 
Gleichzeitig mit der tatſächlichen Übergabe der 
Staatsbahnen in Polniſch⸗Oberſchleſien wird ein di⸗ 
rekter Verkehr (Wechſelverkehr) zwiſchen allen Staats⸗ 
bahnſtationen und öffentlichen Ladeſtellen des Eiſen⸗ 
bahnnetzes der deutſchen Direktion einerſeits und 
allen Staatsbahnſtationen und öffentlichen Ladeſtellen 
des Eiſenbahnnetzes der polniſchen Direktion ander⸗ 
ſeits ſowie zwiſchen allen Staatsbahnſtationen und 
öffentlichen Ladeſtellen eines und desſelben Eiſen⸗ 
bahnnetzes über die Strecken des anderen Eiſenbahn⸗ 
netzes unter dem Namen »Oberſchleſiſcher Wechſelver⸗ 
kehre nach folgenden Geſichtspunkten eingeführt: 


1. Auf den Staatsbahnlinien mit derſelben Spur⸗ 
weite werden Perſonen, Gepäck, Expreßgut, 
Leichen, lebende Tiere und Eil- und Frachtgüter 
unmittelbar abgefertigt werden. 
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2e Sauf stipulations contraires du Règlement 
d'exécution, le trafic direct de la Haute Silésie 
sur les lignes à écartement normal sera 
soumis aux prescriptions pour le trafic alle- 
mand (Deutsche Eisenbahnverkehrsordnung), 
et sur les lignes à voie étroite, aux prescrip- 
tions du tarif des marchandises pour le 
chemin de fer à voie étroite de la Haute Silésie 
(Gütertarif für die Oberschlesische Schmal- 
spurbahn) ; dans les deux cas, d’après le texte 
qui sera en vigueur sur ces chemins de fer le 
jour du transfert de la souveraineté. 


3° Sauf stipulations contraires du Règlement 
d'exécution, on appliquera au trafic direct de 
la Haute Silésie les tarifs pour le transport 
des voyageurs, des bagages, des colis 
messageries express, des transports funéraires, 
des animaux vivants et des marchandises en 
grande et en petite vitesse qui seront en 
vigueur sur les chemins de fer de l'État en 
Haute Silésie le jour du transfert de la 
souveraineté. 


Article 436 
Les prescriptions sur le trafic, les dispositions 
relatives aux tarifs et les tarifs eux-mêmes, 
rappelés à l’article 435, chiffres 2 et 3, ne peuvent 
être abrogés ou modifiés qu'après entente des direc- 
tions intéressées ; dans l’un et l’autre cas l’appro- 
bation du Comité supérieur est nécessaire. 


Article 437 

Il sera établi d’un commun accord, au profit des 
Marchandises particulièrement importantes pour 
à vie économique du territoire plebiscite, des 
tarifs directs pour le trafic sur les lignes à écarte- 
ment normal entre le réseau de la direction polo- 
naise, en transit par le réseau de la direction alle- 
mande, et les autres chemins de fer allemands. 


Article 438 

Sauf stipulations contraires du présent titre, 
chacun des deux États peut, sur ses chemins de 
fer du territoire plébiscité de la Haute Silésie, 
fixer comme bon lui semble, dans l'exercice de ses 
droits souverains, les prescriptions relatives au 
trafic entre toutes gares de son territoire ainsi 
que les dispositions concernant les tarifs et les 
bases de tarifs applicables à ce trafic. 


Article 439 


Le bénéfice de tout tarif en vigueur sur le terri- 
toire plébiscité s'étendra aux marchandises de 
meme nature en provenance ou à destination de 
la Pologne, de l'Allemagne ou de tout autre 
Pays. 


Section V 
Le Matériel Roulant et Son Utilisation 
Sous-Section I 
Chemins de Fer à Voie Normale 


Article 440 
1. — Il sera prélevé sur l'effectif de l’ancienne 
Administration des chemins de fer de Prusse et 


2. Soweit die Ausführungsbeſtimmungen feine ab- 
weichende Beſtimmung enthalten, unterliegt der 
oberſchleſiſche Wechſelberkehr auf den normal⸗ 
ſpurigen Bahnen den Beſtimmungen der »Deut⸗ 
ſchen Eiſenbahnverkehrsordnunge und auf der 
Schmalſpurbahn den Beſtimmungen des „Güter⸗ 
tarifs für die oberſchleſiſche Schmalſpurbahn«, 
und zwar iſt in beiden Fällen die auf dieſen 
Eiſenbahnen am Tage des Überganges der 
Staatshoheit gültige Faſſung der Beſtimmungen 
maßgebend. 


3. Soweit die Ausführungsbeſtimmungen keine ab- 
weichende Beſtimmung enthalten, werden auf 
den oberſchleſiſchen Wechſelverkehr die auf den 
Staatseiſenbahnen in Oberſchleſien am Tage des 
Überganges der Staatshoheit geltenden Tarife 
für die Beförderung von Perſonen, Gepäck, Ex⸗ 
preßgut, Leichen, lebenden Tieren ſowie von 
Eil⸗ und Frachtgütern angewendet werden. 


Artikel 436 
Die im Artikel 435 Ziffer 2 und z feſtgeſetzten 
Verkehrsvorſchriften, Tarifbeſtimmungen und Tarife 
dürfen nur nach gegenſeitiger Vereinbarung der 
beiden Direktionen aufgehoben oder abgeändert wer⸗ 
den. In beiden Fällen iſt die Genehmigung des 
Oberkomitees erforderlich. 


Artikel 437 
Für den Verkehr auf den Normalſpurbahnen 
zwiſchen dem Eiſenbahnnetze der polniſchen Direktion 
und den übrigen deutſchen Eiſenbahnen über das 
Eiſenbahnnetz der deutſchen Direktion werden für die 
im Intereſſe des Wirtſchaftslebens des Abſtimmungs⸗ 
gebiets beſonders wichtigen Verkehrsartikel direkte 
Tarife im beiderſeitigen Einvernehmen eingeführt 
werden. 
Artikel 438 
Soweit in dieſem Titel nicht ein anderes beſtimmt 
worden iſt, kann jeder der beiden Staaten in Aus⸗ 
übung ſeiner Hoheitsrechte auf ſeinen Eiſenbahnen im 
oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiete für den Verkehr 
zwiſchen zwei Stationen ſeines Gebiets die Verkehrs⸗ 
vorſchriften, Tarifbeſtimmungen und Tarifgrundlagen 
nach eigenem Ermeſſen feſtſetzen. 


Artikel 439 
Jeder Tarif, der im Abſtimmungsgebiete Geltung 
haben wird, ſoll auf Waren gleicher Art angewandt 
werden, die aus Polen, Deutſchland oder aus irgend⸗ 
2 anderen Lande kommen oder dorthin beſtimmt 
ind. 


Abſchnitt V 
Der Fahrzeugpark und feine Verwendung 
Unterabſchnitt I 
Normalſpurbahnen 


Artikel 440 


(1) Aus dem Beſtande der ehemals preußiſch⸗ 
heſſiſchen Eiſenbahnverwaltung werden ausgeſchieden 


de Hesse, et réparti entre les deux directions 
des Chemins de fer de la Haute Silésie: 
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und unter die beiden Direktionen der Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahnen verteilt: 


dont pour 
Pour P 
Matériel toute la | la direc- | la direc- 
région tion alle- tion 
mande | polonaise 
Locomotivees 630 430 


22222 A PSE 5 5 — 


Voitures de voyageurs .... 1721 1021 7 
Fourgons à bagages ...:.. 234 164 7 
Fourgons petite vitesse . 460 290 170 
Vagons à marchandises 40000 | 20000 | 20000 
Voitures de service. .... : 60 41 19 
2. — Les effectifs de réserve et de réparation 


sont compris dans ces chiffres. 


Article 441 


Le prélèvement mentionné à l’article précédent 
sera réglé par les administrations des chemins 
de fer des deux États contractants, conformé- 
ment au Règlement d'exécution. 


Article 442 


1. — Le matériel roulant revenant à la direc- 
tion allemande restera propriété de l’État alle- 
mand ; celui qui sera attribué à la direction polo- 
naise deviendra propriété de l'État polonais. 

2. — On fera apposer sur chaque véhicule les 
marques indicatrices et numéros d’ordre indiqués 
au Règlement d’exécution. 


Article 443 

Les Parties contractantes reconnaissent que 
par suite du transfert de la propriété du matériel 
roulant à l’État polonais, l'Allemagne a satis- 
fait aux obligations lui incombant aux termes de 
l’article 371 du Traité de Paix de Versailles 
concernant le droit de la Pologne à l'attribution 
d'un parce de matériel roulant pour la Haute 
Silésie polonaise. 


Article 444 

- Chaque direction a l’obligation de maintenir à 
ses propres frais, en nombre, types et capacité, 
le parc de matériel roulant qui lui est attribué. 
Elle doit l’accroître dans une mesure qui réponde 
aux besoins du trafic, si le nombre existant de 
locomotives et de vagons, y compris la réserve 
permanente de vagons prévue à l’article 446, se 
révélait insuffisant. 


Article 445 
Chaque direction a le droit de disposer des 
locomotives, automotrices à accumulateurs, voi- 
tures de voyageurs, fourgons à bagages, fourgons 
petite vitesse et voitures de service qui lui sont 
attribués. 
Article 446 


1. — Le parc de vagons à marchandises, pré- 
levé d’après l’article 440, sera utilisé en commun. 
2. — Si ce parc ne suffit pas au transport des 
marchandises expédiées du territoire plebiseite, 
l'Allemagne et la Pologne fourniront aux Che- 


Davon für bie 


deutſche polniſche 


Direktion 


Für das 
Geſamt⸗ 
gebiet 


Fahrzeuggattung 


Lokomotiven 1060 630 | 430 
Akkumulatoren⸗Triebwagen 5 5 — 
Perſonenwage n 1721 1021 700 
Gepäckwageꝛ nn. 234 164 70 
Pack wagen 460 290 170 
Guͤterw agen 40000 | 20000 | 20000 
Bahndienſtw agen 60 41 | 19 


(2) Der Reſerve- und Reparaturbeſtand iſt in die⸗ 
ſen Zahlen enthalten. 


Artikel 441 
Die Eiſenbahnverwaltungen der beiden vertrag⸗ 
ſchließenden Staaten werden die Ausſcheidung nach 
den Ausführungsbeſtimmungen regeln. 


Artikel 442 

(1) Die der deutſchen Direktion zufallenden Fahr⸗ 

zeuge bleiben Eigentum des Deutſchen Reichs; die 

der polniſchen Direktion zufallenden Fahrzeuge wer⸗ 
den Eigentum des polniſchen Staates. 


(2) Die Fahrzeuge werden die in den Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen angegebenen beſonderen Merk⸗ 
male und Nummern erhalten. 


Artikel 443 

Die vertragſchließenden Teile ſind ſich darüber 
einig, daß mit dem Übergange des Eigentums an 
den Fahrzeugen auf den polniſchen Staat Deutſchland 
die Verpflichtung des Artikel 371 des Friedensver⸗ 
trags von Verſailles hinſichtlich des Anſpruchs Po⸗ 
lens auf Zuteilung eines Fahrzeugparkes für Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſien erfüllt hat. 


Artikel 444 

Jede Direktion hat die Verpflichtung, auf ihre 
Koſten den ihr zugeteilten Fahrzeugpark nach Zahl, 
Gattung und Leiſtungsfähigkeit zu erhalten. Sie 
muß ihn, falls der Lokomotiven- und Wagenbeſtand, 
letzterer unter Berückſichtigung der im Artikel 446 
vorgeſehenen ſtändigen Wagenaushilfe, nicht aus⸗ 
reichen ſollte, in einem dem Verkehrsbedürfnis ent⸗ 
ſprechenden Maße vermehren. 


Artikel 445 
Jede Direktion hat das Recht, über den ihr zuge⸗ 
wieſenen Beſtand an Lokomotiven, Akkumulatoren⸗ 
triebwagen, Perſonenwagen, Gepäckwagen, Nackwagen 
und Bahndienſtwagen zu verfügen. 


Artikel 446 
(1) Der nach Artikel 440 ausgeſchiedene Güter⸗ 
wagenpark wird gemeinſchaftlich benutzt. 
(2) Falls dieſer Güterwagenpark zur Abfuhr der 
im oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiete zum Verſand 
gelangenden Güter nicht ausreicht, wird den Ober⸗ 
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mins de fer de la Haute Silésie, à titre de prêt, 
des vagons, conformément aux dispositions du 


Reglement pour l'emploi réciproque des vagons 


en trafic international (R. I. V.). En conséquence, 
l'Allemagne fournira pendant deux ans, chaque 
jour, 900 vagons ouverts ayant en moyenne une 
capacité de chargement de quinze tonnes. Dès la 
troisième année, la Pologne fournira chaque jour 
150 vagons ouverts ayant une capacité moyenne 
de chargement de quinze tonnes, et 300 vagons, 
dès la quatrième année. La fourniture par l’Alle- 
magne sera réduite d'autant. Dès la cinquième 
année, l'Allemagne et la Pologne fourniront 
chacune, par jour, 450 vagons ouverts ayant une 
capacité moyenne de quinze tonnes. 


Article 447 

1. — Il sera institué, auprès du Comité supé- 
rieur, un service de répartition des vagons à 
marchandises dit Service des vagons, dont le res- 
sort comprendra les réseaux des deux directions. 

2, — Un Bureau de répartition sera établi près 
de chaque direction. 

3. — Le Service des vagons disposera de tout 
le parc des vagons des Chemins de fer de la 
Haute Silesie et des vagons fournis conformé- 
ment à l’article 446, alinéa 2. Il distribuera im- 
partialement ces vagons entre les bureaux de ré- 
partition des deux directions. 

4. — Les deux directions participeront aux 
recettes et dépenses nettes du Service des vagons 
provenant de la location des vagons, propor- 
tionnellement à l'effectif de leur pare. 


Sous - Section II 
Chemins de Fer à voie Etroite 


Article 448 
1. — Le matériel roulant sera attribué de la 
manière suivante aux deux directions, conformé- 
ment aux principes de l’article 371 du Traité de 
Paix de Versailles: 
La direction allemande recevra : 
29 locomotives. 
2 124 vagons. 
La direction polonaise recevra: 
41 locomotives. 
3 398 vagons. 


2. — L'effectif de réserve et de réparation est. 
compris dans ces chiffres. 
3. — La répartition des locomotives et des 


vagons, d'après leur type, aura lieu conformé- 
ment au Règlement d'exécution. 


2 Article 449 
Les dispositions des articles 441, 442, 443 et 
444 sont applicables à la répartition du maté- 
riel roulant des chemins de fer à voie étroite. 


Article 450 
Les dispositions de l’article 445 font règle 
pour l’utilisation des locomotives et des voitures 
de service. 


ſchleſiſchen Eiſenbahnen von Deutſchland und Polen 
mit Wagen nach den Beſtimmungen des Überein— 
kommens für die gegenſeitige Benutzung der Güter⸗ 
wagen im internationalen Verkehr (R. I. V.) ausge⸗ 
holfen werden. Zunächſt wird Deutſchland im Be⸗ 
darfsfalle zwei Jahre hindurch täglich 900 offene 
Güterwagen mit einem durchſchnittlichen Ladegewicht 
von je 15 t beiſtellen. Vom dritten Jahr an wird 
Polen täglich 150 offene Wagen von durchſchnittlich 
je 15 t Ladegewicht beiſtellen, vom vierten Jahre an 
täglich 300 derartige Wagen. Entſprechend wird 
ſich die Beiſtellung durch Deutſchland vermindern. 
Vom fünften Jahre an werden Deutſchland und Po⸗ 
len täglich je 450 Güterwagen mit einem Ladegewicht 
von durchſchnittlich je 15 t beiſtellen. 


Artikel 447 

(1) Bei dem Oberkomitee wird ein Güterwagenamt 
6 Wagenamt« genannt) eingerichtet, deſſen Wir⸗ 
kungskreis ſich über die Eiſenbahnnetze beider Direk⸗ 
tionen erſtreckt. 

(2) Bei jeder Direktion wird ein Wagenbureau 

eingerichtet. 
(3) Die Verfügung über den geſamten Güterwagen⸗ 
park der Oberſchleſiſchen Eiſenbahnen und über die 
nach Artikel 446 Abſ. 2 beigeſtellten Güterwagen 
ſteht dem Wagenamte zu. Es wird dieſe Wagen 
unter die Wagenbureaus der beiden Direktionen un- 
parteiiſch verteilen. , 

(4) Die beiden Direktionen werden an den Rein⸗ 
einnahmen und Reinausgaben des Wagenamts an 
Wagenmiete im Verhältnis des Beſtandes ihres 
Wagenparkes teilnehmen. 


Unterabſchnitt II 
Schmalſpurbahnen 


Artikel 448 
(1) Der Fahrzeugpark wird nach den Grundſätzen 
des Artikel 371 des Friedensvertrags von Verſailles 
in folgender Verteilung den beiden Direktionen zu⸗ 
gewieſen: 
Es wird erhalten die deutſche Direktion: 
29 Lokomotiven 
2 124 Wagen 
Es wird erhalten die polniſche Direktion: 
41 Lokomotiven 
3 398 Wagen. 
(2) Der Reſerve- und Reparaturbeſtand iſt in 
dieſen Zahlen enthalten. 
(3) Die Unterteilung der Lokomotiven und Wagen 
nach Gattungen wird nach den Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen vorgenommen werden. 


Artikel 449 
Die Beſtimmungen der Artikel 441, 442, 443 
und 444 finden für die Ausſcheidung der Fahrzeuge 
der Schmalſpurbahnen Anwendung. 5 


Artikel 450 


Für die Verwendung der Lokomotiven und Dienſt⸗ 
wagen gelten die Beſtimmungen des Artikel 445. 
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Article 451 

Le’ parc des vagons à marchandises sera em- 
ployé en commun. 

Article 452 - 

1. — La fourniture quotidienne des vagons 
sera réglée par chaque sation de contrôle pour 
son réseau, 

2. — La compensation des vagons entre les 
deux directions sera réglée par l’inspeetion du 
mouvement, conformément, au Règlement d’exé- 
cution. 


Section VI 
Ateliers 


Article 453 

Les ateliers principaux de Gleiwitz, Oppeln, 
Ratibor et l'atelier secondaire de Rossberg, 
situés sur le réseau de la direction allemande et 
subordonnés à cette dernière, se chargeront pour 
les deux directions, et conformément aux prescrip- 
tions allemandes présentes ou à venir, de l’entre- 
tion du matériel roulant, de la réparation et de 
la fabrication de pièces de rechange et, jusqu’à 
nouvel arrangement, de touts les autres travaux 
d'entretien effectués jusqu'ici par lesdits ateliers 
pour les lignes du territoire plébiscité. 


Article 454 
Les travaux de revision et d'entretien seront 
exécutés en conformité des prescriptions alle- 
mandes présentes ou à venir, à moins que la di- 
rection polonaise n’estime nécessaires certaines 
exceptions au sujet desquelles elle s'entendra avec 
la direction allemande. 


Article 455 
1. — Les ateliers exécuteront les réparations 
générales nécessaires au cours de chaque année 
(Laufwerksuntersuchungen), la revision inté- 
rieure et extérieure des locomotives et la revision 
des autres véhicules de la direction polonaise. 


2. — Dans l'intérêt d'une exploitation régulière, 
les ateliers exécuteront les autres ordres portant 
notamment sur la réparation et la fourniture des 
pieces de rechange, et cela pour la direction polo. 
naise de la même manière et aussi promptement 
que pour la direction allemande. 


Article 456 
Les ateliers exécutent les ordres des deux 
directions au prix de revient, sans aucune 
majoration. Les prix de revient se composent du 
coût de fabrication, des frais d'administration et 
des frais généraux. 


Article 457 
Les ateliers garderont toute leur autonomie et 
pourvoiront eux-mêmes à l'entretien régulier et 
au renouvellement de leurs installations. 


Article 458 
Dans le cas où la direction polonaise aurait 
l'intention de restreindre la réparation de son 
matériel roulant dans les ateliers allemands ou 


Artikel 451 
Der Güterwagenpark wird gemeinschaftlich benutzt. 


Artikel 452 
(1) Die tägliche Wagengeſtellung regelt jede Ron- 
trollſtation für ihren Bezirk. 


(2) Die Zugleitung hat die Wagenbeſtände nach 
den Ausführungsbeſtimmungen zwiſchen den beiden 
Direktionen auszugleichen. 


Abſchnitt VI 
Werkſtätten 


Artikel 453 


Die auf dem Eiſenbahnnetze der deutſchen Direktion 
liegenden und ihr unterſtellten Eiſenbahnhauptwerk⸗ 
ſtätten Gleiwitz, Oppeln, Ratibor und die Neben⸗ 
werkſtatt Roßberg übernehmen nach den jeweils gel- 
tenden deutſchen Vorſchriften für beide Direktionen 
die Unterhaltung der Fahrzeuge, die Ausbeſſerung 
und Neuanfertigung von Erſatzteilen ſowie bis auf 
weiteres alle ſonſtigen Unterhaltungsarbeiten, die 
bisher von dieſen Eiſenbahnwerkſtätten für die Eiſen⸗ 
bahnlinien des Abſtimmungsgebiets ausgeführt wor⸗ 
den ſind. 


Artikel 454 
Für die Unterſuchung und Unterhaltung gelten die 
jeweiligen deutſchen Vorſchriften, ſoweit nicht die 
polniſche Direktion Ausnahmen für notwendig hält, 
über die ſie ſich mit der deutſchen Direktion ver— 
ſtändigen wird. 


Artikel 455 

(1) Die Eiſenbahnwerkſtätten haben die im Laufe 
jedes Jahres fälligen allgemeinen Ausbeſſerungen 
(Laufwerksunterſuchungen), äußeren und inneren 
Unterſuchungen der Lokomotiven ſowie die Unter⸗ 
ſuchungen der anderen Fahrzeuge der polniſchen 
Direktion auszuführen. 

(2) Die anderen Aufträge, insbeſondere die Aus⸗ 
beſſerungen und die Bereitſtellung von Erſatzteilen, 
werden die Eiſenbahnwerkſtätten im Intereſſe eines 
geregelten Betriebes für die polniſche Direktion in 
gleicher Weiſe wie für die deutſche Direktion be- 
ſchleunigt ausführen. 


Artikel 456 
Die Eiſenbahnwerkſtätten führen die Aufträge der 
beiden Direktionen zu den Selbſtkoſten ohne Gewinn⸗ 
zuſchlag aus. Die Selbſtkoſten ſetzen ſich zuſammen 
aus den Herſtellungskoſten, den Verwaltungskoſten 
und den allgemeinen Unkoſten. 


Artikel 457 
Die Eiſenbahnwerkſtätten werden ihre volle Selbſt⸗ 
ſtändigkeit beibehalten und für die ordnungsmäßige 
Unterhaltung und Erneuerung ihrer Anlagen ſelbſt 


ſorgen. 
Artikel 458 
Falls die polniſche Direktion, die Ausbeſſerung 
ihrer Fahrzeuge in den deutſchen Eiſenbahnwerkſtätten 
einzuſchränken oder aufzugeben beabſichtigt, wird ſie 
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d'y renoncer complètement, elle en avisera en 
temps utile la direction allemande, 


Article 459 


Le matériel roulant et autre matériel de service, 
ainsi que les pièces détachées ou de rechange, qui 
devront être expédiés d’un réseau à l’autre, aux 
fins de réparations ou de transformations, 
seront exempts de droits de douane à l'entrée 
comme à la sortie, pourvu que le service 
expéditeur atteste que les conditions requises sont 
remplies. Il ne sera pas non plus perçu de taxes 
à l’occasion de la délivrance des permis d’impor- 
tation ou d’exportation, et les interdictions 
d'importation ou d'exportation qui pourraient 
exister ne seront pas applicables. 


Article 460 


Les ateliers locaux de petit entretien con- 
tinueront à exécuter les travaux de réparation, 
tout au moins dans la mesure où ils les exé- 
cutaient jusqu'à ce jour. 


Chapitre Il 
Chemins de fer d'intérêt local et tramways 


Article 461 


1. — Les droits de surveillance des Gouverne- 
ments sur l'exploitation de la Société anonyme 
des chemins de fer d’intérêt local silésiens (Schle- 
sische Kleinbahnaktiengesellschaft), à Katowice, 
ainsi que sur l'exploitation de la Société à respon- 
sabilité limitée des tramways à vapeur de Haute 
Silésie (Oberschlesische Dampfstrassenbahngesell- 
schaft m. b. I.) à Gleiwitz, et de la Société 
anonyme des chemins de fer d’interöt local et 
d'électricité (Oberschlesische Kleinbahn- und 
Elektrizitätsaktiengesellschaft), : à Katowice, 
seront exercés par les autorités allemandes (prus- 
Siennes) sur le territoire allemand, et par les 
autorités polonaises, sur le territoire polonais. 

„ — Les compagnies de chemins de fer 
d'intérêt local sont tenues d'établir, dans le pays 
où elles n’ont pas leur siège, un poste ad- 
ministratif auquel toute mesure relative à la 
surveillance des chemins de fer d’intérêt local et 
toute signification pourront être au point de vue 
juridique valablement notifiées. 


Article 462 
Les autorités gouvernementales de contrôle, 
allemandes et polonaises, communiquent directe- 
ment entre elles. Si elles ne parviennent pas à 
se mettre d'accord sur un point nécessitant un 
règlement commun, chaque Gouvernement pourra 
porter le différend devant la Commission Mixte 
(voir article 499). 
Article 463 
Les fonds et espèces nécessaires aux chemins 
de fer d'intérêt local pour leur gestion pourront 
passer librement d'un territoire à l’autre. 


Article 464 
1. — Le matériel roulant des chemins de fer 
d'intérêt local cireulera en franchise de douane 
d'un pays à l’autre, sur toutes leurs lignes. 


der deutſchen Direktion hiervon rechtzeitig Mitteilung 
machen. 


Artikel 459 

Eiſenbahnfahrzeuge oder einzelne Betriebsgegen— 
ſtände ſowie Erſatzſtücke, die zur Ausbeſſerung oder 
Umarbeitung von einem Eiſenbahnnetze auf das 
andere verſandt werden müſſen, ſind bei ihrem Aus⸗ 
und Eingange zollfrei, ſofern die abſendende Dienft- 
ſtelle beſcheinigt, daß dieſe Vorausſetzungen vorliegen. 
Auch werden in ſolchen Fällen Ein- und Ausfuhrab⸗ 
gaben nicht erhoben und etwa beſtehende Ein- und 
Ausfuhrverbote nicht angewandt werden. 


Artikel 460 


Die Betriebswerkſtätten werden mindeſtens in bem- 
ſelben Umfange, wie bisher, Ausbeſſerungsarbeiten 
ausführen. 


Kapitel 11 
Kleinbahnen und Straßenbahnen 


Artikel 461 

(1) Die Aufſichtsbefugniſſe der Regierungen über 
den Betrieb der Schleſiſchen Kleinbahnaktien-Ge⸗ 
ſellſchaft in Kattowitz ebenſo wie über den Betrieb der 
Oberſchleſiſchen Dampfſtraßenbahngeſellſchaft m. b. H. 
in Gleiwitz und der Oberſchleſiſchen Kleinbahn- und 
Elektrizitätsaktiengeſellſchaft in Kattowitz, werden auf 
deutſchem Gebiete von den deutſchen (preußiſchen) 
Behörden, auf polniſchem Gebiete von den polniſchen 
Behörden ausgeübt werden. 


(2) Die Kleinbahngeſellſchaften ſind verpflichtet, in 
dem Lande, in dem ſie keinen Sitz haben, eine Ver⸗ 
waltungsſtelle einzurichten, an welche die im Klein⸗ 
bahnaufſichtswege ergehenden Verfügungen und 
ſonſtige Zuſtellungen jeder Art mit rechtsverbindlicher 
Kraft für die Kleinbahnen gerichtet werden können. 


Artikel 462 
Die deutſchen und polniſchen Aufſichtsbehörden ver⸗ 
kehren unmittelbar miteinander. Wenn ſie ſich über 
einen Punkt, der einer einheitlichen Regelung bedarf, 
nicht einigen können, ſo iſt jede Regierung berechtigt, 
die Entſcheidung der Gemiſchten Kommiſſion anzu- 
rufen (val. Artikel 499). 


Artikel 463 
Die Geldmittel, welche die Kleinbahnen für ihre 


Geſchäftsführung benötigen, werden ungehindert von 


einem Gebiete in das andere gebracht werden können. 


Artikel 464 


(1) Der Fuhrpark der Kleinbahnen verkehrt 
zollfrei auf deren ganzem Netze von einem Lande 
zum anderen. 3 
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2. — Le matériel acquis à l'étranger par les 
compagnies sera, à l’importation et à l’expor- 
tation, soumis aux prescriptions relatives à la 
douane. 


3. — Le matériel roulant et autre matériel de 
service, ainsi que les pièces détachées ou de re- 
change, qui devront être expédiés d'un territoire 
dans l’autre aux fins de réparations ou de trans- 
formations, seront exempts de droits de douane à 
l'entrée et à la sortie, comme aussi de tous autres 
droits perçus à l’occasion de l'importation ou de 
exportation ou à l’occasion de la délivrance de 
permis d'importation ou d'exportation, pourvu 
que le service expéditeur atteste que les condi- 
tions requises sont remplies. II ne sera pas non 
plus perçu de taxes à l’occasion de la délivrance 
des permis d'importation ou d'exportation, et les 
interdictions d'importation ou d'exportation qui 
pourraient exister ne seront pas applicables. 


Article 465 

Sur les lignes de chemins de fer d'intérêt local 
Beuthen-Rudzka Küznica (Rudahammer)-Hin- 
denburg, par territoire polonais, et Piekary- 
Beuthen Königsgrube-Nordfeld, par territoire 
allemand, il sera organisé un trafic de transit 
auquel seront applicables, par analogie, les ar- 
ticles 470, alinéas 1 et 3, les articles 473 à 477, 
488, 490 à 495 ainsi que les dispositions cor- 
respondentes du Règlement d'exécution. 


Article 466 

Les autorités douanières des deux pays pren- 
dront des accords spéciaux au sujet du dédouanc- 
ment aux endroits où les chemins de fer d'intérêt 
local franchissent la frontière, ainsi qu'au sujet 
de la surveillance douanière du trafic ferroviaire 
aux points de raccordement de la briqueterie à va- 
peur de Wileza Dolna (Nieder-Wileza) et de la 
fabrique d’engrais de Ceres avec la ligne Ratibor- 
Groß Rauden-Gleiwitz. 


Article 467 
Les agents des compagnies mentionnées à l’ar- 
ticle 461 que leur service appelle à franchir la 
frontière et qui ne possèdent pas à un autre titre 
un permis de circulation, en recevront un confor- 
mément à l’article 272. 


Chapitre ll 
Trafic en transit privilégié 
| Section I 
Dispositions Générales 


\ Article 468 
Le trafic ferroviaire qui, sur les lignes spécifiées 
à l’article 469 commence et se termine sur un seul 
et même réseau, mais doit transiter par l’autre 
réseau, bénéficiera de facilités spéciales conformé- 
ment aux dispositions ci-dessous (Trafic en tran- 


sit privilégié). 


(2) Neubeſchaffungen der Geſellſchaften aus dem 
Auslande unterliegen den Zoll-, Ein⸗ und Ausfuhr⸗ 
vorſchriften. 


(3) Eiſenbahnfahrzeuge oder einzelne Be- 
triebsgegenſtände ſowie Erſatzſtücke, die zur Aus⸗ 
beſſerung oder Umarbeitung aus einem Staatsgebiet 
in das andere verſandt werden müſſen, ſind bei ihrem 
Aus⸗ und Eingange zollfrei, ſofern die abſendende 
Dienſtſtelle beſcheinigt, daß dieſe Vorausſetzungen 
vorliegen. Auch werden in ſolchen Fällen Ein⸗ und 
Ausfuhrabgaben nicht erhoben und etwa beſtehende 
Ein⸗ und Ausfuhrverbote nicht angewandt werden. 


Artikel 465 

Auf den Kleinbahnſtrecken Beuthen-Rudaham⸗ 
mer-Hindenburg durch Polen und Piefar-Beuthen- 
Königsgrube Nordfeld durch Deutſchland wird ein 
Durchgangsverkehr eingerichtet, für den ſinngemäß 
die Artikel 470 Abſ. 1 und 3 und die Artikel 473, 
477, 488, 490 bis 495 nebſt den dazugehörigen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen gelten. 


Artikel 466. 

Wegen der zollamtlichen Behandlung des Ver 
kehrs auf den Grenzübergangspunkten der Klein⸗ 
bahnen ſowie wegen der zollamtlichen Überwachung 
des Verkehrs auf den Anſchlüſſen der Dampfziegelei 
Nieder-Wilcza und der Düngemittelfabrik Ceres an 
der Linie Ratibor-Groß⸗Rauden-Gleiwitz treffen 
die beiderſeitigen Zolldirektivbehörden beſondere Ver⸗ 
einbarungen. 


Artikel 467 
Um es den Angeſtellten der in Artikel 461 
genannten Geſellſchaften zu ermöglichen, im Dienſte 
die Grenze zu überſchreiten, wird ihnen, falls ſie 
nicht auf Grund der allgemeinen Beſtimmungen eine 
Verkehrskarte erhalten, eine ſolche auf Grund des 
Artikel 272 ausgeſtellt werden. 


Kapitel I 
Privilegierter Eifenbahndurchgangsverkehr 
Abſchnitt I 
Allgemeine Beſtimmungen 
Artikel 468 


Der Eiſenbahnverkehr, der auf den im Artikel 


469 genannten Linien eines und desſelben Eiſen⸗ 
bahnnetzes beginnt und endet, aber über das andere 
Eiſenbahnnetz geleitet wird, genießt beſondere Er⸗ 
leichterungen nach Maßgabe der folgenden Be⸗ 
ſtimmungen (privilegierter Durchgangsverkehr). 


„** 
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Article 469 
1. — Le trafic en transit privilégié s'effectuera: 


A. — sur les lignes: 
a) Gleiwitz-Block Miserau-voies de raccor- 
“ dement des houillères de Gleiwitz, pour 
le trafic des marchandises; 

b) Gleiwitz-Makoszowy-gare minière des 
Delbrückschächte, pour le trafic des mar- 
chandises; 

c) Karf-Beuthen Stadtwald-Tarnowskie- 
Géry (Tarnowitz)-Brynnek, pour le ser- 
vice des voyageurs et le trafic des mar- 
chandises; 

d) Karf-Beuthen Stadtwald-Tarnowskie- 
Göry (Tarnowitz)-Lubliniec-Cziasneu, 
pour le service des voyageurs et le trafic 
des marchandises; 


B. — sur les lignes: i 

a) Chebzie (Morgenroth)-Karf-Nowy Ra- 
dzionköw, pour le service des voyägeurs 
et le trafic des marchandises; 

b) Chorzöw-Beuthen oberer Bahnhof-Szar- 
lej, pour le service des voyageurs et le 
trafic des marchandises; 

c) Redensblickschacht (Florentinegrube)- 
Beuthen oberer Bahnhof-Szarleji, pour le 
trafic des marchandises: 

d) Chorzöw-Blockstelle Bsw-Redensblick- 
schacht (Florentinegrube), pour le trafie 
des marchandises; 

e) Chorzöw-Beuthen Hauptbahnhof-Karf- 
Nowy Radzionköw, pour le service des 
voyageurs; pour le trafic des marchandi- 
ses seulement lorsque la ligne sous B, 
lettre b, ne peut faire passer. tous les 
trains nécessaires. 


2. — La liste des lignes indiquées pour le tra- 
lie en transit privilégié et les modalités de trafic 
prévues sur les dites lignes peuvent être modi- 
fiées ou complétées, d'un commun accord, par les 
autorités auxquelles les Parties contractantes 
auront délégué des pouvoirs à cet effet. 


Article 470 


1. — Tous les voyageurs, quelle que soit leur 
nationalité, pourront transiter, eux et leurs 
bagages, sans empêchement aucun, dans les trains 
de transit privilégié, à moins qu'en cours de 
route, ils ne se rendent coupables, dans le pays 
transité, d'un délit ou d'un erime. 

2. — Le transport des voyageurs se fait en 
trains fermés ou en parties fermées de trains 
spécialement désignées à cet effet. Les bagages 
enregistrés seront transportés soit dans des 
kourgons fermés, soit dans un compartiment 


fermé d'un fourgon. 


3. — Sur le territoire traversé, il est interdit 
de descendre des véhicules ou d'y monter, de 
recevoir dans les véhicules ou d'en descendre des 
objets quelconques en cours de route. 


Article 471 
13 — Toutes les marchandises admises au 
transport intérieur dans le pays qui a droit au 


— 


Artikel 469 

(1) Der privilegierte Durchgangsverkehr wird ein⸗ 

gerichtet: 

A. auf den Strecken: 

a) Gleiwitz-Block Miſerau-Anſchlußgleisanlagen 
der Gleiwitzer Steinkohlengruben für den Güter⸗ 
verkehr; 

b) Gleiwitz-Makoſchau-Grubenbahnhof 
brückſchächte für den Güterverkehr; 


e) Karf- Beuthen Stadtwald -Tarnowitz-Brynnek 
für den Perſonen- und Güterverkehr: 


der Del⸗ 


d) Karf- Beuthen Stadtwald-Tarnowitz-Lublinitz 
Cziaſanau für den Perſonen- und Güterverkehr; 


B. auf den Strecken: 
Morgenroth-Karf-Neu Radzionkau 
Perſonen- und Güterverkehr; 
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für den 


b) Chorzow Beuthen, oberer Bahnhof-Scharley 
für den Perſonen- und Güterverkehr; 


€) Redensblickſchacht (Florentinegrube)-Beuthen, 
oberer Bahnhof-Scharley für den Güterverkehr; 


d) Chorzow-Blockſtelle Bſw-Redensblickſchacht 
(Florentinegrube) für den Güterverkehr; 


e) Chorzow-Beuthen Hauptbahnhof-Karf-Neu 
Radzionkau für den Perſonenverkehr; für den 
Güterverkehr nur, wenn die Strecke zu Bb für 
die Durchführung der notwendigen Züge nicht 
ausreicht. 


(2) Die Lifte der für den privilegierten Durch⸗ 
gangsverkehr beſtimmten Linien kann, ebenſo wie die 


für dieſe Linien vorgeſehenen Verkehrsarten, in gegen⸗ 


ſeitigem Einvernehmen der von den vertragſchließen⸗ 
den Teilen hierzu ermächtigten Behörden geändert 
oder ergänzt werden. 


Artikel 470 
(1) Im privilegierten Durchgangsverkehre können 
alle Reiſende ohne Rückſicht auf ihre Staatsangehörig⸗ 
keit nebſt ihrem Gepäck ungehindert durch das Durch⸗ 
gangsland fahren, es ſei denn, daß ſie während der 
Reiſe im Durchgangsland ein Vergehen oder Ver⸗ 
brechen begehen. 


) Die Beförderung der Reiſenden vollzieht fi 
in geſchloſſenen Zügen oder in hierfür beſonders be⸗ 
ſtimmten geſchloſſenen Zugteilen. Eingeſchriebenes 
Gepäck wird entweder in einem verſchloſſenen Ge⸗ 
päckwagen oder in einem verſchloſſenen Abteile des 
Gepäckwagens befördert. 

(3) Im Durchgangsland iſt das Aus⸗ und Ein⸗ 
ſteigen ſowie das Hineinnehmen oder Herausgeben 


von Gegenſtänden aller Art verboten. 


Artikel 471 


(1) Im privilegierten Durchgangsverkehre werden 
alle Waren, die im inneren Verkehre ſowohl des durch⸗ 


MATE, 


transit et dans celui qui doit tolérer le transit 
seront transportées en trains entiers en transit 
privilégié, quelle que soit leur origine et quelle 
que soit la nationalité de l’expéditeur ou du desti- 
nataire. 


2. — Les interdictions d'importation et d’ex- 
portation en vigueur dans le pays transité ne 
s’appliqueront pas au trafic en transit privelégié, 
et une autorisation spéciale d'importation, d’ex- 
portation ou de transit n’est pas nécessaire. 

3. — Les marchandises dont le transit est per- 
mis d’après ces dispositions, ne pourront pas étre 
saisies par voie administrative en cours de transit. 

4. — Dans le pays que le train traverse en tran- 
sit, le déchargement, chargement, rechargement 
ou transbordement de marchandises est interdit, 
sauf dans les cas exceptionnels nécessités par des 
raisons techniques d'exploitation. 


Article 472 


Si des marchandises telles que bétail, véhicules, 
sont transportées pour des raisons spéciales sous 
la surveillance de convoyeurs, les prescriptions de 
l’article 470 seront applicables à ces personnes 
et à leurs bagages. 


Article 473 
1. — Les transports militaires, les voyages de 
militaires isolés, de militaires en congé, de mili- 
taires en groupe ou unités, ainsi que les trans- 
ports d'unités de police de n'importe quelle nature 
sont exclus du transit privilégié. Le transport de 
matériel de guerre n'est pas autorisé. 


2. — Le transport des prisonniers civils fera, 
dans le service privilégié de transit, l’objet d’une 
convention spéciale. Elle entrera en vigueur le 
même jour que la convention analogue qui sera 
conclue pour les transports désignés à l’article 98 
du Traité de Paix de Versailles. 


Article 474 


1. — Le trafic en transit privilégié est soumis 
aux lois et prescriptions du pays transité qui 
concernent le maintien de l’ordre et de la sécurité 
publique, ainsi que la police sanitaire ou vétéri- 
paire. Une interruption ou restriction de ce trafic 
ne pourra avoir lieu qu’en cas de nécessité ou 
d'urgence absolue. 


2. — Si le trafic en transit privilégié doit être 
interrompu ou restreint comme tel par suite de 
l'application des lois et prescriptions visées à 
l'alinéa 1, il sera néanmoins maintenu comme 
trafic ‘ordinaire dans les conditions dans lesquelles 
ce genre de trafic doit avoir lieu. 


Article 475 


1. — Si l’une des Parties contractantes est en 
guerre, le pays transité a le droit de suspendre ou 
de restreindre le trafic en transit privilégié. 


2. Si, conformément à la Constitution, l'état 
de siège est proclamé ou des mesures exception- 
nelles sont prises pour une partie du territoire 
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gangsberechtigten Landes als auch des Durchgangs⸗ 
landes zur Beförderung zugelaſſen find, ohne Rüd- 
ſicht auf ihren Urſprung und auf die Staatsangehörig⸗ 
keit des Abſenders oder Empfängers in ganzen Zügen 
befördert. 

(2) Im Durchgangslande beſtehende Ein- und 
Ausfuhrverbote gelten nicht für den privilegierten 
Durchgangsverkehr; auch iſt eine beſondere Erlaubnis 


für die Gin, Aus- oder Durchfuhr nicht erforderlich. 


(3) Waren, deren Beförderung hiernach zuläſſig ift, 
dürfen im Verwaltungswege während des Durch— 
ganges nicht beſchlagnahmt werden. 

(4) Im Durchgangslande iſt das Aus-, Ein⸗, Zu⸗ 
oder Umladen verboten, ſofern nicht beſondere be— 
triebstechniſche Gründe eine Ausnahme erfordern. 


Artikel 472 
Werden Waren (Vieh, Fahrzeuge u. dgl.) aus be⸗ 
ſonderen Gründen unter Aufſicht von Begleitperſonen 
befördert, ſo finden die Vorſchriften des Artikel 470 
auf dieſe Perſonen und ihr Reiſegepäck entſprechende 
Anwendung. 


Artikel 473 

(1) Von der Beförderung im privilegierten Durd- 
gangsverkehre ſind militäriſche Transporte, Militär⸗ 
perſonen und Militärurlauber als Einzelreiſende oder 
in geſchloſſenen Verbänden, ebenſo Transporte ge⸗ 
ſchloſſener Verbände von Polizeimannſchaften irgend⸗ 
welcher Art ausgeſchloſſen. Die Beförderung von 
Militärgut iſt unzuläſſig. 

(2) Über die Beförderung von Zivilgefangenen im 
privilegierten Durchgangsverkehre wird ein beſonderes 
Abkommen geſchloſſen werden. Es wird an dem- 
ſelben Tage in Kraft treten, wie ein gleiches Ab⸗ 
kommen, das für den im Artikel 98 des Friedens⸗ 
vertrags von Verſailles bezeichneten Verkehr geſchloſ⸗ 
ſen werden wird. 


Artikel 474 

(1) Der privilegierte Durchgangsverkehr unterliegt 
den Geſetzen und Vorſchriften des Durchgangslandes 
über die Aufrechterhaltung der Ordnung und öffent⸗ 
lichen Sicherheit und über die Geſundheits⸗ und 
Veterinärpolizei. Eine Unterbrechung oder Ein⸗ 
ſchränkung des privilegierten Durchgangsverkehrs 
darf nur im Falle der Notwendigkeit oder äußerſten 
Dringlichkeit eintreten. 


(2) Wird der privilegierte Durchgangsverkehr bei 
Anwendung dieſer Geſetze und Vorſchriften als ſolcher 
eingeſtellt oder eingeſchränkt, ſo ſoll er als gewöhn⸗ 
licher Verkehr unter entſprechender Berückſichtigung 
der für dieſen Verkehr vereinbarten Vorſchriften auf⸗ 
recht erhalten werden. 


Artikel 475 

(1) Wird einer der vertragſchließenden Teile in 
einen Krieg verwickelt, ſo iſt das Durchgangsland be⸗ 
rechtigt, den privilegierten Durchgangsverkehr einzu⸗ 
ſtellen oder einzuſchränken. 

(2) Wenn verfaſſungsmäßig der Belagerungs⸗ 
zuſtand erklärt wird oder Ausnahmemaßregeln in 
einem vom privilegierten Durchgangsverkehre be— 
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plébiscité par laquelle s’opere le transit privilégié, 
le trafic en transit privilégié pourra être tempo- 
rairement suspendu dans cette partie du territoire. 


Article 476 
Toute décision portant suspension ou restric- 
tion du trafic en transit privilégié doit être com- 
Muniquée aux autorités compétentes de l’autre 
État, autant que faire se pourra, vingt-quatre 
heures avant son entrée en vigueur. 


Article 477 
Si la légitimité d’une suspension ou d’une re- 
strietion du trafic en transit privilégié en vertu 
des articles 474 à 476, donne lieu à une diver- 
gence de vues, le cas pourra être porté devant la 
Commission Mixte (voir article 499). 


Article 478 

1. — Dès que la Convention générale relative 
à la liberté du transit, prévue à l’article 379 du 
Traité de Paix de Versailles et conclue à Barce- 
lone le 10avril 1921, sera entrée en vigueur, 
cette convention s’appliquera également au ser- 
vice de transit dans le territoire plebiseite. 
Toutefois, en ce qui concerne le transit privilégié, 
les dispositions des alinéas 2 et 3.de l’article470, 
ainsi que les dispositions correspondantes du 
Règlement d'exécution, et l'alinéa 4 de l’ar- 
ticle 471, resteront en vigueur. 

2. — En tant que le présent titre prévoit pour 
le trafic en transit privilégié des facilités plus 
Srandes que la Convention de Barcelone, ce sont 
es dispositions du présent titre qui seront appli- 
Cables. . 
Section II 

Trains 
Article 479 

1. — Le nombre des trains ou parties de 
trains qui devront eireuler journellement sur les 
lignes indiquées à l’article 469, sera fixé par les 
deux directions, d’un commun accord, pour cha- 
que période d’horaire, suivant les besoins du 
trafic. 


2. — L'établissement des horaires se fera con- 
formément aux dispositions de Particle 416. 
Article 480 
1. — La traction et la conduite des trains en 


. transit incomberont à la direction du pays tran- 


site, à moins qu'après entente elle ne les confie 
à la direction du pays expéditeur. 

2. — Si la conduite du train s'effectue par les 
soins de la direction du pays expéditeur, la direc- 
tion du pays transité a le droit de faire accom- 
Pagner à ses frais le dit train par des agents à 
elle, fonctionnant comme agents de la police du 
Chemin de fer pour le pays transité. 

3. — Les questions de détail seront réglées par 
les deux directions d'un commun accord. 


Article 481 
Les prescriptions du pays transité relatives à 
l'exploitation et au chargement, font règle pour 
es trains et parties de train en transit privilégié. 


rührten Teile des Abſtimmungsgebiets getroffen 
werden, ſo iſt das. Durchgangsland berechtigt, den 
privilegierten Durchgangsverkehr durch dieſen Ge⸗ 
bietsteil vorübergehend einzuſtellen. 


t Artikel 476 
Jede Entſcheidung über die Einftellung oder Ein- 
ſchränkung des privilegierten Durchgangsverkehrs iſt 
möglichſt vierundzwanzig Stunden vor ihrem In⸗ 
krafttreten den zuſtändigen Behörden des anderen 
Staates mitzuteilen. 


Artikel 477 
Bei Meinungsverſchiedenheiten über die Zuläſſig⸗ 
keit der Einſtellung oder Einſchränkung des privi⸗ 
legierten Durchgangsverkehrs auf Grund der Artikel 
474 bis 476 kann die Gemiſchte Kommiſſion an⸗ 
gerufen werden (vol. Artikel 499). 


Artikel 478 

(1) Sobald das in Artikel 379 des Friedens⸗ 
vertrags von Verſailles vorgeſehene und in Barcelona 
am 10. April 1921˙ abgeſchloſſene allgemeine Abkom⸗ 
men über die Freiheit des Durchgangsverkehrs in 
Kraft getreten iſt, wird es auch Anwendung auf den 
Durchgangsverkehr im Abſtimmungsgebiete finden. 
Für den privilegierten Durchgangsverkehr bleiben 
jedoch die Beſtimmungen des Artikel 470 Abi. 2 
und 3 nebſt Ausführungsbeſtimmung ſowie der 
Artikel 471, Abſ. 4 in Kraft. 


(2) Soweit dieſer Titel für den privilegierten 
Durchgangsverkehr größere Erleichterungen vorſieht, 
als das allgemeine Abkommen von Barcelona, finden 
die Beſtimmungen dieſes Titels Anwendung. 


Abſchnitt Il 
Eiſenbahnen 
Artikel 479 
(1) Die Anzahl der Züge und Zugteile, die auf 
den im Artikel 469 aufgeführten Strecken täglich 
fahren ſollen, wird entſprechend dem Verkehrsbedürf⸗ 
nis für jede Fahrplanperiode von den beiden Diref- 
tionen vereinbart werden. ‘ 


(2) Die Aufſtellung der Fahrpläne erfolgt nach den 
Beſtimmungen des Artikel 416. 


Artikel 480 

(1) Die Beförderung und Begleitung der Durch— 
gangszüge liegt entweder der Direktion des Durch⸗ 
gangslandes oder im Einverſtändnis mit dieſer der 
Direktion des Verſandlandes ob. 

(2) Wenn die Direktion des Verſandlandes den 
Zug begleiten läßt, ſo iſt die Direktion des Durch⸗ 
gangslandes berechtigt, die Züge auch durch ihre Be- 
dienſtete als Bahnpolizeibeamte für das Durchgangs⸗ 
land auf eigene Koſten begleiten zu laſſen. 


(8) Das Nähere regeln die beiden Direktionen im 
gegenſeitigen Einvernehmen. 


Artikel 481 
Für die durchgehenden Züge und Zugteile gelten 
DRE und Ladevorſchriften des Durchgangs⸗ 
andes. 


„ 


Article 482 


Il pourra être ajouté aux trains ou parties de 
trains destinés au trafic en transit privilégié, des 
fourgons postaux, des vagons-restaurants et des 
vagons-lits. 

Article 483 

Il sera procédé à des changements d’intinéraire 
dans le trafic en transit privilégié lorsque des 
perturbations ou des difficultés dans l’exploita- 
tion l’exigeront. 

Article 484 

Les opérations techniques de remise et d’accep- 
tation des véhicules faisant partie des trains en 
transit privilégié seront réglées par les direc- 


tions. 
Article 485 


En cas d’aceidents ou d’autres perturbations 
de service, chacune des directions devra porter 
aide à l’autre, conformément aux dispositions de 
l’article 425. 

Article 486 

1. — La question de la responsabilité en 
matière d'accidents est réglée par les disposi- 
tions des articles 426 et 427. 

2. — Toutefois, si la traction des trains en 
transit s'effectue par les soins de la direction du 
pays expéditeur et s’il n’y a pas eu remise et 
acceptation du matériel roulant au point de vue 
technique, la responsabilité des accidents venant 
à se produire sur le territoire transité par suite 
du mauvais état de ce matériel incombera à la 
direction du pays expéditeur; si la cause de l’ac- 
cident ne peut être déterminée, les deux direc- 
tions supporteront le dommage, chacune par 
moitié. 

Article 487 

1. — Pour les communications télégraphiques 
et, téléphoniques de service concernant le transit 
privilégié, et dans la mesure où les besoins de 
l'exploitation et du trafic le requièrent, il sera 
mis à la disposition exclusive de la direction qui 
a droit au transit, certaines des lignes de service 
actuelles du territoire transité, contre rembour- 


sement des frais d'entretien et d'amortissement. 


2, — En cas de besoin, et moyennant indem- 
nité, chaque direction mettra à la disposition de 
l’autre, pour l'installation de nouvelles lignes 
télégraphiques et téléphoniques, la place néces- 
saire sur les poteaux existants, dans la mesure 
où de la place est disponible et ne lui est pas 
nécessaire à elle-même. 

3. — Les deux directions prendront entre elles 
des arrangements spéciaux à ce sujet. 

4. — Les lignes téléphoniques et télégraphiques 
pourront être utilisées par la poste, la douane et 
la police, lorsqu'il s’agira du service du chemin de 
fer. Les télégrammes et conversations téléphoni- 
ques de service sont exempts de taxes. 


Section III 
Douanes 
Article 488 


Le trafic en transit privilégié sera soumis à la 
surveillance de la douane dans le pays transité. 


Artikel 482 
In den für den privilegierten Durchgangsverkehr 
beſtimmten Zügen oder Zugteilen können Soit, 
Speiſe- und Schlafwagen durchgeführt werden. 


Artikel 483 
Falls Betriebsſtörungen oder Betriebsſchwierig⸗ 
keiten es erfordern, werden im privilegierten Durd)- 
gangsverkehr Umleitungen vorgenommen werden. 


Artikel 484 
Die Direktionen werden die techniſche Übergabe und 
Übernahme der Wagen in den für den privilegierten 
Durchgangsverkehr gefahrenen Zügen regeln. 


Artikel 485 
Bei Unfällen und ſonſtigen Betriebsſtörungen wer: 
den ſich die beiden Direktionen nach den Beſtim⸗ 
mungen des Artikel 425 gegenſeitig helfen. 


Artikel 486 
(1) Die Haftung richtet ſich nach den in den Arti- 
keln 426 und 427 getroffenen Beſtimmungen. 


(2) Wenn jedoch die Beförderung der Durchgangs⸗ 
züge durch die Direktion des Verſandlandes erfolgt 
und wenn keine techniſche Übergabe und Übernahme 
der Fahrzeuge ſtattfindet, ſo haftet die Direktion des 
Verſandlandes für die durch den ſchlechten Zuſtand 
dieſer Fahrzeuge innerhalb des Durchgangslandes 
entſtandenen Unfälle. Kann die Urſache nicht auf⸗ 
geklärt werden, ſo tragen die beiden Direktionen den 
Schaden je zur Hälfte. 


Artikel 487 

(t.) Für dienſtliche Telegramme und Ferngeſpräche 
im privilegierten Durchgangsverkehre werden nach 
den Bedürfniſſen des Betriebs und Verkehrs von 
den im Durchgangslande vorhandenen Eiſenbahn⸗ 
telegraphen⸗ und Fernſprechleitungen der Direktion 
des Verſandlandes beſondere Leitungen zum aus⸗ 
ſchließlichen Gebrauche gegen Vergütung der Unter⸗ 
haltungs⸗ und Tilgungskoſten zur Verfügung 
geſtellt. : 
(2) Zur Einrichtung neuer Telegraphen- und Fern: 
ſprechleitungen ftellt jede Direktion der anderen im 
Bedarfsfalle gegen Entſchädigung Plätze am vor⸗ 
handenen Bahngeſtänge, ſoweit ſie frei und für eigene 
Zwecke nicht erforderlich ſind, zur Verfügung. 


(3) Die beiden Direktionen werden hierüber. be- 
ſondere Vereinbarungen treffen. 

.(@) Die Æelegraphen- und Telephonleitungen 
dürfen von den Soit, Zoll- und Polizeibehörden 
benutzt werden, inſoweit die Benutzung mit dem 
Eiſenbahndienſt im Zuſammenhang ſteht. Dienſtliche 
Telegramme und dienſtliche Ferngeſpräche ſind ge⸗ 
bührenfrei. 


Abſchnitt UI“ 
Zollweſen 
Artikel 488 


Der privilegierte Durchgangsverkehr wird im 
Durchgangslande unter Zollaufſicht genommen. 


1 


hin 


* + 


Von 2 


Article 489 

1. — Les trains ou parties de trains mentionnés 
aux articles 470 et 471 pourront être convoyés 
par des agents de la douane du pays transité. Les 
frais de convoiement sont à la charge du pays 
expéditeur, conformément au Règlement d'exé- 
eution. 

2. — Le convoiement se fera, en prineipe, sur le 
réseau polonais par les agents de la douane polo- 
naise et sur le réseau allemand par les agents de la 
douane allemande. Toutefois, le pays expediteur 
Peut faire convoyer à ses frais, par ses propres 
agents, les trains en transit, même dans le pays 
transité. 


Article 490 
Les voyageurs et les bagages sont exempts, en 
transit privilégié, de tous droits de douane et 
autres droits analogues, sauf le remboursement 
de débours. Il en est de même des marchandises en 
transit privilégié, y compris celles transportées 
dans les fourgons postaux. 


Article 491 
Les vagons ou les marchandises pourront être 
blombés par la douane. Aucune autre manipulation 
douanière ne pourra avoir lieu. 


Article 492 
Les prescriptions douanières concernant les 
Voyageurs s’appliqueront aux agents convoyeurs 
du pays expéditeur. 


Article 493 

Pour toutes les questions concernant le trafic 
en transit privilégié, les autorités douanières des 

arties contractantes se pröteront, sur requête, 
assistance mutuelle, en se fournissant des ren- 
Seignements ou en procédant à des enquêtes. La 
Correspondance se fera directement entre les 
autorités compétentes. 


Section IV 
Passeports 
Article 494 
Le pays transité n’exigera des voyageurs trans- 


Portés en transit privilégié ni passeports, ni per- 
mis de cireulation ni autres pièces quelconques 


d'identité. 


Article 495 

1. — Les agents du chemin de fer et de la 
douane en service dans le trafic en transit privi- 
égié, recevront de l'autorité dont ils dépendent, 
une carte d'identité, établie d’après le modèle con- 
Venu dans le Règlement d'exécution. Cette carte 
tiendra lieu de passeport, de permis de circulation, 
ou de toute autre pièce d'identité. 

2. — En activité de service ils seront en uni- 
forme, ou porteront un insigne de service visible. 


3. — Les dispositions des alinéas 1 et 2 s’appli- 
Queront également aux employés postaux et 


. agents de surveillance appelés, le cas échéant, à 


accomplir un service dans le trafic en transit 
privilégié. 


Artikel 489 
(1) Die in den Artikeln 470 und 471 genannten 
Züge oder Zugteile können durch Zollbeamte des 
Durchgangslandes begleitet werden. Die Koſten der 
Begleitung trägt das Verſandland gemäß den Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. 


(2) Die Begleitung erfolgt grundſätzlich auf dem 
polniſchen Eiſenbahnnetze durch die polniſchen, und 
auf dem deutſchen Eiſenbahnnetze durch die deutſchen 
Zollbeamten. Indeſſen iſt das Verſandland berechtigt, 
die Durchgangszüge auch im Durchgangsland auf 
be 17 8 durch ſeine eigenen Beamten begleiten 
zu laſſen. 


Artikel 490 
Die Perſonen und ihr Gepäck bleiben im privi⸗ 
legierten Durchgangsverkehre von allen Zoll⸗ und 
ähnlichen Abgaben frei mit Ausnahme von baren 
Auslagen; das gleiche gilt für die Güter einſchließlich 
der in den Poſtwagen beförderten. 


Artikel 491 
Wagen oder Güter können unter Zollverſchluß 
genommen werden. Eine weitere Zollbehandlung 
findet nicht ſtatt. 


Artikel 492 
Auf Begleitbeamte des Verſandlandes finden die 
für die Reiſenden geltenden Zollbeſtimmungen An⸗ 
wendung. 


Artikel 493 

Die Zollbehörden der vertragſchließenden Teile 
werden ſich in allen, den privilegierten Durch⸗ 
gangsverkehr betreffenden Fragen durch Erteilung 
von Auskünften und Vornahme von Ermittelungen 
auf Erſuchen des anderen Teiles gegenſeitig unter⸗ 
ſtützen. Der hieraus entſtehende Schriftverkehr findet 
unmittelbar zwiſchen den Direktivbehörden ſtatt. 


Abſchnitt IV 
Paßweſen 
Artikel 494 

Das Durchgangsland wird von den im privi⸗ 
legierten Durchgangsverkehre beförderten Reiſenden 
weder Päſſe, Verkehrskarten noch ſonſtige Perſonen⸗ 
ausweiſe verlangen. 

Artikel 495 

(1) Die im privilegierten Durchgangsverkehre 
dienſtlich verwendeten Eiſenbahn⸗ und Zollbeamten 
erhalten von ihrer vorgeſetzten Behörde nach dem in 
den Ausführungsbeſtimmungen enthaltenen Muſter 
Ausweiſe in deutſcher und polniſcher Sprache, die als 
Erſatz für Päſſe, Verkehrskarten und ſonſt vorgeſehene 
Perſonenausweiſe gelten. 

(2) Sie haben den Dienſt in Uniform oder mit 
einem ſichtbar zu tragenden Dienſtabzeichen verſehen 
wahrzunehmen. 

(8) Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 finden auf 
etwa im privilegierten Durchgangsverkehre dienſtlich 
verwendete Poſt. und Überwachungsbeamte ent⸗ 


ſprechende Anwendung. . 
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Article 496 

1. — Les employés privés des vagons-restau- 
rants et vagons-lits devront être pourvus de cartes 
d'identité, délivrées par la police locale du lieu de 
leur domicile. Ces cartes porteront les noms, 
prénoms, domicile, nationalité de l'employé et en 
outre sa signature et sa photographie. Cette der- 
nière devra être munie du timbre officiel. Les cartes 
porteront également le timbre et la signature de 
l'autorité qui les a délivrées, et une attestation de 
l'administration du chemin de fer, indiquant le 
genre de travail accompli par l'employé dans le 
service des vagons-restaurants et des vagons-lits. 


2, — Le visa du pays transité ne sera pas exigé. 


Article 497 
Les dispositions de l’article 496 sont applicables 
aux convoyeurs non officiels de transports de mar- 
chandises telles que bétail et véhicules. Ces per- 
sonnes s’annonceront au bureau frontière d’entrée 
et au bureau frontière de sortie, pour que le 
passage de la frontière soit noté sur leur carte 
d'identité. 
Section V 
Disposition Commune 


Article 498 
Sauf stipulation contraire du présent titre, les 
agents convoyeurs de toute espèce désignés par le 
pays transité, n’auront d’autres attributions que 
de veiller à l’observation des prescriptions con- 
tenues dans le présent chapitre ou dans les dispo- 
sitions correspondantes du Règlement d'exécution. 


Chapitre IV 
Voies de recours 


Article 499 
Sur demande du Gouvernement allemand ou du 
Gouvernement polonais, la Commission mixte se 
prononcera : 

1° sur les requêtes contre les décisions de 
l'arbitre mentionné à l’article 401; 

90 eur les différends pouvant s'élever sur les 
questions relatives aux chemins de fer d’in- 
térêt local et tramways nécessitant un règle- 
ment commun (article 462) ; 

3° sur les divergences concernant la légitimité 
d'une suspension ou d’une restriction du 
trafic en transit privilégié (article 477). 


Chapitre V 
Disposition finale 
Article 500 


Les deux Gouvernements sont autorisés à 
changer en tout temps, d'un commun accord, les 
dispositions contenues dans le Reglement d'exé- 
cution annexé au présent titre. 


LOS à 


Artikel 496 

(1) Die Privatangeſtellten der Speiſe- und Schlaf⸗ 
wagen müſſen mit Ausweiſen der für ihren Wohnſitz 
zuſtändigen Ortspolizeibehörde verſehen ſein. Dieſe 
Ausweiſe müſſen Vor⸗ und Zunamen, Wohnort, 
Staatsangehörigkeit, Unterſchrift und amtlich ab⸗ 
geſtempeltes Lichtbild des Inhabers, Siegel und 
Unterſchrift der ausſtellenden Behörde enthalten 
ſowie mit einer Beſcheinigung der Eiſenbahndirektion 
über die Art der Beſchäftigung des Angeſtellten im 
Dienſte der Speiſe- und Schlafwagen verſehen ſein. 


(2) Ein Viſum des Durchgangslandes wird nicht 

verlangt. 
Artikek 497 

Die Beſtimmungen des Artikel 496 finden auch 
auf private Begleiter von Warentransporten (Vieh, 
Fahrzeugen u. dgl.) Anwendung. Dieſe Perſonen 
müſſen ſich bei der Grenzeingangs⸗ und der Grenz⸗ 
ausgangsſtelle melden, damit auf ihren Ausweis ein 
a über den Grenzübertritt gemacht werden 
ann. 


Abſchnitt V 
Gemeinſame Beſtimmungen 
Artikel 498 
Soweit nicht in dieſem Titel ein anderes ber- 
einbart worden iſt, beſchränken ſich die Befugniſſe der 
vom Durchgangslande geſtellten Begleitbeamten jeder 
Art darauf, die Einhaltung der im Kapitel III dieſes 
Abſchnittes oder in den Ausführungsbeſtimmungen 
enthaltenen Vorſchriften zu überwachen. 


Kapitel IV 
Rechtsmittel 


Artikel 499 
Die Gemiſchte Kommiſſion iſt auf Anregung der 
deutſchen oder polniſchen Regierung für folgende 
Angelegenheiten zuſtändig: 

1. für Beſchwerden gegen die Entſcheidung des Ob⸗ 
manns des Oberkomitees (Artikel 401); 

2. für die der einheitlichen Regelung bedürfenden 
Fragen des Kleinbahn und Straßenbahnver⸗ 
kehrs (Artikel 462); 

3. für Streitigkeiten über die Zuläſſigkeit der Ein⸗ 


ſchränkung oder Einſtellung des privilegierten 


Durchgangsverkehrs (Artikel 477). 


Kapitel V 
Schlußbeſtimmung 
Artikel 500 
Die beiden Regierungen können im gegenſeitigen 


Einvernehmen die Beſtimmungen, die in den dieſem 
Titel als Anhang beigefügten Ausführungsbeſtim⸗ 


mungen enthalten ſind, jederzeit abändern. 


Annexe au Titre VIII 


Réglement d'exécution 


ad article 400 

Le Comité supérieur se servira de la langue 
allemande dans ses relations avec la direction des 
chemins de fer de la partie allemande du territoire 
plebiscite. Il se servira de la langue polonaise 
dans ses relations avec la direction des chemins 
de fer de la partie polonaise du territoire plébis- 
cité, Dans ses relations avec les particuliers, il 
emploiera la langue officielle du pays dans lequel 
le particulier a son domicile. Dans leurs relations 
avec le Comité supérieur, les particuliers ont le 
droit de se servir de l’une ou de l’autre langue. 

es réponses aux requêtes des particuliers se 
feront, dans la langue de la requête. 


ad article 405 
1. — Les budgets se divisent en: 

1° budgets ordinaires, comprenant les recettes 
et les dépenses d’exploitation; . 

2 budgets extraordinaires qui, dans les dépenses, 
comprennent tous les accroissements ma- 
tériels concernant -les constructions, les in- 
stallations mécaniques et les véhicules. 


2. — Les recettes et dépenses ordinaires sont 
budgetées et comptabilisées d’dprös les schémas 

e comptabilité allemande présents ou à venir, 
les recettes et dépenses extraordinaires, d’après les 
prescriptions du pays intéressé, et en observant 
la disposition de l'alinéa 1, chiffre 2°, ci-dessus. 

3. — Les budgets sont approuvés par le Gou- 
vernement compétent et les comptes vérifiés par 
institutions de contrôle compétentes. 


ad article 409 
1. — Entre la frontière du pays et la gare fron- 
tiere de jonction, le service d'exploitation se fera 
ans la langue et d'après les prescriptions de la 
direction qui a charge du service des trains. 

2. — Si le personnel des trains de la direction 
allemande doit, en dérogation aux dispositions de 
l’article 419, et pour des raisons d'exploitation, 

passer les gares frontières de jonction situées 
sur le territoire polonais, les prescriptions alle- 
mandes actuellement en vigueur conserveront leur 
validité sur les tronçons desservis par le personnel 
allemand, à savoir : le règlement sur la con- 
Struction et l'exploitation des chemins de fer, le 
règlement des signaux, les instructions pour le 
Service des trains, les prescriptions pour les appa- 
reils de block et d'enclenchement, et les prescrip- 

ions relatives à la superstructure, en tant que 
ces règlements et prescriptions concernent le ser- 
vice de l'exploitation. Les modifications qui pour- 
raient y être apportées seront communiquées à la 
rection allemande par la direction polonaise. 
Je même, la direction allemande informera la 
direction polonaise des modifications apportées 
aux règlements et aux prescriptions actuels en 
ant que le personnel polonais devra dépasser sur 
tio lignes allemandes les gares frontières de jonc- 
on. : 


Anhang zu Titel VIII 
Ausführungsbeſtimmungen 


Zu Artikel 400 


Das Oberkomitee verkehrt mit der Eiſenbahndirek⸗ 
tion im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets in 
der deutſchen, mit der Eiſenbahndirektion im polni⸗ 
ſchen Teile des Abſtimmungsgebiets in der polniſchen 
Sprache. Im Verkehre mit Privatparteien iſt die 
Amtsſprache des Landes maßgebend, in dem die 
Privatpartei ihren Wohnſitz hat. Für den Verkehr 
der Privatparteien mit dem Oberkomitee ſind beide 
Spree gleichberechtigt. Parteieingaben ſind in der 
Sprache der Eingabe zu beantworten. 


Zu Artikel 405 

1) Die Haushalte zerfallen in: 

1. ordentliche, umfaſſend die Betriebseinnahmen 
und ⸗ausgaben; 

2. außerordentliche, in denen unter den Ausgaben 
alle Subftanzvermehrungen an Bauten, maſchi⸗ 
nellen Anlagen und Fahrzeugen aufgeführt 
werden. 


(2) Die ordentlichen Einnahmen und Ausgaben 
werden nach dem jeweiligen deutſchen Buchungs— 
ſchema, die außerordentlichen nach den Landesvor— 
ſchriften unter Berückſichtigung der Beſtimmung unter 
Abſatz (1) Ziffer 2 veranſchlagt und verrechnet. 


(3) Die Haushalte werden durch die zuſtändige Re— 
gierung genehmigt und die Rechnungen durch deren 
Kontrollinſtanz geprüft. 


Zu Artikel 409 

(1) Zwiſchen der Landesgrenze und dem Grenz— 
übergangsbahnhofe vollzieht ſich der Betriebsdienſt in 
der Sprache und nach den Vorſchriften der fahrdienſt⸗ 
leiſtenden Direktion. 

(2) Sofern Zugperſonal der deutſchen Direktion ab⸗ 
weichend von den Beſtimmungen des Artikel 419 aus 
Gründen des Betriebs über die auf polniſchem Ge⸗ 
biete gelegenen Grenzübergangsbahnhöfe hinaus⸗ 
fahren muß, werden die gegenwärtig geltenden deut⸗ 
ſchen Vorſchriften, und zwar die re und 
Betriebsordnung, die Signalordnung, die Fahrdienſt⸗ 
vorſchriften, die Block- und Stellwerksvorſchriften und 
die Oberbauvorſchriften, ſoweit ſie für den Betriebs⸗ 
dienſt maßgebend ſind, ihre Gültigkeit auf den vom 
deutſchen Perſonale befahrenen Strecken behalten. 
Etwaige Abänderungen wird die polniſche Direktion 
der deutſchen Direktion mitteilen. Ebenſo wird die 
deutſche Direktion der polniſchen Direktion Anderun⸗ 
gen der beſtehenden Vorſchriften mitteilen, ſofern 
polniſches Perſonal über die Grenzübergangsbahnhöfe 
hinaus auf deutſchen Strecken fährt. 
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3. — Tenant compte des circonstances, le Gou- 
vernement polonais accepte que, pendant une 
période transitoire qui ne pourra excéder trois ans 
à dater du jour du transfert de la souveraineté, 
et en dérogation à la disposition de l’alinéa 1 
ci-dessus, le service d'exploitation y mentionné se 
fasse en allemand de part et d'autre. Pendant ce 
délai, la direction polonaise n’emploiera, pour le 
trafic frontière, que du personnel sachant l’alle- 
mand. Les directions s’entendront, pour chaque 
tronçon frontière de jonction, sur la date à la- 
quelle la disposition relative à la langue et figu- 
rant à l’alinéa 1 entrera en vigueur. 


4. — Si, conformément à l'alinéa 2, du per- 
sonnel allemand doit être employé sur les lignes 
polonaises au delà des gares frontières de jone- 
tion, on se servira de la langue allemande dans 
les relations avec ce personnel. 


5. — Dans leurs rapports entre eux, les chefs 
d'exploitation, les agents supérieurs du mouve- 
ment et les agents locaux du mouvement des deux 
directions utiliseront la langue allemande. 


ad article 411 


1. — Sur les lignes indiquées sous e) et m). 
il n'y aura qu'un trafic par trains de marchandi- 
ses, et sur la ligne indiquée sous ?), qu'un trafic 
par trains de voyageurs. 

2, — Sont désignées comme gares frontières 
de jonction pour les lignes: 

a) la gare d’Annaberg, 

b) la gare de Sumin, 

c) et d) la gare de Sosnitza, 

e) la gare de Wolfgangweiche, 

N) la gare de Hindenburg, 

a) M) et à) la gare de Chebzie (Morgenroth), 
k) la gare de Beuthen Hauptbahnhof, 

J) et m) la gare de Beuthen West, 

n) la gare de Karf, 

0) la gare de Tarnowskie Göry (Tarnowitz), 
p) et g) la gare de Lubliniec. 


ad article 414 
Chaque direction informera l’antre à temps des 
travaux qu'elle projette sur les lignes frontières 
de ioretinn et qui pourraient avoir une influence 
sur l'exploitation. 


ad article 415 


Les deux directions se tiendront mutuellement 
au courant de la situation de l'exploitation sur 
leurs réseaux et se prêteront assistance par des 
mesures au’elles prendront de commun accord dans 
chaane cas particulier. Dans le but de régler 
l'exploitation sur les lignes de jonction, il sera 
institué une inspection principale du mouvement 
auprès de chaque direction ainsi que des inspec- 
tions du mouvement à Gleiwitz et à Beuthen aux- 
quelles pourront être adjoints des fonctionnaires 
de la direction polonaise pour l’exploitation auto- 
nome des lignes limitrophes de la Haute Silésie 
polonaise. Les directions édicteront des instruc- 
tions de service communes aux deux réseaux pour 
les inspections principales et pour les inspections 
du mouvement. i 
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(3) Die polniſche Regierung erklärt ſich mit Rück⸗ 
ſicht auf die beſtehenden Verhältniſſe damit einver⸗ 
ſtanden, daß, abweichend von der Beſtimmung des 
Abſ. (1), der darin bezeichnete Betriebsdienſt während 
einer Übergangszeit, die drei Jahre, vom Tage des 
Übergangs der Staatshoheit gerechnet, nicht über⸗ 
ſchreiten ſoll, beiderſeits in der deutſchen Sprache aus⸗ 
geübt wird. Während dieſes Zeitraums wird die pol⸗ 
niſche Direktion im Grenzübergangsverkehre nur Per⸗ 
ſonal verwenden, das der deutſchen Sprache mächtig 
iſt. Den Zeitpunkt, von dem ab die im Abſ. (1) feſt⸗ 
geſetzte Beſtimmung über die Sprache in Kraft treten 
ſoll, werden die Direktionen für jede einzelne Grenz⸗ 
übergangsſtrecke beſonders vereinbaren. 

(4) Wenn gemäß Abſ. (2) deutſches Perſonal über 
die Grenzübergangsbahnhöfe hinaus auf polniſchen 
Linien verwendet werden muß, wird mit dieſem Per⸗ 
ſonal in deutſcher Sprache verkehrt werden. 


(5) Im Verkehr unter ſich werden die Betriebs- 
dezernenten, die Oberzug-⸗ und Zugleitungen der 
beiden Direktionen die deutſche Sprache anwenden. 


Zu Artikel 411 
(1) Auf den unter e) und g) aufgeführten Strecken 
findet nur Güterzugverkehr, auf der Strecke unter i) 
nur Perſonenverkehr ſtatt. 
(2) Als Grenzübergangsbahnhöfe werden beſtimmt 
für die Strecken zu: 
a) der Bahnhof Annaberg, 
b) der Bahnhof Summin, 
c) und d) der Bahnhof Sosnitza, 
e) der Bahnhof Wolfgangweiche, 
f) der Bahnhof Hindenburg, 
g), h) und i) der Bahnhof Morgenroth, 
k) der Bahnhof Beuthen Hauptbahnhof, 
I) und m) der Bahnhof Beuthen-Meft, 
n) der Bahnhof Karf, 
o) der Bahnhof Tarnowitz, 
p) und q) der Bahnhof Lublinitz. 


Zu Artikel 414 
Wenn eine Direktion beabſichtigt, auf den Grenz⸗ 
übergangsſtrecken Bauten auszuführen, die den Be⸗ 
trieb beeinfluſſen könnten, ſo wird ſie der anderen 
Direktion hiervon rechtzeitig Mitteilung machen. 


Zu Artikel 415 

Die beiden Direktionen werden ſich über die je- 
weilige Betriebslage auf ihren Eiſenbahnnetzen ſtändig 
unterrichten und ſich von Fall zu Fall durch beſonders 
zu vereinbarende Maßnahmen unterſtützen. Um den 
Betrieb auf den Übergangsſtrecken zu regeln, werden 
eine Oberzugleitung bei jeder Direktion und Zug⸗ 
leitungen in Gleiwitz und Beuthen eingerichtet, denen 
Beamte der polniſchen Direktion für die ſelbſtändige 
Betriebsabwicklung auf den angrenzenden polniſch⸗ 
oberſchleſiſchen Strecken zugeteilt werden können. Die 
Direktionen werden gemeinſame Dienſtanweiſungen 
für die Oberzug- und Zugleitungen erlaſſen. 
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ad article 416 


1. — Les arrêts pour la visite douanière et le 
contrôle des passeports dans les gares pourvues de 
bureaux de douane et de bureaux de passeports 
indiqués à l’article 428, devront être aussi courts 
que possible. Pour les trains de voyageurs princi- 
palement destinés aux ouvriers et employés, 
l'arrêt sera de 15 à 20 minutes au plus; pour les 
autres trains de voyageurs, l'arrêt sera de 30 
minutes au plus. Lors de l'établissement des 
horaires des trains de voyageurs, il faudra, autant 
que possible, combiner les correspondances dans 
les gare de jonction. 


2. — Pour les trains de marchandises à desti- 
nafion dès au delà des gares frontières de jonc- 
tion, des arrêts seront de 60 minutes au plus. 


ad article 418 


1 — Afin de simplifier le service dans les gares 
frontières de jonction et dans les gares pourvues 
d'un bureau de douane, et afin d'accélérer le service 
de la douane, on formera des trains séparés pour 
les marchandises franches de douane et pour les 
marchandises soumises à la douane. Toutefois, 
si la quantité de marchandises n’est pas suffsante, 
il ne sera formé qu’un seul train comprenant deux 
parties distinctes. Ces trains seront remis à la 
direction voisine dans les gares frontières de 
Jonction. 


2. — Les modifications nécessaires seront 
arrêtées d’un commun accord par les deux direc- 
tions. 


ad article 419 


Tant que les gares frontières de jonction ne 
seront pas aménagées pour le changement des 
locomotives et du personnel, les directions s’enten- 
dront au sujet de leurs prestations pour assurer le 
service des trains qui dépassent ces gares fron- 
tières de jonction. 


ad article 420 


1. — Les directions concluront des accords 
Spéciaux pour la jouissance en commun de 
chaque gare frontière de jonction et pour 
assurer le service du personnel dans ces gares, le 
ee d’après les indications générales du présent 
itre. 


2, — Pour l’exécution du service des gares dans 
les gares frontières de jonction, chaque direction 
établira des règlements de service applicables aux 
gares de son réseau. En tant qu'il s’agit de service 
commun, les deux directions devront s'entendre 
pour l'établissement des dits règlements. 


ad article 421 


A chaque nouvelle période d’horaire, les direc- 
tions se concerteront pour préparer les mesures 
générales propres à assurer les changements 
d'itinéraires. 


Zu Artikel 416 


(1) Die Aufenthaltszeiten für die Zollreviſion und 
die Paßkontrolle auf den im Artikel 428 aufge⸗ 
führten Bahnhöfen ſollen möglichſt kurz bemeſſen ſein. 
Für Perſonenzüge, die hauptſächlich dem Arbeiter- 
und Berufsverkehre dienen, jo der Aufenthalt höch⸗ 
ſtens 15 bis 20 Minuten, für die übrigen dem Per⸗ 
ſonenverkehre dienenden Züge höchſtens 30 Minuten 
betragen. Bei der Aufſtellung der Perſonenzugfahr⸗ 
pläne ſind nach Möglichkeit Zuganſchlüſſe auf den 
Eiſenbahnknotenpunkten vorzuſehen. 


(2) Für die über die Grenzübergangsbahnhöfe 
hinausfahrenden Güterzüge ſollen die Aufenthalts- 
zeiten höchſtens 60 Minuten betragen. 


Zu Artikel 418 


(1) Zur Vereinfachung des Betriebsdienſtes auf 
den Grenzübergangs⸗ und Zollbahnhöfen und zur 
Beſchleunigung des Zolldienſtes ſollen beſondere Züge 
mit zollfreien und ſolche mit zollpflichtigen Gütern 
gebildet werden. Sind hierfür nicht genügend Güter 
vorhanden, ſo werden Züge gebildet, die beide Arten 
von Gütern nach Gruppen getrennt enthalten und ſo 
auf den Grenzübergangsbahnhöfen der Nachbar⸗ 
direktion übergeben werden. 


(2) Etwa notwendige Anderungen werden die bei⸗ 
den Direktionen im gegenſeitigen Einvernehmen vor- 
nehmen. 


Zu Artikel 419 


Solange die Grenzühergangsbahnhöfe für den Lo- 
fomotiv- und Perſonalwechſel nicht eingerichtet find, 
werden die Direktionen Vereinbarungen über Kahr- 
dienſtleiſtungen über die Grenzübergangsbahnhöfe 
hinaus treffen. 


Zu Artikel 420 
(1) Über die Mitbenutzung jedes Grenzübergangs⸗ 
bahnhofs und die Bereitſtellung von Perſonal für den 
Dienſt auf dieſen Bahnhöfen werden die Direktionen 
beſondere Vereinbarungen nach den in dieſem Ab— 
ſchnitte gegebenen Richtlinien treffen. 


(2) Zur Regelung des Bahnhofsdienſtes auf den 
Grenzübergangsbahnhöfen wird jede Direktion 
Dienſtordnungen für die Bahnhöfe ihres Eifenbahn- 
netzes aufſtellen. Soweit es ſich um den gemein- 
ſchaftlichen Dienſt handelt, werden ſich die beiden Di⸗ 
rektionen über die Aufſtellung der Dienſtordnungen 
verſtändigen. 


Zu Artikel 421 
Die Direktionen werden für jede Fahrplanperiode 
vereinbaren, welche allgemeinen Maßnahmen für 
Umleitungen vorzubereiten ſind. 
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ad article 423 


Les deux directions veilleront à ce que la remise 
et l’acceptation des véhicules et marchandises des 
trains continuant leur marche dans l’autre pays 
s’exécutent pendant les arrêts prévus à l'horaire et 
n’apportent aucune perturbation à l'exploitation. 


ad article 425 


Les deux directions détermineront pour chaque 
réseau les limites régionales dans lesquelles elles 
se prêteront assistance réciproque, et établiront un 
règlement sur les secours qu’elles se devront en 
cas d’arrêts de trains occasionnés par avaries de 
locomotives de traction. 


2 ad article 429 
1. — Les cartes d'identité, destinées aux agents 
en service dans le trafic d'un territoire à l’autre 
et dans les gares de l’autre direction, seront 
établies selon les modèles suivants : 


a) pour le personnel des trains et le personnel 
de surveillance. 


Valable jusqu'au 


Carte d'identité no. 
M. 
est en service officiel dans le trafic d'un 


territoire à l’autre sur les Chemins de 
fer de la Hante Silésie, 


(nom et fonction de l'agent) 


| 
2 ligus ga? | 
CCC lee es 19:2] 
x | 
Sies res en | 
Signature du es | 
| porteur Signature du fonctionnaire qui a | 
Y! établi la carte: 


b) pour le personnel des gares. 


— 16 W 


x | Valable jusqu'au ...... 19. 

| Carte d'identité no 

| M. (nom et fonction de l’agent).- 

eston qualité de nn ere 

5 ce service officiel 

3 din gore de x rerres 

= | Timbre le 19 

4 humide ns ns ꝙ 8 * 

Series 
Signature du x : 

| 8 Signature du fonctionnaire qui a 

y établi la carte: 


Zu Artikel 423 
Die beiden Direktionen werden Vorſorge treffen, 


daß bei durchgehenden Zügen die Übergabe und 


Übernahme der Wagen und Güter innerhalb der im 
Fahrplane vorgeſehenen Aufenthaltszeiten erfolgt, 
damit der Betrieb keinerlei Störungen erleidet. 


Zu Artikel 425 
Die beiden Direktionen werden für jedes Eiſen— 
bahnnetz die Grenzen der Bezirke vereinbaren, inner⸗ 
halb deren ſie ſich gegenſeitig Hilfe leiſten, und hier⸗ 
bei Beſtimmungen über Hilfeleiſtung treffen, falls 
Züge infolge Beſchädigung von Zuglokomotiven 
liegen bleiben. 


Zu Artikel 429 
) Die Ausweiſe für die Bedienſteten, die im 
Übergangsverkehr und auf den Bahnhöfen der anderen 
Direktionen dienſtlich tätig find, werden nach folgen- 


dem Muſter ausgeſtellt: 


a) für das Zug- und Überwachungsperſonal: 


< 


> 


16 em > 


Gültig bis zum 192. 
Waëny do 


Ausweis (Wykaz) Nr.. 


Der (Name und Dienftftellung) 
P. (nazwisko i stanowisko sluzbowe) 


ift im Übergangsverfehr auf den Oberſchleſiſchen 
Eiſenbahnen amtlich tätig | 
jest zajety sluzbowo w kolejowym ruchu | 
| görnoslaskim sasiedzkim 

uf dr N RS ue nn ae dre ve 


4 2 10,5 em 


Noten pieces na przestrzeni — niuch d 
E METRE ARTS LES 7 den EA 192.. 

Unterſchrift dnia 

des Inhabers Dienſtſtelle :: 

Podpis Urzad 

8 Unterſchrift des ausſtellenden Beamten: 

3 Podpis urzednika wystawiajgeego. 
b) für das ſtationäre Perſonal: 
— 2 16 em ü 
Gültig bis zm 192. 


Waëny do 


Ausweis (Wykaz) Nr.. 


Der (Name und Dienſtſtellung) 
P. (nazwisko i stanowisko sluzbowe) 


iſt in der Eigenſchaft als 


4 | ; ‚jest zajety sluzbowo jako 
8! auf bem Bahnhof 
Ss na dworcu 
| Seuchtftempel amtlich tätig. 
j Mokra pieezee 
RO Re Ve N SE RT 7 RCK TERN „ den sms 192. 
| Unterſchrift “ne 
des Inhabers Dienſtſtelle ? 
des Inh 
25 Podpis Urzad 
n Unterſchrift des ausſtellenden Beamten: 
R Podpis urzednika wystawiajacego. 


2 r 
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au verso de a) et b). 


AVIS 
Cette carte d'identité doit être rendue au service 
qui l'a établie, des que le porteur n’exerce plus les 
fonctions y indiquées, et, en tout cas, à l'expiration 
de la durée de sa validité. 


2.— Pour les agents allemands, les cartes 
d'identité seront établies en allemand et en polo- 
nais et munies des couleurs de l’État allemand. 
Pour les agents polonais, elles seront établies en 
polonais et en allemand et munies des couleurs de 
la Pologne. 

3.— Les cartes d'identité sous a) seront en 
papier brun clair et les cartes d'identité sous b) 
en papier gris 

ad article 431 


81 
Les dispositions du présent Reglement d'exé- 
cution relatives aux articles 414, 423, 425 et 429, 
s'appliquent aussi aux chemins de fer à voie 
étroite. 
52 


ad article 409 

1.— Entre la frontiere du pays et la gare 
frontière de jonction, le service de l’exploitation 
se fera dans la langue et d’après les prescriptions 
de la direction qui a charge du service des trains. 

2. — Si le personnel des trains de la direction 
allemande doit, en dérogation à l’article 419, et 
pour des raisons d'exploitation, dépasser les gares 
frontières de jonction situées sur le territoire po- 
lonais, les prescriptions allemandes sur les che- 
mins de fer à voie étroite actuellement en vigueur 
conserveront leur validité sur les tronçons des- 
servis par le personnel allemand, à savoir : les 
dispositions y relatives des règlements et per- 
scriptions sur la construction et l’exploitation des 
chemins de fer, les signaux, le service des trains, 
les appareils de block et d’enclenchement et la 
superstructure, en tant que ces règlements et pre- 
scriptions concernent le service de l’exploitation. 
Les modifications qui pourraient y être apportées, 
seront communiquées à la direction allemande par 
la direction polonaise. De même, la direction alle- 
mande informera la direction polonaise des modi- 
fications apportées aux règlements et preserip- 
tions actuels, en tant que le personnel polonais 
devra dépasser sur les lignes allemandes les gares 
frontières de jonction. 

3. — Tenant compte des circonstances, le Gou- 
vernement polonais accepte que, pendant une 
Periode transitoire qui ne pourra excéder trois 
ans, à dater du jour du transfert de la sou- 
verainet6 et en dérogation à la disposition de 
l'alinéa 1 ci-dessus, le service d'exploitation y 
mentionné se fasse en allemand de part et d'autre. 


Auf der Rüdjeite zu a und b: 


Qur Beachtung! 

Der Ausweis iſt der Dienſtſtelle, die ihn ausgeſtellt 
hat, zurückzugeben, ſobald der Ausweisinhaber nicht mehr 
in dem angegebenen Dienſte verwendet wird, jedenfalls 
jedoch mit Ablauf der Gültigkeitsdauer der Ausweiſe. 


Uwaga! 

Wykaz nalezy zwrôcié urzedowi, ktöry go wydal, | 
gdy posiadaez jego juz nie jest zajety w wymieni- | 
onej sluzbie, a W kazdym razie po uplywie terminu | 
waznosei wykazu. | 

| 
| 


(2) Für die deutſchen Bedienſteten werden die 


Ausweiſe in deutſcher und polniſcher Sprache und ver⸗ 


ſehen mit einem Farbbande der deutſchen Reichs⸗ 
farben, für die polniſchen Bedienſteten in polniſcher 
und deutſcher Sprache und verſehen mit einem Farb⸗ 
bande der polniſchen Landesfarben ausgeſtellt. 

(8) Die Ausweiſe zu a) find aus hellbraunem Pa⸗ 
15 die Ausweiſe zu b) aus grauem Papier herzu- 
tellen. 


Zu Artikel 431 


8 1 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu den Ar⸗ 
tikeln 414, 423, 425 und 429 gelten auch für die 
Schmalſpurbahnen. 


Zu Artikel 409 


() Zwiſchen der Landesgrenze und dem Grenz⸗ 
übergangsbahnhofe vollzieht ſich der Betriebsdienſt in 
der Sprache und nach den Vorſchriften der fahrdienſt⸗ 
leiſtenden Direktion. 

(2) Sofern Zugperſonal der deutſchen Direktion 
abweichend von den Beſtimmungen des Artikel 419 
aus Gründen des Betriebs über die auf polniſchem 
Gebiete gelegenen Grenzübergangsbahnhöfe hinaus⸗ 
fahren muß, werden die für die Schmalſpurbahn ge⸗ 
genwärtig geltenden Beſtimmungen der Eiſenbahn⸗ 
bau- und »betriebsordnung, der Signalordnung, der 
Fahrdienſtvorſchriften, der Block⸗ und Stellwerks⸗ 
vorſchriften und der Oberbauvorſchriften, ſoweit ſie 
für den Betriebsdienſt maßgebend ſind, ihre Gültig⸗ 
keit auf den vom deutſchen Perſonale befahrenen 
Strecken behalten. Etwaige Abänderungen wird die 
polniſche Direktion der deutſchen Direktion mitteilen. 
Ebenſo wird die deutſche Direktion der polniſchen 
Direktion Anderungen der beſtehenden Vorſchriften 
mitteilen, ſofern polniſches Perſonal über die Grenz⸗ 
e auf deutſchen Strecken hinaus⸗ 
Ahrt. 


(8) Die polniſche Regierung erklärt ſich mit Rück⸗ 
ſicht auf die beſtehenden Verhältniſſe damit einver⸗ 
ſtanden, daß abweichend von der Beſtimmung des 
Abſ. 1 der en während einer Übergan 
zeit, die drei Jahre, vom Tage des Übergangs er 


Staatshoheit gerechnet, nicht überſchreiten ſoll, beider⸗ > 


ſeits in der deutſchen Sprache ausgeübt wird. Le 


‘fe D 
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Pendant ce délai, la direction polonaise n'em- 
ploiera pour le trafic frontière que du personnel 
sachant l'allemand. Les directions s’entendront 
sur la date à laquelle la disposition relative à la 
langue et figurant à l’alinéa 1, entrera en vigueur 
pour chaque tronçon frontière de jonction. 


4. — Si, conformément à l’alinéa 2, du person- 
nel allemand doit être employé sur les lignes po- 
lonaises au delà des gares frontières de jonction, 
on se servira de la langue allemande dans les re- 
lations avec ce personnel. | 

5. — Tant que l’administration allemande effec- 
tuera le service des trains sur la ligne polonaise 
Frontière-Szarlej Wapiennik (Scharley Kalkofen) 
et embranchements, la langue et les prescriptions 
allemandes feront règle sur cette ligne. 

6. — Dans leurs rapports entre eux les chefs 
d'exploitation et les bureaux compétents des deux 
directions utiliseront la langue allemande. 


83 
ad article 415 
Les deux directions se tiendront mutuellement 


au courant de la situation de l'exploitation et 


du trafic sur leurs réseaux et se pröteront assi- 
stance par des mesures qu’elles prendront de com- 
mun accord dans chaque cas particulier. Les ser- 
vices compétents de part et d'autre, ainsi que l’in- 
spection du mouvement qui sera créée à Rossberg 
et à laquelle seront adjoints des fonctionnaires de 
la direction polonaise pour exploitation et le 
trafic autonome sur les lignes limitrophes de la 
Haute Silésie polonaise, auront pour tâche de 
régler l’exploitation et le trafic sur les lignes de 
jonction. Les directions édicteront, pour cette in- 
spection, des instructions de service communes. 


8 4 
ad article 416 
Les arrêts pour la visite douanière dans les 
gares pourvues d’un bureau de douane et indi- 
quées à l’article 434 devront être aussi courts que 
possible. Chacune des deux administrations de 
douane ne pourra employer plus de 10 minutes à 


sa visite douanière. 
S5 


ad article 419 


1. — Tant que les gares frontières de jonction 
ne seront pas aménagées pour le changement des 
locomotives et du personnel, les directions s’en- 
tendront au sujet de leurs prestations pour assu- 
rer le service des trains dépassant les dites gares 
frontières. ; ; 

2. — Le service des trains sur sa ligne Ross- 
berg-Szarlei Wapiennik (Scharley Kalkofen) et 
. embranchements sera effectué, jusqu’à nouvel 
arrangement, par la direction allemande. 


$ 6 
ad article 420 


1. — Les directions concluront des accords 
spéciaux pour la jouissance en commun de chaque 
gare frontière de jonction et pour assurer le ser- 
vice du personnel d’un territoire à l’autre, le tout 
d’après les indications générales du présent titre. 


Während dieſes Zeitraums wird die polniſche Di— 
rektion im Grenzübergangsverkehre nur Perſonal 
verwenden, das der deutſchen Sprache mächtig iſt. 
Den Zeitpunkt, von dem ab die im Abſ. 1 feſtgeſetzte 
Beſtimmung über die Sprache in Kraft treten ſoll, 
werden die Direktionen für jede einzelne Grenzüber⸗ 
gangsſtrecke beſonders vereinbaren. 

(4) Wenn gemäß Abſ. 2 deutſches Perſonal über 
die Grenzübergangsbahnhöfe hinaus auf polniſchen 
Linien verwendet werden muß, ſo wird mit dieſem 
Perſonal in deutſcher Sprache verkehrt werden. 


(5) Solange die deutſche Verwaltung den Fahr- 
dienſt auf der polniſchen Strecke Landesgrenze 
Scharley Kalkofen nebſt Abzweigungen leiſtet, gelten 
auf dieſer Strecke die deutſchen Vorſchriften und die 
deutſche Sprache. 

(6) Im Verkehr unter ſich werden die Betriebs⸗ 
dezernenten und die zuſtändigen Amter der beiden 
Direktionen die deutſche Sprache anwenden. 

83 
Zu Artikel 415 

Die beiden Direktionen werden ſich über die je- 
weilige Betriebs- und Verkehrslage auf ihren Eiſen— 
bahnnetzen ſtändig unterrichten und ſich von Fall zu 
Fall durch beſonders zu vereinbarende Maßnahmen 
unterſtützen. Der Betrieb und Verkehr auf den Über⸗ 
gangsſtrecken wird durch die zuſtändigen Amter beider 
Teile ſowie durch eine Zugleitung geregelt werden, 
die in Roßberg eingeſetzt wird und der Beamte der 
polniſchen Direktion für die ſebſtändige Betriebs- und 
Verkehrsabwicklung auf den angrenzenden Strecken 
Polniſch⸗Oberſchleſiens zugeteilt werden. Die Direk— 
tionen werden gemeinſame Dienſtanweiſungen für 
dieſe Zugleitung herausgeben. 


8 4 
Zu Artikel 416 
Die Aufenthaltszeiten für die Zollreviſion auf den 
im Artikel 434 aufgeführten Bahnhöfen ſollen mög⸗ 
lichſt kurz bemeſſen ſein. Keine der beiden Zollver— 
waltungen darf auf die Zollbehandlung mehr wie 
10 Minuten verwenden. 


§ 5 
Zu Artikel 419 
(1) Solange die Grenzübergangsbahnhöfe für den 
Lofomotiv: und Perſonalwechſel nicht eingerichtet 
ſind, werden die Direktionen Vereinbarungen über 
Fahrdienſtleiſtungen über die Grenzübergangsbahn⸗ 
höfe hinaus treffen. 


(2) Den Fahrdienſt auf der Strecke Roßberg 
Scharley Kalkofen nebſt Abzweigungen übernimmt bis 
auf weiteres die deutſche Direktion. 


8 6 
Zu Artikel 420 
(1) Über die Mitbenutzung jedes Grenzübergangs⸗ 
rl de und die nb w von Perſonal für den 
Dienſt auf dieſen Bahnhöfen werden die Direktionen 
beſondere Vereinbarungen nach den in dieſem Ab⸗ 
ſchnitte gegebenen Richtlinien treffen. 


nnn 


2. — Pour l'exécution du service des gares dans 
les gares frontières de jonction, chaque direction 
établira des règlements de service applicables aux 
gares de son réseau. En tant qu'il s’agit de service 
commun, les deux directions devront s'entendre 
pour l'établissement des dits règlements. 

3. — Pendant une période transitoire que les 
deux directions fixeront, l'administration alle- 
mande abritera, dans les remises à locomotives de 
Rossberg et de Karf, les locomotives de ces remi- 
ses attribuées au service polonais, et ce, contre 
une indemnité à fixer par les deux directions. De 
même l’administration polonaise acceptera, dans 
les remises de locomotives de Frydenshuta, pen- 
dant une période transitoire à fixer par les deux 
directions, les locomotives de ces remises attri- 
buées à l'Allemagne, et ce contre indemnité. 


87 
ad article 433 
1. — Sont désignées comme gares frontières de 
jonction pour les lignes: 
a) et b) la gare de Rossberg, 
c) d) e) la gare de Dombrowa, 
Î) la gare de Bobrek, 
9) la gare de Poremba, 
h) et i) la gare dite Dreieck Beuthen. 
2. — Sur les voies industrielles indiquées sous 
k) à p) la remise et acceptation auront lieu pour : 
k) à la gare de Königsgrube Nordfeld, 
J) à la mine de Carnalsfreudegrube, 
m) à la mine de Römhildschacht, 
n) à la mine de Fiedlersglückgrube, “ 
0) et p) à la gare de Radzionkaugrube et à la 
gare de Szarlei Wapiennik (Scharley 
Kalkofen). 


ad article 435 
8 1 


Les demandes de détaxes en service de voya- 
geurs et en trafic des marchandises sont réglées 
par le chemin de fer qui a perçu les montants 
réclamés. En cas d’affranchissement partiel, c’est 
le chemin de fer destinataire qui procède au règle- 
ment. 

82 


Les indemnités pour perte totale ou partielle, 
avarie ou retard dans la livraison sont réglées par 
le chemin de fer expéditeur ou par le chemin de 
fer destinataire selon que la réclamation est 
adressée à l’un ou à l’autre. 


83 
La transmission et la remise des bagages, colis 
Messageries express, transports funéraires, ani- 
Maux vivants, marchandises en grande et en petite 
Vitesse, seront réglées par les deux directions. 


8 4 

Dans le service des voyageurs, on utilisera des 
billets en carton ou des carnets de billets passe- 
Partout, et dans le service des bagages des livrets 
à souche, Les carnets de billets passe-partout et 
les livrets à souche pour bagages ne doivent pas 
Contenir de billets et de bulletins de bagages pour 
un trafic autre que celui de la Haute Silésie. 
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(2) Jede Direktion wird Dienſtordnungen erlaſſen, 
die den Bahnhofsdienſt auf den Grenzübergangsbahn⸗ 
höfen ihres Eiſenbahnnetzes regeln. Soweit es ſich 
um den gemeinſchaftlichen Dienſt handelt, werden ſich 
die beiden Direktionen über die Aufſtellung der 
Dienſtordnungen verſtändigen. 

(8) Für eine von den beiden Direktionen noch zu 
beſtimmende Übergangszeit wird die deutſche Verwal⸗ 
tung in den Lofomotivitationen Roßberg und Karf 
die dort für den polniſchen Dienſt ausgeſchiedenen 
Lokomotiven vorläufig gegen eine von den beiden 
Direktionen zu vereinbarende Entſchädigung aufneh⸗ 
men. Ebenſo wird für eine gleichfalls von den beiden 
Direktionen zu vereinbarende Übergangszeit die pol⸗ 
niſche Verwaltung der Lokomotivſtation Friedens⸗ 
hütte die dort für den deutſchen Dienſt ausgeſchie⸗ 
denen Lokomotiven vorläufig gegen Entſchädigung 
aufnehmen. 

8 7 


Zu Artikel 433 
(1) Als Grenzübergangsbahnhöfe werden beſtimmt 
für die Strecke zu: 

a) und b) der Bahnhof Roßberg, 

c) d) und e) der Bahnhof Dombrowa, 
f) der Bahnhof Bobrek, 

g) der Bahnhof Poremba, 

h) und i) der Bahnhof Dreieck Beuthen. 

(2) Auf den Privatanſchlußſtrecken zu k) bis p) 
findet die Übergabe und Übernahme der Frachten 
ſtatt zu: 

k) auf bem Bahnhofe Königsgrube Nordfeld, 

1) auf der Carnalsfreudegrube, 

m) auf dem Römhildſchacht, 

n) auf der Fiedlersglückgrube, 

0) und p) auf dem Bahnhofe Radzionkaugrube, 
und auf dem Bahnhofe Scharley Kalkofen. 


Zu Artikel 435 g 

8 1 | 

Anſprüche auf Erſtattung von Fahrgeld und Fracht 

werden von der Bahn geregelt, welche die beanſpruch⸗ 

ten Beträge vereinnahmt hat. Bei Teilfrankierung 
iſt die Endbahn zuſtändig. 


— 


8 2 
Die Entſchädigungen für Geſamt⸗ oder Teilver⸗ 
luſte, Beſchädigung oder Lieferfriſtüberſchreitung 
werden von der Verſandbahn oder von der Endbahn 
geregelt, je nachdem der Entſchädigungsantrag bei 
der einen oder der anderen angebracht wird. 


83 
Den Übergang und die Übergabe von Gepäd, Er- 
preßgut, Leichen, lebenden Tieren ſowie von Eil- und 
Frachtgut werden die beiden Direktionen regeln. 


84 
Im Perſonenverkehre ſind Kartonfahrkarten oder 
Blankofahrkartenblocks, im Gepäckverkehre Gepäck⸗ 
ſcheinhefte zu verwenden. Die Blankokartenblocks 
und die Gepäckſcheinhefte dürfen Blankokarten und 
Gepäckſcheine für einen anderen Verkehr als für den 
oberſchleſiſchen nicht enthalten. 


22 


$ 5 
Les billets ne porteront aucune remarque quant 
au genre de train ; seuls les billets valables pour 
les trains directs seront munis d'un trait rouge 
vertical. Pour l'indication de l'itinéraire, le mot 
« über » sera remplacé par le terme « via ». 


86 

Les abonnements de tous genres, billets aller et 
retour d’ouvriers, bulletins de bagages, bulletins 
de colis messageries express de chemin de fer et 
bulletins d'expédition ainsi que les lettres de 
voiture en grande et en petite vitesse seront 
libellés en allemand et en polonais ou en polonais 
et en allemand ; les énonciations de l’expéditeur 
seront faites en allemand ou en polonais ou en 
polonais et en allemand. 


8 7 
Les deux administrations de chemins de fer 
agissant de concert établiront le modèle des im- 
primés et fixeront le nombre des exemplaires à 
remettre. 
8 8 


Les gares du pays avoisinant ou traversé en 
transit seront désignées par leur nom officiel. En 
cas de modification du nom des gares, après récep- 
tion des lignes, on utilisera dans le trafic, pen- 
dant une période transitoire de trois ans à dater 
du transfert de la souveraineté, l’ancien nom de 
de la gare conjointement avec le nouveau. 


859 

Pour l’expedition des marchandises, on se ser- 
vira du mode simplifié d’expedition allemand 
(livre d’envoi et livre de réception sans feuille de 
route). Toutefois, le simple livre de reception sera 
remplacé par un registre plus étendu, établi 
d'après le modèle du livre d’envoi. 

$ 10 

1. — La remise des vagons plombés s'effectuera 
symboliquement sans constatation du chargement. 
Les plombs du chemin de fer expéditeur seront. 
reconnus comme valables par l’administration du 
réseau avoisinant ou transite, qui, en général, ne 
procédera pas à un nouveau plombage. 

2. — Tous les autres envois transportés dans 
des vagons non plombés devront être remis d’une 
manière effective, c’est-à-dire en procédant à une 
reconnaissance de la marchandise. 

3. — Il en est de même des envois effectués par 
vagons plombés qui présentéront des indices de 
perte partielle ou d’avarie de la marchandise. 


4. — Dans tous les cas de remise symbolique 
des marchandises, on admettra jusqu’à preuve du 
contraire, si les plombs du chemin de fer expédi- 
teur ou du chemin de fer réceptionnaire sont in- 
tacts, que la marchandise n’a été perdue ni totale- 
ment ni partiellement sur le parcours effectué par 
elle avec des plombs intacts. 

5. — Si les plombs du chemin de fer expéditeur 
ou du chemin de fer réceptionnaire sont endom- 
magés, on admettra, jusqu'à preuve du contraire, 
que la perte totale ou partielle a eu lieu pendant 
le parcours de la marchandise entre la gare qui a 


8 5 

Die Fahrkarten werden keinen Vermerk über die 
Zuggattung enthalten; nur die für Schnellzüge gül⸗ 
tigen Fahrkarten ſind mit einem roten ſenkrechten 
Strich zu verſehen. Bei Wegeangaben wird an Stelle 
des Wortes übers das Wort «vias geſetzt werden. 


86 

Zeitkarten aller Art, Arbeiterrückfahrkarten, Ge- 
päckſcheine, Eiſenbahnpaketkarten und Beförderungs⸗ 
ſcheine ſowie Eilfrachtbriefe und Frachtbriefe werden 
in deutſcher und polniſcher Sprache oder in polniſcher 
und deutſcher Sprache ausgegeben werden. Die Ein⸗ 
tragungen des Verſenders find in deutſcher oder pol- 
niſcher oder in beiden Sprachen vorzunehmen. 


8 7 
Die beiden Bahnverwaltungen werden die Muſter 
der Vordrucke und die Zahl der zu liefernden Aus— 
fertigungen gemeinſam feſtſetzen. 


8 8 

Die Bahnhöfe des Nachbar- oder Durchgangs⸗ 
landes ſind mit ihren amtlichen Namen zu bezeichnen. 
Bei etwaiger Anderung der Stationsnamen nach der 
Übernahme der Linien ſoll während einer Übergangs⸗ 
zeit von drei Jahren, vom Tage des Überganges der 
Staatshoheit ab gerechnet, im Verkehre der alte Sta— 
tionsname neben dem neuen angewendet werden. 


8 9 
Für die Abfertigung von Gütern wird das deutſche 
vereinfachte Abfertigungsverfahren (Verſand- und 
Empfangsbuch ohne Frachtkarten) angewendet. 
Jedoch ſoll an Stelle des einfachen Empfangsbuchs 
ein nach dem Muſter des Verſandbuchs erweitertes 
Empfangsbuch geführt werden. 


$ 10 

(1) Die Übergabe der plombierten Wagen vollzieht 
ſich ſymboliſch ohne Feſtſtellung der Ladung. Die 
von der Verſandbahn angelegten Plomben werden 
von der Eiſenbahnverwaltung des Nachbar- oder 
Durchgangslandes anerkannt, die im allgemeinen 
weitere Plomben nicht anlegen wird. 
(2) Alle übrigen Sendungen, die in nicht plom⸗ 
bierten Wagen befördert werden, ſind tatſächlich, 
d. h. unter Beſichtigung zu übergeben. 


(3) Dasſelbe geſchieht mit Sendungen in plom⸗ 
bierten Wagen, wenn ſie Merkmale aufweiſen, die 
auf Teilverluſt oder Beſchädigung des Inhalts 
ſchließen laſſen. 

(4) In allen Fällen ſymboliſcher Übergabe von 
Gütern wird bei unverletzten Plomben der Verſand⸗ 
bahn oder der übernehmenden Bahn bis zum Beweiſe 
des Gegenteils angenommen, daß auf dem Wege, den 
das Gut mit unverletzten Plomben durchlaufen hat, 
ein Geſamt⸗ oder Teilverluſt nicht eingetreten iſt. 


(5) Wenn die Plomben der Verſandbahn oder der 
übernehmenden Bahn beſchädigt ſind, wird bis zum 
Beweiſe des Gegenteils vermutet, daß der Geſamt— 
oder Teilverluſt auf dem Wege ſtattgefunden hat, den 
das Gut zwiſchen dem Bahnhofe, der die Plomben an- 
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apposé les plombs ou entre la gare frontière de 
jonetion où les plombs ont été vérifiés et la gare 
où le dommage a été découvert. | 


6. — Par plombs on entend les plombs officiels, 
c'est-à-dire les plombs des chemins de fer ou de la 
douane. 


7. — Si Je chemin de fer réceptionnaire estime, 
Pour une raison quelconque, qu'il est nécessaire 
de soumettre les envois à une visite ou de procé- 
er à l'ouverture des vagons, ces opérations de- 
vront, autant que possible, avoir lieu à la gare 
frontière de jonction en présence des fonction- 
naires des deux administrations intéressées. 


8. — Il sera dressé procès-verbal de toutes les 
irrégularités constatées. En cas de constatations 
de ce genre dans les gares frontières de jonction 
les procès-verbaux devront être signés par les 
deux parties. 


8 11 

Les deux directions edieteront des prescriptions 
sur l’acheminement des marchandises. Ces prescrip- 
tions devront être telles que les marchandises en 
grande vitesse, le bétail et les marchandises péris- 
sables, soient transportés par les moyens les plus 
favorables et les plus rapides. Les marchandises 
en petite vitesse seront transportées par la route 
présentant la distance totale la plus courte. Les 
deux directions pourront convenir d'exceptions. 
En cas d’empöchements au transport sur les voies 
d'acheminement prévues, les deux directions con- 
viendront de routes auxiliaires. 


8 12 

1. — Jusqu'à nouvel arrangement les chemins 
de fer secondaires ti-après : 

a) Niedobezyce-Wodzislaw (Loslau)-Annaberg, 
5) Gieraltowice-Knuröw-Rzedöwka (Egersfeld) 
c) Przyszowice (Preiswitz)-Orzesze-Zory (Soh- 

rau)-Pawlowiee-Wodzislaw ( Loslau), 

n’entreront pas dans le caleul des tarifs et dis- 
tances tarifaires pour des points de départ et 
d'arrivée extérieurs à ces lignes. Le caleul des 
kilomötres d’application ne se fera done, dans le 
trafic en transit, que sur la distance la plus courte 
de chacune des lignes principales suivantes : 

d) Orzesze-Rybnik-Sumin-Nensa, 

e) Katowice-Gleiwitz-Kandrzin bifureation, 

7) Beuthen-Gleiwitz-Kandrzin bifurcation. 


Ces routes servant de base au caleul des tarifs 


n’exeluent cependant pas les taxes inférieures qui. 


résulteraient de la réexpédition complète sur les 


lignes de chemins de fer secondaires indiquées ei- 


dessus. En cas d'acheminement par une route dé- 
tournée de la route de tarification, la taxe sera 
répartie kilométriquement sur le parcours effectué 
par la marchandise, après déduction, toutefois, 
de ja moité de la taxe d'expédition pour le chemin 
de fer expéditeur et de l’autre moitié pour le che- 
min de fer destinataire. 

2. — Les modifications à ces règles seront fixées 
par les deux directions d'un commun accord. 


gelegt hat, oder dem Grenzübergangsbahnhof, in dem 
die Plomben nachgeprüft wurden, und dem Bahnhofe 
zurückgelegt hat, auf dem der Schazen entdeckt 
worden iſt. 


(6) Unter Plomben ſind amtliche Plomben, das 
ſind Bahn⸗ oder Zollplomben, zu verſtehen. 


(5) Falls die übernehmende Bahn es aus irgend- 

einem Grunde für nötig erachtet, die Sendungen 
nachzuprüfen oder die Wagen zu öffnen, wird dies 
möglichſt auf dem Grenzübergangsbahnhof in Gegen⸗ 
wart von Beamten beider beteiligten Verwaltungen 
geſchehen. 


(8) Über alle feſtgeſtellten Unregelmäßigkeiten find 
Tatbeſtandaufnahmen zu fertigen. Bei derartigen 
Feſtſtellungen auf Grenzübergangsbahnhöfen ſind die 
Tatbeſtandsaufnahmen von beiden Seiten zu unter⸗ 
zeichnen. . 


8 11 

Die beiden Direktionen werden Vorſchriften über 
die Leitungswege der Güter herausgeben. Dieſe 
Leitungsvorſchriften ſind ſo aufzuſtellen, daß Eilgut, 
Vieh und leicht verderbliche Güter unter Ausnutzung 
der günſtigſten und raſcheſten Beförderungsgelegen⸗ 
heiten gefahren werden. Frachtgüter ſind über den 
kürzeſten Weg zu fahren. Ausnahmen hiervon 
werden die beiden Bahnverwaltungen vereinbaren. 
In Fällen von Beförderungshinderniſſen auf den 
vorgeſehenen Leitungswegen werden die beiden Diref- 
tionen Hilfswege vereinbaren. 


8 12 
(1) Bis auf weiteres werden über nachſtehende 
Nebenbahnen: 
a) Niedobſchütz-Loslau-Annaberg, 
b) Gieraltowitz-Knurow-Egersfeld, 
e) Preiswitz—Orzeſche -Sohrau-Pawlowitz-Loslau 


weder die Tarifentfernungen noch die Tarife durch— 
gerechnet. Die Ermittelungen der Tarifkilometer er⸗ 
folgt daher im Durchgangsverkehre nur über die je- 
weils kürzeſte folgender Hauptbahnſtrecken: 


d) Orzeſche-Rybnik-Summin-Nenſa, 
e) Kattowitz-Gleiwitz-Kandrzin Abzweigung, 
) Beuthen-Gleiwitz-Kandrzin Abzweigung. 


Dieſe Tarifbildungswege ſchließen jedoch die Anwen⸗ 
dung niedrigerer Frachtſätze nicht aus, die ſich etwa 
aus der vollen Umbehandlung bei Beförderung über 
obige Nebenbahnen ergeben würden. Bei Leitung 
über einen Umweg gegenüber dem Tarifbildungswege 
wird die Fracht unter Vorabzug je einer halben Ab⸗ 
fertigungsgebühr für die Anfangs⸗ und die End⸗ 
bahn auf den Fahrweg kilometriſch verteilt. 


(2) Abweichungen von dieſer Regel werden die 
beiden Direktionen vereinbaren. 
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§ 13 
L'étiquetage des vagons, chargés et vides, se 
fera en allemand et en polonais ou en polonais et 
en allemand. Les directions s’entendront à ce sujet. 


8 14 
Les dispositions relatives à la statistique du 
mouvement des marchandises ne seront pas appli- 
cables au trafic en transit privilégié et non privi- 
légié. 
815 
Ne seront pas applicables au trafic direct de la 
Haute Silésie : 
1° Jes dispositions suivantes du tarif allemand 
pour le service des voyageurs et des bagages, 
Ire partie, $12, dispositions additionnelles, 
chapitre G, concernant les réductions de taxe: 
a) en faveur des patronages de la jeunesse; 
b) en faveur des services sanitaires publics 
et des maisons dites Magdalenenstifte; 
c) pour les malades indigents et autres per- 
sonnes sans ressources; 
d) pour les hommes qui ont pris part à la 
guerre; 
e) pour les blessés de guerre allemands; 
2° les prix de barême (Preisberechnungstafel) 
pour militaires; 
3° le tarif militaire; 
4° d'autres tarifs visant les transports de se— 
cours (Notstandstarife). 


8 16 

Les prix des billets directs ainsi que les taxes 
directes pour les transports funéraires et le trans- 
port des chiens, seront formés par la soudure des 
taxes, comptées jusque et depuis le point de 
raccordement, Toutefois, pour les distances à addi- 
tionner de 1 à 5 kilomètres, les taxes totales de 
soudure seront calculées sur la base des distances 
effeetives et de taux unitaires. 


517 
La taxe des bagages se caleulera pour la 
distance totale d’après les taux du tarif allemand 
des bagages, la taxe des colis messageries express 
pour la distance totale d’après les taux du barême 
allemand (Preisberechnungstafel). 


8 18 
Le trafic des voyageurs, bagages, colis messa- 
geries express, transports funéraires, animaux et 
marchandises, traverse le réseau transité en fran- 
chise de tous frais de chemins de fer pour opé- 
rations en douane et de toutes autres taxes sem- 
blables, sauf en ce qui concerne le remboursement 
de dépenses effectivement faites par le chemin de 
fer. II en est de même, en trafic d'un territoire à 
l’autre, pour le charbon, les minerais et les mar- 
chandises exemptes de douane. 
$ 19 
Les conducteurs de vagons-lits, les employés de 
vagons-restaurants, les femmes du service des 
trains D, ainsi que le personnel des trains et des 
locomotives, seront transportés, lorsqu'ils sont en 
service, sans avoir à prendre de billet. 


8 13 
Die Bezettelung der beladenen und leeren Wagen 
wird in deutſcher und polniſcher oder in polniſcher 
und deutſcher Sprache erfolgen. Die Direktionen 
werden ſich hierüber verſtändigen. 


8 14 
Auf den privilegierten und nichtprivilegierten 
Durchgangsverkehr finden die Beſtimmungen über die 
Statiſtik des Warenverkehrs keine Anwendung. 


8 15 


Auf den oberſchleſiſchen Wechſelverkehr werden nicht 
angewendet: | 
(1) Nachſtehende Beſtimmungen des deutſchen 
Eiſenbahn⸗Perſonen⸗ und ⸗Gepäcktarifs, Teil I $ 12, 
Zuſatzbeſtimmungen Abſchnitt C, über Fahrpreis⸗ 
ermäßigungen 
a) zugunſten der Jugendpflege, 
b) zugunſten der öffentlichen Krankenpflege und 
der Magdalenenſtifte, 
c) für mittelloſe Kranke und andere hilfsbedürftige 
Perſonen, 
d) für Kriegsteilnehmer, 


e) für deutſche Kriegsbeſchädigte; 

(2) Die Fahrpreiſe der Preisberechnungstafel für 
Militär; 5 

(3) der Militärtarif; 

(4) etwaige Notſtandstarife. 


§ 16 

Die direkten Fahrpreiſe und Beförderungsgebühren 
für Leichen und Hunde werden durch Anſtoß der bis 
zum Übergangspunkte und von dieſem ab berechneten 
Gebühren gebildet. Für Anſtoßentfernungen von 
1 bis 5 km werden die Anſtoßſätze auf Grund der 
e Entfernungen und der Einheitsſätze be- 
rechnet. 


8 17 
Die Gepäckfracht wird für die Geſamtentfernung 
nach den Sätzen des deutſchen Gepäcktarifs, die Ex⸗ 
preßgutfracht für die Geſamtentfernung nach den 
at der deutſchen Preisberechnungstafel berechnet 
werden. 


8 18 

Der Berjonen-, Gepäck⸗, Expreßgut⸗, Leichen⸗, 
Tier⸗ und Güterverkehr durchläuft das Durchgangs⸗ 
land frei von allen Eiſenbahngebühren für Zollab⸗ 
fertigung und von ähnlichen Abgaben mit Ausnahme 
der von den Eiſenbahnen etwa verauslagten Beträge. 
Dasſelbe gilt im Verkehre von dem einen Eiſenbahn⸗ 
Le nach dem anderen für Kohlen, Erze und zollfreie 

üter. 


$ 19 
Die Schlafwagenſchaffner, die Bedienſteten der 
Speiſewagen, die Dienſtfrauen der D-Züge und das 
Zug⸗ und Lofomotivperfonal werden im Dienft ohne 
Fahrkarten befördert. 


, 
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$ 20 

Les envois de service seront traités comme les 
envois de particuliers et transportés avec des 
lettres de voiture du trafie public. Le chemin de 
fer expéditeur ou le chemin de fer transité, le pre- 
mier pour le transport jusqu'au réseau avoisinant 
et le second pour le transport sur la ligne tran- 
sitée, reçoivent au plus la part de taxe leur 
revenant sur la taxe calculée, pour la totalité du 
parcours, d’après les taux du tarif de trafic direct. 
Le chemin de fer expéditeur ne recevra que la 
moitié des frais d'expédition; il n’en sera pas payé 
au chemin de fer transité. 


§ 21 

Les locomotives, voitures de voyageurs, four- 
gons et, lorsqu'ils sont soumis à la taxe, les 
vagons de marchandises, ainsi que les pièces dé- 
tachées de locomotives et de voitures, à desti- 
nation et en provenance des ateliers de chemins 
de fer, devront être munis, pour leur transport, 
de lettres de voitures du trafic public. Pour le 


calcul du prix de transport, voir l'alinéa 7 du - 


Règlement d'exécution, ad articles 453 à 456. 


8 22 
L'envoi des lettres de service et des colis de 
service (imprimés, billets ou autres) se fait gra- 
tuitement aux risques et périls du pays expé- 
diteur. 
8 23 


Les dispositions suivantes s’appliqueront au 
trafic des chemins de fer à voie étroite de la Haute 
Silésie: 
1° Dans le trafic entre les deux réseaux et dans 
le trafic en transit, le modèle actuel des 
lettres de voiture en deux parties ($ 8, alinéa 
premier, du tarif-marchandises) sera rem- 
placé par un modèle en trois parties An, 
At et B. 

2° Pour les envois du réseau allemand à voie 
étroite au réseau polonais à voie étroite ou 
inversement, la lettre de voiture A® reste aux 
mains de l’administration expeditrice, la 
lettre de voiture Ab accompagne la marchan- 
dise jusqu’à la gare destinataire. Si l'envoi 
est fait en port payé, la lettre de voiture A“ 
sert à l'administration expéditrice de docu- 
ment pour la perception de la taxe de trans- 
port; la lettre de voiture A! sert à l’admi- 
nistration destinataire de contrôle pour la 
répartition des quote-parts. Si l’envoi a lieu 
en port dû, la lettre de voiture A* sert à 
l'administration expéditrice de contrôle pour 
la répartition des quote-parts; la lettre de 


voiture A? sert à l'administration destinataire _ 


de document pour la perception de la taxe. 

3° Pour les envois entre gares du même réseau, 
mais qui, en cours de transport, utilisent les 
lignes de l’autre réseau, la lettre de voiture A? 
n’accompagne la marchandise que jusqu’à la 
dernière gare frontière du réseau transité et 
sert à cette administration de contrôle pour 
la répartition des quote-parts. 
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8 20 

Dienſtgutſendungen ſind wie Privatſendungen zu 
behandeln und mit Frachtbriefen des öffentlichen 
Verkehrs zu befördern. Die Verſandbahn erhält für 
die Beförderung bis zum benachbarten Eiſenbahn⸗ 
netze ebenſo wie die Durchgangsbahn für die Beför⸗ 
derung auf der Durchgangsſtrecke höchſtens ihren 
Frachtanteil aus der für die Geſamtbeförderungs⸗ 
ſtrecke berechneten Fracht nach den Sätzen des Tarifs 
für den Wechſelverkehr. Abfertigungsgebühren ſind 
an die Verſandbahnen nur in der halben Höhe, an 
die Durchgangsbahnen überhaupt nicht zu zahlen. 


8 21 
Lokomotiven, Perſonen-, Gepäck⸗ und frachtpflich⸗ 
tige Güterwagen ſowie einzelne Teile Hd Abe 
motiven und Fahrzeuge find auf dem Wege nach und 
von den Eiſenbahnwerkſtätten mit Frachtbriefen des 
öffentlichen Verkehrs zu befördern. Wegen Fracht⸗ 
berechnung val. Abſatz 7 der Ausführungsbeſtimmun⸗ 

gen zu Artikel 453 bis 456. 


8 22 
Der Verſand von Dienſtbriefen und Dienſtpaketen 
(Druckſachen, Fahrkarten u. dgl.) erfolgt auf Gefahr 
des Verſandlandes und völlig koſtenlos. 


8 23 


Für den oberſchleſiſchen Schmalſpurbahnverkehr 
gelten folgende Ba ſpurbahnverkehr 


1. Im Verkehre zwiſchen den beiden Eiſenbahn⸗ 
netzen (auch im Durchgange) tritt an Stelle des 
bisherigen zweiteiligen Frachtbriefmuſters ($ 8,1 
des Gütertarifs) ein dreiteiliges Muſter, beſte⸗ 
hend aus den Teilen Aa, Ab und B. 


2. Bei Sendungen vom deutſchen Schmalſpurbahn⸗ 
netze nach dem polniſchen oder 1 un 
bleibt der Frachtbrief Aa bei der Verſandverwal⸗ 
tung; der Frachtbrief Ab begleitet das Gut bis 
zum Empfangsbahnhof. Iſt die Sendung fran⸗ 
kiert, ſo dient der Frachtbrief Aa der Verſand⸗ 
verwaltung als Unterlage für die Frachterhe⸗ 
bung, der Frachtbrief Ab der Empfangsverwal⸗ 
tung zur Prüfung der Frachtverteilung. Im 
Überweiſungsverfahren dient der Frachtbrief Aa 
der Verſandverwaltung zur Prüfung der Fracht⸗ 
verteilung, der Frachtbrief Ab der Empfangs⸗ 
verwaltung als Unterlage für die Fracht⸗ 
erhebung. 


3. Bei Sendungen, deren Verſand⸗ und Empfangs⸗ 
bahnhof auf demſelben Eiſenbahnnetze liegen, die 
aber auf ihrem Beförderungswege eine Strecke 
des anderen Eiſenbahnnetzes durchlaufen, be⸗ 
gleitet der Frachtbrief Ab das Gut nur bis zum 
letzten Übergangsbahnhofe des Eiſenbahnnetzes, 
das von der Sendung durchlaufen wird und dient 
Don Verwaltung zur Prüfung der Frachtver⸗ 
eilung. 
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4° Dans le trafie en provenance d'une ligne à 
voie normale et qui passe par une gare de 
transbordement à destination d'une gare 
polonaise du réseau à voie étroite ou qui 
transite par des lignes polonaises à voie 
étroite, la lettre de voiture de la ligne à voie 
normale sera accompagnée d'un décalque du 
bordereau de transbordement établi par la 
gare de transbordement, décalque qui rempla- 
cera la lettre de voiture A“. Dans le trafic en 
provenance d’une ligne à voie étroite et qui 
passé par une gare de transbordement à 
destination d'une voie normale, l'expéditeur 
devra, en service direct, joindre à la lettre de 
voiture de la ligne à voie normale un décalque 
de cette lettre. Si la gare expéditrice est 
située sur le territoire polonais, le décalque 
reste aux mains de la gare expéditrice polo- 
naise ; si elle est située sur le territoire alle- 
mand et si l'envoi transite par des lignes 
polonaises, le décalque accompagnera l’envoi 
jusqu’à la dernière gare polonaise de jonction. 
Pour les envois qui doivent être traités con- 
formément aux alinéas 2 et 3, les gares de 
contrôle devront tenir des registres spéciaux 
de trafic et les services administratifs des 
deux réseaux des livres spéciaux de trans- 
port qui serviront de base à la répartition 
des quote-parts. C’est l’administration perce- 
vant les taxes de transport qui procédera à 
leur répartition. Chaque administration a le 
droit de vérifier la répartition faite par 
l’autre administration. 

6° En cas d'acheminement par une voie dé- 
tournée, différente de celle qui a servi de base 
au calcul du tarif, la taxe sera répartie 
kilométriquement sur le parcours effectif, 
sous déduction, s’il y a lieu, de la taxe d’expé- 
dition qui appartiendra par moitié au chemin 
de fer expéditeur et au chemin de fer destina- 
taire. Les administrations intéressées con- 
eluront des conventions spéciales pour l’ache- 
minement du trafic. 

Les envois en provenance du réseau polonais 
et qui arrivent à Rossberg à destination des 
gares de la ligne Poremba-Matheshof devront 
être acheminés par Lipiny ; les envois arri- 
vant entre Rossberg ct Karf pour la même 
ligne ne devront être acheminés que par 
Bobrek-Frydenshuta ; tous les envois pour la 
ligne Matheshof-Gleiwitz passeront exclu- 
sivement par Borsigwerk. Ces dispositions 
feront règle aussi longtemps que des raccor- 
dements plus directs n’auront pas été créés. 
Afin de rendre les opérations douanières aussi 
rapides que possible, on instituera un mode 
simplifié dont les détails seront réglés par les 
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autorités douanières compétentes de part et 


d'autre. 


ad article 437 


1. — Seront appliquées au trafic des marchan- 
dises les dispositions de la Convention inter- 
nationale sur le transport des marchandises par 
chemins de fer, signée à Berne le 14 octobre 1890, 
et les modifications et adjonctions contenues dans 
la Déclaration additionnelle du 20 septembre 1893 
ainsi que dans les Conventions additionnelles des 


4. Im Verkehre von der Vollbahn über einen Um⸗ 

lladebahnhof nach einem polnischen Bahnhofe der 
Schmalſpurbahn oder über polniſche Schmalſpur⸗ 
bahnſtrecken wird dem Frachtbriefe der Vollbahn 
von dem Umladebahnhof eine Pauſe der Um⸗ 
ladenachweiſung beigegeben, die den Fracht- 
brief Ab erſetzt. Im Verkehre von der Schmal⸗ 
ſpurbahn über einen Umladebahnhof nach der 
Vollbahn hat im Wechſelverkehre der Abſender 
dem Vollbahnfrachtbriefe eine Pauſe beizugeben. 
Liegt die Verſandſtation auf polniſchem Gebiet, 
jo bleibt die Pauſe bei der polniſchen Verſand⸗ 
ſtation; liegt ſie im deutſchen Gebiet und geht 
die Sendung über polniſche Strecken, ſo be— 
gleitet die Pauſe die Sendung bis zum letzten 
polniſchen Übergangsbahnhofe. 


on 


5. Für die Sendungen, die nach den Ziffern 2 
und 3 zu behandeln find, haben die Kontroll- 
bahnhöfe beſondere Verkehrsbücher und die Ver⸗ 
waltungsſtellen der beiden Eiſenbahnnetze be- 
ſondere Frachtbücher zu führen, die auch die Un 
terlagen für die Frachtverteilung bilden. Die 
Frachtverteilung wird von der die Frachtgebüh⸗ 
ren einziehenden Verwaltung vorgenommen. 
Jeder Verwaltung ſteht die Nachprüfung der von 
der anderen Verwaltung vorgenommenen Fracht⸗ 
verteilung zu. 

6. Wird die Leitung über einen anderen Weg als 

den Tarifbildungsweg vorgenommen, ſo wird die 

Fracht unter Vorabzug je einer Hälfte der etwa 

eingerechneten Abfertigungsgebühr für die An- 

fangs⸗ und die Endbahn auf den Fahrweg Filo- 
metriſch verteilt. Bezüglich der Verkehrsleitung 
werden die beteiligten Verwaltungen beſondere 

Vereinbarungen treffen. 


Die vom polnischen Schmalſpurbahnnetze in Roß⸗ 
berg ankommenden, nach Bahnhöfen der Strecke 
Poremba-Matheshof beſtimmten Sendungen 
ſind über Lipine, die zwiſchen Roßberg und 
Karf ankommenden, nach Bahnhöfen der gleichen 
Strecke beſtimmten Sendungen nur über Bobret- 
Friedenshütte zu leiten. Sämtliche Sendungen 
für die Strecke Matheshof-Gleiwitz laufen nur 
über Borſigwerk. Dieſe Vereinbarungen gelten 
nur ſo lange, als nicht kürzere Verbindungen ge— 
ſchaffen werden. 

8. Um eine möglichſt ſchnelle Zollabfertigung zu 

erzielen, wird ein vereinfachtes Abfertigungsver⸗ 

fahren eingeführt werden, deſſen Einzelheiten 
durch die beiderſeits zuſtändigen Zolldireftiv- 
behörden geregelt werden ſollen. 


Zu Artikel 437 
(1) Der Güterverkehr unterliegt den Beſtimmun⸗ 
gen des Berner Internationalen Übereinkommens 
über den Eiſenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 1890 
mit den Anderungen und Ergänzungen, die in der 
Juſch überein vom 20. September 1893 und in den 
uſatzübereinkommen vom 16. Juni 1898 und vom 
19. September 1908 enthalten find. Notwendige An⸗ 


S 
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16 juin 1898 et 19 septembre 1906. Le soin de 
modifier ou de compléter ces dispositions, s'il y a 
lieu, est réservé aux deux administrations de 
chemins de fer qui s’entendront à cet effet. Ces 
modifications et adjonctions devront être insérées 
dans les tarifs et perdront leur validité dès que la 
Pologne aura adhéré pour son réseau de Haute 
Silésie à la Convention internationale de Berne 
Susmentionnée. Le trafic des marchandises est en 
outre soumis aux dispositions des tarifs qui sont 
ou seront en vigueur. © 

2. — Pour les marchandises indiquées dans la 
nomenclature des marchandises des tarifs excep- 
tionnels 6, 7, 7b, 7e, 7d, 8 et 18 du tarif-marchan- 
dises allemand, IIe partie, fascicule C, sous-fasei- 
cule C. II du 1% novembre 1921, il sera toujours 
établi, dans la même mesure et aux mêmes condi- 
tions que pour le trafic entre le réseau de la direc- 
tion allemande et les autres lignes allemandes, des 
tarifs directs pour le trafic entre le réseau de la 
direction polonaise et les autres lignes alle- 
mandes ; ces tarifs entreront en vigueur en même 
temps que les tarifs pour le service direct entre 
les deux réseaux. 

3. — Les taux unitaires allemands, présents ou 
à venir, des tarifs exceptionnels de l'alinéa 2 ci- 
dessus et, en cas de suppression de ces tarifs, les 
taux unitaires allemands, présents ou à venir, des 
classes normales de chargement par vagon 
Complet, prévus pour ces marchandises, seront 
calculés directement de la gare expéditrice à la 
gare destinataire. Les frais d'expédition prévus 
Four ces tarifs exceptionnels ou pour les classes 
Normales de chargement par vagon complet ne 
Seront ajoutés à ces taux directs qu’une seule fois. 

4. — Les prescriptions des deux alinéas précé- 
dents ne s'appliqueront pas aux tarifs excep- 
tionnels accordés pour le soulagement de cala- 
mités locales dans le trafic entre le réseau de la 
direction allemande et les autres chemins de fer de 
l'Allemagne. 

5. — Dans le trafic direct entre le réseau de la 
direction polonaise et les chemins de fer allemands, 
en transit par le réseau de la direction allemande, 
il ne sera perçu pour les charbons, minerais et mar- 
chandises en franchise de douane aucuns frais de 
chemin de fer pour les formalités en douane ni 
aucun droit analogue, à l'exception des débours 
effectifs du chemin de fer. 

6. — L'élaboration d’autres tarifs communs, y 
compris les tarifs des voyageurs, bagages et colis 
messageries express, pourra faire l’objet d'accords 
Spéciaux entre les administrations de chemins de 
er intéressées. 

7. — En cas d'application de tarifs directs, 
l'expédition directe se fera sur la base de feuilles 

© route. 

8. — Les dispositions du Règlement d'exécution 

ad article 435, $$1, 2, 3, 10, 11, 18, 19 et 22, 
Concernant le trafic direct de la Haute Silésie 
Seront également applicables. 
, % — Les envois de service de toute nature (à 
l'exception des lettres de service et colis de service 
mentionnés dans le Règlement d'exécution ad 
article 435, $ 22), seront traités comme des envois 
Privés et transportés avec des lettres de voiture 
du trafic public. 
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derungen und Ergänzungen werden der Vereinbarung 
unter den beiden Bahnverwaltungen vorbehalten. Sie 
ſind in die Tarife aufzunehmen und verlieren ihre 
Gültigkeit, ſobald Polen für ſein oberſchleſiſches Eiſen⸗ 
bahnnetz dem Berner Internationalen Übereinkom⸗ 
men über den Eiſenbahnfrachtverkehr beigetreten ſein 
wird. Der Güterverkehr unterliegt außerdem den 
Beſtimmungen der jeweils geltenden Tarife. 


(2) Für die in den Warenverzeichniſſen der Aus⸗ 
nahmetarife 6, 7, Tb, Te, 7d, 8 und 18 des Deutſchen 
Eiſenbahn⸗Gütertarifs Teil JI, Heft C, Teilheft CII 
vom 1. November 1921 aufgeführten Güter werden 
in demſelben Umfange und unter denſelben Bedin⸗ 
gungen wie jeweils für den Verkehr zwiſchen dem 
Eiſenbahnnetze der deutſchen Direktion und den übri⸗ 
gen deutſchen Eiſenbahnen direkte Tarife für den Ver⸗ 
kehr zwiſchen dem Eiſenbahnnetze der polniſchen Di- 
rektion und den übrigen deutſchen Eiſenbahnen aufge⸗ 
ſtellt und gleichzeitig mit den Tarifen für den Wechſel⸗ 
fahrt zwiſchen den beiden Eiſenbahnnetzen einge— 
ührt. 

(3) Die jeweiligen deutſchen Einheitsſätze der nach 
Abſatz 2 in Betracht kommenden Ausnahmetarife und 
für den Fall ihrer Aufhebung die jeweiligen Einheits⸗ 
ſätze der für dieſe Güter vorgeſehenen normalen Wa⸗ 
genladungsklaſſentarife werden von der Verſand⸗ 
für dle bis zur Empfangsſtation durchgerechnet. Die 
ür die Ausnahmetarife oder die normalen Wagen⸗ 
ladungsklaſſentarife feſtgeſetzten jeweiligen Abferti⸗ 
gungsgebühren werden in dieſe direkten Frachtſätze 
nur einmal eingerechnet. ; 


(4) Die Beſtimmungen der beiden vorhergehenden 
a nden auf Ausnahmetarife zur Milderung 
oder Behebung öffentlicher Notſtände örtlicher Natur 
im Verkehre zwiſchen dem he Eiſenbahnnetz und 
den übrigen deutſchen Eiſenbahnen keine Anwendung. 


(5) Im unmittelbaren Verkehre zwiſchen dem pol- 
niſchen Direktionsbezirk und dem übrigen Deutſch⸗ 
land über das Eiſenbahnnetz der deutſchen Direktion 
werden für Kohlen, Erze und zollfreie Güter keiner⸗ 
lei Eiſenbahngebühren für die Zollabfertigung und 
keine ähnlichen Abgaben mit Ausnahme der von den 
Eiſenbahnen etwa verauslagten Beträge erhoben. 


„(6) Die Aufſtellung weiterer Verbandstarife, auch 
für den Perſonen⸗, Gepäck⸗ und Expreßgutverkehr, 
bleibt der Vereinbarung der beteiligten Bahnverwal⸗ 
tung vorbehalten. 


(7) Bei Anwendung direkter Tarife findet unmit⸗ 
telbare Abfertigung auf Grund von Frachtkarten ſtatt. 


-(8) Die für den oberſchleſiſchen Wechſelverkehr in 
Gütern geltenden Ausführungsbeſtimmungen zu Ar⸗ 
tikel 435 $$ 1, 2, 3, 10, 11, 18, 19 und 22 find auch 
hier anzuwenden. 

(9) Dienſtgutſendungen aller Art (ausgenommen 
die im $ 22 der Ausführungsbeſtimmungen zu Ar⸗ 
tikel 435 bezeichneten Dienſtbriefe und Dienſtpakete) 
find wie Privatſendungen zu behandeln und mit 
Frachtbriefen des öffentlichen Verkehrs zu befördern. 


ad articles 435 et 437 
8 1 


La gestion d’affaires concernant le trafic direct 
de la Haute Silésie et les tarifs communs est 
confiée à la direction allemande. 


8 2 
1. — Dans le trafic direct de la Haute Silésie, 
comme dans le trafic de transit entre les gares 
d’un même réseau par les lignes de l’autre réseau, 
et aussi dans le trafic direct par le réseau alle- 
mand entre le réseau polonais et les autres chemins 
de fer allemands, les participations aux taxes 
entre les chemins de fer qui prennent part au 
transport, sauf en ce qui concerne les accords pris 
en vertu des lettrese) et f) ci-dessous, seront 

réglées de la façon suivante : 


a) Sur les prix des billets directs (y compris 
les abonnements mensuels, abonnements heb- 
domadaires, billets de retour, etc.) chaque 
administration de chemin de fer reçoit les 
taxes de soudure indiquées pour le calcul des 
prix de ces billets. 


b) Les recettes provenant du transport des 
bagages, chiens, colis messageries express, 
transports funéraires, animaux vivants, mar- 
chandises en grande et en petite vitesse, 
seront réparties à raison des kilomètres par- 
courus sous déduction préalable de la taxe 
d'expédition qu’elles pourraient comprendre. 
Le chemin de fer expéditeur et le chemin de 
fer destinataire se partageront la taxe d’ex- 
pédition par moitié. Si une administration 
de chemin de fer participe au transport par 
deux ou plusieurs tronçons séparés, sa quote- 
part de recettes sera proportionnelle à la 
somme des longueurs de ces tronçons. 


c) Les frais d'ordre purement local (y compris, 
le cas échéant, les frais de manœuvres) re- 
viennent à l’administration sur le réseau de 
laquelle ils se sont produits. 


d) Les recettes provenant des trafics envisagés 
dans le Règlement d'exécution ad article 438, 
seront réparties de manière que l’administra- 
tion du réseau transité reçoive, dans tous les 
cas, les parts de taxes auxquelles elle aurait 
droit pour le même transport gare à gare 
si le tarif avait été établi sur les bases du 
trafic direct. 


e) L'établissement et le décompte des taxes 
pour le transport des vagons postaux, des 
vagons-postes supplémentaires, des compar- 
timents postaux, des vagons-restaurants et 
des vagons-lits, feront l’objet d’une entente 
spéciale des deux directions. 


F) Pour les exceptions prévues aux cas d’ache- 
minement réguliers (voir Reglement d'exé- 
eution ad article 435, $ 11, avant-dernière 
phrase), ainsi que pour les routes auxiliaires 
(voir Règlement d'exécution ad article 435, 
$ 11, dernière phrase), les règles de parti- 
cipation seront établies d’un commun accord 
par les directions intéressées. 


Zu Artikel 435 und 437 


81 
Die Geſchäftsführung in den oberſchleſiſchen Wech— 
jeltarifen ſowie in den Verbandstarifen wird der 
deutſchen Direktion übertragen. 


8 2 

(1) Im oberſchleſiſchen Wechſelverkehre ſowie im 

Durchgangsverkehre zwiſchen Bahnhöfen desſelben 
Eiſenbahnnetzes über die Linien des anderen Eiſen⸗ 
bahnnetzes und auch im direkten Verkehre zwiſchen 
dem polniſchen Eiſenbahnnetz und den übrigen deut⸗ 
ſchen Eiſenbahnen über das deutſche Eiſenbahnnetz 
werden die Gebührenanteile der an der Beförderung 
beteiligten Bahnen, ſoweit nicht die im folgenden 
unter den Buchſtaben e und b bezeichneten Verein⸗ 
barungen Platz greifen, auf folgenden Grundlagen 
ermittelt: 

a) Aus den direkten Fahrpreiſen (auch Monats-, 
Wochen-, Rückfahrkarten uſw.) erhält jede 
Bahnverwaltung die zur Tarifbildung aufge— 
gebenen Anſtoßſätze. 


b) Die Einnahmen aus der Beförderung von 
Gepäck, Hunden, Expreßgut, Leichen und leben⸗ 
den Tieren ſowie von Eil- und Frachtgütern 
werden unter Vorabzug der etwa eingerechneten 
Abfertigungsgebühr auf den Fahrweg kilo⸗ 
metriſch verteilt. Von der Abfertigungsgebühr 
erhalten die Verſandbahn und die Empfangs⸗ 
bahn je die Hälfte. Iſt der Transport über 
zwei oder mehrere getrennte Strecken einer 
Eiſenbahnverwaltung geführt worden, ſo erhält 
dieſe einen Frachtanteil nach der Summe der 
Streckenlänge. 


e) Die Gebühren rein örtlicher Natur leinſchließ⸗ 
lich etwaiger Verſchiebegebühren) erhält die⸗ 
jenige Bahnverwaltung, auf deren Netze ſie ent⸗ 
ſtanden ſind. 


d) Die Verkehrseinnahmen aus dem in der Aus⸗ 
führungsbeſtimmung zu Artikel 438 ange⸗ 
gebenen Verkehre werden in der Weiſe verteilt, 
daß die Verwaltung der Durchgangsbahn in 
allen Fällen diejenigen Gebührenanteile erhält, 
die ſie für die Beförderung in derſelben 
Stationsverbindung erhalten würde, wenn der 
Tarif nach den Grundſätzen des Wechſelverkehrs 
aufgeſtellt worden wäre. 

o) Die Berechnung und Abrechnung der Gebühren 
für die Beförderung der Poſtwagen, Poſteiſen⸗ 
bahnwagen (Poſtbeiwagen) und Poſtabteile, der 
Speije- und Schlafwagen bleibt beſonderer Ver⸗ 
einbarung überlaſſen. 


() Bei beſonders vereinbarten Ausnahmen von den 
regelmäßigen Leitungswegen (bal. Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen zu Artikel 435 § 11 vor⸗ 
letzter Satz) ſowie bei Hilfswegen (val. Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen zu Artikel 435 $ 11 letzter 
Satz) ſind die Grundlagen für die Verteilung 
der Gebühren von den beteiligten Direktionen 
beſonders zu vereinbaren. 
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2. — En ce qui concerne le trafic commun (Fer- 
bandsverkehr) les règles mentionnées à l’alinéa 1 
ne seront applicables qu'aux tarifs concernant les 
manchandises spécifiées à l’alinéa 2 du Règlement 
d'exécution ad article 437. 


83 
Chaque direction veillera à l’organisation du 
contrôle des recettes sur son propre réseau. Pour 
le trafic direct et le trafic commun, les deux direc- 
tions prendront les accords de comptabilité et de 
décompte nécessaires. 


8 4 
Le doit et l’avoir devront être portés à la con- 
naissance de l’autre direction, dans les deux mois 
qui suivront le dernier jour du mois comptable. 
Le règlement des comptes devra avoir lieu avant 
le 15 du troisième mois qui suivra le mois comp- 
table; tout avoir portera intérêt à 5% l'an, dès 
le 20 du mois qui suit le mois comptable. En outre, 
il sera payé un intérêt moratoire de 5% l’an pour 
toutes sommes qui n'auront pas été versées le 
premier jour du quatrième mois qui suit le mois 
comptable ; ces intérêts courront dès ce jour 

jusqu'au jour du paiement. 


ad article 438 | 

1. — Le prix des transports effectués entre les 
gares d'un seul et même réseau mais passant par 
les lignes de l’autre réseau indiquées à l’alinéa 2, 
peut, sur demande du chemin de fer qui est à la 
fois expéditeur et destinataire, être calculé de 
bout en bout sur la base des tarifs intérieurs de 
ce dernier pour les voyageurs, bagages, colis 
messageries express, transports funéraires, 
animaux, marchandises en grande et petite vitesse. 
Cette dérogation ne soustrait toutefois pas ce 
trafic au trafic direct de Haute Silésie. En con- 
séquence le tarif y relatif doit être inséré dans le 
trafic direct de Haute Silésie et non dans les tarifs 
intérieurs des deux réseaux. 

2. — Entrent en considération les lignes 
suivantes : 

1° Du territoire allemand au territoire allemand 

par le territoire polonais : 

a) Gleiwitz Block-Miserau-Voies industriel- 
les de la houillere de Gleiwitz ainsi que 
de la houillere de Oehringen, pour le 
trafic des marchandises seulement ; 

b) Gleiwitz-Makoszowy-Gare de la Mine 
des Delbrückschächte, pour le trafic des 
marchandises seulement. 

c) Karf - Beuthen Stadtwald - Tarnowskie 
Göry (Tarnowitz)-Brynnek pour le ser- 
vice des voyageurs et le trafie des 
marchandises. 

d) Karf - Beuthen Stadtwald - Tarnowskie 
Göry (Tarnowitz)-Lubliniec-Cziasnau, 
pour le service des voyageurs et le trafic 
des marchandises. 

2° Du territoire polonais au territoire polonais 
par le territoire allemand: 

a) Chebzie (Morgenroth)-Karf-Nowy Rad- 
zionköw, pour le service des voyageurs 
et le trafic des marchandises. 
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(2) Im Verbandsverkehre finden die im Abſ. 1 
dieſes Paragraphen aufgeführten Grundſätze nur auf 
die im Abſ. 2 der Ausführungsbeſtimmungen zu Ar⸗ 
tikel 437 bezeichneten Güter Anwendung. 


8 3 
Jede Direktion richtet die für ihren Bereich erfor- 
derlichen Verkehrskontrollen ein. Im Wechſel⸗ und 
Verbandsverkehre werden die beiden Direktionen die 
für die Verrechnung und Abrechnung notwendigen 
Vereinbarungen treffen. 


8 4 

Schuld und Forderung ſind ſpäteſtens zwei 
Monate nach dem Verrechnungsmonate bekannt zu 
geben. Die Begleichung muß bis zum 15. des dritten 
Monats geſchehen, der dem Verrechnungsmonate 
folgt. Jedes Guthaben iſt vom 20. des auf den 
Verrechnungsmonat folgenden Monats ab mit 5 v. H. 
für das Jahr zu verzinſen. Für Forderungen, die 
am erſten Kalendertage des vierten auf den Verrech— 
nungsmonat folgenden Monats unbeglichen ſind, 
werden von dieſem Tage ab bis zum Tage des Aus⸗ 
gleichs außerdem 8 v. H. Verzugszinſen für das Jahr 
gezahlt werden. 


Zu Artikel 438 

(1) Zwiſchen Stationen eines und desſelben Eijen- 
bahnnetzes über die im Abſ. 2 aufgeführten 
Strecken des anderen Eiſenbahnnetzes können auf 
Verlangen der Verſand⸗ und Empfangsbahn die im 
Binnenverkehre dieſer Bahn jeweils geltenden Per⸗ 
jenen, Gepäck⸗, Expreßgut⸗, Leichen⸗, Tier⸗, Eil- 
und Frachtguttarife durchgerechnet werden. In der 
Zugehörigkeit zum Wechſelverkehre tritt hierdurch 
eine Anderung nicht ein. Die Durchführung der 
Maßnahme muß deshalb im Tarife für den ober⸗ 
ſchleſiſchen Wechſelverkehr und nicht in den für jedes 
der beiden Eiſenbahnnetze geltenden Binnentarifen 
ſtattfinden. 


(2) Folgende Strecken kommen in Frage: 


1. Von deutſchen durch polniſches nach deutſchem 
Gebiet: 
a) Gleiwitz-Block Miſerau-Abſchlußgleisan⸗ 
lagen der Gleiwitzer Steinkohlengrube jo- 
5 Ohringengrube, nur für den Güterver⸗ 
ehr; 
b) Gleiwitz-Makoſchau-Grubenbahnhof der 
Delbrückſchächte, nur für den Güterverkehr: 


e) Karf - Beuthen Stadtwald — Tarnowitz- 
Brynnek, für den Perſonen⸗ und Güter⸗ 
verkehr: 


d) Karf-Beuthen Stadtwald-Tarnowitz-Lub⸗ 
linitz-Cziasnau, für den Perſonen⸗ und 
Güterverkehr. 

2. Von polniſchem durch deutſches nach polniſchem 

Gebiet: 5 

a) Morgenroth-Karf-Neu Radzionkau, für 
den Berjonen- und Güterverkehr: 


2. 


5) Chorzöw-Beuthen oberer Bahnhof-Szar- 
lej, pour le service des voyageurs et le 
trafie des marchandises. 

c) Redensblickschacht (Florentinegrube)- 
Beuthen oberer Bahnhof-Szarlei, pour le 
trafic des marchandises seulement. 

d) Chorzéw-Blockstelle Bsw-Redensblick- 
schacht (Florentinegrube), pour le tra- 
fie des marchandises seulement. 

3. — Toute modification à l’alinéa 2 devra faire 
l’objet d’un accord entre les deux administrations 
de chemins de fer. 


ad article 440 


1. — Du nombre des locomotives destinées au 
réseau allemand: 

450 constituent l'effectif des locomotives en 
ordre de marche, 

180 l'effectif en réparation, 
et du nombre des locomotives destinées 
au réseau polonais: 

300 constituent l'effectif des locomotives en 
ordre de marche, 

130 l'effectif en réparation. 

2, — La répartition par types du nombre de 
locomotives attribuées à chaque réseau se fera 
d'après l’annexe 1 du présent Règlement. 

3. — Le nombre des locomotives en ordre de 
marche fixé pour chaque réseau doit être obtenu: 

1° par l'attribution de toutes les locomotives qui 

se trouvent en service sur chaque réseau au 
moment du transfert de la souveraineté ; 

2° par l’envoi des locomotives qui, pendant le 

premier mois qui suivra le transfert de la 
souveraineté, quitteront les ateliers prin- 
cipaux de la direction allemande après 
réparation ; 

3° par l'envoi de locomotives qui seront pré- 

levées sur le reste du parc de l’ancienne 
Administration des chemins de fer de Prusse 

. et de Hesse. 

4. — En suite des mesures indiquées à l'alinéa 3, 
le réseau allemand devra posséder, dans les 
quatorze jours qui suivront le transfert de la 
souveraineté, un effectif de 400 locomotives en 
ordre de marche, et, si possible, dans le mois qui 
suivra ce délai, mais au plus tard dans les six 
semaines, un effectif total de 450 locomotives en 
ordre de marche ; le réseau polonais dans les 
quatorze jours qui suivront le transfert de la 
souveraineté, un effectif de 245 locomotives en 
ordre de marche et, si possible, dans le mois qui 
suivra ce délai, mais au plus tard dans les six 
semaines, un effectif total de 300 locomotives en 
ordre de marche. 

5. — Seront comprises dans le nombre des loco- 
motives en ordre de marche attribuées au réseau 
polonais, les locomotives qui ont été retirées du 
territoire plébiscité pour être conduites en 
Pologne et n’ont pas été rendues au territoire 
plebiseite avant le 1% janvier 1922. 

6. — Le nombre des locomotives en réparation 
fixé pour chaque réseau sera prélevé : 


1° sur le nombre des locomotives qui, sur 
chaque réseau, ne seront pas en ordre de 
warche lors du transfert de la souveraineté, 


b) Chorzow-Beuthen oberer Bahnhof-Schar⸗ 
ley, für den Perſonen- und Güterverkehr; 


c) Redensblickſchacht (Florentinegrube)-Beu⸗ 
then oberer Bahnhof-Scharley, nur für den 
Güterverkehr; 

d) Chorzow-Blockſtelle Bsw-Redensblickſchacht 
(Florentinegrube), nur für den Güter⸗ 
verkehr. 

(8) Anderungen des Abſ. (2) müſſen zwiſchen 
den beiden Bahnverwaltungen vereinbart werden. 


Zu Artikel 440 
(1) Von der für das deutſche Eiſenbahnnetz be- 
ſtimmten Zahl bilden 

450 Lokomotiven den Beſtand der betriebs- 
fähigen Lokomotiven, 

180 » den Ausbeſſerungsbeſtand; 
von der für das polniſche Eiſenbahnnetz beſtimmten 
Zahl bilden 

300 Lokomotiven den Beſtand der betriebs- 

fähigen Lokomotiven, 

130 » den Ausbeſſerungsbeſtand. 

(2) Die Unterverteilung der jedem Eiſenbahnnetze 
zugeteilten Zahl von Lokomotiven nach Gattungen 
iſt entſprechend der Anlage 1 vorzunehmen. 

(3) Die für jedes Eiſenbahnnetz feſtgeſetzte Zahl 
der betriebsfähigen Lokomotiven ſoll erreicht werden: 

1. durch Zuteilung der auf jedem Eiſenbahnnetze 

beim Übergange der Staatshoheit im Betrieb 
befindlichen Lokomotiven; 

durch Zuführung der Lokomotiven, die während 
des erſten Monats nach dem Übergange der 

Staatshoheit die Hauptwerkſtätten der deutſchen 

Direktion nach vollendeter Ausbeſſerung ver— 

laſſen werden; 
3. durch Zuführung von Lokomotiven, die dem 
übrigen Beſtande der ehemals preußiſch-heſſiſchen 

Eiſenbahnverwaltung entnommen werden. 


1 


(4) Infolge der im Abſ. 3 angegebenen Maß⸗ 
nahmen ſoll das deutſche Eiſenbahnnetz innerhalb von 
vierzehn Tagen nach dem Übergange der Staats- 
hoheit einen Beſtand von 400 betriebsfähigen Lofo- 
motiven, möglichſt nach einem weiteren Monate, ſpäte⸗ 
ſtens nach ſechs Wochen einen Geſamtbeſtand von 450 
betriebsfähigen Lokomotiven, das polniſche Eiſen— 
bahnnetz innerhalb von vierzehn Tagen nach dem 
Übergange der Staatshoheit einen Beſtand von 245 
betriebsfähigen Lokomotiven, möglichſt nach einem 
weiteren Monate, ſpäteſtens nach ſechs Wochen einen 
Geſamtbeſtand von 300 betriebsfähigen Lofomoti- 
ven beſitzen. 


(5) Auf die Zahl der betriebsfähigen Lokomotiven, 
die dem polniſchen Eiſenbahnnetze zufallen, ſind die 
Lokomotiven anzurechnen, die aus dem Abſtim⸗ 
mungsgebiete nach Polen weggeführt und bis zum 
1. Januar 1922 dem Abſtimmungsgebiete nicht wie⸗ 
der zurückgegeben worden ſind. 

(6) Die als Ausbeſſerungsbeſtand für jedes Eijen- 
bahnnetz feſtgeſetzte Zahl von Lokomotiven in Repa⸗ 
ratur ſoll entnommen werden: a 

1. aus der Zahl der auf jedem Eiſenbahnnetze beim 

Übergange der Staatshoheit vorhandenen, nicht 
betriebsfähigen Lokomotiven, 
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90 sur le nombre des locomotives se trouvant 
dans les ateliers principaux de la direction 
allemande pour réparation, à moins que ces 
locomotives ne fassent partie de celles qui 
sont indiquées à l’alinéa 3, chiffre 2. 

7. — Toutes les locomotives qui, en plus du 
nombre des locomotives réparties, se trouvent 
dans le territoire plébiscité, demeureront pro- 
priété des chemins de fer du Reich allemand et 
devront être mises à leur disposition. 

8. — La répartition par types des voitures de 
voyageurs, fourgons à bagages, fourgons petite 
vitesse et voitures de service, attribués à chaque 
réseau, se fera d’après l’annexe 2 du présent 
Règlement. Au point de vue de l’état de roule- 
ment, il est admis que l'effectif de réparation 
pourra être le 11 °/, de l'effectif total. 

9. — Les dispositions des alinéas 3 à 7 
s’appliqueront également, par analogie, aux 
voitures de voyageurs, fourgons à bagages, 
fourgons petite vitesse et voitures de service. 

10. — La répartition par types des vagons à 
marchandises attribués à chaque réseau se fera 
d’après l’annexe 3 du présent Règlement. Pour la 
répartition suivant l’état de roulement, on prendra 
pour base un effectif de réparation de 6% de 
l'effectif total. L'âge moyen des vagons à 
marchandises devra, au moment de la répartition, 
être le même pour les effectifs attribués aux deux 
réseaux. 


ad articles 441 et 442 

1. — Il sera apposé aux locomotives, automo- 
trices à accumulateurs, voitures à voyageurs, 
fourgons à bagages, fourgons petite vitesse et 
voitures de service, une marque de propriété 
correspondant à leur attribution, et un numéro. 
Les voitures de voyageurs, fourgons à bagages, 
fourgons petite vitesse et voitures de service 
porteront, en outre, l'indication de leur gare 
d'attache. Les anciennes marques de propriété 
seront supprimées ou modifiées. 

2. — Dans le livre de service (carnet de chau- 
dière) de chaque locomotive répartie, on insérera 
une note indiquant l'attribution et la modification 
des marques. 

3. — Les anciennes marques de propriété et 
numéros des vagons à marchandises seront sup- 
primés. Les vagons à marchandises attribués au 
réseau allemand recevront l'inscription „Ober- 
schlesien », et, au-dessous, l'inscription « Görny 
Slask», ainsi qu'un nouveau numéro; les vagons 
de marchandises attribués au réseau polonais 
recevront l'inscription «Görny “lask» et, au- 
dessous, „Oberschlesien », ainsi qu'un nouveau 
numéro. 5 

4. — Il sera créé des commissions comprenant 
des agents de chemins de fer des deux États, qui 
devront procéder au choix des véhicules à répartir 
ainsi qu'aux changements des marques et in- 
scriptions. Les deux administrations de chemins 
de fer conviendront de la formation de ces com- 
missions et s’entendront sur les instructions de 
service à leur donner. Ces instructions seront 
basées sur les conditions pour la remise des 
véhicules aux territoires cédés qui ont été établies 
par le Comité pour la répartition des véhicules de 
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2. aus der Zahl der zur Ausbeſſerung in den 
Hauptwerkſtätten der deutſchen Direktion be⸗ 
findlichen Lokomotiven, ſoweit ſie nicht unter 
die im Abi. 3 Ziffer 2 bezeichneten Lokomo⸗ 
tiven fallen. 

(7) Alle Lokomotiven, die ſich über die Zahl der 
verteilten Lokomotiven hinaus im Abſtimmungs⸗ 
gebiete befinden, bleiben Eigentum der deutſchen 
Reichsbahn und ſind dieſer zur Verfügung zu ſtellen. 

(8) Die Unterverteilung der jedem Bezirke zufal⸗ 
lenden Perſonenwagen, Gepäckwagen, Packwagen 
und Bahndienſtwagen nach Gattungen iſt entipre- 
chend der Anlage 2 vorzunehmen. Der Ausſchei⸗ 
dung betriebsfähigen Materials iſt ein Ausbeſſe⸗ 
rungsbeſtand von 11 v. H. des Geſamtbeſtandes zu— 
grunde zu legen. 


(9) Die Beſtimmungen der Abſätze 3 bis 7 finden 
auch auf die Perſonen⸗, Gepäd-, Pack- und Bahn⸗ 
dienſtwagen ſinngemäß Anwendung. 


(10) Die Unterverteilung der jedem Eiſenbahn⸗ 
netze zufallenden Güterwagen nach Gattungen iſt 
entſprechend der Anlage 3 vorzunehmen. Der 
Ausſcheidung betriebsfähigen Materials iſt ein Aus⸗ 
beſſerungsbeſtand von 6 v. H. des Geſamtbeſtandes 
zugrunde zu legen. Das Durchſchnittsalter eines 
Güterwagens ſoll für den jedem Eiſenbahnnetze zu⸗ 
zuteilenden Beſtand zur Zeit der Ausſcheidung gleich 
hoch ſein. , 


Zu Artikel 441 und 442 

(1) An den Lokomotiven, Akkumulatorentrieb⸗ 
wagen, Perſonen-, Gepäd-, Pad: und Bahndienſt⸗ 
wagen wird ein ihrer Zuteilung entſprechendes 
Eigentumsmerkmal und eine Nummer angebracht. 
Die Perſonen⸗, Gepäck⸗, Pack⸗ und Bahndienſtwagen 
erhalten außerdem die Anſchrift ihres Heimatsbahn⸗ 
hofs. Die bisherigen Eigentumsmerkmale ſind zu 
löſchen oder abzuändern. 


(2) In das Betriebsbuch (Keſſelheft) jeder ausge⸗ 
ſchiedenen Lokomotive iſt ein Vermerk aufzunehmen, 
aus dem die Zuteilung ſowie die Abänderung der An⸗ 
ſchriften hervorgeht. f 

(3) An den Güterwagen ſind die bisherigen Eigen⸗ 
tumsmerkmale und Nummern zu löſchen. Dafür er⸗ 
halten die dem deutſchen Eiſenbahnnetze zufallenden 
Güterwagen die Anſchrift »Oberſchleſien« und dar⸗ 
unter »Görny lask« foie eine neue Nummer, die 
dem polniſchen Eiſenbahnnetze zufallenden Güter⸗ 
wagen die Anſchrift »Görny lask« und darunter 
»Oberſchleſien« ſowie eine neue Nummer. 


(4) Ausſchüſſe, in denen Eiſenbahnbedienſtete bei⸗ 
der Staaten vertreten ſind, werden die Auswahl der 
ausgeſchiedenen Fahrzeuge und ihre Umzeichnung 
vornehmen. Die Bildung dieſer Ausſchüſſe ſowie die 
Dienſtanweiſung für ſie vereinbaren die beiden Bahn⸗ 
verwaltungen. Den Anweiſungen ſind, ſoweit dieſer 
Titel keine gegenteiligen Beſtimmungen enthält, die 
Bedingungen für die Übergabe der Fahrzeuge an die 
abgetretenen Gebiete zugrunde zu legen, wie ſie in 
dem auf Grund des Artikel 371 des Friedensvertrags 
von Verſailles eingeſetzten Ausſchuſſe für die Zutei⸗ 
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chemins de fer aux pays cessionnaires institué en 
vertu de l’article 371 du Traité de Paix de Ver- 
sailles, à moins que ces conditions ne soient con- 
traires aux dispositions de la présente Con- 
vention. 

5. — Le frais résultant de l’activité des com- 
missions et du changement des marques et in- 
scriptions sont à la charge de chaque admini- 
stration proportionnellement au nombre des véhi- 
cules qui lui sont attribués. 


ad article 444 
1. — Chaque direction tiendra à jour un in- 
ventaire de son parc du matériel roulant. 
2, — Chaque direction informera l’autre des 


modifications que l'effectif des véhicules viendrait 
à surbir. 

3. — Si par suite de construction d’une nou- 
velle ligne de chemin de fer, de la mise en valeur 
de nouvelles sources de production ou de raisons 
analogues, le pare de vagons à marchandises de- 
vait être augmenté, il incombera à l’État sur le 
territoire duquel le trafic s’est développé de se 
procurer, à ses propres frais, les vagons néces- 
saires ; ces vagons demeurent la propriété de 
l'État qui les a acquis et seront marqués con- 
formément au Règlement d'exécution ad ar- 
ticles 441 et 442 : ils seront utilisés en commun. 


ad article 445 
Le décompte des prestations à raison du pas- 
sage des voitures de voyageurs ou des fourgons 
à bagages du réseau de l’une des directions sur le 
réseau de l’autre, se fera conformément aux con- 
ventions sur l’emploi réciproque des voitures et 
fourgons à bagages dans le trafic international. 


ad article 446 


1. — Chacune des directions, dans le cas où le 
nombre de vagons demandés ne serait pas atteint, 
a le droit de fournir aux Chemins de fer de la 
Haute Silésie, en plus des vagons à fournir con- 
formément à l’article 446, autant de ses propres 
vagons qu'il sera nécessaire pour le transport 
des marchandises du territoire plébiscité des- 
tinées à l’Allemagne ou à la Pologne. 

2, — En principe, tous les vagons à marchan- 
dises fournis doivent être retournés immédiate- 
ment chargés ou vides à l’administration qui les 
a fournis. ; 

3. — Si les vagons fournis sont employés con- 
trairement aux dispositions du Règlement pour 
l'emploi réciproque des vagons en trafic inter- 
national (R. I. V.), les Chemins de fer de la 
Haute Silésie paieront les amendes y prévues. 
A l'expiration de chaque année, on constatera le 
nombre de contraventions commises envers une 
administration ayant fourni des vagons et si, au 

cours de l’année, le nombre de 500 contraventions 
envers l’une des administrations qui a fourni des 
vagons, n'est pas dépassé, cette dernière rem- 
boursera l’amende aux Chemins de fer de la Haute 
Silésie. Les amendes échues seront définitivement 
à la charge de la direction fautive. 

4. — Si la Pologne est en mesure d'acquérir ou 
de louer en Allemagne, à des conditions raison- 
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lung von Eiſenbahnfahrzeugen an die abgetretenen 
Gebiete feſtgeſetzt worden ſind. 


(5) Die Koſten, die durch die Tätigkeit der Aus⸗ 
ſchüſſe und durch die Umzeichnung entſtehen, trägt 
jede Verwaltung im Verhältnis zur Anzahl der ihr 
zugeteilten Fahrzeuge. 


Zu Artikel 444 
(1) Jede Direktion hat fortlaufend ein Verzeichnis 
über den Beſtand ihres Fahrzeugparkes zu führen. 
(2) Anderungen des Beſtandes wird eine Diref- 
tion der anderen mitteilen. 


(3) Falls der Güterwagenpark infolge Neubaues 
einer Eiſenbahnlinie, Entſtehens neuer Fabriken oder 
aus ähnlichen Gründen vermehrt werden muß, wird 
der Staat, auf deſſen Gebiete die Verkehrsſteigerung 
eingetreten iſt, auf ſeine Koſten die erforderlichen 
Güterwagen beſchaffen. Dieſe Wagen bleiben Eigen- 
tum des Staates, der ſie angeſchafft hat, und werden 
entſprechend den Ausführungsbeſtimmungen zu den 
Artikeln 441 und 442 gezeichnet. Sie werden ge⸗ 
meinſchaftlich benutzt werden. 


Zu Artikel 445 


Der Ausgleich der Leiſtungen, die aus dem Laufe 
von Perſonen⸗ und Gepäckwagen einer der beiden 


Direktionen auf dem Eiſenbahnnetze der anderen her⸗ 


rühren, hat nach den Vereinbarungen für die gegen- 
ſeitige Benutzung von Perſonen- und Gepäckwagen zu 
erfolgen. 


Zu Artikel 446 

(1) Jede der beiden Eiſenbahndirektionen hat das 
Recht, auch über die im Artikel 446 vereinbarte Wa⸗ 
genbeiſtellung hinaus ſo viele eigene Wagen für die 
oberſchleſiſchen Eiſenbahnen beizuſtellen, als nötig 
ſind, um die Beförderung der für Deutſchland oder 
Polen beſtimmten Güter aus dem Abſtimmungs⸗ 
gebiete durchzuführen, falls die dafür angeforderten 
Wagen nicht in voller Anzahl geſtellt werden. 

(2) Sämtliche beigeſtellten Güterwagen ſollen 
grundſätzlich beladen oder leer ſofort an die beiftel- 
lende Verwaltung zurückgeſandt werden. 


(3) Wenn die beigeſtellten Wagen entgegen den Be⸗ 
ſtimmungen für den gegenſeitigen Gebrauch der Wa⸗ 
gen im internationalen Verkehre (R. J. V.) benutzt 
werden, ſo zahlen die oberſchleſiſchen Eiſenbahnen die 
dort vorgeſehene Buße. Nach Ablauf jedes Jahres 
wird die Zahl der Verſtöße gegenüber jeder Verwal⸗ 
tung, die Wagen beigeſtellt hat, feſtgeſtellt. Sind 
in einem Jahre gegenüber einer ſolchen Verwaltung 
nicht mehr als 500 derartiger Verſtöße vorgekommen, 
ſo zahlt dieſe Verwaltung die Buße an die ober⸗ 
ſchleſiſchen Eiſenbahnen zurück. Verfallene Buße wird 
endgültig der ſchuldigen Direktion zur Laſt fallen. 


(4) Sollte es Polen möglich ſein, zu annehmbaren 
Bedingungen Güterwagen in Deutſchland zu erwerben 
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nables, des vagons à marchandises, l’Admini- 
stration des chemins de fer polonais commencera 
à fournir de vagons aux Chemins de fer de la 
Haute Silésie avant les délais prévus. 


ad article 447 

1. — Les mesures du mouvement nécessaires à 
la répartition ordonnée par le Service des vagons 
sont prises d’un commun accord par les deux 
directions. 

2, — Le Service des vagons peut édicter des 
prescriptions relatives au service des vagons, les- 
quelles sont obligatoires pour les deux directions. 
S'il ne peut fournir le total des vagons demandés, 
il répartira proportionnellement le nombre des 
vagons à disposition. 

3. — Le Service des vagons a un droit de con- 
tröle sur les deux bureaux de répartition ainsi 
que sur toutes les gares des deux directions en 
ce qui concerne le service des vagons. Un fonc- 
tionnaire de la direction préposée au réseau où 
s’exerce le contrôle peut y prendre part. 

4. — Le répartition des vagons sur le réseau 
s’opère par les soins du bureau de répartition de 
chaque direction. 

5. — Les contrôles de vagons existant dans les 
gares frontières du territoire plébiscite de la 
Haute Silesie en trafic avec la Pologne et la 
Tchéco-Slovaquie seront maintenus. Entre le 
réseau allemand du territoire plébiscité et les 
autres chemins de fer de l’Allemagne, il sera 
établi dans les gares frontières des postes de 
contrôle de vagons. Tous ces postes relèvent, pour 
le service des vagons, du Service des vagons, et 
doivent, à cet égard, être considérés comme ses 
organes. 

6. — Tous les trains arrivant à vide seront 
signalés préalablement au Service des vagons; en 
outre, tous les trains entrant à vide sur le réseau 
d’une direction lui seront préalablement signalés. 

7. — Les bureaux de répartition des deux di- 
rections adressent deux fois par jour un rapport 
télégraphique au Service des vagons sur l'effectif 
total des vagons et sur le nombre total des va- 
gons nécessaires, en indiquant les types séparé- 
ment. Les besoins du lendemain doivent être 
annoncés au plus tard la veille au soir. 

8. — En cas de pénurie de vagons, les direc- 
tions peuvent, après en avoir avisé le Service des 
vagons, demander elles-mêmes la fourniture de 
vagons étrangers à leurs deux réseaux. Dans ce 
cas, c'est la direction qui a fait là demande qui 
paie seule la location de ces vagons. 

9. — Les deux directions adhéreront en com- 
mun au Règlement pour l'emploi réciproque des 
vagons en trafic international (R.I.V.) et con- 
viendront de ses dispositions avec toutes les ad- 
ministrations. En même temps, elles s’efforceront 
d’obtenir que les vagons des Chemins de fer de la 
Haute Silésie ne puissent être charges qu’à des- 
tination des gares du réseau propriétaire. Par 
réseau propriétaire on entend ici les réseaux des 
deux directions. 

10. — Les contrôles frontières de vagons éta- 
bliront leurs relevés des échanges en deux exem- 
plaires; l'original sera envoyé par le Service des 


oder zu mieten, jo wird die polniſche Eiſenbahnver⸗ 
waltung ſchon vor den vorgeſehenen Friſten mit der 
Beiſtellung ihrer Güterwagen für die oberſchleſiſchen 
Eiſenbahnen beginnen. 


Zu Artikel 447 

(1) Die Betriebsmaßnahmen zur Durchführung 
der vom Wagenamte verfügten Wagenverteilung wer⸗ 
den von den beiden Direktionen im gegenſeitigen 
Einvernehmen getroffen werden. 
(2) Das Wagenamt kann mit verbindlicher Kraft 
für die beiden Direktionen Vorſchriften für den Wa⸗ 
gendienſt erlaſſen. Es wird nötigenfalls gleich: 


mäßige Teildeckungen anordnen. 


(3) Das Wagenamt hat das Recht der Kontrolle 
in beiden Wagenbureaus ſowie auf allen Bahnhöfen 
beider Direktionen hinſichtlich des Wagendienſtes. 
An der Kontrolle kann ein Beamter der Direktion 
teilnehmen, auf deren Netz die Kontrolle ſtattfindet. 


(4) Die Verteilung der Wagen auf die Bedarfs⸗ 
ee geſchieht durch die Wagenbureaus der Direk— 
ionen. 

(5) Die beſtehenden Wagenkontrollen auf den 
Grenzübergangsſtationen des oberſchleſiſchen Abſtim⸗ 
mungsgebiets im Verkehre mit Polen und mit der 
Tſchechoſlowakei bleiben beſtehen. Auf den Über⸗ 
gangsbahnhöfen zwiſchen dem deutſchen Eiſenbahn⸗ 
netze des Abſtimmungsgebiets und den übrigen deut⸗ 
ſchen Bahnen werden Wagenkontrollen neu errichtet. 
Alle dieſe Wagenkontrollen unterſtehen bei Aus⸗ 
übung des Wagendienſtes dem Wagenamt und ſind 
inſoweit als deſſen Organe zu betrachten. 


(6) Dem Wagenamte werden Vormeldungen über 
ſämtliche anrollenden Leerzüge erſtattet. Außerdem 
erhält jede Direktion Vormeldungen über ſämtliche 
Leerzüge, die auf ihr Eiſenbahnnetz eintreten. 

(7) Die Wagenbureaus beider Direktionen melden 
dem Wagenamte täglich zweimal telegraphiſch den 
Geſamtwagenbeſtand und den Geſamtwagenbedarf, 
getrennt nach Gattungen. Der Bedarf für den 
folgenden Tag muß abends gemeldet werden. 


(8) Bei Wagenmangel kann jede der beiden Di- 
rektionen nach Verſtändigung des Wagenamts die 
Beiſtellung von Wagen anderer Eiſenbahnen für ihr 
Eiſenbahnnetz ſelbſtändig veranlaſſen. Die Wagen⸗ 
miete zahlt in dieſem Falle die anfordernde Direk⸗ 
tion allein. 

(9) Beide Direktionen werden gemeinſam dem 
Übereinkommen für die gegenſeitige Benutzung der 


Güterwagen im internationalen Verkehr (R. J. V.) 


beitreten und deſſen Beſtimmungen mit ſämtlichen 
Verwaltungen vereinbaren. Dabei iſt die Beſchrän⸗ 
kung anzuſtreben, daß Wagen der oberſchleſiſchen 
Eiſenbahnen nur nach Bahnhöfen ihrer Heimatbahn 
beladen werden dürfen. Als Heimatbahn in dieſem 
Sinne gelten die Eiſenbahnnetze beider Direktionen. 


(10) Die Grenzkontrollen werden ihre Übergangs⸗ 
nachweiſe in zweifacher Ausfertigung aufſtellen. 


Das Urſtück wird dem Wagenabrechnungsbureau LE TE 
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vagons au bureau chargé de la comptabilité du 
matériel roulant, à Magdebourg. Une copie res- 
tera entre les mains des contrôles frontières. 
Ceux-ci enverront chaque jour au Service des va- 
gons et à la direction compétente une récapitu- 
lation des sorties et des entrées de vagons avec 
indication séparée du type, du nombre et du 
tonnage. 

11. — Le bureau chargé de la comptabilité du 
matériel roulant, à Magdebourg, dressera, contre 
rémunération convenable, les décomptes entre 
toutes les administrations des chemins de fer et 
les remettra au Service des vagons près le Co- 
mité supérieur qui, après examen, procédera au 
règlement avec ces administrations. Chaque 
direction a le droit de prendre connaissance des 
pièces comptables à Magdebourg. 

12. — Dans les gares frontières de jonction 
entre les deux réseaux, il sera tenu à jour un 
relevé sommaire des vagons avec indication sé- 
parée des vagons chargés et des vagons vides. 
Ce relevé qui n'aura qu'un caractère de simple 
information sera tenu par un seul agent pour les 
deux directions. Le résultat sera communiqué 
quotidiennement à chaque direction par écrit ou 
télégraphiquement. 

13. — Dans les gares frontières de jonction 
entre les deux réseaux, il devra être procédé à 
une visite technique des vagons à marchandises, 
visite dont les détails seront fixés par les direc- 
tions d’un commun accord. Les vagons endom- 
magés seront refusés s'ils ne portent pas une 
étiquette établie d’après le modèle de l’annexe 4 
du présent Règlement et si cette étiquette n’in- 
dique pas la direction sur le réseau de laquelle 
le dommage s'est produit ou a été constaté. 
L’stiquette sera libellée en allemand et en po- 
lonais ou inversement. 

14. — Chaque direction décide, pour son propre 
compte, de l’admission, dans son parc de matériel 
roulant, des vagons appartenant à des parti- 
culiers. 

ad article 448 


1. — La répartition des vagons entre les deux 
réseaux d’après leur type se fera conformément 
à l’annexe 5 du présent Règlement, 

2. — Les locomotives et vagons endommagés 
qui ont dû être retirés du service seront répartis, 
d'entente entre les directions, dans les mêmes 
proportions que celles adoptées lors du choix du 
matériel à répartir aux deux réseaux. 

3. — Le coefficient de répartition sera ap- 
pliqué en tenant compte du mode de construction 
(bois, fer), du tonnage et de l’âge. 

4. — Les vagons appartenant à des particuliers 
sont considérés comme incorporés dans le parc 
du réseau où est située la gare d'attache du 
vagon. 

5. — Les dispositions du Règlement d’exe- 
cution ad articles 441 et 442, sont applicables 
par analogie aux chemins de fer à voie étroite. 


ad article 452 
1. — Lalinéa 3 du Règlement d'exécution ad 
artiele 444 et les alinéas 13 et 14 du Règlement 
d’exécution ad article 447, sont également appli- 
cables aux chemins de fer à voie étroite. 


loge 4 tragen, 


Magdeburg durch das Wagenamt überſandt. Eine 
Abſchrift verbleibt den Grenzkontrollen. Die Grenz⸗ 
kontrollen werden dem Wagenamt und der zuſtändi⸗ 
gen Direktion täglich eine Zuſammenſtellung des 
Wagenausganges und ⸗einganges nach Gattung, Zahl 
und Ladegewicht geben. 


(11) Das Wagenabrechnungsbureau Magdeburg 
wird gegen angemeſſene Vergütung die Abrechnun⸗ 
gen mit ſämtlichen Eiſenbahnverwaltungen auf⸗ 
ſtellen und dem Wagenamte beim Oberkomitee über- 
ſenden. Das Wagenamt wird nach erfolgter Prü— 
fung die Abrechnung mit dieſen Verwaltungen vor⸗ 
nehmen. Jeder Direktion ſteht das Recht zu, in 
Magdeburg in die Rechnungsunterlagen Einſicht zu 
nehmen. 

(12) Auf den Grenzübergangsbahnhöfen zwiſchen 
den beiden Eiſenbahnnetzen findet fortlaufend eine 
ſummariſche Wagenzählung, getrennt nach leeren 
und beladenen Wagen, ſtatt. Dieſe nur informato⸗ 
riſche Zählung wird von einem Bedienſteten für 
beide Direktionen vorgenommen. Das Ergebnis 
wird täglich jeder Direktion ſchriftlich oder tele⸗ 
graphiſch gemeldet. 


(13) Auf den Grenzübergangsbahnhöfen zwiſchen 
den beiden Eiſenbahnnetzen hat eine techniſche 
Unterſuchung der Güterwagen ſtattzufinden, deren 
Einzelheiten die Direktionen vereinbaren werden. 
Beſchädigte Wagen werden zurückgewieſen, wenn ſie 
nicht einen Beklebezettel nach dem Muſter der An⸗ 
und wenn dieſer Zettel nicht die 
Direktion benennt, auf deren Gebiet der Schaden 
entftanben iſt oder vorgefunden wurde. Der Vor⸗ 
druck des Zettels wird in deutſcher und polniſcher 
oder in polniſcher und deutſcher Sprache ausgeführt 
werden. 

(14) Jede Direktion entſcheidet ſelbſtändig über 
die Einſtellung von Privatwagen in ihren Wagen— 
park. 


Zu Artikel 448 

(1) Die Unterverteilung der Fahrzeuge auf die 
beiden Eiſenbahnnetze nach Gattungen iſt nach der 
Anlage 5 vorzunehmen. 

(2) Die aus dem Betriebe zurückgezogenen ſchad⸗ 
haften Lokomotiven und Wagen werden in dem 
gleichen Verhältniſſe verteilt, wie es für die Ver⸗ 
teilung der Fahrzeuge beſtimmt worden iſt. 


(3) Dieſes Verhältnis wird auch bei Verteilung 
der Wagen nach Bauart (Holz und Eiſen), Lade- 
gewicht und Alter berückſichtigt werden. 

(4) Die Privatgüterwagen gelten als in den 


Wagenpark desjenigen Eiſenbahnnetzes eingeftellt, - 
auf dem die Heimatſtation der Wagen liegt. 


(5) Die Ausführungsbeſtimmungen zu Ar⸗ 
tikel 441 und 442 gelten ſinngemäß auch für die 
Schmalſpurbahnen. 


Zu Artikel 452 
(1) Abſ. 3 der Ausführungsbeſtimmungen zu 
Artikel 444 und die Abſätze 13 und 14 der Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen zu Artikel 447 gelten auch 
für die Schmalſpurbahnen. 
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neécessaire de déroger aux prescriptions 


2. — Chacune des quatre gares frontières de 
jonction, Rossberg, Dombrowa, Bobrek et Po- 
remba, fait établir, par l'employé allemand et 
l'employé polonais qui y sont stationnes, un 
relevé de tous les vagons échangés, en provenance 
ou à destination des deux réseaux, et cela pour 
chaque administration séparément et selon un 
modèle uniforme. Ces employés vérifieront chaque 
jour la concordance de leurs relevés et se donne- 
ront mutuelle confirmation de cette concordance, 
ou feront immédiatement le nécessaire pour 
établir la cause des différences constatées. 

3. — Le compte de chaque relevé du matériel 
sera journellement établi, et le résultat en sera 
communiqué à l'inspection du mouvement à Ross- 
berg, qui portera ces chiffres dans un décompte 
du matériel. selon un modèle convenu. 

4. — Le décompte du matériel sera adressé à 
chacune des deux directions. Le doit et lavoir 
seront compensés chaque semaine du fait que les 
vagons dus à une direction par l’autre seront 
rendus aux gares frontières de jonction que 
désignera inspection du mouvement. 

5. — Si une direction est en retard dans la 
remise des vagons qu'elle doit, l’autre direction 
sera fondée à retenir d’autres vagons en nombre 
égal. La direction en demeure paiera, en outre, 
à l’autre direction une location, dont le montant 
sera fixé par les directions d'un commun accord. 


* 


ad articles 453, 454, 455, 456 

1. — Aucune modification ne pourra être appor- 
tée à la construction et à l'aménagement des véhi- 
cules, ni aucune dérogation aux prescriptions con- 
cernant les matériaux employés, sans autorisation 
préalable de la direction compétente. 

2, — Les matériaux employés par les ateliers 
de chemins de fer pour les travaux devront 


répondre aux prescriptions allemandes et seront : 


achetés par les ateliers eux-mêmes. La direction 
polonaise devra se mettre d'accord avec la direc- 
tion allemande dans le cas où elle estimerait 
alle- 
mandes. 

3. — A la demande de la direction compétente, 
les vieux matériaux provenant des réparations de 
véhicules seront mis à sa disposition ou portés 
en compte au prix des rebuts. 1 


4. — Les produits défectueux resteront pour 
compte aux ateliers de chemins de fer et non au 
commettant. 

5. — Les véhicules qui ont besoin de répara- 


tions ou d’un examen technique devront être 


annoncés, conformément aux prescriptions alle- 
mandes présentes ou à venir, aux ateliers de 
chemins de fer: Ceux-ci se feront envoyer les 
véhicules et les retourneront à l'exploitation après 
exécution des travaux et réception par le conımet- 
tant. 

6. — L’stiquette d’avarie prévue dans le Règle- 
ment allemand pour l'annonce et le traitement des 
vagons endommagés ou soumis à un examen 
(Dienstvorschrift für die Meldung und Behand- 
lung der schadhaften und untersuchungspflichtigen 
Wagen), ainsi que ses indications, seront libellées 


* 
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(2) Auf jedem der vier Grenzübergangsbahn⸗ 
höfe Roßberg, Dombrowa, Bobrek und Poremba 
haben ein deutſcher und ein polniſcher Beamter über 
die von und nach den beiden Eiſenbahnnetzen über⸗ 
geleiteten Wagen nach vereinbartem Muſter einen 
Wagennachweis für jede Verwaltung beſonders zu 
führen. Beide haben täglich die Übereinſtimmung 
ihrer Aufſchreibungen feſtzuſtellen und gegenſeitig 
zu beſtätigen ſowie Unſtimmigkeiten ſofort aufzu⸗ 
klären. 


(3) Jeder Wagennachweis iſt täglich aufzurechnen 
und die Endſumme der Zugleitung in Roßberg zu 
melden, die dieſe Zahlen in eine Wagenabrechnung 
nach vereinbartem Muſter einzutragen hat. 


(4) Die Wagenabrechnung iſt jeder der beiden 
Direktionen zuzuſtellen. Schuld und Guthaben 
werden wöchentlich dadurch ausgeglichen, daß die 
von einer Direktion der anderen geſchuldeten Wagen 
auf den von der Zugleitung zu beſtimmenden 
Grenzübergangsſtationen zurückzugeben ſind. 

(5) Bleibt eine Direktion mit der Rückgabe der 
geſchuldeten Wagen im Rückſtande, ſo iſt die andere 
Direktion berechtigt, den Rücklauf anderer Wagen 
in gleicher Anzahl zu ſperren. Die im Verzuge be⸗ 
findliche Direktion zahlt der anderen Direktion 
außerdem eine von den Direktionen zu bereinba- 
rende Miete. 


Zu Artikel 453, 454, 455, 456 
(1) Jede Anderung in der Bauart und der Aus⸗ 
ſtattung, jede Abweichung von den Vorſchriften über 
das zu verwendende Material bedarf der Geneh- 
migung der zuſtändigen Direktion. 


(2) Das von den Eiſenbahnwerkſtätten zur Aus⸗ 
führung der Arbeiten zu verwendende Material 
muß den deutſchen Vorſchriften entſprechen und 
wird von den Werkſtätten ſelbſt beſchafft. Falls die 
polniſche Direktion Ausnahmen von den deutſchen 
Vorſchriften für notwendig hält, wird fie ſich dar- 
über mit der deutſchen Direktion verftändigen. 


(3) Auf Antrag der zuſtändigen Direktion ſind 
die bei der Ausbeſſerung von Fahrzeugen abfallen- 
den Altſtoffe ihr entweder zu den Altſtoffpreiſen in 
Anrechnung zu bringen oder zur Verfügung zu 
ſtellen. : 

(4) Fehlfabrikate fallen den Eiſenbahnwerkſtät⸗ 
ten, nicht dem Beſteller zur Laſt. 


(5) Fahrzeuge, die ausgebeſſert oder unterſucht 


werden müſſen, werden nach den jeweils geltenden 
deutſchen Vorſchriften den Eiſenbahnwerkſtätten an⸗ 
geboten, auf Anforderung zugeführt und nach Aus⸗ 
führung der Arbeiten und Abnahme dem Betriebe 
zurückgegeben. 


(6) Die in der »Dienſtvorſchrift für die Meldung 
und Behandlung der ſchadhaften und unterſuchungs⸗ 
pflichtigen Wagen« vorgeſehenen Meldezettel für 
Ausbeſſerungswagen werden in ſinngemäßer An⸗ 
wendung der Beſtimmung des 8 16 Ziff. 5 Abſ. 2 
des »Übereinkommens für die gegenſeitige Be⸗ 


en allemand, par analogie avec la disposition du 
F 16, chiffre 5, alinéa 2, du Règlement pour 
l'emploi réciproque des vagons en trafic inter- 
national (R. I. V.). On pourra y ajouter le texte 
polonais. 


7. — Les locomotives, voitures de voyageurs et 
fourgons, seront envoyés aux ateliers et ramenés 
des ateliers à l’intérieur des deux réseaux aux 
taxes normales, sous déduction de la moitié de la 
taxe d'expédition. Pour les vagons à marchandises. 
les taxes normales, sous déduction de la moitié 
de la taxe d'expédition, ne seront perçues que pour 
l’aller à l'atelier quand il y a transport à vide 
effectué dans ce but exclusivement (voir $ 21 du 
Règlement d'exécution ad article 435). 


8. — Pour le traitement des vagons endommagés 
ailleurs que sur les Chemins de fer de la Haute 
Silésie, les conventions conclues ou à conclure avec 
les administrations étrangéres font règle. 


9. — Pour les deux réseaux, les frais de répara- 
tion des vagons à marchandises seront payés par 
la direction sur la ligne de laquelle le dommage 
s’est produit ou a été constaté. 


10. — Les deux directions sont autorisées à 
faire surveiller et recevoir à leurs propres frais 
et par leurs propres agents, dont le nombre sera 
fixé par elles d’un commun accord, les travaux de 
réparation dans les ateliers. Ces agents auront 
accès dans les locaux où les travaux s’exécutent ; 
ils devront se soumettre aux prescriptions du Rè- 
glement des ateliers. 


11. — Les directions établiront en commun 
pour ces agents chargés de la surveillance et de 
la réception des travaux des prescriptions réglant 
leurs compétences et leurs obligations. 


12. — Les agents chargés de la surveillance et 
de la réception des travaux indiqueront, d’après 
les bulletins de commande établis par l’exploi- 
tation, la nature et l'étendue de la réparation: ils 
décideront également si, et jusqu’à quel point, il 
y a lieu de remédier aux autres défectuosités con- 
statées en cours de réparation. 


13. — Les travaux exécutés devront être vérifiés 
par les agents chargés de la surveillance et de la 
réception: ils certifieront que ces travaux ont été 
exécutés correctement. Ils certifieront aussi l’exac- 
titude des factures et la concordance des travaux 
exécutés avec les demandes figurant sur le bulletin 
de commande et avec les ordres ultérieurs de 
réparations devenues nécessaires. Toutes les 
pièces nécessaires aux agents de surveillance pour 
la vérification des factures, devront leur être sou- 
mises. 


14. — Le Comité supérieur reçoit des deux direc- 
tions les données statistiques relatives à l’état 
des réparations du pare du matériel roulant. 


ad article 462 
„1. — La Société Anonyme des chemins de fer 
d'intérêt local de la Silésie (Schlesische Klein- 
bahnaktiengesellschaft), la Société à responsabi- 
lité limitée des tramways à vapeur de la Haute 
Silésie (Oberschlesische Dampfstrassenbahngesell- 


226 


nutzung der Güterwagen im internationalen Ver⸗ 
kehr« (R. J. V.) in deutſcher Sprache vorgedruckt 
und ausgefüllt. Die Beifügung des polniſchen 
Wortlauts wird freigeſtellt. 


(7) Die Lokomotiven, Perſonen⸗ und Gepäck⸗ 
wagen werden innerhalb der beiden Eiſenbahnnetze 
unter Berechnung der normalen, um die halbe Ab- 
fertigungsgebühr gekürzten Frachtſätze den Werk⸗ 
ſtätten zugeführt und zurückbefördert. Bei Güter⸗ 
wagen wird dieſe Fracht nur für die Zuführung 
nach den Werkſtätten und nur dann erhoben, wenn 
ſie aus dieſem Grunde leer laufen (vgl. S 21 der 
Ausführungsbeſtimmungen zu Artikel 435). 


(8) Für die Behandlung beſchädigter Güterwagen 
außerhalb der oberſchleſiſchen Eiſenbahnnetze gelten die 
mit den fremden Verwaltungen getroffenen oder noch 
zu treffenden Vereinbarungen. 


(9) Innerhalb der beiden Eiſenbahnnetze werden 
die Koſten für die Ausbeſſerung der Güterwagen von 
der Direktion bezahlt, auf deren Strecken der Schaden 
entſtanden iſt oder vorgefunden wurde. 


(10) Die beiden Direktionen find berechtigt, die 
Ausbeſſerungsarbeiten in den Werkſtätten durch 
eigene Beamte, deren Zahl beſonderer Vereinbarung 
zwiſchen ihnen vorbehalten bleibt, auf ihre Koſten 
überwachen und abnehmen zu laſſen. Die Beamten 
haben Zutritt zu den Arbeitsräumen, in denen die 
Arbeiten ausgeführt werden; ſie werden ſich den Vor⸗ 
ſchriften der Werkſtättenordnung unterwerfen. 


(11) Die Direktionen geben für dieſe Über⸗ 
wachungs⸗ und Abnahmebeamten gemeinſame Vor⸗ 
ſchriften heraus, die ihre Befugniſſe und Obliegen⸗ 
heiten regeln. 


(12) Die Überwachungs⸗ und Abnahmebeamten 
haben nach den von dem Betriebsdienſt ausgeſtellten 
Beſtellzetteln Art und Umfang der Ausbeſſerung zu 
beſtimmen und darüber zu entſcheiden, ob und in wel⸗ 
chem Umfang die während der Ausbeſſerung ſich noch 
herausſtellenden Mängel zu beſeitigen ſind. 


(13) Die ausgeführten Arbeiten ſind von den Über⸗ 
wachungs⸗ und Abnahmebeamten nachzuprüfen; die 
ordnungsmäßige Ausführung iſt von ihnen zu be⸗ 
ſcheinigen. Sie haben ferner die Richtigkeit der Rech⸗ 
nungen und die Übereinſtimmung der ausgeführten 
Arbeiten mit den auf den Beſtellzetteln geforderten 
und den nachträglich notwendig gewordenen Arbeiten 
zu beſcheinigen. Alle Unterlagen, die für die Prü⸗ 
fung der Rechnungen erforderlich ſind, werden den 
Überwachungsbeamten zur Einſicht vorgelegt. 


(14) Das Oberkomitee erhält von den beiden Di⸗ 
rektionen das ſtatiſtiſche Material über den Ausbeſſe⸗ 
rungsſtand des Fahrzeugparkes. 


Zu Artikel 462 
(1) Die Schleſiſche Kleinbahn⸗Aktiengeſellſchaft, 
die Oberſchleſiſche Damvfſtraßenbahngeſellſchaft m. 
b. H. und die Oberſchleſiſche Kleinbahn⸗ und Elek⸗ 
trizitäts⸗Aktiengeſellſchaft find zu einer vorläufigen 
Anderung beſtehender Tarife vor der Genehmigung 


—— 
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schaft m. b. H.) et la Société anonyme des 
chemins de fer d'intérèt local et d'éleetricité pour 
la Haute Silésie (Oberschlesische Kleinbahn- und 
Elektrizitätsaktiengesellschaft) pourront modifier 
provisoirement les tarifs actuels avant d’avoir 
obtenu l’autorisation des autorités du contrôle ou 
avant qu'une décision de la Commission Mixte ne 
soit intervenue, si, par sentence de l’autorité arbi- 
trale allemande ou polonaise compétente, une 
augmentation des salaires du personnel, des allo- 
cations d’ordre économique ou d’autres charges 
semblables leur sont imposées. Cette modification 
provisoire des tarifs pourra être appliquée dès 
instant où la sentence arbitrale entrera en 
vigueur, mais seulement dans la mesure néces- 
saire pour couvrir le surcroît de frais résultant 
de l’augmentation des salaires, des allocations et 
autres charges ci-dessus. Le calcul des nouveaux 
tarifs prendra pour base une recul du trafic de 
10 % sur les lignes envisagées comparativement à 
la moyenne des trois mois précédents de pleine 
exploitation. : 


2 .— Il pourra être procédé à une modification 
provisoire des tarifs pour cause d'augmentation 
des salaires du personnel ou d’allocations spéciales 
résultant de la libre entente des parties, ainsi qu’à 
d'autres modifications de tarif pour cause d’aug- 
mentation des frais d'exploitation par suite de 
hausse du prix des matières, du courant électrique 
ou des taxes et impôts, si quatorze jours après 
celui où la socété a présenté sa demande d’ele- 
vation des tarifs, les autorités compétentes n’ont 
point encore rendu de décision définitive. Dans ce 
cas, les tarifs pourront provisoirement être aug- 
mentés dans la mesure nécessaire pour couvrir, 
non seulement le surcroît de frais résultant du 
relèvement des salaires, des allocations et autres 
charges semblables, mais encore les autres ex- 
cédents de dépenses, le tout sur la base d’un recul 
du trafic équivalent à celui indiqué plus haut. 


3. — Dans chaque cas, le droit de fixer definitive- 
ment les tarifs demeure réservé aux autorités 
gouvernementales du contrôle, et, s’il y a lieu, à la 
Commission Mixte. 


ad article 465 


1. — Aux endroits où les chemins de fer fran- 
chissent la frontière, il sera installé des bureaux 
allemands et polonais pour le contrôle de passe- 
ports et la visite douanière. 


2. — Pendant la durée du parcours en territoire 
transité, les fenêtres et les portières des com- 
partiments occupés par les voyageurs en transit 
et leurs bagages resteront fermées. 


3. — Pendant le transit, les trains sur route 
pourront être convoyés par des agents de douane 
du pays transité. Les frais de convoiement seront 
à la charge du pays qui bénéficie du transit. 
L'administration des douanes de ce pays pourra 
également faire accompagner ces trains par ses 
propres agents. 


4 — Sur la ligne Beuthen-Rudzka Kuznica 
(Rudahammer)-Hindenburg, les voyageurs dési- 
rant monter ou descendre en territoire polonais 


durch die Aufſichtsbehörden oder der Entſcheidung 
durch die Gemiſchte Kommiſſion berechtigt, wenn 
ihnen durch Spruch der zuſtändigen deutſchen oder 
polniſchen Schiedsſtelle eine Erhöhung der Bezüge 
des Perſonals, die Zahlung von Wirtſchaftsbeihilfen 
0. dgl. auferlegt wird. Eine ſolche vorläufige Tarif⸗ 
änderung darf zu dem Zeitpunkt erfolgen, zu dem der 
Schiedsſpruch in Kraft tritt, jedoch nur in dem Maße, 
daß unter Annahme eines Verkehrsrückganges von 
10 v. H. auf allen dem Tarif unterworfenen Strecken 
gegenüber dem Durchſchnitte der drei vorangegange⸗ 
nen Monate vollen Betriebs lediglich die durch die 
Lohnerhöhung und ähnliche Laſten der bezeichneten 
Art entſtehenden Mehrkoſten ausgeglichen werden. 


(2) Falls im Wege freier Vereinbarung die Be- 
züge des Perſonals erhöht oder beſondere Beihilfen 
gewährt werden, und falls ſich die Betriebskoſten 
durch geſteigerte Material- und Strompreiſe oder 
Abgaben erhöhen, dürfen Tarifänderungen unter der 
Vorausſetzung vorläufig vorgenommen werden, daß 
14 Tage nach Stellung des Antrags ſeitens der Ge- 
ſellſchaft eine endgültige Entſcheidung durch die zu⸗ 
4 Behörde noch nicht getroffen worden iſt. Die 

ariferhöhung darf in dem Maße erfolgen, daß unter 
Annahme eines Verkehrsrückganges des im Abſ. 1 
bezeichneten Umfanges außer den Mehrkoſten aus 
AE rte Wirtſchaftsbeihilfen o. dgl. auch die 
anderen Mehrkoſten ausgeglichen werden. 


(63) In jedem Falle bleibt die Entſcheidung über 
die endgültig zuläſſigen Tarife den Aufſichtsbehörden 
qe nent der Gemiſchten Kommiſſion vor- 
behalten. 


Zu Artikel 465 


(1) An beiden Grenzübergängen werden deutſche 
und polniſche Paß⸗ und Zollſtellen eingerichtet. 


(2) Die Durchgangsreiſenden werden einſchließlich 
des von ihnen mitgeführten Gepäcks während der 
Fahrt durch das polniſche Gebiet in den inneren 
Wagenabteilen untergebracht, deren Fenſter und 
Türen verſchloſſen zu halten ſind. 


(3) Die Wagen werden durch Zollbeamte des 
Durchgangslandes begleitet. Die Koſten der Beglei⸗ 
tung trägt das Land, welches das Recht auf den 
Durchgang hat. Die Zollverwaltung dieſes Landes 
iſt berechtigt, die Wagen durch eigene Beamte beglei⸗ 
ten zu laſſen. 


(4) Auf der Strecke Beuthen-Rudahammer-Hin⸗ 
denburg dürfen die Wagen von Reiſenden benutzt 
werden, die innerhalb des polniſchen Gebiets ein- und 


30 


BORN 


pourront faire usage des trains sur route, à con- 
dition de rester sur. la plate-forme pendant le 
trajet en territoire polonais et de passer la visite 
douanière et le contrôle des passeports à la fron- 
tiere. 

5. — Sur la ligne Piekary-Beuthen-Königs- 
grube Nordfeld, les trains sur route transitant en 
territoire allemand sont affeetes prineipalement 
au transport des ouvriers. Les voyageurs désirant 
monter ou descendre en territoire allemand ne 
pourront pas faire usage de ces trains. Les deux 
Gouvernements fixeront d'un commun accord le 
nombre des trains et leurs horaires. 


6. — Les règlements applicables aux voyageurs 
seront affichés en allemand et en polonais 
à l’intérieur de voitures. 


ad article 470 


1. — Pendant le trajet des trains ou de parties 
de trains privilégiés sur le territoire transité, les 
portières et les fenêtres des voitures seront 
fermées. 

2. — Pour ces trains ou parties de trains, on 
utilisera des voitures à couloirs. 

3. — Les prescriptions applicables aux voya- 
geurs pour le trafic en transit privilégié, seront 
portées à leur connaissance à l’aide d'écriteaux 
placés à l’intérieur des voitures et rédigés en alle- 
mand et en polonais. 


ad article 481 


1. — Les deux directions s’entendront, pour 
chaque période d’horaire, sur l’importance et la 
composition des trains de voyageurs, des parties 
de trains et des trains de marchandises en transit. 

2. — Les deux directions s’entendront, dans 
chaque cas particulier, lorsqu’elles voudront mo- 
difier l'importance et la composition des trains ou 
intercaler des trains facultatifs devenus né- 
cessaires, au cours d’une période d’horaire, par 
suite d’une intensification du trafic ou pour toute 
autre raison. 

ad article 482 


1. — Les deux directions s’entendront pour 
chaque. période d’horaire sur les vagons-poste, 
vagons-restaurants et vagons-lits à atteler dans 
les trains, ainsi que sur les compartiments postaux 
qu'il y aura lieu de réserver. 

2. — L'accès des vagons-restaurants et des 
vagons-lits, ainsi que leur utilisation, ne sont 
permis qu'aux voyageurs des trains et parties de 
trains privilégiés. 

ad article 483 

Les directions s’entendront sur les changements 
d'itinéraires ; dans ce but elles prendront d'un 
commun accord les mesures préparatoires d'ordre 
général pour chaque période d’horaire. 

ad article 484 

Par dérogation à la disposition de l’article 423, 
il n’y aura ni remise, ni acceptation de véhicules 
dans les trains fermés qui servent au trafic en 
transit privilégié sur les lignés de : 


a) Gleiwitz-Block-Miserau-Voies industrielles 
de raccordement de la mine de Gleiwitz ; 


ausfteigen wollen. Sie werden während der Durch⸗ 
fahrt auf die Plattformen der Wagen verwieſen und 
an der Grenze zoll- und paßamtlich abgefertigt. 


(5) Die auf der Strecke Piekar-Beuthen-Königs⸗ 
grube Nordfeld durch Deutſchland durchlaufenden 
Wagen dienen hauptſächlich der Beförderung von Ar⸗ 
beitern nach und von ihrer Arbeitsſtelle. Sie dürfen 
von Reiſenden, die innerhalb des deutſchen Gebiets 
ein= oder ausſteigen wollen, nicht benutzt werden. Das 
Nähere, insbeſondere über die Zahl und die Fahr⸗ 
pläne der durchlaufenden Wagen, werden die beiden 
Regierungen vereinbaren. 


Zu Artikel 470 
(1) Während der Fahrt der privilegierten Züge 
und Zugteile durch das Durchgangsland ſind die 
Wagen und Fenſter verſchloſſen zu halten. 


(2) In den Zügen oder Zugteilen find Durchgangs⸗ 
wagen zu verwenden. 

(3) Die für die Reiſenden im privilegierten Durch⸗ 
gangsverkehre geltenden Vorſchriften ſind im Innern 
der Wagen in deutſcher und polniſcher Sprache auszu⸗ 
hängen. 


Zu Artikel 481 

(1) Die beiden Direktionen vereinbaren für jede 
Fahrplanperiode die Stärke und Zuſammenſetzung 
der Perſonenzüge, der Teile von Perſonenzügen und 
der Durchgangsgüterzüge. 

(2) Über Veränderungen der Stärke und Zu⸗ 
ſammenſtellung der Züge ſowie über Einlegung von 
Bedarfszügen, die ſich während der Fahrplanperiode 
infolge von Verkehrsſteigerungen oder aus ſonſtigen 
Gründen als notwendig ergeben ſollten, werden ſich 
die beiden Direktionen von Fall zu Fall verſtändigen. 


Zu Artikel 482 
(1) Die Direktionen treffen für jede Fahrplan⸗ 
periode Vereinbarungen über die in die Züge einzu⸗ 
ſtellenden Poſt⸗, Speiſe⸗ und Schlafwagen, ſowie über 
die zur Verfügung zu ſtellenden Poſtabteile. 


(2) Der Zutritt zu den Speiſe⸗ und Schlafwagen 
und ihre Benutzung iſt nur den Reiſenden der privi⸗ 
legierten Züge und Zugteile geſtattet. 


Zu Artikel 483 
Die Direktionen regeln die Umleitungen im Be⸗ 
nehmen miteinander; ſie vereinbaren für jede Fahr⸗ 
planperiode, welche allgemeinen Maßnahmen zu 
dieſem Zwecke zu treffen ſind. 
Zu Artikel 484 
Abweichend von der im Artikel 423 getroffenen Be⸗ 
ſtimmung unterbleibt die Übergabe und Übernahme 
der in den geſchloſſenen Zügen für den privilegierten 
Durchgangsverkehr laufenden Wagen auf den 
Strecken: f 
a) Gleiwitz-Block Miſerau-Anſchlußgleisanlage der 
Gleiwitzer Grube, ; 


7, 


b) Gleiwitz-Makoszowy-Delbrückschächte : 
c) Chebzie (Morgenroth) - Karf- Nowy 
zionköw ; 
d) Chorzöw-Beuthen oberer Bahnhof-Szarlej; 
e) Chorzöw-Beuthen Hauptbahnhof-Nowy Rad- 
zionkow ; 
7) Chorzöw - Blockstelle Bsw- Redensblick- 
schacht ; 
9) Redensblickschacht-Beuthen West-Szarlsj, 
en tant que la traction est assumée par la di- 
rection du pays expediteur. 


Rad- 


ad article 487 
1. — Chaque direction établit sur son réseau les 
lignes télégraphiques et téléphoniques aux frais 
de la direction dans l'intérêt de laquelle ces lignes 
sont posées. Chaque direction doit entretenir en 
état de service les lignes télégraphiques et télé- 
phoniques installées sur son réseau. 


2. — Les deux directions s’entendront au sujet 
des autres installations techniques, ainsi que sur 
la répartition réciproque des frais résultant de 
l'entretien, de l’amortissement et autres charges. 


ad article 489 

1. — En transit privilégié, les bagages enre- 
gistrés seront transportés dans des comparti- 
ments fermés. L’apposition par la douane des 
plombs au compartiment à bagages pourra être 
effectuée à l’arrivée du train à la gare frontière 
par le convoyeur douanier dü pays transite sans 
qu'il y ait lieu de procéder à une acception for- 
melle du bagage. Dans ce cas, le convoyeur doua- 
nier du pays transite devra constater que les 
plombs sont intacts au moment où le train quitte 
la gare frontière. 

2. — L’Administration douanière du pays tran- 
site a le droit de faire accompagner les trains des 
la dernière gare de départ du pays expéditeur 
jusqu'à la première gare située au delà de son 
réseau. 

3. — Il est interdit aux voyageurs d’ouvrir les 
portières. Si les voyageurs doivent quitter le train 
pour des raisons ayant trait au service des che- 
mins de fer, ou par suite d'accident, ils resteront, 
eux et leurs bagages, sous surveillance douanière 
jusqu'à leur départ. 

4. — Tout train en transit privilégié pourra 
être accompagné d’un ou de deux convoyeurs. Si 
ce nombre paraissait insuffisant, l'Administration 
douanière de chaque pays sera en droit d'employer 
des convoyeurs supplémentaires. Toutefois il ne 
pourra y avoir plus d'un convoyeur par quatre 
véhicules. 

5. — Le pays qui a droit au transit devra rem- 
bourser au pays transité les frais de convoiement. 
Ces frais seront calculés sur la base des échelles 
de traitement, règlement de frais de route et 
autres dispositions applicables dans le pays tran- 
sité aux deux classes inférieures des fonction- 
naires ou employés qui, d’après les prescriptions 
de leur pays, sont appelées à exécuter ce service. 
Pour faciliter ce calcul, on fixera un montant à 
forfait en prenant, pour chaque groupe de fonc- 
tionnaires et d'employés, la moyenne entre le 
traitement maximum et minimum et la moyenne 
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b) Gleiwitz-Makoſchau-Delbrückſchächte, 
c) Morgenroth-Karf-Neu Radzionkau, 


d) Chorzow-Beuthen oberer Bahnhof-Scharley, 
e) Chorzow-Beuthen Hauptbahnhof-Neu Radzion⸗ 


kau, 
1) Chorzow-Blockſtelle Bſw.-Redensblickſchacht, 


g) Redensblickſchacht- Beuthen Weſt-Scharley, 
ſofern die Zugbeförderung durch die Direktion des 
Verſandlandes erfolgt. 


Zu Artikel 487 

(1) Jede Direktion führt den Bau von Tele⸗ 
graphen- und Fernſprechleitungen auf ihrem Eiſen⸗ 
bahnnetz auf Koſten der Direktion aus, in deren 
Intereſſe die Leitungen gezogen werden. Die betriebs⸗ 
ſichere Unterhaltung der Telegraphen- und Fernſprech⸗ 
leitungen liegt jeder Direktion auf ihrem Eiſenbahn⸗ 
netze ob. 

(2) Die weiteren techniſchen Einrichtungen ſowie 
die gegenſeitige Verrechnung der Koſten für die Unter⸗ 
haltung, Tilgung uſw. find von den beiden Diref- 
tionen zu vereinbaren. 


Zu Artikel 489 

(.) Das eingeſchriebene Gepäck wird für die Durch⸗ 
fuhr unter Raumverſchluß gelegt. Der Zollverſchluß 
an dem Zollgepäckraume kann bei der Ankunft des 
Zuges auf dem Grenzbahnhofe durch den Zollbegleiter 
des Durchgangslandes ohne förmliche Übernahme der 
Stücke angelegt werden. In dieſem Falle iſt die Un⸗ 
verletztheit des Verſchluſſes beim Wiederaustritte des 
Zuges aus dem Grenzbahnhofe durch den Zollbegleiter 
des Durchgangslandes feſtzuſtellen. 


(2) Die Zollbehörde des Durchgangslandes hat das 
Recht, die Züge bereits von der letzten Abgangsſtation 
des Verſandlandes bis zur erſten Station jenſeits des 
Durchgangslandes begleiten zu laſſen. 


(3) Das Offnen der Wagentüren iſt den Reiſenden 
verboten. Sollten die Reiſenden den Zug aus Grün⸗ 
den des Eiſenbahndienſtes oder infolge eines Unfalls 
verlaſſen müſſen, ſo bleiben ſie mit ihrem Gepäck bis 
zur Weiterfahrt unter Zollaufſicht. 


(4) Jedem privilegierten Zuge können ein oder 
zwei Begleiter beigegeben werden. Die Zollbehörde 
jedes Landes behält ſich vor, wenn dieſe Zahl ſich 
als ungenügend erweiſen ſollte, Zuſatzbegleiter zu 
ſtellen, jedoch ſoll die Zahl der Begleiter nicht mehr 
als höchſtens je einer für vier Wagen betragen. 


(5) Das Land, das ein Recht auf den Durchgang 
hat, verpflichtet ſich, dem Durchgangslande die Be— 
gleitkoſten zu erſtatten. Dieſe Koſten werden auf 
Grund der Beſoldungs⸗, Reiſekoſten⸗ und anderen Be⸗ 
ſtimmungen berechnet, die im Durchgangslande für 
die beiden niedrigſten, zu dieſem Dienſte nach Maß⸗ 
gabe der Dienſtvorſchriften ihres Landes berufenen 
Beamten oder Angeſtelltengruppen gelten. Zur Er⸗ 
leichterung der Berechnung wird der Betrag in der 
Weiſe pauſchaliert, daß für jede Beamten⸗ und Ange⸗ 
ſtelltengruppe das Mittel zwiſchen dem Höchſt⸗ und 
Mindeſteinkommen ſowie der Durchſchnittsbetrag der 
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des frais de route. Ces frais de eonvoiement se- 
ront remboursés, pour chaque trimestre échu, sur 
la base d’un compte qui sera envoyé par le pays 
transité au pays expéditeur. 

6. — Comme bureau de décompte, l'Allemagne 
désigne la Section des douanes et des impôts de 
consommation du Département provincial des Fi- 
nances à Oppeln (Abteiluna für Zölle und Ver- 
brauchssteuern des Landesfinanzamtes Oppeln). 
La Pologne désignera le plus tôt possible une 
autorité de douane. 

7.— L'État débiteur devra effectuer le paie- 
ment dans les quatorze jours qui suivront la date 
de réception de la facture par son bureau de dé- 
compte. Si le paiement n’a pas lieu dans ce délai, 
la somme due portera intérêt au taux de 5%. Le 
paiement sera effectué en monnaie ayant cours lé- 
gal dans la partie du territoire plébiscité appar- 
tenant, à l’État créancier. 

8. — Les bureaux de décompte se feront con- 
naître mutuellement les caisses désignées pour re- 
cevoir et effectuer les paiements. 


ad articles 488 à 493 


1. — La fermeture douanière se fera par plom- 
bage du vagon s’il s'agit d'un vagon couvert ; elle 
se fera de toute autre manière jugée utile par 
l'autorité douanière si la marchandise se trouve 
dans un vagon ouvert ou si le plombage d’un 
vagon couvert ne peut avoir lieu à cause du per- 
sonnel convoyeur (dans les transports d'animaux 
par exemple). 

2. — L'administration des chemins de fer éta- 
blira, pour les véhicules de tout train en transit, 
une feuille de train, dont le texte imprimé, libellé 
en allemand et en polonais ou inversement, sera 
arrêté d’un commun accord par les autorités du 
chemin de fer et les autorités douanières. Cette 
feuille devra être remise en deux exemplaires aux 
autorités douanières allemandes et en trois exem- 
plaires aux autorités douanières polonaises. Les 
lettres de voitures seront mises à la disposition 
du bureau de douane frontière avec les feuilles de 
train. En cas d’expeditions par groupes, le nom- 
bre des colis de chaque vagon sera indiqué sur la 
feuille de train. 

3. — Les modifications que pourraient subir la 
composition du train, le contenu des vagons et 
les fermetures, doivent être mentionnées sur la 
feuille de train. Si plusieurs vagons vides se suc- 
cèdent, il suffira de les indiquer sommairement. 

4. — Les documents concernant des envois de 
marchandises soumis au contrôle de la douane et 
à celui de l'administration des contributions doi- 
vent être mentionnés sur la feuille de train. 

5. — Si des vagons à marchandises sont attelés 
à des trains de voyageurs, ces vagons seront 
traités en douane comme s'ils faisaient partie de 
trains de marchandises. 

6. — Les plombs apposés par les autorités 
douanières du pays expéditeur ne peuvent être 
levés temporairement sur le territoire transité que 
dans les cas prévus au chapitre III du présent 
titre, ou pour des nécessités impérieuses du ser- 
vice des chemins de fer. Le transbordement n’est 


-permis que pour des raisons de service. Dans ces 


Reiſegeldzuſchüſſe angeſetzt wird. Die Koſten werden 
für jedes abgelaufene Vierteljahr auf Grund einer 
Aufſtellung erſtattet, die von dem Durchgangslande 
dem Verſandlande zu überſenden iſt. 

(6) Als Abrechnungsſtelle beſtimmt Deutſchland 
die Abteilung für Zölle und Verbrauchsſteuern des 
Landesfinanzamts Oppeln. Polen wird baldmöglichſt 
eine Zolldirektivbehörde beſtimmen. 


(7) Das zahlungspflichtige Land wird binnen vier— 
zehn Tagen nach dem Eingange der Rechnung bei 
ſeiner Abrechnungsſtelle Zahlung leiſten. Erfolgt die 
Zahlung nicht friſtgemäß, ſo iſt die geſchuldete Summe 
mit 5 v. H. zu verzinſen. Die Zahlung iſt in der 
Währung zu bewirken, die für den dem fordernden 
Staate gehörenden Teil des Abſtimmungsgebiets als 
geſetzliche Währung gilt. 

(8) Die Abrechnungsſtellen werden ſich gegenſeitig 
bekanntgeben, welche Kaſſen die Zahlungen bewirken 
und annehmen. 


Zu Artikel 488 bis 493. 

(1) Die Zollſicherung der Waren erfolgt bei ge— 
deckten Wagen durch Zollverſchluß des Wagens, bei 
offenen Wagen und bei denjenigen gedeckten Wa— 
gen, deren Zollverſchluß wegen der mitfahrenden Be- 
gleitung ausgeſchloſſen iſt (3. B. bei Tieren), nach 
dem Ermeſſen der Zollbehörde. 


(2) Über die Wagen jedes das Durchgangsland 
durchlaufenden Zuges muß von der Bahnverwaltung 
eine Zugliſte nach einem Muſter mit deutſchem und 
polniſchem oder polniſchem und deutſchem Vordrucke 
geführt werden, das im gegenſeitigen Einverſtändnis 
der Bahn: und Zollbehörden entworfen werden wird. 
Von dieſer Zugliſte ſind zwei Ausfertigungen für die 
deutſchen und drei Ausfertigungen für die polniſchen 
Zollbehörden beſtimmt. Den Grenzzollämtern wer⸗ 
den mit den Zugliſten die Frachtbriefe zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. Bei Stückgutſammelſendungen iſt 
die Zahl der Stückgüter jedes Wagens in der Zugliſte 
anzugeben. 


(3) Veränderungen in der Zuſammenſetzung des 
Zuges, an dem Inhalte der Wagen und an den 
Verſchlüſſen ſind in der Zugliſte zu vermerken. Es 
genügt, mehrere aufeinanderfolgende leere Wagen 
ſummariſch anzugeben. 

(4) Papiere über Warenſendungen, die unter Zoll- 
und Steuerkontrolle ſtehen, ſind der Zugliſte anzu⸗ 
fügen. 


(5) In Perſonenzüge eingeſtellte Güterwagen wer⸗ 
den zollamtlich ebenſo behandelt, wie in Güterzüge 
eingeſtellte Güterwagen. 


(6) Eine vorübergehende Offnung der Zollver⸗ 
ſchlüſſe darf im Durchgangslande nur in den im 
Kapitel III dieſes Titels vorgeſehenen Fällen oder 
aus zwingenden Gründen des Eiſenbahndienſtes vor⸗ 
genommen werden. Die Umladung iſt nur aus 
Gründen des Eiſenbahnbetriebs zuläſſig. In ſolchen 
Fällen regelt ſich die zollamtliche Behandlung nach 
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cas, les opérations douanières se feront confor- 
mément aux règlements en vigueur dans le pays. 
Le transbordement des marchandises, la levée des 
plombs de douane, les motifs de ces opérations 
ainsi que l’apposition de nouveaux plombs, de- 
vront être constatés dans la feuille de train et, le 
cas échéant, dans les documents de douane et les 
documents relatifs au paiement de droits, taxes et 
autres contributions. Il sera procédé de la même 
façon au cas où, en cours de route, une fermeture 
aura été intentionnellement ou accidentellement 
endommagée, ou des marchandises auront été 
volées d’un vagon, et le procès-verbal de consta- 
tation sera, autant que possible, dressé en pré- 
sence d’agents de la douane. Les mesures prises et 
les raisons qui les ont dictées devront être con- 
signées dans la feuille de train et, le cas échéant, 
dans les documents de douaneet documents relatifs 
au paiement de droits, taxes et autres contribu- 
tions. Il y sera joint un extrait du procès-verbal. 
La remise en route des vagons qui auront subi un 
arrêt pour les raisons prévues ci-dessus devra se 
faire à la première occasion. 

7. — L'entrée et la sortie du train devront être 
indiquées pour les deux territoires sur la feuille 
de train. Les irrégularités constatées à cet égard 
devront faire l’objet d’une mention et les mesures 
commandées par les circonstances seront prises. 


ad article 495 
1. — La carte d'identité sera établie d'après le 
modèle suivant : 


< Id em =» > 


Valable jusqu'au ...... 19.. 
Carte d'identité No 


M. (nom et fonction de l'agent) 


est en service officiel dans le trafic en 
transit privilégié de la Haute Silésie sur | 
ld ligne de 


Timbre 
humide. 


* to Cl = 


| Series piece 
Signature du 


| porteur: Siguature du fonctionnaire qui a 


etabli la carte: 


Verso. 


AVIS 
Cette carte d'identité doit être rendue au service 
qui 'n établie dès que le porteur n’exerce plus les 
fonctions indiquées, et, en tont cas, à l’expiration 
de la durée de sa validité. 


den Beſtimmungen des Durchgangslandes. Die Um⸗ 
ladung der Güter, die Offnung des Zollverſchluſſes 
und ihre Urſachen ſowie die Erneuerung des Ver⸗ 
ſchluſſes ſind in der Zugliſte und in etwaigen Zoll⸗ 
und Steuerpapieren zu beurkunden. Ebenſo wird 
verfahren, wenn ein Verſchluß unterwegs abſichtlich 
oder durch zufällige Umſtände verletzt wird, oder 
Waren aus einem Wagen geſtohlen werden; jedoch 
iſt der Tatbeſtand tunlichſt unter Zuziehung von 
Zollbeamten feſtzuſtellen. Das Veranlaßte und die 
Gründe hierfür ſind in der Zugliſte und in den 
etwa vorhandenen Zoll- und Steuerpapieren zu ver- 
merken. Die Tatbeſtandsaufnahme iſt beizufügen. 
Die Weiterbeförderung der hierdurch aufgehaltenen 
Wagen hat mit der nächſten Gelegenheit zu erfolgen. 


(7) Der Eintritt des Zuges in das Durchgangs- 
land iſt, ebenſo wie der Austritt aus dieſem, in der 
Zugliſte zu beſcheinigen. Hierbei feſtgeſtellte An- 
ſtände ſind beſonders zu vermerken; zugleich ſind die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen. 


Zu Artikel 495 


(1) Der Ausweis wird nach folgendem Muſter 
ausgeſtellt: 


<— -a 16 m >» > 


Gültig bis zm 195: 
Wazny do 


Ausweis (Wykaz) Nr.. 

Der (Name und Dienftftellung) .......... 
P. (nazwisko i stanowisko sluzbowe) 

iſt im oberſchleſiſchen privilegierten Eiſenbahn⸗ 
jest zajety sluzbowo w görnoslaskim ruchu 
durchgangsverkehr amtlich tätig auf d.. Strecke 


3 | tranzytowyın na przestrzeni (niaclı) 
Feuchtſtempel 4 
(Mokra HDH f KR ENS 19 
| L Dientfiitellen.0u22,0 2.0100 
Unterſchrift Urzad 
des abers 8 
7 Be Unterſchrift des ausſtellenden Beamten 


wiagciciele Podpis urzednika wystawiajacego 


Rückſeite 

Zur Beachtung! 

Der Ausweis iſt der Dienſtſtelle, die ihn ausgeſtellt 

hat, zurückzugeben, ſobald der Ausweisinhaber nicht mehr 

in dem angegebenen Dienſt verwendet wird, jedenfalls 
jedoch mit Ablauf der Gültigkeitsdauer der Ausweife. 


Uwaga! 

Wykaz na'ezy zwrôcié urzedowi, ktöry go wydal, 
gdy jego posiadacz qu nie jest zajety W wynieni- 
onej sluzbie, a w kazdym razie po uplywie terminu 
waznosci wykazu. 


N 
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Annexe No 1 
au Règlement d’exéention 
ad article 440 


Répartition des locomotives 
a) Suivant leur type. 


Nombre pour la 
direction 
allemande} polonaise 


Désignation, Type 


Je 


Locomotives pour trains di- 
rects et trains omnibus 


Total... 


Locomotives pour trains de 
marchandises 


Total 


Locomotives à tenden 


Total... 


Total général... 


b) Suivant leur état de fonctionnement : 


Nombre pour la 
direction 
allemande | polonaise 


Désignation 


ordre de 
mache en late 
Locomotives en réparation. 


Locomotives en | 
450 300 
180 130 


T 630 430 


Anlage Nr. 1 


zu den Ausführungsbeſtimmungen 
zu Artikel 440 


Anterverteilung der Lokomotiven 
a) Nach Gattungen. 


Anzahl für die 
deutſche poelniſche 
Direktion 


Bezeichnung Gattung 


Schnell- und Perſonenzugloko⸗ 
motiven 


Zuſammen 82 83 
4 
15 15 
30 33 
Gütergualotomotiven........ 7 
36 
29 
Feel 
Zuſammen 298 127 
| 
13 20 
— 2 
79 92 
12 18 
Tenderlokomotivn. 8 
9 520 
8 
54 


Zuſammen 


Im ganzen 


b) Nach Betriebsfähigkeit. 
Anzahl für die 

beutjche | polniſche 

Direftion 


Bezeichnung Gattung 


Betriebsfähige Lokomotive 
Ausbeſſerungslokomotiven - » 


Im ganzen... | 


Annexe No 2 
au Règlement d'exécution 
ad article 440. 


Répartition des voitures de voyageurs, four- 
gons à bagages, fourgons petite vitesse et 


voitures de service, suivant le type 


Marque s 


> + direction 
spéciales 


Désignation 


Voitures à voyageurs: 
Vagons-lits à 4 essieux . 


Voitures à intereireulation 
à 4 essieux avec passe- 
relles et à soufflets en 


Schlaf 4 | 3 


ABBü 


ABCCü I 15 [8 


Bü \ 


cuir 

Voitures à 4 essieux . { BCCü 10 5 
75 à 4 essieux ... |CCü 12 | 10 

Voitures à compartiments f| ABB 112 

distinets, à 4 essieux \|ABCC /* 

Id. à 4 essieux ..:..... 


Total des voitures à 
L''éssioux nn... 2560 


Voitures à compartiments 


distincts, à 3 essienx Ire, 1 40 25 
2e et Ire, 2e, Ze classes J 

itures à 3 essieux ?e et IB à | 
pee \ 3 essieux f 1 60 10 
2e, 3e classes \ j 
Voitures à 3 essieux 
Ze classe . RN 200 131 
Voitures à 3 essieux, 
AR lasse Soc 340 230 
Voitures à 3 essieux, Ire, 
2e classes (avec passe- 
LU ETS MERE ANS St 5 1 2 
Voitures à 3 essieux, 20, | 
3e classes 35 28 
Voitures à 3 essieux, 
3e classe 


Total des voitures 
à 3 essieux....... 


Voitures à compartiments AB 

distincts à 2 essieux Le, [LAB || 2 3 
2e et Ire, 2e, Ze classes 8 | 
Voitures à 2 essieux, | 

20 Class eut Feratl B 3 | 8 
Voitures à 2 essieux, 2e, 

3e et 2e, 8e, 4e classes | BC-BCD | 10 9 
Voitures à 2 essieux, 

ge Class „“' C 30 20 
Voitures à 2 essieux, 3e, 

4e et 4e classes CD-D 7 5 
Voitures à 2 essieux avec ABi | 
passerelles, Ire, 2e et 2e, BCi — 14 12 
Ze classes U 
Voitures à 2 essieux, 

declasses ans, Ci 12 10 
Voitures à 2 essienx, | 

4. classe 7 


Total des voitures 
d essen 


Vagons à marchandises 
aménagés pour le trans- 
port des voyageurs 


Nombre pour la 


allemande! polonaise 
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Anlage Nr. 2 


zu den Ausführungsbeſtimmungen 
zu Artikel 440. 


Unterverteilung der Perſonenwagen, Ge⸗ 
pückwagen, Packwagen und Bahndienſt⸗ 


wagen nach Gattungen 


Gattungs⸗ 


Bezeichnung 5 


Direktion 


Perſonenwagen | 
Aachſige Schlafwagen Schlaf 4 3 
Æadjige Durchgangswagen mit | ABBü 


ee und Kal f ABCCü j 15 8 
Jachſige besgl. ............ 55 80 ; 10 5 
Kachſige des gl... CCü 12 10 
Æacbfige Abteilwagen ....... { 1508 12 4 
dadfige Abteilwagen CC 14 | 6 


Zuſammen Aachſige Wagen 


Zachſige Abteilwagen 1. /II. und f| AB 
1/ö 1I/öIII. Klaſſe U ABC 


B 
BC 


Zachſige IT. und II. III. lasse 


Zachſige III. Klaſſe .. . 
Zachſige IV. Klaſſe 


Zachſige Wagen mit Über 


gangsbrücken I/II. Klaſſe . 5 2 
Zachſige II./ III. Klaſſe 35 28 
Zachſige III. Klaſſe 


Zuſammen Zachſige Wagen 


Zachſige Abteilwagen I/II. u. f 1% 3 
I/II. / III Klaſſe 1 EX 

2 achſige II. Rlaïfe.......... 3 3 

Zachſige II/III. u. II/III IV. y 10 9 
Klaſſe \ 

2achſige III. Klajfe........- 30 20 


Lachſige III. IV. u. IV. Klaſſe À 


Zachſige Wagen mitlibergangs- 
brücken I/II. u. II/III Klaſſe 


Zachſige III. Klaſſ qm 


2 achſige IV. Klaſſ am 
Zuſammen Zahfige Wagen .. 


N 


Für Perſonenbeförderung ein» f 
Ndi. Nei 


gerichtete Güterwagen 


Zuſammen 


Im ganzen 


Anzahl für die 
deutſche polniſche 


Nombre pour la 
direction 


allemande | polonaise 


Marques 


Désignation spéciales 


Fourgons à bagages pour 
trains de voyageurs. : 


à 4 essieux avec passe- 


NET ERDE EAN RS 17 + 
à 4 essieux sans passerelle 2 + 
3 Senn 93 40 
2 in ete 14 10 


Fourgons à bagages avec 
compartiment postal ... 


Fourgons petite vilesse à 
deux essieux pour trains 
de marchandises 


Voitures de service: 
Voitures d'inspection, à 


4 essieux (Salons) Sans 1 1 
Voitures sanitaires ..... 3 1 
Vagons de secours à outils 8 3 
Voitures d'équipes .:... marques 3 1 
Vagons à chaudière .... 6 5 
Vagons-réservoir de gaz 11 5 
Vagons d’etalonnage.... | spéciales 3 1 


Vagons d'étalonnage sup- 
plement :...444108 


Vagons-grues .......:.. 


Anzahl für die 
deutſche polniſche 
Direktion 


Gattungs⸗ 


Bezeichnung zeichen 


Perſonenzuggepäck ; 
wagen 
Lachſig mit Übergangsbrüde 17 4 
Lachſige ohne Brücke 2 E 
Zachſigghge 93 40 
Aachſiggh e 


Gepäckwagen mit Poſtabteil. 


Im ganzen 164 70 


Güterzugpackwagen 2achſig .. 


Im ganzen 


Bahndienſtwagen 
Bereiſungswagen, 4achſig (Sa⸗ 
[ 


DR) AR RER de sa ER 134 1 
Arztage n Ohne 3 1 
Hilfsgerätewagen .......... beſon⸗ 8 3 
Mannſchaftswagen dere 3 1 
Heizkeſſelwagen S Gat 6 5 
Gastransportwagen tungs. 11 5 
Eichungswagen > zeichen 3 I 
Gewichts beiwagen 3 1 
Kranwagen 8 3 1 


Im ganzen 41 19 
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Annexe N>3 


au Règlement d’exécution 


ad article 440. 


Répartition des vagons à marchandises 
suivant leur type. 


er) 


Anlage Nr. 3 


zu den Ausführungsbeſtimmungen 
zu Artikel 440. 


Anterverteilung 
der Güterwagen nach Gattungen. 


Dit Ton- | Mar- | Nombre pour la direction 
esignation nape l'uues 
84 allemande polonaise 
G 850 510 
Couverts à 2 es- f Gin 1.080 640 
sieux Gml 90 50 
Total 1.200 
Couverts à 2 es- 
sieux avec frein | N 30 10 
à air comprimé 
ou 
conduite d’air. 
Total 30 
. 
Vagons à be- : | 2 
stiaux à 2 es- 8 4 
sieux 4 
Total x... 10 
Ouverts à 2 es- f 
sieux 
Total 18,000 
Vagons à rails, 
à 2 essieux 
10. N 
350 
Vagons à ran- 
chers à 2 — 
sieux 
Toi 150 
Vagons à bois { 
Total . 60 
Vagons à chaux, f 
à deux essieux | | 
2 50 
Vagons de tra- | 
vaux | 
160 | 150 


20,000 | 


Total géneral . 


Lade Gat⸗ Anzahl für die 
Bezeichnung ge. tungs. deutſche polniſche 
wicht | zeichen Direktion 


Bedeckte 2 sata} 


Zuſammen 2020 1 200 
Bedeckte 2 achſige 
mit Luftdruck⸗ 30 10 
bremſen od. Lei» 
tung 
Sufammen.... 30 
2 
Viehwagen 4 
2 achſig | 4 
Zuſammen 20 10 
| 3000 
Offene 2 achſige | 
| 10 100 | 11 000 
Oquk 
Ommk 3 69 
Zufammen.... 18 000 
Schienentrans⸗ | 
portwagen 8 \ 150 270 
2 achſig Smm J 
4 achſie g 88 
Zuſammen | 350 
Î 
Rungenwagen, 30 
2 achſig 
Zuſammen 150 
Holztransport⸗ Host 40 
9 Hmrz. 70 20 
Zuſammen . 60 
Kaltwagen, 2 ach 10 
ſig \ 40 
Quiammen. . 500 50 


Arbeitswagen . : 


Im ganzen 


Récapitulation 


Initiales 


des 
marques allemande 


spéciales | Nombre | Tonnage 


Direction 
Type polonaise 


Nombre | Tonnage 


Couverts ....... G 2,020 27,680 1,200 16,400 
Couverts ....... N 100 1,070 30 320 
Vagons à bestiaux V 20 240 | 10 120 
Ouverts ........ 0 16,500 | 255,440 || 18,000 | 278,750 
Vagons à rails. . 8 200 4,300 350 7,400 
Vagons à ranchers R 300 4.300 150! 2,150 
Vagons à bois.. H 200 2,650 60 800 
Vagons à chaux. K 500! 7,000 50 700 
Vagons de travaux X 160 | 2.000 150 1,870 

Total 20,000 304.680 20,000 | 308,510 


Dans chaque type, le quart environ des vagons 
est pourvu d’un équipement de frein. 


Zuſammenſtellung 
Haupt⸗ Deutſche GAL Polniſche 
Art gattungs: 9 . Lad 
: e. 2 
zeichen umahl 995 5 | Anzahl 98910 
| 
Bedeckte Wagen G 2 020 27 680} 1200) 16400 
Bedeckte Wagen N 100 1070 30 320 
Viehwagen V 20 240 100. 120 
Offene Wagen 0 16 500 255 440 18 000 278 750 
Schienenwagen .: 8 200 4 3000 3500 7400 
Rungen wagen R 300 4300| 150) 2150 
Holztransportwagen - H 200 2650 60 800: 
Kalkwagen K 500 7 000! 50 700 
Arbeitswagen -..... X 1600 2000 1501 1870 
Zuſammen 20 000! 304 680 | 20 000! 308 510 


Innerhalb jeder Gattung entfallen etwa 34 der 
Geſamtzahl auf Wagen mit Bremseinrichtung. 


Annexe No 4 


au Règlement d’exécution 
ad article 447. 


Modèle d’etiquette 


pour vagons dont l’avarie a été constatée lors de la 
visite technique à la frontière germano-polonaise. 


Fond rouge. 
Haute Silésie 


Vagon (type) 
du chemin de fer de 


Impression en noir. 


avarié sur le réseau de la 
DATOCAION LEE RE re 
dirigé pour réparation sur 
l'atelier de 


Timbre de la gare. 


Annexe No 5 
au Règlement d'exécution, 
ad article 448 


Répartition des véhicules attribués aux ad- 
ministrations des chemins de fer à voie étroite 


Nombre pour la 
Direction 


Marques 


Désignation — 
spéciales 


allemande | polonaise 


Locomotives à tender 


Total des locomotives..... 


Vagons à marchandises ou- 


W A DRE 1,970 3,200 
Vagons à minerai de plomb: — 52 
Vagons à chnuu 33 | 65 
Vagons à bord bas 12 | 24 
Vagons à ranchers ....... 26 — 
Vagons à bois (individuelle- 

o 82 56 

ts Re 


Total des vagons. er 


Les autres voitures de service sont attribuées 
au réseau sur lequel elles ont jusqu'ici stationné. 


Anlage Nr. 4 
zu den Ausführungsbeſtimmungen 
zu Artikel 447. 


Muſter 
für Beklebezettel für Wagen, deren Beſchädigung 
bei der techniſchen Unterfuchung an der deutſch⸗ 
polniſchen Grenze feſtgeſtellt worden iſt. 


rote Grundfarbe Oberſchleſien 
Tlo ezerwone Görny Slask 
Wagen (Gattung) Nr. 
Wagon (rodzaj) Nr. 
der Bahn 
. kolei 
beſchädigt im Direftionsbeaitt ....... 
uszkodzony W Dyrekeji ........... 
8 zur Wiederherſtellung nad) der ...... 
czarny druk do NAPrAWY W ................... 
Weit IE PRE AT 
r DEN RAS 
Stationsſtempel 


pieczatka stacji 


Anlage Nr. 5 


zu den Ausführungsbeſtimmungen 
zu Artikel 448 


Unterteilung der Fahrzeuge der Schmal⸗ 
ſpurbahnen auf die Verwaltungen 


Anzahl für die 
beutfche | polnifche 
Direktion 


Gattungs⸗ 


Bezeichnung zeichen 


Lokomotiven im ganzen 


Güterwagen, offene 


Bleierzwagen — 52 
Kalkdagee se 33 65 
Niederbordwagen ...,...... 12 24 
Nungenwagen ::.:..:..... 26 — 
Holzwagen, einzeln 82 56 


Bereifungs (Derfonen.) Wagen 


Wagen im ganzen 


Sonſtige Bahndienſtwagen werden dem Bezirke zu- 
gewieſen, in dem ſie bisher ſtationiert waren. 


Titre IX 


Personnel des Chemins de Fer 
Chapitre Premier 


Fonctionnaires et employés au service 
temporaire des chemins de fer polonais. 


Article 501 


1. — Après la remise des chemins de fer à la 
Pologne, une partie des fonctionnaires allemands 
de chemin de fer continuera temporairement à 
faire son service auprès de l'Administration des 
chemins de fer polonais, si ces fonctionnaires mani- 
festent leur volonté d'assumer le service aux con- 
ditions qui suivent. 

2. — Les fonctionnaires seront choisis individu- 
ellement par l'Administration des chemins de fer 
polonais d’entente avec l'Administration des 
chemins de fer allemands. 

3. — Par «fonctionnaires » on entend, dans le 
présent titre, non seulement les fonctionnaires 
supérieurs, mais aussi les employés dont la situa- 
tion est déterminée par les règles générales du 
service de l'État, et ce, par opposition aux 
employés (Angestellte) dont la situation est fixée 
par contrat de droit privé (voir article 545). Par 


«agents», on entend, dans le présent titre, 
les fonctionnaires, employés (Angestellte) et 
ouvriers. 


Article 502 
A moins que le présent titre n’en dispose autre- 
ment ou que le contraire ne résulte de l’organisa- 
tion des chemins de fer du Reich, l'Administration 
des chemins de fer allemands au sens de ce titre 
est représentée par la Direction allemande 
d’Oppeln. 
Article 503 
La durée du service des fonctionnaires alle- 
mands au service des chemins de fer polonais sera 
au plus de douze mois à compter du premier jour 
du trimestre du calendrier qui suivra la remise 
des chemins de fer. 


Article 504 
1. — Le service des fonctionnaires sera limité 
au territoire de la Haute Silésie polonaise ; celui 
du personnel des trains pourra, toutefois, s'étendre 
dans un rayon de trente kilomètres au delà de ce 
territoire. 
2. — Les fonctionnaires, s'ils y consentent, 


_ pourront être déplacés à l’intérieur du territoire 


où doit se faire leur service. Ce consentement 
n’est pas nécessaire quand il s’agit de les détacher 
passagèrement dans une autre localité. 


Article 505 


1. — Les fonctionnaires allemands au service 
de l’Administration des chemins de fer polonais 


Titel IX 
Eifenbahnperfonal 
Kapitel 1 
Deutſche Beamte und Angeſtellte im zeit- 
weiligen Dienſte bei der polniſchen Eiſen⸗ 
bahnverwaltung 


Artikel 501 


(1) Nach der Übergabe der Eiſenbahnen an Polen 
wird ein Teil der deutſchen Eiſenbahnbeamten, ſo⸗ 
weit ſie ſich freiwillig unter den nachſtehenden Bedin⸗ 
gungen dazu bereit erklären, noch vorübergehend bei 
25 polniſchen Eiſenbahnverwaltung Dienſt ver⸗ 
richten. 


(2) Die einzelnen Beamten werden von der pol⸗ 
niſchen Eiſenbahnverwaltung im Einvernehmen mit 
der deutſchen Eiſenbahnverwaltung ausgewählt. 


(8) Der Ausdruck »fonctionnairese im vorliegenden 
Titel umfaßt nicht nur die oberen Beamten, ſondern 
auch die übrigen Beamten, auf welche die das Be- 
amtenverhältnis regelnden allgemeinen ſtaatlichen 
Beſtimmungen zutreſſen, im Gegenſatze zu den »em- 
ployes« (Angeſtellten), die im Vertragsverhältnis 
ſtehen (vgl. Artikel 545). Unter »agents« (Bedien⸗ 
ſteten) ſind im vorliegenden Titel Beamte, Ange: 
ſtellte und Arbeiter zu verſtehen. 


Artikel 502 
Soweit der vorliegende Abſchnitt nicht ein anderes 
beſtimmt oder aus der Organiſation der Reichsbahn 
ſich ein anderes ergibt, wird die deutſche Eiſenbahn⸗ 
verwaltung im Sinne dieſes Abſchnitts durch die 
deutſche Eiſenbahndirektion in Oppeln vertreten. 


Artikel 503 
Die Dauer der Dienſtleiſtung der deutſchen Beam⸗ 
ten im polniſchen Eiſenbahndienſt erſtreckt ſich auf 
höchſtens zwölf Monate, von dem auf den Übergang 
der Staatshoheit folgenden Erſten des Kalender— 
vierteljahrs ab gerechnet. 


Artikel 504 

(1) Die Verwendung der Beamten beſchränkt ſich 
auf das Gebiet Polniſch⸗Oberſchleſiens; das Fahr⸗ 
perſonal kann jedoch auch bis zu einem Umkreis von 
30 km außerhalb dieſes Gebiets verwandt werden. 

(2) Verſetzungen innerhalb des Verwendungsge⸗ 
biets können mit Zuſtimmung des Beamten ange⸗ 
ordnet werden. Dieſe Beſtimmung iſt für vorüber⸗ 
gehende Verwendung (Kommandierungen) nicht er⸗ 
forderlich. 


Artikel 505 
(1) Die im Dienſte der polniſchen Eiſenbahnver⸗ 
waltung beſchäftigten deutſchen Beamten ſind als von 


seront considérés comme mis en congé par l’Ad- 
ministration des chemins de fer allemands et 
seront réintégrés dans le service ferroviaire alle- 
mand même si, entre temps, les chemins de fer 
du Reich avaient été l’objet de transformations. 


2. — Seront considérés comme fonctionnaires 
allemands, dans le sens susmentionné, les fonc- 
tionnaires à poste permanent (planmässige) ou à 
poste non permanent (ausserplanmässige) qui, le 
jour du transfert de la souveraineté, se trouveront 
stationnés en Haute Silésie polonaise et auront 
manifesté, de façon non équivoque, leur volonté 
de demeurer au service du Reich. Ceux de ces 
fonctionnaires qui auront perdu leur nationalité 
allemande en vertu des stipulations de la deuxième 
partie de la présente Convention, seront tenus de 
la recouvrer le plus tôt possible par option. 

3. — Seront en outre considérés comme étant 
en congé les fonctionnaires allemands qui, lors 
du transfert de la souveraineté ou après ce trans- 
fert, auront été, par suite d’entente des deux 
Administrations, déplacés à titre temporaire du 
territoire allemand pour être mis à la disposition 
de l’Administration des chemins de fer polonais. 


4. — Le,congé prend fin : 

1° au moment où le fonctionnaire cesse d’être 
en service auprès de l' Administration po- 
lonaise (articles 538 à 540) : 

2° dès l'entrée du fonctionnaire au service 
définitif de la Pologne (article 543) : 

3° à l'expiration du délai prévu à l’article 503. 


Article 506 


Le Gouvernement polonais garantit aux fonc- 
tionnaires allemands au service de l’Administra- 
tion des chemins de fer polonais tous les droits 
civils et politiques dont jouit le personnel po- 
lonais, sauf le droit d’elire et d’être élu aux 
assemblées représentatives de l'État ou des autres 
personnes juridiques du droit public. 


Article 507 


1. — Les fonctionnaires allemands, ainsi que 
ceux parmi leurs descendants et autres membres 
de leur famille qui vivent dans leur ménage, sont 
exempts du service militaire polonais ; ils ne 
peuvent, sans l’assentiment du Gouvernement 
allemand, être contraints à faire partie de troupes 
de police, gardes civiques ou autres formations 
analogues. 

2. — Les dispositions exceptionnelles frappant 
les étrangers ne leur sont point applicables. 


Article 508 

1. — Les fonctionnaires allemands, ainsi que 
les membres de leur famille qui vivent dans leur 
ménage, sont, en principe, exempts de tous impôts 
polonais sur le capital et sur le revenu ainsi que 
de toutes autres contributions frappant les per- 
sonnes ou les fortunes, à l'exception des taxes 
communales, taxes d’églises et taxes scolaires. Il 
ne pourra, en particulier, être perçu aucune taxe 
sur tout ou partie du traitement. En ce qui con- 
cerne les taxes communales, taxes d’églises et 
taxes scolaires, ainsi que les impôts fonciers, 
impôts sur la propriété bâtie et autres impôts 


— 


der deutſchen Eiſenbahnverwaltung beurlaubt anzu⸗ 
ſehen und werden in den deutſchen Eiſenbahndienſt 
zurückübernommen, auch wenn die Reichsbahn inzwi⸗ 
ſchen eine andere Geſtalt angenommen haben ſollte. 

(2) Als deutſche Beamte in dieſem Sinne gelten 
die am Tage des Überganges der Staatshoheit in Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſien ſtationierten planmäßigen und 
außerplanmäßigen Beamten, die ihren Willen, 
deutſche Reichsbeamte zu bleiben, unzweideutig kund⸗ 
getan haben. Dabei iſt Vorausſetzung, daß Beamte, 
welche die Reichsangehörigkeit auf Grund der Be⸗ 
ſtimmungen des zweiten Teiles dieſes Abkommens 
verlieren, dieſe ſobald als möglich durch Option wie⸗ 
der erwerben. 


(3) Als beurlaubt gelten ferner ſolche Beamte, die 
von der deutſchen Eiſenbahnverwaltung im Einver⸗ 
nehmen mit der polniſchen Eiſenbahnverwaltung bei 
und nach dem Übergange der Staatshoheit vorüber⸗ 
gehend in den polniſchen Eiſenbahndienſt abgeordnet 
werden ſollten. 


(4) Der Urlaub endet: 
1. durch Beendigung der dienſtlichen Tätigkeit bei 
der polniſchen Eiſenbahnverwaltung (Artikel 538 
bis 540); i 
2. durch den endgültigen Übertritt des Beamten in 
polniſchen Dienſt (Artikel 545); 
3. durch Zeitablauf (Artikel 505). 


Artikel 506 

Die polniſche Regierung gewährleiſtet den im 
Dienſte der polniſchen Eiſenbahnverwaltung ſtehen— 
den deutſchen Beamten alle bürgerlichen und ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte, mit Ausnahme des aktiven und 
paſſiven Wahlrechts für öffentliche Körperſchaften, in 
dem gleichen Umfang, in dem fie den polniſchen Be- 
amten zuſtehen. d 


Artikel 507 

(1) Die deutſchen Beamten ſind nebſt den in ihrem 
Haushalt lebenden Abkömmlingen und ſonſtigen Fa⸗ 
milienangehörigen vom polniſchen Militärdienſt be- 
freit und können ohne Genehmigung der deutſchen 
Regierung nicht zum Eintritt in Polizeitruppen, 
Bürgerwehren oder ähnliche Formationen gezwungen 
werden. 8 


(2) Ausnahmebeſtimmungen zu Ungunſten von 


Ausländern finden auf ſie keine Anwendung. 


Artikel 508 

Die deutſchen Beamten ſowie die in ihrem Haus⸗ 
halt lebenden Familienangehörigen ſind grundſätzlich 
von allen polniſchen Kapital⸗, Einkommen⸗ und ſon⸗ 
ſtigen Perſonal⸗ und Vermögensſteuern mit Aus⸗ 
nahme der Kommunal- und Kirchenſteuern ſowie der 
Schulabgaben befreit. Namentlich darf das Dienſt⸗ 
einkommen weder insgeſamt noch teilweiſe mit Ab⸗ 
gaben irgendwelcher Art belegt werden. Mit Bezug 
auf Kommunal und Kirchenſteuern, Schulabgaben, 
Grund⸗, Gebäude- und ſonſtigen Ertragsſteuern 
dürfen ſie nicht ſchlechter als die polniſchen Beamten 


geſtellt werden. Bei der Erhebung einer Wertzu⸗ 


1% 


241 — 


réels, les fonctionnaires allemands ne pourront 
être traités plus défavorablement que les fonc- 
tionnaires polonais. En cas de perception d’un 
impôt de plusvalue, le prix de vente, s’il est touché 
en monnaie polonaise, sera calculé en marks alle- 
mands par conversion au cours du change ; les 
dispositions de l’article 307, $ 4, alinéas 2 et 3, 
s'appliquent à la détermination du cours du 
change. 


2. — Il ne sera perçu aucune taxe pour l’exemp- 
tion de services ou prestations du genre mentionné 
à l’article 507. 


Article 509 


1. — Les fonctionnaires allemands ne sont 
point soumis à la juridiction militaire polonaise ; 
ils ne peuvent être poursuivis et jugés que par 
les tribunaux polonais ordinaires. 

2. — Il ne pourra être procédé à des perquisi- 
tions et à des arrestations que dans les conditions 
prévues par le Code de Procédure criminelle alle- 
mand en vigueur au moment où ces mesures seront 
prises. 


Article 510 


Le Gouvernement polonais sera responsable de 
tous dommages causés à la personne, à la vie, 
à la santé, à la propriété ou aux droits patri- 
moniaux des fonctionnaires allemands par des 
actes illégaux de représentants de pouvoirs 
publics, à moins que le fonctionnaire lésé n’ait lui- 
même donné de justes motifs à l’action de ces 
représentants. Il en sera de même pour les dom- 
mages de semblable nature causés par des parti- 
culiers à des fonctionnaires en raison de leur 
nationalité, sauf s’il est prouvé qu'il y a eu faute 
de la part de ces derniers. Si les lois ne suffisent 
pas à assurer la réparation complète du dommage, 
l'Administration des chemins de fer polonais 
paiera la différence ; dans ce cas, et quand il 
s’agira de dommages à des choses, il sera tenu 
compte de l’usure de celles-ci. S'il y a eu faute de 
la part du fonctionnaire, le montant des dom- 
mages-intérêts subira une réduction propor- 
tionnelle. 


Article 511 


Conformément aux dispositions du III® Titre 
de la 1" Partie de la présente Convention, les 
biens, droits et intérêts des fonctionnaires alle- 
mands au service des chemins de fer polonais, des 
membres de leur famille vivant dans leur ménage 
et de leurs domestiques, ainsi qu’en cas de décès 
de ces fonctionnaires, de leurs survivants. ne 
peuvent pas être liquidés. Les dispositions de la 
première phrase de l’article 6 ne sont pas 
applicables. 

Article 512 

1. — Les dispositions de l’article 164 sont 
applicables par analogie aux fonctionnaires alle- 
mands qui, étant au service des chemins de fer 
polonais, appartiennent ou voudront appartenir à 
des syndicats allemands de chemins de fer. 

2. — Les fonctionnaires allemands au service 
de l’administration des chemins de fer polonais 
devront s'abstenir de tous agissements anti- 
polonais. 


wachsſteuer iſt der etwa in polnischer Währung er- 
zielte Erlös in deutſche Mark zum Tageskurſe nach 
Maßgabe des Artikels 307 $ 4 Abſ. 1 und 2 umzu⸗ 
rechnen. 


(2) Abgaben für die Befreiung von Dienſtleiſtun⸗ 
gen der im Artikel 507 erwähnten Art werden nicht 
erhoben werden. 


Artikel 509 


(1) Die deutſchen Beamten find der polniſchen Mi- 

litärgerichtsbarkeit entzogen und dürfen nur von or⸗ 
dentlichen polniſchen Gerichten verfolgt und abgeur⸗ 
teilt werden. 


(2) Hausſuchungen und Feſtnahmen ſind nur unter 
den gleichen Vorausſetzungen zuläſſig, wie ſie die je⸗ 
weils geltende deutſche Strafprozeßordnung vorſieht. 


Artikel 510 

Die polniſche Regierung haftet für allen Schaden 
an Leib und Leben, Geſundheit, Eigentum und Ver⸗ 
mögensrechten, der den deutſchen Beamten aus geſetz⸗ 
widrigen Eingriffen öffentlicher Organe erwächſt, ſo⸗ 
fern nicht der Beamte zum Eingreifen begründete 
Veranlaſſung gegeben hat. Das gleiche gilt von 
Schäden derſelben Art, die den Beamten wegen ihrer 
Nationalität von Privatperſonen zugefügt worden 
ſind, ſofern den Beamten nicht ein Verſchulden nach⸗ 
gewieſen wird. Reichen die geſetzlichen Beſtimmungen 
zum vollen Erſatze des Schadens nicht aus, jo zahlt 
die polniſche Eiſenbahnverwaltung den Unterſchieds⸗ 
betrag, wobei bei Sachſchäden der Abnutzungswert zu 
berückſichtigen iſt. Bei eigenem Verſchulden des Be⸗ 
amten tritt eine entſprechende Minderung des 
Schadensbetrags ein. 


Artikel 511 
Gemäß den Beſtimmungen des dritten Titels des 
erſten Teiles dieſes Abkommens können die Güter, 
Rechte und Intereſſen der im Dienſte der polniſchen 
Eiſenbahn beſchäftigten deutſchen Beamten, der in 
ihrem Haushalt lebenden Familienangehörigen, 
ihres Dienſtperſonals, ſowie im Falle ihres Todes 
ihrer Hinterbliebenen nicht liquidiert werden. Die 
Beſtimmungen des erſten Satzes des Artikels 6 ſinden 
keine Anwendung. i 


Artikel 512 

(1) Die Beſtimmungen des Artikels 164 finden 
entſprechende Anwendung auf deutſche Beamte im 
polniſchen Eiſenbahndienſte, die deutſchen eiſenbahn⸗ 
gewerkſchaftlichen Organiſationen angehören oder an⸗ 
gehören wollen. 

(2) Die im polniſchen Eiſenbahndienſte beſchäftig⸗ 
ten deutſchen Beamten haben ſich jeder polenfeind- 
lichen Betätigung zu enthalten. 
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Article 513 

Les fonctionnaires allemands au service de 
l'Administration des chemins de fer polonais 
désigneront pour la défense de leurs intérêts 
purement personnels et économiques auprès de 
la Direction allemande et de la Direction polo- 
naise un homme de confiance et, en cas d’empêche- 
ment de celui-ci, désigneront son suppléant. Il 
sera permis à ce Représentant du personnel 
d'entretenir librement des rapports avec l’Ad- 
ministration des chemins de fer allemands et 
l'Administration des chemins de fer polonais, 
ainsi qu'avec les fonctionnaires allemands au ser- 
vice de l'Administration des chemins de fer polo- 
nais dans quelque poste que ce soit. 


Article 514 


L’Administration des chemins de fer polonais 
tiendra compte, dans toute la mesure où les 
circonstances le permettront, des susceptibilités 
nationales des fonctionnaires allemands à son ser- 
vice. Sauf en ce qui concerne les membres de la 
Direction des chemins de fer et les chefs de ser- 
vice, elle évitera, autant que possible, de donner 
pour supérieurs à des fonctionnaires allemands 
des fonctionnaires polonais qui, précédemment, 
leur étaient inférieurs en rang et en traitement. 


Article 515 

1. — Les fonctionnaires allemands sont tenus 
de remplir consciencieusement leurs devoirs de 
service, de se conformer aux instructions officielles 
de l'Administration des chemins de fer polonais 
et d'observer une attitude loyale à l'égard de la 
Pologne. Si demande leur en est faite, ils 
donneront une déclaration écrite dans ce sens. Ils 
ne pourront, toutefois, être invités à prêter le 
serment demandé aux fonctionnaires polonais. 

2. — Si un fonctionnaire allemand quitte 
prématurément le service de son propre chef (voir 
articles 538 à 540), il aura à répondre de son acte 
devant l'Administration des chemins de fer alle- 
mands. 

3. — L’ignorance de la langue polonaise ne 
pourra entraîner aucune conséquence préjudiciable 
pour les fonctionnaires allemands, soit en matière 
de service soit sous le rapport pécuniaire ou à 
tout autre égard. Il ne pourra notamment être 
exercé sur eux aucune contrainte pour leur faire 
apprendre le polonais. 

4. — Les fonctionnaires allemands pourront 
être rendus responsables, conformément aux 
prescriptions polonaises, des dommages causés 
par eux. On appliquera toutefois les prescriptions 
allemandes si elles sont moins rigoureuses que les 
prescriptions polonaises. 

5. — Si un fonctionnaire allemand détruit ou 
endommage intentionnellement des biens apparte- 
nant aux chemins de fer polonais (sabotage), 
l'Administration des chemins de fer allemands, 
faisant application des prescriptions allemandes, 
punira le fonctionnaire fautif et lui fera payer 
des dommages-intérêts. Elle mettra à la dispo- 
sition de l’Administration des chemins de fer 
polonais le montant des dommages-intérêts qui 


Artikel 513 

Zur Wahrnehmung ihrer rein perſönlichen und 
wirtſchaftlichen Intereſſen bei der deutſchen und der 
polniſchen Direktion wird von den im polniſchen 
Eiſenbahndienſte tätigen deutſchen Beamten ein Ver⸗ 
trauensmann und für den Fall ſeiner Verhinderung 
ein Vertreter beſtimmt, dem der ungehinderte Verkehr 
mit der deutſchen und der polniſchen Eijenbahn- 
verwaltung und den bei der polniſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung tätigen deutſchen Beamten einſchließlich 
der deutſchen Beamten bei den einzelnen Eiſenbahn⸗ 
dienſtſtellen zu geſtatten iſt. 


Artikel 514 

Die polniſche Eiſenbahnverwaltung wird auf das 
nationale Empfinden der Beamten jede angemeſſene 
Rückſicht nehmen. Sie wird, abgeſehen von den Mit⸗ 
gliedern der Eiſenbahndirektion und von den Vor⸗ 
ſtänden der Amter, nach Möglichkeit keine polniſchen 
Beamten als Vorgeſetzte beſtellen, die früher im 
Range und Gehalt unter den deutſchen Beamten 
ſtanden. 


Artikel 515 

(1) Die deutſchen Beamten ſind gehalten, ihre 
Amtspflichten gewiſſenhaft zu erfüllen, den amtlichen 
Anordnungen der polniſchen Eiſenbahnverwaltung 
nachzukommen und Polen gegenüber ein loyales 
Verhalten an den Tag zu legen. Auf Verlangen iſt 
eine entſprechende ſchriftliche Erklärung abzugeben. 
Zur Ableiſtung eines Dienſteides wie die polniſchen 
Beamten können ſie jedoch nicht veranlaßt werden. 


(2) Verläßt ein deutſcher Beamter eigenmächtig 
und vorzeitig feinen Dienſt (vgl. Artikel 538 bis 
540), ſo wird die deutſche Eiſenbahnverwaltung ihn 
dafür zur Verantwortung ziehen. 


(3) Aus der Unkenntnis der polniſchen Sprache 
darf den deutſchen Beamten kein dienſtlicher, geld- 
licher oder ſonſtiger Nachteil erwachſen, namentlich 
darf ein Zwang zur Erlernung der polniſchen Sprache 
nicht ausgeübt werden. 


(4) Die deutſchen Beamten können zum Erſatze für 
den von ihnen verurſachten Schaden nach den polni⸗ 
ſchen Beſtimmungen herangezogen werden. Sind die 
deutſchen Vorſchriften milder, ſo greifen dieſe Platz. 


(5) Sofern ein Beamter mutwillig Eigentum der 
polniſchen Eiſenbahnen zerſtört oder beſchädigt 
(Sabotage), wird die deutſche Eiſenbahnverwaltung 
den ſchuldigen Beamten nach den deutſchen Beſtim⸗ 
mungen beſtrafen und haftbar machen. Den aus 
dieſem Anlaß eingezogenen Haftbetrag wird ſie der 
polniſchen Eiſenbahnverwaltung zur Verfügung 
ſtellen. Die Feſtſtellung des Tatbeſtandes und die 
Abſchätzung des Schadens erfolgt im Einvernehmen 
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lui auront été versés à cette occasion. II sera 
procédé à la constatation des faits et à l’eva- 
luation du dommage d’un commun accord entre 
les deux Administrations. Si elles ne parviennent 
pas à s'entendre, c’est le Comité supérieur qui se 
prononce. 

Article 516 

1. — Les fonctionnaires allemands au service 
des chemins de fer polonais continueront à 
bénéficier, pour leur nomination définitive ou leur 
avancement, des expectatives (Anwartschajten) 
telles qu’elles leur sont reconnues, au moment du 
transfert de la souveraineté, par les prescriptions 
allemandes. 

2. — Les nominations définitives et les avance- 
ments seront faits par l'Administration des che- 
mins de fer allemands dans l’ordre prévu par les 
listes actuelles du personnel et le nombre 
nécessaire de postes budgétaires leur sera réservé. 
Ces nominations et avancements seront reconnus 
par l’Administration des chemins de fer polonais 
avec toutes leurs conséquences, y compris celles 
qui se rapportent aux traitements. 


Article 517 


Les fonctionnaires devront être affectés à des 
fonctions ou occupations correspondant à leurs 
connaissances personnelles et à leur rang de ser- 
vice. Les principes allemands qui règlent la ma- 
tière devront être respectés dans la mesure du 


possible. 
Article 518 


1. — Les dispositions allemandes, présentes ou 
à venir, feront règle pour la classification des fonc- 
tionnaires allemands dans l'échelle des traite- 
ments, ainsi que pour le montant et le mode de 
paiement du traitement total, indemnités de vie 
chère y comprises. Toutes les mesures en décou- 
lant seront prises d’entente avec l'Administration 
des chemins de fer allemands. Les traitements des, 
dits fonctionnaires ne pourront être inférieurs aux 
traitements correspondants des fonctionnaires au 
service des chemins de fer allemands ; ils ne pour- 
ront non plus être inférieurs aux traitements des 
fonctionnaires polonais occupant en Haute Silésie 
polonaise des fonctions semblables. 

2. — Dans le cas où, depuis le transfert de la 
souveraineté, le coût de la vie aurait renchéri sen- 
siblement en Haute Silésie polonaise comparative- 
ment aux conditions d'existence en Allemagne, les 
indemnités de vie chère seront, sur demande du 
Représentant du personnel, augmentées propor- 
tionnellement à condition que de telles indemnités 
soient également payées aux fonctionnaires des 
chemins de fer polonais en service dans la Haute 
Silésie polonaise. 

3. — Les dispositions du premier alinéa s’appli- 
quent aussi aux frais de déménagement, de dé- 
placements passagers, aux indemnités de route, 
allocations supplémentaires, etc. La classification 
allemande des localités, du 13 janvier 1922, fait 
règle. | 

4. — Le fonctionnaire dont la famille habite un 
endroit autre que la localité de service, même hors 
des frontières de la Haute Silésie polonaise, rece- 
vra, outre les traitements, frais et allocations de 


mit der deutſchen Eiſenbahnverwaltung. Im Streit⸗ 
fall entſcheidet das Oberkomitee. 


Artikel 516 


(1) Allen deutſchen Beamten im polniſchen Eiſen⸗ 
bahndienſte bleiben die vorhandenen Anwartſchaften 
auf Anſtellung und Beförderung erhalten, wie ſie 
ihnen beim Übergange der Staatshoheit nach den 
deutſchen Beſtimmungen zuſtehen. 


(2) Anſtellungen und Beförderungen erfolgen 
durch die deutſche Eiſenbahnverwaltung in der 
Reihenfolge, in der die Beamten in den bisherigen 
Liſten aufgeführt ſind, wofür die erforderliche An⸗ 
zahl Haushaltſtellen bereitgehalten wird. Die Be⸗ 
ſtellungen und Beförderungen werden von der pol⸗ 
niſchen Eiſenbahnverwaltung mit allen Folgen, auch 
auf dem Gebiete des Dienſteinkommens, anerkannt. 


Artikel 517 
Die Beamten ſind ihrer Ausbildung und Dienſt⸗ 
ſtellung entſprechend zu beſchäftigen. Dabei ſind die 
deutſchen Grundſätze tunlichſt zu beachten. 


Artikel 518 

(1) Für die Einordnung der Beamten in die Be⸗ 
ſoldungsklaſſen und Beſoldungsſtufen ſowie für die 
Höhe und die Zahlungsart des geſamten Dienſtein⸗ 
kommens einſchließlich der Teuerungszuſchläge ſind 
die Grundſätze der jeweils geltenden deutſchen Be⸗ 
ſoldungsbeſtimmungen maßgebend. Alle derartigen 
Maßnahmen erfolgen im Einvernehmen mit der 


deutſchen Eiſenbahnverwaltung. Die Bezüge der Be⸗ 


amten dürfen nicht geringer ſein als die entſprechen⸗ 
den Bezüge der Beamten im deutſchen Eiſenbahn⸗ 
dienſte; ſie dürfen auch nicht hinter den Bezügen der 
in Polniſch-⸗Oberſchleſien tätigen polniſchen Eiſen⸗ 
bahnbeamten in entſprechender Dienſtſtellung zurück⸗ 
bleiben. 

(2) Sollten gegenüber dem Zeitpunkt des Über⸗ 
ganges der Staatshoheit die Lebensverhältniſſe in 
Polniſch⸗Oberſchleſien ſich im Vergleiche zu den 
Lebensverhältniſſen in Deutſchland weſentlich ver⸗ 
teuern, ſo tritt auf Antrag des Vertrauensmanns 
der Beamtenſchaft eine entſprechende Erhöhung der 
Teuerungszuſchläge ein, ſofern ſolche Teuerungszu⸗ 
chläge auch den in Polniſch⸗Oberſchleſien tätigen 
polniſchen Eiſenbahnbeamten gezahlt werden. 


(3) Die Beſtimmungen des Abſatzes 1 beziehen ſich 
auch auf Umzugsgebühren, Kommandogelder, Dienſt⸗ 
reiſeentſchädigungen, Nebengebühren u. dgl. Die 
deutſche Ortsklaſſeneinteilung vom 13. Januar 1922 
wird anerkannt. 


(4) Iſt die Familie eines Beamten an einem ande⸗ 
ren Orte als dem Dienſtort auch außerhalb Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſiens untergebracht, oder macht der Be⸗ 
amte von dem Rechte Gebrauch, ſie an einem ſolchen 
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toute nature mentionnés au présent titre, l’indem- 
nité pour ménage à part telle qu'elle est prévue 
par les dispositions allemandes, présentes ou à 
venir, sur les journées de service (Reichsverkehrs- 
blatt 1922, page 49); il bénéficiera des disposi- 
tions polonaises appliquées en Haute Silésie polo- 
naise si elles lui sont plus avantageuses. Il en sera 
de même lorsque le fonctionnaire aura fait usage 
du droit d'installer sa famille dans une localité 
hors des frontières de la Haute Silésie polonaise. 


Article 519 


1. — A titre de compensation pour leur ser- 
vice temporaire auprès d'une Administration 
étrangère, les fonctionnaires allemands recevront 
de l'Administration des chemins de fer polonais, 
au moment de quitter le service polonais, une in- 
demnité spéciale. 


2.— Le montant de cette indemnité est fixé 
comme suit: 


Marks 900, par mois pour les fonctionnai- 
res des groupes allemands de 
traitement 1-5 ; 

Marks 1050, par mois pour les fonctionnai- 
res des groupes allemands de 
traitement 6-8 ; 


Marks 1200, par mois pour les fonctionnai- 
res des groupes allemands de 
traitement 9-12. 


3. — A la demande des fonctionnaires alle- 
mands, le premier versement de cette indemnité 
leur sera remis, à titre d'avance, le 30 septembre 
1922, et les versements suivants à la fin de chaque 
trimestre du calendrier. En cas d'interruption de 
service dépassant au total cinq semaines — cas 
de maladie exceptés — l'indemnité cidessus sera 
réduite proportionnellement à la durée excédant 
ces cinq semaines 


4. — Pour les fonctionnaires allemands qui 
touchent l’indemnité de ménage à part, conformé- 
ment à l’article 518, alinéa 4, l'indemnité sous 
alinéa 2 ci-dessus sera réduite de 20% tant qu'ils 
n'habiteront pas avec leur famille. 


5. En cas de faute ayant entraîné le renvoi ou 
l'ouverture d’une. procédure disciplinaire, con- 
formément à l’alinéa 8 de l’article 523, le paie- 
ment de l'indemnité sous alinéa 2 ci-dessus sera 
suspendu jusqu'à ce qu'une décision intervienne. 
Si le renvoi est rapporté ou si la procédure dis- 
ciplinaire n’aboutit pas à une révocation le mon- 
tant retenu sera versé au fonctionnaire. 


Article 520 

Les allocations pécuniaires qui, après le retour 
des fonctionnaires allemands au service allemand, 
viendraient à être accordées rétroactivement aux 
fonctionnaires polonais des chemins de fer de la 
Haute Silésie polonaise pour une période pendant 
laquelle les fonctionnaires allemands ont été au 
service de la Pologne en vertu du présent titre, 
devront être également versées à ces fonction- 
naires, 


Orte unterzubringen, fo ift ihm eine Entſchädigung 
für getrennte Haushaltsführung in gleicher Höhe wie 
ſie in den jeweils geltenden deutſchen Beſtimmungen 
über Beſchäftigungstagegelder (vgl. Reichsverkehrs⸗ 
blatt 1922 S. 49) vorgeſehen iſt, außer den ſonſt in 
dieſem Titel bezeichneten Bezügen und Gebühren aller 
Art zu zahlen, ſofern nicht die polniſchen Beſtim⸗ 
mungen in Polniſch⸗Oberſchleſien günſtiger ſind. 


Artikel 519 
(1) Für die vorübergehende Dienſtleiſtung bei 
einer fremden Verwaltung wird den deutſchen Be⸗ 
amten beim Wiederausſcheiden aus dem polniſchen 
Dienſte von der polniſchen Eiſenbahnverwaltung 
außerdem eine beſondere Abfindung gewährt. 


(2) Die Höhe dieſer Abſindung wird feſtgeſetzt auf: 


900 A monatlich für die Beamten der deutſchen 
Beſoldungsgruppen 1 bis 5, 


1050 % monatlich für die Beamten der deutſchen Be⸗ 
ſoldungsgruppen 6 bis 8, 


1200 / monatlich für die Beamten der deutſchen Be⸗ 
ſoldungsgruppen 9 bis 12. 


(3) Die Abfindung wird auf Wunſch der deutſchen 
Beamten vorſchußweiſe erſtmalig am 30. September 
1922, ſpäter am Schluſſe eines jeden Kalenderviertel⸗ 
jahrs gezahlt. Von Krankheitsfällen abgeſehen, wird 
bei Dienſtunterbrechungen, die insgeſamt länger als 
fünf Wochen dauern, die obige Abfindung entipre- 
chend der die fünf Wochen überſchreitenden Zeitdauer 
gekürzt. 


(4) Bei deutſchen Beamten, die gemäß Artikel 518 
Abſ. 4 eine beſondere Entſchädigung für getrennte 
Haushaltführung erhalten, wird die im Abſ. 2 dieſes 
Artikels bezeichnete Abfindung für die Dienſtleiſtung 
in Polen um 20 v. H. für die Zeit der getrennten 
Haushaltführung ermäßigt. 


(5) Bei einer Verfehlung, welche die Kündigung 
oder ein förmliches Diſziplinarverfahren gemäß Ar⸗ 
tikel 523 Abſ. 3 zur Folge hat, wird die Zahlung der 
Abfindungsſumme bis zur Entſcheidung vorläufig ge⸗ 
ſperrt. Bei Rücknahme der Kündigung oder bei 
Nichtentfernung aus dem Amte wird der geſperrte 
Betrag nachgezahlt. 


Artikel 520 
Geldliche Zuwendungen, die polniſchen Eiſenbahn⸗ 
beamten in Polniſch-Oberſchleſien nach Rücküber⸗ 
nahme der deutſchen Beamten in den deutſchen Dienſt 


rückwirkend für eine Zeit gemacht werden, in der 


deutſche Beamte auf Grund dieſes Titels polniſche 
Dienſte verrichtet haben, müſſen auch dieſen Beamten 
zugute kommen. 
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Article 521 
Tous les paiements de traitements, d’alloca- 
tions, d'indemnités et autres versements à effec- 
tuer en vertu du présent titre devront l’ötre en 


monnaie allemande (marks allemands à la valeur 


nominale). 


Article 522 


1. — En vue de la défense des intérêts écono- 
miques et professionnels des fonctionnaires alle- 
mands, un fonctionnaire supérieur allemand colla- 
borera, en qualité de co-directeur du personnel 
allemand, à toutes les mesures intéressant le per- 
sonnel allemand et qui sont de la compétence de la 
Direction (engagements, promotions, traitements, 
questions générales touchant les congés, parcours 
gratuit, transferts, déplacements passagers, loge- 
ment, uniforme, institutions pour le bien-être du 
personnel, assistance, punitions, recours, tableaux 
réguliers de service, affectation du personnel, dom- 
mages-intérêts, etc.). Ce co-directeur deviendra 
membre ordinaire de la Direction polonaise. A son 
égard, le pouvoir disciplinaire sera exercé en com- 
mun par le Président de la Direetion des chemins 
de fer allemands d’Oppeln et par celui de la Direc- 
tion des chemins de fer polonais de Katowice. En 
fixant ses occupations, on tiendra compte du 
temps qui doit lui être réservé pour l’accomplisse- 
ment de ses devoirs de co-directeur du personnel. 


2. — Le co-directeur sera autorisé à se procurer, 
par l’entremise de la Direction des chemins de fer 
d’Oppeln, tous les décrets du Ministre des Com- 
munications du Reich concernant les questions de 
personnel; il aura aussi le droit pour son service 
de correspondre verbalement ou par écrit avec 
cette direction. 


3. — Le nombre des fonctionnaires allemands 
attachés au service du personnel sera autant que 
possible proportionnel au nombre des fonction- 
naires allemands par rapport au nombre des 
fonctionnaires polonais. 


Article 523 
1. — Le pouvoir disciplinaire à l'égard des fonc- 
tionnaires allemands au service des chemins de fer 
polonais sera exercé conformément aux preserip- 
tions allemandes en vigueur au moment du trans- 
fert de la souveraineté. 


2. — Les infractions à la discipline, qui ne sont 
passibles que d’une simple mesure d’ordre (aver- 
tissement, réprimande, amende), seront liquidées 
par la Direction polonaise conformément à l’ar- 
ticle 522. 


3. — En cas d'accusation basée sur des faits 
graves susceptibles d'entraîner le renvoi du fonc- 
tionnaire, dont le service peut être dénoncé, ou 
l'ouverture d'une enquête disciplinaire à fins de 
révocation, s’il s’agit d’un fonctionnaire ne pou- 
vant être que révoqué, la Direction des chemins 
de fer polonais, après constation des faits, et, si 
la Direction allemande le demande, complément 
d'enquête, pourra mettre le fonctionnaire inculpé 
à la disposition de la Direction des chemins de fer 
d’Oppeln. L'alinéa 5 de l’article 519 sera appli- 
cable en l’espèce. 


Artifel 521 


Ale Zahlungen von Dienfteinfommenbeträgen 
und anderen Zuwendungen und Bezügen ſowie alle 
ſonſtigen Zahlungen auf Grund dieſes Titels ſind in 
deutſcher Währung (Reichsmark zum Nennwert) zu 
leiſten. 


Artikel 522 

(1) Bei der Bearbeitung der zur Zuſtändigkeit der 
Eiſenbahndirektion gehörenden Perſonalangelegen— 
heiten (Anſtellung, Beförderung, Beſoldung, allge⸗ 
meine Urlaubsfragen, Freifahrt, Verſetzung, Kom⸗ 
mandierung, Wohnung, Dienſtkleidung, Wohlfahrt, 
Unterſtützung, Beſtrafung, Beſchwerden, regelmäßige 
Dienſtpläne, Beſchäftigung, Heranziehung zum 
Schadenerſatz u. dgl.) wird zur Wahrnehmung der 
wirtſchaftlichen und beruflichen Intereſſen der deut⸗ 
ſchen Beamten ein oberer deutſcher Beamter als Per⸗ 
ſonalkodezernent mitwirken, der ordentliches Mitglied 
der polniſchen Eiſenbahndirektion wird. Die Diſzi⸗ 
plinargewalt über ihn wird gemeinſam von den Prä⸗ 
ſidenten der Eiſenbahndirektionen Oppeln und Katto⸗ 
witz ausgeübt. Bei Aufſtellung ſeines Beſchäftigungs⸗ 
plans wird auf feine Tätigkeit als Perſonalkodezer⸗ 
nent Rückſicht genommen. 


(2) Ihm wird geſtattet, ſich durch Vermittlung der 
Eiſenbahndirektion Oppeln alle Erlaſſe des Reichs⸗ 
verkehrsminiſters, die Perſonalangelegenheiten be⸗ 
treffen, zu verſchaffen und auch mit dieſer Eiſenbahn⸗ 
direktion in dienſtlichen Fragen mündlich und ſchrift⸗ 
lich zu verkehren. 


(3) Die Zahl der deutſchen Perſonalexpedienten 
wird möglichſt dem Verhältnis entſprechen, in dem 
deutſche Beamte im Vergleich zu polniſchen vorhan⸗ 
den ſind. 


Artikel 523 


(1) Die Diſziplinargewalt wird gegenüber den im 


polniſchen Eiſenbahndienſte tätigen deutſchen Beam⸗ 
ten unter Anwendung der beim Übergange der Staats⸗ 
hoheit beſtehenden deutſchen Vorſchriften ausgeübt. 


(2) Diſziplinariſche Verfehlungen, die durch eine 
Ordnungsſtrafe (Warnung, Verweis, Geldſtrafe) ihre 
Sühne finden können, werden von der polniſchen 
Eiſenbahndirektion gemäß Artikel 522 erledigt. 


(3) Im Falle der Anſchuldigung wegen eines 
ſchweren Vergehens, das die Dienſtentlaſſung durch 
Kündigung bei kündbar angeſtellten Beamten oder 
die Einleitung des förmlichen Diſziplinarverfahrens 
mit dem Ziele auf Amtsentfernung bei unkündbar an⸗ 
geſtellten Beamten zur Folge haben würde, kann die 
polniſche Eiſenbahndirektion nach Feſtſtellung des 


Tatbeſtandes, der gegebenenfalls auf Wunſch der 


deutſchen Eiſenbahnverwaltung zu ergänzen iſt, den 
Beamten der deutſchen Eiſenbahndirektion Oppeln 
zur Verfügung ſtellen. Artikel 519 Abſ. 5 findet An⸗ 
wendung. 
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Article 524 
1. — Les dossiers personnels des fonctionnaires 
allemands et tous les dossiers relatifs à des ques- 
tions générales touchant le personnel seront mis 


à la disposition du co-directeur allemand pour 


qu'il en puisse prendre connaissance. Lors du 
retour d'un fonctionnaire au service allemand, son 
dossier personnel sera remis à la Direction des 
chemins de fer allemands. , 


2. — Sur demande de l'Administration des- 


chemins de fer allemands, les dossiers personnels 
des fonctionnaires allemands au service des che- 
mins de fer polonais lui seront confiés temporaire- 
ment. En outre, il sera établi et il sera envoyé à 
l'Administration des chemins de fer allemands, sur 
sa defnande, les feuilles matricules concernant ses 
fonctionnaires au service polonais. 


Article 525 


Tant que les fonctionnaires allemands seront 
au service de l’exploitation, tous les ordres dans 


ce service seront, par mesure de sécurité, donnés 


en langue allemande. La Feuille officielle et toutes 
les publications officielles de la Direction de Kato- 
wice paraîtront en polonais et en allemand. Toutes 
les questions personnelles ou disciplinaires tou- 
chant les fonctionnaires allemands seront traitées 
avec eux, oralement ou par écrit, en langue 


allemande. 
Article 526 


Pour les heures de service et les heures de repos 
des fonctionnaires allemands, on appliquera par 
analogie les prescriptions allemandes qui sont ou 
seront en vigueur. 


Article 527 


1. — Les congés et le parcours gratuit accordés 
aux fonctionnaires allemands seront réglés d’après 
les prineipes qui sont ou seront en vigueur sur les 
chemins de fer allemands. Le congé pourra tou- 
jours être passé avec les membres de la famille, 
les personnes faisant partie du ménage et les 
domestiques, hors des frontières de la Haute 
Silésie polonaise. 

2. — Le droit au parcours gratuit sera égale- 
ment accordé, conformément aux dispositions 
allemandes, sur le réseau des chemins de fer du 
Reich. 

3. — Si les prescriptions polonaises en vigueur 
en Haute Silesie polonaise sur les congés et le 
parcours gratuit étaient plus libérales, on les 
appliquera en lieu et place des prescriptions 
allemandes, 

Article 528 

Les personnes mentionnées au premier alinéa 
de l’article 527 obtiendront gratuitement, non 
seulement à leur départ définitif du pays 
(article 542), mais encore en cas de voyages de 
vacances en Allemagne, le visa nécessaire du 
passeport; elles jouiront de la franchise de douane 
pour les bagages à leur usage personnel. 


Article 529 
Les fonctionnaires allemands tenus de porter 
l’uniforme conserveront l’uniforme allemand, y 
compris la casquette de service, et ne pourront 
être contraints à porter des insignes étrangers. 


e 


Artikel 524 
(1) Die Perſonalakten der deutſchen Beamten und 
alle Akten über allgemeine Perſonalangelegenheiten 
ſtehen dem deutſchen Perſonalkodezernenten zwecks 
Einſicht zur Verfügung. Bei Rückkehr eines Beamten 
in den deutſchen Dienſt werden deſſen Perſonalakten 
der übernehmenden Eiſenbahndirektion übergeben. 


(2) Auf Antrag der deutſchen Eiſenbahnverwal⸗ 
tung werden die Perſonalakten der deutſchen Be- 
amten dieſer ac überlaſſen, ebenſo wird 
die Anfertigung und Überſendung eines Perſonalien— 
bogens der beurlaubten Beamten an die deutſche 
Eiſenbahnverwaltung geſtattet. 


rkitel 525 

Solange deutſche Beamte tätig ſind, wird im Be⸗ 
triebsdienſt zur Verhütung von Gefahren die 
deutſche Sprache als alleinige Kommandoſprache an- 
gewandt. Das Amtsblatt und alle amtlichen Ver- 
öffentlihungen der Kattowitzer Eiſenbahndirektion er- 
ſcheinen in polniſcher und in deutſcher Sprache. Ferner 
findet in allen Perſonal- und Diſziplinarangelegen⸗ 
heiten der deutſchen Beamten der mündliche und 
ſchriftliche Verkehr mit ihnen in deutſcher Sprache 


ſtatt. 
Artikel 526 
Für die Dienſt⸗ und Ruhezeiten der deutſchen Be⸗ 
amten find die jeweils geltenden deutſchen Vorſchrif⸗ 
ten ſinngemäß anzuwenden. 


Artikel 527 


(1) Die deutſchen Beamten erhalten Urlaub und 
Freifahrt nach den jeweilig geltenden deutſchen 
Grundſätzen. Sie können den Urlaub mit Familien⸗ 
und Hausangehörigen und Dienſtperſonal jederzeit 
außerhalb Polniſch-Oberſchleſiens verbringen. 


(2) Das Recht auf freie Fahrt wird nach den beut- 
ſchen Beſtimmungen auch innerhalb des deutſchen 
Reichsbahngebiets gewährleiſtet. 


(3) Sollten die in Polniſch-Oberſchleſien geltenden 
polniſchen Beſtimmungen, betreffend Urlaub und 
Freifahrt, günſtiger ſein, ſo ſind dieſe anzuwenden. 


Artikel 528 
Die im Artikel 527 Abſ. 1 bezeichneten Perſonen 
erhalten außer bei der Abwanderung (Artikel 542) 
auch für Urlaubsreiſen das erforderliche Paßviſum 
für Reiſen nach Deutſchland unentgeltlich; zugleich 
genießen ſie Zollfreiheit für das für ihren perſön⸗ 
lichen Gebrauch beſtimmte Reiſegepäck. 


Artikel 529 x 
Die zum Tragen von Uniform verpflichteten Be⸗ 
amten behalten die deutſche Reichsuniform ein⸗ 
ſchließlich der deutſchen Dienſtmütze und können zum 
Anlegen fremder Abzeichen nicht gezwungen werden. 
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Article 530 


1. — Le logement de service ou logement lo- 
catif de service (Dienstmietwohnung) des fonc- 
tionnaires allemands au service de l’Administra- 
tion des chemins de fer polonais ne pourra être 
retiré à aucun d’eux. Ces fonctionnaires ne pour- 
ront pas être contraints à recevoir d'autres per- 
sonnes dans leur logement de service ou logement 
locatif de service tant que leur famille n’aura 
pas déménagé. S'il s’agit de leur logement parti- 
culier, ces fonctionnaires seront exempts de 
toutes les mesures de la police ou des offices de 
logement qui ont trait à l'évacuation forcée, 
totale ou partielle, des logements. 

2. — Les fonctionnaires allemands quittant le 
service des chemins de fer polonais, ou leurs sur- 
vivants, auront le droit de continuer à occuper, 
pendant un délai maximum de trois mois, leur loge- 
ment de service ou leur logement locatif de ser- 
vice jusqu'à ce qu'ils puissent s'installer dans 
un logement de leur nouveau lieu de service ; ce 
délai courra à dater du premier jour du mois du 
calendrier qui suit la cessation du service. Toute- 
fois, le fonctionnaire sera tenu de céder à son 
successeur pour lui seul, une partie du logement, 
avec part à la cuisine, contre remboursement pro- 
portionnel du loger, sauf si des raisons spéciales 
s’y opposaient. Les plaintes adressées au Comité 
supérieur n’auront pas d’effet suspensif. 


Article 531 
Si un fonctionnaire allemand a du terrain de 
l'administration à sa disposition, il s’entendra 
avec son successeur sur les conditions de la re- 
prise de ce terrain en conformité des prescriptions 
allemandes en vigueur jusqu'ici. Il devra en parti- 
culier être permis au fonctionnaire allemand de 
faire la récolte, à défaut de quoi il lui sera payé 
une indemnité équitable pour la fumure et les 

soins donnés aux plantations. 


Article 532 


Les droits aux soins médicaux gratuits et au 
libre choix du médecin, tels qu'ils existent au 
moment du transfert de la souveraineté, seront 
maintenus. Est également garanti l'exercice des 
droits résultant de la qualité de membre des 
caisses-maladie, caisses pour soins pharmaceu- 
tiques et caisses de décès existantes. Les médecins 
allemands attitrés du chemin de fer qui sont 
encore en activité demeureront à la disposition 
des fonctionnaires allemands. Les certificats de 
ces médecins auront la même valeur officielle que 
les certificats des médecins polonais attitrés du 
chemin de fer. En cas de maladies chroniques et 
d'accidents, et s’il n'y a pas de médecins attitrés 
allemands sur place, le Comité supérieur, si de- 
mande lui en est faite, fera appeler le médecin 


‘allemand le plus proche. 


Article 533 


Si des fonctionnaires allemands des chemins 
de fer sont au bénéfice de contrats d’assurance 
contre le vol avec effraction, le vol simple et l’in- 
cendie, ils pourront correspondre librement avec 
les compagnies d'assurances ayant leur siège en 
Allemagne. 


Artikel 530 

(1) Keinem im Dienſte der polniſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung ſtehenden deutſchen Beamten darf ſeine 
Dienſt⸗ oder Dienſtmietwohnung entzogen werden. 
Auch dürfen ſolche Beamte nicht gezwungen werden, 
in die Dienſt⸗ oder Dienſtmietwohnungen fremde 
Perſonen aufzunehmen, bis ſie mit ihrer Familie 
die Wohnung geräumt haben. Sie ſind von allen 
Maßnahmen der Polizei⸗ und Wohnungsämter, die 
ſich auf die zwangsweiſe Räumung ihrer Privat⸗ 
wohnung oder von Teilen derſelben beziehen, befreit. 


(2) Beim Ausſcheiden aus dem polniſchen Eiſen⸗ 
bahndienſte ſteht den Beamten oder ihren Hinter⸗ 
bliebenen bis zum Beziehen einer Wohnung am 
neuen Dienſtorte das Recht der Weiterbenutzung der 
bisherigen Dienſt⸗ oder Dienſtmietwohnung bis zur 
Höchſtdauer von drei Monaten, von dem auf die 
Dienſtbeendigung folgenden Monatserſten an ge⸗ 
rechnet, zu. Der Beamte iſt jedoch verpflichtet, ſeinem 


Nachfolger für deſſen Perſon einen Teil ſeiner Woh⸗ 


nung unter Mitbenutzung der Küche gegen anteilige 
Erſtattung des Mietzinſes zu überlaſſen, ſofern nicht 
beſondere Gründe entgegenſtehen. Eine Beſchwerde 
an das Oberkomitee hat keine aufſchiebende Wirkung. 


Artikel 531 
Hat ein deutſcher Beamter Dienſtland, ſo vollzieht 
ſich die Auseinanderſetzung mit dem Nachfolger nach 
den bisher geltenden deutſchen Beſtimmungen. Ins⸗ 
beſondere muß dem Beamten die Aberntung geſtattet 
oder für Düngung und Aufwuchs eine angemeſſene 
Entſchädigung gewährt werden. 


Artikel 532 

Die zur Zeit des Überganges der Staatshoheit be- 
ſtehenden Rechte auf freie ärztliche Behandlung und 
freie Arztwahl bleiben erhalten. Ebenſo wird die 
Ausübung der Rechte aus der Mitgliedſchaft bei be⸗ 
ſtehenden Kranken-, Arznei⸗ und Sterbekaſſen ge⸗ 
währleiſtet. Auch müſſen für die deutſchen Beamten 
die bisherigen deutſchen Bahnärzte, ſoweit ſie noch 
vorhanden ſind, weiter zur Verfügung ſtehen. Die 
Atteſte dieſer Arzte ſtehen amtlich den Atteſten der 
polniſchen Bahnärzte gleich. Bei chroniſchen Krank⸗ 
heiten und bei Unfällen wird, wenn ein deutſcher 
Bahnarzt am Orte fehlt, auf Verlangen der nächſt 
erreichbare deutſche Arzt kraft Anordnung des Ober⸗ 
komitees zugezogen werden. : 


Artikel 533 
Soweit für die deutſchen Eiſenbahnbeamten Ein- 
bruchs⸗, Diebſtahls⸗ und Brandverſicherungsverträge 
beſtehen, wird der ungehinderte Verkehr mit den 
Organen der Verſicherungsgeſellſchaften im Deut⸗ 
ſchen Reiche wie bisher gewährleiſtet. 
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Article 534 


La Direction des chemins de fer polonais ac- 
cordera aux fonctionnaires allemands à son ser- 
vice les mêmes secours que recoivent les fonction- 
naires des chemins de fer en Allemagne. 


Article 535 
1. — Les prescriptions de la loi allemande du 
18 juin 1901 sur l'assistance des fonctionnaires 
en cas d'accidents professionnels (Reichsgesetz- 
blatt 1901, page 211), avec dispositions addition- 
nelles et règlement d'exécution, seront applicables 
aux fonctionnaires allemands au service des che- 


mins de fer polonais, ainsi qu'à leurs survivants. _ 


2. — Les demandes en découlant devront être 
adressées à Administration des chemins de fer 
allemands (voir article 502) à qui incombera le 
soin de fixer et de payer les indemnités, confor- 
mément aux dispositions allemandes, après 
entente avec l'Administration des chemins de fer 
polonais. Les autorités supérieures allemandes 
conserveront leurs compétences en cette matière. 

3. — Si, outre la loi mentionnée à l’alinéa 1 
ci-dessus, des prescriptions administratives alle- 
mandes prévoient une assistance en cas d'accident, 
ces prescriptions s’appliqueront également aux 
fonctionnaires allemands. 

4. — La Pologne remboursera à l’Admini- 
stration des chemins de fer allemands toutes les 
sommes déboursées par cette dernière en vertu 
des dispositions du présent article. 


Article 536 


1. — La mise à la retraite d’un fonctionnaire 
allemand, ainsi que la fixation et le paiement de 
sa pension, seront effectués par l'Administration 
des chemins de fer allemands d’après les pre- 
seriptions allemandes. Il en sera de même, en cas 
de décès du fonctionnaire, pour la fixation et le 
paiement des allocations aux survivants. 

2. — L’Administration des chemins de fer 
polonais paiera le trimestre de grâce (Gnaden- 
quartal). Elle accordera aux retraités ou, en cas 
de décès, aux survivants, tous les droits spécifiés 
aux articles 506 à 513, 527, 528, 530, 531 et 542. 

3. — Les délais indiqués aux articles 530 et 
542 commenceront à courir le jour du décès ou 
de la mise à la retraite. 


Article 537 

1. — En ce qui concerne les pensions de re- 
traite et les allocations accordées aux survi- 
vants, l'Administration des chemins de fer po- 
lonais remboursera au Reich une part de ces 
pensions et allocations proportionnelles à la durée 
du service que le fonctionnaire allemand a passé 
auprès d’elle par rapport au nombre total de ses 
années de service. Dans l’application de cette 
disposition on ne distinguera pas si la mise à 
la retraite a eu lieu pendant que le fonctionnaire 
était au service des chemins de fer polonais ou 
après son retour au service allemand. 

2. — A ces versements, pourra être substitué, 
à la suite d'un accord des deux administrations 
de chemins de fer, le paiement d’une somme 

forfaitaire. 
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Artikel 534 


Die polniſche Eiſenbahndirektion wird den in 
ihrem Dienſte beſchäftigten deutſchen Beamten Unter⸗ 
ſtützungen in dem bei der deutſchen Eifenbahnver- 
waltung üblichen Umfang gewähren. 


Artikel 535 

(1) Die Vorſchriften des Reichsgeſetzes, betreffend 
Fürſorge für Beamte infolge von Betriebsunfällen, 
vom 18. Juni 1901 (Reichsgeſetzbl. 1901 S. 211) 
und die dazu erlaſſenen Ergänzungs⸗ und Ausfüh⸗ 
rungsbeſtimmungen finden auf die im polniſchen 
Eiſenbahndienſte beſchäftigten deutſchen Beamten und 
deren Hinterbliebene entſprechende Anwendung. 

(2) Daraus entſtehende Anſprüche ſind an die 
deutſche Eiſenbahnverwaltung (Artikel 502) zu 
richten, der im Einvernehmen mit der polniſchen 
Eiſenbahnverwaltung die Feſtſetzung und Zahlung 
der Bezüge nach den deutſchen Beſtimmungen ob⸗ 
liegt. Die Zuſtändigkeit der deutſchen Behörden 
höherer Inſtanz bleibt beftehen. 


(8) Soweit neben dem im Abſ. 1 bezeichneten Ge⸗ 
ſetze deutſche Verwaltungsbeſtimmungen Unfallfür⸗ 
ſorge vorſehen, werden dieſe Beſtimmungen auch auf 
die deutſchen Beamten angewendet werden. 


(4) Für alle aus den Beſtimmungen dieſes Ar⸗ 
tikels entſtehenden Aufwendungen wird Polen die 
deutſche Eiſenbahnverwaltung ſchadlos halten. 


Artikel 536 

(1) Die Verſetzung eines deutſchen Beamten in 
den Ruheſtand ſowie die Feſtſetzung und Zahlung 
ſeines Ruhegehalts erfolgt nach den deutſchen Be⸗ 
ſtimmungen durch die deutſche Eiſenbahnverwaltung. 
Das gleiche gilt auch im Falle des Todes eines Be⸗ 
amten für die Feſtſetzung und Zahlung der Hinter- 
bliebenenbezüge. 

(2) Die polniſche Eiſenbahnverwaltung zahlt das 
Gnadenquartal. Sie gewährt dem Penſionär oder 
im Todesfalle den Hinterbliebenen die in den Ar⸗ 
tikeln 506 bis 513, 527, 528, 530, 531 und 542 be⸗ 
zeichneten Rechte. 

(3) Die in den Artikeln 530 und 542 beſtimmten 
Friſten laufen vom Todestag oder vom Penſionie— 
rungstage. 


Artikel 537 
(1) Die polniſche Eiſenbahnverwaltung erſtattet 
dem Reiche einen der Dauer der Dienſtleiſtung bei 
ihr im Verhältnis zur Geſamtdienſtleiſtung ent⸗ 
ſprechenden Anteil an den Penſions⸗ und Hinter⸗ 
bliebenenbezügen, gleichviel ob die Penſionierung 
während der Dienſtleiſtung bei der polniſchen Eiſen⸗ 


bahnverwaltung oder nach Rückkehr in den Reichs⸗ 


dienſt erfolgt. 


(2) An Stelle dieſer Beträge kann nach näherer 
Vereinbarung der Eiſenbahnverwaltungen eine 
Pauſchalvergütung gezahlt werden. 
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Article 538 

A moins que les deux administrations de 
chemins de fer ne soient convenues d'un autre 
mode de procéder, le retransfert des fonction- 
naires à l'Administration des chemins de fer alle- 
mands ne pourra avoir lieu qu’à la fin d'un tri- 
mestre du calendrier. Le retransfert devra être 
notifié à cette Administration trois mois 
d'avance, avec indication des noms des intéressés; 
ceux-ci seront avisés de la même façon. Le re- 
transfert s'effectuera sans délai dans les cas 
spécifiés aux articles 515, alinéa 5, et 523, 
alinéa 3, ainsi qu’en cas de maladie si cette der- 
nière ne résulte pas du service et dure sans inter- 
ruption depuis plus de quatre semaines. 


Article 539 


L’Administration des chemins de fer allemands 
reprendra immédiatement à son service le fonc- 
tionnaire qui en fera la demande, si les conditions 
du présent titre n’ont pas été remplies à son 
égard. 

Article 540 

Si un fonctionnaire allemand désire rentrer au 
service du Reich avant l'expiration du délai 
indiqué à l’article 503, il ne pourra demander son 
retransfert que pour la fin d’un trimestre du ca- 
lendrier. Sa demande devra être adressée par écrit 
trois mois d'avance à l' Administration des 
chemins de fer allemands et à l’Administration 
des chemins de fer polonais. 


Article 541 

Dans les cas prévus aux articles 538 à 540, les 
fonctionnaires retransférés à l'Administration 
des chemins de fer allemands recevront les indem- 
nités de transfert fixées par les prescriptions 
allemandes en vigueur à ce moment-là, plus le 
remboursement de leurs débours, à moins que 
ceux-ci ne soient déjà couverts par les frais de 
déplacement. Ces sommes seront pour un tiers 
à la charge de la Pologne. 


Article 542 


1. — A la condition que leur retour en Alle- 
magne s'effectue dans les six mois, à compter 
du premier jour du mois qui suit la fin de leur 
service, la Pologne garantit aux fonctionnaires 
allemands, ou, en cas d’empêchement, à leurs 
mandataires, le transport gratuit de leur avoir 
(mobilier, vivres, combustibles, animaux — petit 
et gros bétail, abeilles, etc. — approvisionne- 
ments de fourrage et tous autres objets) ainsi 
que l’exemption de tous droits de douane, taxes 
et autres redevances. La disposition ci-dessus 
s'applique également aux membres de la famille 
des fonctionnaires allemands vivant dans leur 
ménage, à leurs-domestiques et, en cas de décès 
des fonctionaires, à leurs survivants, ainsi qu’à 
leurs mandataires; elle s’étend à tout ce qui est 
propriété de ces personnes le jour de leur dé- 
menagement. Une visite des objets ne pourra 
avoir lieu qu’au domicile du fonctionnaire et 
qu'au moment du déménagement. Il n'y aura point 
de visite en cours de route ou à la frontière. 
Les objets emportés ne peuvent être frappés, lors 
du déménagement, d’un droit de rétention pour 


Artikel 538 
Sofern die beiden Eiſenbahnverwaltungen keine 
anderweitige Abmachung treffen, erfolgt die Rücküber⸗ 
weiſung der Beamten zum Schluſſe eines Kalender⸗ 
viertelſahrs. Sie iſt unter namentlicher Bezeichnung 
der Perſonen der deutſchen Eiſenbahnverwaltung und 


den Beamten unter Einhaltung einer dreimonatigen 


Friſt anzuzeigen. Die Rücküberweiſung erfolgt ohne 
Friſt in den Fällen der Artikel 515 Abſ. 5 und 523 
Abſ. 3 ſowie in Krankheitsfällen, wenn die Krankheit 
nicht in urſächlichem Zuſammenhange mit der Dienſt⸗ 
ausübung ſteht und ununterbrochen länger als vier 
Wochen dauert. 


Artikel 539 
Die Rückübernahme durch die deutſche Verwaltung 
erfolgt im Einzelfall auf Wunſch eines Beamten 
ohne Friſt, wenn die Beſtimmungen dieſes Titels 
1 dem Beamten nicht eingehalten worden 
i 
Artikel 540 


Sofern ein deutſcher Beamter ſchon vor Ablauf 
der im Artikel 503 vorgeſehenen Dienſtdauer in den 
Reichsdienſt . wünſcht, kann dies nur 
zum Schluſſe eines Kalendervierteljahrs erfolgen. 
Der Antrag iſt unter Einhaltung einer dreimona⸗ 
tigen Friſt der deutſchen und der polniſchen Eiſen⸗ 
bahnverwaltung ſchriftlich einzureichen. 


Artikel 541 

In den Fällen der Artikel 538 bis 540 erhalten die 
zurücküberwieſenen Beamten Verſetzungsgebühren nach 
den jeweils geltenden deutſchen Beſtimmungen zu— 
züglich der Entſchädigung für entſtandene Auslagen, 
ſoweit dieſe nicht durch die Verſetzungsgebühren ge⸗ 
deckt ſind. Die Beträge werden von Polen zu einem 
Drittel getragen. 


Artikel 542 

(1) Polen ſichert den deutſchen Beamten oder im 
Falle ihrer Behinderung deren Beauftragten das 
Recht zu, innerhalb 6 Monaten, von dem auf die 
Beendigung der dienſtlichen Tätigkeit folgenden Mo⸗ 
natserſten an gerechnet, ihre geſamte Habe, ein⸗ 
ſchließlich des Hausrats, der Lebensmittel, der Heiz⸗ 
materialien und des geſamten Viehes (Groß- und 
Kleinviehes, Bienen u. dgl.) ſowie der Futtervor⸗ 
räte für die Tiere, fracht⸗, zoll⸗, gebühren⸗ und ab⸗ 
gabenfrei abzutransportieren. Dieſe Vergünſtigung 
bezieht ſich auch auf die im Haushalte des Beamten 
lebenden Familienmitglieder, auf ihre Dienſtboten 
und im Falle des Todes des Beamten auf ſeine Hin⸗ 
terbliebenen ſowie auf die Beauftragten dieſer Per⸗ 
ſonen; ſie umfaßt alles, was am Tage des Abzugs 
ihr Eigentum iſt. Eine Unterſuchung der Sachen iſt 
nur beim Abzug im Hauſe des Beamten zuläſſig; 
unterwegs oder an der Grenze iſt davon abzuſehen. 
Auch dürfen dieſe Sachen beim Abzug nicht zum 
Gegenſtand eines Zurückbehaltungsrechts wegen 
etwaiger Forderungen des Staates, der Gemeinden 
oder ſonſtiger öffentlicher Körperſchaften ſowie von 
Privatperſonen gemacht werden, ſoweit nicht Urteile 
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créances de l’État, des communes, d’autres cor- 
porations publiques ou de particuliers, sauf en 
vertu de jugements ou- d’arröts des tribunaux 
civils ordinaires. Il ne pourra non plus être exigé 
d’attestations établissant qu'il n'y a pas de 
créances de ce genre. Toutefois, cette disposition 
ne s'applique pas aux certificats établissant que 
les impôts et les taxes scolaires ont été payés. 

2. — Pendant le délai prévu au premier alinéa 
du présent article, les fonctionnaires, les membres 
de leur famille, ou leurs mandataires, seront 
autorisés à entrer librement dans la Haute Silésie 
polonaise, et il leur sera accordé, en ce qui con- 


cerne les passeports, toutes les facilités com- 


patibles avec les prescriptions en vigueur. 


3. — A la demande du fonctionnaire, il sera 
mis à sa disposition, pour son déménagement, 
au maximum deux vagons du type dont il a 
besoin. 


Article 543 


La Pologne se réserve le droit de conserver 
définitivement à son service certains fonction- 
naires allemands de chemin de fer s’ils y con- 
sentent. 


Article 544 

1. — Les fonctionnaires allemands passant 
définitivement au service de la Pologne quittent 
de ce fait le service du Reich et perdent tous 
droits envers lui. 

2. — Le Gouvernement polonais reconnaît et 
assurera aux fonctionnaires passant définitive- 
ment du service des Chemins de fer allemands au 
service des Chemins de fer polonais tous les 
droits et expectatives qu'ils auront acquis en 
étant au service des Chemins de fer allemands 
(nomination définitive, avancement, traitement, 
pension, allocations aux survivants), étant 
entendu qu'il leur sera tenu compte de toutes 
les années passées au service public allemand. 

3. — Les dispositions de l’article 519 ne seront 
point applicables à ces fonctionnaires. 


Article 545 
Les dispositions des articles 501 à 544 sont 
applicables par analogie aux employés allemands 
(Angestellte) au service temporaire des chemins 
de fer polonais. 


Chapitere II 
Ouvriers de chemins de fer 


4 Article 546 

1. — L’Administration des chemins de fer po- 
lonais reprendra, le jour du transfert des chemins 
de fer, tous les ouvriers, y compris les ouvriers 
auxiliaires figurant dans l’état nominatif du per- 
sonnel au 1” avril 1921, sans que ces ouvriers 
aient besoin de s’annoncer auprès des services des 
Chemins de fer polonais. Si l'effectif des ouvriers 
dépasse le nombre indiqué par l’état du personnel, 
on éliminera les ouvriers en surnombre autant que 
faire se pourra sans se préoccuper de leur qualité 


oder Beſchlüſſe der ordentlichen Zivilgerichte vor- 
liegen. Es dürfen auch keine Beſcheinigungen, daß 
ſolche Forderungen nicht beſtehen, aus dieſem Anlaß 
gefordert werden. Dies gilt indeſſen nicht von Be⸗ 
ſcheinigungen des Inhalts, daß Steuern und Schul— 
abgaben bezahlt worden ſind. 


(2) Während der im Abj. bezeichneten Friſt iſt 
den Beamten, ihren Familienangehörigen oder ihren 
Beauftragten die Einreiſe in Polniſch⸗Oberſchleſien 
zu geſtatten, auch find ihnen alle ſtatthaften Erleichte⸗ 
rungen in bezug auf die Paßvorſchriften zu gewähren. 


(3). Auf Antrag eines Beamten find ihm für den 
Abzug insgeſamt bis zu zwei Eiſenbahnwagen der 
erforderlichen Gattung zu ſtellen. . 


Artikel 543 
Polen behält ſich das Recht vor, einzelne deutſche 
Eiſenbahnbeamte mit ihrer Zuſtimmung endgültig 
in polniſche Dienſte zu übernehmen. 


Artikel 544 

(1) Die deutſchen Beamten, die endgültig in pol⸗ 
niſche Dienſte übertreten, ſcheiden aus dem deutſchen 
Reichsdienſt aus und verlieren damit alle Rechte 
gegen das Reich. 

(2) Den Beamten, die aus dem deutſchen in den 
polniſchen Eiſenbahndienſt endgültig übertreten, 
werden alle im deutſchen Eiſenbahndienſt erworbenen 
Rechte (Anwartſchaft auf Anſtellung, Beförderung, 
Beſoldung, Penſionierung und Hinterbliebenenfür⸗ 
ſorge) unter Anrechnung der im deutſchen öffent— 
lichen Dienſte zugebrachten Dienſtjahre von der pol- 
niſchen Regierung anerkannt und ſichergeſtellt. 


(3) Auf dieſe Beamten finden die Beſtimmungen 
des Artikels 519 keine Anwendung. 


Artikel 545 
Die Beſtimmungen der Artikel 501 bis 544 gelten 
entſprechend für die vorübergehend im polniſchen 
Eiſenbahndienſte beſchäftigten Angeſtellten. 


Kapitel 2 
Eiſenbahnarbeiter 


Artikel 546 f 

(1) Die polniſche Eiſenbahnverwaltung über⸗ 
nimmt am Tage des Überganges der Eiſenbahnen 
ſämtliche Arbeiter einſchließlich der »Aushilfsbe⸗ 
dienſteten« nach dem Geſamtkopfetat vom 1. April 
1921 ohne beſondere Anmeldung in den polniſchen 
Eiſenbahndienſt. Sollte der Beſtand an Arbeitern 
dieſen Kopfetat überſteigen, ſo ſcheiden von den über⸗ 
zähligen Arbeitern tunlichſt ohne Rückſicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit — und tunlichſt von den zuletzt 
in den Eiſenbahndienſt eingetretenen angefangen — 


de ressortissants d’un État ou d’un autre ; l’elimi- 
nation portera d’abord, si possible, sur les 
ouvriers qui sont entrés au service du chemin de 
fer en dernier lieu. Le nombre de ces éliminations 
devra réduire l'effectif des ouvriers à celui porté 
sur l’état du 1° avril 1921. 

2. — Les ouvriers qui sont en surnombre dans 
un service seront envoyés dans les services qui 
n’ont pas leur plein effectif ou seront notés 
d’avance dans ce but. 

3. — Dans les six mois qui suivront le trans- 
fert des chemins de fer, l'Administration des Che- 
mins de fer polonais n’eliminera pas plus d’ou- 
vriers allemands qu'il ne sera licencié d’ouvriers 
polonais du service des Chemins de fer allemands 


dans la partie allemande du territoire plebiseite. 


PT 


Article 547 


1. — Les ouvriers allemands au service des 
Chemins de fer polonais devront s’abstenir de tous 
agissements anti-polonais. Seront applicables par 
analogie, les dispositions de l'alinéa premier de 
l’article 515. 

2, — Le co-directeur allemand du personnel 
devra collaborer conformément à l’alinéa premier 
de l’article 522, à toutes les mesures qui concer- 
nent l’échange et le renvoi d'ouvriers allemands 
ou qui touchent à des questions ouvrières d’ordre 
général. 


Article 548 


L’Administration des chemins de fer polonais 
appliquera l'échelle des salaires concernant les 
Ouvriers, telle qu'elle existera à la date de la 
remise des chemins de fer. Elle reconnaitra égale- 
ment comme valable la classification des localités. 


Article 549 

1. — Les ouvriers de chemins de fer qui désirent 
entrer au service de l'Allemagne et qui mani- 
festent cette volonté dans les six mois après la 
remise des chemins de fer seront, au cours du mois 
qui suivra leur déclaration, échangés contre des 
ouvriers polonais de la partie allemande du terri- 
toire plébiscité. 

2. — Ces ouvriers bénéficieront des dispositions 
des articles 511 et 542. Chacune des deux admini- 
strations des chemins de fer payera la moitié des 
indemnités de déménagement. 


3. — De même, l'Administration des chemins de 
fer allemands appliquera les dispositions des 
deux alinéas ci-dessus aux ouvriers polonais à son 
service qui veulent entrer au service de la Pologne. 

4. — L’Administration des chemins de fer polo- 
nais garantira aux ouvriers mentionnés à l’ali- 
néa 3 ci-dessus les droits et expectatives qu'ils 
auront acquis comme membres d’une caisse alle- 
mande d’assurance contre les maladies, d’une 
caisse allemande de pension pour ouvriers ou 
d’une assurance allemande contre les accidents ou 
enfin d’une assurance allemande en faveur des 
survivants ; elle les acceptera comme membres des 
caisses correspondantes polonaises avec tous leurs 


droits et avantages ci-dessus. 
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jo viele aus, daß die Zahl der verbleibenden Arbeiter 
dem Kopfetat vom 1. April 1921 entſpricht. 


(2) Arbeiter, die an einer Dienſtſtelle überzählig 
ſind, werden zur Ausfüllung von Lücken an anderer 
Stelle verwandt oder vorgemerkt. 


(3) Die polniſche Eiſenbahnverwaltung wird 
innerhalb 6 Monaten ſeit dem Übergange der Eiſen⸗ 
bahnen keine Entlaſſungen deutſcher Arbeiter in 
größerer Anzahl vornehmen, als polniſche Arbeiter 
im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets aus dem 
deutſchen Eiſenbahndienſt ausſcheiden. 


Artikel 547 
(1) Die deutſchen Arbeiter ſind verpflichtet, ſich 
jeder polenfeindlichen Betätigung zu enthalten. Die 
Beſtimmungen des Artikels 515 Abſ. 1 finden ent- 
ſprechende Anwendung. 


(2) Bei Maßnahmen, die den Austauſch und die 
Entlaſſung deutſcher Arbeiter betreffen, ſowie bei 
allen Arbeiterangelegenheiten allgemeiner Art iſt 
der deutſche Perſonalkodezernent gemäß Artikel 522 
Abſ. 1 zu beteiligen. | 


Artikel 548 
Die polniſche ee e tritt in die 
mit den Arbeitern am Tage der Übernahme der 
Eiſenbahnen beſtehenden Lohntarife einſchließlich des 
Ortsklaſſenverzeichniſſes ein. 


Artikel 549 

(1) Eiſenbahnarbeiter, die in den deutſchen Dienſt 
zu treten wünſchen und dieſen Willen innerhalb 
6 Monaten ſeit der Übernahme der Eiſenbahn zu er⸗ 
kennen geben, werden gegen polniſche Arbeiter aus 
dem deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets inner⸗ 
halb eines Monats nach Abgabe ihrer Erklärung aus⸗ 
getauſcht. 

(2) Die polniſche Regierung wird ihnen die glei⸗ 
chen Erleichterungen zugeſtehen, wie ſie in den Ar⸗ 
tikeln 511 und 542 den Beamten zugeſtanden find. 
Umzugsentſchädigungen zahlt jede Eiſenbahnverwal⸗ 
tung zur Hälfte. 

(3) In gleicher Weiſe wird die deutſche Eiſenbahn⸗ 
verwaltung ſich verhalten, wenn polniſche Arbeiter, 
die in deutſchem Dienſt ſtehen, in polniſche Dienſte 
treten wollen. 

(4) Den im Abf. 3 bezeichneten Arbeitern ſichert 
die polniſche Eiſenbahnverwaltung die aus der Mit⸗ 
gliedſchaft bei einer deutſchen Kranken⸗ oder Arbeiter⸗ 
penſionskaſſe oder PE und Hinterbliebenenver⸗ 
ſicherung erworbenen Rechte und Anwartſchaften zu 
und wird ſie mit dieſen Rechten und Anwartſchaften 
in ihre entſprechenden Kaſſen übernehmen. 
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Chapitre Ill 
Service de liquidation (Abwicklungsstelle) 


Article 550 


1. — Pour la liquidation des travaux restant à 
accomplir par l'Administration des chemins de 
fer allemands après la remise des chemins de fer 
à la Pologne (travaux de décompte, triage des 
dossiers et des plans, transmissions d’affaires 
particulières, remise des lignes, des biens-fonds, 
des bâtiments, des objets d'inventaire, des ma- 
tières, etc.) il sera institué à Katowice un Service 
de liquidation (Abwicklungsstelle) dirigé par des 
fonctionnaires supérieurs allemands qu’assistera 
le personnel allemand nécessaire. 


2. — La durée de l’activité de ce service à Kato- 
wice sera déterminée par l'Administration des 
chemins de fer allemands d’entente avec le Comité 
supérieur. 


3. — L’Administration des chemins de fer polo- 
nais réservera gratuitement à cet effet les locaux 
de service nécessaires dans le bâtiment de la Direc- 
tion et autorisera les fonctionnaires et employés 
du Service de liquidation à voyager gratuitement 
et sans aucune entrave sur le réseau de la direc- 
tion et à utiliser librement le téléphone et le télé- 
graphe pour les besoins du service; elle trans- 
portera gratuitement les lettres et envois de 
service. L’Administration accordera au Service de 
liquidation toutes les facilités dont il aura besoin 
pour accomplir sa tâche; sa correspondance ne sera 
point soumise à la censure. 


4. — Les fonctionnaires de l'Administration 
des chemins de fer allemands y compris les délé- 
gués du Ministère des Communications du Reich, 
seront autorisés à entrer dans la Haute Silésie 
polonaise et à y séjourner pour contrôler les tra- 
vaux du Service de liquidation. 


Article 551 

Les fonctionnaires du Service de liquidation 
pourront, en cas de besoin, être échangés contre 
d'autres; ils relèveront de l'Administration alle- 
mande des chemins de fer et seront représentés, 
eux aussi, par l’homme de confiance mentionné à 
l’article 513. Leur traitement sera payé par le 
Reich. Leurs dossiers personnels seront conservés 
à l' Administration allemande des chemins de fer. 


Article 552 

Le Gouvernement polonais accorde aux fonc- 
tionnaires et employés du Service de liquidation 
les droits et facilités mentionnés aux articles 506 
à 513, 527, 530, premier alinéa, deuxième phrase, 
533 et 542, tels qu'il les accorde aux fonctionnaires 
on au service temporaire de ses chemins 
e fer. 


Chapitre IV 
Dispositions diverses 
Article 553 
1. — Le Gouvernement polonais accordera aux 


fonctionnaires, employés et ouvriers des chemins 
de fer allemands qui, à l’occasion de la remise des 


Kapitel Ill 
Abwickelungsftelle 


Artikel 550 


(1) Zur Abwicklung der nach der Übergabe der 
Eiſenbahnen an Polen verbleibenden deutſchen 
Dienſtaufgaben (Abrechnungsarbeiten, Ausſonderung 
der Akten und Pläne, Übergabe der Geſchäfte im ein⸗ 
zelnen, Übergabe der Strecken, der Liegenſchaften, der 
Gebäude, der Inventarien, der Materialien u. dgl.) 
wird unter Leitung von deutſchen oberen Beamten 
nebſt dem erforderlichen deutſchen Perſonal eine 
deutſche Abwickelungsſtelle in Kattowitz errichtet. 


(2) Die Dauer der Tätigkeit dieſer Stelle in 
Kattowitz wird im Einvernehmen mit dem Ober- 
komitee von der deutſchen Eiſenbahnverwaltung be- 
ſtimmt. 


(3) Die polniſche Eiſenbahnverwaltung wird im 
Direktionsgebäude die hierzu erforderlichen Dienft- 
räume unentgeltlich bereithalten, den Beamten und 
Angeſtellten der Abwickelungsſtelle die unentgeltliche 
und ungehinderte Bereifung des Direktionsbezirkes, 
die freie Benutzung des Fernſprechers und Telegraphen 
für dienſtliche Zwecke ſowie die freie Beförderung 
von Dienſtbriefen und Dienſtgütern geſtatten und 
alle Erleichterungen gewähren, die zur Erledigung 
der Dienſtaufgaben der Abwickelungsſtelle erforderlich 
ſind. Der Schriftverkehr der Abwickelungsſtelle 
unterliegt nicht der Briefzenſur. 


(4) Zur Überprüfung der Arbeiten der Abwicke⸗ 
lungsſtelle wird den Beamten der deutſchen Eiſen⸗ 
bahnverwaltung einſchließlich der Kommiſſare des 
Miniſters Einreiſe und Aufenthalt in Polniſch⸗ 
Oberſchleſien geſtattet. 


Artikel 551 

Die Beamten der Abwickelungsſtelle, die im Be⸗ 
darfsfalle gegen andere ausgetauſcht werden können, 
unterſtehen der deutſchen Eiſenbahnverwaltung und 
werden durch den im Artikel 513 bezeichneten Ver⸗ 
trauensmann mitvertreten. Ihre Beſoldung erfolgt 
durch das Deutſche Reich. Ihre Perſonalakten blei⸗ 
ben bei der deutſchen Eiſenbahnverwaltung. 


Artikel 552 
Die polniſche Regierung räumt den Beamten und 
Angeſtellten der Abwickelungsſtelle die gleichen Rechte 
und Vergünſtigungen ein, die in den Artikeln 506 
bis 513, 527, 530 Abſ. 1 Satz 2, 533 und 542 den 
vorübergehend im Dienſte ihrer Eiſenbahnverwaltung 
tätigen deutſchen Beamten gewährt worden ſind. 


Kapitel IV 
Verſchiedene Beſtimmungen 


Artikel 553 


(1) Die polniſche Regierung räumt den Beamten, 
Angeſtellten und Arbeitern der deutſchen Eiſenbahn⸗ 
verwaltung, die aus Anlaß der Übergabe der Eiſen⸗ 
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chemins de fer, retourneront en Allemagne ou y 
seront déjà retournés, mais qui auront laissé 
provisoirement en Haute Silésie polonaise des 
membres de leur famille vivant dans leur ménage, 
des domestiques ou des biens, les droits stipulés 
aux articles 507 à 511, 527, alinéa 2, 528, 530 et 
542, tels qu'ils sont reconnus aux fonctionnaires 
allemands de chemins de fer au service temporaire 
de la Pologne. Ces mêmes droits sont stipulés au 
profit des personnes susmentionnées et, en cas 
d’empöchement, au profit de leurs mandataires; 
tous auront le droit d’entrer dans la Haute Silésie 
polonaise. Le délai indiqué aux articles 530 et 542 
commence à courir du jour de la remise des che- 
mins de fer et sera, dans le cas de l’article 530, 
limité à un mois. 

2. — Seront admis au bénéfice des mesures de 
l'alinéa 1 ci-dessus, à condition qu'ils se trouvent 
dans les mêmes circonstances, les fonctionnaires 
retraités allemands, les survivants de fonc- 
tionnaires, employés et ouvriers allemands de 
chemin de fer, ainsi que les fonctionnaires, em- 
ployés et ouvriers allemands en service dans les 
gares frontières ou gares frontières de jonction 
sises sur territoire allemand. 

3, — L’Administration des chemins de fer alle- 
mands signalera immédiatement à l’Administra- 
tion des chemins de fer polonais les logements 
d'agents allemands sur le point de devenir vacants, 
afin que les agents polonais puissent s'assurer ces 
logements; d'une manière générale, elle viendra 
en aide à l’Administration des chemins de fer 
polonais pour procurer à son personnel des loge- 
ments dans la mesure du possible. Les agents, de 
chemins de fer allemands seront invités à donner 
avis en ce sens le plus tôt possible. 


Article 554 


1. — Les dispositions des articles 510, 528, 530, 
alinéa 2, 531, 542 et 545 seront applicables par 
analogie aux agents qui passent définitivement de 
la partie allemande du territoire plébiscité au 
service de l'Administration des chemins de fer po- 
lonais, si ces agents ont déclaré, dans le délai d’un 
mois à dater du jour du transfert de la souve- 
raineté, vouloir passer au service polonais. 

2. — Les délais prévus aux articles 530, alinéa 2, 
et 542 commencent à courir du jour où l’agent fait 
la déclaration en question. 

3. — Par suite du passage à l’Administration 
polonaise des agents mentionnés à l’alinéa 1 ci- 
dessus, tous les droits qu’ils avaient acquis envers 
l'Administration des chemins de fer allemands 
seront considérés comme éteints. 


Chapitre V 
Voies de recours 


Article 555 


1. — Dans toutes les questions traitées au 
présent titre et qui sont de la compétence de 
l'Administration des chemins de fer, mais sur 
lesquelles l'Administration allemande et l’Ad- 
ministration polonaise ou le personnel allemand 
au service polonais et l'Administration polonaise 
ou enfin le co-directeur du personnel, désigné 


bahnen nach Deutſchland abwandern oder bereits ab- 
gewandert ſind, aber ihre Familien, Hausangehörigen 
und ihr Dienſtperſonal oder ihre Vermögenswerte 
einſtweilen in Polniſch-Oberſchleſien zurücklaſſen oder 
zurückgelaſſen haben, für ſie ſelbſt und die bezeichneten 
Perſonen oder im Falle ihrer Verhinderung deren 
Beauftragten die gleichen Rechte ein, wie ſie in den 
Artikeln 507 bis 511, 527 Abſ. 2, 528, 530 und 542 
den vorübergehend im polniſchen Dienſte tätigen 
deutſchen Beamten gewährt worden ſind. Insbe⸗ 
ſondere iſt ihnen oder ihren Beauftragten die Ein⸗ 
reiſe in Polniſch-Oberſchleſien zu geſtatten. Die in 
den Artikeln 530 und 542 erwähnte Friſt läuft vom 
Tage der Übergabe der Bahnen ab und beſchränkt ſich 
im Falle des Artikels 530 auf einen Monat. 


(2) Unter den gleichen Vorausſetzungen gelten die 
Beſtimmungen des Abſ. 1 auch für die Penſionäre 
und Hinterbliebenen der Eiſenbahnbedienſteten ſowie 
für die deutſchen Bedienſteten, die auf den deutſchen 
Grenzbahnhöfen, einſchließlich der Grenzübergangs⸗ 
bahnhöfe, Dienſt verrichten. 


(3) Demgegenüber wird die deutſche Eiſenbahn⸗ 
verwaltung zur Sicherung von Privatwohnungen für 
polniſche Eiſenbahnbedienſtete von jedem bevorſtehen⸗ 
den Freiwerden einer Wohnung eines deutſchen 
Eiſenbahnbedienſteten der polniſchen Eiſenbahnver⸗ 
waltung unverzüglich Kenntnis geben und ſie auch 
ſonſt bei der Sicherung von Wohnungen nach Mög⸗ 
lichkeit unterſtützen. Die deutſchen Eiſenbahnbedien⸗ 
ſteten werden veranlaßt werden, alsbald entſprechende 
Meldungen zu erſtatten. 


Artikel 554 

(1) Die Beſtimmungen der Artikel 510, 528, 530 
Abſ. 2, 531, 542 und 545 finden auf die Bedienſteten, 
die aus dem deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets 
in den Dienſt der polniſchen Eiſenbahnverwaltung 
dauernd übertreten, ſinngemäß Anwendung, ſofern 
dieſe Bedienſteten ihren Willen zum Übertritte binnen 
einem Monate vom Tage des Übergangs der Staats⸗ 
hoheit ab erklärt haben. 

(2) Die Friſten der Artikel 530 Abſ. 2 und 542 
laufen vom Tage der bezeichneten Erklärung der Be⸗ 
dienſteten ab. 

(8) Mit dem Übertritt erlöſchen ſämtliche Rechte, 
die dieſe Bedienſteten bis dahin gegenüber der deut⸗ 
ſchen Eiſenbahnverwaltung erworben haben. 


Kapitel 5. 


Rechtsſſchutz 


Artikel 555 

(1) In allen zur Zuſtändigkeit der Eiſenbahn⸗ 
verwaltung gehörenden Angelegenheiten dieſes Titels 
in denen Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen der 
deutſchen und der polniſchen Eiſenbahnverwaltung 
oder zwiſchen dem im polniſchen Eiſenbahndienſte 
beſchäftigten deutſchen Perſonal und der polniſchen 
Eiſenbahnverwaltung oder zwiſchen dem im Ar⸗ 


33 * 


21 
4 
Eg 
Yet 
1 
* 
57 
* 


S 


à l'article 522, et le Président de la Direction des 
chemins de fer polonais sont en désaccord, il 
appartiendra au Comité supérieur de les dépar- 
tager (voir articles 400 et 401). 

2. — Il en est de même des désaccords entre les 
agents mentionnés à l’article 554 et l’Administra- 
tion des chemins de fer allemands. I 


3. — Les requérants et leur homme de confiance 
(article 513) seront autorisés à se présenter per- 
sonnellement devant le Comité supérieur si la Di- 
rection a déjà pris une décision ou si elle la re- 
tarde sans de justes motifs. 

4. — Chacun des deux Gouvernements aura le 
droit de recourir auprès de la Commission Mixte, 
conformément aux disposition de l’article 401 
alinéa 3. 

Article 556 

Si un conflit vient à se produire au sujet des 
droits appartenant à l'Administration des chemins 
de fer allemands aux termes des articles 550 et 
551, ou au sujet des réclamations nées des ar- 
ticles 506, 507 et 512, la Commission Mixte, sur 
demande du Gouvernement allemand, se pro- 
noncera à défaut de compétence de l’Administra- 
tion des chemins de fer. 


Article 557 

1. — Si les agents visés à l’article 555, alinéas 1 
et 2, présentent des revendications en vertu des 
articles 508, 509, 510, 511, 530, alinéa 1, phrase 3, 
et des articles 545, 549, alinéas 2 et 3 et des ar- 
ticles 552, 553 et 554, le Comité supérieur, en cas 
de contestation, et sur demande de la partie 
plaignante, éclaircira l'affaire, à défaut de com- 
pétence de l'Administration des chemins de fer, et 
se mettra en rapport avec les autorités intéressées 
de l'administration civile locale pour obtenir un 
règlement à l’amiable. 

2. — L'agent intéressé sera autorisé à exposer 
personnellement ses revendications devant le 
Comité supérieur. 

Article 558 


Les dispositions des articles 55 à 63 sur la pro- 
cédure applicable à l’exercice du droit d'option, 
seront, par analogie, appliquées au règlement des 
différends relatifs aux revendications présentées 
en vertu des articles 542, 545, 549, alinéas 2 et 3, 
552, 553 et 554. 


Article 559 
Toute action intentée en vue de faire valoir des 
revendications, conformément aux articles 510 
(phrase 3), 515 (alinéa 4), 518, 519, 520, 521, 
531, 536 (alinéa 2, phrase 1), 545, 548, 552, 553 
et 554, pourra être portée devant les tribunaux 
civils ordinaires. 


Article 560 


Tout agent des chemins de fer allemands au 
service polonais, qui aura à présenter à la Pologne 
une réclamation basée sur les dispositions du 
présent titre, devra la soumettre par écrit avant 
la date à laquelle il quitte le service polonais ou 
au plus tard dans un délai de quatre semaines 
à partir de cette date. Il ne sera tenu compte 
d'aucune réclamation présentée ultérieurement. Si 


tikel 522 bezeichneten Perſonalkodezernenten und 
dem Präſidenten der polniſchen Eiſenbahndirektion 
entſtehen, entſcheidet das Oberkomitee (vgl. Ar: 
tikel 400 und 401). 

(2) Dies bezieht ſich auch auf Meinungsverſchie⸗ 
denheiten zwiſchen den im Artikel 554 bezeichneter 
Bedienſteten und der deutſchen Eiſenbahnverwaltung 

(3) Den beſchwerdeführenden Bedienſteten und 
dem Vertrauensmann (Artikel 513) iſt der perſönliche 
Vortrag beim Oberkomitee zu geſtatten, ſofern eine 
Entſcheidung der Direktion ſchon getroffen worden 
iſt oder ungerechtfertigt verzögert wird. 

(4) Gegen die Entſcheidung des Obmanns des 
Oberkomitees ſteht jeder Regierung die Anrufung 
der Gemiſchten Kommiſſion gemäß Artikel 401 
Abſ. 3 zu. ; 
Artikel 556 

Über Rechte, welche der deutſchen Eiſenbahn— 
verwaltung auf Grund der Artikel 550 und 551 zu⸗ 
ſtehen, ſowie über Anſprüche, die auf Grund der Ar— 
tikel 506, 507 und 512 erhoben werden können, ent⸗ 
ſcheidet, ſoweit deren Regelung nicht zur Zuſtändig⸗ 
keit der Eiſenbahnverwaltung gehört, im Streitfalle 
auf Anrufung der deutſchen Regierung die Gemiſchte 
Kommiſſion. 


Artikel 557 

(1) Werden von den im Artikel 555 Abſ. 1 und 2 
bezeichneten Bedienſteten Anſprüche auf Grund der 
Artikel 508, 509, 510, 511, 530 Abſ. 1 Satz 3, 545, 
549, Abſ. 2 und 3, 552, 553 und 554 erhoben, fo 
wird, ſoweit deren Regelung nicht zur Zuſtändigkeit 
der Eiſenbahnverwaltung gehört, im Streitfall auf 
Anrufung des Beſchwerdeführers das Oberkomitee, 
ſoweit möglich, den Sachverhalt aufklären und ſich 
zum Zwecke gütlicher Erledigung mit der beteiligten 
Landesverwaltungsbehörde ins Benehmen ſetzen. 


(2) Der perſönliche Vortrag beim Oberkomitee iſt 
den bezeichneten Bedienſteten zu geſtatten. 


Artikel 558 
Für die Entſcheidung von Streitigkeiten über An⸗ 
ſprüche auf Grund der Artikel 542, 545, 549 Abſ. 2 
und 3, 552, 553 und 554 finden die in den Ar⸗ 
tikeln 55 bis 63 bezeichneten Vorſchriften über das 
Verfahren bei Ausübung der Rechte der Optanten 
entſprechende Anwendung. 


Artikel 559 
Für die Geltendmachung von Anſprüchen auf 
Grund der Artikel 510, Satz 3, 515, Abſ. 4, 518, 519, 
520, 521, 531, 536, Abſ. 2 Satz 1, und der Ar 
tikel 545, 548, 552, 553 und 554 ſteht der Rechtsweg 
vor den ordentlichen Landesgerichten offen. 


Artikel 560 

Anſprüche, die auf Grund der Beſtimmungen dieſes 
Titels gegen Polen entſtanden ſind, erlöſchen binnen 
vier Wochen nach dem Ausſcheiden des Berechtigten 
aus dem polniſchen Eiſenbahndienſt, es ſei denn, daß 
ſie vor dem Ausſcheiden oder ſpäteſtens vier Wochen 
nach dem Ausſcheiden ſchriftlich angemeldet worden 
ſind. Erfährt der Berechtigte die den Anſpruch be⸗ 
gründenden Tatſachen erſt nach dem Ausſcheiden, ſo 
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l'intéressé n'a connaissance des faits donnant un 
fondement à sa réclamation que postérieurement 
à la date où il a quitté le service, le délai de quatre 
semaines ne courra que du jour où ces faits sont 
parvenus à sa connaissance. 


Chapitre VI 
Disposition finale 


Article 561 
Toutes les dispositions du présent titre pour- 
ront être modifiées par les deux Administrations 
de chemins de fer agissant d’un commun accord. 
Elles seront valables même si la forme économique 
ou administrative des Chemins de fer allemands 
ou polonais venait à changer. 


beginnt die Friſt von vier Wochen mit dem Ablauf 
des Tages, an dem der Berechtigte vor den Tatſachen 
erfahren hat. 


Kapitel 6 
Schlußbeſtimmung 


Artikel 561 


Alle Beſtimmungen dieſes Titels können durch 
Einvernehmen der beiden Eiſenbahnverwaltungen 
abgeändert werden. Sie gelten auch für den Fall 
einer Abänderung der Wirtſchafts⸗ oder Verwaltungs⸗ 
form der deutſchen oder der polniſchen Eiſenbahnen. 


Sixieme Partie 


Commission mixte et Tribunal 
arbitral de Haute Silésie 


Titre Premier 


Organisation 


Article 562 

1. — La Commission mixte a son siège à Kato- 
wice et se compose de deux Membres allemands, 
de deux Membres polonais, ainsi que d'un Prési- 
dent d’une autre nationalité. 

2. — Les Membres doivent être natifs de Haute 
Silésie ou être particulièrement au courant des 
affaires de Haute Silésie, soit par suite de leur 
profession ou de leur activité comme fonction- 
naires, soit pour avoir séjourné plusieurs années 
en Haute Silésie. 

3. — La Commission mixte prend ses reso- 
lutions conformément aux dispositions de la 
présente Convention. 


Article 563 
8 1 

1. — Le Tribunal arbitral a son siège à Beuthen 
et se compose d’un Arbitre polonais et d’un Ar- 
bitre allemand, ainsi que d’un Président d'une 
autre nationalité. 

2. — Ne peuvent être nommés Arbitres que les 
personnes qui, d’après les lois de l'État qui les 
nomme, possèdent les aptitudes nécessaires pour 
remplir les fonctions de juge d'un tribunal ordi- 
naire ou administratif. Leur fonction d’Arbitre 
doit être leur fonction principale ; comme autres 
fonctions, ils ne pourront exercer que des 
fonctions judiciaires ou académiques. 

3. — Les Arbitres sont nommés pour trois ans ; 
ils peuvent être renommés. 

82 

Avant l'expiration de la période pour laquelle 
ils sont nommés, les Arbitres ne peuvent être 
destitués de leurs fonctions que pour les mêmes 
raisons, suivant la même procédure et par la même 
autorité que des juges d’un tribunal de deuxième 
instance en Pologne (sad apalacyiny) ou en Alle- 
magne (Oberlandesgericht) selon leur nationalité. 

83 

1. — Les Arbitres sont indépendants. Ils ne 
sont liés par aucune instruction. 

2. — Le Tribunal arbitral rend ses sentences 
conformément aux dispositions de la présente 
Convention et conformément aux lois en vigueur. 
pourvu que ces lois ne soient pas en contradiction 
avec les dispositions de la présente Convention. 
Un examen de la concordance ne peut toutefois 
avoir lieu que quand il n’est pas exclu par la 
Convention. 


Seil VI 
Die Gemiſchte Kommiſſion 
und das Schiedsgericht 
für Oberſchleſien 
Titel 1 
Organiſation 
Artikel 562 
_ (1) Die Gemiſchte Kommiſſion hat ihren Sitz in 
Kattowitz; ſie beſteht aus zwei deutſchen und zwei 
polniſchen Mitgliedern ſowie aus einem Präſidenten 
fremder Staatsangehörigkeit. 
(2) Die Mitglieder müſſen in Oberſchleſien ge⸗ 
boren oder mit den oberſchleſiſchen Verhältniſſen durch 
ihren Beruf, ihre dienſtliche Tätigkeit oder durch 


mehrjährigen Aufenthalt in Oberſchleſien beſonders 
vertraut ſein. 


(3) Die Gemiſchte Kommiſſion faßt ihre Beſchlüſſe 
gemäß den Beſtimmungen dieſes Abkommens. 


Artikel 563 
8 1 

(1) Das Schiedsgericht hat ſeinen Sitz in Beuthen; 
es beſteht aus einem deutſchen und einem polniſchen 
Schiedsrichter ſowie aus einem Präſidenten fremder 
Staatsangehörigkeit. 

(2) Die Schiedsrichter müſſen nach den Geſetzen 
des Staates, der ſie ernennt, die Befähigung zum 
Richteramte bei den ordentlichen oder den Verwal⸗ 
tungsgerichten beſitzen. Sie verſehen ihr Amt als 
Hauptamt; als Nebenämter dürfen ſie nur richter⸗ 
liche oder akademiſche Amter bekleiden. 


(3) Die Schiedsrichter werden auf drei Jahre er⸗ 

nannt; ihre Wiederernennung iſt zuläſſig. 
82 

Vor Ablauf der Zeit, für die ſie ernannt werden, 
können die Schiedsrichter nur aus denſelben Gründen, 
in denſelben Formen und durch dieſelbe Stelle ihres 
Amtes enthoben werden, wie die Richter eines Ge⸗ 
richts zweiter Inſtanz (des Appellationsgerichts) in 
Polen oder (des Oberlandesgerichts) in Deutſchland. 


8 3 

(1) Die Schiedsrichter ſind unabhängig. Sie find 
an keine Weiſungen gebunden. 

(2) Das Schiedsgericht fällt ſeine Entſcheidungen 
gemäß den Beſtimmungen dieſes Abkommens und 
gemäß den geltenden Geſetzen, ſoweit ſie nicht den 
Beſtimmungen dieſes Abkommens zuwiderlaufen. 
Die Übereinſtimmung der Geſetze mit den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Abkommens darf jedoch nur geprüft 
werden, wenn dies nicht ausdrücklich in dieſem Ab⸗ 
kommen ausgeſchloſſen worden iſt. 


D, 
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Article 564 

1. — Le Gouvernement allemand et le Gou- 
vernement polonais s’adresseront en commun au 
Conseil de la Société des Nations pour le prier 
de nommer les Présidents de la Commission mixte 
et du Tribunal arbitral. 

2. — Le (Gouvernement allemand nomme les 
membres allemands de la Commission mixte et 
l’Arbitre allemand; le Gouvernement polonais 
nomme les Membres polonais et l'Arbitre 
polonais. 


Article 565 

1. — L'installation solennelle du Président de 
la Commission mixte et du Président du Tribunal 
arbitral se fait par un délégué du Gouvernement 
allemand et un délégué du Gouvernement polonais 
agissant ensemble. 

2. — L'installation solennelle des Membres de 
la Commission mixte se fait par le Président de 
la Commission ; celle des Arbitres, par le Prési- 
dent du Tribunal arbitral. 


Article 566 

1. — Si le Président de la Commission mixte ou 
le Président du Tribunal arbitral est empêché 
d'exercer ses fonctions pendant un certain temps, 
le Gouvernement allemand et le Gouvernement 
polonais s'adresseront au Conseil de la Société 
des Nations pour qu'il nomme un remplaçant, en 
prenant, s’il y a lieu, avis du Président à 
remplacer. 

2. — Si un Membre de la Commission mixte 
ou un Arbitre est empêché, c’est le Gouvernement 
qui a nommé la personne à remplacer qui nommera 
le remplaçant. Les remplaçants des Membres de 
la Commission mixte et des Arbitres doivent avoir 
les mêmes aptitudes que celles exigées pour ceux 
qu'ils remplacent. Les remplaçants des Arbitres 
ne peuvent exercer, outre leurs fonctions de 
remplaçants, que des fonctions judiciaires ou 
académiques. Ils ne peuvent pas exercer la profes- 
sion d'avocats ou de conseils. 


Article 567 
Si le Président de la Commission mixte ou le 
Président du Tribunal arbitral sont temporaire- 
ment empêchés d’exercer leurs fonctions, les 
affaires administratives de la Commission mixte 
seront gérées par un membre allemand et par 
un membre polonais à désigner au début de 
chaque année par leur Gouvernement; les affaires 
administratives du Tribunal arbitral seront 

gérées par les deux Arbitres. 


Article 568 

1. — Le Président de la Commission mixte et 
le Président du Tribunal arbitral nomment, sur 
une base paritaire et après accord avec les deux 
Gouvernements, les fonctionnaires et les assis- 
tants nécessaires. 

2. — Ils fixent également, après accord avec 
les deux Gouvernements, le titre officiel de ces 
fonctionnaires. | 


Artikel 564 
(1) Die deutſche Regierung und die polniſche Re⸗ 
gierung werden gemeinſam den Völkerbundrat um die 
Ernennung der Präſidenten der Gemiſchten Kommiſ⸗ 
ſion und des Schiedsgerichts erſuchen. 


(2) Die deutſche Regierung ernennt die deutſchen 
Mitglieder der Gemiſchten Kommiſſion und den deut⸗ 
ſchen Schiedsrichter; die polniſche Regierung ernennt 
de polnischen Mitglieder und den polniſchen Schieds⸗ 
richter. 


Artikel 565 

(1) Die förmliche Einführung des Präſidenten der 
Gemiſchten Kommiſſion und des Präſidenten des 
Schiedsgerichts erfolgt gemeinſchaftlich durch einen 
Bevollmächtigten der deutſchen Regierung und einen 
Bevollmächtigten der polniſchen Regierung. 

(2) Die Mitglieder der Gemiſchten Kommiſſion 
werden durch den Präſidenten der Gemiſchten Kom⸗ 
miſſion, die Schiedsrichter durch den Präſidenten 
des Schiedsgerichts förmlich eingeführt. 


Artikel 566 


(1) Iſt der Präſident der Gemiſchten Kommiſſion 
oder der Präſident des Schiedsgerichts für längere 
Zeit an der Ausübung ſeiner Amtsgeſchäfte verhin⸗ 
dert, jo werden die deutſche Regierung und die pol- 
niſche Regierung den Völkerbundrat um die Ernen⸗ 
nung eines Vertreters erſuchen, nachdem ſie, ſoweit 
tunlich, den zu vertretenden Präſidenten gehört haben. 


(2) Iſt ein Mitglied der Gemiſchten Kommiſſion 
oder ein Schiedsrichter verhindert, ſo ernennt die Re⸗ 
gierung, die den zu Vertretenden ernannt hat, den 
Vertreter. Die Vertreter müſſen dieſelben Eigen⸗ 
ſchaften haben, die für die Vertretenen ſelbſt vorge⸗ 
ſchrieben ſind. Die Vertreter der Schiedsrichter dür⸗ 
fen im Hauptamt nur richterliche oder akademiſche 
Amter bekleiden; den Beruf eines Rechtsanwalts oder 
1 Rechtsberaters dürfen ſie nicht aus⸗ 
üben. 


Artikel 567 

Sind der Präſident der Gemiſchten Kommiſſion 
oder der Präſident des Schiedsgerichts vorübergehend 
an der Ausübung ihrer Amtsgeſchäfte verhindert, ſo 
werden die Verwaltungsgeſchäfte der Gemiſchten Kom⸗ 
miſſion von einem deutſchen Mitglied und von einem 
polniſchen Mitglied, die von ihrer Regierung zu Be⸗ 
ginn jedes Geſchäftsjahrs zu bezeichnen ſind, die Ver⸗ 
waltungsgeſchäfte des Schiedsgerichts von den beiden 
Schiedsrichtern wahrgenommen. 


Artikel 568 

(1) Der Präſident der Gemiſchten Kommiſſion und 
der Präſident des Schiedsgerichts ernennen die er⸗ 
forderlichen Beamten und Hilfskräfte auf paritäti⸗ 
ſcher Grundlage und im Einvernehmen mit deu 
beiden Regierungen. 

2). Sie beſtimmen ebenfalls die Amtsbezeichnun⸗ 
gen dieſer Beamten im Einvernehmen mit den beiden 
Regierungen. 
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3. — Les Chefs des deux bureaux ne doivent 
être ni allemands ni polonais. 
4. — Les Présidents donnent les instructions 


de service au personnel de leurs bureaux resper- 
tifs. Les fonctionnaires et les employés de la 
Commission mixte et du Tribunal arbitral rele- 
vent hiérarchiquement de leur Président. Ils doi- 
vent lui promettre solennellement, la main dans 
la main en guise de serment, d'accomplir fidèle- 
ment leur devoir. 


5. — Le Président ne congédiera un fonction- 
naire ou un employé, s’il est polonais ou alle- 
mand, qu'après en avoir référé au Gouvernement, 
de l'intéressé. 


6. — La Commission mixte et le Tribunal ar- 
bitral élaborent eux-mêmes le réglement intérieur. 


Article 569 


1. — Chaque Gouvernement nomme un Agent 
d'Etat pour représenter auprès de la Commission 
mixte et auprès du Tribunal arbitral les intérêts 
auxquels il doit veiller. La nomination est noti- 
fiée par écrit aux deux Présidents, ainsi qu’à 
l'autre Gouvernement. Elle subsiste tant que le 
rappel de l’Agent et la nomination d'un autre 
Agent ne sont pas notifiées de la même manière. 

2. — L’Agent d'Etat aura à sa disposition les 
conseillers et assistants nécessaires pour le se- 
conder. Il peut se faire remplacer par eux soit 
d’une manière générale, soit pour certaines espèces 
d’affaires, soit pour une affaire déterminée. 


Article 570 

1. — La Commission mixte et le Tribunal, arbi- 
tral, les Présidents et les Membres de la Commis- 
sion mixte et du Tribunal arbitral, ainsi que les 
fonctionnaires et les employés au service de la Com- 
mission mixte et du Tribunal arbitral, jouissent en 
matière pénale, sur le territoire des deux États 
contractants, de la même protection spéciale que 
les autorités et les fonctionnaires du pays. 

2. — Le Président de la Commission mixte et 
le Président du Tribunal arbitral sont respecti- 
vement compétents pour prendre l'initiative de 
toute poursuite (Strafantrag) pour des délits 
commis contre la Commission mixte, le Tribunal 
arbitral ou les Membres et fonctionnaires de ces 
institutions. 

Article 571 

Les Membres ou fonctionnaires de la Commis- 
sion mixte ou du Tribunal arbitral, de natio- 
nalité polonaise ou allemande, sont punis pour 
touts délits commis dans l’exercice de leurs fonc- 
tions, par les autorités de leur État, de la même 
9 89875 que s'ils étaient fonctionnaires de cet 

tat. 


Article 572 


1. — Les Parties contractantes garantissent 
les privilèges et immunités diplomatiques aux 
deux Présidents, aux Membres de la Commission 
mixte, aux Arbitres, aux Chefs des deux bureaux, 
ainsi qu'aux Agents d'Etat. Si ces personnes sont 
des ressortissants de l’un des deux États contrac- 


(8) Die Leiter der beiden Bureaus dürfen weder 
Deutſche noch Polen ſein. 

(4) Die Präſidenten erlaſſen die Dienſtanweiſun⸗ 
gen für das Perſonal ihrer Bureaus. Die Beamten 
und Angeſtellten der Gemiſchten Kommiſſion und des 
Schiedsgerichts unterſtehen dienſtlich ihren Präſi⸗ 
denten. Sie haben dieſen durch Handſchlag an Eides 
Statt die treue Erfüllung ihrer Dienſtpflichten zu 
geloben. 


(5) Der Präſident wird einen Beamten oder An⸗ 
geſtellten, wenn dieſer Pole oder Deutſcher iſt, erſt 
entlaſſen, nachdem er ſich darüber mit der Regierung 
des Staates, dem der Beamte oder Angeſtellte an⸗ 
gehört, ins Benehmen geſetzt hat. 

(6). Die Gemiſchte Kommiſſion und das Schieds⸗ 
gericht geben ſich ihre Geſchäftsordnung ſelbſt. 


Artikel 569 

(1) Jede Regierung ernennt einen Staatsver⸗ 
treter, der die von ihr wahrzunehmenden Intereſſen 
bei der Gemiſchten Kommiſſion und bei dem Schieds⸗ 
gerichte geltend macht. Die Ernennung wird den 
beiden Präſidenten und der anderen Regierung 
ſchriftlich mitgeteilt. Sie gilt, bis die Abberufung 
und die Ernennung eines anderen Staatsvertreters 
in gleicher Weiſe mitgeteilt worden iſt. 

(2) Dem Staatsvertreter werden die zu ſeiner 
Unterſtützung erforderlichen Referenten und Hilfs- 
kräfte beigegeben. Er kann ihnen ſeine Vertretung 
allgemein oder für beſtimmte Arten von Geſchäften 
oder in einzelnen Sachen übertragen. 


-... 


Artikel 570 

(1) Die Gemiſchte Kommiſſion und das Schieds⸗ 
gericht, die Präſidenten ſowie die Mitglieder der 
Gemiſchten Kommiſſion und des Schiedsgerichts und 
die bei der Gemiſchten Kommiſſion und dem Schieds⸗ 
gericht angeſtellten Beamten genießen in dem Ge⸗ 
biete der beiden vertragſchließenden Staaten ben- 
ſelben beſonderen ſtrafrechtlichen Schutz, der den 
Landesbehörden und Landesbeamten gewährt wird. 

(2) Den Strafantrag bei Vergehen gegen die Ge⸗ 
miſchte Kommiſſion, gegen das Schiedsgericht oder 
gegen deren Mitglieder oder Beamte ſtellt der Präſi⸗ 
dent der Gemiſchten Kommiſſion oder der Präſident 
des Schiedsgerichts. 


Artikel 571 

Wenn ſich die Mitglieder oder die Beamten der 
Gemiſchten Kommiſſion oder des Schiedsgerichts, 
die Deutſche oder Polen ſind, eines Amtsvergehens 
ſchuldig machen, werden ſie von den Behörden ihres 
Staates ebenſo beſtraft, als wenn ſie die ſtrafbare 
“rte im Dienfte ihres eigenen Staates begangen 
ätten. 


Artikel 572 
(1) Die vertragſchließenden Teile ſichern den beiden 
Präſidenten, den Mitgliedern der Gemiſchten Kom⸗ 
miſſion, den Schiedsrichtern, den Leitern der beiden 
Bureaus und den Staatsvertretern die diplomatiſchen 
Vorrechte und Befreiungen zu. Gehören dieſe Per⸗ 
ſonen einem der beiden vertragſchließenden Staaten 


* 


* 
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tants, elles n’auront droit aux privilèges et im- 
munités en question que dans le territoire de 
l'autre État. 

2. — Les fonctionnaires et les employés au ser- 
vice de la Commission mixte, du tribunal arbitral 
ou des Agents d'État — en tant qu’ils se trouvent 
en service sur le territoire de celui des deux États 
dont ils ne sont pas ressortissants — sont 
exemptés 

1° de tous impôts et taxes relatifs à leur trai- 

tement et aux autres émoluments résultant 

de leur service auprès de la Commission 

mixte ou du Tribunal arbitral, à l’exception 

des taxes et impôts dus à la commune ou 
aux églises et des taxes scolaires; 

2° de la juridiction ordinaire pour tout ce qui 

touche à leur activité officielle, ainsi que de 

la détention préventive, à moins qu'il ne 
s’agisse de poursuites pour crime; 


Ÿ 
8 


© 


de l'obligation de témoigner des faits rele- 
vant de leur activité officielle, à moins que 
le Président de la Commission mixte ou 
celui du Tribunal arbitral, ou l’Agent 
d'État, selon les cas n'autorise le té- 


moignage. 


3 


3. — Les locaux de la Commission mixte et du 
Tribunal arbitral sont inviolables. 


Article 573 


1. — Les deux Gouvernements remettront aux 
Présidents de la Commission mixte et du Tribu- 
nal arbitral, par l’intermödiaire de leurs délégués 
mentionnés à l’article 565, une carte d’identite 
leur permettant de passer la frontière et séjourner 
dans l’une et l’autre partie du territoire plébiscité 
sans avoir besoin de passeports ou autre pièce 
d'identité. 

9, — Pour les autres personnes mentionnées 
à l’article 572, les papiers d'identité nécessaires 
leur seront fournis par l’intermédiaire des Agents 
d'État sur demande du Président. Il en sera de 
même en ce qui concerne les membres des Com- 
missions arbitrales ou de conciliation prévues par 
la présente Convention . 


Article 574 

1. — Les emoluments des Présidents de la Com- 
mission mixte et du Tribunal arbitral, ainsi que 
les traitements, à fixer d'accord avec le Gouvérne- 
ment polonais et avec le Gouvernement alle- 
mand, des fonctionnaires et des assistants des 
bureaux, enfin les frais du service, seront payés 
par moitié par la Pologne et par l'Allemagne. 


2. — Les Arbitres touchent uniquement un 
traitement fixé d'accord avec eux avant leur no- 
mination. 

3. — En matière de revendications relatives au 
paiement de leurs traitements et indemnités, les 
Membres de la Commission mixte et du Tribunal 
arbitral peuvent recourir aux tribunaux de leur 
pays. 


an, jo gelten dieſe Vorrechte und Befreiungen nur 
für das Gebiet des anderen Staates. 


(2) Die Beamten und Angeſtellten bei der Ge⸗ 
miſchten Kommiſſion, bei dem Schiedsgericht und 
bei den Staatsvertretern genießen, ſoweit ſie ſich 
dienſtlich auf dem Gebiete des Staates aufhalten, 
deſſen Angehörige ſie nicht ſind, Befreiung 


1. von allen Abgaben und Steuern auf das Ge- 
halt und die übrigen Einnahmen aus ihrer 
dienſtlichen Tätigkeit bei der Gemiſchten Kom⸗ 
miſſion oder bei dem Schiedsgerichte, mit Aus⸗ 
nahme der Kommunal- und Kirchenſteuern ſo⸗ 
wie der Schulabgaben; 


2. von der ordentlichen Gerichtsbarkeit in An⸗ 
ſehung ihrer dienſtlichen Tätigkeit ſowie von 
der Unterſuchungshaft, ſofern es ſich nicht um 
die Verfolgung wegen eines Verbrechens 
handelt; 

3. von der Pflicht zur Ablegung eines Zeugniſſes 
über Vorgänge, die ihre amtliche Tätigkeit be⸗ 
treffen, ſoweit nicht der Präſident der Ge⸗ 
miſchten Kommiſſion oder der Präſident des 
Schiedsgerichts oder der Staatsvertreter den 
ihm unterſtellten Beamten oder Angeſtellten die 
Ablegung des Zeugniſſes geſtattet. 


(3) Die Dienſträume der Gemiſchten Kommiſſion 
und des Schiedsgerichts ſind unverletzlich. 


Artikel 573 

(1) Die beiden Regierungen werden den Präſi⸗ 
denten der Gemiſchten Kommiſſion und des Schieds⸗ 
gerichts durch die im Artikel 565 bezeichneten Be- 
vollmächtigten einen Ausweis übergeben, der ihnen 
geſtattet, ohne Paß oder anderes Ausweispapier die 
Grenze zu überſchreiten und ſich in beiden Teilen 
des Abſtimmungsgebietes aufzuhalten. 


(2) Den anderen im Artikel 572 bezeichneten Per⸗ 
ſonen werden die erforderlichen Ausweiſe durch die 
Vermittlung der Staatsvertreter auf Antrag der 
Präſidenten übergeben. Das gleiche gilt für die Mit⸗ 
glieder der in dieſem Abkommen vorgeſehenen 
Schieds⸗ und Schlichtungsſtellen. 


Artikel 574 

(1) Die Gehälter der Präſidenten der Gemiſchten 
Kommiſſion und des Schiedsgerichts ſowie die im 
Einvernehmen mit der polniſchen Regierung und der 
deutſchen Regierung feſtzuſetzenden Gehälter der Be⸗ 
amten und Hilfskräfte der Bureaus und die aus der 
Tätigkeit beider Behörden entſtehenden ſachlichen 
Koſten werden von Polen und Deutſchland je zur 
Hälfte getragen. ü 5 

(2) Die Schiedsrichter erhalten nur ein Gehalt, 
das mit ihnen vor ihrer Ernennung zu verein⸗ 
baren iſt. 

(3) Für die vermögensrechtlichen Anſprüche der 
Mitglieder der Gemiſchten Kommiſſion 55 des 
Schiedsgerichts auf Gehalt und Entſchädigungen iſt 
der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten ihres 
Landes gegeben. e 
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Article 575 
Les Présidents de la Commission mixte et du 
Tribunal arbitral établissent leur budget annuel 
d'accord avec les Agents d'Etat. 


f Article 576 

L'emploi de la langue officielle de la Com- 
mission mixte et du Tribunal arbitral est réglé 
comme suit: 


8 1 
Langue des débats 


1. — Les Présidents se servent de la langue qui 
leur est familière. Quant aux autres personnes 
participant officiellement aux débats, elles se 
servent de la langue allemande ou polonaise. 

2. — Les déclarations, requêtes, résolutions et 
décisions doivent être traduites en allemand ou en 
polonais, et, s’il y a lieu, dans les deux langues. 

3. — Les personnes qui participent aux débats 
sans qualité officielle, se servent de la langue alle- 
mande ou polonaise, à moins qu’elles ne sachent 
ni l’une ni l’autre. 

4. — La traduction sera faite par le Président, 
par un Membre de la Commission mixte ou par un 
Arbitre et, le cas échéant, par un interprète. 


5. — Le procès-verbal est rédigé en allemand et 
en polonais. 
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Langues du service intérieur. 
1. — Dans le service intérieur, chacun peut se 
servir de l’allemand et du polonais. 
2. — Les circulaires de service d’un caractère 


général, les affiches dans les bureaux, etc., devront 
être rédigées en allemand et en polonais. 

3. — Aura la première place, la langue officielle 
du pays dans lequel se trouve la Commission ou 
le Tribunal. 


$ 3 


Langues du service extérieur. 


Les requêtes adressées à la Commission mixte 
ou au Tribunal arbitral doivent être rédigées en 
polonais ou en allemand. La réponse sera rédigée 
dans la même langue, à moins que le destinataire 
y renonce. Pour le reste, toutes les pièces, com- 
munications, notifications officielles, citations, ete., 
destinées à une autorité allemande ou à desti- 
nation de l’Allemagne, doivent être rédigées en 
allemand, et toutes les pièces, communications, 
notifications officielles, citations, etc., destinées 
à une autorité polonaise ou à destination de la 
Pologne, doivent être rédigées en polonais. 


8 4 
Les dispositions du présent article s'appliquent 
d'une manière analogue aux Commissions arbi- 
trales ou de conciliation instituées en vertu de 
la présente Convention. 


Artikel 575 
Die Präſidenten der Gemiſchten Kommiſſion und 
des Schiedsgerichts ſtellen den Haushaltsplan für 
ihre Behörde für jedes Geſchäftsjahr im Einver⸗ 
nehmen mit den Staatsvertretern auf. 


Artikel 576 
Über die Amtsſprache der Gemiſchten Kommiſſion 
und des Schiedsgerichts wird folgendes beſtimmt: 


$ 1 


Verhandlungsſprache 


(1) Die Präſidenten bedienen ſich der Sprache, die 
ihnen geläufig iſt. Die übrigen Amtsperſonen be⸗ 
dienen ſich der deutſchen oder der polniſchen Sprache. 


(2) Erklärungen, Anträge, Beſchlüſſe und Ent⸗ 
ſcheidungen werden ins Deutſche oder ins Polniſche, 
gegebenenfalls in beide Sprachen, übertragen. 

(3) Nichtbeamtete Perſonen dürfen ſich in den Ver⸗ 
handlungen der deutſchen oder der polniſchen Sprache 
bedienen, es ſei denn, daß ſie keine der beiden 
Sprachen beherrſchen. 

(4) Die Überſetzung wird von dem Präſidenten, 
von einem Mitglied der Gemiſchten Kommiſſion 
oder einem Schiedsrichter, erforderlichenfalls von 
einem Dolmetſcher, vorgenommen. 

(5) Das Protokoll wird in deutſcher und in pol⸗ 
niſcher Sprache geführt. 

8 2 

Sprache des inneren Dienſtes 

(1) Im inneren Dienſte kann ſich jeder der deut⸗ 
ſchen oder der polniſchen Sprache bedienen. 

(2) Innere Verfügungen allgemeiner Art, An⸗ 
ſchläge in den Bureauräumen uſw. werden deutſch 
und polniſch abgefaßt. 

(3) An erſter Stelle ſteht die Amtsſprache des 


Staates, in deſſen Gebiete ſich der Sitz der Gemiſchten 
Kommiſſion oder des Schiedsgerichts befindet. 


8 3 


Sprache des äußeren Dienſtverkehrs 


Eingaben an die Gemiſchte Kommiſſion oder an 
das Schiedsgericht ſind in polniſcher oder in deutſcher 
Sprache abzufaſſen. Sie werden in derſelben Sprache 
beantwortet, falls nicht der Einſender darauf ver⸗ 
zichtet. Im übrigen werden alle Schriftſtücke, Mit⸗ 
teilungen, Zuſtellungen, Ladungen uſw., die an eine 
deutſche Behörde oder nach Deutſchland gerichtet ſind, 
deutſch und alle Schriftſtücke, Mitteilungen, Zu⸗ 
ſtellungen, Ladungen uſw., die an eine polniſche Be⸗ 
1 oder nach Polen gerichtet ſind, polniſch ab⸗ 
gefaßt. 


+ AP 
Die Beſtimmungen dieſes Artikels finden auf die 
in dieſem Abkommen eingeſetzten Schieds⸗ und 
Schlichtungsſtellen entſprechende Anwendung. 


+ 
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Titre II 
Procédure et Compétence 


Chapitre premier 
Commission mixte 


Article 577 

1. — Sauf disposition contraire, la Commission 
mixte ne s'occupe d’une affaire qu’à la demande de 
l'un des Agents d'Etat. 

2. — La procédure est introduite par une 
requête écrite de l’Agent d'Etat. Cette requête 
doit comprendre des conclusions précises. 

3. — Elle comprend de plus : 

1° un exposé détaillé des faits sur lesquels se 

basent les conclusions ; 

2° l'indication des modes de preuves ; 

3° l'indication des dispositions de la présente 

Convention sur lesquelles se fondent les con- 
clusions. 

4. — L’Agent d'Etat peut retirer sa demande de 
son propre chef, tant que la requête n’a pas été 
notifiée officiellement à l'autre Agent d'État. 
Après la notification officielle de la requête, il ne 
peut la retirer qu'avec le consentement de l’autre 
Agent d'Etat. 

Article 578 
8 1 

1. — Le Président examine si les requêtes in- 
troduites auprès de la Commission mixte répon- 
dent, aux conditions prévues à l’article 577, et si 
elles émanent de personnes compétentes. 

2. — Si elles ne répondent pas aux conditions 
de l’article 577, alinéas 1 et 2, le Président peut 
les rejeter comme non-recevables. Le Président 
peut fixer un délai pour curer ces vices de forme, 
et rejeter la demande comme non-recevable à l’ex- 
viration du dit délai. 

3. — Si les autres conditions prévues à l’ar- 
ticle 577 ne sont pas remplies, le Président peut 
exiger que ces lacunes soient remplies. 
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1. — Si la requöte est recevable, le President 
désigne immédiatement un rapporteur et un corap- 
porteur. 
2. — Le rapporteur doit ötre ressortissant de 
l'État d'où émane la requête. Le corapporteur 
doit appartenir à l’autre Etat. 


Article 579 

1. — La Commission mixte statue, après débat 
oral, sur le point de savoir si les conclusions for- 
mulées dans la requête sont fondées, en tout ou 
en partie. Seront convoqués pour le débat, les 
Agents d'Etat et autres personnes intéressées, si 
elles sont parties en cause ou si elles doivent être 
citées en application des stipulations de la pré- 
sente Convention. 


Titel 11 
Verfahren und Zuſtändigkeit 
Kapitel! 
Gemiſchte Kommiſſion 


Artikel 577 

(1) Die Gemiſchte Kommiſſion tritt, ſoweit nicht 
ein anderes beſtimmt worden iſt, nur auf Antrag 
eines Staatsvertreters in Tätigkeit. 

(2) Das Verfahren wird durch eine ſchriftliche Ein⸗ 
gabe des Staatsvertreters eingeleitet. Die Eingabe 
muß einen beſtimmten Antrag enthalten. 

(3) Sie ſoll ferner enthalten: 

1. eine eingehende Darſtellung der Tatſachen, auf 

die der Antrag geſtützt wird; 
2. die Bezeichnung der Beweismittel; 

3. die Angabe der Beſtimmungen dieſes Abkom⸗ 

mens, die den Antrag begründen. 


(4) Der Staatsvertreter kann den Antrag zurück⸗ 
nehmen, bevor die Eingabe dem anderen Staatsver⸗ 
treter zugeſtellt worden iſt. Nach der Zuſtellung kann 
er ihn nur mit Zuſtimmung des anderen Staatsver⸗ 
treters zurücknehmen. 


Artikel 578 
8 1 

(1) Der Präſident prüft, ob die der Gemiſchten 
Kommiſſion eingereichte Eingabe den im Artikel 577 
bezeichneten Erforderniſſen entſpricht, und ob ſie von 
einer zuſtändigen Perſon ausgeht. 

(2) Entſpricht die Eingabe nicht den Erforderniſſen 
des Artikel 577 Abſ. 1 und 2, ſo kann der Präſident 
fie als unzuläſſig zurückweiſen. Der Präſident kann 
eine Friſt zur Behebung der Mängel ſetzen und die 
Eingabe nach Ablauf dieſer Friſt als unzuläſſig zu⸗ 
rückweiſen. 

(3) Wenn die anderen im Artikel 577 bezeichneten 
Erforderniſſe nicht erfüllt worden ſind, kann der Prä⸗ 
ſident verlangen, daß das Fehlende nachgeholt wird. 
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(1) Iſt die Eingabe zuläſſig, ſo beſtimmt der Prä⸗ 
ſident unmittelbar einen Berichterſtatter und einen 
Mitberichterſtatter. 

(2) Der Berichterſtatter muß Angehöriger des 
Staates ſein, dem die Partei angehört, von der die 
Eingabe ausgeht; der Mitberichterſtatter muß Ange- 
höriger des anderen Staates ſein. N 

Artikel 579 

(1) Die Gemiſchte Kommiſſion ftellt auf Grund 
einer mündlichen Verhandlung feſt, ob der in der 
Eingabe geſtellte Antrag ganz oder teilweiſe be⸗ 
gründet iſt. Zur Verhandlung ſind die Staatsver⸗ 
treter und andere beteiligte Perſonen zu laden, wenn 
ſie Parteien ſind, oder wenn ihre Ladung nach den 
Beſtimmungen dieſes Abkommens vorgeſchrieben iſt. 
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2. — Les débats ne sont pas publics. La parole 
sera donnée, en premier lieu, au rapporteur et au 
corapporteur, ou à toute autre partie en cause. 


3. — Les personnes convoquées conformément 
aux dispositions de l’alinéa 1, doivent avoir l’oc- 
casion de présenter des demandes et de donner des 
explications orales. 


Article 580 


1. — La Commission mixte est autorisée à de- 
mander au Tribunal arbitral, ainsi qu'aux auto- 
rités judiciaires et administratives des parties 
allemande et polonaise du territoire plebiseite, des 
consultations motivées. 

2, — Les autorités administratives sont tenues 
de donner suite à de telles demandes. 


Article 581 
1. — La Commission mixte peut, à l’unanimite, 
renvoyer à tous les stades de la procédure une 
question d’ordre technique ou de comptabilité à 
un ou plusieurs experts-délégués. 


2. — Les avis des experts-délégués doivent être 
soumis à la Commission mixte, qui vérifie sans 
débats s’ils ne contiennent pas d’erreurs de droit 
relatives aux dispositions de la présente Conven- 
tion. S'il n'y a pas d’erreur de droit ou d’autre 
erreur manifeste, ces avis sont confirmés par la 
Commission mixte. Dans le cas contraire, la Com- 
mission mixte peut soit renvoyer à nouveau la 


question aux experts-délégués pour qu'ils modi- 


fient leur avis, soit statuer elle-même sur le diffé- 
rend après avoir infirmé l'avis des experts- 


délégués. 
: Article 582 
8 1 
1. — En tant que la présente Convention pré- 


voit la conclusion, entre les deux Parties con- 
tractantes ou les deux Gouvernements, d'accords 
concernant l'exécution ou l’application de stipula- 
tions contenues dans la présente Convention, et 
en tant que ces accords ne pourront se faire dans 
un délai raisonnable, la Commission mixte pourra 
— sauf stipulation contraire de la présente Con- 
vention — soumettre aux Parties des projets de 
règlement, pourvu qu'une entente soit urgente et 
indispensable pour la mise en exécution et l’appli- 
cation des dispositions relatives aux questions 
auxquelles a trait l'entente prévue. 

2. — La proposition est censée être acceptée 
par les Parties contractantes si un autre accord 
n'est pas intervenu dans le délai d'un mois à dater 
de la notification de cette proposition aux Agents 
d'État. 

3. — Toute proposition acceptée au sens du 
présent article aura la même force et valeur qu’un 
accord valablement conclu entre les deux Parties. 
Elle sera publiée dans les journaux officiels de la 
Silésie allemande et de la Silésie polonaise. 


8 2 
La Commission pourra également proposer des 
arrangements relativement aux questions pour 
lesquelles le partage de la Haute Silésie nécessite 
un arrangement entre les deux Parties, pourvu 


(2) Die Verhandlung iſt nichtöffentlich. Zuerſt 
erhalten der Berichterſtatter und der Mitberichterſtat⸗ 
ter ſowie die Parteien das Wort zu ihren Ausfüh⸗ 
rungen. 

(3) Den in Abſ. 1 bezeichneten Perſonen iſt Ge⸗ 
legenheit zu geben, Anträge zu ſtellen und ſich münd⸗ 
lich zur Sache zu äußern. 


Artikel 580 

(1) Die Gemiſchte Kommiſſion iſt befugt, das 
Schiedsgericht ſowie die Gerichte und Verwaltungs⸗ 
behörden im deutſchen und im polniſchen Teile des 
one um begründete Gutachten zu er- 
juchen. ö 

(2) Die Verwaltungsbehörden find verpflichtet, 
dem Erſuchen ſtattzugeben. 


Artikel 581 


(1) Die Gemiſchte Kommiſſion kann in jeder Lage 
des Verfahrens durch einſtimmigen Beſchluß eine 
Angelegenheit techniſcher oder rechneriſcher Art einem 
oder mehreren ſachverſtändigen Delegierten über- 
weiſen. 

(2) Die Gutachten der Delegierten werden der Ge— 
miſchten Kommiſſion vorgelegt, die ohne Verhand- 
lung prüft, ob ſie auf einem Rechtsirrtum über die 
Beſtimmungen dieſes Abkommens beruhen. Liegt 
kein Rechtsirrtum und kein anderer offenbarer Irr⸗ 
tum vor, ſo beſtätigt die Gemiſchte Kommiſſion das 
Gutachten. Anderenfalls kann ſie die Angelegenheit 
an die Delegierten zwecks Anderung des Gutachtens 
zurückverweiſen oder das Gutachten aufheben und die 
Angelegenheit ſelbſt erledigen. 


Artikel 582 
8 1 

(1) Soweit dies Abkommen den Abſchluß von Ver⸗ 
einbarungen zwiſchen den vertragſchließenden Teilen 
oder den beiden Regierungen über die Ausführung 
oder Anwendung von Beſtimmungen dieſes Abkom⸗ 
mens vorſieht, und ſofern dieſe Vereinbarungen nicht 
in angemeſſener Friſt zuſtande kommen, kann die Ge- 
miſchte len vorbehaltlich abweichender Be⸗ 
ſtimmungen dieſes Abkommens den vertragſchließen— 
den Teilen eine Regelung der Angelegenheit vor— 
ſchlagen, wenn eine Einigung dringend und unent- 
behrlich iſt für die Durchführung und Anwendung 
der Beſtimmungen, die ſich auf die Angelegenheit be— 
His für welche die Einigung vorgeſehen it. 

2) Der Vorſchlag gilt als von den vertragſchließen⸗ 
den Teilen angenommen, wenn nicht innerhalb eines 
Monats nach ſeiner Mitteilung an die Staatsver⸗ 
treter eine Vereinbarung anderen Inhalts zuſtande 
kommt. 

(3) Ein im Sinne dieſes Artikels angenommener 
Vorſchlag hat dieſelbe Geltung und Wirkung wie eine 
zwiſchen den beiden Teilen gültig zuſtande gekommene 
Vereinbarung. Er wird in den Amtsblättern für 
Deutſch⸗Oberſchleſien und für Polniſch-Oberſchleſien 
veröffentlicht. 
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Die Gemiſchte Kommiſſion kann auch in Fragen, 
die ſich aus der Teilung Oberſchleſiens ergeben und 
über die eine Verſtändigung der beiden Teile not⸗ 
wendig iſt, eine Regelung der Angelegenheit vor⸗ 


À 


PAL A ne anne he La m NT Le 


que, pour chaque cas, les deux Parties aient con- 
venu expressément de la compétence de la Com- 
mission mixte pour proposer un arrangement 
tenant lieu de celui sur lequel les deux Parties 
ne pourraient éventuellement tomber d’accord. 


Article 583 


Outre les dispositions du présent chapitre, la 
compétence de la Commission mixte est également 
déterminée expressément dans les autres titres 
pour les matières dont ils traitent. 


Article 584 
1. — Les Gouvernements feront sans délai tout 
le nécessaire pour se conformer aux résolutions 
de la Commission mixte. 
2. — Les Agents d'Etat tiendront la Commis- 
sion mixte au courant des mesures qu’ils auront 
prises à cet effet. 


Article 585 
1. — S'il vient à la connaissance du Président 
de la Commission mixte des faits, circonstances 
ou situations qui, à son avis, ne sont pas con- 
formes aux dispositions de la présente Convention, 
le Président est libre d’attirer sur eux l'attention 
de l’Agent d'Etat compétent. 
2. — L’Agent d'Etat est alors tenu de trans- 
mettre sans délai la communication à son Gou- 
vernement. 


Article 586 
8 1 


1. — Il sera créé au siège de la Commission 
mixte, pour quinze ans au plus, un Comité con- 
sultatif du travail qui se composera d’un Prési- 
dent et de dix assesseurs. 

2. — Le Président et deux assesseurs sont 
nommés chacun pour trois ans par le Conseil 
d'Administration du Bureau international du 
Travail. Le Président ne doit être ni allemand, ni 
polonais.” Des deux assesseurs nommés par le 
Conseil d'Administration, l’un doit être polonais, 
l’autre doit être allemand. 

3. — Ces assesseurs sont proposés par le Gou- 
vernement allemand et par le Gouvernement po- 
lonais qui les choisissent parmi les experts de 
leur pays en matière de législation du travail. 
Ils ne peuvent être ni employeurs, ni employés. 

4. — Quant aux huit autres assesseurs, ils sont 
nommés pour une année, quatre par le Gouver- 
nement polonais et quatre par le Gouvernement 
allemand, et sont choisis en nombre égal parmi 
les employeurs et employés de leur partie respec- 
tive du territoire plébiscité. Avant de les nommer, 
le Gouvernement allemand et le Gouvernement 
polonais doivent s’entendre avec les syndicats 
d'employeurs et d'employés compétents allemands 
et polonais respectivement reconnus dans le terri- 
toire plebiseite. 

5. — Chaque Gouvernement nomme de la même 
manière un suppléant par assesseur. 

6. — La nomination se fait pour l’année, du 
1° janvier au 31 décembre. Elle peut être renou- 
velée. Les nominations pour l’année 1922 
prennent fin le 31 décembre 1922. 


ſchlagen, wenn beide Teile von Fall zu Fall ausdrück⸗ 
lich vereinbaren, daß die Gemiſchte Kommiſſion zu⸗ 
ſtändig ſein ſoll, ihnen eine Regelung vorzuſchlagen, 
die eine freie Verſtändigung erſetzt. 


Artikel 583 


die Jun von den Beſtimmungen dieſes Kapitels 
iſt die Zuſtändigkeit der Gemiſchten Kommiſſion auch 
in den anderen Titeln für die darin geregelten Ange⸗ 
legenheiten ausdrücklich feſtgeſtellt. 


Artikel 584 


(1) Beide Regierungen werden unverzüglich alles 
Erforderliche veranlaffen, um den von der Gemiſchten 
Kommiſſion gefaßten Beſchlüſſen zu entſprechen. 

(2) Die Staatsvertreter werden die Gemiſchte 
Kommiſſion über die Maßnahmen, die zu dieſem 
Zwecke unternommen werden, auf dem laufenden 
halten. 


Artikel 585 


(1) Erhält der Präſident der Gemiſchten Kom— 
miſſion Kenntnis von Tatſachen, Umſtänden oder 
Verhältniſſen, die nach ſeiner Überzeugung mit den 
Beſtimmungen dieſes Abkommens nicht in Einklang 
ſind, ſo ſteht es ihm frei, die Aufmerkſamkeit des 
zuſtändigen Staatsvertreters darauf zu lenken. 

(2) Der Staatsvertreter iſt verpflichtet, feiner Re- 
gierung unverzüglich von dieſer Mitteilung Kenntnis 
zu geben. 


Artikel 586 


8 1 
(1) Am Sitze der Gemiſchten Kommiſſion wird für 
höchſtens fünfzehn Jahre ein begutachtender Aus⸗ 
ſchuß für Arbeitsfragen gebildet; er beſteht aus einem 
Vorſitzenden und zehn Beiſitzern. 

(2) Der Vorſitzende und zwei Beiſitzer werden vom 
Verwaltungsrate des Internationalen Arbeitsamts je 
auf die Dauer von drei Jahren ernannt. Der Vor⸗ 
ſitzende darf weder Deutſcher noch Pole ſein. Von 
den beiden vom Verwaltungsrate zu ernennenden 
i muß der eine Pole, der andere Deutſcher 
ein. 

(3) Dieſe Beiſitzer werden von der deutſchen Regie⸗ 
rung und von der polniſchen Regierung aus dem 
Kreiſe der arbeitsrechtlichen Sachverſtändigen ihres 
Landes vorgeſchlagen. Sie dürfen weder Arbeit— 
geber noch Arbeitnehmer ſein. 

(4) Von den übrigen acht Beiſitzern werden vier 
von der polniſchen Regierung und vier von der deut⸗ 
ſchen Regierung je zur Hälfte aus dem Kreiſe der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer des Abſtimmungs⸗ 
gebiets auf ein Jahr ernannt. Vor der Ernennung 
hat die deutſche Regierung die maßgebenden deutſchen, 
die polniſche Regierung die maßgebenden polniſchen, 
im Abſtimmungsgebiete anerkannten Arbeitgeber⸗ 
und Arbeitnehmervereinigungen zu hören. 


(5) Jede Regierung ernennt auf die gleiche Weiſe 
für jeden Beiſitzer einen Stellvertreter. 

(6) Die Ernennung erfolgt für das Kalenderjahr. 
Wiederernennung iſt zuläſſig. Die Ernennungen für 
das Jahr 1922 gelten bis zum 31. Dezember 1922. 


1. — Avant de trancher une contestation au 
sujet de la non-reconnaissance ou de la restriction 
des droits des syndicats d'employeurs et d’em- 
ployés, conformément au titre I” de la quatrième 
partie de la présente Convention, la Commission 
mixte doit, à la requête d’un des Agents d’État, 
demander l’avis du Comité consultatif du travail. 


2. — Avant de s'adresser au Comité consultatif, 
la Commission mixte est tenue, autant que faire 
se peut, d'établir l'état de l'affaire. Le Comité 
consultatif est lié par les constatations de la 
Commission mixte. 

3. — L'avis est voté à la majorité des voix du 
Comité consultatif réuni au complet; il doit être 
présenté à la Commission mixte par écrit avec ex- 
posé des motifs. 

4. — A la demande de la Commission mixte, 
l'avis doit être expliqué oralement devant elle par 
un ou plusieurs membres du Comité. 


1. — Avant que la Commission mixte prenne 
position quant à la question de savoir si de nou- 
velles dispositions polonaises en matière de légis- 
lation du travail, au sens de l’article 1, peuvent 
être déférées par le Gouvernement allemand à la 
Cour permanente de Justice internationale afin 
qu’elle se prononce à son égard, la Commission 
mixte est tenue, à la requête d'un des Agents 
d'Etat, de prendre l’avis du président et des deux 
assesseurs nommés par le Conseil d’Admini- 
stration du Bureau international du Travail, pour 
savoir si les nouvelles dispositions polonaises en 
question sont ou ne sont pas propres à être sub- 
stituées aux dispositions en vigueur. 

2. — La demande de l’avis doit être adressée au 
Président du Comité consultatif, L'avis doit être 
donné par écrit. La Commission mixte peut de- 
mander que l’avis soit expliqué devant elle par 
une personne ayant participé à sa rédaction. 


8 4 

1. — Dans toutes les contestations en matière 
de travail qui lui sont présentées, la Commission 
mixte peut demander conseil aux huit membres 
haut silésiens du Comité consultatif. Il en est de 
même en ce qui concerne les cas des paragraphes 
2 et 3, si ni l’un ni l’autre des Agents d'Etat ne 
demande l’avis du Comité consultatif ou de son 
Président et des deux membres nommés par le 
Conseil d'Administration du Bureau international 
du Travail. 

2. — L'opinion des huit membres haut silésiens 
du Comité consultatif doit résulter d'un vote 
après discussions orales tenues au siège de la 
Commission mixte. L'avis voté à la majorité des 
voix des huit membres est motivé et remis par 
écrit à la Commission mixte. 


3. — A défaut d'une majorité de voix, les diffé- 
rents avis peuvent être présentés. A la demande 
de la Commission mixte, les avis doivent être 
expliqués devant elle par une ou plusieurs per- 
sonnes ayant participé à leur rédaction. 

4. — Les avis ne peuvent être votés que si les 
huit membres sont réunis. 
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(1) Vor der Entſcheidung der Streitigkeiten über 
die Nichtanerkennung oder die Beſchränkung der Be⸗ 
fugniſſe von Arbeitgeber- und Arbeitnehmervereini⸗ 
gungen gemäß dem erſten Titel des vierten Teiles 
dieſes Abkommens hat die Gemiſchte Kommiſſion auf 
Antrag eines Staatsvertreters ein Gutachten des Be- 
e Ausſchuſſes für Arbeitsfragen einzu⸗ 
holen. 

(2) Bevor die Gemiſchte Kommiſſion ſich an den 
Begutachtenden Ausſchuß wendet, hat ſie den Sach⸗ 
verhalt, ſoweit tunlich, feſtzuſtellen. Der Ausſchuß 
iſt an dieſe Feſtſtellungen gebunden. 


(8) Das Gutachten wird mit Stimmenmehrheit 
des vollzähligen Ausſchuſſes beſchloſſen und der Ge- 
miſchten Kommiſſion ſchriftlich mit Begründung vor- 
gelegt. 

(4) Auf Verlangen der Gemiſchten Kommiſſion iſt 
das Gutachten durch ein oder mehrere Mitglieder des 
Ausſchuſſes mündlich vor ihr zu erläutern. 


§ 3 

(1) Vor der Stellungnahme der Gemiſchten Kom⸗ 
miſſion zu der Frage, ob gemäß Artikel 1 und 2 neue 
polniſche Beſtimmungen auf dem Gebiete des Arbeits⸗ 
rechts geeignet ſind, von der deutſchen Regierung dem 
Ständigen Internationalen Gerichtshofe zur Ent⸗ 
ſcheidung vorgelegt zu werden, hat die Gemiſchte 
Kommiſſion auf Antrag eines Staatsvertreters ein 
Gutachten des Vorſitzenden und der beiden vom Ver: 
waltungsrate des Internationalen Arbeitsamts er⸗ 
nannten Beiſitzer darüber einzuholen, ob die neuen 
polniſchen Beſtimmungen ihrem Inhalt nach geeig: 
net ſind, an die Stelle der geltenden Beſtimmungen 
zu treten. 


(2) Das Erſuchen iſt an den Vorſitzenden des 
Begutachtenden Ausſchuſſes zu richten. Das Gut- 
achten iſt ſchriftlich zu erſtatten. Die Gemiſchte Kom⸗ 
miſſion kann verlangen, daß das Gutachten durch eine 
an der Abfaſſung beteiligte Perſon vor ihr erlautert 
wird. 


D | 

(1) Die Gemiſchte Kommiſſion kann in allen bei 
ihr anhängigen Angelegenheiten auf dem Gebiete des 
Arbeitsrechts den Rat der acht oberſchleſiſchen Mit⸗ 
glieder des Begutachtenden Ausſchuſſes in Anſpruch 
nehmen. Das gleiche gilt, wenn in den Fällen der 

§ 2 und 3 keiner der beiden Staatsvertreter das 
Gutachten des geſamten Ausſchuſſes oder das ſeines 
Präſidenten und der vom Verwaltungsrate des Inter⸗ 
nationalen Arbeitsamts ernannten beiden Mitglieder 
beantragt. 

(2) Die Meinungsäußerung der acht oberſchleſi⸗ 
ſchen Mitglieder des Begutachtenden Ausſchuſſes wird 
durch Abſtimmung nach mündlicher Verhandlung am 
Sitze der Gemiſchten Kommiſſion ermittelt. Das 
von der Mehrheit beſchloſſene Gutachten iſt zu be- 
gründen und der Gemiſchten Kommiſſion ſchriftlich 
zu überweiſen. 

(3) Kommt eine Mehrheit nicht zuſtande, jo können 
die verſchiedenen Gutachten vorgelegt werden. Auf 
Verlangen der Gemiſchten Kommiſſion find die Gut⸗ 
achten vor ihr durch eine oder mehrere an der Ab⸗ 
faſſung beteiligte Perſonen zu erläutern. 

(4) Die Gutachten können nur bei Anweſenheit der 
acht Mitglieder beſchloſſen werden. 


PER 


85 
1. — Sauf les cas d'urgence, le Comité consul- 
tatif se réunit régulièrement une fois par an, en 
séance plénière, sur convocation du Président. 


Les huit membres haut silésiens siègent lorsque 


les affaires l’exigent. 


2, — Le Bureau international du Travail 
recevra copie légalisée de chaque avis fourni soit 
par le Comité consultatif, soit par une catégorie 
de ses membres. 

86 

Les dispositions de l’article 576 de la sixieme 
partie de la présente Convention, relatives à la 
langue, sont applicables mutatis mutandis au 
Comité consultatif. Les avis doivent être rédigés 
en polonais et en allemand. 


87 f 
Les affaires du Comité consultatif sont con- 
fiées au secrétariat de la Commission mixte. Si, 
selon l'avis de la Commission mixte, ces affaires 
nécessitent un secrétaire spécial, ce dernier sera 
nommé après accord avec le Gouvernement alle- 
mand et le Gouvernement polonais par le Bureau 
international du Travail. Il ne doit être ni alle- 
mand ni polonais. 
88 
1. — Le Président du Comité consultatif et le 
secrétaire mentionné au paragraphe précédent 
jouissent des privilèges et immunités prévus à 
l’article 572, alinéa 1. 


2. — Les articles 570, 571 et 573 leur sont 
applicables mutatis mutandis. 
89 
1. — Les membres du Comité consultatif ne 


touchent pas de traitement, mais des indemnités 
pour chaque jour de travail, de séance et de 
déplacement, ainsi que le remboursement des 
frais de voyage. 


2, — Le montant des indemnités du Président 
sera fixé conformément aux dispositions en usage 
au Bureau international du Travail. 


3. — Le montant des indemnités des assesseurs 
sera fixe conformément aux dispositions qui 
seront arrêtées par les Gouvernements respective- 
ment. 

4. — Les frais généraux du Comité consultatif 
sont imputés sur les frais de la Commission 
mixte. 

$ 10 

La Commission mixte élabore le règlement 
intérieur du Comité consultatif après avoir pris 
l'avis du Président du dit Comité. 


$11 
Les dispositions du présent article relatives au 
Comité consultatif n’entreront en vigueur que 
lorsque le Conseil d'Administration du Bureau 
international du Travail aura fait part aux deux 
parties qu'il accepte les fonctions prévues dans 
lesdites dispositions. | 


85 
(1) Außer in dringenden Fällen tritt der Begut⸗ 
achtende Ausſchuß jährlich mindeſtens einmal auf 
Einberufung durch den Vorſitzenden zu einer Voll⸗ 
ſitzung zuſammen. Die acht oberſchleſiſchen Mitglie- 
der tagen, ſo oft die Geſchäftslage es erfordert. 
(2) Das Internationale Arbeitsamt erhält von 


jedem Gutachten des Ausſchuſſes oder eines Teiles 
ſeiner Mitglieder eine beglaubigte Abſchrift. 


8 6 
Die Beſtimmungen des Artikel 576 über die 
Sprache finden auf den Begutachtenden Ausſchuß ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Die Gutachten ſind polniſch 
und deutſch abzufaſſen. 


8 7 

Die Geſchäfte des Begutachtenden Ausſchuſſes wer- 
den von dem Sekretariate der Gemiſchten Kommiſſion 
geführt. Erfordert die Geſchäftsführung nach Auf⸗ 
faſſung der Gemiſchten Kommiſſion einen beſonderen 
Sekretär, ſo wird dieſer vom Internationalen 
Arbeitsamt im Einvernehmen mit der deutſchen 
Regierung und der polniſchen Regierung ernannt; er 
darf weder Deutſcher noch Pole ſein. 


8 8 
(1) Der Präſident des Begutachtenden Aus⸗ 
ſchuſſes und der im 87 bezeichnete Sekretär ge- 
nießen die im Artikel 572 Abſ. 1 vorgeſehenen Vor⸗ 
rechte und Befreiungen. 


(2) Die Artikel 570, 571 und 573 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


8 9 
(1) Die Mitglieder des Begutachtenden Aus⸗ 
ſchuſſes beziehen kein Gehalt; fie erhalten Entſchä⸗ 
digungen für jeden Arbeits-, Sitzungs⸗ und Reiſe⸗ 
tag ſowie Erſatz der Reiſekoſten. 


(2) Die Höhe der Entſchädigungen für den Vor⸗ 
ſitzenden wird nach den beim Internationalen Ar- 
beitsamt üblichen Beſtimmungen feſtgeſetzt. 

(3) Für die Höhe der Entſchädigungen der Bei⸗ 
ſitzer find die Beſtimmungen maßgebend, die jede 
der Regierungen für die von ihr ernannten Beiſitzer 
feſtſetzt. 

(4) Die Koſten des Begutachtenden Ausſchuſſes 
ſind ein Teil der Koſten der Gemiſchten Kommiſſion. 


8 10 

Die Geſchäftsordnung für den Begutachtenden 

Ausſchuß erläßt die Gemiſchte Kommiſſion unter 
Zuziehung des Präſidenten des Ausſchuſſes. 


$ 11 
Die Beſtimmungen dieſes Artikels über den Be- 
gutachtenden Ausſchuß treten erſt in Kraft, nachdem 
der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits⸗ 
amts beiden Teilen mitgeteilt hat, daß er die in 
ihnen bezeichneten Aufgaben übernehmen wird. 


Chapitre Il 
Tribunal arbitral 


Article 587 

1. — Les parties en cause peuvent se faire re- 
présenter devant le Tribunal arbitral soit par un 
avocat inscrit à un tribunal allemand ou polonais, 
- soit par un professeur ou privat-docent d’une uni- 
versité allemande ou polonaise, soit, s’il s’agit de 
la propriété industrielle, par un agent de brevets 
allemand ou polonais. Le règlement du Tribunal 
arbitral décidera la question de savoir si les par- 
ties peuvent se faire représenter par toute autre 
personne qualifiée. 

2. — Si l’État est lui-même partie, il pourra se 
faire représenter par son Agent d'Etat. 


Article 588 
SL 


1. — Si, dans une affaire haut silésienne, le 
jugement ou la décision dépend de l'interprétation 
d'un article de la présente Convention, chaque 
partie en cause peut, jusqu’à la fin des débats en 
deuxième instance, demander que la question 
d'interprétation soit soumise au Tribunal arbitral 
(évocation). 

2. — On entend par affaire haut silésienne une 
affaire portée en première instance devant un tri- 
bunal quelconque, y compris les tribunaux admini- 
stratifs, situé dans le territoire plébiscité, ou de- 
vant les autorités administratives dudit territoire 
qui ne reçoivent pas d'ordres par la voie hiérar- 
chique. On entend également par affaire haut silé- 
sienne une affaire portée en première instance de- 
vant un tribunal quelconque, y compris les tribu- 
naux administratifs, situé en dehors du territoire 
plébiscité, ou devant des autorités administratives 
qui ne reçoivent pas d'ordres par la voie hiérar- 
chique, pourvu qu'elle provienne d'une partie du 
territoire plébiscité qui relève en première instance 
de la juridiction des dits tribunaux ou autorités. 
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Le tribunal ou l’autorité en question repousse 
la demande d’évocation s’il estime que son juge- 
ment ou sa décision ne dépend pas de l’interpréta- 
tion, ou si l'évocation ne lui paraît pas admissible 
conformément aux dispositions de la présente 
Convention. Il peut repousser la demande si la 
question d'interprétation a déjà été tranchée par 
le Tribunal arbitral et publiée dans son recueil 
officiel, ou si la demande ne repose manifestement 
que sur des motifs dilatoires. 


88 
Une application erronée des dispositions du 
paragraphe 2 sera considérée par les tribunaux et 
autorités des deux pays comme un vice essentiel 
de procédure. 
8 4 / 


Sauf dispositions expressément contraires de la 
présente Convention, l'interprétation du Tribunal 
arbitral lie les tribunaux et autorités des deux 
pays pour leur jugement ou décision. 


Kapitel Il 
Das Schiedsgericht 


Artikel 587 
(1) Die Parteien können ſich vor dem Schieds— 
gerichte durch einen bei einem deutſchen oder einem 
polniſchen Gerichte zugelaſſenen Rechtsanwalt oder 
einen Profeſſor oder Privatdozenten einer deutſchen 
oder polniſchen Hochſchule, ſowie in Angelegen⸗ 
heiten des gewerblichen Rechtsſchutzes durch einen 
deutſchen oder polniſchen Patentanwalt vertreten 
laſſen. Die Geſchäftsordnung des Schiedsgerichts 
beſtimmt, inwieweit ſie ſich durch andere geeignete 
Perſonen vertreten laſſen dürfen. 
(2) Iſt der Staat Partei, ſo kann er ſich durch 
den Staatsvertreter vertreten laſſen. 


Artikel 588 
81 
(1) Wenn in einer oberſchleſiſchen Angelegenheit 
das Urteil oder die Entſcheidung von der Aus⸗ 
legung eines Artikels dieſes Abkommens abhängt, 
kann jede Partei bis zum Schluſſe der Verhandlung 


zweiter Inſtanz verlangen, daß die Auslegungsfrage 


dem Schiedsgerichte Entſcheidung vorgelegt 
wird (Evofation). 

(2) Als oberſchleſiſche Angelegenheit gilt eine An- 
gelegenheit, die in erſter Inſtanz bei einem im Ab— 
ſtimmungsgebiete gelegenen Gerichte jeder Art ein- 
ſchließlich der Verwaltungsgerichte, oder bei einer 
dort gelegenen Verwaltungsbehörde, die an keine 
Weiſungen der vorgeſetzten Behörde gebunden iſt, 
anhängig gemacht worden ift. Als oberſchleſiſche An⸗ 
gelegenheit gilt auch eine Angelegenheit, die in erſter 
Inſtanz bei einem außerhalb des Abſtimmungs⸗ 
gebiets gelegenen Gerichte jeder Art, einſchließlich 
der Verwaltungsgerichte, oder bei einer den Weiſun⸗ 
gen der vorgeſetzten Behörde nicht unterworfenen 
Verwaltungsbehörde anhängig gemacht worden iſt, 
wenn ſie aus einem Teile des Abſtimmungsgebiets 
ſtammt, für den dieſe Gerichte oder Behörden in 
erſter Inſtanz zuſtändig ſind. 


8 2 
Die Gerichte oder Verwaltungsbehörden lehnen 
den Antrag ab, wenn ſie die Abhängigkeit des Ur⸗ 
teils oder der Entſcheidung von der Auslegungs⸗ 
frage verneinen, oder wenn ſie die Evokation nach 
den Beſtimmungen dieſes Abkommens für unzu⸗ 
läſſig halten. Sie können den Antrag ablehnen, wenn 
die Auslegungsfrage von dem Schiedsgerichte be— 
reits entſchieden und in der Sammlung der Ent- 
ſcheidungen veröffentlicht oder wenn der Antrag 
offenbar zum Zwecke der Verſchleppung geſtellt wor- 
den iſt. > 
8 3 
Eine unrichtige Anwendung der Beſtimmungen 
des § 2 iſt von den Landesgerichten oder Lanbes- 
behörden als weſentlicher Mangel des Verfahrens zu 
behandeln. 
8 4 


Die Auslegung des Schiedsgerichts iſt für die Ge- 
richte und Verwaltungsbehörden bei ihrem Urteil 
oder ihrer Entſcheidung bindend, ſoweit nicht die 
Beſtimmungen dieſes Abkommens ausdrücklich ein 
anderes vorſchreiben. | 
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Article 589 
1. — Le tribunal ou l'autorité qui est saisi 
d'une affaire haut silésienne peut, jusqu'à ce que 
le jugement ou la décision soit rendu en deuxième 
instance, la porter devant le Tribunal arbitral s’il 
le considère comme compétent. Il est tenu de le 
faire si l’Agent d'Etat de son pays le demande. 


2. — Si le Tribunal arbitral se reconnaît compé- 
tent, il prend l'affaire dans l’état où elle lui a 
été présentée. 

Article 590 

1. — La compétence du Tribunal arbitral 
n’affecte celle des tribunaux et autorités admini- 
stratives des Parties contractantes que dans les 
limites des dispositions de la prösente Convention. 

2. — Les parties en cause ne peuvent pas, par 
un accord, étendre la compétence du Tribunal ar- 
bitral au delà des limites prévues dans la présente 
Convention. 

3. — Les parties en cause dans une affaire peu- 
vent se mettre d'accord pour substituer, en ce qui 
concerne cette affaire, la compétence d’un tribunal 
ou d'une autorité d'un des deux pays à celle du 
Tribunal arbitral. 

Article 591 

1. — La sentence du Tribunal arbitral ne pro- 
duit ses effets, dans les deux États, qu'à l'égard 
des parties en cause et pour l'affaire seule au sujet 
de laquelle elle est prononcée. 

2. — Si, conformément aux dispositions de la 
deuxième partie de la présente Convention ou à 
l’article 588, il s’agit de déterminer la nationalité 
d’une des parties en cause, la sentence du Tribunal 
arbitral relative à la nationalité produira ses 
effets erga omnes dans les territoires des deux 
Parties contractantes. 


Article 592 
1. — Le Tribunal arbitral publie ses sentences 
dans un recueil officiel en allemand et en polonais, 
lors-qu’elles sont d'un réel intérêt jurisprudentiel. 
2. — Si, dans une affaire relative à la Haute 
Silésie, un tribunal ou une autorité administrative 
veut déroger à une sentence ainsi publiée, ce 
tribunal ou cette autorité administrative devra 
soumettre la question à la décision du Tribunal 
arbitral avec l’exposé de ses raisons. La sentence 
du Tribunal arbitral lie le tribunal ou l'autorité 
intéressée. 
Article 593 
Lorsque le Tribunal arbitral s’est prononcé sur 
le fond d’une affaire, l'exécution de la sentence 
ou les mesures d’application sont provoquées, à la 
demande d'une des parties, par l’Agent d'Etat 


du pays dans lequel l'exécution ou l'application 


doit avoir lieu. L'exécution ou l’application se 
font dans les mêmes conditions et avec les mêmes 
formalités que l'exécution ou l’application d'une 
décision analogue d’une autorité nationale. 


Article 594 


Dans ses règles de procédure, le Tribunal 
arbitral décidera dans quelles conditions une 
affaire close pourra être rouverte. 
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Artikel 589 


(˖) Wenn Gerichte oder Verwaltungsbehörden in 
einer oberſchleſiſchen Angelegenheit das Schiedsgericht 
für zuſtändig halten, können ſie dieſe Angelegenheit, 
bevor das Urteil oder die Entſcheidung zweiter In⸗ 
ſtanz ergangen iſt, dem Schiedsgerichte zur Entſchei⸗ 
dung vorlegen. Die Angelegenheit muß dem 
Schiedsgerichte vorgelegt werden, wenn der Staats⸗ 
vertreter ihres Landes es beantragt. 

(2) Bejaht das Schiedsgericht ſeine Zuſtändig⸗ 
keit, ſo übernimmt es die Angelegenheit in der Lage, 
in der ſie ihm vorgelegt worden iſt. 


Artikel 590 

(1) Durch die Zuſtändigkeit des Schiedsgerichts 
wird die Zuſtändigkeit der Landesgerichte oder 
Landesbehörden nur inſoweit berührt, als ſich dies 
aus den Beſtimmungen dieſes Abkommens ergibt. 

(2) Die Parteien können die Zuſtändigkeit des 
Schiedsgerichts über den in dieſem Abkommen vor⸗ 
geſehenen Umfang nicht durch Vereinbarung er⸗ 
weitern. 

(3) Die Parteien können für eine beſtimmte An⸗ 
gelegenheit an Stelle der Zuſtändigkeit des Schieds⸗ 
gerichts die Zuſtändigkeit von Landesgerichten oder 
Landesbehörden vereinbaren. 


Artikel 591 
() Die Entſcheidungen des Schiedsgerichts find 
in beiden Staaten nur für die Parteien und nur für 
die Angelegenheit, in der ſie ergehen, verbindlich. 


(2) Stellt das Schiedsgericht gemäß dem zweiten 
Teile dieſes Abkommens oder gemäß Artikel 588 die 
Staatsangehörigkeit einer Partei feſt, ſo hat die 
Entſcheidung über die Staatsangehörigkeit in den 
Gebieten beider vertragſchließenden Teile abſolute 
Rechtskraft. 


Artikel 592 
(1) Das Schiedsgericht veröffentlicht ſeine Ent⸗ 

ſcheidungen, ſoweit fie von grundſätzlicher Bedeu⸗ 
tung ſind, in einer amtlichen Sammlung in deutſcher 
und in polniſcher Sprache. 
. @) Wollen Gerichte oder Verwaltungsbehörden 
in einer Oberſchleſien betreffenden Angelegenheit von 
einer veröffentlichten Entſcheidung abweichen, ſo 
haben ſie die Angelegenheit unter Darlegung ihrer 
Gründe dem Schiedsgerichte zur Entſcheidung vor⸗ 
zulegen. Die Entſcheidung des Schiedsgerichts iſt 
für ſie bindend. 

Artikel 593 


Hat das Schiedsgericht in der Sache ſelbſt ent⸗ 
ſchieden, ſo veranlaßt auf den Antrag einer Partei 
der Staatsvertreter des Landes, in dem die Ent⸗ 
ſcheidung auszuführen oder anzuwenden iſt, die 
Ausführung der Entſcheidung oder die zu ihrer An- 
wendung erforderlichen Maßnahmen. Die Ausfüh⸗ 
rung oder die Anwendung erfolgt unter denſelben 
Vorausſetzungen und in denſelben Formen wie die 
Ausführung oder die Anwendung entſprechender 
Entſcheidungen der Landesbehörden. 8 


x Artikel 594 
Das Schiedsgericht beſtimmt in feiner Verfahrens⸗ 
ordnung, unter welchen Vorausſetzungen die Wie⸗ 


deraufnahme eines Verfahrens zuläſſig iſt. 
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Article 595 

1. — Le Tribunal arbitral peut prélever des 
taxes en raison de sa procédure. 

2. — Le fisc du Reich, des États allemands et 
de la province Oberschlesien, et le fisc de l'État 
polonais et de la voïvodie de Silésie, sont exempts 
de ces taxes. 

3. — Les dispositions relatives à la nature et 
au montant des taxes, aux débours et provisions, 
ainsi qu'aux frais d'avocats, seront déterminés par 
le règlement intérieur; il en est de même de la 
question de savoir à qui incombent les frais. 

4. — Les dispositions de l'article 593 s’appli- 
quent également aux décisions concernant les 
frais. 


Chapitre Ill 
Dispositions communes à la 
Commission mixte et au Tribunal arbitral 
Article 596 
8 1 
La Commission mixte et le Tribunal arbitral 
élaborent eux-mêmes leur règlement de procédure 
en tenant compte des principes et des dispositions 
contenus dans la présente partie. 
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1. — Les règlements de procédure doivent être 
publiés dans le Reichsgesetzblatt et le Dziennik 
Ustaw Rzeczypospolitej Polskiej. Ils entrent en 
vigueur quinze jours après leur publication dans 
ces deux organes. 

2. — Jusqu'à l’entrée en vigueur de ces règle- 
ments, la Commission mixte et le Tribunal 
arbitral règleront leur procédure selon les néces- 


sités. 
83 


Il en est de möme des modifications aux dits 
règlements. 
Article 597 


Les Présidents de la Commission mixte et du 
Tribunal arbitral examinent si, avant d’avoir 
recours à eux, il a été fait, conformément aux 
dispositions de la présente Convention, appel aux 
Commissions arbitrales ou de conciliation ou à 
d'autres organisations intermédiaires prévues 
dans cette Convention ou encore aux autorités ou 
tribunaux nationaux compétents au premier chef. 
Dans la négative, une demande ne sera pas 
recevable. 

Article 598 
1. — Sauf dispositions contraires de la présente 
partie, la Commission mixte et le Tribunal 
arbitral délibèrent et statuent en séance plénière. 


2. — La Commission mixte et le Tribunal 
arbitral statuent à la majorité absolue. 

3. — La procédure et le règlement intérieur 
fixeront les limites de l'autonomie des présidents 
dans la préparation et la direction des débats. 


Article 599 
1. — La Commission mixte et le Tribunal 
arbitral peuvent rendre, à la demande de l’un des 
Agents d'Etat ou d'une des parties, des réso- 


Artikel 595 


(1) Für das Verfahren vor dem Schiedsgerichte 


können Gebühren erhoben werden. 

(2) Der Fiskus des Reichs, der Länder und der 
Provinz Oberſchleſien, ſowie der Fiskus des polni⸗ 
ſchen Staates und der Wojewodſchaft Schleſien ſind 
von Gebühren befreit. : 

(8) Die Geſchäftsordnung ftellt die Vorſchriften 
über Art und Höhe der Gebühren, über Auslagen 
und Vorſchüſſe ſowie über die Koſten der Vertre- 
tung auf; das Gleiche gilt für die Frage der Koften- 
tragung und der Koſtenerſtattung. 

(4) Die Vorſchriften des Artikels 593 finden auf 
die Entſcheidung über die Koſten entſprechende An- 
wendung. 


Kapitel Ill 
Gemeinſame Beſtimmungen über 
Gemiſchte Kommiſſion und Schiedsgericht 
Artikel 596 
8 1 

Die Gemiſchte Kommiſſion und das Schiedsgericht 
geben ſich unter Beachtung der in dieſem Abſchnitt 
enthaltenen Grundſätze und Beſtimmungen ihre Ver⸗ 
fahrensordnung ſelbſt. 


8 2 
(1) Die Verfahrensordnungen find im Reichs- 
geſetzblatt und im Dziennik Uſtav zu veröffentlichen. 
Sie treten vierzehn Tage nach der Veröffentlichung 
in beiden Geſetzblättern in Kraft. 


(2) Bis zum Inkrafttreten der Verfahrensordnun⸗ 
gen regeln die Gemiſchte Kommiſſion und das 
Schiedsgericht ihr Verfahren entſprechend den Be— 
dürfniſſen. 8 
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Das gleiche gilt für Anderungen der Verfahrens⸗ 


ordnungen. 
Artikel 597 

Die Präſidenten der Gemiſchten Kommiſſion und 
des Schiedsgerichts prüfen, ob gemäß den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Abkommens vor der Anrufung der 
Gemiſchten Kommiſſion oder des Schiedsgerichts die 
Schieds⸗ und Schlichtungsſtellen oder andere in 
dieſem Abkommen vorgeſehene Zwiſcheninſtanzen 
oder die in erſter Linie zuſtändigen Landesgerichte 
oder Landesbehörden mit der Angelegenheit befaßt 
worden ſind. Iſt dies unterblieben, ſo weiſen die 
Präſidenten die Anträge als unzuläſſig ab. 

Artikel 598 

(1) Soweit in dieſem Teile nicht ein anderes be— 
ſtimmt worden iſt, verhandeln und beſchließen die 
Gemiſchte Kommiſſion und das Schiedsgericht in 
voller Beſetzung. 

(2) Die Gemiſchte Kommiſſion und das Schieds⸗ 
gericht beſchließen mit Stimmenmehrheit. 

(3) Die Verfahrens- und Geſchäftsordnungen be- 
ſtimmen, in welchem Umfange die Präſidenten für 
die Vorbereitung und Leitung der Verhandlungen 
ſelbſtändig verfügen dürfen. 


Artikel 599 


(1) Die Gemiſchte Kommiſſion und das Schieds⸗ 
gericht können auf Antrag eines Staatsvertreters 
oder einer Partei in den ihnen geeignet ſcheinenden 


lutions et sentences provisoires dans les cas qui 
leur paraissent appropriés. Il en est ainsi notam- 
ment lorsqu'il est établi d'une manière plausible 
qu'une mesure immédiate s'impose pour la pro- 
tection d'un droit menacé ou pour éviter un 
dommage considérable. 

2. — La sentence provisoire du Tribunal 
arbitral ne doit pas contenir d’ordre à exécuter, 
mais seulement le règlement provisoire ou la con- 
firmation d'un état de choses existant. 


Article 600 
Si une résolution de la Commission mixte ou 
une sentence du Tribunal arbitral dépend de 
l'interprétation de l’article 256 du Traité de Paix 
de Versailles, la procédure doit être suspendue. 


Article 601 
8 1 


1. — La Commission mixte et le Tribunal ar- 
bitral peuvent recueillir les preuves qu'ils jugent 
nécessaires et peuvent, entre autres, entendre 
sous serment des témoins et experts résidant dans 
le territoire plebiseite. La convocation tiendra 
lieu de saufeonduit. 

2. — La formule de serment sera conforme aux 
dispositions de procédure civile en vigueur dans 
le pays dans lequel a lieu l’audition des témoins 
ou experts. Le faux serment ou les fausses dé- 
clarations en tenant lieu seront punis par les 
Parties contractantes comme des délits commis 
auprès de leurs propres autorités. 


8-2 

1. — Dans les limites du territoire plebiseite, 
la Commission mixte et le Tribunal arbitral peu- 
vent recueillir toutes preuves nécessaires, soit 
par eux-mêmes, soit par un de leurs Membres dé- 
signé à cet effet, soit par l’intermédiaire de l’Agent 
d'Etat compétent. En dehors des limites du terri- 
toire plébiscité, le Président devra recourir à l’in- 
termédiaire de l’Agent d'Etat pour faire recueillir 
par les autorités compétentes toutes preuves né- 
cessaires. 

2. — Toutes les autorités polonaises et alle- 
mandes sont tenues d’accorder leur concours gra- 
tuit à la Commission et au Tribunal arbitral. 
Tous les frais et remboursements de débours à 
prélever par ces autorités seront portés im- 
médiatement par elles au crédit de la Commission 
mixte et du Tribunal arbitral. Toutefois, les dé- 
bours nécessités par une consultation ou expertise 
seront remboursés aux autorités nationales par 
instance internationale. 


Article 602 


1. — Les peines disciplinaires pour non-com- 
parution ou pour désobéissance à la Commission 
mixte ou au Tribunal arbitral, ainsi que pour 
refus non justifié de témoigner ou de prêter ser- 
ment, sont fixées par les lois relatives à l’organi- 
sation judiciaire et à la procédure civile en vi- 
gueur dans le pays dont le délinquant est ressor- 
tissant. 
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Fällen einſtweilige Beſchlüſſe und Entſcheidungen er- 
laſſen. Dies gilt insbeſondere, wenn glaubhaft ge⸗ 
macht wird, daß eine ſofortige Maßnahme zum 
Schutze eines bedrohten Rechts oder zur Abwendung 
weſentlicher Schäden notwendig iſt. 


(2) Die einſtweilige Entſcheidung des Schiedsge⸗ 
richts darf nicht die Anordnung der Erfüllung, ſon⸗ 
dern nur eine einſtweilige Regelung oder die Siche⸗ 
rung eines beſtehenden Zuſtandes enthalten. 


Artikel 600 
Hängt ein Beſchluß der Gemiſchten Kommiſſion 
oder eine Entſcheidung des Schiedsgerichts von der 
Auslegung des Artikel 256 des Friedensvertrags 
von Verſailles ab, ſo iſt das Verfahren auszuſetzen. 


Artikel 601 
8 1 

(1) Die Gemiſchte Kommiſſion und das Schieds⸗ 
gericht können die von ihnen für erforderlich eracte- 
ten Beweiſe erheben, insbeſondere Zeugen und Sach— 
verſtändige, die ſich im Abſtimmungsgebiet aufhalten, 
eidlich vernehmen. Die geladenen Perſonen haben 
freies Geleit. 

(2) Die Eidesformel richtet ſich nach den Beſtim⸗ 
mungen der Zivilprozeßordnung des Gebiets, in 
dem die Vernehmung ſtattſindet. Die Verletzung der 
Eidespflicht oder die Abgabe einer unrichtigen eides⸗ 
ſtattlichen Verſicherung wird von den vertragſchlie— 
ßenden Teilen ebenſo beſtraft, als wenn dieſe Ver⸗ 
gehen vor ihren eigenen Behörden begangen worden 
wären. 
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(1) Innerhalb des Abſtimmungsgebiets können 
die Gemiſchte Kommiſſion und das Schiedsgericht 
die von ihnen für erforderlich erachteten Beweiſe 
ſelbſt oder durch ein von ihnen damit beauftragtes 
Mitglied oder durch Vermittlung des zuſtändigen 
Staatsvertreters erheben. Außerhalb des Abſtim⸗ 
mungsgebiets müſſen die Präſidenten ſich der Ver⸗ 
mittlung des Staatsvertreters bedienen, um die er⸗ 
forderlichen Beweiſe durch die zuſtändigen Lanbes- 
behörden erheben zu laſſen. 

(2) Alle polniſchen und deutſchen Behörden ſind 
der Gemiſchen Kommiſſion und dem Schiedsgerichte 
zur unentgeltlichen Amtshilfe verpflichtet. Die 
Koſten und Auslagen, welche die Landesbehörden zu 
erheben berechtigt ſind, werden unmittelbar der Ge⸗ 
miſchten Kommiſſion und dem Schiedsgerichte gut 
geſchrieben. Jedoch werden die Auslagen für Gut⸗ 
achten der Landesbehörden von den internationalen 
Inſtanzen erſtattet. 


Artikel 602 

(1) Die Verhängung von Ordnungsſtrafen wegen 
Nichterſcheinens, wegen Ungehorſams ſowie wegen 
unberechtigter Verweigerung eines Zeugniſſes oder 
Eides wird durch die Vorſchriften des Gerichtsver— 
faſſungsgeſetzes und der. Zivilprozeßordnung des 
en deſſen Angehöriger der zu Beſtrafende ift, 
geregelt. 


35* 


2. — Les peines disciplinaires en question 
seront infligées, à la demande de la Commission 
mixte ou du Tribunal arbitral, par le Amtsgericht 
ou le sad powiatowy du lieu de résidence du dé- 


linquant. Ces tribunaux suivront la procédure 
ordinaire, 
3. — Le produit des amendes est gardé par 


l’État qui les a perçues. 


Article 603 
Dans les affaires portées devant la Commission 
mixte ou le Tribunal arbitral, les communications, 
notifications officielles et citations, sont assurées, 
à la demande du Président, par l’Agent d'Etat 
du pays où elles doivent être faites. 


Article 604 


1. — La Commission mixte et le Tribunal ar- 
bitral examinent d'office leur compétence. 
2. — Si la Commission mixte s’est déclarée 


compétente ou incompétente dans une affaire, le 
Tribunal arbitral est lié par cette décision. 


Article 605 

1. — Si, contrairement aux autorités natio- 
nales, la Commission mixte ou le Tribunal ar- 
bitral admettent ou nient leur compétence, c’est 
la décision de la Commission mixte ou du Tribunal 
arbitral qui l’emporte. 

2. — Les effets juridiques de cette décision 
seront réglées comme des questions relevant de 
la juridiction intérieure de l’État. 


Disposition finale 


Article 606 

1. — L'activité de la Commission mixte, celle 
du Tribunal arbitral, ainsi que celle des Com- 
missions de conciliation prévue dans la présente 
Convention, cesse après quinze ans à dater du 
transfert de la souveraineté. 

2. — Après cette date, la Commission mixte 
ne prend plus de résolutions. 

3. — Le Tribunal arbitral liquidera les affaires 
encore pendantes. 

4. — En ce qui concerne les mesures d’appli- 
cation et l'exécution de ses sentences, l’article 
593 restera applicable. 

5. — Les deux Gouvernements se réservent de 
régler dans un accord spécial la liquidation de 
l’avoir de la Commission mixte et du Tribunal 
arbitral. 


La présente Convention sera ratifiée aussitôt 
que possible. L'échange des instruments de rati- 
fieation aura lieu à Oppeln. 

La Convention entrera en vigueur aussitôt que 
la Commission interalliée de Gouvernement et de 
Plébiscite de Haute Silésie aura fait pervenir aux 
deux Parties contractantes la notification prévue 
aux alinéas 1 et 2 du paragraphe 6 de l’annexe à 
l'article 88 du Traité de Paix de Versailles. 
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(2) Diefe Ordnungsſtrafen werden auf Erſuchen 
der Gemiſchten Kommiſſion oder des Schiedsgerichts 
von dem Amtsgericht oder sad powiatowy des 
Ortes, an dem der Beſtrafende ſich aufhält, verhängt. 
Hierfür iſt das gewöhnliche Verfahren dieſer Ge⸗ 
richte maßgebend. 

(3) Geldſtrafen behält der Staat, der fie einge- 
zogen hat. 


Artikel 603 
Mitteilungen, Zuſtellungen, Ladungen in den bei 
der Gemiſchten Kommiſſion oder dem Schiedsgericht 
anhängigen Sachen werden auf Erſuchen der Prä- 
ſidenten von dem Staatsvertreter des Landes, in 
dem ſie vorgenommen werden ſollen, veranlaßt. 


Artikel 604 
(1) Die Gemiſchte Kommiſſion und das Schieds⸗ 
gericht prüfen ihre Zuſtändigkeit von Amts wegen. 
2 (2) Hat die Gemiſchte Kommiſſion ſich in einer 
Sache für zuſtändig oder für unzuſtändig erklärt, ſo 
iſt dieſe Entſcheidung für das Schiedsgericht bindend. 


Artikel 605 


(1) Bejahen oder verneinen die Gemiſchte Kom⸗ 


miſſion oder das Schiedsgericht im Gegenſatz zu den 
ſtaatlichen Behörden ihre Zuſtändigkeit, ſo geht die 
Entſcheidung der Gemiſchten Kommiſſion oder des 
Schiedsgerichts vor. ; 
(2) Die rechtlichen Wirkungen dieſer Entſcheidung 
werden wie Fragen, die ſich aus der inneren Ge— 
richtsbarkeit des Staates ergeben, geregelt. 


Schlußbeſtimmung 


Artikel 606 

(1) Die Tätigkeit der Gemiſchten Kommiſſion, des 
Schiedsgerichts und der in dieſem Abkommen vor- 
geſehenen Schlichtungsſtellen endet mit dem Ablauf 
von fünfzehn Jahren nach dem Übergange der 
Staatshoheit. 

(2) Die Gemiſchte Kommiſſion faßt nach dieſem 
Zeitpunkt keine Beſchlüſſe mehr. 

(3) Das Schiedsgericht führt die bei ihm ſchwe⸗ 
benden Sachen zu Ende. - 

(4) Für die Anwendung und Ausführung feiner 
Entſcheidungen bleibt Artikel 593 maßgebend. 


(5) Die beiden Regierungen behalten ſich vor, die 
Auseinanderſetzung über das Vermögen der Gemiſch⸗ 
ten Kommiſſion und des Schiedsgerichts durch be— 
ſondere Übereinkunft zu regeln. 


Das vorliegende Abkommen ſoll ſo bald wie mög⸗ 
lich ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden 
ſollen in Oppeln ausgetauſcht werden. 

Das Abkommen tritt in Kraft, ſobald die Inter⸗ 
alliierte Regierungs⸗ und Abſtimmungskommiſſion 
für Oberſchleſien den beiden vertragſchließenden 
Teilen die in den Abſätzen 1 und 2 des § 6 des An⸗ 
hang zum Artikel 88 des Friedensvertrags von Ver⸗ 
ſailles vorgeſehene Mitteilung hat zukommen laſſen. 


Fe 


pie: 


cé, 


En foi de quoi, les plénipotentiaires ont signé 


la présente Convention et y ont apposé leur 
cachets. 2 

Fait à Genève le quinze mai mil neuf cent 
vingt-deux, en trois originaux, dont un sera con- 
servé par chacune des deux Parties contractantes, 
et dont le troisième sera conservé aux archives du 
Secrétariat permanent de la Société des Nations. 


(L. S.) (Signé): Eugen Schiffer. 
(L. S.) (Signé): Casimir Olszowski. 


we 


Zu Urkund deffen haben die Bevollmächtigten das 


vorliegende Abkommen unterzeichnet und mit ihren 
Siegeln verſehen. a 
Geſchehen in Genf am 15. Mai 1922 in dreifacher 
Urſchrift, von denen je eine von jedem der vertrag⸗ 
ſchließenden Teile und die dritte in den Archiven 


des Sekretariats des Völkerbundes aufbewahrt wer⸗ Et 


den wird. 


(L. S.) gez. Eugen Schiffer. 
(L. S.) gez. Caſimir Olszowſki. 
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Protocole final 


Au moment de signer la Convention, les Parties 
contractantes sont tombées d'accord sur ce 
qui suit: 

I 

La Convention, à l'exception des articles 64 
à 158 (Protection des minorités), ne s’applique 
pas à la partie du cercle de Namslau qui ap- 
partient au territoire plébiscité. 


II 


Les Parties contractantes sont d'accord que la 
Convention, qui règle uniquement une situation 
exceptionnelle limitée au territoire plébiscité, ne 
peut servir de base à aucune revendication d’Etats 
tiers en matière de traitement de la nation la plus 
favorisée. 


III 


Les deux Parties contractantes peuvent, d’un 
commun accord, modifier ou abolir toutes les 
dispositions du régime transitoire. 


IV 


Le Gouvernement polonais déclare ne pas aban- 
donner son point de vue juridique que la Pologne 
n'est pas subrogée à la Prusse en ce qui concerne 
les baux à ferme relatifs aux domaines d'Etat 
situés en Haute Silésie polonaise. Le Gouverne- 
ment polonais se déclare néanmoins prêt, pour 
des motifs d'équité, à se subroger à la Prusse en 
ce qui concerne les baux à ferme dont l'expiration 
est antérieure au 1% juillet 1926, pour toute la 
durée du bail, et en ce qui concerne les baux à ferme 
dont l'expiration est postérieure à cette date, 
jusqu'au 30 juin 1926. Le Gouvernement polonais 
ne reconnaît pas la prolongation des baux à ferme 
convenue pour les domaines de Olszynica (Bielitz- 
hof), Kopciowice, Marklowice Görne, et s’en tient 
à la durée du bail originairement fixée. 

Le Gouvernement allemand se déclare, sans 
pour cela accepter le point de vue juridique du 
Gouvernement polonais, d'accord avec la déclara- 
tion qui précède, et prendra à sa charge les dom- 
mages-intérêts que les fermiers pourraient reven- 
diquer en raison de la terminaison prématurée 
du bail. 

Pour le reste, les lois en vigueur demeurent 
applicables. 

V 


Rentrent dans la notion de droits subjeetifs au 
sens de l’article 4, paragraphe 2, chiffre 3, les 
brevets et autres droits de propriété industrielle. 
La Pologne reconnaîtra ces droits, conformément 
aux dispositions de l’article précité, et les respec- 
tera sans qu'il faille de nouvelle demande ou de 
nouvel enregistrement. 


VI 


En ce qui concerne les avocats et les notaires de 
nationalité allemande, qui, au moins depuis le 


Schlußprotokoll 


Bei der Unterzeichnung des vorſtehenden Abkom⸗ 
mens ſind die vertragſchließenden Teile über folgen⸗ 
des übereingekommen: 

1 


Abgeſehen von den Artikeln 64 bis 158 (Schutz der 
Minderheiten) findet das Abkommen auf den zum 
Abſtimmungsgebiete gehörenden Teil des Kreiſes 
Namslau keine Anwendung. 


II 


Die vertragſchließenden Teile ſind übereinſtimmend 
davon ausgegangen, daß das Abkommen, das lediglich 
außerordentliche auf das Abſtimmungsgebiet be⸗ 
ſchränkte Verhältniſſe regelt, dritten Staaten nicht als 
Grundlage für die Geltendmachung von Anſprüchen 
auf die Behandlung als meiſtbegünſtigte Nation 
dienen kann. 

III 


Die vertragſchließenden Teile können alle Beſtim⸗ 
mungen des Übergangsregimes im beiderſeitigen Ein⸗ 
vernehmen abändern oder aufheben. 


IV 

Die polniſche Regierung erklärt, daß fie ihren 
Rechtsſtandpunkt nicht aufgebe, nach dem Polen nicht 
verpflichtet iſt, in die Pachtverträge über die in Pol⸗ 
niſch⸗Oberſchleſien belegenen preußiſchen Staats⸗ 
domänen einzutreten. Sie erklärt ſich jedoch aus 
Billigkeitsrückſichten bereit, in Pachtverträge, die vor 
dem 1. Juli 1926 ablaufen, für die im Vertrage ver⸗ 
einbarte Zeit und in die Pachtverträge, die mit einem 
ſpäteren Tage ablaufen, für die Zeit bis zum 30. Juni 
1926 einzutreten. Bezüglich der Domänen Bielitzhof, 
Kopcziowitz und Ober⸗Marklowitz erkennt die pol- 
niſche Regierung die Verlängerung der Pachtverträge 
nicht an und hält ſich an die urſprünglich vereinbarte 
Pachtzeit. 

Die deutſche Regierung erklärt, ohne damit den 
Rechtsſtandpunkt der polniſchen Regierung als rich⸗ 
tig anzuerkennen, ihr Einverſtändnis mit der vor⸗ 
ſtehenden Erklärung der polniſchen Regierung und 
übernimmt die Pflicht, den Pächtern für die Schäden, 
die ihnen aus der vorzeitigen Auflöſung der Pacht⸗ 
verträge erwachſen könnten, Erſatz zu leiſten. 

Im übrigen bleiben für die Beurteilung des Rechts⸗ 
verhältniſſes die geltenden Geſetze maßgebend. 


V 
Zu den ſubjektiven Rechten im Sinne des Artikel 4 
82 Ziff. 3 gehören auch Patente und andere gewerb⸗ 
liche Schutzrechte. Polen wird dieſe Rechte nach Maß⸗ 
gabe der Beſtimmungen dieſes Artikels anerkennen 
und achten, ohne daß es einer neuen Anmeldung oder 
einer neuen Eintragung bedarf. 


VI 


Bezüglich der Rechtsanwälte und Notare deutſcher 
Reichsangehörigkeit, die ſpäteſtens ſeit dem 1. Januar 
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1er janvier 1922 jusqu’à la date du transfert de la 
souveraineté, étaient domiciliés en Haute Silésie 
polonaise, le Gouvernement polonais a en vue le 
règlement suivant: 

a) Les avocats, même s'ils ne deviennent pas 
ressortissants polonais, pourront continuer à 
exercer leur profession jusqu'au 1° janvier 
1923 auprès de tous les tribunaux de la Haute 
Silésie polonaise, en raison de l'intention du 
Gouvernement polonais d'introduire le 
système d'admission simultanée. Dans l’inter- 
valle, les dispositions nécessaires seront 
édictées. L’admission ne pourra dépendre des 
opinions politiques ni de raisons. de race ou 
de language. Les avocats qui ont opté per- 
dront, un an après leur changement de na- 
tionalité, le droit d’exercer leur profession. 

b) Les notaires qui acquerront la nationalité 
polonaise, pourront continuer à exercer leur 
profession jusqu'au 31 décembre 1922, en 
respectant les prescriptions qui seront 
édictées relativement à leurs titres et à leurs 
cachets. Le droit des notaires d’exercer leur 
profession expire avec la perte de la na- 
tionalité polonaise par voie d’option. 

c) Les avocats et notaires qui ne sont pas à 
même d'exercer leur profession dans la langue 
officielle, pourront se servir de la langue alle- 
mande jusqu'au 15 juillet 1926. 

VII 
Au cas où Monsieur Félix Calonder ne serait 
pas disposé à assumer les fonctions d’arbitre pré- 
vues à l’article 4, paragraphe 5, le Président de 
la Commission mixte sera prié d'accepter ces 
* fonctions. 


VIII 


Les questions juridiques relatives aux insti- 
tutions suivantes: Oberschlesische Fürstentums- 
landschaft in Ratibor, Schlesische Provinzial- 

. Feuersozietät, Schlesische Provinzial-Lebensver- 
sicherungsanstalt, Schlesische Provinzial-Haft- 
pflicht-Versicherungsanstalt, Schlesische Provin- 
zial-Viehversicherungsanstalt, Schlesische Pro- 
vinzial-Hiljskasse, ainsi qui les autres personnes 
juridiques du droit public dont la sphère d’acti- 
vité se trouve divisée par la ligne frontière, feront 
l’objet d’un règlement spezial. 


IX 
La Commission mixte et le Tribunal arbitral 
ne sont pas compétents pour statuer sur les ques- 
tions relatives à l'application de l’article 25, 
paragraphe 3, même en cas d’évocation. 


X 


Les personnes quittant le pays après avoir 
opté ne seront pas traitées d’une manière diffé- 
rente du reste de la population en ce qui concerne 
le recouvrement des arrérages d'impôts, abstrac- 
tion faite des impôts pour l’année en cours et 
pour le trimestre précédant l’&migration. 


XI 
Le Gouvernement allemand et le Gouvernement 


polonais déclarent qu'ils prendront en considéra- 
tion d’une manière bienveillante et atténueront 


1922 und bis zum Übergange der Staatshoheit in 
Polniſch-Oberſchleſien anſäſſig ſind, hat die polniſche 
Regierung folgende Regelung in Ausſicht genommen: 


a) Die Rechtsanwälte können, auch wenn ſie nicht 
polniſche Staatsangehörige werden, ihren Beruf 
bis zum 1. Januar 1923 ausüben und zwar, da 
die polniſche Regierung beabſichtigt, die Simul⸗ 
tanzulaſſung einzuführen, bei allen Gerichten 
Oberſchleſiens. In der Zwiſchenzeit werden die 
notwendigen Beſtimmungen erlaſſen werden. 
Die Zulaſſung darf weder von den politiſchen 
Anſchauungen noch von dem Volkstum oder der 
Sprache abhängig ſein. Rechtsanwälte, die das 
Optionsrecht ausgeübt haben, verlieren ein Jahr 
nach dem Wechſel der Staatsangehörigkeit das 
Recht auf Ausübung ihres Berufs. 

b) Die Notare, welche die polniſche Staatsange⸗ 
hörigkeit erwerben, können ihren Beruf bis zum 
31. Dezember 1922 unter Berückſichtigung der 
Vorſchriften, die über ihre Amtsbezeichnung und 
Siegel erlaſſen werden, fortſetzen. Das Recht 
der Notare auf Ausübung ihres Berufs erliſcht 
mit dem Verluſte der polniſchen Staatsange⸗ 
hörigkeit infolge Ausübung des Optionsrechts. 

e) Rechtsanwälte und Notare, die nicht imſtande 
ſind, ihren Beruf in der Amtsſprache auszuüben, 
dürfen ſich bis zum 15. Juli 1926 der deutſchen 
Sprache bedienen. 


VII 
Falls Herr Felix Calonder nicht geneigt fein 
ſollte, das Schiedsrichteramt gemäß Artikel 4 8 5 des 
Abkommens zu übernehmen, ſoll der Präſident der 
Gemiſchten Kommiſſion um Übernahme des Schieds⸗ 
richteramts gebeten werden. 


VIII 

b Die Rechtsfragen, die ſich beziehen auf: die Ober⸗ 
ſchleſiſche Fürſtentumslandſchaft in Ratibor, die 
Schleſiſche Provinzial⸗Feuerſozietät, die Schleſiſche 
Provinzial⸗Lebensverſicherungsanſtalt, die Schleſiſche 
Provinzial⸗Haftpflichtverſicherungsanſtalt, die Schle⸗ 
ſiſche e e die Schle⸗ 
ſiſche Provinzial⸗Hilfskaſſe und andere juriſtiſche Per⸗ 
ſonen des öffentlichen Rechts, deren Tätigkeitskreis 
durch die Grenze durchſchnitten wird, ſollen den 
Gegenſtand einer beſonderen Regelung bilden. 


IX 
Die Gemiſchte Kommiſſion und das Schiedsgericht 
ſind nicht zuſtändig zu Entſcheidungen über die An⸗ 
wendung des Artikel 25 §3, auch nicht im Wege der 
Evokation. 


X 


Eine unterſchiedliche Behandlung abwandernder 
Optanten gegenüber der übrigen Bevölkerung ſoll hin⸗ 


ſichtlich der Einziehung rückſtändiger Steuern, abge⸗ 


ſehen von den Steuern für das laufende und für das 
der Abwanderung vorangehende Kalendervierteljahr, 
nicht ſtattfinden. 


XI | 
Die deutſche Regierung und die polniſche Regierung 
geben die Erklärung ab, daß ſie gewillt ſind, etwaige 
Härten, die ſich gegenüber auswandernden Optanten 
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les rigueurs qui pourraient résulter de mesures 
prises pour le recouvrement du Reichsnotopfer 
ou de la danina à l'égard de personnes abandon- 
nant le pays en raison de leur opiton. 

Le Gouvernement polonais déclare que l’article 
36 ne saurait porter en rien atteinte aux droits 
qu'il revendique en vertu de l’article 297j du 
Traité de Paix de Versailles. 


XII 

Le Gouvernement polonais s'engage à per- 
mettre aux fonetionaires allemands et à leurs 
familles de conserver leurs logements en Haute 
Silésie polonaise pendant le trimestre en cours 
au moment du transfert de la souveraineté, et 
tout le trimestre qui suit. Ces fonctionnaires et 
leurs familles devront quitter leurs logements 
après l'expiration de ce délai. 


XIII 


Le Gouvernement allemand exprime sa con— 
fiance que le Gouvernement polonais laissera en 
fonctions un nombre suffisant d'instituteurs 
d'écoles primaires pour faire face aux besoins 
des institutions scolaires de minorité. 

Le Gouvernement polonais déclare qu'il a 
l'intention, tout en se réservant d'examiner 
chaque cas particulier, de laisser en fonctions le 
nombre nécessaire d’instituteurs. 


XIV 
Les deux Parties contractantes sont d’accord 
que les dispositions relatives à l’enseignement 
moyen et supérieur ont été convenues sous condi- 
tion de réciprocité. 


XV 


Aucune disposition de la Convention ne modifie 
en rien les stipulations des articles 65 à 72. 


XVI 

I. — En dressant les actes de naissance ou de 
mariage, les officiers de l’état-civil dans le terri- 
toire plébiscité sont tenus, à la demande des in- 
téressés, d'ajouter au nom de famille, écrit dans 
la langue officielle, le même nom dans l'écriture 
propre à la langue allemande ou polonaise. Peu- 
vent en faire la demande: 

a) dans les cas de naissance légitime, le père, 
ou, si celui-ci est décédé, la mère; 
b) dans les cas de naissance illégitime, la mére; 

c) lorsqu'il s’agit d’orphelins ou d’autres per- 

sonnes sous tutelle, le représentant légal; 
d) dans les cas de mariage, chacun des fiancés, 
pour son propre nom de famille. 

Dans les actes de décès, l'inscription addition- 
nelle en question aura lieu sur simple preuve que 
la personne décédée s'était servie de cette écri- 
ture. 

II. — Pour les inscriptions déjà faites dans 
les registres de l’état-civil l’absence de l’inscrip- 
tion additionnelle en question dans les noms de 


famille des personnes auxquelles se rapporte l’in- 


seription, sera considérée, à la demande de l’intér- 
essé, comme le résultat d’une erreur clérical au 
sens de l’article 18 des prescriptions relatives à 


aus Betreibungsmaßnahmen für das Reichsnotopfer 
oder für die Denina ergeben könnten, in wohlwollen⸗ 
der Weiſe zu berückſichtigen und zu mildern. 


Die polniſche Regierung gibt die Erklärung ab, daß 
durch die Beſtimmungen des Artikel 36 die von ihr 
auf Grund des Artikel 2971 des Friedensvertrags 
von Verſailles beanſpruchten Rechte nicht berührt 
werden. 

XII 


Die polniſche Regierung iſt verpflichtet, den deut⸗ 
ſchen Beamten und ihren Familien zu geſtatten, daß 
fie ihre Wohnungen in Polniſch⸗Oberſchleſien wäh⸗ 
rend des beim Übergange der Staatshoheit laufenden 
und des ganzen folgenden Kalendervierteljahres be— 
halten dürfen. Nach Ablauf dieſer Friſt haben dieſe 
Beamten und ihre Familien die Wohnungen zu 


räumen. 


XIII 

Die deutſche Regierung ſpricht das Vertrauen aus, 
daß die polniſche Regierung eine genügende Zahl von 
Lehrern an den Volksſchulen im Amte laſſen wird, 
um den Erforderniſſen der Minderheitsſchuleinrich— 
tungen gerecht werden zu können. 

Die polniſche Regierung erklärt, daß ſie beabſichtigt, 
vorbehaltlich der Prüfung jedes Einzelfalles, die er⸗ 
forderliche Anzahl von Lehrern im Amte zu belaſſen. 


XIV 
Die vertragſchließenden Teile ſind darüber einig, 
daß die Beſtimmungen über das mittlere und höhere 
Schulweſen unter der Vorausſetzung der Gegen⸗ 
ſeitigkeit vereinbart worden ſind. 


XV 


Keine Beſtimmung des Abkommens ändert 
irgendwie die Beſtimmungen der Artikel 65 bis 


72 ab. 
XVI 


I. Die Standesbeamten des Abſtimmungsgebiets 
ſind verpflichtet bei der Beurkundung von Geburten 
und Eheſchließungen auf Antrag dem in der Amts⸗ 
ſprache geſchriebenen Familiennamen die der deut⸗ 
ſchen oder polniſchen Sprache eigentümlichen 
Schriftzeichen beizufügen. Antragsberechtigt ſind: 


a) bei ehelichen Geburten der Vater und, wenn 

dieſer verſtorben iſt, die Mutter; 

b) bei unehelichen Geburten die Mutter; 

c) für Waiſen und andere Perſonen unter Vor⸗ 

mundſchaft deren geſetzlicher Vertreter; 

d) bei Eheſchließungen jeder der Verlobten für 

ſeinen Familiennamen. 

Bei der Beurkundung von Sterbefällen hat die 
Beifügung auf Grund des einfachen Nachweiſes zu 
erfolgen, daß der Verſtorbene ſich dieſer Schrift⸗ 
zeichen bedient hat. 

II. Sind bei bereits abgeſchloſſenen Eintragun⸗ 
gen in den Standesregiſtern die in Ziffer I erwähn- 
ten Schriftzeichen den Familiennamen der Perſonen, 
auf die ſich die Eintragung bezieht, nicht beigefügt, 
ſo wird dieſer Mangel auf Antrag des Beteiligten 
als offenbarer Schreibfehler im Sinne des Artikel 18 
der Vorſchriften zur Ausführung des Geſetzes über 
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l'exécution de la Loi sur la tenue des registres 
de l'état-civil et du mariage du 25 mars 1899 
(Reichsgesetzblatt, page 225). La rectification 
sera faite dans la forme simplifiée prévue par 
cette loi, au moyen d'une simple annotation mar- 
ginale ratifiée par l'autorité de surveillance de 
l’état-civil. 
Peuvent faire la demande : 


1) pour les actes de naissance : 

a) l'intéressé ; 

5) pour les mineurs, lorsqu'il s’agit d’en- 
fants légitimes, le père, ou, si celui-ci 
est décédé, la mère ; lorsqu'il s'agit d’en- 
fants illégitimes, la mère ; 

2) en ce qui concerne les mariages, chacun des 
époux, pour son propre nom de famille. 


III. — Les dispositions des alinéas I et II 
s'appliquent à l'inscription dans les registres des 
désinences grammaticales, propres à la langue 
polonaise, des noms de femmes mariées ou de 
jeunes filles. 


IV. — Si l’orthographe ou-la forme du pré- 
nom dans la langue de la minorité diffère de son 
orthographe ou de sa forme dans la langue offi- 
cielle, elle sera, sur demande, inscrite ou ajoutée 
après coup, à côté de l’orthographe ou de la forme 
officielle. 

V. — Les demandes de changement ou de sup- 
pression de certaines lettres du nom de famille en 
vue de rendre ce nom conforme à son orthographe 
ou à sa forme allemande ou polonaise, seront 
examinées par les deux Gouvernements avec la 
plus grande bienveillance. 


VI. — Peuvent faire les demandes prévues aux 
alinéas IV et V, les mêmes personnes que celles 
énumérées à l'alinéa II. 


XVII. 

I. — ad article 160 : Ne rentrent pas dans la 
définition des syndicats d'employeurs, les syndicats 
économiques (wirtschaftliche Syndicate), les cor- 
porations de métiers (Innungen) et les unions de 
corporations de métiers (Innungsverbände). 

2. — ad article 161: Rentrent en tout cas 
dans la définition des syndicats d’employes, tous 
les syndicats représentant les tendances sui- 
vantes : 

Syndicats allemands. 
1. Syndicats libres 
2. Syndicats chrétiens... 
3. Syndicats libéraux. .... 
(Hirsch-Duncker). 


Syndicats polonais. 
4. Unionsyndicale polonaise 
(Zjednoczenie Zawo- 
dowe Polski). 
. Union centrale polonaisé 
(Centralny PL 
Zawodowy Polski). 


des ouvriers et 
des employés. 


des ouvriers et 
des employés. 


a 


Le fait de s’occuper d’autres questions de nature 


économique, comme par exemple le développement 
de la vie culturelle de la classe ouvrière, l’instruc- 


die Beurkundung des Perſonenſtandes und der Ehe⸗ 
ſchließung vom 25. März 1899 (Reichsgeſetzbl. 
S. 225) angeſehen. Die Berichtigung des Standes⸗ 
regiſters wird in der durch dies Geſetz vorgeſchrie⸗ 
benen vereinfachten Form eines mit Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde einzutragenden Randvermerkes 
vorgenommen. 


Antragsberechtigt ſind: 
1. bei Geburtsurkunden: 

a) der Beteiligte, 

b) bei Minderjährigen, ſoweit es ſich um eine 
eheliche Geburt handelt, der Vater, und 
wenn dieſer verſtorben iſt, die Mutter: 
bei unehelichen Kindern die Mutter; 

2. bei Eheſchließungen jeder Ehegatte für ſeinen 
Familiennamen. 


III. Die Beſtimmungen der Abſätze J und II 
finden Anwendung auf die Eintragung der der pol- 
niſchen Sprache eigentümlichen grammatiſchen 
Endungen der Frauen- und Mädchennamen. 


IV. Weicht die Schreibart oder die Form des 
Vornamens in der Sprache der Minderheit von der 
Schreibart oder der Form der Amtsſprache ab, ſo iſt 
auf Antrag der Vorname neben der amtlichen 
Schreibart oder Form auch in der Schreibart oder 
Form der Minderheit einzutragen oder nachträglich 
hinzuzufügen. a 


V. Anträge auf Anderung oder Weglaſſung ein- 
zelner Buchſtaben des Familiennamens zum Zwecke 
der Anpaſſung des Namens an die deutſche oder 
polniſche Schreibart oder Form werden von beiden 
en mit dem größten Wohlwollen behandelt 
werden. 


VI. In den Fällen der Abſ. IV und V find die⸗ 
ſelben Perſonen antragsberechtigt wie die in 
Abſ. II bezeichneten. 


XVII. 
1. Zu Artikel 160: Wirtſchaftliche Syndi⸗ 
kate, Innungen und Innungsverbände fallen nicht 
unter den Begriff der »Arbeitgebervereinigung«. 


2. Zu Artikel 161: Unter den Begriff der 
»Arbeitnehmervereinigung« fallen jedenfalls alle 
Vereinigungen folgender Richtungen: 


Deutſche Gewerkſchaften: 
Freie Gewerſchaften 
„Chriſtliche Gewerkſchaften 
Hirſch⸗Dunkerſche Gewerk 

ſchaften 


Polniſche Gewerkſchaften: 


Polniſche Berufsvereinigung 
(Sjeönorzenice Zawodowe 


Polſkie) 
Polniſcher Zentralverband 
(Zentralny Zwiazek Zawo⸗ 
- dowy Polſki) 
„Die Beſchäftigung mit ſonſtigen Fragen wirt⸗ 
ſchaftlicher Art, wie beiſpielsweiſe der kulturellen 
Hebung oder volkswirtſchaftlichen Belehrung der Ar⸗ 


der Arbeiter und 
Angeſtellten 


© — 


— 


der Arbeiter und 
Angeſtellten 


a 
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tion de la classe ouvrière au point de vue écono- 
mique ou l’encouragement donné à la création de 
coopératives de consommation, n’öte pas à un 
syndicat son caractère de syndicat d'employés. 


3. — ad article 164: L'exercice de l’activité 
d’un syndicat ne devra pas dépendre de conditions 
qui ne sont pas prévues pas les lois en vigueur 
dans le territoire plébiscité au moment du trans- 
fert de la souveraineté, comme par exemple l’in- 
scription à un registre, la notification de la com- 
position du bureau aux autorités administratives, 
ete., pour autant que de telles restrictions ne 
seront pas introduites dans la partie allemande 
du territoire plébiscité. 


4. — ad article 168 : On entend par contrats 
collectifs pour l’ensemble du territoire plébiscité, 
les contrats collectifs dont l’application s'étend 
au territoire allemand ainsi qu’au territoire polo- 
nais, sans dépasser toutefois les limites du terri- 
toire plébiscité. 


XVIII. 

L’admissibilit& de l'évocation, en cas de diffé- 
rends de droit privé sur le point de savoir si des 
contrats collectifs sont conformes aux disposi- 
tions du titre « Syndicats d'employeurs et d’em- 
ployés », résulte des dispositions de l’article 588 
concernant l'évocation. 


XIX. 


Au cas où les organisations visées à l’article 


227, paragraphe 3, alinéa 2, ne seraient pas éta- 
blies dans le délai d'un mois à dater du transfert 
de la souveraineté, la Commission mixte fera, 
à la demande de l’une des Parties contractantes, 
des propositions aux deux Gouvernements en vue 
de remédier par de nouveaux accords aux incon- 
vénients résultant de cette situation. 


XX. 
Les dispositions du titre «Finances» ne por- 


tent en rien atteinte aux dispositions du para- 
graphe 244 du Code civil allemand. 


XXI 


ad article 349, paragraphe 1 

Le degré de rendement suivant est convenu: 

1. — Etablissement de Zawada: 

Les travaux devront être conduits de façon à 
obtenir un rendement journalier d’environ 
20,000 mètres cubes, en procédant, au besoin, au 
forage d'un nouveau trou de sonde et à l’abaisse- 
ment du niveau d’eau. 

2. — Etablissement Adolfschacht: 

Les installations de chaudières et de machines 
devront être établies de manière à pouvoir en- 
voyer, d’une façon permanente, vers les terri- 
toires à alimenter, la quantité d’eau fournie par 
les trois trous de sonde actuellement en ex- 
ploitation. En particulier, les pompes d’alimen- 
tation devront pouvoir abaisser le niveau d’eau 
du trou de sonde N°3 autant que possible, jus- 
qu'à ce qu'il vienne affleurer immédiatement au- 
dessus du raccord de pompes actuel. On espère 


beiterklaſſe oder konſumvereinlichen Beſtrebungen, 
nehmen einer Vereinigung nicht den Charakter als 
Arbeitnehmervereinigung. 


3. Zu Artikel 164: Die Ausübung der 
Tätigkeit einer Vereinigung darf nicht an Voraus⸗ 
ſetzungen geknüpft werden, die in den zur Zeit des 
Übergangs der Staatshoheit im Abſtimmungsgebiete 
geltenden Geſetzen nicht enthalten ſind, wie etwa 
Eintragung in ein Regiſter, Anmeldung des Vor⸗ 
ſtandes bei Verwaltungsbehörden uſw., ſoweit nicht 
etwa im deutſchen Teile des Abſtimmungsgebiets 
ſolche Beſchränkungen eingeführt werden. 


4. Zu Artikel 168: Unter »Gemeinſamen 
Tarifverträgen für das Abſtimmungsgebiet? find 
Tarifverträge zu verſtehen, deren räumlicher Gel⸗ 
tungsbereich ſich auf deutſches wie auf polniſches 
Staatsgebiet erſtreckt, über die Grenzen des Abſtim⸗ 
mungsgebiets aber nicht hinausreicht. 


XVIII. 

Die Zuläſſigkeit der Evokation im Falle von 
privatrechtlichen Streitigkeiten über die Frage, ob 
Tarifverträge mit den Beſtimmungen des Titels 
»Arbeitgeber: und Arbeitnehmervereinigungen« im 
Einklange ſtehen, ergibt ſich aus den Vorſchriften 
des Artikel 588 über die Evokation. 


N 

Sollten die im Artikel 227 8 3 Abſ. 2 vorgeſehenen 
Organiſationen nicht innerhalb eines Monats nach 
dem Übergange der Staatshoheit errichtet ſein, ſo 
wird die Gemiſchte Kommiſſion auf Antrag eines 
der vertragſchließenden Teile den beiden Regierun⸗ 
gen Vorſchläge unterbreiten, um im Wege neuer 
Vereinbarungen den Unzuträglichkeiten abzuhelfen, 
die ſich hieraus ergeben. 


XX. 
Durch die Beſtimmungen des Titels »Finanzen« 
werden die Vorſchriften des § 244 des Deutſchen 
Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht berührt. 


XXI. 
Zu Artikel 349 81: Folgende Erhöhung der 
Leiſtungsfähigkeit der Waſſerwerke wird beabſichtigt: 
1. Waſſerwerk Zawada: Das Werk ſoll 
erforderlichenfalles durch Niederbringen eines 
neuen Bohrlochs und bergmänniſche Abſenkung 
des Waſſerſpiegels ſo ausgebaut werden, daß 


eine tägliche Waſſerförderung von etwa 
20 000 ebm erreicht wird. 
2. Waſſerwerk Adolfſchacht: Die 


Keſſel⸗ und Maſchinenanlagen ſollen derart 
ausgeſtaltet werden, daß ſie dauernd im Stande 
ſind, die geſamte Ergiebigkeit der jetzt vorhan⸗ 
denen drei Bohrlöcher dem Verſorgungs⸗ 
gebiete zuzuführen. Insbeſondere ſollen die 
Zubringerpumpen den Waſſerſpiegel des Bohr⸗ 
loches 3 möglichſt bis unmittelbar über den 
jetzigen Pumpenanſchluß abſenken können. Es 
wird erwartet, daß alsdann die Waſſerförde⸗ 
rung des Werkes auf etwa 20 ebm in der Mi⸗ 
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que le débit journalier de cette usine sera de ce 
fait porté à environ 20 mètres cubes par minute, 
c’est-à-dire 28 à 29,000 mètres cubes par jour. 


XXII. 


En même temps que la Convention, sera ratifié 
et entrera en vigueur, un Accord spécial concer- 
nant les Grenzübergangsbahnhöfe — dworce 


graniczne.. 
XXIII. 


Les deux Gouvernements se communiqueront 
un à l’autre le montant des indemnités qu'ils 
ont l'intention d'accorder aux Membres de la 
Commission mixte, ainsi que le montant du 
traitement des Arbitres et des Agents d'Etat. 


XXIV. 


Si, aux termes de la Convention, le point de 
départ d'un délai est la date du transfert de la 
souveraineté, ce délai, sauf stipulation contraire 
de la Convention, commencera à courir un mois 
après l'entrée en vigueur de la Convention. 


XXV. 

Au cas où une erreur d'impression se serait 
glissée dans le texte officiel de la Convention, les 
deux Gouvernements entreront sans délai en 
pourparlers, sur la demande de l'un d'eux, afin 
de corriger l’erreur. Le Président du Tribunal 
arbitral pourra être invité à prendre part à ces 
pourparlers. Les corrections établies d’accord 
entre les représentants des deux Gouvernements, 
seront considérées comme ayant force obligatoire 
et seront publiées dans les journaux officiels des 
deux États, à savoir dans le Dziennik Ustaw 
F Polskiej et dans le Reichsgesetz- 

latt. 

Cette clause n’est valable que jusqu'au 1° jan- 
vier 1923. 

Fait à Genève, le quinze mai mil neuf cent 
vingt deux. 


(L. S.) (Signé): Eugen Schiffer. 
(L. S.) (Signé): Casimir Olszowski. 


nute, das find 28 000 bis 29 000 ebm täglich, 
gebracht wird. 


XXII. 
Gleichzeitig mit dem Abkommen ſoll das beſondere 


Abkommen über die Grenzübergangsbahnhöfe rati⸗ 
fiziert werden und in Kraft treten. 


XXIII. 


Die beiden Regierungen werden ſich gegenſeitig 
den Betrag der Entſchädigungen mitteilen, den ſie 
den Mitgliedern der Gemiſchten Kommiſſion zu ge⸗ 
währen beabſichtigen, ſowie den Betrag des Gehaltes 
der Schiedsrichter und der Staatsvertreter. 


XXIV. 

Iſt nach dem Inhalt des Abkommens für den 
Anfang einer Friſt der Übergang der Staatshoheit 
maßgebend, ſo beginnt die Friſt, falls nicht in dem 
Abkommen ein anderes beſtimmt iſt, einen Monat 
nach dem Inkrafttreten des Abkommens. 


XXV. 


Sollte der amtliche Text des Abkommens einen 
Druckfehler aufweiſen, ſo werden die beiden Regie⸗ 
rungen, ſobald eine von ihnen es wünſcht, unver⸗ 
züglich in Erörterungen über die Beſeitigung des 
Druckfehlers eintreten. Der Präſident des Schieds⸗ 
gerichts kann gebeten werden, an den Erörterungen 
teilzunehmen. Die von den Vertretern der beiden 
Regierungen feſtgeſtellten Verbeſſerungen ſollen 
verbindliche Kraft haben und in den amtlichen Ge⸗ 
ſetzblättern beider Staaten, dem Dziennik Uſtaw 
Röcezypospolitej Polſtiy und dem Reichsgeſetzblatt, 
veröffentlicht werden. 


Dieſe Beſtimmung gilt bis zum 1. Januar 1923. 
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Abkommen, betreffend die Überleitung der Rechtspflege im 
oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet. 


Deutſch⸗polniſches Abkommen 
betreffend die Aberleitung der Rechtspflege im ober⸗ 
ſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet. 


Die Deutſche Regierung und die Polniſche Regie- 
rung, von dem Wunſche geleitet, die Fortführung der 
durch die Teilung Oberſchleſiens beeinflußten Rechts⸗ 
angelegenheiten im Intereſſe der beiderſeitigen Be⸗ 
völkerung tunlichſt zu erleichtern, ſind überein- 
gekommen, darüber Vereinbarungen zu treffen, und 
haben zu dieſem Zwecke zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 


die Deutſche Regierung: 


den Geheimen Oberjuſtizrat, 
Herrn Dr. Georg Cruſen, 


die Polniſche Regierung: 
den Vizeminiſter Herrn Dr. Zygmunt Seyda. 


Die Bevollmächtigten haben ſich, nachdem ſie ein⸗ 
ander ihre Vollmachten mitgeteilt und dieſe in guter 
und gehöriger Form befunden haben, über folgende 
Beſtimmungen geeinigt: 


Artikel 1. 
Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 


8 1. 

Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten, die zur Zeit des 
Überganges der Rechtspflege in den Landgerichts⸗ 
bezirken Beuthen, Gleiwitz, Oppeln und Ratibor an⸗ 
hängig waren und zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Vertrages noch nicht rechtskräftig erledigt ſind, 
werden, ſoweit ſich nicht aus den Beſtimmungen der 
SS 2 bis 5 etwas anderes ergibt, von dem Gerichte, 
bei dem der Rechtsſtreit anhängig iſt, oder, falls dieſes 
Gericht fortgefallen iſt, von demjenigen deutſchen oder 
polniſchen Gerichte gleicher Ordnung fortgeführt, 
zu deſſen Bezirk der Amtsſitz des bisherigen Prozeß⸗ 
gerichts gehört. 8 2 


Iſt die Klage bei einem Gericht erhoben, bei dem 
ein ausſchließlicher Gerichtsſtand für ſie begründet 
war, und würde, wenn die Klage zur Zeit des 
Inkrafttretens dieſes Vertrages erhoben worden 
wäre, ein Gericht gleicher Ordnung des anderen 
Staates ausſchließlich zuſtändig ſein, ſo iſt der Rechts⸗ 
ſtreit an dieſes Gericht abzugeben. 
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(1) Iſt für die Klage kein ausſchließlicher Ge⸗ 
richtsſtand begründet, ſo gelten folgende Beſtim⸗ 
mungen: 

(2) Auf übereinſtimmenden Antrag beider Par⸗ 
teien tft der Rechtsſtreit an das im Antrag bezeich⸗ 
nete Gericht des anderen Staates abzugeben. 

(3) Würde ein Gericht gleicher Ordnung des 
anderen Staates zuſtändig ſein, wenn die Klage zur 
Zeit des Inkrafttretens des Vertrages erhoben 
worden wäre, ſo iſt der Rechtsſtreit auf Antrag auch 
nur einer der Parteien an dieſes Gericht abzugeben, 


Miniſterialrat 


Uktad Niemiecko-Polski 
w przedmiocie przejecia wymiaru sprawiedliwosci 
na görnoslaskim obszarze plebiscytowym. 


Rzady Niemiecki i Polski, powodowane zycze- 
niem, aby, ile moznosci ulatwié zgodnie z inte- 
resami obu ludnosci dalsze prowadzenie spraw 
sadowych, na ktöre mial wplyw podzial Görnego 
Slaska, zgodzily sie na zawafcie w tym przed- 
miocie umowy i mianowaly w tym celu swymi 
pelnomoenikami: 


Rzad Niemiecki: 
Tajnego Nadradee Sprawiedliwosei, Radce 
Ministerjalnego P. Dr. Georg Crusen; 


Rzad Polski: 
Wiceministra P. Dr. Zygmunta Seyde. 


Pelnomoenicy, po wzajemnem przedlozeniu sobie 
peloomoenictw, i po uznaniu ich za wystarczajace 
i nalezyte co do formy, ugodzili sie co do naste- 
pujacych postanowien: 


Artykut J. 
Cywilne sprawy sporne. 
ST 
O ile 2 postanowien $$ 2 do 5 nie wynika co 

innego, cywilne sprawy sporne, zawisle w chwili 
przej$cia wymiaru sprawiedliwosei w okregach 
Sadow Krajowych w Bytomiu, Gliwicach, Opolu 
i Raciborzu, a niezalatwione prawomocnie w chwili 
wejseia w äycie niniejszego ukladu, prowadzié 
bedzie dalej sad, w ktorym sprawa zawisla, albo 
w razie, gdy sad ten ulegl zwinie iu, röwnorzedny 
niemiecki lub polski sad, w ktörego okregu lezy 
siedziba urzedowa dotychezasowego sadu proceso- 
wego. 


8 2. 

Jezeli skarga zostala wniesiona przed sad, ktöry 
byl wylaeznie wlasciwy do jej rozpoznania, a 
bylby wlasciwy w razie wniesienia skargi dopiero 
w chwili wejscia w Zycie niniejszego ukladu sad 
rownorzedny drugiego panstwa, natenezas winno 
sie przekazad spor temuz sadowi. 


8 3. 

(1) Jezeli dla skargi nie jest uzasadniona wy- 
laczna wlasciwosé sadu, natenczas obowigzywac 
beda nastepujace postanowienia: 

(2) Na zgodny wniosek obu stron nalezy prze- 
kazaé spör wskazanemu we wniosku sadowi dru- 
giego panstwa. 

(3) Gdyby dla skargi, W razie jej wniesienia 
dopiero w chwili wejscia w Zycie niniejszego 
ukladu, by} wlasciwy röwnorzedny sad drugiego 
pañstwa, wöwezas na wniosek nawet jednej ze 
stron nalezy spor przekazaé temuz sadowi, o ile 
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jofern zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrages 
das im $ 1 bezeichnete Gericht nicht zuſtändig wäre. 
Unter mehreren zuſtändigen Gerichten des anderen 
Staates hat der Antragſteller und, wenn beide Par⸗ 
teien die Abgabe beantragen, der Beklagte die Wahl. 


84. 

(1) Iſt das Deutſche Reich oder der Preußiſche 
Staat Partei, ſo treten die Behörden des Polniſchen 
Staates in den Rechtsſtreit ein, ſofern nach den ge⸗ 
troffenen oder noch zu treffenden Vereinbarungen in 
Anſehung des in Streit befangenen Anſpruchs Polen 
an die Stelle des Reichs oder Preußens tritt. 

(2) Iſt das Deutſche Reich oder der Preußiſche 
Staat oder der Polniſche Staat Beklagter und iſt 
nicht der Gerichtsſtand des $ 24 der deutſchen Zivil⸗ 
prozeßordnung begründet, ſo iſt der Rechtsſtreit an 
das Gericht abzugeben, in deſſen Bezirk der Staat, 
für den der Rechtsſtreit fortgeſetzt wird, ſeinen all⸗ 
gemeinen Gerichtsſtand hat; die Beſtimmungen des 
§ 3 Abſ. 3 finden keine Anwendung. 


8 5. a 

(1) Über die Abgabe eines Rechtsſtreites kann ohne 
mündliche Verhandlung entſchieden werden. Die 
Parteien ſind vor der Entſcheidung zu hören. 

(2) In den Fällen des $3 ift der Antrag, und 
zwar von Streitgenoſſen gemeinſchaftlich, ſpäteſtens 
im erſten Termin, in welchem nach dem Inkrafttreten 
dieſes Vertrages zur Sache verhandelt wird, zu 
ſtellen. Er kann in der Berufungsinſtanz bis zum 
Schluſſe der mündlichen Verhandlung, auf welche das 
Urteil ergeht, vorſorglich für den Fall der Zurück⸗ 
verweiſung an die Vorinſtanz geſtellt werden. 


(3) Eine Anfechtung des die Abgabe anordnenden 
Beſchluſſes findet nicht ſtatt. Mit der Verkündung 
oder Zuſtellung dieſes Beſchluſſes wird der Rechts⸗ 
ſtreit bei dem im Beſchluſſe bezeichneten Gericht an⸗ 
hängig. Der Beſchluß iſt für dieſes Gericht bindend. 

(4) Die in dem Verfahren vor dem abgebenden Ge⸗ 
richt erwachſenen Koſten werden als Teil der Koſten 
behandelt, welche bei dem im Beſchluſſe bezeichneten 
Gericht erwachſen. Auf die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung über die Abgabe finden die Vorſchriften des 
§ 47 Abf. 1 und 3 des deutſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes Anwendung. 

§ 6. 


(1) Soweit die Rechtsſtreitigkeiten aus den im 
8 1 bezeichneten Landgerichtsbezirken bei einem 
Oberlandesgericht — Apellationsgericht — oder dem 
Reichsgericht — Oberſten Gericht — anhängig ſind, 
finden die Beſtimmungen der 88 1 bis 5 entſprechende 
Anwendung. 75 

(2) Zurückverweiſungen erfolgen an die ſich aus 
der Anwendung der 88 1 bis 5 ergebenden Gerichte. 
Für die vorſorglich zu ſtellenden Anträge gilt das 
im 8 5 Abſ. 2 Satz 2 Geſagte. 


3 SE | 
(1) Werden in Rechtsſtreitigkeiten der im § 1 be- 
zeichneten Art vor dem Inkrafttreten diejes Ver: 
trages ergangene Urteile nach dieſem Zeitpunkt durch 
Rechtsmittel angefochten, ſo iſt zur Verhandlung 
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w chwili wejscia w Zyeie niniejszego ukladu nie 
przyslugiwalaby wlasciwosé sadowi wymienionemu 
w S1  Wybôr z posröd kilku wlasciwych sadöw 
drugiego pañstwa przysluguje wnioskodawey. a, 
gdy obie strony Zadaja przekazauia, stronie po- 
zwanej. 

§ 4. 

(1) Jezeli strong jest Panstwo Niemieckie albo 
Prusy, to sprawe przejma wladze Panstwa P..1- 
skiego, o ile wedlug zawartych lub przyszlych 
umow, Polska wstapi odnosnie do spornego ro- 
szczenia w miejsce Pañstwa Niemieckiego lub Prus. 


(2) Jezeli Panstwo Niemieckie lub Prusy albo 
Panstwo Polskie jest strong pozwang, a nie jest 
uzasadniona wlasciwosé wynikajaca z przepisu 
$ 24 niemieckiej ustawy o postepowaniu w ey- 
wilnych sprawach spornych, natenczas nalezy 
spör przekazaë sadowi, w ktörego okregu pañstwo, 
dla ktörego sprawa dalej prowadzona bedzie, ma 
powszechna wlasciwosé; przepisow ustepu 3. $ 3. 
nie nalezy stosowaé. 

85. 

(1) O przekazaniu sprawy mozna orzec bez roz- 
prawy ustnej. Przed wydaniem rozstrzygniecia 
nalezy wysluchaé strony. 

(2) W wypadkach w $3 wymienionych winna 
strona, a przy uczestnikach sporu winni oni 
wspölnie, podaé wniosek najpôzniej na pierwszym 
terminie, na ktörym po wejsciu w Zycie niniej- 
szego ukladu odbedzie sie rozprawa merytoryezna. 
W instancji odwolawezej mozna az do chwili za- 
konezenia ustnej rozprawy, na ktörej zapada wyrok. 
podaé taki wniosek ewentualnie na wypadek zwrö— 
cenia sprawy do ponownego rozpoznania w po- 
przedniej instangji. 

(3) Uchwala zarzadzajaca przekazanie sprawy, 
nie ulega zaskarzeniu. Z chwila ogloszenia lub 
doreezenia tej uchwaly sprawa bedzie zawisla w 
sadzie w uchwale wskazanym. Uchwala jest dla 
tego sadu obowiazujaca. 

(4) Koszty wynikle w postepowaniu przed sadem 
przekazujacym nalezy. uwazaé za ezesé kosztöw 
powstalych przed sadem wskazanym w uchwale. 
Do rozprawy i orzeczenia w przedmiocie przekaza- 
nia stosowac nalezy przepisy ustepöw 1 i 3 8 47. 
niemieckiej ustawy o kosztach sadowych. 


$ 6. 

(1) O ile sprawy sporne z okregow Sadow Kra- 
jowych wymienionych W S 1, sa zawisle w 
Wyiszym Sadzie Krajowym — Sadzie Apelacyj- 
nym — lub w Sadzie Rzeszy — Sadzie Najwy2- 
szym —, nalezy stosowad odpowiednio posta- 
nowienia $$ 1 do 5. 

(2) Sprawy zwraca sie do ponownego rozpoznania 
sadom, ktöre sa miarodajne przy zastosowaniu 
postanowien $$ 1 do 5. Do wniosköw ewentual- 
nych nalezy stosowaé przepis zdania 2. ustepu 285. 


§ 7. 

(1) W razie zaskarzenia za pomoca Srodköw 
prawnych wyrokôw wydanych przed wejéciem w 
iycie niniejszego ukladu w sprawach spornych, 
wymienionych w $ 1, wlasciwym bedzie do roz- 


N 
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und Entſcheidung über das Rechtsmittel dasjenige 
Gericht zuſtändig, zu deſſen Bezirk zur Zeit des In⸗ 
krafttretens dieſes Vertrages der Sitz des Gerichts 
gehört, deſſen Urteil angefochten wird. Die Ye- 
ſtimmungen der $$ 2 bis 6 finden entſprechende An— 
wendung. 

(2) Wird ein Urteil, das bei Inkrafttreten dieſes 
Vertrages bereits rechtskräftig und in einem Rechts⸗ 
ſtreit ergangen ift, der in einem der Landgerichts⸗ 
bezirke Beuthen, Gleiwitz, Oppeln oder Ratibor an⸗ 
hängig war, nach Inkrafttreten dieſes Vertrages im 
Wege der Wiederaufnahme angefochten, ſo iſt zur 
Verhandlung und Entſcheidung für den Bereich ſeines 
Staates dasjenige Gericht zuſtändig, zu deſſen Be- 
zirke zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrages 
der Sitz des Gerichtes gehört, deſſen Urteil an- 
gefochten wird. Für den Bereich des anderen Staa— 
tes iſt das Gericht zuſtändig, bei dem der Beklagte 
des Wiederaufnahmeverfahrens ſeinen allgemeinen 
Gerichtsſtand hat, in Ermangelung eines ſolchen das 
Gericht, bei dem in Gemäßheit des § 23 der Zivil⸗ 
prozeßordnung gegen ihn Klage erhoben werden kann. 


8 8. 

In dem Verfahren über die Abgabe eines Rechts⸗ 
ſtreites ſowie bei Einlegung eines Rechtsmittels 
können die Parteien ſich durch jeden bei einem deut⸗ 
ſchen Gericht oder bei einem polniſchen Gericht des 
oberſchleſiſchen Abtretungsgebietes zugelaſſenen Rechts⸗ 
anwalt als Bevollmächtigten vertreten laſſen. 


& 9. 

Iſt bei einem Rechtsſtreit der im § 1 bezeichneten 
Art, der in höherer Inſtanz zur Zeit des Überganges 
der Rechtspflege anhängig iſt, das bisherige Prozeß⸗ 
gericht erſter Inſtanz fortgefallen, ſo beſtimmt das 
höhere Gericht, ſofern weder die Abgabe des Verfah⸗ 
rens noch eine Zurückverweiſung erfolgt, für das 
weitere Verfahren an Stelle des bisherigen Prozeß⸗ 
gerichtes erſter Inſtanz ein inländiſches Gericht 
gleicher Ordnung. 


8 10. 

Mahnſachen, auf welche die im § 1 bezeichneten 
Vorausſetzungen zutreffen, werden von dem Gerichte 
fortgeführt, bei welchem der Zahlungsbefehl bean⸗ 
tragt iſt. Wird Widerſpruch oder Einſpruch erhoben, 
ſo gelten die Beſtimmungen über anhängige Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten. Gehört der Anſpruch zur Zuſtändigkeit 
der Landgerichte — Bezirksgerichte — jo gelten die 
Beſtimmungen der SS 7 und 8 entſprechend für den 
Fall, daß der Rechtsſtreit nach dem Inkrafttreten 
dieſes Vertrages bei dem Landgerichte — Bezirks⸗ 
gerichte — anhängig wird. 


$ 11. 

() Für Aufgebotsſachen, auf welche die im $ 1 be⸗ 
zeichneten Vorausſetzungen zutreffen, gelten die Be- 
ſtimmungen über anhängige Rechtsſtreitigkeiten ent⸗ 
ſprechend. Für die nach Inkrafttreten dieſes Vertrages 
anhängig werdenden Anfechtungsklagen gelten die 
Beſtimmungen der $$S 7 und 8 entſprechend. 

(2) In einem Aufgebotsverfahren zum Zwecke der 
Todeserklärung einer Perſon, die, wenn ſie noch 
lebte, zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrages die 
deutſche Reichsangehörigkeit beſitzen würde, wird das 


prawy i rozstrzygniecia o srodku prawnym sad. 
w ktörego okregu w chwili wejscia w zäycie 
niniejszego ukladu lezy siedziba sadu, ktörego 
wyrok jest zaskarzony. Postanowienia $$ 2 do 6 
nalezy w odpowiedni sposob stosowaé. 


(2) Jezeli wyrok prawomocny w chwili wejscia 
w Zyeie niniejszego ukladu a zapadly w sprawie 
spornej zawislej w okregach jednego ze Sadöw 
Krajowych w Bytomiu, Gliwicach, Opolu lub 
Raciborzu, zostanie zaskarzony w drodze wzno- 
wienia postepowania po wejsciu w Zycie nieniej- 
szego ukladu, to do rozprawy i rozstrzygniecia 
w obrebie swego pañstwa jest wlasciwym sad, 
w ktörego okregu w chwili wejscia W zZycie 
niniejszego ukladu lezy siedziba sadu, ktörego 
wyrok jest zaskarZony. W obrebie panstwa 
drugiego jest wlasciwym sad, w okregu ktörego 
pozwany w pöstepowaniu o wznowienie ma swoja 
powszechna wlasciwosé, a w braku tejze sad. 
przed ktorym moe byé przeciwko niemu wnie- 
siona skarga stosownie do postanowien $ 23. 
niemieckiej ustawy o postepowaniu w eywilnych 
sprawach spornych. 

$ 8. 


W postepowaniu o przekazanie sporu oraz pray 
wnoszeniu srodka prawnego strony moge udzielié 
55 do swego zastepstwa adwokatom, 

opuszezonym do wystepowania przed sadami 
niemieckimi lub przed sadami polskimi polozonymi 
na odstapionym görnoslaskim obszarze. 

$ 9. 

Jezeli dla sporu wymienionego w $ 1, a zawi- 
slego w chwili przejseia wymiaru sprawiedliwosei 
w wyäszej instaneji, dotychezasowy sad procesowy 
pierwszej instancji ulegl zwinieciu, natenczas sad 
wyäszej instancji, w miejsce dotychezasowego sadu 
procesowego pierwsze] instancji wyznacza dla 
dalszego postepowania röwnorzedny sad krajowy, 
o ile nie nastapi przekazanie postepowania lub 
zwröcenie sprawy do ponownego rozpoznania. 


$ 10. 


Sprawy upominaweze, do ktörych odnosza sie 
warunki $ 1, prowadzi dalej sad, w ktörym wnie- 
siono o wydanie nakazu zaplaty. W razie wnie- 
sienia opozycji lub sprzeciwu nalezy stosowad 
przepisy o zawislych sprawach spornych. Jezeli 
roszezenie nalezy do wlasciwosci Sadöw Krajo- 
wych — Sadöw Okregowych — nalezy stosowaé 
w odpowiedni sposöb przepisy Ss 7 i 8 wöwezas, 
gdy spôr zawisnie w Sadzie Krajowym — Sadzie 
Okregowym — po wejseiu W Zycie niniejszego 
ukladu. ; 


$ 11. 

(1) Do spraw wywolawezych, do ktörych od- 
nosza sie warunki $ 1, nalezy odpowiednio stoso- 
Wa przepisy o zawiskych sprawach spornych. Do 
skarg zaczepiajacych ezynnosci prawne, zawislych 
po wejsciu w Zycie niniejszego ukladu, nalezy 
stosowaé w odpowiedni sposöb przepisy $$ 7 i 8. 

(2) Dalsze postepowanie wywolaweze celem u- 
znania osoby za zmarla, ktöra, gdyby jeszeze zyla, 
posiadalaby w chwili wejscia w Zycie niniejszego 
ukladu obywatelstwo niemieckie, prowadzi Sad 
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Verfahren von dem Amtsgericht Beuthen fortgeführt, 
falls das Gericht, bei dem es anhängig iſt, ſeinen Sitz 
in dem an Polen fallenden Teile des oberſchleſiſchen 
Abſtimmungsgebietes hat. Würde dieſe Perſon die 
polniſche Staatsangehörigkeit beſitzen, ſo wird das 
Verfahren von dem Kreisgericht Kattowitz fortge⸗ 
führt, falls das Gericht, bei dem es anhängig iſt, 
ſeinen Sitz in dem bei dem Deutſchen Reiche verblei⸗ 
benden Teile des oberſchleſiſchen Abſtimmungsge⸗ 
bietes hat. a à 

(3) Das Kreisgericht Kattowitz ſowie alle polniſchen 
Gerichte ſind befugt, in Aufgebotsſachen zum Zwecke 
der Todeserklärung die im § 22 der deutſchen Ver⸗ 
ordnung von 9. Auguſt 1917 — Reichsgeſetzblatt Seite 
704 — vorgeſehene Auskunft von dem Zentralnach⸗ 
weiſeamt für Kriegerverluſte und Kriegergräber (All⸗ 
gemeine Verfügung des Preußiſchen Juſtizminiſteri⸗ 
ums vom 23. Februar 1920 — Preußiſches Juſtiz⸗ 
miniſterialblatt Seite 80 —) unmittelbar einzuholen. 


(J) Die polniſchen Gerichte ſind verpflichtet, die 
nach Ziffer 4 der Allgemeinen Verfügung des Preu⸗ 
ßiſchen Juſtizminiſters vom 20. Auguſt 1917 (Preu⸗ 
ßiſches Juſtizminiſterialblatt Seite 291) erforder: 
lichen Mitteilungen dem Zentralnachweiſeamt für 
Kriegerverluſte und Kriegergräber beim Reichs⸗ 
miniſterium des Innern unmittelbar zu überſenden. 


812 
Konkursverfahren, auf welche die im § 1 bezeich⸗ 
neten Vorausſetzungen ſinngemäß zutreffen, werden 
von dem Gerichte, bei dem ſie anhängig ſind, oder, 
falls dieſes Gericht fortgefallen iſt, von demjenigen 
deutſchen oder polniſchen Gerichte fortgeführt, zu 
deſſen Bezirk der Amtsſitz des bisherigen Konkurs⸗ 
gerichtes gehört. Würde, falls der Eroͤffnungsantrag 
zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrages geſtellt 
worden wäre, nur ein Gericht des anderen Staates 
zuſtändig ſein, ſo iſt das Verfahren an dieſes Gericht 
abzugeben. 
8 13. 


(1) Zwangsvollſtreckungen, auf welche die im $ 1 
bezeichneten Vorausſetzungen ſinngemäß zutreffen, 
werden von dem Gerichte, in deſſen Bezirke das Ver⸗ 
fahren betrieben wird, oder, falls dieſes Gericht fort⸗ 
gefallen iſt, von demjenigen deutſchen oder polni⸗ 
ſchen Gerichte gleicher Ordnung fortgeführt, zu deſſen 
Bezirk der Amtsſitz des bisherigen Vollſtreckungs⸗ 
gerichtes gehört. Würde, falls die Zwangsvollſtreckung 
zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Vertrages begonnen 
hätte, ein Gericht des anderen Staates zuſtändig ſein, 
ſo iſt das Verfahren an dieſes Gericht abzugeben. 

(2) Auf das Verfahren bei Anträgen, Einwen⸗ 
dungen und Erinnerungen gemäß $ 766 der Zivil⸗ 

rozeßordnung finden die Beſtimmungen des Abſ. 1 
— — des $ 5 Abſ. 1, 3, 4 und des $ 8 ſinngemäß 
Anwendung. ; n 

(8) Werden nach Inkrafttreten dieſes Vertrages 
Prozeßhandlungen in der Zwangsvollſtreckung vor⸗ 
genommen, die bei dem Prozeßgericht vorzunehmen 
ſind, ſo iſt für ſie dasjenige Gericht zuſtändig, zu 
deſſen Bezirk zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Vertrages der Sitz des bisherigen Prozeßgerichts 
gehört. Die Beſtimmungen der SS 2 bis 6 und 8 
finden ſinngemäß Anwendung. 


Powiatowy w Bytomiu, jezeli sad, w ktörym 
postepowanie zawislo, ma swa siedzibe na przy- 
padlej Polsce czesci görnoslaskiego obszaru ple 
biscytowego. Jezeliby osoba ta posiadala obywatel- 
stwo po!skie, dalsze postepowanie prowadzi Sad 
Powiatowy w Katowicach, jezeli sad, w ktörym 
postepowanie zawislo, ma swa siedzibe na pozo- 
stalej przy Pañstwie Niemieckiem ezesci görnosla- 
skiego obszaru plebiseytowego. 


(3) W sprawach wywolawezych celem uznania 
osoby za zmarla tak Sad Powiatowy w Katowicach, 


jak röwniez wszystkie polskie sady sa uprawnione 


do bezposredniego zasiegania, od Centralnego 
Biura Wywiadowezego dla strat osöb wojskowych 
i groböw poleglych (Ogôlne zarzadzenie pruskiego 
Ministra Sprawiedliwosei z dnia 23 lutego 1920 
Dz. Urzed. pruskiego Ministerstwa Sprawiedliwosei 
str. 80) wywiadu, przewidzianego w 22. nie- 
mieckiego rozporzadzenia z dnia 9 sierpnia 1917 
— Dziennik Ustaw Rzeszy str. 704. 

(4) Polskie sady sa obowiazane wiadomosei 
okreslone pod liczba 4 Ogölnego Zarzadzenia 
pruskiego Ministra Sprawiedliwosci z dnia 20 
sierpnia 1917 (Dz. Urzed. pruskiego Ministerstwa 
Sprawiedliwosei str. 291) przesylaé bezposrednio 
do Centralnego Biura Wywiadowezego dla strat 
osöb wojskowych i groböw poleglych przy 
Ministerstwie Spraw Wewnetrznych Rzeszy. 


$ 12. 

Postepowania upadloseiowe, do ktörych odpo- 
wiednio odnosza sie warunki $ 1, prowadzi dalej 
sad, w ktörym one zawisly, albo w razie, gdy 
sad ten ent zwinieciu, ten niemiecki lub polski 
sad, w ktörego okregu lezy dotychezasowa siedziba 
sadu upadlosciowego. O ile jedynie sad drugiego 
panstwa bylby WERE, gdyby w chwili wejscia 
w Zycie niniejszego adu podano wniosek o 
otwarcie postepowania upadlosciowego, natenezas 
nalezy przekazaé postepowanie owemu sadowi. 


$ 13. 
(1) Przymusowe wykonania, do ktörych odpo- 


wiednio odnosza sie warunki wymienione w $ 1, : 


prowadzi dalej sad, w ktörego okregu postepowanie 
sie toczy, albo w razie, gdy sad ten ulegl zwinieciu, 
ten röwnorzedny niemiecki lub polski sad, w 
ktörego okregu lezy siedziba urzedowa dötych- 
czasowego sadu wykonawezego. Jezeliby dla 
przymusowego wykonywania rozpoczetego w chwili 
wejscia w Zycie niniejszego ukladu byl wlaseiwy 
sad drugiego panstwa, wöwezas nalezy przekazad 
postepowanie owemu sadowi. 

(2) Do postepowania w razie wniosköw, zazalen 
i przypomnien na podstawie $ 766. niemieckiej 
ustawy o postepowaniu w cywilnych sprawach 
spornych, maja odpowiednie zastosowanie postano- 
wienia ust. 1 Jak i tez ustepow 1,3,4 $ 5 oraz $ 8. 

(3) Jezeli po wejsciu w Zycie niniejszego ukladu 
beda wykonane w przymusowem wykonaniu czyn- 
nosci procesowe, ktöre nalezy wykonaé w sadzie 
procesowym, natenczas jest dla nich wlaseiwym 
ten sad, do ktörego okregu nalezy dotychezaso 
sad procesowy w chwili wejécia w zyeie niniej- 
szego ukladu. Postanowienia SS 2 do 6 i 8 maja 


vdpowiednie zastosowanie. 


De 
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$ 14. 

(1) Arreſtverfahren, auf welche die im § 1 be- 
zeichneten Vorausſetzungen ſinngemäß zutreffen, 
werden von dem Gerichte, bei dem ſie anhängig ſind, 
oder falls dieſes Gericht fortgefallen iſt, von dem: 
jenigen deutſchen oder polniſchen Gerichte fortge— 
führt, zu deſſen Bezirk der Amtsſitz des bisherigen 
Arreſtgerichtes gehört. Iſt der Arreſt nicht bei dem 
Gerichte der Hauptſache beantragt und würde, falls 
der Arreſtantrag zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Vertrages geſtellt worden wäre, die gleiche Zuſtän⸗ 
digkeit nur bei einem Gericht des anderen Staates 
gegeben ſein, ſo iſt das Verfahren an dieſes Gericht 
abzugeben. 

(2) Iſt das Arreftverfahren bei dem Gericht der 
Hauptſache anhängig gemacht worden und wird nach 
den Grundſätzen dieſes Vertrags die Hauptſache an 
ein Gericht des anderen Staates abgegeben, ſo iſt 
auch das Arreſtverfahren an das entſprechende Ge⸗ 
richt des anderen Staates abzugeben. 

(8) Die Beſtimmungen des § 5 Abſ. 1, 3 und 4, 
des § 6 und des § 8 finden ſinngemäß Anwendung. 


8 15. 

Auf das Verfahren bei einſtweiligen Verfügungen 
finden die Beſtimmungen des $ 14 entſprechende 
Anwendung. s | 

16. 


Auf die Erledigung von Beſchwerden finden, fo- 
weit in dieſem Vertrage nichts Abweichendes be- 
ſtimmt iſt, die SS 1 bis 9 entſprechende Anwendung. 


STE 

(1) Urteile, die in einer unter 8 1 oder 8 6 dieſes 
Artikels fallenden Sache vor oder nach Inkrafttreten 
dieſes Vertrags ergangen ſind oder ergehen und 
nach dieſem Zeitpunkt Rechtskraft erlangen, werden 
im Deutſchen Reiche und in Polen als rechtskräftig 
anerkannt und in der gleichen Weiſe wie inländiſche 
Urteile vollſtreckt, ohne daß die beſonderen Vor— 
ſchriften über die Anerkennung und Vollſtreckung 
ausländiſcher Urteile zur Anwendung kommen, es 
ſei denn, daß ſie im Gerichtsſtand des Vermögens 
(§ 23 der deutſchen Zivilprozeßordnung) ergangen 
ind. Die Vollſtreckungsklauſes erteilt der Gerichts- 
ſchreiber desjenigen Gerichts, das die Urſchrift des 
Schuldtitels zu verwahren hat. Entſprechendes gilt 
für den Notar. Die Vollſtreckungsklauſel lautet: 
»Vorſtehende Ausfertigung wird dem uſw. (Bezeich⸗ 
nung der Partei) zum Zwecke der Zwangsvollſtrek— 
kung im Deutſchen Reiche und im Polniſchen Staate 
erteilt.« War die Vollſtreckungsklauſel bereits er- 
teilt, ſo erhält ſie den Zuſatz: »Es wird beſcheinigt, 
daß die Zwangsvollſtreckung auch im Polniſchen 
Staate (Deutſchen Reiche) zuläſſig ift.« Für Ur⸗ 
teile, welche im Gerichtsſtand des Vermögens er⸗ 
gangen ſind, darf die Vollſtreckungsklauſel in dieſer 
beſonderen Form nicht erteilt werden. Wird be- 
hauptet, daß eine ſolche Vollſtreckungsklauſel oder 
ein folder Ergänzungsvermerk nach den Beftimmun- 
gen dieſes Abkommens nicht hätte erteilt werden 
dürfen, ſo kann der Schuldner, falls die Vollſtreckung 
in dem anderen Staate ſtattfindet, Einwendungen 
gegen die Zuläſſigkeit der Vollſtreckungsklauſel oder 
des Ergänzungsvermerks auch bei dem Vollſtreckungs⸗ 
gericht erheben. 


§ 14. 

(1) Postepowania w sprawych aresztowych, do 
ktörych odpowiednio odnosza sie warunki wymie- 
nione w$ 1, prowadzi dalej sad, w ktörym zawisly, 
albo w razie gdy sad ten ulegl zwinieciu, ten 
niemiecki lub polski sad, w ktörego okregu lezy 
siedziba urzedowa dotychezasowego sadu areszto- 
wego. Jezeli nie zadano aresztu w sadzie sprawy 
glöwnej, a w razie podania wniosku o areszt 
w chwili wejscia w Zycie niniejszego ukladu, röwnie 
wlasciwym bylby tylko sad drugiego parñstwa. 
natenczas nalezy przekazaé postepowanie owemu 
sadowi. 


(2) Jezeli postepowanie w sprawie aresztowej 
zawislo przed sadem sprawy glöwnej, a wedle 
zasad niniejszego ukladu przekazano sprawe glöwna 
sadowi drugiego pañstwa, nalezy takze przekaza« 
postepowanie w prawie aresztowej odpowiedniemu 
sadowi drugiego panstwa. 

(3) Postanowienia ustepow 1, 3, i 4 8 5 oraz 
$6i $8 maja odpowiednie zastosowanie. 


$ 15. 

Do postepowania w razie tymezasowych za- 
rzadzen, maja postanowienia $ 14 odpowiednie 
zastosowanie. 

§ 16. 

Przy zalatwianiu zazalen maja postanowienia 
SS 1 do 9 odpowiednie zastosowanie, o ile 
w niniejszym ukladzie odmiennie nie postanowiono. 


§ 17. 

(1) Wyroki, ktöre w sprawie objetej $ 1 alb 
$ 6 tego artykulu, wydano lub tez wyda sie przed 
lub po wejsciu w Zycie niniejszego ukladu, i ktöre 
uzyskaja prawomocnosé po tym czasie, uznaje sie 
za prawomocne w Panstwie Niemieckiem i w Polsce 
i wykonuje sie w ten sam sposöb jak wyroki 
krajowe, nie stosujac szezegölnych  przepisow 
o uznaniu i wykonaniu wyroköw zagranicznych, 
z wyjatkiem, gdy je wydano na podstawie wlasei- 
wosci wedlug miejsca majatku ($ 23 niemieckiej 
ustawy o postepowaniu w cywilnych sprawach 
spornyeh). Klauzuli wykonalnosci udziela sekretarz 
tego sadu, doktörego nalezy przechowanie pierwopi- 
su tytulu dluznego. Postanowienie to odnosi sie od- 
powiednio do notarjusza. Klauzula wykonalnosei 
brzmi: » Powy2szy wypis udziela sie i. t. d. (wymie- 
nienie strony) celem przymusowego wykonania 
w Parstwie Niemieckiem i w Pañstwie Polskiem.s 
Jezeli qus udzielono klauzuli wykonalnosei, otrzy- 
mujeona dodatek: » Poswiadeza sie, ze wykonanie 
przymusowe dozwolone jest takze w Paustwie 
Niemieckiem (Panstwie Polskiem)s. Nie wolno 
udzielié klauzuli wykonalnosci wedle tej szezegölnej 
formy, wyrokom wydanym na podstawie wlasei- 
wosci wedlug miejsca majatku. W razie twier- 
dzenia, Ze wedle postanowien niniejszego ukladu 
nie bylo wolno udzielié takiej klauzuli wykonal- 
nosci lub takiego dodatku uzupelniajacego, moze 
dluznik, gdy wykonanie odbywa sie w drugiem 
pañstwie, podniesé, zarzuty przeciwko dopuszezal- 
nosei klauzuli wykonalnosei lub dodatku uzupel- 
niajacego takze przed sadem egzekucyjnym. 
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(2) Die Beſtimmungen des Abſ. 1 finden auf 
andere nicht nur vorläufig vollſtreckbare Titel, die in 
Angelegenheiten der in den 88 1, 6 und 10 bis 16 
dieſes Artikels und in dem Artikel 3 82 dieſes Ver⸗ 
trages bezeichneten Art vor oder nach Inkrafttreten 
dieſes Vertrages entſtanden ſind oder entſtehen, ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

(3) Die Beſtimmungen des Abſ. 1 und des Ab. 2 
finden auf vollſtreckbare Titel keine Anwendung, die 
ſich gegen das Deutſche Reich, ein deutſches Land, 
den Polniſchen Staat oder eine deutſche oder polniſche 
juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechtes richten. 


8 18. 

(1) Soweit gemäß $ 17 dieſes Artikels ein 
deutſcher Vollſtreckungstitel in Polen anerkannt wird, 
iſt für die Entſcheidung über Einwendungen, die den 
zu vollſtreckenden Anſpruch ſelbſt betreffen, für den 
Bereich des Polniſchen Staates ein polniſches Gericht 
zuſtändig; das zuſtändige Gericht und das Verfahren 
werden durch Anordnung der polniſchen Juſtizver⸗ 
waltung beſtimmt. 

(2) Soweit gemäß $ 17 dieſes Artikels ein 
polniſcher Vollſtreckungstitel im Deutſchen Reiche an⸗ 
erkannt wird, iſt für die Entſcheidung über Einwen⸗ 
dungen, die den zu vollſtreckenden Anſpruch ſelbſt 
betreffen, für den Bereich des Deutſchen Reiches das 
deutſche Gericht zuſtändig, bei dem der Schuldner 
ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand im Sinne der 
deutſchen Zivilprozeßordnung hat, in Ermangelung 
eines ſolchen das Gericht, bei dem in Gemäßheit des 
823 der deutſchen Zivilprozeßordnung gegen ihn 
Klage erhoben werden kann. 


8 19. 

In allen aus den 88 1 bis 18 ſich ergebenden An⸗ 
gelegenheiten haben die deutſchen und die polniſchen 
Gerichte einander unmittelbare Rechtshilfe in 
weiteſtem Umfange zu leiſten. In Anſehung des 
Armenrechts, der Sicherheitsleiſtung wegen der 
Prozeßkoſten und der Vorſchußpflicht werden 
Deutſche von polniſchen Gerichten, Polen von deut⸗ 
ſchen Gerichten ebenſo wie Inländer behandelt. 


Artikel 2. 
Strafſachen. 


RE 
Strafverfahren, die zur Zeit des Übergangs der 
Rechtspflege in den Landgerichtsbezirken Beuthen, 
Gleiwitz, Oppeln und Ratibor gerichtlich anhängig 
waren und zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Ver⸗ 
trages noch nicht rechtskräftig erledigt ſind, werden 
von dem Gerichte, bei dem das Verfahren anhängig 
iſt, fortgeführt oder, falls dieſes Gericht fortgefallen 
iſt, von demjenigen deutſchen oder polniſchen Gericht 
gleicher Ordnung übernommen, zu deſſen Bezirk der 
Amtsſitz des bisher mit dem Verfahren befaßten 

Gerichts gehört. 9 2 


(1) Würde nach $ 1 ein Strafverfahren gegen einen 
Deutſchen, der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Vertrages ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines 
ſolchen ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt im Deutſchen 


(2) Postanowienia ustepu 1 maja odpowiednie 
zastosowanie do innych nie tylko tymezasowo 
wykonalnych tytulöw, ktöre powstaly lub ktöre 
powstaja przed lub po wejseiu w Zycie niniej- 
szego ukladu w sprawach, nalezacych do rodzaju 
spraw okreslonych w $$ 1, 6 oraz 10 do 16 tego 
artykulu i w $ 2 artykulu 3 niniejszego ukladu. 

(3) Postanowienia ustepu 1 i ustepu 2 nie maja 
zastosowania do tytulow wykonalnych, skiero- 
wanych przeciwko Panstwu lub Krajowi Nie- 
mieckiemu, Panstwu Polskiemu, oraz przeeiwko 
niemieckiej lub polskiej osobie prawnej prawa 
publieznego. 

§ 18. 

(1) O ile wedle $ 17 niniejszego artykulu uznaje 
sie W Panstwie Polskiem niemiecki tytul wyko- 
nalny, na obszarze Panstwa Polskiego sad polski 
wlasciwym jest do rozstrzygniecia zarzutöw do- 
tyezacych samego roszezenia bedacego przedmiotem 
wykonania; zarzadzeniem polskiego zarzadu WV 
miaru sprawiedliwosei oznaczy sie wlasciwy sad 
oraz sposöb postepowania. 

(2) O ile wedle $ 17 niniejszego artykulu uznaje 
sie W Panstwie Niemieckiem polski tytul wyko- 
nalny, na obszarze Panstwa Niemieckiego wla- 
Sciwym jest do rozstrzygniecia zarzutöw u 
cych samego roszezenia bedacego przedmiotem 
wykonania sad niemiecki, przed ktörym w mysl 
przepisöow niemieckiej ustawy o postepowaniu 
w cywilnych sprawach spornych dluznik posiada 
swoja powszechna wlasciwosd, a w braku tejze, 
sad, przed ktörym moze byé przeciwko niemu 
wniesiona skarga wedle $ 23 niemieckiej ustawy 
o postepowaniu w cywilnych sprawach spornych. 


$ 19. 

We wszystkich sprawach wynikajacych z & 1 
do 18 sady niemieckie i polskie maja sobie nawzajem 
udzielaé bezposredniej pomocy prawnej w jak 
najszerszym zakresie. Co do prawa ubogich. 
dania zabezpieczenia dla kosztöw procesowych i 
obowiazku skladania zaliezek, beda sady niemieckie 
obywateli polskich a sady polskie obywateli nie- 
mieckich, traktowaly na röwni z wlasnymi oby- 
watelami. 


Artykut 2. 


Sprawy karne. 


$ 1. 

Postepowania karne, Zawisle w chwili przejseia 
wymiaru sprawiedliwosei w okregach Sadow 
Krajowych w Bytomiu, Gliwicach, Opolu i 
Raciborzu, a przed wejsciem w Zycie niniejszego 
ukladu prawomocnie jeszeze niezalatwione, prowadzi 
dalej sad, w ktörym postepowanie zawislo, albo 
w razie gdy sad ten ulegl zwinieciu, przejmie 
je ten röwnorzedny niemiecki lub polski ‘sad, 
w ktörego okregu lezy siedziba urzedowa sadu, 
prowadzacego dotychezas postepowanie, 


$ 2. 

(1) Gdyby * mysl $ 1 sad polski mial przejaé 
postepowanie karne przeciw obywatelowi nie- 
mieckiemu, ktöry W chwili wejscia W zycie 
niniejszego ukladu w obrebie Pañstwa Niemicekiego 
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Reiche hat, von einem polnischen Gericht zu über⸗ 
nehmen ſein, ſo geht auf Verlangen des Angeklagten 
das Verfahren auf ein deutſches Gericht über, ſofern 
die unter Anklage ſtehende Tat nach den deutſchen 
Strafgeſetzen verfolgt werden kann. 


(2) Würde nach § 1 ein Strafverfahren gegen einen 
Polen, der zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Ver⸗ 
trages ſeinen Wohnſitz oder in Ermangelung eines 
ſolchen ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt in Polen hat, 
von einem deutſchen Gericht fortzuführen ſein, ſo geht 
auf Verlangen des Angeklagten das Verfahren auf ein 
polniſches Gericht über, ſofern die unter Anklage 
ſtehende Tat nach den polniſchen Strafgeſetzen ver⸗ 
folgt werden kann. 


(3) Richtet ſich ein Strafverfahren ſowohl gegen 
Deutſche wie gegen Polen, ſo iſt unter den obigen 
5 das Verfahren entſprechend zu 
teilen. 


(4) Der Angeklagte muß das Verlangen bis zum 
Beginn der erſten Hauptverhandlung ſtellen; er iſt 
möglichſt frühzeitig hierauf hinzuweiſen. Das Ge- 
richt, auf welches das Verfahren übergeht, wird von 
der preußiſchen oder polniſchen Juſtizverwaltung 
beſtimmt. 


§ 3. 

(1) Soweit Strafverfahren aus den im 81 be⸗ 
zeichneten Landgerichtsbezirken zur Zeit des Über⸗ 
gangs der Rechtspflege infolge Einlegung der Revi⸗ 
ſion bei einem Oberlandesgericht — Appellations⸗ 
gericht — oder dem Reichsgericht — Oberſten Ge— 
richt — anhängig waren und zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens dieſes Vertrages noch nicht rechtskräftig er— 
ledigt find, findet die Beſtimmung des 81 ent- 
ſprechende Anwendung. Das gleiche gilt für die 
Erledigung von Beſchwerden. 


(2) Zurückverweiſungen von Strafverfahren er⸗ 
folgen an die ſich aus der Anwendung der SS 1 und 2 
ergebenden Gerichte. Im Falle des $2 muß der 
Übergang des Verfahrens verlangt werden bis zum 
Beginn der erſten Hauptverhandlung vor dem Ge- 
richt, an das die Sache zurückverwieſen iſt; der Hin⸗ 
weis ſoll bereits von dem Reviſionsgericht gegeben 
werden, damit die Sache gegebenenfalls unmittelbar 
an das Gericht des anderen Staates zurückverwieſen 
werden kann. 


8 4. 

(1) Werden in Strafverfahren der im $ 1 bezeich⸗ 
neten Art Urteile, die vor dem Inkrafttreten dieſes 
Vertrages ergangen ſind, erſt nach dieſem Zeitpunkt 
durch Rechtsmittel angefochten, jo entſcheidet das- 
jenige Gericht, das nach dem Inkrafttreten dieſes 
Vertrages dem Gericht, deſſen Urteil angefochten iſt, 
oder dem gemäß $ 1 an ſeine Stelle getretenen Ge— 
richt im Rechtszug übergeordnet iſt. Die Beſtim⸗ 
mungen des § 2 finden entſprechende Anwendung. 


(2) Wird nach dem Inkrafttreten dieſes Ver⸗ 


trages die Wiederaufnahme eines Verfahrens be— 
antragt, in dem das letzte Urteil vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Vertrages ergangen iſt, ſo finden die 
res der $S$S 1 und 2 entſprechende Anwen⸗ 
ung. 
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ma swe zamieszkanie albo w braku tego swe 
zwykle miejsce pobytu, wöwezas na zadanie 
oskarzonego postepowanie przechodzi na sad 
niemiecki, o ile czyn bedacy przedmiotem oskar- 
zenia moZe byd Scigany wedle niemieckich ustaw 
karnych. 

(2) Gdyby w mysl $1, sad niemiecki mial 
prowadzié dalej postepowanie karne przeciw 
obywatelowi polskiemu, ktöry w chwili wejscia 
w Zycie niniejszego ukladu ma w obrebie Paustwa 
Polskiego swe zamieszkanie, albo w braku tegoz, 
swe zwykle miejsce pobytu, wöwezas na zadanie 
oskarzonego postepowanie przechodzi na sad 
polski, o ile ezyn bedacy przemiotem oskarzenia 
moie byé Scigany wedle polskich ustaw karnych. 


(3) Jezeli postepowanie karne skierowane jest 
tak przeciwko obywatelom niemieckim jak i oby- 
watelom polskim, nalezy je pod powyäszymi 
warunkami w odpowiedni sposob rozdzielic. 

(4) Oskarzony winien jest podniesé powyäsze 
zadanie przed rozpoczeciem pierwszej rozprawy 
glöwnej, o czem nalezy go jaknajwezesniej ae 
Pruski lub polski zarzad wymiaru sprawiedli- 
wosei oznaczy sad, na ktöry postepowanie prze- 
chodzi. 


83. 

(1) O ile postepowania karne z okregow Sadow 
Krajowych, wymienionych w $ 1, w chwili przej- 
Scia wymiaru sprawiedliwosei z Bauen wnie- 
sienia rewizjizawisly w W yZszym Sadzie Krajowym 
— Sadzie Apelacyjnym — lub w Sadzie Rzeszy — 
Sadzie Najwyzzym — i w chwili wejscia 
w Zycie niniejszego ukladu nie byly jeszeze prawo- 
mocnie zalatwione, nalezy stosowad odpowiednio 
postanowienia $ 1. To samo odnosi sie do zalat- 
wiania zazalen. 


(2) Do ponownego rozpoznania nale2y przekazac 
sprawy karne sadowi, ktörego wlasciwosc wynika 
z postanowien $$ 1 i 2. W wypadku $ 2 zadanie 
przekazania postepowanie winno byé wniesione 
przed rozpoczeciem pierwszej rozprawy glöwnej 
w sadzie, ktöremu sprawe do ponownego rozpo- 
znania przekazano; pouczenia w tym kierunku 
powinien udzielié juz sad rewizyjny, aby w danym 
razie mozna sprawe przekazaé bezposrednio sadowi 
drugiego pañstwa. 


84. 

(1) Jezeli W postepowaniach karnych, okre- 
Slonych W $ 1, wyroki wydane przed dniem 
wejscia w Zycie nieniejszego ukladu, dopiero po 
tym dniu zaskarZono za pomoca srodköw prawnych, 
natenezas rozstrzyga ten sad, ktöry po wejsciu 
w Zycie niniejszego ukladu jest instancja wyZsza 
dla sadu, ktorego wyrok ulegk zaskarzeniu, albo 
dla sadu, ktöry wstapil w jego miejsce w mysl 
S 1. Postanowienia $ 2 nalezy stosowaé W od- 
powiedni sposöb. 

(2) Jezeli po wejsciu w Zyeie niniejszego ukladu 
zada sie wznowienia. postepowania, w ktörem 
ostatni wyrok zapadl przed wejsciem w Zycie 
uiniejszego ukladu, natenczas nalezy stosowaé 
odpowiednio postanowienia $$ 1 i 2. 
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85. 

Ermittelungsverfahren, die in den im 81 bezeich⸗ 
neten Landgerichtsbezirken zur Zeit des Übergangs 
der Rechtspflege ſchwebten und bei Inkrafttreten 
dieſes Vertrages noch ſchweben, werden, ſobald ſich 
herausſtellt, daß zur Aburteilung nur Gerichte des 
anderen Staates zuſtändig ſein werden, von der 
Staatsanwaltſchaft, bei der ſie anhängig ſind, der 
Staatsanwaltſchaft des anderen Staates übergeben. 
Das gleiche gilt für gerichtliche Vorunterſuchungen 
dieſer Art, ſobald ſich herausſtellt, daß zur Aburtei⸗ 
lung nur Gerichte des anderen Staates zuſtändig 
ſein würden, wenn die öffentliche Klage erſt nach 
dem Inkrafttreten dieſes Vertrages erhoben worden 
wäre. 

§ 6. 


Kann ein unter dieſen Vertrag fallendes Straf⸗ 
verfahren von den Behörden des hiernach zuſtän⸗ 
digen Staates deshalb nicht durchgeführt werden, 
weil der Beſchuldigte ſich in dem anderen Staate 
aufhält und Angehöriger dieſes Staates iſt, ſo hat 
auf Verlangen des zuſtändigen Staates der Aufent⸗ 
haltsſtaat die Strafverfolgung zu übernehmen, ſo⸗ 
fern die Straftat auch nach ſeinem Strafgeſetze ver⸗ 
folgt werden kann. Die Staatsanwaltſchaft oder das 
Gericht wird von der preußiſchen oder polniſchen 
Juſtizverwaltung beſtimmt. 


8 7. 

Soweit Strafurteile (Strafbefehle) aus den im 
$1 bezeichneten Landgerichtsbezirken zur Zeit des 
Übergangs der Rechtspflege bereits vollſtreckbar 
waren, oder ſoweit Strafurteile in den Fällen des 
83 Abſ. 1 nach dem Übergang infolge der Verwer⸗ 
fung der Reviſion vollſtreckbar geworden ſind, wird 
die Strafvollſtreckung von der Vollſtreckungsbehörde 
des Gerichts, deſſen Urteil zu vollſtrecken iſt, ein⸗ 
geleitet oder fortgeführt, oder, falls dieſes Gericht 
fortgefallen iſt, von der Vollſtreckungsbehörde des⸗ 
jenigen deutſchen oder polniſchen Gerichts über⸗ 
nommen, zu deſſen Bezirk der Amtsſitz des Gerichts 
gehört, deſſen Urteil zu vollſtrecken iſt. 


8 8. 

(1) Verurteilte, gegen welche zur Zeit der Über⸗ 
leitung der Rechtspflege mit der Vollſtreckung einer 
Freiheitsſtrafe aus einem vor dieſer Zeit rechtskräftig 
beendeten Strafverfahren begonnen iſt, können den 
Übergang der Strafvollſtreckung auf Vollſtreckungs⸗ 
behörden des Staates, deſſen Angehörige ſie ſind, 
verlangen, wenn es ſich um Freiheitsſtrafen handelt, 
die zur Zeit des Verlangens noch in einer Dauer 
von mindeſtens ſechs Wochen zu vollſtrecken ſind, 
und ferner die Straftat, wegen der die Vollſtreckung 
erfolgt, auch nach dem Strafgeſetz des die Voll⸗ 
— übernehmenden Staates verfolgt werden 
ann. 

(2) Der Übergang der Vollſtreckung muß binnen 
zwei Wochen nach dem Hinweis des Verurteilten 
auf dieſe Befugnis verlangt werden; der Hinweis 
ſoll möglichſt frühzeitig erfolgen. 

(3) Bezüglich Verurteilter der im Abſ. 1 bezeich⸗ 
neten Art kann auch der nach § 7 zur Vollſtreckung 
zuſtändige Staat den Übergang der Vollſtreckung 
verlangen, wenn es ſich um Freiheitsſtrafen handelt, 
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$ 5. 

Dochodzenia, ktöre w chwili przej$cia wymiaru 
sprawiedliwosei w okregach Sadöow Krajowych, 
wymienionych w $ 1, byly w toku i tocza sie 
jeszeze w chwili wejscia w Zycie niniejszego u- 
kladu, przekaze prokuratura, ktöra je prowadzi, 
prokuraturze drugiego pañstwa, skoro sie okaze, 
i do osadzenia sa wlasciwe jedynie sady drugiego 
panstwa. To samo odnosi sie do sadowych sledztw 
wstepnych tego samego rodzaju, skoro sie okaze, 
ze «lo osadzenia bylyby wlasciwe jedynie sady 
drugiego pañstwa, gdyby skarge publiczna wnie- 
siono dopiero po wejsciu w Zycie niniejszego u- 


kladu. 


$ 6. 

Jezeli postepowania karnego podpadajacego pod 
niniejszy uklad, wladze wlasciwego pañstwa nie 
moga przeprowadzic dlatego, poniewaz posadzony 
przebywa na obszarze drugiego panstwa i jest 
jego obywatelem, natenczas na Zadanie wlasciwego 
panstwa, panstwo miejsca pobytu winno przejad 
seiganie karne, o ile przestepstwo takze wedlug 
jego ustawodawstwa karnego moze byé Scigane. 
Pruski lub polski zarzad wymiaru sprawiedliwosei 
oznaczy prokurature lub sad. 


§ 7. 

O ile wyroki karne (mandaty karne) wydane 
w okregach sadöw Krajowych wymienionych w $ 1 
w chwili przejscia wymiaru sprawiedliwosci byly 
jui wykonalne, albo, o ile wyroki karne w wypad- 
kach ustepu 1 $ 3 po przejseiu wymiaru spra- 
wiedliwosei uzyskaly wykonalnoé z powodu 
odrzucenia rewizji, natenczas wladza wykonaweza 
sadu, ktörego wyrok ma byé wykonany, wdrozy 
wykonanie kary lub je dalej przeprowadzi, albo 
tez W razie, gdy sad ten ulegl zwinieeiu, przej- 
mie je wladza wykonaweza tego niemieckiego lub 
polskiego sadu, w ktörego obwodzie lezy siedziba 
urzedowa sadu, ktörego wyrok ma byé wykonany. 


$ 8. 

(1) Skazani, przeciw ktérym w chwili przeje- 
cia wymiaru sprawiedliwosci rozpoczeto wykony- 
wanie kary na wolnosci na podstawie przed tym 
czasem prawomocnie ukonczonego postepowania 
karnego, moga Zadad przejscia wykonania kary 
na wladze wykonaweze pañstwa, ktörego sa oby- 
watelami, jezeli chodzi o kary na wolnosei, kto- 
rych wykonanie w chwili postawienia zadania ma 
jeszeze trwaé przez okres conajmniej szesciotygo- 
dniowy a pozatem przestepstwo, za töre nastapi- 
lo skazanie, wolno $cigaé takze wedlug ustawy 
karnej panstwa przejmujacego wykonanie kary. 


(2) Przejscia wykonania musi sie zadad w prze- 
ciagu dwöch tygodni po pouczeniu skazanego, iz 
przysluguje mu to prawo; pouczenie powinno 
nastapié jaknajwezesnie;j. 

(3) Co do skazanych oznaczonych w ustepie 1, 
takze panstwo wlaseiwe wedlug $7 do wykona- 
nia kary moze Zadaé przejscia jej wykonania, 
jezeli chodzi o kary na wolnosei, ktörych wyko- 
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die zur Zeit des Verlangens noch in einer Dauer 
von mindeſtens ſechs Monaten zu vollſtrecken ſind, 
und wenn auf die Straftat die im Abſ. 1 bezeich⸗ 
nete Vorausſetzung zutrifft. Das Verlangen ſoll in 
dieſen Fällen bis zum Ablauf von vier Monaten 
nach Inkrafttreten dieſes Vertrages geſtellt werden. 

(4) Die Behörde, welche für die Vollſtreckung und 
die im Vollſtreckungsverfahren notwendig werdenden 
gerichtlichen Entſcheidungen nach der Übernahme der 
Vollſtreckung zuſtändig iſt, wird von der preußiſchen 
oder polniſchen Juſtizverwaltung beſtimmt. 


8 9. 

Geſamtſtrafen, deren Einzelſtrafen von Gerichten 
des Abtretungsgebiets und von beim Deutſchen Reich 
verbliebenen Gerichten feſtgeſetzt ſind, werden von 
demjenigen der beiden Staaten vollſtreckt, der nach 
dem Geſamtbetrage der von ſeinen Gerichten er— 
kannten Einzelſtrafen an der Geſamtſtrafe am 
höchſten beteiligt iſt, oder der bei gleich hohen Be- 
trägen mit der Vollſtreckung zuerſt beginnt oder 
bereits begonnen hat. 88 findet entſprechende An- 
wendung. 


§ 10. 


(1) Kann ein unter dieſen Vertrag fallendes 
Urteil in dem für die Vollſtreckung zuſtändigen Staate 
deshalb nicht vollſtreckt werden, weil der Verurteilte 
ſich in dem anderen Staate aufhält und Angehöriger 
dieſes Staates iſt, oder weil das Vermögen des zu 
einer Geldſtrafe Verurteilten ſich in dem anderen 
Staate befindet, jo hat auf Verlangen des zuſtän⸗ 
digen Staates der andere Staat die Strafvoll⸗ 
ſtreckung zu übernehmen, ſofern die Straftat, wegen 
deren die Verurteilung erfolgt iſt, auch nach ſeinem 
Strafgeſetze verfolgt werden kann. Die Behörde, 
welche für die Vollſtreckung und die im Voll⸗ 
ſtreckungsverfahren notwendig werdenden gericht— 
lichen Entſcheidungen zuſtändig iſt, wird von der 
preußiſchen oder polniſchen Juſtizverwaltung be— 
ſtimmt. 

(2) Die beigetriebene Geldſtrafe verbleibt dem 
beitreibenden Staate. 


SEL: 

(1) In allen Fällen geht mit der Strafvoll⸗ 
ſtreckung auch das Gnadenrecht auf den vollſtrecken— 
den Staat über. < 

(2) Eine Erſtattung von Koſten der Strafvoll⸗ 
ſtreckung findet in keinem Falle ftatt. 

(3) Bei Überführung von Unterſuchungs⸗ oder 
Strafgefangenen trägt der übergebende Teil die 
Koſten bis zur Übergabe einſchließlich der Koſten 
der Rückreiſe der übergebenden Beamten, der über- 
nehmende Teil die Koſten der Hinreiſe der über— 
nehmenden Beamten und des Weitertransports der 
übergebenen Gefangenen nach der Übergabe. 


8 12. 

(1) Die deutſchen und die polniſchen Staats⸗ 
anwaltſchaften und Gerichte haben in den aus dieſem 
Vertrage ſich ergebenden Angelegenheiten einander 
Rechtshilfe zu leiſten. 

(2) Die Angehörigen des einen Staates werden 
jedoch dem anderen Staate nicht zur Verfolgung oder 
Beſtrafung überliefert. Auch findet eine Zwangs⸗ 


ja pobralo. 


nanie w chwili postawienia Zadania ma jeszeze 
trwaé przez okres conajmniej szesciu miesiecy i 
gdy przestepstwo odpowiada warunkom oznaczo- 
nym w ustepie 1. Zadanie nalezy w tych wy- 
padkach postawié przed uplywem 4 miesiecy po 
wejseiu w Zycie niniejszego ukladu. 

(4) Pruski lub polski zarzad wymiaru sprawie- 
dliwosci oznaczy wladze, ktöra bedzie wlasciwa 
dla wykonania oraz dla rozstrzygnieé sadowych 
potrzebnych w postepowaniu po przejeciu wy- 
konania. 


$9. 

Kary laczne, ktörych kary pierwiastkowe wy- 
znaczyly sady polozone na obszarze odstapionym, 
oraz sady pozostale przy Panstwie Niemieckiem, 
wykonywuje z pomiedzy obu panstw to. ktöre 
po zliezeniu kar pierwiastkowych wyznaczonych 
przez jego sady najbardziej sie przyezynilo do 
wysokoseci kary laeznej. albo tez ktore przy röwnej 
wysokosei kar pierwiastkowych, pierwsze przystapi 
lub juz przystapilo do wykonania kary. Posta- 
nowienia 8 8 nalezy odpowiednio stosowaé. 


$ 10. 

(1) Jezeli wyrok, podpadajacy pod niniejszy 
uklad, w pañstwie wlasciwem dla wykouania nie 
moze byé wykonana z powodu, ix skazany 
przebywa na obszarze drugiego pañstwa i jest 


jego obywatelem, albo poniewaz majatek skazanego 


na grzywne znajduje sie w drugiem panstwie, 
natenczas na zadanie wlasciwego pañstwa, pañstwo 
drugie winno przejaé wykonanie kary, o ile 
przestepstwo za ktöre nastapilo skazanie, moe 
bye seigane takZe wedlug ustawy karnej tegoz 
pañstwa. Pruski lub polski zarzad wymiaru 
sprawiedliwosei oznaczy wladze, ktöra bedzie 
wlaseiwa dla wykonania oraz dla rozstrzygnięé 
sadowych potrzebnych dla wykonania kar. 


(2) Grzywna pobrana przypada panstwu, ktöre 

S 11. 

(1) We wszystkich wypadkach przechodzi wraz 
z wykonaniem kary prawo ulaskawienia na 
pañstwo wykonywajace. 

(2) W Zadnym wypadku nie zwraca sie kosztöw 
wykonania kary. 

(3) Przy transporcie wiezniöw sledezych i 
skazañcow ponosi strona wydajaca koszty az do 
chwili wydania laeznie z kosztami podrözy 
powrotnej urzednika oddajacego, zas strona 
odbierajaca koszty podrözy urzednika odbierajacego 
do miejsca odbioru i dalszego transportu odebranych 
wiezniow. 


§ 12. 
(1) Niemieckie i polskie prokuratury oraz sady 
winny sobie udzielaé wzajemnie pomocy prawnej 
w sprawach, z niniejszego ukladu wynikajacych. 


(2) Obywatele jednego panstwa nie beda atoli 
wydawani drugiemu panstwu w celu ich Scigania 
i karania. Röwniez nie bedzie mialo miejsca 
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geſtellung von Zeugen und Sachverſtändigen vor die 


Behörden des fremden Staates nicht ſtatt. 


8 13. 

(1) Die Strafregiſter, die in den im § 1 bezeich⸗ 
neten Landgerichtsbezirken geführt ſind, werden bis 
auf weiteres von den bisherigen Regiſterbehörden 
fortgeführt oder, falls dieſe Regiſterbehörden fort⸗ 
gefallen ſind, von denjenigen deutſchen oder polniſchen 
Regiſterbehörden übernommen, zu deren Bezirk der 
Amtsſitz der bisherigen Regiſterbehörde gehört. 

(2) Gerichtlichen und anderen öffentlichen Be⸗ 
hörden beider Staaten iſt auf ihr Erſuchen über den 
Inhalt der Regiſter koſtenfrei Auskunft zu erteilen. 

(3) Strafnachrichten, an deren weiterer Auf⸗ 
bewahrung in ſeinen Regiſtern der eine Staat kein 
Intereſſe hat, werden nach näherer Vereinbarung 
zwiſchen den Juſtizverwaltungen des Deutſchen 
Reichs und Polens allmählich ausgeſondert und dem 
anderen Staate zur Verfügung geſtellt. 


Artikel 3. 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


$ 1. 

Für die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit in den Landgerichtsbezirken Beuthen, Gleiwitz, 
Oppeln und Ratibor gelten die Vorſchriften der 88 2 
bis 8. 

8 2. 


(1) Iſt ein Verfahren der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit noch nicht endgültig erledigt, ſo erfolgt die 
Erledigung durch das Gericht, bei dem die Angelegen- 
heit anhängig iſt oder, falls dieſes Gericht fort⸗ 
gefallen iſt, durch dasjenige deutſche oder polniſche 
Gericht gleicher Ordnung, zu deſſen Bezirk der Amts⸗ 
ſitz dieſes Gerichts gehört. 

(2) Das Gericht hat jedoch die Sache an ein Ge⸗ 
richt gleicher Ordnung des anderen Staates abzu⸗ 
geben, falls dieſes für die Angelegenheit zuſtändig 
wäre, wenn ſie erſt zur Zeit des Inkrafttretens dieſes 
Vertrages anhängig geworden wäre. Iſt zu dieſem 
Zeitpunkte ſowohl ein deutſches als auch ein polniſches 
Gericht zuſtändig, ſo findet eine Abgabe nur dann 
ſtatt, wenn diejenige Perſon, die für den Gerichtsſtand 
maßgebend iſt, dem anderen Staate zu dieſer Zeit 
angehört, oder wenn einer der Beteiligten die Ab⸗ 
gabe beantragt und ſämtliche übrigen Beteiligten ihr 
zuſtimmen. 

(3) Wenn alle Erben zuſtimmen, ſo gilt für die 
erbrechtlichen Verhältniſſe ein Erblaſſer, der ohne 
Ausübung des Optionsrechts vor Ablauf der 
Optionsfriſt verſtorben iſt, im Falle des Art. 91 
Abſ. 3 des Vertrages von Verſailles als Deutſcher, 
im Falle des Art. 91 Abſ. 4 des Vertrages von Ver⸗ 
ſailles als Pole. 

(4) Die Beſtimmungen des Art. 1 $ 5 Abi. 1, 3 
und 4 finden entſprechende Anwendung. 


8 3. 

(1) Soweit ein Grundbuchamt ein Grundbuch in 
Beſitz hat, das ſich auf Grundſtücke bezieht, die im 
Bezirke des anderen Staates belegen ſind, hat es das 
Grundbuch an das zuſtändige Grundbuchamt des 


przymusowe sprowadzanie swiadköw oraz znaw- 
cow przed wladze obcego pañstwa. 


$ 13. 

(1) Rejestry kar, prowadzone w okregach Sadöw 
Krajowych, wymienionych w $ 1 beda prowadzié 
nadal az do dalszego zurzadzenia dotychezasowe 
wladze rejestrowe, albo w'razie. gdy ulegly 
zwinieciu, przejma je te niemieckie lub polskie 
wladze rejestrowe, w ktörych okregu lezy siedziba 
urzedowa dotychezasowej wladzy rejestrowei. 

(2) Sadom oraz innym publieznym wladzom obu 
panstw nalezy na ich zadanie udzielad bezplatnie 
wyjasnien o tresci rejeströw. 

(3) Zawiadomienia o skazaniu, ktörych dalszego 
zachowywania w rejestrach nie wymaga interes 
danego pañstwa, beda na mocy blizszego poro- 
zumienia miedzy zarzadami wymiaru sprawie- 
dliwosei Panstwa Niemieckiego i Polski stopniowo 
z rejestrow wylaezone i oddane do rozporzadzenia 
drugiemu panstwu. 


Artykul-3. 
Sprawy niesporne. 
§ 1. 

Do spraw niespornych W okregach Sadow 
Krajowych w Bytomiu, Gliwicach. Opolu i Raci- 
borzu odnosza sie przepisy SS 2 do 8. 

82. 

(1) Jezeli postepowanie w sprawie niespornej 
nie zostalo jeszeze ostatecznie ukonezone, natenezas 
zakonezy je sad, w ktörym sprawa zawisla. albo 
w razie, gdy sad ten ulegl zwinieein, ten rowno- 
rzedny niemiecki lub polski sad, w ktörego okregu 
lezy siedziba urzedowa tego sadu. 


(2) Sad ten winien jednakze przekazat sprawe 
röwnorzednemu sadowi drugiego pañstwa wöwezas, 
gdyby ten byt wlasciwy dla sprawy, jezeliby ona 
zawisla dopiero w chwili wejscia w Zycie niniej- 
szego aka. Gdyby w tej chwili byl wlasciwy 
zarowno niemiecki lub polski sad, wöwezas prze- 
kazanie sprawy moe nastapie jedynie W tym 
wypadku, gdy osoba, wedlug ktörej oznacza sie 
ee sadowa, posiada w tym czasie oby- 
watelstwo drugiego pañstwa, albo gdy jeden 
zinteresowanych podal wniosek o przekazanie spra- 
wy, a wszyscy na to sie zgodza. 

(3) Za zgoda wszystkich dziedzieow uwaza sie 
w stosunkach prawno-spadkowych spadkodawee, 
ktöry zmarl przed uplywem czasokresu opcyjnego 
nie wykonawszy prawa opeji w wypadku ustepu 3 


artykulu 91 Traktatu Wersalskiego za obywatela - 


niemieckiego, aw wypadku ustepu 4 artykulu 91 
za obywatela polskiego. 

(4) Przepisy ustepow 1, 3 i 4 $ 5 artykulu 1 
nalezy stosowa@ w odpowiedni sposöb. 


8 3. 

(1) O ile urzad hipoteczny posiada ksiege wie- 
czysta odnoszaca sie do nieruchomosei polozonych 
w okregu drugiego panstwa, winien on ksiege 
wieczysta przekazaé wlasciwemu urzedowi hipo- 


. 
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anderen Staates abzugeben. Der Zeitpunkt der Ab⸗ 
gabe iſt öffentlich bekanntzumachen. 


(2) Amtshandlungen, die ein unter Abſ. 1 fallen⸗ 
des Grundbuchamt vor dem Inkrafttreten dieſes Ver- 
trages vorgenommen hat, können wegen örtlicher Un- 
zuſtändigkeit nicht angefochten werden. 

(8) In welcher Weiſe zu verfahren ift. wenn nur 
ein Teil eines Grundbuchbandes an das Grundbuch— 
amt des anderen Staates abzugeben iſt, oder wenn 
ein Grundbuchblatt nicht ausſchließlich über Grund⸗ 
ſtücke geführt ift, die nur im Bezirke eines der beiden 
Staaten belegen ſind, ergibt ſich aus der Anlage. 


(4) Entſprechendes gilt für Bahn- und Bergwerks- 
grundbücher. 


8 4. 

(1) Gerichtliche Regiſter werden von dem Ge— 
richte fortgeführt, das bisher das Regiſter geführt 
hat, oder, falls dieſes Gericht fortgefallen iſt, von 
demjenigen deutſchen oder polniſchen Gerichte, zu 
deſſen Bezirk der Amtsſitz dieſes Gerichts gehört. 

(2) Soweit jedoch nach den zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens dieſes Vertrages maßgebenden Verhältniſſen 
ein Gericht des anderen Staates zur Führung des 
Regiſters zuſtändig ſein würde, ſind dieſem Gerichte 
beglaubigte Auszüge aus dem Regiſter zu übergeben. 
Inwieweit ſtatt deſſen in einzelnen Fällen das Re⸗ 
giſter ſelbſt unter Zurückbehaltung beglaubigter Aus⸗ 
züge abzugeben iſt, bleibt der Vereinbarung durch die 
preußiſche und die polniſche Juſtizverwaltung vor— 
behalten. 

(8) Der Zeitpunkt der Abgabe iſt öffentlich be- 
kanntzumachen. 

(4) Die Vorſchriften des $ 3 Abſ. 2 finden ent- 
ſprechende Anwendung. 


8 

Teſtamente und Erbverträge bleiben bei dem Ge⸗ 
richt verwahrt, bei dem ſie in amtliche Verwahrung 
genommen ſind, oder falls dieſes Gericht fortgefallen 
iſt, bei demjenigen deutſchen oder polniſchen Gerichte, 
zu deſſen Bezirk der Amtsſitz dieſes Gerichts gehört. 
Bis zum 31. Dezember 1923 kann jedoch der deutſche 
Erblaſſer die Abgabe an ein deutſches Gericht, der 
polniſche Erblaſſer die Abgabe an ein polniſches Ge⸗ 
richt verlangen. Hat der Erblaſſer ſeinen letzten Wohn⸗ 
ſitz in dem anderen Vertragsſtaat gehabt und iſt er 
vor Ablauf dieſer Friſt geſtorben, ohne die Abgabe 
des Teſtaments verlangt zu haben, ſo kann bis zur Er⸗ 
öffnung des Teſtaments jeder geſetzliche Erbe inner- 
halb der Friſt die Abgabe beantragen, es ſei denn, 
daß ein anderer Erbe widerſpricht. 


8 6. 

(1) Gerichtliche Urkunden bleiben bei dem Gerichte 
verwahrt, bei dem ſie ſich befinden, oder, falls dieſes 
Gericht fortgefallen iſt, bei demjenigen deutſchen oder 
polniſchen Gerichte, zu deſſen Bezirk der Amtsſitz 
dieſes Gerichts gehört. 

(2) Das gleiche gilt für die von dem Gerichte ver- 
wahrten Notariatspapiere (Urſchriften, Regiſter 
uſw.). Iſt jedoch der frühere Amtsſitz des Notars im 
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. teeznemu drugiego pañstwa. Chwile przekazania 


nalezy podaé do publieznej wiadomosci. 

(2) Czynnosci urzedowe dokonane przed wejsciem 
w Zycie niniejszego ukladu przez urzad hipoteczny, 
podpadajacy pod przepis ustepu 1, nie podlegaja 
zaskarzeniu z powodu miejscowej niewlaseiwosci. 

(3) Zalacznik do niniejszego ukladu okresla 
sposöb, w jaki nalezy postepowat, jezeli tylko 
cze$é poszezegölnego tomu ksiegi wieczystej prze- 
kazuje sie urzedowi hipotecznemu drugiego pañ- 
stwa, lub jezeli karta ksiegi wieczystej nie dotyezy 
wylacznie nieruchomosei polozonych tylko w obre- 
bie jednego 2 dwu tych panstw. 

(4) Odpowiednie przepisy stosuja sie do ksiag 
wieczystych kolejowych i görniezych. 


$ 4. 

(1) Rejestry sadowe prowadzié bedzie nadal sad, 
ktory je dotychezas prowadzil, albo w razie gdy 
sad ten ulegl zwinieciu, ten niemiecki lub polski 
sad, W ktörego okregu lezy siedziba urzedowa 
dotychezasowego sadu. 

(2) Gdyby jednak wedlug stosunköw, miarodaj- 
nych w chwili wejscia w Zycie niniejszego ukladu, 
do prowadzenia rejestru wlaseiwym byl sad dru- 
giego panstwa, natenczas nalezy temu sadowi 
wreczyé uwierzytelnione wyciagi z rejestru. Pö- 
iniejsze porozumienie miedzy pruskim a polskim 
zarzadem wymiaru sprawiedliwosci ustali, o ile 
w poszezegölnych wypadkach zamiast przesylania 
wyciagu ma byé przekazany sam rejestr z zatrzy- 
maniem na miejscu uwierzytelnionych wyeiagöw. 

(3) Chwile przekazania nalezy podaé do publicznej 
wiadomosci. 

(4) Przepisy ustepu 
stosowaé. 


2 8 3 nalezy odpowiednio 


$ 5. 

. (1) Testamenty oraz uklady spadkowe przecho- 
wuje sad, ktöry je wzial w urzedowe przechowanie 
albo w razie, gdy sad ten ulegl zwinieciu, ten 
niemiecki lub polski sad, w ktörego okregu lezy 
siedziba urzedowa dotychezasowego sadu. Spad- 
kodawca, bedacy obywatelem niemieckim, moze 
jednak do dnia 31 grudnia 1923r. zadad przeka- 
zania wymienionych dokumentow sadowi niemie- 
ckiemu, a spadkodawca bedacy obywatelem pol- 
skim, przekazania sadowi polskiemu. Jezeli spad- 
kodawca mial swoje ostatnie zamieszkanie w 
drugiem pañstwie umawiajacem sie, a zmarl przed 
uplywem tego ezasokresu nie Zadajac wydania 
testamentu, natenezas az do otwarcia testamentu 
moze kazdy ustawowy dziedzic W powyzszym 
czasokresie zadad przekazania, o ile inny e 
temu sie nie sprzeciwi. 


86. 

(1) Dokumenty sadowe przechowywa sad. 
w ktörym sie znajduja, albo w razie gdy sad ten 
ulegl zwinieciu, ten niemiecki lub polski sad, 
w ktörego obwodzie lezy siedziba urzedowa dotych- 
czasowego sadu. 

(2) To samo odnosi sie do aktöw notarjalnych, 
bedacych W przechowaniu sadu (pierwopisöw, 
rejestrow i t. d.). Jezeli wszakZe poprzednia sie- 


os 


en. VA 


Bezirke des anderen Staates belegen, jo find die Pa⸗ 
piere an dasjenige Gericht des anderen Staates abzu⸗ 
geben, zu deſſen Bezirk der frühere Amtsſitz des No⸗ 
tars gehört. 


8 7. 

Ausfertigungen, beglaubigte Abſchriften und be- 
glaubigte Auszüge von gerichtlichen und notariellen 
Urkunden einſchließlich der Erbſcheine ſowie von letzt⸗ 
willigen Verfügungen können unter Anwendung des 
bisher geltenden Rechts von der Behörde oder dem 
Notar verlangt werden, welche die Urſchrift inne⸗ 
haben. Entſprechendes gilt von der Ausſtellung von 
Zeugniſſen jeder Art. 


8 8. 
(1) Die Gerichte haben zwecks Erleichterung der 
Überleitung einander unmittelbare Rechtshilfe in 
weiteſtem Umfange zu leiſten. Dies gilt insbeſon⸗ 
dere für die Erteilung von beglaubigten Abſchriften 
aus Grundbüchern, Regiſtern, Grundakten und 
Nachlaßakten. 

(2) In den übergeleiteten Angelegenheiten werden 
in Anſehung des Armenrechts und der Vorſchußpflicht 
Deutſche von polniſchen Gerichten, Polen von deut⸗ 
ſchen Gerichten ebenſo wie Inländer behandelt. 


8 9. 

(1) Befindet ſich das Vermögen eines Familien⸗ 
fideikommiſſes ganz in einem der beiden Staaten, ſo 
unterſteht das Fideikommiß dieſem Staate. 

(2) Befindet ſich das Fideikommißvermögen teils 
in dem einen, teils in dem anderen Staate, ſo werden 
die preußiſche und die polniſche Juſtizverwaltung die 
infolge der Überleitung der Rechtspflege erforderlich 
werdenden Anderungen in der Staatsaufſicht über das 
Fideikommiß durch Vereinbarung regeln. Hierbei 
ſollen Fideikommiſſe, zu denen außer Grundbeſitz 
auch anderes Vermögen gehört, unter Berückſichtigung 
der Wertverhältniſſe und Zweckbeſtimmungen der 
einzelnen Beſtandteile in der Regel dem Staate unter⸗ 
ſtellt werden, in deſſen Gebiet ſich der zum Fidei⸗ 
kommiſſe gehörige Grundbeſitz befindet. Kommt binnen 
zwei Jahren nach dem Inkrafttreten dieſes Vertrages 
eine Einigung nicht zuſtande, ſo behalten, falls nicht 
die Friſt durch Vereinbarung verlängert wird, die 
beiderſeitigen Regierungen ſich alle Rechte vor. 


(3) Die Beſtimmungen des Friedensvertrages 
bleiben unberührt. Der Frage der Herausgabe von 
Eigentum, das ſich in Deutſchland befindet, ſoll nicht 
vorgegriffen werden. 


Artikel 4. 
Rechtshilfe und Legaliſation von Urkunden. 


8 1. 

(1) Im Verhältnis zwiſchen dem deutſchen und 
dem polniſchen Anteil an dem oberſchleſiſchen Abſtim⸗ 
mungsgebiet finden unbeſchadet der beſonderen Be- 
ſtimmungen in Artikel 1 8 19 und Artikel 3 88 
dieſes Vertrages die Beſtimmungen des Haager Ab⸗ 
kommens über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 
mit der Maßgabe Anwendung, daß für alle Fälle, in 


dziba urzedowa notarjusza lezy w obrebie drugiego 
pañstwa, wowczas akta nalezy oddaé temu sadowi 
drugiego pañstwa, w ktörego obwodzie lezy po- 
przednia siedziba urzedowa notarjusza. 


S 7. 

Udzielenia wypisöw, uwierzytelnionych odpisow 
oraz uwierzytelnionych wyciagow z dokumentöw 
sadowych i notarjalnych, wlacznie z Swiadectwami 
spadkowemi tudzies rozporzadzeniami ostatniej 
woli, moZna przy zastosowaniu dotychezas obo- 
wiazujacego prawa Zadad od wladzy lob notarjusza, 
u ktörego znajduje sie pierwopis. Przepis ten 
stosuje sie odpowiednio do wystawiania Swiadectw 
wszelkiego rodzaju. 


$8. 

(1) Celem ulatwienia przejecia wymiaru spra- 
wiedliwosei sady winny sobie udzielaé wzajemnie 
bezposredniej pomocy prawnej w jaknajszerszym 
zakresie. Dotyczy to zwlaszeza udzielania uwie- 
rzytelnionych odpisow z ksiag er re- 
jestrow, aktöw gruntowych i spadkowych. 

(2) Pod wzgledem prawa ubogich oraz obo- 
wiazku skladania zaliczek na koszty, uwaza sic 
w przejetych sprawach obywateli niemiekich 
w sadach polskich a obywateli polskich w sadach 
viele na rowni z wlasnymi obywatelami. 


89. 

(1) Jezeli majatek fideikomisowy znajduje sie 
calkowicie na obszarze jednego z pañstw, wöwezas 
fideikomis podlega wladzy tego panstwa. 

(2) Jezeli majatek fideikomisowy znajduje sie 
ezesciowo na obszarze jednego, czesciowo na 
obszarze iego pañstwa, natenczas pruski i 
polski zar wymiaru sprawiedliwoscı ustala 
w drodze umowy zmiany w nadzorze pañstwowym 
nad fideikomisem konieczne wskutek przejecia 
wymiaru sprawiedliwosci. Przytem fideikomisy, 
obejmujace opröcz nieruchomogei takze inny ma- 
jatek, powinny byé przy uwzglednieniu stosunku 
wartosci oraz przeznaczenia poszezegölnych ezgéci 
skladowych, 2 reguly podporzadkowane pañstwu, 
na ktörego obszarze znajduje sie nieruchomosé 
nalezaca do fideikomisu. Jezeli w przeciagu 2 lat 
po wejéciu w zycie niniejszej umowy nie dojdzie 
do porozumienia, oba Rzady, o ile czasokres ten 
w drodze umowy nie zostanie przedluzony, 
zastrzegaja sobie wszelkie prawa. 

(3) Postanowienia Traktatu Pokojowego pozo- 
staja nienaruszone. Kwestji wydania wlasnosei 


znajdujacej sie w pañstwie niemieckiem, nie 
przesadza sie. 
Artykul 4. 
Pomoc prawna i uwierzytelnienia dokumentöw. 
$ 1. 


(1) W stosunkach miedzy niemiecka a polska 
cze$cia obszaru plebiscytowego maja zastosowanie, 
bez ujmy dla szezegölnych postanowien $ 19 ar- 
tykulu 1 i $8 artykulu 3 niniejszej umowy, — 
postanowienia Ukladu Haskiego z dnia 17 lipca 
1905 W przedmiocie postepowania w spornych 
sprawach cywilnych, z tem, ze dozwolone jest 


if 
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denen durch dies letztgenannte Abkommen der Rechts- 
hilfeverkehr für die Mitteilung gerichtlicher und 
außergerichtlicher Urkunden ſowie für die Erledigung 
von Erſuchungsſchreiben geregelt iſt, den deutſchen 
und den polniſchen gerichtlichen Behörden des ober— 
ſchleſiſchen Abſtimmungsgebietes der unmittelbare 
Geſchäftsverkehr miteinander geſtattet wird. 

(2) In dem unmittelbaren Geſchäftsverkehr werden 
die Schreiben der beiderſeitigen Behörden in deren 
Amtsſprache abgefaßt. 

(3) Gemäß den Vorbehalten im Artikel 3 Abſ. 2 
und im Artikel 19 Abſ. 2 Nr. 3 und Abſ. 3 des 
Haager Abkommens über den Zivilprozeß können die 
in dieſen Artikeln vorgeſchriebenen Überſetzungen der 
dort bezeichneten Schriftſtücke auch von einem be- 
eidigten Dolmetſcher des erſuchenden Staates be- 
glaubigt werden. 


8 2. 

(1) Der Artikel 17 des Haager Abkommens über 
den Zivilprozeß findet nur mit der weiteren Maß— 
gabe Anwendung, daß der Kläger oder Intervenient 
ſeinen Wohnſitz entweder in dem Staate, vor deſſen 
Gericht er auftritt, oder in dem Anteil des anderen 
Staates an dem oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet 
haben muß. 


(2) Die in den Artikeln 18 und 19 des Haager Ab- 
kommens über den Zivilprozeß vorgeſehene Voll— 
ſtreckbarkeitserklärung erfolgt lediglich für den Bereich 
des Anteils des um ſie erſuchten Staates an dem 
oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet. 


(3) Gemäß dem Vorbehalt im Artikel 19 Abſ. 3 


des Haager Abkommens über den Zivilprozeß wird 


die dort vorgeſehene Beſcheinigung des höchſten 
Juſtizverwaltungsbeamten über die Zuſtändigkeit der 
Behörde, welche die Erklärung über die Rechtskraft 
der Koſtenentſcheidung abgibt, nicht verlangt werden. 


(4) Die Beſtimmungen der Artikel 20 bis 23 des 
Haager Abkommens über den Zivilprozeß finden auf 
die Angehörigen der beiden Vertragsſtaaten ohne 
Rückſicht auf den Wohnſitz Anwendung. 


8 3. 


(1) Gemäß dem Vorbehalt im Artikel 7 Abſ. 2 des 
Haager Abkommens über den Zivilprozeß wird die 
Erſtattung der durch die Mitwirkung eines Voll⸗ 
ziehungsbeamten in den Fällen des Artikels 3 des Ab⸗ 
m. entſtandenen Auslagen nicht verlangt 
werden. 


(2) Ebenſo wird gemäß dem Vorbehalt im 
Artikel 16 Abſ. 2 des Abkommens die Erſtattung der 
Auslagen für Zeugenentſchädigungen und für die 
wegen Nichterſcheinens eines Zeugen erforderlich ge— 
wordene Mitwirkung eines Vollziehungsbeamten 
nicht verlangt werden. Das gleiche gilt in Anſehung 
der im Artikel 23 Abſ. 2 des Abkommens erwähnten 
Auslagen für Zeugenentſchädigungen. 


(8) Soweit nach dem Haager Abkommen über den 
Zivilprozeß in Verbindung mit den Abſ. 1 und 2 
dieſes Paragraphen Koſten in Rechnung geſtellt 


bezposrednie zuoszenie sie 2 soba niemieckich i 
polskich wladz sadowych görnoslaskiego obszaru 
plebiseytowego we wszystkich wypadkach, 
w ktörych wspomniany uklad unormowal wzajemny 
stosunek pomocy prawnej w udzielaniu sadowych 
i pozasadowych dokumentow oraz w zalatwianiu 
wezwaıl. . 

(2) Pisma obopölnych wladz w celu bezposre- 
dniego znoszenia sie miedzy soba beda ukladane w. 
ich jezyku urzedowym. 

(3) Stosownie do zastrzegen w ustep'e 2 arty- 
kulu 3 oraz W L. 3 ustepu 2 i w ustepie 3 arty- 
kulu 19 Ukladu Haskiego w przedmiocie poste- 
powania w spornych sprawach eywilnych wyma- 
gane powyzszymi artykulami tlömaezenia wymie- 
nionych tam pism, moga byé röwniez uwierzytel- 
niane przez zaprzysieionego tlumacza pañstwa 
wzywajacego, 

§ 2. 

(1) Artykul 17 Ukladu Haskiego w przedmiocie 
postepowania w spornych sprawach eywilnych 
stosuje sie jedynie z tem dalszem postanowieniem, 
ze powöd lub interwenient musza posiadaé swoje 
miejsce zamieszkania albo w panstwie, w ktörego 
sadzie wystepuja, albo w ezesci görnoslaskiego 
obszaru plebiseytowego przypadlej drugiemu 
panstwu. 

(2) Oswiadezenie wykonalnosei przewidziane w 
artykulach 18 i 19 Ukladu Haskiego w przed- 
miocie postepowania w spornych sprawach eywil- 
uych, wydane zostaje jedynie na obszar ezesci 
gornoslaskiego terenu plebiseytowego przypadlej 
panstwu o nie wezwanemu. 

(3) Stosownie do zastrzezenia w ustepie 3 ar- 
tykulu 19 Ukladu Haskiego w przedmiocie poste- 
powania w spornyeh sprawach cywilnych nie 
bedzie sie Zadaé przewidzianego tamze potwier- 
dzenia najwyäszego urzednika wymiaru sprawiedli- 
wosei, o wlasciwoci wladzy, udzielajace] zaswiad- 
czenia prawomoenosci rozstrzygnieé o kosztach. 

(1) Postanowienia artykulöw 20 do 23 Ukladu 
Haskiego w przedmiocie postepowania w spornyeh 
sprawach eywilnych maja zastosowanie do oby- 
wateli obu umawiajacych sie panstw, bez wzgledu 
na miejsce zamieszkania. 


(1) Stosownie do zastrzeZenia W ustepie 2 arty- 
kulu 7 Ukladu Haskiego w przedmiocie poste- 
powania w spornych sprawach eywilnych,%.nie 
bedzie sie zadad zwrotu wydatköw powstalych w 
wypadkach artykulu 3 powolanego ukladu przez 
dzialalnosé urzednika wykonawezego. 


(2) Röwniez nie bedzie sie zadad stosowuie do 
zastrzezenia w ustepie2 artykulu 16 ukladu zwrotu 
wydatköw poniesionych z powodu wynagrodzenia 
sSwiadköw i z,powodu dzialalnosei urzednika wy- 
konawezego koniecznej wskutek niestaWienia sie 
<wiadka. To samo odnosi sie w wypadku ustepu 2 
artykulu 23 ukladu do wydatköw spowodowanych 
wynagrodzeniami swiadköw. 


(3) Koszty, ktöre mona zarachowac w mysl 
Ukladu Haskiego o postepowaniu w eywilnych 
sprawach spornych oraz ustepöw li 2 niniejszego 


Mon a 


werden können, werden fie nach den Vorſchriften be- 
rechnet, die in dem erſuchten Staate für gleiche 
Handlungen in einem inländiſchen Verfahren gelten. 


84. 


(1) Urkunden, die von einem im oberſchleſiſchen 
Abſtimmungsgebiet belegenen Gerichte oder von 
einer der oberſten oder höheren deutſchen oder 
polniſchen Verwaltungsbehörden aufgenommen, aus⸗ 
geſtellt oder beglaubigt und mit dem Siegel oder 
Stempel des Gerichts oder der Behörde verſehen ſind, 
bedürfen zum Gebrauch 
ſtimmungsgebiet keiner Beglaubigung (Legaliſation). 


(2) Den gerichtlichen Urkunden werden die von 
einem Gerichtsſchreiber eines im oberſchleſiſchen Ab⸗ 
ſtimmungsgebiete belegenen Gerichtes oder von einem 
Notar, deſſen Amtsſitz im oberſchleſiſchen Abſtim⸗ 
mungsgebiet liegt, unterſchriebenen und mit dem 
Dienſtſiegel verſehenen Urkunden gleichgeſtellt, ſofern 
dieſe Unterſchrift nach den Geſetzen des Teiles genügt, 
dem das Gericht oder der Notar angehört. 


(8) Die preußiſche und die polniſche Juſtizver⸗ 
waltung werden ſich die unter Abſ. 1 fallenden Ver⸗ 
waltungsbehörden ſowie deren Anderungen bekannt⸗ 
geben. 

85. 


Die Beſtimmungen der $$ 1 bis 4 dieſes Artikels 
finden auch vor den Gerichten außerhalb des ober- 
ſchleſiſchen Abſtimmungsgebiets in ſolchen An⸗ 
gelegenheiten Anwendung, die an ſie im Wege des 
Rechtszuges von Gerichten des Abſtimmungsgebietes 
gelangen. x 

§ 6. 

Als oberſchleſiſches Abſtimmungsgebiet im Sinne 
dieſes Artikels gelten lediglich diejenigen Amts⸗ 
gerichtsbezirke, die ihrem ganzen Umfange nach zum 
Abſtimmungsgebiet gehört haben. 


Artikel 5. 
Schlußbeſtimmungen. 


8 1. 


(1) Gerichtliche Akten ſind derjenigen Juſtizbe⸗ 
hörde zu überlaſſen, welche die betreffende Angelegen— 
heit nach den obigen Überleitungsbeſtimmungen fort⸗ 
zuführen hat. 

(2) Zurückgelegte Akten bleiben bei der Juſtiz⸗ 
behörde, bei der ſie ſich zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſes Vertrages befinden, oder, falls dieſe Behörde 
fortgefallen iſt, bei derjenigen deutſchen oder polni⸗ 
ſchen Behörde, zu deren Bezirk der Amtsſitz dieſer 
Juſtizbehörde gehört. Ergibt ſich, daß eine An⸗ 
gelegenheit, über welche die Akten geführt ſind, 
wieder aufzunehmen und nach den obigen Über⸗ 
leitungsbeſtimmungen von einer Behörde des anderen 
Staates fortzuführen iſt, ſo ſind ſie dieſer Behörde 
zu überlaſſen. 


8 2. 

(1) Soweit nach den Beſtimmungen dieſes Ver— 
trages ein anhängiges Verfahren auf ein Gericht des 
anderen Staates übergeht, werden von dieſem die noch 
ausſtehenden Geſamtkoſten des Verfahrens cin- 
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im oberſchleſiſchen Ab⸗ 


paragrafu, nalezy obliczaé, wedle przepisöw, obo- 
wiazujacych w panstwie wezwanem dla röwno- 
rzednych ezynnosci w postepowaniu krajowem. 


84. 
(1) Dokumenty sporzadzone, wystawione lub 
uwierzytelnione przez sad polozony na görnoslaskim 


obszarze plebiscytowym, albo przez jedna z naj- 
wy2szych lub wyzszych niemieckich lub polskich 
wladz administracyjnych oraz zaopatrzone w pieezeé 
lub stempel sadu lub wladzy, nie potrzebuja dla 
uzywania ich w görnöslaskim obszarze plebisey- 
towym Zadnego uwierzytelnienia (legalizacji). 


(2) Dokumenty podpisane przez sekretarza sado- 
wego sadu görnoslaskiego obszaru plebiseytowego 
albo przez notarjusza majacego siedzibe urzedowa 
na görnoslaskim obszarze plebiscytowym oraz 
zaopatrzone w pieczeé urzedowa, uwaza sie za 
röwnorzedne z dokumentami sadowemi, o ile pod- 
pis ten wystareza wedle ustaw panstwa, do ktôrego 
nalezy sad wzglednie notarjusz. 

(3) Pruski i polski zarzad wymiaru sprawie- 
dliwosei podadza sobie do wiadomosei wladze ad- 
ministracyjne podpadajace pod ustep 1 jakotez 
ich zmiany. 

$ 5. 


W sprawach, ktöre ze sadöw obszaru plebiscy- 
towego w toku instancji wplynely do sadöw polo- 
zonych poza görnoslaskim obszarem plebiscytowym, 
maja takZe zastosowanie przepisy $$ 1 do 4 ni- 
niejszego artykulu. 


§ 6. 
görnoslaski obszar plebiscytowy w rozu- 
niniejszego artykulu uwaza sie jedynie 
oSci 


Jako 
mieniu 
okregi tych sadöw powiatowych, ktöre w ca 
nalezaly do obszaru plebiscytowego. 


Artykut 5. 
Postanowienia koncowe. 


§ 1. 

(1) Akta sadowe nalezy przekazaé tej wladzy 
sadowej ktöra wedlug powyzszych postanowien 
o przejeciu wymiaru sprawiedliwosci ma odnosna 
sprawe w dalszym ciagu prowadzié. 

(2) Akta odlozone pozostaja u wladzy sadowej. 
u ktörej sie znajduja w chwili wejscia w Zycie 
niniejszego ukladu, albo w razie gdy ulegla 
zwinieciu, u tej niemieckiej lub polskiej wladzy, 
w ktörej okregu lezy siedziba urzedowa tejze 
wladzy sadowej. Jezeli sie okaze, ze pewna sprawe, 
ktörej akta prowadzono, nalezy”wzuowie i Ze 
wedlug powyäszych postanowien o/przejeciu wy- 
miaru sprawiedliwosei ma ja” prowadzie dalej 
wladza drugiego panstwa, natenczas akta takiej 
sprawy winny byé owej wladzy przekazane. &y 


82. 

(1) O ile wedlug postanowien niniejszego ukladu 
zawisle postepowanie przejete bedzie przez sad 
drugiego pañstwa, ten ostatni seiagnie wszystkie 
niepobrane jeszeze koszty postepowania: Koszty 
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gezogen; eine Erſtattung der bis zum Übergang er⸗ 
wachſenen Koſten an den abgebenden Staat findet 
nicht ſtatt. 


(2) Ebenſo werden Koſten der in dieſem Ver- 
trage vorgeſehenen Rechtshilfe nicht erſtattet. 


8 85 


Als Zeitpunkt des Überganges der Rechtspflege im 
Sinne dieſes Vertrages gilt für die an Polen über— 
gebenen Gerichte der Tag der Vollziehung des 
Protokolls über die Übergabe des Gerichtes, im 
übrigen der Tag der Vollziehung des Protokolls 
über die Übergabe des zuerſt an Polen übergebenen 
Gerichtes. 

§ 4. 


Hat ein Beteiligter, welcher zur Wahrung einer 
Friſt jenſeits der neuen Grenzlinie eine Erklärung 
abzugeben hatte, dieſe Friſt ohne ſein Verſchulden 
nicht eingehalten, ſo iſt ihm auf Antrag die Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand zu erteilen. Die 
Friſt für den Antrag endet in dieſem Falle früheſtens 
mit dem Ablauf von einem Monat nach dem In⸗ 
krafttreten dieſes Vertrages. 


Bin; 

Soweit die Zuſtändigkeit für eine nach dieſem 
Vertrage auf eine deutſche Behörde überzuleitende 
Angelegenheit nicht in Preußen, ſondern in einem 
anderen zum Deutſchen Reiche gehörenden Lande be- 
gründet iſt, tritt die Juſtizverwaltung dieſes Lan⸗ 
des an die Stelle der preußiſchen Juſtizverwaltung. 


8 6. 

Der preußiſchen Juſtizverwaltung, handelnd im 
Namen des Reichs, und der polniſchen Juſtizverwal— 
tung bleibt es vorbehalten, weitere Überleitungs⸗ 
beſtimmungen zur Ergänzung der Ausführung 
dieſes Vertrages, insbeſondere auch hinſichtlich der 
Hinterlegungsſachen, zu vereinbaren. 


87: 

(1) Mit dem Ablaufe des Tages, welcher auf die 
in 86 des Annexes zu Artikel 88 des Friedensver⸗ 
trages von Verſailles vorgeſehene Notifikation der 
Entſcheidung über Oberſchleſien durch die Inter⸗ 
alliierte Kommiſſion an die Deutſche und an die Pol⸗ 
ka Regierung folgt, gelten bis zu dem Zeit⸗ 
punkte des Inkrafttretens dieſes Abkommens alle 
von dieſem Abkommen betroffenen bürgerlichen 
Rechtsſtreitigkeiten mit Ausnahme derjenigen, in 
welchen die Abgabe nicht oder nur auf übereinſtim⸗ 
menden Antrag beider Parteien zuläſſig wäre, als 
unterbrochen. 


(2) Während der im Abſ. 1 bezeichneten Friſt 
gilt in den von dieſem Abkommen betroffenen 


Strafverfahren der Lauf der für die Einlegung von 


Rechtsmitteln gegebenen Friſten als gehemmt. 


Artikel 6. 


(1) Dieſer Vertrag ſoll ratifiziert und die Rati⸗ 
fikationsurkunden ſollen ſobald als möglich in War; 
ſchau ausgetauſcht werden. 


wynikle do chwili przejecia nie beda zwracane 
panstwu, przekazujacemu sprawe. 


(2) Podobnie nie beda zwracane koszty pomocy 
prawnej przewidzianej w niniejszym ukladzie. 


3. 

Zu chwile przejscia wymiaru sprawiedliwosei 
w znaczeniu niniejszego ukladu uwaza sie odnosnie 
do oddanych Polsce sadöw dzien podpisania pro- 
tokolu o przejeciu sadu, pozatem dzien podpisania 
protokolu o przejeciu przez Polske sadu oddanego 


7773 


Jako pierwszy. 


§ 4. 

Jezeli strona, ktöra celem zachowania ezasokresu 
miala .zloZyé oswiadezenie poza nowa linja gra- 
niezna, ezasokresu tego bez wlasnego zawinienia 
uchybila, nalezy jej na wniosek przyznaé przy- 
wröcenie do poprzedniego stanu. Czasokres do 
podania wniosku uplywa w tym wypadku naj- 
wezesniej w miesiac po wejseiu w Zycie niniejszego 


ukladu. 
8 5. 


O ile w sprawach, ktöre na podstawie niniejszego 
ukladu przejma wladze niemieckie, bedzie wlasciwa 
zamiast pruskiej, wladza innego do Panstwa Nie- 
mieckiego nalezacego kraju, natenczas w miejsce 
pruskiego zarzadu wymiaru sprawiedliwosci wste- 
puje zarzad wymiaru sprawiedliwosci tego kraju. 


$6. 


Pruski zarzad wymiaru sprawiedliwosci dziala- 


jacy w imieniu Parıstwa Niemieckiego polski zarzad 


wymiaru sprawiedliwosci, zastrzegaja sobie moznosé 
ulozenia sie w przedmiocie dalszych postanowien 
dotyezacych przejecia wymiaru sprawiedliwosei, 
majacych na celu uzupelnienie wykonania niniej- 
szego ukladu, zwlaszeza takze co do spraw de- 


pozytowych. 
$ 7. 


(1) Z uplywem nastepnego dnia, po notyfikacji 
Rzadom niemieckiemu i polskiemu w mysl $ 6 
aneksu do artykulu 88 Traktatu Wersalskiego przez 
Komisje Miedzysojusznicza rozstrzygniecia w spra- 
wie Görnego Slaska, uwaza sie wszystkie objete 
niniejszym ukladem cywilne sprawy sporne az do 
wejscia w Zycie niniejszego ukladu, za przerwane, 
z wyjatkiem tych, gdzie przekazanie jest wykluczone 
lub jedynie dozwolone na zgodny wniosek obu 
stron. { 


(2) W ezasokresie oznaczonym w ustepie 1 
wstrzymuje sie w postepowaniach karnych objetych 
niniejszym ukladem bieg czasokresöw przepisanych 
do zalozenia srodköw prawnych. 


Artykut G. 


(1) Uklad niniejszy ma byc ratyfikowany a 
dokumenty ratyfikacyjne jaknajrychlej wymienione 
w Warszawie, 
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(2) Die Beſtimmungen des Artikels 4 dieſes Ab⸗ 
kommens können mit Monatsfriſt gekündigt werden. 


(3) Der Vertrag tritt mit dem Ablauf eines Mo: 
nats nach der in 87 ſeines Artikels 5 erwähnten 
Notifikation in Kraft mit Ausnahme der Beftim- 
mung dieſes § 7, welche bereits mit dem Ablaufe des 
auf die Notifikation folgenden Tages in Kraft tritt. 


(4) Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten 
dieſen Vertrag unterzeichnet und mit ihren Siegeln 
verſehen. 


Ausgefertigt in doppelter Urſchrift. 
Kattowitz, den 12. April 1922. 


(gez.) Dr. Georg Cruſen. 
(gez.) Dr. Zygmunt Seyda. 


(Siegel.) 


(2) Postanowienia artykulu 4 niniejszego ukladu 
moga byé wypowiedziane z zachowaniem jedno- 
miesiecznego czasokresu. 

(3) Uklad niniejszy wchodzi w Zycie 2 uplywem 
jednego miesiaca po wymienionej w $ 7 artykulu 5 
notyfikacji, za wyjatkiem postanowien tegoz $ 7, 
ktöre wchodza w Zycie bezzwlocznie z uplywem 
dnia nastepnego po notyfikagji. 

W dowöd powyiszego Pelnomoeniey podpisali 
niniejszy uklad i zaopatrzyli go swemi pieezeciami. 


Wygotowauo w dwöch egzemplarzach w Kato- 
wicach, dnia 12. kwietnia 1922r. 


(gez.) Dr. Georg Crusen. 
(gez.) Dr. Zygmunt Seyda. 


Anlage zum Artikel 3 $ 3 Abſ. 3 des deutſch⸗ 
polniſchen Abkommens betreffend die Uber- 
leitung der Rechtspflege. 


8 1. 


Soweit die bei einem Grundbuchamt befindlichen 
Grundbücher ſich auf Grundſtücke beziehen, die im 
Bezirke des anderen Staates belegen ſind, gelten die 
folgenden Beſtimmungen: 


8 2. 


Beziehen ſich alle Blätter eines Grundbuchbandes 
auf Grundſtücke, die im Bezirke des anderen Staa⸗ 
tes belegen ſind, ſo ſind die Blätter nicht zu ſchließen, 
ſondern zur Abgabe an den anderen Staat bereit zu 
halten. Darüber, wann die Abgabe zu erfolgen hat, 
wird durch Übereinkommen der beiderſeitigen Juſtiz— 
verwaltungen Beſtimmung getroffen werden. 


Mit dem Grundbuchband ſind die Grundakten, 
ſowie beſonders verwahrte Urkunden (Geſchäftsord— 
nung für die Gerichtsſchreibereien der Amtsgerichte, 
§ 46), falls ein ganzer Grundbuchbezirk im Be⸗ 
zirke des anderen Staates belegen iſt, auch die ſich 
auf den Grundbuchbezirk beziehenden Kataſterurkun— 
den und Schriften und das Eigentümerverzeichnis 
(Geſchäftsordnung 8 45 Abſ. 6, § 47) zur Abgabe 
bereit zu halten. Das gleiche gilt bei Grundſtücken, 
die kein Grundbuchblatt haben, für die ſich auf ſie 
beziehenden Schriften. 


Die Grundakten ſind daraufhin durchzuſehen, ob 
ſie Eintragungsbewilligungen, Verfügungen oder 
ſonſtige Urkunden enthalten, die ſich auf Grundſtücke 
beziehen, welche im Bezirke des eigenen Staates be— 
legen ſind. Bejahendenfalls ſind beglaubigte Ab⸗ 
ſchriften zu den Grundakten dieſer Grundſtücke zu 
nehmen. 


8 3. 

Beziehen ſich einzelne Blätter eines Bandes auf 
Grundſtücke, die im Bezirke des anderen Staates 
belegen ſind, ſo ſind dieſe Blätter auszutrennen und 
zu einem mit einem einfachen Umſchlag zu verjehen- 
den »Abgabeband« zu vereinigen, in welchem ſie neue 
fortlaufende Nummern erhalten. 

In den Abgabeband können auch Blätter verſchie— 
dener Grundbuchbezirke aufgenommen werden. So⸗ 
weit es die Zahl der Blätter erforderlich macht, ſind 
mehrere Abgabebände mit durchlaufenden Blatt- 
nummern zu bilden. 

Iſt zu befürchten, daß durch die Austrennung der 
Grundbuchband zu ſehr leidet oder erſcheint ſonſt 
die Austrennung unzweckmäßig, insbeſondere, weil 
nur wenige Blätter auszutrennen ſind oder weil die 
Eintragungen eines Blattes wegen Mangel an Raum 
an anderen Stellen desſelben oder eines anderen 
Bandes fortgeführt ſind, ſo können die Blätter, deren 
Austrennung in Frage kommt, auch geſchloſſen 
werden. Ihr Inhalt iſt dann auf ein neues Blatt 
des Abgabebandes zu übertragen. 


— 


Zatacznik 
do $ 3 artykutu 3 niemiecko-polskiej umowy w 
przedmiocie przejecia wymiaru sprawiedliwosci 
na görnoslaskim obszarze plebiscytowym. 


sl. 

O ile ksiegi wieczyste znajdujace sie w urzedzie 
hipoteezuym odnosza sie do gruntöw polozonych 
w obrebie drugiego panstwa, nalezy stosowac 
nastepujace postanowienia: 


82. 
Jezeli wszystkie karty ksiegi wieczystej dotycza 
nieruchomosei, polozonych w obrebie drugiego 
pañstwa, nie nalezy kart zamykac, leez trzymaé 


je w pogotowiu celem przekazania drugiemu 


panstwu. Termin, w ktörym przekazanie ma 
nastapié, ustanowi sie w drodze porozumienia 
miedzy obustronnymi zarzadami wymiaru spra- 
wiedliwosei. 

Razem z ksiega wieczysta nalezy przygotowaë 
przekazanie aktöw gruntowych, jak röwniez osobno 
przechowywanych dokumentöw (ordynacja dla 
sekretarjatow sadowych przy sadach powiatowych 
$ 46). a w razie, gdy caly obszar objety ksiega 
wieezysta, lezy w obrebie drugiego panstwa. takze 
przekazanie odnoszaeych sie do tego obszaru doku- 
mentow katastralnych i pism, jak röwniez spisu 
wlascicieli (ordynacja dla sekretarjatow sadowych 
przy sadach powiatowych ustep 6 § 45, § 47). To 
samo odnosi sie do wszelkich pism. dotyezaeych 
nıeruchomosei nie majacyelı karty gruntowe). 

Akta gruntowe winny bye przejrzane, celem 
stwierdzenia, czy nie zawieraja jakich zezwolen 
na wpis, zarzadzen, lub innych dokumentöw, od- 
noszacych sie do nieruchomosei, p lozonych w 
obrebie wlasnego panstwa. W tym ostatnim wy- 
padku nalezy sporza:lzie uwierzytelnione odpisy dla 
aktow gruutowych dotyezacych tychnieruchomosei. 


§ 3. 

Jezeli poszezegölne karty tomu odosza sie do 
nieruchomosei polozonych w obrebie drugiego 
panstwa, natenczas winno sie karty te wydzielié 
1 zlaczyé w jedna »ksiege zlaweza-, zaopatrzona 
w 2 okladke, W ktörej otrzymaja one nowe 
liezby porzadkowe. 

W ksiedze zdawezej moZna zamiescié karty ro- 
zmaityeh obwodöw hipoteeznych. O ile liezba kart 
tego wymaga, winno sie zalozyé wiecej ksiag 
zlawezych, z biezacemi nieprzerwanie liezbami kart. 


Jezeli zachodzi obawa, Ze przez wydzielenie tom 
ksiegi gruntowej zbyt ucierpi, albo je2eli wy- 
dzielenie z innych przyezyn jest niewskazane, w 
szezegölnosci dlatego, ze tylko kilka kart nalezy 
wydzielié, lub, ze wpisow dotyczacych tej same; 
karty z powodu braku miejsca dokonano w innych 
miejscach tego samego lub innego tomu ksiegi, 
natenczas moZna karty, ktöre mialy byé wydzielone, 
takze zamknaé. Tresé ich winno sie wöwezas 


- przeniesé na nowa karte ksiegi zdawczej. 


l 
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Auf den Abgabeband finden die Beſtimmungen 
des 82 entſprechende Anwendung. 

Erſcheint es zweckmäßiger, den ganzen Band ab- 
zugeben, weil ſich die überwiegende Mehrzahl der 
Blätter auf Grundſtücke bezieht, die im Bezirke des 
anderen Staates belegen ſind, ſo ſind die Blätter, die 
ſich auf Grundſtücke beziehen, welche im Bezirke des 
eigenen Staates belegen ſind, zu ſchließen. Ihr 
Inhalt iſt dann auf ein neues Blatt eines beim 
Grundbuchamte verbleibenden Bandes zu übertragen. 
Die Abgabe mitgenommener Grundbuchbände kann 
bei Vorliegen obiger Vorausſetzungen von der pol⸗ 
niſchen Juſtizverwaltung verlangt werden. 


8 4. 

Wird ein Grundbuchblatt über mehrere Grund⸗ 
ſtücke geführt, von denen die einen im Bezirke des 
eigenen Staates, die anderen im Bezirke des anderen 
Staates belegen ſind, ſo ſind die letzteren von Amts 
wegen auf ein neues Blatt des Abgabebandes abzu⸗ 
ſchreiben. 


Befindet ſich nur ein Teil eines Grundſtücks im 
Bezirke des anderen Staates, ſo iſt der Teil von 
Amts wegen auf ein neues Blatt des Abgabebandes 
abzuſchreiben. Die Abſchreibung kann erfolgen, auch 
wenn nur bezüglich des im eigenen Staate belegenen 
Grundſtücksteils ein beglaubigter Auszug aus dem 
Steuerbuch und eine von dem Fortſchreibungsbeam⸗ 
ten beglaubigte Karte vorliegt. 

In den Fällen der Abs. 1 und 2 iſt bei Übertragung 
der Eintragungen in der zweiten und dritten Abtei⸗ 
lung eine Geſamthaft ſowohl auf dem alten, als auch 
auf dem neuen Blatte erkennbar zu machen. Die Ab⸗ 
ſchreibung iſt ſämtlichen aus dem Grundbuch erſicht⸗ 
lichen Perſonen, zu deren Gunſten eine Eintragung 
erfolgt war, bekanntzumachen. Auf die Bekannt⸗ 
machung kann verzichtet werden. Für das neue Blatt 
ſind neue Grundakten anzulegen. Die bisherigen 
Grundakten haben bei dem Grundbuchamt zu ver⸗ 
bleiben. Die Beſtimmungen des § 2 Abſ. 3 finden 


entſprechende Anwendung. 


Erſcheint es zweckmäßiger, das ganze Blatt abzu⸗ 
eben, weil die Eintragungen überwiegend Grund: 
Hide oder Grundſtücksteile betreffen, die im Bezirke 
des anderen Staates belegen ſind, ſo ſind die im Be⸗ 
zirke des eigenen Staates belegenen Grundſtücke oder 
Grundſtücksteile auf ein neues Blatt eines beim 
Grundbuchamt verbleibenden Bandes abzuſchreiben. 
Die Beſtimmungen des Abſ. 2 Satz 2 ſowie des Abſ. 3 
finden entſprechende Anwendung. 


(gez.) Dr. Georg Cruſen. (gez.) Dr. Zygmunt Seyda. 


Do ksiag zdawezych nalezy stosowaéodpowiednio 
przepisy $ 2. 

Jezeli wydanie calego tomu ksiegi okaze sie 
bardziej celowem, poniewaz przewazna czesé jej 
kart odnosi sie do nieruchomosei polozonych 
w obrebie drugiego pansiwa, natenezas winno sie 
zamknae karty odnoszace sie do nieruchomosei 
wlasnego panstwa. Tresé ich winno sie nastepnie 
przeniese na nowa karte jednego z tomöw, pozosta- 
jacych w urzedzie hipotecznym. Jezeli zachodza 
powyzsze warunki, natenezas polski zarzad wymiaru 
sprawiedliwosei moZe zazadaé zwrotu zabranych 
ksiag wieczystych. 


$ 4. 

Jezeli w sklad karty gruutowej wehodzi wiecej 
nieruchomosei, z ktörych jedne sa polozone we 
wlasnem, a inne w drugiem panstwie, natenczas 
winno sie te ostatnie z urzedu odpisaé na nowa 
karte ksiegi zdawezej. 


Jezeli tylko czesé nieruchomosei lezy w obrebie 
drugiego panstwa, winno sie 2 urzedu te ezese 
odpisaé na nowa karte ksiegi zdawezej. Odpis 
moze nastapié takze wöwezas, edy tylko co do 
polozonej we wlasnem panstwie cezesci nierucho- 
mosei znajduje sie uwierzytelniony wyeiag z ksiegi 
podatkowej i wyciag uwierzyteluiony przez urze- 
dnika katastralnego. 

W wypadkach przewidzianych w ustepach 1 
i 2 nalezy przy przenoszeuiu wpisow w drugim 
i trzecim oddziale uwidoeznie odpowiedzialnosé 
laczna zaröwno w nowej jak i starej karcie. O 
odpisaniu nalezy powiadomié wszystkie osob 
widoezue z ksiegi wieezystej. na rzecz Krärych 
wpis nastapik Zawiadomienia tego mozua sie 
zrzec. Dla nowej karty winno sig zaloZyé nowe 
akta gruntowe. Pierwotne akta gruntowe pozo- 
staja w urzedzie hipotecznym. Postanowienia 
ustepu 3 $ 2 nalezy stosowac odpowiednio. 


Jezeli okazuje sie bardziej celowem przekazaé - 


calg karte, gdyz wpisy dotyeza prezewaänie nie- 
ruchomosei lub ezesci nieruchomosei polozonych 
w obrebie drugiego pañstwa. natenezas winno sie 
nieruchomosei lub ezesei nieruchomosei polozone 
we wlasnem panstwie. odpisaé ua nowa karte 
ksiegi wieczystej, pozostajarej w urzedzi: hipo- 
teeznym. Postanowienia zdania 2 ustepu 2, jak 
i ustepu 3. stosuje-sie odpowieduio. 


(gez.) Dr. Georg Crusen. (gez.) Dr. Zygmunt Seyda. 


2.5 a 


Schlußprotoholl. 


Kattowitz, den 12. April 1922. 


Bei Unterzeichnung des vorſtehenden Abkommens 
betreffend die Überleitung der Rechtspflege im ober⸗ 
ſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet erklären die Be— 
vollmächtigten im Namen ihrer Regierungen, daß 
zwiſchen der Deutſchen Regierung und der Polniſchen 
1 Einverſtändnis über das Folgende be- 
teht: 


1. Die $$ 13 und 17 des Artikels 1 des Vertrages 
finden keine Anwendung bei gerichtlichen Entſchei⸗ 
dungen, die einen Anſpruch auf Schadenerſatz wegen 
einer unerlaubten Handlung zum Gegenſtande 
haben, die im oberſchleſiſchen Abſtimmungsgebiet in 
der Zeit vom 1. Mai bis 31. Juli 1921 aus Anlaß 
des Nationalitätenkampfes begangen iſt. Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten, einſchließlich etwaiger Mahnſachen 
über Anſprüche der vorerwähnten Art, die unter die 
Beſtimmung des § 1 des Artikels 1 des Vertrages 
fallen, ſind, in Abweichung von der Beſtimmung 
in § 3 Abſ. 3 dieſes Artikels, auf Antrag auch nur 
einer der Parteien, an das Gericht des anderen 
Staates, das zuſtändig wäre, wenn die Klage zur 
Zeit des Inkrafttretens des Vertrages erhoben wäre, 
auch dann abzugeben, wenn zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Vertrages auch das im § 1 des genannten 
Artikels bezeichnete Gericht zuſtändig wäre; das 
Entſprechende gilt in den Fällen der 88 6 und 7 des 
genannten Artikels. 


2. Im Falle des $ 17 des Artikels 1 des Vertrages 
wird ein deutſcher auf Zahlung einer Geldſumme 
in deutſcher Mark lautender Vollſtreckungstitel im 
Gebiet des Polniſchen Staates in gleicher Weiſe 
vollſtreckt wie ein gleichartiger polniſcher auf Zahlung 
einer Geldſumme in fremder Währung lautender 
Vollſtreckungstitel; in der Vollſtreckungsklauſel iſt 
zum Ausdruck zu bringen, daß der beizutreibende 
Betrag in deutſcher Mark ausgedrückt iſt. Das 
Entſprechende gilt für polniſche auf Zahlung einer 
Geldſumme in polniſcher Mark lautende. Voll⸗ 
ſtreckungstitel, die im Gebiete des Deutſchen Reiches 
vollſtreckt werden ſollen. 


3. Die Beſtimmungen des 8 17 des Artikels 1 
des Vertrages und der Ziffer 1 dieſes Schluß ⸗Proto⸗ 
kolls finden entſprechende Anwendung auf diejenigen 
im Deutſchen Reiche entſtandenen Vollſtreckungs⸗ 
titel, die nach dem 31. Dezember 1921 bis zum Über⸗ 
gange der Rechtspflege rechtskräftig oder unanfechtbar 
geworden ſind, mit der Maßgabe jedoch, daß dieſe 
Titel nur im Deutſchen Reiche und in Polniſch⸗Ober⸗ 
ſchleſien vollſtreckt werden. 


Protoköt koñcowy. 
Katowice, dnia 12. kwietnia 1922r. 


Przy podpisaniu powyzszego ukladu w przed- 
miocie przejecia wymiaru sprawiedliwosci na 
görnoslaskim obszarze plebiscytowym oswiadezaja 
pelnomocniey w imieniu swych Rzadöw, Ze Rzady 
Niemiecki i Polski uzgodnily swe zapatrywania 
co do nastepujacych spraw: 


J. Postanowien $$ 13 i 17 artykulu 1 ukladu 
nie stosuje sie do rozstrzygnieé sadowych w spra- 
wach o roszezenia odszkodowaniowe za niedozwo- 
lone ezynnosei popelnione z powodu walk narodo- 
wych na görnoslaskim obszarze plebiseytowym w. 
ezasie od I. maja do 31. lipca 1921. Sprawy sporne 
o wymienione roszezenia, lacznie ewentualnych 
spraw upominawezych, do ktörych stosuja sie 
postanowienia $ 1 artykulu 1 ukladu, nalezy od- 
miennie od postanowien ustepu 3 $ 3 tegoz arty- 
kulu na wniosek chociazby tylko jednej strony 
przekazaé sadowi drugiego panstwa, ktöry bylby 
wlasciwy, jezeliby skarga byla wniesiona w chwili 
wejscia W Zycie ukladu, a to nawet w tym wy- 
padku, gdyby w chwili wejscia w Zycie ukladu 
byl takze wlaseiwy sad okreslony w $ 1 wymie- 
nionego artykulu; odpowiednie postanowienia 
stosowaé nalezy W wypadkach przewidzianych 
w $$ 6 i 7 wspomnianego artykulu. 


2. We wypadkach $ 17 artykulu 1 ukladu beda 
na obszarze Panstwa Polskiego niemieckie tytuly 
wykonaweze, opiewajace na zaplate sumy pienieznej 
w markach niemieckich w röwnej mierze wy- 
konywane jak röwnorzedne polskie tytuly wyko- 
naweze opiewajace na zaplate sumy pienieznej w. 
obcej walucie; w klauzuli wykonalnosci nalezy 
zaznaczyé, ze kwota majaca byé Sciagnieta jest 
wyraZona w markach niemieckich. Odpowiednie 
postanowienia stosuje sie do polskich tytulow wy- 
konawezych, majacych byé wykonywanymi na 
obszarze Panstwa Niemieckiego a opiewajacych 
na zaplate sumy pienieZnej w markach polskich. 


3. Postanowienia $ 17 artykulu I ukladu oraz 
liezby 1 niniejszego protokolu koncowego maja 
odpowiednie zastosowanie do tych tytulöw wy- 
konalnych powstalych w Panstwie N eibieckienn 
ktöre staly sie prawomocnymi albo niezaskarzal- 
nymi po dniu 31. grudnia 1921 r. az do dnia przej- 
Scia wymiaru sprawiedliwosci, z tem atoli ograni- 
czeniem, iz tytuly te wykonuje sie wylacznie w 
Pañstwie Niemieckiem i w polskiej ezesci Görnego 
Slaska. 


wg 


4. Mit der im 89 Abſ. 2 des Artikels 3 des Ver⸗ 
trages vorgeſehenen Anderung der Staatsaufſicht 
über ein Fideikommiß iſt auch der Übergang der Be⸗ 
fugnis verbunden, hinſichtlich derartiger Fidei⸗ 
kommiſſe materielle Rechtsänderungen vorzu⸗ 
nehmen, vorbehaltlich des Rechtes der vertragſchlie— 
ßenden Regierungen, vor oder bei Abſchluß eines 
Abkommens über die Anderung der Staatsaufſicht 
wegen der Auseinanderſetzung der Vermögen be- 
Hess Beſtimmungen zu treffen oder zu verein- 
aren. 


Ausgefertigt in doppelter Urſchrift. 


(gez.) Dr. Georg Cruſen. (gez.) Dr. Zygmunt Seyda. 
Siegel. 


4. Ze zmiang nadzoru pañstwowego nad fidei- 
komisem przewidziana w ustepie 2 $ 9 artykulu 3 
ukladu, polaczone jest takZe przej$cie uprawnienia 
do przeprowadzenia materjalnych zmian prawnych 
odnosnie do fideikomisöw tego rodzaju, z zastrze- 
zeniem prawa dla Rzadöw zawierajacych umowe, 
aby przed zawarciem lub przy zawieraniu umowy 
o zmianie nadzoru panstwowego wydaly osobne 
przepisy co do podzialu majatköw albo ugodzily 
sie co do takowych. 


Wygotowano w dwöch egzemplarzach. 
(gez.) Dr. Georg Crusen. (gez.) Dr. Zygmunt Seyda. 


| Poſtſcheckabkommen. 


Abkommen 
zwiſchen Deutſchland und Polen über den 


Poſtſcheckverkehr. 


Deutſchland 
einerſeits 
Polen 
anderſeits 
haben zum Zwecke der Sicherſtellung des Poſtſcheck— 
verkehrs zwiſchen Polniſch-Oberſchleſien und dem 
Deutſchen Reiche zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 
Deutſchland: Herrn Eugen Schiffer, Reichs— 
miniſter a. D., 
Polen: Herrn Caſimir Olſzowſki, 
mächtigten Miniſter. 


Die Bevollmächtigten haben ſich, nachdem fie ein- 
ander ihre Vollmachten . und dieſe in guter 
und gehöriger Form befunden haben, über folgende 

Artikel 1. 


Beſtimmungen geeinigt: 
Grundlagen des Verkehrs. 


§ 1. 
Im Verkehre zwiſchen dem Deutſchen Reiche und 
dem an Polen gefallenen Teile Oberſchleſiens find zu— 
gelaſſen: 
a) Einzahlungen mit Zahlkarte aus dem an Polen 
gefallenen Teile Oberſchleſiens auf Poſtſcheckkonten 
im Deutſchen Reiche, 
b) Auszahlungen durch Zahlungsanweiſungen in dem 
an Polen gefallenen Teile Oberſchleſiens aus Poſt⸗ 
ſcheckkonten im Deutſchen Reiche. 


85 Aufträge können auch telegraphiſch erledigt 
werden. 

Auf das Poſtſcheckverfahren werden die Vorſchriften 
des Poſtſcheckgeſetzes und der Poſtſcheckordnung für das 
Deutſche Reich angewandt. 


bevoll⸗ 


8 2. 

Die deutſche Reichspoſtverwaltung iſt befugt, den 
Höchſtbetrag für Zahlungsanweiſungen zu begrenzen, 
der an einem Tage oder in einem beſtimmten Zeitraum 
in Auftrag gegeben werden kann, und ebenſo kann die 
polniſche one den Höchſtbetrag für Zahl- 
karten begrenzen. 


| § 3. 

Die Vordrucke zu Zahlkarten werden von der 
e Poſtverwaltung nach den amtlichen Vor⸗ 
rucken des innerdeutſchen Verkehrs hergeſtellt. Auf 
Erſuchen der polniſchen Poſtverwaltung wird die deutſche 
Poſtverwaltung die Lieferung der Vordrucke vermitteln. 


Uktad miedzy Polska, a Niemcami 


W przedmiocie pocztowego obrotu 
czekowego. 

Polska z jednej strony, Niemey z drugiej strouy 
W celu zapewnienia pocztowego obrotu ezekowego 
pomiedzy Görnym Slaskiem polskim, a Rzesza 
Niemiecka, zamianowaly na swych penomocniköw: 

Polska pana Kazimierza  Olszowskiego, 
Ministra Pelnomocnego, 

Niemey — pana Eugenjusza Schifera, b. Mi- 
nistra Rzeszy. 


Pelnomocnicy ci, po wymianie swych pelnomoc- 
nietw, uznanych za sporzadzone w dobrej i 
nalezytej formie, zawarli Uklad nastepujacy: 


Artykut 1. 
Zasady obrotu. 


§ 1. 
W obrocie miedzy Rzesza Niemiecka a Görnym 
Slaskiem polskim dopuszeza sie: 


a) wplaty zapomoca kart platniczych z Görnego 
Slaska polskiego na pocztowe konta ezekowe 
w Rzeszy Niemieckie)j, 
b) wyplaty z pocztowych kont ezekowych w 
eszy Niemieckiej, dokonane na Görnym 
Slasku polskim za pomoca przekazöw platni- 
czych. 

Zlecenia moga byé uskuteezniane röwniez tele- 
grafieznie. 

W  postepowaniu pocztowo-czekowym maja 
zastosowanie przepisy Poeztowej Ustawy czekowej 
i Pocztowej Ordynacji czekowej dla Rzeszy nie- 
mieckiej. 

§ 2. 


Administracja poczt Rzeszy ma prawo ograniczyé 
dla przekazöw platniezych kwote maksymalna, 
ktora wolno przekazaé w jednym dniu lub w 
pewnym okresie czasu. W taki sam sposöb ad- 
ministracja poczt polskich moze ograniczyé kwote 
maksymalna dla kart platniezych. 


§ 3. 

Administracja poczt polskich sporzadzi formu- 
larze kart platniezych wedlug urzedowych formu- 
larzy, uzywanych w ‘wewnetrznym ruchu nie- 
mieckim. Na zyczenie administracji poczt polskich 
administracja poczt niemieckich posredniezyé be- 
dzie w dostarczaniu formularzy. 


$ 4. 

Die Bewohner des an Polen gefallenen Teiles Ober- 
ſchleſiens können bei einem deutſchen Poſtſcheckamt ein 
Konto unterhalten. Die Sendungen der deutſchen 
Poſtſcheckämter und Poſtanſtalten an die Poſtſcheckkunden 
in dem an Polen gefallenen Teile Oberſchleſiens, die 
Sendungen dieſer Amter und Anſtalten mit den Voft. 
anſtalten in dem an Polen gefallenen Teile Oberſchleſiens 
ſowie die Briefe der Poſtſcheckkunden in dem an Polen 
gefallenen Teile Oberſchleſiens an die deutſchen Poſt— 
ſcheckämter werden in Poſtſcheckangelegenheiten gebühren⸗ 
frei befördert. Für die Verſendung der Briefe der 
Poſtſcheckkunden an die deutſchen Poſtſcheckämter find 
beſondere Briefumſchläge (§ 10 Ziffer 2 des Poſtſcheck— 
geſetzes für das Deutſche Reich) zu benutzen. Werden 
andere Briefumſchläge benutzt, ſo unterliegen die 
Sendungen der gewöhnlichen Briefgebühr. 


Artikel 2. 


Gebühren. 

Für Einzahlungen mit Zahlkarte auf Konten bei den 
Poſtſcheckämtern im Deutſchen Reiche und für Aus— 
zahlungen, die bei den Poſtanſtalten in dem an Polen ab- 
getretenen Teile Oberſchleſiens durch Zahlungsanweiſung 
zu erledigen ſind, werden die Gebühren nach § 5 des 
Poſtſcheckgeſetzes für das Deutſche Reich erhoben. 


Es vergütet 

a) die polniſche Poſtverwaltung an die deut— 
ſche Reichspoſtverwaltung für jede Einzah— 
lung eine Gebühr von 80 Pfennig, 

b) die deutſche Reichspoſtverwaltung an die 
polniſche Poſtverwaltung für jede Auszah— 
lung eine Gebühr von 75 Pfennig. 

Sollten ſich aus dieſer Gebührenteilung Unbilligkeiten 
ergeben, fo bleibt eine andere Regelung jederzeit vor- 
behalten. 

Die Telegraphen- und ſonſtigen Nebengebühren ver: 
bleiben der Verwaltung, die ſie vereinnahmt hat. 


Artikel 3. 


Abrechnung. 


Über die Schuld und Forderung aus dem Zahlkarten— 
und Zahlungsanweiſungsverkehr wird monatlich abge- 
rechnet. Auf die Abrechnungsſchuld aus dieſem Verkehre 
find im Laufe des Monats mindeſtens fünf Abſchlags⸗ 
zahlungen für Zeiträume von je 6 Tagen zu leiſten. 
Die Friſt, nach deren Ablauf die Schuld zu verzinſen 
iſt, ſowie die Höhe des Zinsfußes werden von den 
beiden Verwaltungen vereinbart. Der Zinsfuß darf 
jährlich 5 vom Hundert nicht überſteigen. 


Die Gläubigerverwaltung kann jederzeit die Be- 
zahlung der ihr zuſtehenden Beträge verlangen. In 
einem ſolchen Falle ſetzt ſie unter Berückſichtigung der 
Entfernungen den Zeitpunkt feſt, bis zu dem die 
Zahlung erfolgen muß. Zahlt die Schuldnerverwaltung 
nicht innerhalb der geſetzten Friſt, ſo wird der für die 
Verzinſung der Schuld vorgeſehene Zinsfuß um jähr⸗ 
lich 2 vom Hundert erhöht, gerechnet vom dritten 
Tage an, der auf den Ablauf der geſetzten Friſt folgt. 


Mieszkancy Görnego Slaska polskiego moga 
utrzymywaé konta w poeztowych urzedach czeko- 
wych niemieckich. Przesylki niemieckich poezto- 
wych urzedöw cezekowych. tudziez zakladow 
poeztowych ezekowych, przeznaczone dla poczto- 
wych klijentöw ezekowych na Görnym Slasku 
polskim, przesylki tychze urzedöw i zakladöw do 
zakladöw poeztowyceh na Görnym Slasku polskim, 


jakotez listy pocztowych klijentöw ezekowyeh na 


Görnym Slasku polskim do niemieckich poezto- 
wych urzedöw ezekowych,w sprawach dotyezaeyelı 
ezeköw poeztowych, uskutecznia sie bezplatnie. 
Do wysylki listow poeztowych klijentöw ezeko- 
wych do niemieckich poeztowych urzedöw ezeko- 
wych uzywa sieosobnych kopert ($ 10, 1. 2 Poezto- 
wej Ustawy ezekowej dla Rzeszy Niemieckiej). 
Jezeli uäyta bedzie inna koperta, natenczas prze- 
sylka podlega zwyklej oplacie za listy. 


Artykul 2. 
Oplaty. 

Zu wplaty za pomoca kart platniczych na konta 
w poeztowych urzedach ezekowych Rzeszy Nie- 
mieckiej, jakotez za wyplaty zalatwiane za pomoca 
przekazow platniezych w urzedach pocztowych 
Görnego Slaska polskiego, pobiera sie rares ue 
S 5-go Pocztowej Ustawy czekowej dla Rzeszy 
Niemieckiej. 

Z pobranych oplat uiszeza: 

a) administracja poczt polskich administragji 
poezt niemieckich za kaZda w plate — naleznosc 
wynoszara 80 fenigöw, 

b) administracja poczt niemieckich administraeji 
poezt polskich za kazda wyplate — naleznosé 
wynoszaca 75 fenigow. 

Gdyby ten podzial oplat okazal sie niesluszuym, 
zastrzega sie W kazdej chwili inne uregulowanie 
tego. 

Oplaty telegraficzne oraz jakiekolwiek naleznosei 
uboczne przypadaja administracji, ktöra je pobrala. 


Artykul 3. 
Rozliczenie. 


Rozliezenie dlugöw i naleZno$ci z obrotu kart 
i przekazow platniezych nastepuje co miesiae. Na 
poezet dlugu, wyn:kajacego z rozliezenia tego obrotu 
nalezy dokonad W ciagu miesigca przynajmniej 
5-ciu splat za ka2dy szesciodniowy okres czasu. 
Obie administracje umöwig termin, po uplywie 
ktörego dlug podlega oprocentowaniu, jakotez 
wysokos€ stopy procentowej. Stopa procentowa 
nie moe przekraczaé pieciu od sta rocznie. 

Administracja, bedaca wierzycielem, moze kazde- 
go czasu zazadaé zaplaty kwot jej naleznych. 
W takim wypadku ustala ona, z uwzglednieniem od- 
leglosci, termin, do ktörego nalezy dokonac zaplaty. 
Jezeli administracja, bedaca dluznikiem, nie zaplaci 
w ustalonym czasie, natenczas stopa procentowa, 
przewidziana dla oprocentowania dlugu, podwyäsza 
sie roczuie o dwa od sta, a to liczac od dnia 
trzeciego, ktöry nastepuje po uplywie wyznaczo- 
nego terminu. 
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Artikel 4. 
Gewährleiſtung. 

Iſt dem Poſtſcheckkunden nach den allgemeinen Vor- 
ſchriften des bürgerlichen Rechtes und nach den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über den Poſtſcheckverkehr Schadens 
erſatz zu leiſten, ſo liegt die Verpflichtung zur Zahlung 
des Erſatzbetrags an den Poſtſcheckkunden der Ver⸗ 
waltung ob, die das Konto führt. Dieſer Verwaltung 
ſteht, wenn der Erſatzbetrag 10 Mark überſteigt, der 
Rückgriff gegen die andere Verwaltung nach folgenden 
Beſtimmungen zu: 

a) Iſt der Schaden im Bereich einer einzigen Ver⸗ 

waltung verurſacht, ſo haftet dieſe ausſchließlich. 


b) Iſt der Schaden im Bereiche der beiden Verwal- 
tungen verurſacht, ſo haftet jede Verwaltung für 
den in ihrem Bereiche verurſachten Schaden. Iſt 
eine ſolche Unterſcheidung nach den Umſtänden des 
Falles nicht möglich, ſo iſt der Schaden von beiden 
Verwaltungen zu gleichen Teilen zu erſetzen. 

Für die auf Zahlkarten eingezahlten Beträge regelt 

ſich die Erſatzpflicht und das Erſatzverfahren wie für 
Poſtanweiſungen. 


Vor der Zahlung des Erſatzbetrags iſt die Verwal⸗ 
tung, gegen die der Rückgriff geltend gemacht werden 
ſoll, zu hören. 


Artikel 5. 


Vermittlungspoſtſcheckamt. 
Den Poſtſcheckverkehr mit dem an Polen abgetretenen 
Teile Oberſchleſiens vermittelt das Poſtſcheckamt in 
Breslau. 


Artikel 6. 


Währung. 
Das Abkommen hat das Beſtehen der deutſchen 
Währung in dem an Polen abgetretenen Teile Ober⸗ 
ſchleſiens zur Vorausſetzung. 


Artikel 7. 


Zeitweilige Einſtellung des Dienſtes. 

Jede der beiden Verwaltungen kann den Poſtſcheck⸗ 
verkehr ganz oder teilweiſe einftellen, wenn auberge 
wöhnliche Umſtände dieſe Maßnahme rechtfertigen. 
Sie hat die beteiligte Verwaltung unverzüglich, nötigen 
falls telegraphiſch, zu benachrichtigen. 


Artikel 8. 


Dauer des Abkommens. 

Dieſes Abkommen gilt nur für die Dauer der Zeit, 
während der die deutſche Mark die einzige geſetzliche 
Münzeinheit im polniſchen Abſtimmungsgebiet Ober- 
ſchleſiens iſt. Jede Verwaltung kann jedoch das Ab- 
kommen at mit einer Kündigungsfriſt von drei 
Monaten kündigen. 

Sollten ſich nach der einen oder anderen Richtung 
Unbilligkeiten ergeben, ſo behalten ſich die Verwaltungen 
vor, deswegen erneut in Verbindung zu treten. 


Artykul 4. 
Odpowiedzialnosé. 

Jezeli w mysl ogölnych przepisow prawa cywil- 
nego i wedlug postanowien Ustaw o pocztowym 
obrocie czekowym nalezy pocztowym klijentom 
czekowym placic odszkodowanie, natenezas obowia- 
zek odszkodowania ich spada na te administracje, 
ktôra prowadzi konto. O ile kwota odszkodowania 
przekracza 10 mk., administracja ta ma prawo 
regresu do drugiej administracji wedle naste- 
pujacych przepisow : 

a) jezeli szkoda zostala spowodowana w obrebie 
jednej tylko administracji, to odpowiada ona 
wylacznie, 

b) jezeli szkoda zostala spowodowana w obrebie 
obu administracji, natenczas odpowiada kazda 
administracja za szkode spowodowana w jej 
obrebie. Jezeli takie rozröänienie w danym 
wypadku nie jest mozliwe, obie administracje 
pokryja szkode w röwnych cezesciach. 

Obowiazek odszkodowania, jakotez postepowanie 
odszkodowaweze za kwoty, wplacone za pomoca 
kart platniezych, normuje sie wedle odnosnych 
przepisow, obowigzujacych dla przekazöw po- 
cztowych. 

Przed wyplata odszkodowania nalezy wysluchaé 
administracji, przeciw ktörej ma byé zgloszony 
regres. 


Artykul 5. 


Pocztowy Urzad czekowy posSredniezacy. 

W POST obrocie czekowym z Görnym 
Slaskiem polskim posredniczy pocztowy urzad 
ezekowy we Wroclawiu. 


Artykul 6. 


W aluta. 


. Uklad ten opiera sie na zalozeniu, ze na Görnym 
Slaskupolskimutrzymanazostanie waluta niemiecka. 


Artykul 7. 


Przejsciowe zawieszenie ruchu. 
Kazda z administracji moZe zawiesié pocztowy 
obröt ezekowy, calkowicie albo ezesciowo, jezeli 
nadzwyezajne okolieznosei usprawiedliwiaja takie 
zarzadzenie. Administracja ta winna zawiadomié 
o tem administracje zainteresowana bezzwlocznie, 
w razie potrzeby telegraficznie. 


Artykul 8. 
Czas trwania ukladu. 


Uklad ten obowigzuje na czas, w ciagu ktörego 
marka niemiecka bedzie jedyna prawna jednostka 
walutowa na Görym Slasku polskim. Kazda z 
administracji moe jednakze wypowiedzieé Uklad 
ten kazdego czasu za trzymiesiecznem wymowieniem. 

Gdyby z Ukladu tego wyniknely niekorzystne 
nastepstwa dla jednej lub drugiej Strony, obie 
administracje zastrzegaja sobie moZnose nawiaza- 
nia ponownych rokowan. 
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Artikel 9. 


Ausführungsbeſtimmungen. 

Dieſem Abkommen find als Anlage Ausführungs- 
beſtimmungen beigefügt. Die Ausführungsbeſtimmungen 
koͤnnen von den beiden Regierungen im gegenſeitigen 
Einverſtändniſſe jederzeit abgeändert werden. 


Artikel 10. 


Inkraſttreten. 

Dieſes Abkommen ſoll ratifiziert werden und die 
Ratifikationsurkunden ſollen zuſammen mit den Urkunden 
über das deutſch-polniſche Abkommen über Oberſchleſien 
vom 15. Mai 1922 ausgetauſcht werden. Es tritt gleich- 
zeitig mit dieſem Abkommen in Kraft. 


Zur Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten dieſes 
Abkommen unterzeichnet und mit ihren Siegeln verſehen. 

Ausgefertigt in doppelter Urſchrift in Genf am 
15. Mai 1922. + 


Eugen Schiffer Caſimir Olſzowſki 


Artykul 9. 


Postanowienia Wykonaweze. 

Do ukladu niniejszego dolaczone sa jako zalacz- 
niki Postanowienia Wykonawcze. Postanowienia 
Wykonaweze moga byc zmienione przez oba Rzady 
kazdego czasu, za wspölnem porozumieniem. 


Artykul 10. 


Uklad niniejszy winien byé ratyfikowany i do- 
kumenty ratyfikacyjne winny byé wymienione 
röwnoezesnie z dokumentami ratyfikacyjnemi, 
dotyezacemi konwencji polsko-niemieckiej w spra- 
wie Görnego Slaska z d. 15. maja 1922r. 

Uklad niniejszy staje sie prawomoenym röwno- 
czesnie ze wspomniana Konwencja. 

W dowöd czego Pelnomoeniey podpisali ni- 
niejszy Uklad i zaopatrzyli go swemi pieezeeiami. 

Wygotowano w dwu egzemplarzach w Genewie, 
dnia pietnastego maja, tysige dziewiedset dwu- 
dziestego drugiego roku. 


Casimir Olszowski Eugen Schiffer 
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Ausführungsbeſtimmungen 
zum Abkommen für den Poſtſcheckverkehr 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und dem an 

Polen gefallenen Teile Oberſchleſiens. 


SA. 
Betriebsdienſt. 


1. Die Poſtanſtalten in dem an Polen gefallenen 
Teile Oberſchleſiens ſind verpflichtet, die an ein deutſches 
Poſtſcheckamt gerichteten Anträge auf Eröffnung eines 
Poſtſcheckkontos entgegenzunehmen, nach den für den 
inneren Verkehr erlaſſenen Vorſchriften zu behandeln 
und dem zuſtändigen Poſtſcheckamt zu ſenden. 


2. Die Poſtanſtalten in dem an Polen gefallenen 
Teile Oberſchleſiens haben Beſtellungen auf die von der 
deutſchen Reichspoſtverwaltung herausgegebenen Ver 
zeichniſſe der Poſtſcheckkunden entgegenzunehmen, an das 
Poſtſcheckamt in Breslau weiterzugeben und den Betrag 
auf das Poſtſcheckkonto Nr. 1 dieſes Amts zu überweiſen. 


$ 2. 
Zahlkarten. 


1. Bei den Zahlkarten iſt beſonders darauf zu achten, 
daß der Betrag und die Nummer des Kontos auf dem 
Hauptteil und dem Abſchnitt übereinſtimmen ſowie, 
daß der Poſtſcheckkunde nach Namen und Wohnort 
bezeichnet iſt. Undeutliche Zahlen hat der Annahme⸗ 
beamte auf der Zahlkarte mit blauer Tinte oder Tinten- 
ſtift zu wiederholen. Zahlkarten bis 50 Mark, auf 
deren Hauptteil die Betragsangabe eingedruckt, dieſe 
aber nachträglich durch einen deutlichen Neuaufdruck 
auf einen höheren Betrag geändert worden iſt, ſind 
nicht zu beanſtanden. Iſt der für die Eintragung des 
Betrags beſtimmte Raum der Zahlkarte nicht ganz 
ausgefüllt, ſo muß ihn der Annahmebeamte durch einen 
ſtarken liegenden Strich ſchließen, auch wenn der Ab⸗ 
ſender den nicht ausgefüllten Raum ſchon durchgeſtrichen 
hat. Ebenſo ſind die Lücken zwiſchen den einzelnen 
Wörtern durch ſtarke liegende Striche auszufüllen, 
wenn bei der Wiederholung des Betrags in Buchſtaben 
die Markwährung nicht zuſammenhängend geſchrieben iſt. 


2. Die Poſtanſtalten in dem an Polen gefallenen 
Teile Oberſchleſiens ſenden die eingelieferten Zahlkarten 
für Konten bei den Poſtſcheckämtern im Deutſchen Reiche 
dem Poſtamt in Kattowitz, das die Freimarken auf 
der Vorderſeite der Zahlkarten durchſtanzt. 


3. Das Poſtamt in Kattowitz ſtellt zunächſt die nach 
dem Poſtſcheckamt in Breslau und anſchließend daran 
die nach den übrigen Poſtſcheckämtern gerichteten Zahl. 
karten mit der Rechenmaſchine auf einem Rechenſtreifen 
zuſammen und rundet die Schlußſumme auf volle 
tauſend Mark nach unten ab. ; 


Anlage 


Postanowienia Wykonawcze. 


E 


Sluzba ruchu. 
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I. Urzedy pocztowe na Görnym Slasku polskim 
zobowiazane sa przyjmowaé wnioski o otwarcie 
poeztowego konta czekowego, skierowane do 


jakiegokolwiek urzedu pocztowego ezekowego nie- 


mieckiego, zalatwiac je wedlug przepisow wydanych 
dla ruchu wewnetrznego i przesylaé do wlaseiwego 
pocztowego urzedu ezekowego. 5 

II. Urzedy pocztowe na Görnym Slasku polskim 
winny przyjmowaé zamöwienia na spisy poczto- 
wych klientow czekowych, wydane przez Ad- 
ministracje poczt Rzeszy niemieckiej, kierowaé 
zamowienia te do pocztowego Urzedu czekowego 
we Wroclawiu i przekazywad odnosne kwoty na 
poeztowe konto ezekowe No. I tego Urzedu. 


82. 
Karty platnicze. 


I. Odnosnie do kart platniezych nalezy zwracaé 
szezegölna uwage na to, aby kwota i numer 
konta umieszezone na ezesci glöwnej i na odeinku 
zgalzaly sie ze soba, oraz aby podaue bylo 
nazwi-ko i miejsce zamieszkania pocztowego klienta 
ezekowego. Urzednik, przyjmujacy karte platnicza, 
na ktörej znajduja sie niewyrazne cyfry, winien 
eyfry te powtorzyé niebieskim atramentem lub 
De olöwkiem. Nalezy nie kwestjonowaé 
kart platniezych na sume do 50-u marek, na 
ktörych kwota, wydrukowana na glöwnej cezesci 
karty, zostala nastepnie za pomocg nowego wyraz- 
neg» druku zmieniona na kwote wy2sza. Jezeli 
miejsce na karcie platniezej, przeznaczone do 
wpisania kwoty, nie jest calkowieie wypelnione, 
urzednik, przyjmujacy karte, winien je wypelnié 
za pomoca grubej, poziomej kreski, chociazby 
wysylajacy juz przekreslil niewypelnione miejsce. 
Tak samo nalezy wypelnié wolne miejsce miedzy 
poszezegölnemi wyrazami za pomoca grubych 
poziomych kresek, jezeli przy powtörzeniu kwoty 
literami wypisano walute markowa z odstepami. 

2. Urzedy pocztowe na Görnym Slasku polskim 
przesylaja karty platnicze, nadane na konta pocz- 
towych urzedöw czekowych Rzeszy niemieckiej, 
Urzedowi pocztowemu w Katowicaclı,ktory przebija 
znaczki pocztowe na przedniej stronie karty plat- 
niczej. 

3. Urzad pocztowy w Katowicach zestawia za 
pomoca maszyny do rachowania na jedn y m pasku 
rachunkowym najpierw karty platnieze, przezna- 
czone dla poeztowego urzedu czekowego we Wro- 
clawiu, i bezposrednio za tem karty platnicze, prze- 
znaczone dla innych pocztowych urzedöw czeko- 


Beim Monatswechſel werden für den alten und für 
den neuen Monat beſondere Rechenſtreifen gefertigt. 


4. Das Poſtamt in Kattowitz ſendet dem Poſtſcheck— 
amt in Breslau den Rechenſtreifen mit den Zahlkarten 
für dieſes Amt. Den übrigen Poſtſcheckämtern über⸗ 
weiſt es die Zahlkarten unmittelbar in den hellgrünen 
Zahlkartenumſchlägen. 


5. Unanbringliche Sablfartenbeträge verfallen dem 
polniſchen Staat. 


$ 3. 
Zahlungsanweiſungen. 


1. Die Zahlungsanweiſungen werden von zwei Be 
amten des Poſtſcheckamts unterſchrieben, mit dem Hoch— 
druckſtempel bedruckt und offen abgeſandt. Bei telegra— 
phiſchen Zahlungsanweiſungen erhält die Beſtimmungs⸗ 
poſtanſtalt eine in der gleichen Weiſe zu behandelnde 
Einzahlungsmeldung. 


2. Ausgezahlte Zahlungsanweiſungen werden durch— 
locht oder durch Abſchneiden einer Ecke als ausgezahlt 
kenntlich gemacht. 


3. Unbeſtellbare Zahlungsanweiſungen werden mit 
einem Vermerk über den Grund der Unbeſtellbarkeit 
verſehen und an das Poſtſcheckamt, das ſie ausgefertigt 
hat, unter Umſchlag gefandt. 


4. Die Zahlungsanweiſungen werden in dem an 
Polen abgetretenen Gebiet Oberſchleſiens gebührenfrei 
nach- oder an das Aufgabepoſtſcheckamt zurückgeſandt. 


§ 4. 
Rechnungsverfahren. 
Zwiſchen den beiden Verwaltungen wird abgerechnet 


a) über die Beträge der gutgeſchriebenen Zahl, 
karten (§ 2), 


b) über die Beträge der ausgezahlten Zahlungs- 
anweiſungen ($ 3). 


A. Zahlkarten. 


Bei den Poſtanſtalten in dem an Polen gefallenen 
Gebiet Oberſchleſiens werden die Annahmeliſten für 
Zahlkarten am 8., 15., 23. und am Letzten des Monats 
abends abgeſchloſſen. Am Kopfe jedes Heftes iſt die 
Zahl der telegraphiſchen Zahlkarten, die der Annahme— 
liſte beigefügt werden, zu vermerken. Die Annahme⸗ 
liſte wird am Abend des Tages, der auf den Tag der 
Abſchließung folgt, an die Rechnungsſtelle des Poſt⸗ 
ſcheckamts in Breslau geſandt. Fällt der für die Ab- 
ſendung beſtimmte Tag auf einen Sonn- oder Feier- 
tag, ſo braucht die Liſte erſt am folgenden Werktag 
abgeſandt zu werden. 

Sind im Laufe eines Monats überhaupt keine Zahl- 
karten eingezahlt worden, ſo iſt dem Poſtſcheckamt in 
Breslau eine Leeranzeige zu ſenden. 
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wych, zaokraglajae sume köncowa do pelnych 
tysiecy marek w döl. Z uplywem kazdego 
miesiaca, sporzadza sie oddzielne paski rachunkowe 
za ubiegly i za nastepny miesiac. 

J. Urzad pocztowy w Katowicach przesyla 
poeztowemu urzedowi ezekowemu we Wroclawiu 
pasek- rachunkowy wraz z kartami platniczemi, 
przeznaczonemi dla tego urzedu. Innym urzedom 
ezekowym przesyla tenze urzad karty platnieze 
bezposrednio w jasno zielonych kopertach, prze- 
znaczonych dla kart platniezych. 


5. Kwoty kart platniezych, ktorych nie mona 
doreczyé lub zwrocié, przypadaja na rzecz Panstwa 
Polskiego. 

§ 3. 
Przekazy platnicze. 


I. Przekazy platnicze podpisuja dwaj u- 
rzedniey pocztowego urzedu ezekowego. Winny 
one byc zaopatrzone stemplem wypuklym i wyslane 
w stanie otwartym. Przy telegraficznych przekazach 
platniezyela, urzad pocztowy miejsca przeznaczenia 
otrzymuje doniesienie o wplacie, ktöre nalezy 
zalatwiaé w ten sam sposöb. 


2. Dla uwidocznienia, ze przekaz zostal wypla- 
cony, przedziurawia sie go, lub odeina sie jego 
rög. 

3. Na przekazach platniezych, ktörych nie 
mona bylo doręczyé, sporzadza sie dopisek 
o przyezynie niedoręczenia i wysyla sie przekazy 
te w kopercie do pocztowego, urzedu ezekowego, 
ktory je wystawil. 

4. Zwrot przekazow platniezych wysylajacemu 
pocztowemu urzedowi czekowemu, jak röwniez 
przesylanie tychze w Slad za adresatem, odbywa 
sie na Görnym Slasku polskim bezplatnie. 


Postepowanie przy rozliczaniu. 
Obie Administracje rozliezaja sie: 


a) co do kwot kart platniezych, zapisanych na 
dobro ($ 2), 


b) co do kwot wyplaconych przekazöw plat- 
niezych ($ 3). 


A. Karty Platnicze. 


Urzedy pocztowe na Görnym Slasku polskim 
zamykaja listy przyjeé kart platniezych dnia 
ösmego, pietnastego, dwudziestego trzeciego i 
ostatniego kazdego miesigca wieczorem. W na- 
glöwku kazdego zeszytu na'eiy podaé ilosé tele- 
grafiezuych kart platniezych, dolaezonych do listy. 
Liste przyjeé odsyla sie wieczorem dnia. ktö 
nastepuje po dniu zamkniecia, do oddzialu obra- 
chunkowego poeztowego Urzedu ezekowego we 
Wroclawiu. Jezeli dzien wysylki przypada na 
niedziele, lub swieto, lista moe byé odeslana 
nastepnego dnia powszedniego. 


Jezeli w ciagu miesigca nie wplacono Zadnej 
kwoty na karty platnieze, nalezy przeslaé zawia- 
domienie pocztowemu Urzedowi czekowemu we 
Wroclawiu. 
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B. Zahlungsanweiſungen. . 


1. Die Voftanftalten in dem an Polen gefallenen 
Gebiet Oberſchleſiens ſenden die ausgezahlten Zahlungs 
anweiſungen an das Poſtamt in Kattowitz. Dieſes 
überweiſt die Zahlungsanweiſungen an die Rechnungs- 
ſtelle des Poſtſcheckamts in Breslau mit Tagesliſte, an 
deren Fuß die Stückzahl angegeben wird. 


2. Beim Monatswechſel — und zwar bis zum 8. 
einſchließlich des neuen Monats — werden für die im 
Monat vorher und für die im neuen Monat ausge: 
fertigten ausgezahlten Zahlungsanweiſungen beſondere 
Tagesliſten aufgeſtellt. Später noch vorkommende 
Zahlungsanweiſungen aus dem alten Monat find in 
die Tagesliſte für den neuen Monat aufzunehmen. Die 
am 8. gefertigte Tagesliſte für den alten Monat iſt mit 
dem Vermerk »Schluß für den Monale zu 
verſehen und an die Rechnungsſtelle des Poſtſcheckamts 
in Breslau zu ſenden. Liegen am 8. aus dem alten 
Monat keine Zahlungsanweifungen mehr vor, fo wird 
eine Leerliſte mit dem Vermerk »Schluß für den Monat 
Rates « abgefandt. 


Abſchlagszahlungen. 

1. Abſchlagszahlungen find für die Zeiträume vom 
I. bis 4., 1. bis 8., 1. bis 17., 1. bis 23. und 1. bis 
Monatsletzten, ferner vom 1. des Rechnungsmonats bis 
4. des neuen Monats ſowie vom 1. des Rechnungs- 
monats bis 8. des neuen Monats zu leiſten. Zu dem 
Zweck ermittelt das Poſtamt in Kattowitz am 5., 9., 
18. und 24. des laufenden ſowie am 1., 5. und 9. 
des neuen Monats aus den Schlußſummen der abge⸗ 
gangenen Rechenſtreifen für Zahlkarten ſowie aus der 
Tagesliſte über Zahlungsanweiſungen ſeine Schuld 
und Forderung gegenüber der deutſchen Reichspoſtver⸗ 
waltung. Fällt einer dieſer Tage (Stichtage) auf einen 
Sonn- oder Feiertag, fo iſt die Feſtſtellung an dem 
darauffolgenden Werktag vorzunehmen. Eine Abſchrift 
der Zuſammenſtellung ſendet das Poſtamt in Kattowitz 
an das Poſtſcheckamt in Breslau. 


2. Überfteigt die Forderung einer Verwaltung 
50 000 Mark, fo find an dieſe Abſchlagszahlungen in 
Höhe ihrer Forderung zu leiſten. 


3. Am 5. und 9. des Monats faßt das Poſtamt 
in Kattowitz die Angaben für den alten und den neuen 
Monat fo zuſammen, daß aus ihnen die Geſamt⸗ 
forderung und Geſamtſchuld jeder Verwaltung ermittelt 
wird und danach die Abſchlagszahlungen geleiſtet werden. 


4. Späteſtens am 2. Werktag nach dem Stichtag 
hat die zu einer Abſchlagszahlung verpflichtete Ver⸗ 
waltung den Betrag an die andere Verwaltung zu 
zahlen, und zwar 

a) an die deutſche Reichspoſtverwaltung auf 

das Reichsbankkonto der General-Poſtkaſſe in 
Berlin, N 

b) an die polniſche Poſtverwaltung auf ein 

von ihr noch zu bezeichnendes Konto. 


B. Przekazy Platnicze. 


1. Urzedy poeztowe na Görnym Slasku polskim 
przesylaja wyplacone przekazy platnieze do Urzedu 
pocztowego W Katowicach. Urzad ten kieruje 
przekazy platnieze do oddzialu obrachunkowego 
pocztowego Urzedu czekowego we Wroclawiu 
wraz z lista dzienna, w ktörej na koncu podana 


jest ilose przekazow. 


2. J uplywem kazdego miesiaca, a to do dnia 
ösmego nastepnego miesiaca wlacznie-nalezy spo- 
rzadzié listy dzienne dla przekazöw platniezych, 
wyplaconych i wystawionych w ubieglym i w 
nastepnym miesiacu, dla kazdego miesigca zosobna, 
Wplywajace pözniejsze przekazy platniezezubiegle- 
go miesigca nalezy wciagnaé do listy dziennej 
nastepnego miesiaca. Liste dzienna, sporzadzong 
dnia Ösmego, za miesige ubiegly, nalezy zaopatrzeé 
dopiskiem »zamknięcie za miesige ai 
odeslaé do oddzialu obrachunkowego pocztowego 
Urzedu Czekowego we Wroclawiu. Jezeli dia 
ösmego niema przekazöw platniezych z ubieglego 
miesiaca, nalezy wyslaé niewypelniona liste 2 
dopiskiem »zamkniecie za miesiac . . . . . «. 


Splaty. 

1. Splaty nalezy uskuteczniaé za okresy ezasu: 
od dnia 1-go do 4-go, od 1-go do 8-go, od 1-go 
do 17-g0, od 1-go do 23-g0 i od 1-go do ostat- 
niego dnia miesiaca, nastepnie od 1-go dnia 
miesiaca-rachunkowego do 4-go dnia nastepnego 
miesiaca, w koncu od 1-go dnia miesigca rachun- 
kowego do 8-go dnia nastepnego miesiaca. W tym 
celu Urzad pocztowy w Katowicach ustala dlug 
swöj oraz naleznosé swoja wobec Administracji 
poezt Rzeszy w dniach 5-go, 9-go, 18-g0 i 24-go 
miesigca biezacego i w dniach 1-go, 5-go i 9-go 
nastepnego miesiaca na podstawie sum koncowych 
odeslanych paskôw rachunkowych dla kart plat- 
niezych, oraz na podstawie listy dziennej dla 
przekazöw platniezych. Jezeli jeden z tych dni 
umöwionych przypada na niedziele lub swieto, 
natenczas stwierdzenie to bedzie dokonane 
w BD dniu powszednim. Odpis zestawienia 
przesyla Urzad pocztowy w Katowicach poczto- 
wemu Urzedowi ezekowemu we Wroclawiu. 

2. Jezeli naleznosé jednej Administracji prze- 
kracza kwote 50.000 marek, to splata nastapi w 
wysokosei naleznosei. 

3. W dniach 5-go i 9-go kazdego miesiaca Urzad 
poeztowy w Katowicach zestawia dane za ubiegly 
i nastepny miesige w taki sposob, aby na ich 
podstawie ustalono calkowita nalezno$é oraz cal- 
kowity dlug kazdej z obu Administracji, i aby 
wedle tego uskuteczniano splaty. 

4. Najpözniej drugiego dnia powszedniego po 
dniu ustalonym, Administracja, zobowiazana do 
splaty, winna przeslaé odnosna kwote drugiej 
Administracji, a mianowicie: 

a) dla Administracji poczt Rzeszy niemieckiej 

na konto Generelnej Kasy Pocztowej w Banku 
Rzeszy w Berlinie, 


b) dla Administracji Poezt polskich na konto, 
ktöre bedzie przez nig w przyszlosci wskazane. 
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Endgültige Abrechnung. 


1. Auf Grund der von den Poſtämtern in dem an 
Polen gefallenen Teile Oberſchleſiens eingegangenen 
Annahmeliſten für Zahlkarten und der Monatsſumme 
der vom Poſtamt in Kattowitz eingegangenen Tages- 
liſten über ausgezahlte Zahlungsanweiſungen ermittelt 
das Poſtſcheckamt in Breslau die Schuld und Forderung 
der beiden Verwaltungen, ſtellt hierüber eine Abrechnung 
auf und ſendet dieſe dem Poſtamt in Kattowitz ſowie eine 
Abſchrift dem Poſtſcheckbüro des Reichspoſtminiſteriums. 
Die für den Rechnungsmonat ſchon geleiſteten Abſchlags- 
zahlungen ſind in der Abrechnung zu berückſichtigen. 


2. Die Schlußzahlungen ſind binnen zwei Tagen 
nach Empfang der Abrechnung zu leiſten. 
3. Über die Gebühren wird beſonders abgerechnet. 


Schiffer Olſzowſ ki 


Rozrachunek ostateczny. 


1. Na podstawie list przyjed dla kart platniezych, 
nadeslanych przez urzedy pocztowe na Görnym 
Slasku polskim, oraz na podstawie sumy miesieeznej 
list dziennych dla wyplaconych przekazöw platni- 
ezych, nadeslanych przez Urzad pocztowy W Kato- 
wicach, pocztowy Urzad Czekowy w Wroclawiu 
ustala dlug oraz naleznosd obu Administragji, 
zestawia na tej podstawie obrachunek i przesyla 
go Urzedowi pocztowemu w Katowicach, a odpis 
do Pocztowego Biura Czekowego Ministerjum Poczt 
Rzeszy. Splaty, uskuteeznione juz na poczet 
miesigca rachunkowego, winny bye uwzglednione 
w obrachunku. 

2. Ostateczna splata winna byé dokonana w 
ciagu dwu dni po otrzymaniu obrachunku. 

3. Oplaty beda przedmiotem osobnego rozlieze- 
nia. 


Olszowski Schiffer 


Im gleichen Verlage erſcheint demnächſt: 


Führer durch das deutſch⸗polniſche 


Wirtſchaftsabkommen 
vom 15. Mai 1922 


Eine kurzgefaßte und volkstümliche Darſtellung 
der wichtigſten Beſtimmungen 
des Genfer Abkommens 


Herausgegeben vom 
Deutſch⸗oberſchleſiſchen Volksbund für Polniſch⸗Schleſien 
zur Wahrung der Minderheitsrechte E. V. 


Umfang etwa 6 bis 7 Druckbogen 
Preis etwa 12 bis 15 Mark 


Das Genfer Abkommen wird für die nächſten 15 Jahre das wirt⸗ 
ſchaftliche Geſetzbuch für Polniſch⸗Schleſien bilden. Jeder Berufs- 
ſtand, der Großinduſtrielle, der Kleingewerbetreibende und Hand— 
werker, der Kaufmann, der Landwirt und Beamte, jede Handels- 
und Induſtriegeſellſchaft, jeder Rechtsanwalt und Notar — ſie alle 
werden ſich mit dem Inhalte des umfangreichen und ſchwierigen 
Werkes bekannt machen müſſen. Eine volkstümliche Einführung 
in den Geiſt und Gedankenkreis des Abkommens will die neueſte 
Veröffentlichung des Deutſch-oberſchleſiſchen Volksbundes 
für Polniſch-Schleſien zur Wahrung der Minderheitsrechte 
bieten, deſſen Aufgabe es vor allem iſt, der deutſchen Bevölkerung 
im Abtretungsgebiete als Rechtsberater zur Seite zu ſtehen. 

Das Büchlein iſt in durchaus verſtändlicher Sprache gehalten, 
ſetzt keinerlei Rechtskenntniſſe voraus und wendet ſich beſonders an 
den einfachen Mann aus dem Volke. Aber auch demjenigen, der in 
der Lage iſt, den Wortlaut des Abkommens zu ſtudieren, wird dieſer 
kurzgefaßte Leitfaden zur erſten Aberſicht willkommen ſein. 


Kattowitzer Buchdruckerei und Verlags- A.⸗G. 
vorm. G. Siwinna, Kattowitz. 
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